


Google 





This ıs a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before ıt was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 


It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear ın this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 


Google ıs proud to partner with lıbraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 


We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text ıs helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users ın other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance ın Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 


About Google Book Search 


Google’s mission is to organıze the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 


atihttp: //books.gooqle.com/ 





Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen ın den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google ım 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 





Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ıst. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die ım Originalband enthalten sind, finden sich auch ın dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 





Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 








+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ıst, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 











+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sıe das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer ın anderen Ländern Öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es ın jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 





Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie ım Internet unter|lhttp: //books.google.comldurchsuchen. 









“ LIBRARY 


OF THE 


UNIVERSITY OF CALIFORNIA. 


Accession I (960 . 0° 7.1 


22 


— 










LIBRARY 


OF THE 


UNIVERSITY OF CALIFORNIA. 


Accession I 960 Case 


242 








Lebrbud 
politifchen Oekonomie 


Dr. Karl Heinrich Non, 


großh. bad. geh. Rath und Profeffor zu Heidelberg, Komthut 
des Zähringer Löwenordens, Ghrenmitglied ber k. Afabemie 
der Wiffenfhaften in Wien ꝛc. 


Dritter Band, erfte Abtheilung. 


Finanzwifſenſchaft, erſte Haͤlfte. 


Dritte vermehrte und verbeſſerte Ausgabe. 
Zweiter, unveraͤnderter Abbrud. 


Leipzig und Heidelberg, 
C. F. Winter'ſche Verlagshandlung. 
1855. 





Gruudfäße 


der 


Sinanzwiffenfdaft, 


von 


Dr. Karl Heinrich Nau, 


großh. bad. geh. Rath und Profeſſor zu Heidelberg, Comthur 
bes Zähringer Löwenorbens, Ehrenmitglied ber f. Akademie 
der Wiffenfchaften in Bien x. 


Erfte Abtheilung. 


Dritte vermehrte und verbefferte Ausgabe. 
Zweiter, unveränderter Abdruck 


Leipzig und Heidelberg, 
@. 8. Winter'ſche Berlagshandiung. 





LIBRARY 


OF THE 


UNIVERSITY OF CALIFORNIA. 





Accession I (960 . Cas. ol... 


Koneonereereer nen 





Lebrbud 
ber 


politif chen Oekonomie 


\ von 


Dr. Karl Seinrich Rau, 


großh. bad. geh. Rath und Profeffor zu Heidelberg, Gomthur - 


des Zähringer Löwenordens, Ehrenmitglied ber k. Afabemie 
der Wiffenfchaften in Wien ıc. 


Dritter Band, erſte Abtheilung. 


Finanzwifſeunſchaft, erſte Dälfte 


Dritte vermehrte unb verbefferte Ausgabe. 
Bweiter, unveränderter Abdruck. 


Leipzig und Heidelberg, 
€. 5. Winter'ſche Berlagshandlung. 
1855. 





Grundfäße 


der 


Sinanzwiffenfhaft, 


von 


Dr. Karl Seinrich Rau, 


groß. bab. geh. Rath und Profeſſor zu Heidelberg, Comthur 
bes Zähringer Löwenordens, Ehrenmitglied der k. Akademie 
ber Wiffenfchaften in Bien ıc. 


Erſte Abtheilung. 


Dritte vermehrte und verbefferte Ausgabe. 
Zweiter, unveränderier Abbrud. 


@. 5. Winter'ſche Berlagshandlung. 





” . w 
|} 
0 
* 
t 
x. 
ff y. 


v 











&r. Excellenz, “ 


dem Herrn 


Chriftian Friedrich von Böck, 


großh. badiſchem Finanzminifter a. D., Großkreuz des großh. Ordens ber 

Treue und des Zähringer Löwens, bes k. preuß. rothen Adlers, des k. Baier. 

@ivilverdienfts, bes kurheſſ. Löwen:, und bes großh. heil. Ludwigs⸗Ordens, 
Ritter des k. würtemberg. Friedrich: Ordens, 


| - 


tem bochverbienten vieljährigen Leiter des badiſchen 
Finanzweſens 


verehrungsvoll gewidmet. 


\ 











Vorrede. 


77 


Dar Verfafler empfindet auch bei dieſer neuen Bear: 
beitung der Finanzwiffenfchaft lebhaft, was fi ihm bei dem 
Erſcheinen der erften Ausgabe fühlbar machte, nämlich daß 
ed eine fchwierige Aufgabe ift, jene Wiflenfchaft in ſyſtema⸗ 


tiſcher Geſtalt, in genauer Verbindung mit der Volkswirth⸗ 


fchaftslehre nach ihrer heutigen Ausbildung, und zugleich in 
ftetem Hinblide auf die Finanzpraxis d. h. mit vollfländiger 
Benubung ber im Gefchäftsleben gewonnenen Erfahrungs: 
regeln darzuftellen. „Wieviel auch, namentlich in Deutfch: 
land und befonders in einzelnen Gegenfländen ſchon geleiftet 
worden ift, fo zeigen fich Doch dem, der nach jenen Geſichts⸗ 
puncten dad Ganze durchzuarbeiten unternimmt, nicht wenige 
Luͤcken, unvolftändig erhellte Streitfragen und neu auffteigende 
Zweifel. Se mehr man bei der Beleuchtung der Finanzmaaß: 
regeln in's Einzelne geht und je mehr man eigene Anfchauung 
praßtifcher Verhältniffe gewinnt, defto deutlicher erkennt man, 
wieviel in der Anwendung allgemeiner Grundfäge noch zu 
thun, und wie Manches an diefen noch zu berichtigen ifl. — 
Po übrigens aud allgemeinen Gründen Polen Einrichtungen 
das Wort geredet worden ift, die dem Praktiker fchwer aus: 
führbar erfcheinen, da mag ed dienlich fein, daran zu erin: 
nern, daß dieß fchon bei manchen Forderungen der Theorie 
anfänglich der Zall war und daß ſich immer nad) und nad 
die Mittel ausfindig machen ließen, dasjenige zu vollbringen, 
was man ald gerecht und zwedimäßig erkennen mußte.” (Bor: 
rede zur erflen Ausgabe.) In den obigen Sägen ift zugleich 
das Ziel angedeutet, nach welchem der Verfafler geftrebt hat. 
Es verhält fich mit dem Finanzwefen wie mit: den Gewerben, 
z. B. der Landwirthfchaft. Es giebt ein rationelles Verfah: 
ren, welches fi durch dad Bewußtſein der tiefſten Gründe, 
nach denen man handelt, alfo durch die Weberzeugung von 
ber Güte der gewählten Maafregeln kenntlich macht, und bie 
Wiſſenſchaft fol den Weg vorzeichnen, auf welchem man hie: 
we gelangt, fie darf aber den reichen Borrath von nüßlichen 

ehren nicht vernachkäffigen, die man in ber Praxis gefunden 
bat und die man erfi Fennen muß, ehe man eine Verbeſſerung 
der üblichen Einrihtungen unternimmt. 


° 
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Die erfie Ausgabe diefer erften Abtheilung des dritten 
Bandes oder der Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft erfchien 
im Sabre 1832. Einige Jahre nachher mußte ein unver: 
änderter Abdrud veranftaltet werden, bei welchem jenes Druck⸗ 
jahr beibehalten wurde. Zu Ende des Jahres 1842 erfchien 
bie zweite Ausgabe, die nun ſchon feit einigen Jahren ver: 
griffen iſt. Anfänglich fehlte dem Verfaſſer die Muße zur 

ußarbeitung der dritten Ausgabe, fpäterhin, bei den poltti- 
fhen Bewegungen und Erfchütterungen ber legten Sahre, 
war die Ruhe und der Muth zur Vollendung ded begon- 


nenen Unternehmens nicht vorhanden. Die Vergleihung mit 


ber zweiten Ausgabe wird zeigen, daß der Verfaſſer auch 
diegmal die Mühe nicht gefcheut hat, dem Ausdrud mehr 
Deutlichkeit und Beftimmtheit zu geben, manche Stellen ganz 
neu abzufaflen, auch‘ die älteren WBeifpiele und Belege aus 
der Sinanzflatiftif mit neueren zu vertaufchen. Die große 
Umgeftaltung, die im Staatöleben theild ſchon eingetreten, 
theild vielleicht noch zu ermärten ift, bat auf die leitenden 
Grundſaͤtze dieſes Werkes Feinen Einfluß gehabt, aber ed er: 
gab fi) manchfache Gelegenheit, auf dad Gefchehene hinzu: 
weifen. In der zweiten Abtheilung, welche noch im Laufe 
bed ge enwärtigen Jahres erfcheinen fol, wird fih zu ſolchen 
Berädihtgungen neuer Maaßregeln oder neuer Streitfragen 
noch mehr Veranlaſſung darbieten. Webrigend war es rath: 
fam, in den flatiftifchen Zahlenangaben ſich mehr an bie letz⸗ 
ten Sabre vor 1848 zu halten, weil aus ber flürmifchen Zeit 
nad) dem Februar Peine Regel abzunehmen iſt. Fortwaͤhrend 
ift dad Ergebniß der Staatörechnungen für einen verfloffenen 
Zeitraum mit R., der Voranſchlag (Budget, Etat) mit 2%. 
bezeichnet worden. 

Die Aufftelung eines neuen Hohheitörechtd, eined Eifen- 
bahnregaled, wird fich von ſelbſt rechtfertigen, denn die vom 
Staate gebauten und betriebenen Bahnen find offenbar nicht 
Gegenſtand eines freien Gewerbes, vielmehr iſt dad Recht 
der Staatögewalt zur ausfchlieplichen Uebernahme berfelben 
nicht beſtritten. - 


April 1850. 
%. 9. Bau. 
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\ UN'VERSITY 7 


—E 


Einleitung. 


§. I. 


Zum Weſen des Staates gehoͤrt eine von der hoͤchſten 
Gewalt ausgehende, auf die Befoͤrderung der gemeinſamen 
Zwecke gerichtete Regierungstpätigkeit (I, $. 4.), deren Be: 
dürfniß fich überall, mo Menfchen nahe beifammen leben, fühl: 
bar macht und diefelben zur Unterwerfung unter ein Oberhaupt 
antreibt. Wie jedoch dieß Bedürfniß auf verfchiedenen Bildungs: 
ftufen der Bölfer in ungleicher Weife empfunden wird, fo tft 
auch die Regierungdthätigkeit von verfchiedener Stärke und ihr 
Wirkungskreis von verfchiedener Ausdehnung. Wo der Staat 
zu einiger Entwidlung gelangt, da ift unter den Regierungs- 
zweigen auch die Sorge für eine zur Erreichung der Staats: 
zwede verwendbare Menge von Sachguͤtern begriffen, denn die 
Regierung iſt ebenfo wie Privatperfonen von dem Befige folcher 
Güter abhängig und muß fich um deren Erlangung, Erhaltung 
und gute Benutzung bemühen, d. h. eine Wirthſchaft führen 
oder fih Einfünfte verfchaffen und Ausgaben vornehmen. 
Diefe Sorgfalt der Regierung für die Befriedigung der Staats⸗ 
bedürfniffe vermittelft fachlicher Guͤter iſt das Finanzwefen 
(a) oder die Regierungswirthſchaft, welche auch bis— 
weilen Staatswirthſchaft oder Staatshaushalt ge: 
nannt wird, 1, 8. 14. 


(a) Das Wort Kinanz flammt aus dem 2atein des Mittelalters. 
Im 13. und 14. Jahrhundert verſtand man unter finatio, fiaan- 
cia, auch wohl financia pecuniaria, eine ſchuldige Geldleiſtung. 

Ran, vol. Dekon. te Ausg. II. 1 


= 


Diefe Ausdrüde werden am natürlihfien von finis hergeleitet, 
entweder weil dieß Wort oft einen Zahlungstermin bedeutete, 
wie man durch eine ähnliche Metonymie des Sprachgebrauches 
öfters fagt: einen Termin, ein Quartal bezahlen, oder weil in 
ber älteren Kanzleiſprache finis audj der einen Rechtsſtreit beens 
digende Bertrag und die daraus herrühtente Zahlung hieß, fer- 
ner ein vor dem König über den Kauf von Sruntflüden abge: 
ſchloſſener Bertrag, deſſen Urkunde die Form eines Urtheile er- 
hielt (quasi litis terminus), ferner die Abgabe an den König 
von folden Käufen (Ihe Kings sylvor), eine Entrichtung bes 
antretenden Pachters oder Grundholden an den Berpachter oder 
Grundherrn, auch eine fchwere Geldfirafe; vgl. Du Fresne du 
Cange, Glossar. mediae et infimae latinilatis, s. v. financia 
und firatio. Spelmann, Glossar. archaeologic. 8. v. flais 
(Lond. 1654. ©. 225). Mehrere Schriftfteller Halten den Stamm 
des Wortes Yinanz für germaniih; fie deuten entweter auf das 
englifche fine, Geldftrafe, Brivilegientare u. dgl., (4. B. Ge⸗ 
noveſi, Srundf. d. bürg. Def. I, 358), welches aber nah Spel⸗ 
mann a. a. D. niet vor der normannifhen Eroberung vorfam 
und nad dem Obigen eher mit finis zufammenhängt, — oder auf 
finden, ſchwed. finna, welches durch den Mittelbegriff von er: 
finderifh auf ränkevoll führt, wie das islindifche findinn 
durch ingeniosus, calumniosus, erflärt wird, Haldorson, Lex. 
island. ed. Rask, I, 213 (Hava, 1813), — oder au auf fein. 
— Merkwürdig ift, daß im 16. und 17. Sahrhundert das Wort 
eine allgemeinere und zwar ſchlimme Bedeutung hatte, weil viel: 
leiht das fremde Wort an fein und erfinderifch erinnerte und 
die Ainationes ſelbſt mit vielen Bedrüdungen verbunden fein 
mochten, weßhalb z. B. Schottelius (Bon der deutſchen Haupt: 
ſprache, Braunſchweig 1663, ©. 1316) Finanz durch Scinberei, 
Wucher, erklärt, und Sebaftian Brant (Marrenſchiff) Untren, 
Finantz, Neid und Haß zufammenftellt; vgl. Friſch, Dentſch⸗ 
latein. Wörterb,, S. 267, Scherz, Glossar. germ. med. aevi, 
ed. Oberlin, I, 382. Campe, Wörterbud, S. 321. In Frank⸗ 
reich bezeichnete ſchon damals finance eine Geldſumme, oder ins⸗ 
befondere die Staatseinnahme (Nos adversaires ont peu de 
fiaance, mais ils la menagent bien, fprady der Ganzler de 
U’Hofpital 1568), les finances aber das ganze Staatevermödgen 
und ben Zuſtand ber Regierungswirthſchaft. Der Binfluß ber 
franzöflihen Sprache verbrängte aus der deutichen jenen Wort⸗ 
finn gänzlid. — Der ſpaniſche Ausdruck hacienda für Finanz 
ſtammt vielleiht aus dem Arabiſchen chasena, Gchapfammer. 
Auh im WMuffiihen heißt kasna die Caſſe, kasnatschei ber 
Schatzmeiſter. Vielleicht iR dieß Wort durch die tatarifche Herr: 
[haft eingedrungen. Doch wird in ber ruffifhen Sprache Yinanz- 
wefen durch hosudarstwennie dochodni, herrſchaftliche Cinnah⸗ 
men, ausgetrüdt. 


$. 2. 


Die Ausgaben der Regierung find dazu beflimmt, Arbeiten 
oder andere Leiftungen zu vergüten, die auf ihre Veranſtaltung 





von Einzelnen für Staatszwecke vorgenommen werben. Eine 
folche Verguͤtung ift bei einiger Ausbildung des Volles und der 
Regierungsfunft nothwendig, weil unentgeldliche Beiftungen, die 
den Bürgern auferlegt werben, diefelben auf eine fehr läftige 
Weiſe in ihren Privatgefchäften flören und dennoch für den be: 
abfichtigten Erfolg unzureichend find. Dieß erklärt fich daraus, 
daß nach dem Geſetz der Arbeitstheilung (I, $. 114.) die für 
die Regierung nothwendigen Dienfte am beften von folchen Per: 
fonen verrichtet werden, die fich ihnen ausſchließlich wibmen, und 
daß andere Eeiftungen, 5.3. Abtretung von Sadhgütern, Dar: 
leihen zc. nicht von allen Bürgern gleichmäßig, fondern nur 
von einzelnen Erzeugern oder Befigern erhalten werben können. 
Es mag nun die Regierung folche Zeiftungen anbefehlen, oder 
nur durch Wereinbarung mit Einzelnen vornehmen laffen, in 
jedem Falle muß fie diejenigen Perfonen, welche mehr als an: 
dere für öffentliche Zwecke beitragen, in Sachguͤtern entfchäbigen 
und zu dieſer Ausgleihung einen hinlänglihen Guͤtervorrath 
zur Berfügung haben. 


. 3, 


Nur in einem uranfänglichen, Höchft einfachen Zuftande kann 
ein Staat ohne Finanzwefen beſtehen. So lange ein Zürft 
nur etwa auf dad Richteramt und wenige andere ähnliche Ber: 
richtungen befchränft war, ohne viele Beamte zu Hülfe nehmen 
zu müffen, konnte er ſich fchon durch die höchfte Würde bins 
reichend belohnt finden und feinen Unterhalt, auch fogar einige 
Regierungskoſten aus eigenen Einfünften beftreiten, beſonders 
wenn er fehr begütert war (a). In Sreiftaaten können die Ne: 
gierungsgefchäfte ebenfalld durch unentgeldlihe Dienfte voll: 
zogen werden, was jedoch nur von Reicheren zu erwarten iſt 
und fowohl wegen ber kurzen Dauer der Aemter ald wegen des 
Mangels an Kenntniß und Geſchicklichkeit bei einem Theile der 
Regierenden und Beamten immer fehr unvollkommen gefchieht 
(d). Die Kriege wurden anfänglich durch aufgerufene Bürger 
bewirkt, die fich im Felde felbft zu erhalten hatten. Da jedoch 
foiche unbezahlte Dienfte, obgleich fie viel geringere Wirkſam⸗ 

1* 
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keit haben, dennoch den Einzelnen Opfer, und zwar fehr un: 
gleiche, auferlegen, fo ift e8 ein bedeutender Zortfchritt, wenn 
die Staatögewalt die Mittel erlangt, um fich durch Hingabe 
eined Gegenwerthed die nöthigen Leiftungen in erwünfchter 
Güte zu verfchaffen. 


(a) Hieher gehörende Züge von mehreren Bölkern bei Meiners im 
Götting. hifter. Magazin V, 197 (1789). Den Anfang bes Fi: 
nanzweſens bilden freiwillige Abgaben, wie bei den alten Deuts 
ſchen die Chrengeſchenke an die Oberrichter (prineipes) der Bauen, 
Tacit. German. C. 15, aud zu einzelnen Unternehmungen, 
Reynier, Econ. publ. et rurale des Celtes, 9. 

(b) Ueber die nerdamericanifchen Sägervölfer fe. Ferguson, Essay 
of the history of eivil society, ©. 129 (Baf. 1768). — Unbes 
zahlte Leitungen, die die reicheren atbenifchen Bürger vornehmen 
mußten, (2eitur ieen), 3. B. zur Ausrüflung und linterhal- 
tung eines Shifs im Kriege (Trierardie), ſ. Boͤckh, 
Staatéhaushalt der Athener, I, 481. II, 79. 


$. 4. 

Jede Wirthfchaft erfordert eine Gütermaffe, aud welcher die 
Audgaben beftritten werden, welche Dagegen durch die Einfünfte 
wieder ergänzt wird und zum Xheile felbft ald Quelle von Ein: 
fünften dient, alſo ein gewifles, in feiner Größe dem MWechfel 
auögefegted Vermögen, weßhalb die Wirthfchaft auch als 
Verwaltung bed Vermögens angefehen werben kann. Der 
Gegenftand der Regierungdwirthfchaft ift dad Staatöver: 
mögen, welches zwar in der Verfügung und Benugung ber 
Staatögewalt fleht, aber nothiwendig der Staatögefammtheit 
zugebört und von dem Privateigenthum des Staatdoberhauptes 
forgfältig unterfchieden werden muß (a). Dieß ift die Folge 
von der Stellung der höchften Gewalt, die nicht ihrer felbft willen 
befteht,, fondern zur Beförderung ded allgemeinen Wohles des 
Stautes beftimmt ift und deren Rechten deßhalb auch Pflichten 
zur Seite ſtehen Das Staatövermögen ift aus dem Volksver⸗ 
mögen auögefchieden (b). Welche Gegenftände aber zu jenem 
zu rechnen feien, dieß läßt fich nicht aus allgemeinen Sägen, 
fondern in jedem Lande befonders aus ber Gefchichte deffelben 
erkennen, und diefe Unterfuhung fallt in das Gebiet des po: 
fitiven Staatsrechts. 

(a) Klüber, Och. Recht, 8. 328. 


5 


(6) Das Staatsvermoͤgen in einem weiteren Sinne begreii ſowohl den 
Süterbeflg aller einzelnen Staatsbürger als ber Geſammtheit, 1, 
8.48. — Die älteren Kameraliften brauchten tas Wort Staatsvers 
mögen bäufig in diefem weiteren Sinne, theilten aber das Vermögen 
überhaunt in Grund⸗ und bereitefled Bermögen ein Lopes 

aratissimae), fo taß das leßtere die Binfünfte oder ten aus den⸗ 
Kißen. herfließenden verwendbaren Geldvorrath bedeutete; das Fi: 
nanzivefen wurde daher ale die Berwaltung des bereiteten Staats- 

vermögen® erklärt. Zinde, Kameraliftens Bibliorhef, S. 687 

(1751); v. Zufi, Staatewirthich. II, 21. 


&. 5. 


Die Wiſſenſchaft von der beften Einrichtung der Regierung: 
wirthfchaft oder von der beften Befriedigungsweife der Staats: 
bedürfniffe Durch fachliche Güter ift die Finanzwiffenfhaft 
(a), ein Theil der politifchen Dekonomie, I, $. 15. Diefelbe ift 
nicht felten auch Kameralwiffenfhaft im engeren Sinne 
des Wortes genannt worden (db), weil man urfprünglich unter 
Kammerſachen, Kammergefchäften, nur dad Finanzwefen vers 
fland und erft nach der Errichtung der Kammercollegien auch 
andere, nicht finanzielle Gefchäfte, die fog. Polizei, hinzukamen 
(e). Die Zinanzwiffenfhaft wurde bisweilen auch mit dem 
Namen Staatswirthſchaftslehre belegt, den man jedoch 
beffer der ganzen politifhen Oekonomie vorbehält. 

(a) Es iR dem Eprachgebrauche durchaus zumwiter, auch die Bei: 
ſchaffung verfönlicher Leitungen obne Vermittlung fachlicher Güter, 
3- B. das Gonferiptionsweien, in tie Rinanzwifienfchaft zu rech⸗ 
nen, auch if tiefes Geſchaͤft von eigenthümlicher Art. Vgl. das 

egen Behr, Wirtbich. des Staates, S. 190. 

3. B. Dithmar, Winleitung in die öfonom., Bolicels und Came⸗ 
ralwifienichaften, 6. Aufl. v. Schreber, S. 19. (Kranff. 1769). 
Bine noch engere Bereutung von Kameralwiſſenſchaft if jept fall 
vergefien. Man unterfchied ehemals in dem heutigen Umfunge der 
Finanzwiſſenſchaft 2 Theile, nämlih 1) die Rameralmifienichaft, 
welche von den ganz in ber Berfügung ter Fürſten ſtehenden 
Quellen der Staatseinnahine, d. i. den Domänen und PRegalien 
bandeite, 2) die einentliche Kinanzwiflenfhaft, teren Gegenſtand 
die der Santfläntifhen Mitwirfung unterworfenen Abgaben ber 
Bürger waren, ſ. 3. B. Kifber, Lehrbegriff u. Umfang ter 
teutſchen Staatewifl., S. 20 (Halle, 1783). Röffig, Xehrb. d. 
Finanzwiſſ. $. 6. 

(cl) Rau, Ueber die Kameralwiſſ. ©. 8. 


$. 6. 
Da das Finanzwefen die fachlichen Hülfsmittel zu allen Ans 
flalten und Unternehmungen der Staatögewalt liefert, fo ift 


(6) 
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daffelbe ein nothmwendiger Zweig der Regierungsthätigkeit. 
Der Umfang und die Wirkfamkeit aller Regierungsmaaß⸗ 
regeln werden zum Theile von der Güte des Finanzweſens be: 
dingt, und wenn gleich dieſe für fich allein nicht zureicht, um die 
Bolltommenheitder Staatöverwaltung zu verbürgen, fo übt doch 
ohne Zweifel ein nachläffiges, verworrenes oder durch Unreblich: 
keit verderbted Finanzwefen aufden ganzen Zuftand des Staateß, 
auf deffen äußere Unabhängigkeit fowie auf bie innere Wohl- 
fahrt den nachtheiligften Einfluß. Die Erfahrung hat biefes 
vielfach beftätigt (a) und der hohen Bedeutung des Staatöhaus: 
baltes volle Anerkennung verſchafft. Je mehr die Regierungd- 
kunſt vervollkommnet wird, je mehr Foftbare Anftalten zum Bes 
dürfniß werden, defto fünftlicher und fchwieriger wird auch dad 


Finanzweſen. 
(a) Beiſpiele giebt die Staatengeſchichte in Menge. Nan bedenke nur 
die Lage Frankreichs vor der Revolution und in der letzten Zeit 
des Directoriums wor dem 18. Brumaire VIII. (1800). 


8. 7. 

Das Finanzwefen, als eine Wirtbfchaft, muß unter den all; 
gemeinen Grundfägen flehen, welche aus dem Zwede jeber 
Wirthfchaft entfpringen (a), und hat manche Gegenflände, Ber: 
richtungen und Regeln mit der Wirthfchaft einer einzelnen 
Familie gemein. Wie diefe ift ed auf ein befonderes ausgeſchie⸗ 
bened Vermögen angewiefen. Daß man die Einnahmen und 
Audgaben mit einander ind Gleichgewicht feßen, auf Die Fort: 
dauer der Einnahmen (Nachhaltigkeit) forgfältige Rüd: 
ficht nehmen, alfo den Bermögensflamm, aus dem die Ein: 
fünfte fließen, fchonen (b), den rohen und reinen Ertrag ber 
Einkünfte wohl unterfcheiden, auf Vermehrung derfelben und 
auf Verminderung der Audgaben Bedacht nehmen, alle wirth: 
ſchaftlichen Borgänge durch genaue Aufzeichnung in der @rinne: 
rung fefihalten und biedurch eine Weberficht derfelben bereiten 
müfle, — dieß alles gilt als Vorſchrift in der Finanzwiſſen⸗ 
fhaft ebenſowohl wie in ber Privatwirthfchaftdlehre (c). 

(so) Bol. Rau, Crundriß der Kameralwifl. $. 32. ff. 
en Bergius, Pol. u. Kam. Magaz. II, 283. . 
c) —78 jene aus dieſer abzuleiten, Genoveſi, Bärgerl. Oekon. 


’ 
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8.8. | 
Das Finanzwefen unterfcheidet fich jedoch auch wieder in 
vielen Hinfihten von einer bürgerlichen Wirthfchaft, und die 
Beleuchtung diefer Berfchiedenheiten iſt fehr geeignet, Die Haupt⸗ 
lehren ber Sinangroiffenfiheft vorläufig anzudenten. Der Unter 
ſchied zeigt fich 
I) ſchon in der Menge und Manchfaltigkeit dr Ger 
fhäfte. Im Finanzwefen findet fi) nämlich ein Betrag der Aus⸗ 
gaben und Einnahmen, welcher wenigſtens in den großen und mitt: 
teren Staaten die Einfünfte eines Privatmanned weit übers 
fleigt, — ferner eine fo große Anzahl von verfchiedenen Quellen’ 
der Einnahmen und von Gegenftänden der Ausgaben, wie fie 
ebenfalld die Privatwirthfchaft nicht beſitzt. Beide Umſtaͤnde 
machen die Anſtellung eined zahlreichen Perfonaled und bie 
Trennung mehrerer Zweige bed Finanzdienſtes nothwendig, 
wodurch die oberfle Leitung- beträchtlich erfchwert wird. Der 
Borfiand des ganzen Finanzweſens fann nur Durch verichiebene 
Mittelglieder die Ausführung der Befchlüffe bewirken, Die Bes 
fhaftöführung der unteren Beamten nicht an Ort und Stelle 
beobachten, fondern diefelbe faft nur aus fchriftlichen Berichten 
kennen lernen und vermittelſt fchriftlicher Befehle leiten. Diefe 
Umfländlichkeit und Schwerfälligfeit im Staatöhauähalte hat 
bie Folge, daß hier Manches nach anderen Regeln eingerichtet 
werden muß, als in der bürgerlichen Wirthfchaft. 


8. 9. 

3) Eine erheblichere, das Werfen beider Arten von Wirthſchaften 
€$. 7.) betreffende Berfchiedenheit äußert fi in ben Quellen 
der Einkünfte. Der Einzelne kann fi Güterzuflüffe nur 
durch den Erwerb verfchaffen, d. h. Durch eine für jenen Zweck 
übernommene Befchwerde, die entweder in einer Arbeit, oder in 
ber Aufopferung eines Gütergenuffes, oder in beiden zugleich 
beſteht (a). Die Staatägewalt fann zwar folche Erwerbswege 
ebenfalld benugen, eb fleht ihr aber auch frei, Den Bürgern Ab- 
gaben aufzuerlegen, ohne daß fie ihnen eine befondere Leiſtung 
dafür darböte, eine Macht, die im Privatleben, wo die Ein: 
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zelnen .fich frei gegenüberftehen, nicht vorfommt, und die auch 
zur härteften Bedruͤckung gemißbraucht werben fann. Die 
Wiſſenſchaft warnt vor diefem Abwege durch Lehren der Ge: 
rechtigfeit, Mäßigung und wirtbfchaftlichen Klugheit, deren 
firenge Befolgung in der Ausübung von dem Pflichtgefühle der 
Regierung und in Staaten mit ftändifcher Berfaffung zugleich von 
dem Steuerbewilligungsrecht der Landftände bewirkt werden fol. 


(a) Rau, Ueber die Kameralwifl. S. 47. — Glücksfälle, 5. B. Erb⸗ 
f&haften, Geſchenke u. dgl., können zwar Ginnahmen gewähren, . 
die nicht in diefem Sinne erworben, fondern unentgeltlich er: 
langt find, allein man bat über ſolche Breignifle Feine Gewalt. 


$. 10. 


- 8) Eine nicht minder wichtige Verſchiedenheit der bürgerlichen 
und der Regierungdwirthichaft laßt fich in dem Maaße und 
den Gegenftänden der Ausgaben erkennen. Die erftere 
bat zunächft den nothwendigen Unterhalt der Familie zu fichern, 
erhebt fich. aber über denfelben hinaus zu dem Nüglichen und Ans 
genehmen, und da bie ſachlichen Güter jedem erdenklichen Zwecke 
irgend eine Unterſtuͤtzung gewähren können, die Neigungen und 
Wünfche aber mit dem Umfange der Befriedigungdmittel fort: 
wachfen, fo giebt ed Feine beſtimmte Gränze für das Verlangen 
nach größerem Vermögen. Yebe nicht widerrechtliche und nicht 
unfittliche Berwendungsart der Einkünfte fteht dem Bürger frei, 
nur die Klugheit räth ihm, dad Nöthige vor dem bloß Angeneh⸗ 
men zu berüdfichtigen u. dgl , und nur in der jedesmaligen Größe 
ber Einnahmen findet er eine Außere Beſchraͤnkung feiner Aus- 
gaben. Die Regierungswirthſchaft dagegen fol lediglich die 
wahren Bedürfniffe des Staates in Gemäßheit feiner Vernunft: 
befliimmung befriedigen. Diefe begreift zwar fo viele einzelne 
Zwecke in ſich, daß man oft nicht Mittel genug befigt, um alles 
das, was jene erheifchen, auf einmal zu verwirklichen, aber es 
find Feine Berwenbungen des Etaatövermögens außerhalb jenes 
oberften Staatszweckes zuläffig. Berner fol die Staatöverbin: 
dung dad Privatleben nicht zerftören, und deßhalb fol die Be: 
förderung der gemeinfamen Zwecke von ber Regierung nur in: 
fomweit unternommen werben, als biezu die Privatbeftrebungen 





nicht genhgend find. Die Regierungswirthfchaft muß daher, 
die bürgerliche Wirthfchaft- vorausfegend, fich auf bie geſell⸗ 
fhaftlihen, in den Staatdzweden begründeten Bebürfniffe 
beſchraͤnken (a). 


(a) 11 u'y a rien, que la sagesse et la prudence doivent plus regler, 
que cette portion qu’on ôte, et cette portion qu’on laisse aux 
sujets. Ce p’est point à ce que Je peuple peut donner quil 
faut mesurer les revenus publics, mais & ce qu'il doit donner 
(vorausgefept, daß das Volk mehr geben fönnte, als man für die 
Staatsbebürfnifie braucht; gemöhnlicdy verhält es ſich umgekehrt); 
et si on les mesure a ce quil peut douner, il faut que ce 
soit da moies à ce qu’il peut toujours donner, Montes- 
quien, Esprit des lois XIII, Cap. 1. Bgl. von Sonnenfel®, 

rundfäße der Polizei sc. III, 8. 13. 


$. 11. 

Das Finanzwefen, ald ein Zweig der Staatövermaltung, 
muß auch unter den allgemeinen Bernunftgefegen ftehen, welche 
das Wefen des Staates und die in demfelben obwaltenden” 
Rechtöverhältniffe ausſprechen. So wie die Befugniß der Höchften 
Gewalt, eine befondere Wirthſchaft zu führen (die fogenannte 
Finanzgewalt), in diefen Gefegen begründet ift, fo geben 
diefelben auch die Richtfehnur für Die Gränzen dieſes Rechtes in 
feinen einzelnen Aeußerungen und für die damit verbundenen 
Obliegenheiten. Letztere rühren theild aus einer Anwendung 
privatrechtlicher Säge her, 3.3. die Verpflichtung, den Staats⸗ 
gläubigern volftändig das Werfprochene zu halten, theild aus 
einem rein ſtaatsrechtlichen Grunde, 3.3. das Gebot, die Staatb: 
taften gleihförmig aufzulegen, dad Verbot, Staatseintünfte für 
Privatzwıde zu mißbraudhen u. dgl. Die Finanzwiffenfchaft 
ſchoͤpft demnach einen heil ihrer Grundfehren aus der philos 
fophifhen Staatswiſſenſchaft (a) und nimmt, ald Theil 
der Staatöflugheitölchre (1,8. 21.), wie die Polizeiwiſſenſchaft, 
Juſtizpolitik u. a. eine Stelle in dem Syſteme der gefammten 
Staatswiffenfhaft in Anforud. 

(a) Sie wird aud reine Staatslehre oder Wiſſenſchaft des natürlichen 
oder allgemeinen Staatsrechts genannt, jus publicum universale. 
$. 12. 

Ale Zweige der Staatöverwaltung müffen in einer folchen 

organifchen Verbindung unter einander ftehen, daß feiner den 


Zwecken eines anderen feindlidy entgegenwirkt. Dies gilt ganz 
befonderd von dem Finanzweſen, weil diefed nur Die Mittel zu " 
den Staatseinrichtungen liefert, ohne felbft geradezu Die Wohl: 
fahrt befördern zu fönnen. Am leichteften könnte der ebenfalls 
auf Sachgüter gerichtete Zweck des Volkswohlſtandes (H, $. 1.) 
durch die Finanzmaaßregeln beeinträchtiget und fo die Wirkſam⸗ 
feit der Volkswirthſchaftspflege fruchtlos gemacht werden, wenn 
man nicht bei jeder Art von Finanzgefchäften eine ſolche nad: 
theitige Wirkung eifrig zu vermeiden fuchte. Deßbalb ift es 
nöthig, fortwährend die Geſetze der Volkswirthſchaft zu Rathe 
zu ziehen und nach denfelben zu unterfuchen, wie weit der Staats⸗ 
aufwand ausgedehnt werden dürfe und wie die für den Staat 
nöthigen Summen aufgebracht werden können, ohne die Güter: 
erzeugung zu ſchwaͤchen und die Befriedigung der Bedürfniffe 
bed Volkes zu verhindern. Auch die richtig aufgefaßten Zwecke 
der Regierungswirthſchaft felbft fordern zur Schonung des Volks⸗ 
woblftandes auf, weil Diefer die Fortdauer reichlicher Staatdeins 
nahmen bedingt. Eine drüdende, die Berarmung des Volkes 
berbeiführende Finanzverwaltung, fie mag ſich nun harter Ges 
waltftreiche (@) oder lifliger Kunftgriffe (6) bedienen, fann nur 
aus kurzfichtigem Despotismus entfpringen. 


(s) Die Finanzgefchichte des Mittelalterd liefert zahlreiche Beiſpiele 
jolcher Ungerechtigkeit, 3. B. der Erpreſſungen von ten Juden, 
wie fie mehrere engliſche Könige, am meinen Johann, ausübten. 

(d) Solches Derfahren wird Plusmacerei genannt. Binde, Kame⸗ 
raliftenbibliothef, III, 872 (Leipz. 1752). Schon im Altertbume 
famen Maaßregeln diefer Art vor, wie deren mehrere im 2. Bude 
ber dem Ariftoteles zugelchriebenen Oekonomik erzäblt werten, vgl. 
Klock, De aorario , ©. 1062. Tholozanus, De republica, 
ib. IH. c. 6, 


$. 13. 

Die Zinanzwiffenfhaft muß aus diefem Grunde ftet8 au 
die Volkswirthſchaftslehre (Nationaloͤkonomie) geftügt werben 
und kann großentheild ald Ergebniß einer Anwendung diefer 
Wiffenſchaft auf den Zweck der Berforgung der Staatögewalt 
mit fachlichen Hülfsmitteln angefehen werden (a). In dem⸗ 
felben Verhaͤltniß zur Nationalökonomie ſteht auch die Volks: 
net erßpolitif oder die Lehre von ber Volkswirthſchaftspflege 
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(b). Diefe und die Finanzwiffenfchaft, die man beide unter dem 
Namen ber wirshfhaftlihen Politik zufammenfaffen 
kann, laffen fich wegen ihrer Abflammung von zwei Srundwiffen: 
ſchaften, aus deren Verbindung fie entfpringen, mit gleichem 
Rechte ebenſowohl in die Staatsmiffenfchaft einreihen, als auch 
mit der Volkswirthſchaftslehre zu einem wiffenfchaftlichen Inbes 
griff, der politifchen Dekonomie (I. $. 3. 14.), vereinigen. Das 
Finanzweſen und die Volköwirthichaftöpflege, obgleich ihre 
Zwecke verfchieben find, haben Doch eine Verwandtſchaft, indem 
fie beide eine Sorge der Regierung für Wirthichaftsangelegen: 
heiten enthalten, und dieß wird in mancherlei Berührungen ſicht⸗ 
bar. Manche Einrichtungen gehören beiden Gebieten zugleich 
an, weil fie neben ihrer Wirkung auf die Volkswirthſchaft auch 
eine Benutzung für die Staatdcaffe zulaflen, z. B. Die Zölle, 
die Münzen, dad Poſtweſen u. dgl. Wo dieſe beiden verfchiebe: 
nen Rüdfichten fich wiberfireiten, da muß in der Regel die finans 
zielle nachfichen, weil die Regierung eber eine andere minder 
ſchaͤdliche Einnahmöquelle auffindet, ald die Volkswirthſchaft fich 
im Kampfe mit einem mächtigen Hinderniffe emporbheben ann. 

(se) Daß die Rationalölonomie der Finanzwiſſenſchaft nur Regeln zur 
Schonung, nicht zur Beiörberung des Volkswohlſtandes geben 
Fönne, zeigt richtig Schön, Bruntfäge der Finanz, ©. 10. 

(d) Die Anticten über das Berhältniß dieſer Wilfenfchaften zu eins 
ander find nicht übereinflimmend. @inige betrachten nur die Volkes 
wirthfchaftspolitif als ten angewandten, praftifhen Theil ber 
zationaldfonnmie und feßen beiden die Binanzwifenichaft gegen: 

über, z. B. Baumflarf, Kameral. Encyklop. ©. 64. (1835). 
$. 14. 

Die allgemeinftien Grundfäße der Finanzwiffenfchaft find 
demnach von dreifacher Art und aus drei verfchiedenen Grund» 
wiffenfhaften herzunehmen, naͤmlich 1) allgemein wirth⸗ 
ſchaftliche (9. 7.); — 2) pbiloſophiſch⸗ſtaatsrechtliche und 
politifche, überhaupt flaatswiffenfchaftliche ($. 11); — 3) 
voltöwirthichaftlihe (9. 12.). 

Außerdem werden an verfchiedenen Stellen der Finanz: 
wiſſenſchaft mehrere Huͤlfslehren benugt, unter welche 
bauptfächlich gehören: HD Gewerbskunde (I, 8. 22.), nam: 
lich Land: und Forſtwirthſchafts-, Bergbau, Gewerks- und 





Handelslehre, nicht allein weil die Regierung ihrer Einkünfte 
willen bisweilen einzelne Gewerbögefchäfte felbft unternimmt, 
oder doch an den Früchten folcher Unternehmungen Theil 
nimmt, fondern auch, weil ohne Kenntniß des Gewerböhetriebes 
das aus demfelben herfließende Einfommen nicht genau befteuert 
werden kann (a); 2) Gefchichte und Statiftif, 1,$.23. 24, 
Die Sefhichte des Finanzweſens ift in die der Staaten ver: 
flochten und muß in ihrem Zuſammenhange mit ben allgemeinen 
Veränderungen im Staatenleben betrachtet werden. Bald war 
ed bie in einem gewiffen Zeitpunct herrfchend gewefene Vor: 
flelung von dem Umfang der gefellfchaftlichen Bedürfniffe, bald 
die Macht der Regierenden, burch die Verfaffung oder troß ders 
felben ausgedehnt, bald ein fremder Einfluß auf die Regierung, 
was den Umfang und die Befchaffenheit des Staatdaufwandes 
regelte, auch wurde die Wahl der Einnahmsquellen häufig von 
Rüdfichten geleitet, welche in allgemeinen Staatsverhältniffen 
berubten. Kennt man jedoch diefe Beziehungen, fo gemährt 
auch die abgefonderte Bearbeitung ber Sinanzgefchichte wegen 
der größeren dabei möglicheh Audführlichkeit vielen Nugen. 
Unter den Gegenftänden der Statiſtik ift nicht bloß die Beſchrei⸗ 
bung des Finanzweſens, fondern auch die Darftellung der volks⸗ 
wirthfchaftlichen Verhältniffe jedes Staates, wegen der Abhän: 
gigfeit des erfteren von dem Zuſtande der Volkswirthſchaft, 
hoͤchſt Iehrreich, ja zur Erläuterung und Ausbildung der Theorie 
kaum entbehrlich (b). 3) Staatsrechenkunſt, politifche 
Arithmetik, ein Theil der angewandten Mathematik, welcher 
ſich mit der Loͤſung mandhfaltiger, in der Staatöverwaltung vor: 
kommender Rechnungsaufgaben befchäftiget. Der Kreis ber 
Gegenſtaͤnde, bei welchen fih Anlaß zu Berechnungen ergiebt, 
ift keineswegs gefchloffen, fondern erweitert ſich fortwährend. 
Zur die Finanzgefchäfte find befonders die Zinsberechnungen 
von erheblichem Nugen (c). 
(a) Die für den Binanzbeamten nüglichen Lehren ber reinen und ans 
gewandten Chemie (chemifchen Technologie) enthält: PH. v. Hols 
ger, Die Staatswirtäfchaftschemie, Wien, 1543. 


(d) „Man ſagt oft: Zahlen regieren die Welt. Das aber ift gewiß, 
Zahlen zeigen, wie fie regiert wird,“ Goethe bei Cckermann, 
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1. — Lehrreiche Bemerkungen über die Finanzſtatiſtik von Balbi 
in Revue encyeloped. 1831. Aug. ©. 249. 


(ce) Der Engländer Bette (1680) wird ale Begründer dieſes Zwei⸗ 
ges der angewandten Arithmetif angefehen, in welchen man aud 
die Srfabrungsfäge über die Zahlenverhältniffe des menſchlichen 
Lebens aufzunehmen pflegt, foweit fie nicht, als einzelne Staaten 
betreffend, der Statifif angehören. v. Florencourt, Abhand⸗ 
lungen aus der juridifchen u. politifhen Rechenkunſt. Altenburg, 
1781. — Michelſen, Anleitung zur juriflifchen, polit. und oͤkonom. 
Rechenkunſt. Halle, 1782. 11. B. (unbequem wegen Bermeidung 
der Buchflabenrehnung.) — v. Langsdorf, Nrithmetifche Ab: 
bandlungen über juridiſche, ſtaats- und forkwiflenfch. ragen, 
Mortalität, Bevölkerung und chronologifche Beftimmungen. Hei: 
telb. 1810. — Sremillet, Theorie der Berechnung zufammen: 
gefenter Zinfen, überf. v. Deyhle. Ulın, 1825. — Löhmann, 
Handbuch für juridifche u. ſtaatswirthſch. Mechnungen. Leipz. 1820. 
(beide Teßtere Werke mit Tabellen, welche die Berechnungen ab: 
fürgen.) — Müller, Arithmetif und Algebra. Heidelb. 1833. — 
Eiſenlohr. Arithmetik und Algebra mit ihrer Anwendung auf 
die Rechnungen des Geſchaͤftolebens. Heidelb. 1838. — Bleib: 
treu, Bolit. Arithmetik, Heidelb. 1845. — Dettinger, Anleit. 
zu finanziellen, polit. u. jurid. Rechnungen. Braunfchweig 1845. 


$. 15. 


Bei der alten Streitfrage über dad Verhaͤltniß der 
Wiffenfhaft (Xheorie) zur Ausübung (Praris), die 
auch in Bezug auf dad Finanzweſen häufig befprochen wor: 
ben ift, können folgende Süße ald Anhaltdpuncte dienen. 

1. Die bloße GSefhäftsübung (Routine) ohne wif: 
fenfhaftlihe Kenntniß muß mit Entfchiedenbeit 
als unzureichend erklärt werden. Ohne geordnete, 
reifes und vielfeitiges Nachdenken Über die wirthfchaftlichen An: 
gelegenheiten der Staaten iſt man nicht im Stande, den Weg 
zu Verbefferungen mit Sicherheit zu finden und ſich auf ihm frei 
von Berirrungen zu behaupten; man bleibt in Borwtheilen be: 
fangen und hält fich, flatt das Ganze zu überbliden, an Ein- 
zelnes. Sobald in einem praftifhen Gebiete eine mwiffenfchaft: 
liche Behandlung angefangen hat, kann Niemand, der zur Aus: 
übung berufen ift, es fei denn in den ganz untergeordneten 
Dienften, den Beiftand des Gedankenvorrathes entbehren, der 
in der Wiffenfchaft niedergelegt ift, felbit wenn diefe noch unreif 
wäre. Der Schein einer, ohne Benugung der Wiffenfchaft aus 
bioßer Geſchaͤftsuͤbung erlangten vollfommenen Tuͤchtigkeit iſt 
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Zäufhung, weil babei immer mittelbar auf irgend eine Weiſe 
die in dem Beamtenflande verbreiteten ober auch zum Gemein: 
gute der Bürger gemordenen wiffenfchaftlichen Lehrſaͤtze ihren 
Einfluß geäußert haben, auch muß diefe mühfame Weiſe ber 
eigenen Ausbildung, wo man bie Theorie zerſtuͤckelt und aus 
zweiter oder dritter Dand fich aneignet, dem unmittelbaren Er- 
forfihen derfelben immer nachgefegt werden. Die Erfahrung 
beweift, daß die Wiflenfchaft eine große Macht über die Aus⸗ 
übung befißt, daB ihre Ausfprüche, ſelbſt die irrigen, auf vieler: 
lei Wegen, früher oder fpäter, in das Gefchäftöleben gelangen 
und dort herrfchend werden, und daß nur hiedurch große Ber: 
befferungen zu Stande fommen. 


$. 16. 


1. Gleichwohl giebt die Wiſſenſchaft fuͤr ſich al⸗ 
lein zur Führung ſchwieriger Staatsgeſchaͤfte nicht 
die hinlaͤngliche Fähigkeir. Weil fie naͤmlich in ihrer 
jedesmaligen Geftaltung einem ganzen Zeitalter, nicht einem ein: 
zelnen Volke angehört, fo muß fie nach Allgemeinheit fireben. 
Sie kann bei der Entwidlung der Stammfäge nicht in alle 
denkbaren oder thatfächlichen Verfchiedenheiten der äußeren Zu⸗ 
fände eingehen und muß fich oft begnügen, die in der Mehr: 
zahl der Fälle zu erwartende gewöhnliche Lage der Dinge vor: 
auszufegen. Nur da, wo bloß wenige Fälle möglich find, ift es 
thunlich, für jeden derfelben befondere Grundfäge aufzuftellen. 
Man muß alfo immer erft die Umftände, in denen man feine 
Thätigkeit äußern fol, auf das Benauefte erforfchen und über: 
denfen, um aus den allgemeinen und unwandelbaren Lehrfägen 
richtige Folgerungen für die gegebene Befonderheit zu ziehen. 
Was hier als Ausnahme einer theoretifchen Regel erfcheint, ift 
nur die Folge von der Einwirkung eines anderen Grunbfaßes. 
Zu diefen forgfältig aufzufaffenden Umftänden gehören die recht: 
lichen Verhaͤltniſſe (pofitives Privat: und Staatsrecht des ein- 
zelnen Landes), die bisherigen Einrichtungen der Finanzver- 
waltung, auf die man fortbauen muß oder von denen man 
wenigftend nicht fogleich abgehen darf, Die Nahrungsquellen und 
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die Wohlhabenheit ded Volkes, die Außere Stellung bes 
Staates u. dgl. 


g. 17. 


II. Es waraud öfter die Schuld der biäherigen 
Zheorie, wenn man fie nicht anwendbar fand, 
d. b. fie war noch unvolllommen und ihre Lehren bedurften, 
wenn man fie in Vollzug zu bringen unternahm, noch einer 
Läuterung. Dieß wardie Folge des jugendlichen Alters der ganzen 
politifchen Defonomie und bes Umftandes, daß viele Bearbeiter 
biefer Wiffenfchaft ihre Sorgfalt und Vorliebe den volkswirth⸗ 
fchaftlichen Grundlehren zugemwendet hatten und in die Finanz: 
wiflenfchaft weniger eingedrungen waren. Daber blieben manche 
ſchwierigere X heile derfelben ungenügend durchdacht, ed wurden 
bie und da aus einem zu befchränkten Kreife von Erfahrungen 
einfeitige Schlüffe abgeleitet, ed wurden Behauptungen, die nur 
in gewiflen Befchränfungen wahr find, mit zu großer Allge: 
meinheit aufgeftellt, die drei Arten von oberfien Grundfäßen 
($. 14.) durchdrangen fich nicht immer gehörig, bald wurde das 
egoiftifch-wirthfchaftliche Princip auf Koften des rechtlichen und 
vollswirthfchaftlichen, bald eines der beiden legteren mit Hintan- 
fegung der übrigen einfeitig verfolgt, endlich find über manche 
Arten von Zinanzgefhäften noch gar feine wiflenfchaftlichen 
Betrachtungen angeftellt worden (a). Je glüdlicher man in 
der Vermeidung diefer Klippen fein, und je mehr fich der Bor: ' 
rath belehrender Erfahrungen anhäufen wird, befto fefler muß 
auch da3 allgemeine Vertrauen auf die Theorie wurzeln (b). 


(a) Wo dieß nody. nicht geſchehen ift, da ift man leicht geneigt, fogar 
tie Möglichkeit oder doch die Fruchtbarkeit einer foflematifcen 
Behbandiung in Zweifel zu ziehen und die Begenftände in das 
Gebiet wechſelnder, befunderer Regeln zu verweifen. Wie aber bie 
BWiffenidaft mehr gepflegt wird, zieht fle auch mehr folder An- 
gelegenheiten in ihren Bereich. 
ergl. v. Jakob Finanzwifienfchaft. I. Vorrede. — v. Malchus, 
Handb. I. Borrede. — Daß Theoretifer, welche ſich nicht zur vollen 
Höhe der Wiſſenſchaft ihrer Zeit erhoben hatten, durch ihre uns 
reifen Ausfprüce den Geſchaͤftsmaͤnnern Stoff zu gerechtem Tadel 
gaben und Hierdurch ein Vorurtheil gegen tie Theorie felbft vers 
anlaßten, if befannt. — Jacob a. a. D. unterfcheidet 1) ben 
reinen Theoretiker, der fid) blos an das Allgemeine hält, 2) den 
praftifchen Theoretiter, der die Anwendung der Theorie auf wirk⸗ 


(8) 
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liche Fuͤlle lehrt, 3) den theoretifchen Praltiker, 4) den bloßen 
Praktiker, Routinier. 
$. 18 


Wie die gefammte politifche Dekonomie (I, $. 26.), fo ift 
indbefondere die Finanzwiffenfchaft von unzweifelhaftenr Nutzen 
—) für den Beamten in jedem Zweige der Finanzverwal⸗ 
tung. Manche diefer Zweige wurben früherhin blos nach den be⸗ 
fonderen Kunftregeln, 3. B. der Forſtwiſſenſchaft, des Bergbaues, 
des Poft:, Münze, Lottoweſens ıc. behandelt, in unferem Zeit: 
alter aber verbreitet fih mehr und mehr die Ueberzeugung, daß 
dieſe technifchen Kenntniffe nicht genügen, und daß man auf die 
allgemeinen finanzwiffenfchaftlichen Lehrſaͤtze zuruͤkgehen muß, 
um jeden diefer Gefchäftdzweige ganz zwedimäßig zu geftalten; 
2) fürden Juſtiz- und Polizeibeamten, weil bei vielen 
Rechtöftreitigkeiten (3.8. fiscaliſchen) und Vergehen die Begriffe 
und Einrichtungen ded Finanzweiend maaßgebend find, und 
weil manche Staatdanftalten die Zwecke der Volkswirthſchafts⸗ 
pflege (Wohlſtandspolizei) und der Regierungswirtbfchaft zu: 
gleich betreffen, alfo beide Gchiete berühren, 8. 13 (a); 3) für 
den Bürger, welcer die Ereigniffe feiner Zeit begreifen wi, 
oder auch in Gemeindeämtern, auf Provincials und Landtagen 
zu einer Öffentlichen Wirkſamkeit berufen ift (2). 


(a) Gafienvifitationen und Sportelweien bringen eBenfalls ten Gerichte: 
beamten mit Finanzgeſchaͤften in Berührung. 

(6) Die Wirthſchaft einer Gemeinde (Rämmereiwefen) if in 
vielen Stüden als ein Finanzwefen im verjüngten Maaßſtabe, in 
anderen Puncten dagegen als eine fehr ausgedehnte Privatwirth⸗ 


ſchaft anzufehen. 
$. 19 


Die Gefchichte der Finanzwiſſenſchaft ift von der 
Geſchichte des Finanzwefend zu unterfcheiden, obgleich beide in 
vielfachen Beziehungen zu einander flehen und oft Ereigniffe in 
ber einen aus Urfachen, die in der andern liegen, hergeleitet 
werden müffen. In ber früheren Zeit, wo ed noch feine finanz: 
wiffenfchaftliche Literatur, d. h. kein geordnetes Nachdenken über 
Gegenflände ded Staatshaushaltes, fein Zuruͤckgehen auf oberfte . 
Srundfäge gab, läßt fi) nur aus den Finanzeinrichtungen der 
Staaten auf die VBorftellungen und Regeln fchließen, nach denen 
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die Staatömänner handelten, boch muß man bei diefem Schluſſe 
ſehr vorfichtig fein, indem Manches mehr dem Zufalle oder 
einem dunkeln Gefühle, ald der Ueberlegung zuzufchreiben ift. 
Man kann drei Perioden von fehr ungleicher Länge annehmen. 

1. Unwiffenfhaftliher Zuftand. Dem ganzen Alter: 
thume war eine wiflenfchaftliche Behandlung des Finanzwefens 
fremd und dieſer wichtige Theil ber Regierungdgefchäfte fland 
in einer Geringfchägung, deren nachtheilige Folgen wie in ber 
Gefchichte der alten Staaten nicht verfennen fönnen. Die we- 
nigen auf und gefommenen Schriften von finanziellem Inhalte 
find, obſchon für die Kenntniß der alten Staaten lehrreich, doch 
für die Zheorie von fehr geringem Werthe (a). 


(a) Zenophons Eleine Schrift: dgos 7 negl ne000dwy, de reditibus 
reipabl. Atheniensis, enihält Borfchläge zur Vermehrung der 
athenifchen Staatseinfünfte, wobei befonders das Streben, dem 
Staate zureichende Binfünfte aus feinem eigenen Gebiete, unab: 
bängig von fremden Zuflüflen, zu verfhaffen, ferner die Empfeh⸗ 
fung bes Bergbaues auf Silber und die Meinung, die Vermeh⸗ 
rung tiefes Metalle könne den Preis deſſelben nicht erniedrigen, 
bemerfenswerth if. Deutſch (mit einem weitfchweifigen Commen⸗ 
tar) von Zinde, Wolfenbüttel, 1763. vgl. Reynier, Ec. publ. 
et rur. des Grecs, ©. 319. — Das 2. Bud der angeblichen 
ariotelifhen Oekonomik (8. 12 [d]) iR vielleicht unädt. 
Bol. jedoh Heeren, Ideen, 4. Ausg. Ill. S. 252. 


$. 20. 


Als nach dem Ende des Mittelalterd die Staatöwiffenfchaft 
wieder erweckt wurde, verbreiteten fich die politifchen Schrift: 
Reller auch über das Finanzweſen, aber die erften Verſuche fo: 
wohl in größeren ftaatöwifjenfchaftlichen Werken (a), al in der 
abgefonderten Darftelung ded Finanzwefens (b) waren fehr 
mangelhaft; fie zeugten mehr für den Sammlerfleiß, ald für bie 
gründliche Sachkenntniß ihrer Verfaſſer und bewiefen Feine Ein: 
fiht in die Bedürfniffe der Gegenwart. Später, im Verlaufe 
des 17. Jahrhunderts, ergriffen Gefchäftömänner die Zeber. 
Auch ihnen flanden die Hauptgrundfäge der Wiſſenſchaft (8. 14.) 
nicht vollſtaͤndig vor Den Augen, fie waren faft nur von dem einen, 
dem egoiſtiſch⸗wirthſchaftlichen Srundfaße durchdrungen und be: 
ſchaͤftigten ſich mit entfchiedener Vorliebe mit der Domänen: 


wirtbfchaft, Die man damals ald den wahren Kern des Finanz: 
Ran, pol. Delon. Ite Ausg. II. 2 
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weiens betrachtete. Das in ben wirklichen Staaten hoͤchſt uns 
volllommene Steuerwefen zog noch wenig Nachdenken auf fich, 
und die Lehre von den Staatsausgaben fiel faft ganz hinweg, 
weil ed an leitenden flaatörechtlichen Sägen fehlte. Doch rangen 
deutfche Schriftfteller, von einem richtigen Gefühle geleitet, eifrig 
nach Ordnung, Gerechtigkeit und Schonung, obgleich fie Diefes 
Streben nicht methodifch zu begründen vermochten (c). 


(a) 3.8. Gregor. Tholozanus, Derepublice, im 3. Buche. Diefes 
Buch wurde mehrmals abgedrudt, u. a. Francof. 1642. 4. Arnd 
in f. Bibliotheca politico-beraldica, 1705, S. 97, erwähnt eine 
Ausgabe von 1597, Francof., welche vermuthlich noch nicht die Altefte 

il. Naudé (Bibliographia politica, Hal. 1712, ©. 28) ſchildert 

den Berf. richtig: omnia ingerit et pauca digerit; ost. Rau, 
Primae lineae bistoriae politics, S. 32. — Jo. Bodinus 
"(Bodin), De republica, Lib. 6. cap. 2, auerft franzdf. 1577, 
dann latein. 1586 und öfter. Der Darf, diefes merkwürdigen 
Werkes war neben feiner unermeßlichen Gelehrſamkeit auch in 
Staatsgefhäften bewandert. — M. Z. Boxhorn, lustitutiones 
politicae, Lib. I. cap. 10 in befi. Varii tractatus politiei, Am- 
stel. 1643, ©. 51 (furz, aber bemerfenswerth), und viele Andere. 

(b) Besold, De aerario. Tubing. 1615. 4. — Rlock, De aerario, 


Norimb. 1651. und 2. Ausg. v. Beller, 1671 fol., weitſchweiſtg 
und gedanfenlos. 


(c) B. 8 von Sedendorf, Der deutſche Fürftenflaat, 1856 und 
öfter; 3. Theil. — v. Schröder, Fuͤrſtliche Schag- u. Renten⸗ 
fammer, 1656 u. d. — Die Memoires von Sully, f. I, $. 32. 


g. 21. 


IL Uebergang zu einer wiffenfhaftliden Be: 
handlung. Im 18. Sahrhundert wurden die fchriftfellerifchen 
Arbeiten auf diefem Gebiete mit befferem Erfolge fortgefekt. 
Dhne von neuen und großen Ideen burchdrungen zu werben, 
gewann doch die Finanztheorie ſowohl eine beffere Anordnung, 
als eine forgfältigere Ausführung, und fchloß fich näher als bis⸗ 
her an die Staatöwiffenfchaft an. Dieß geichah vorzüglich in 
Deutſchland durch bie Entſtehung und Ausbildung der Kameral- 
wiflenfchaft, weil in biefem Inbegriffe der für einen Beamten 
in der fog. inneren Verwaltung dienlichen Kenntniffe bie 
Finanzwiffenfchaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren 
Hülfsiehren in Verbindung geſetzt und vielfältig durchdacht 
wurde (a). Die befferen Schriften biefes Zeitraumes (5) 
find noch jegt brauchbar, vorzüglich darum, weil fie die in ber 


Praxis angenommenen Grundregeln kennen lehren, die fih zum 
Theile erhalten haben. Die lange Reihe der italienischen ſtaats⸗ 
dfonomifchen Schriftfteller lieferte für dad Finanzwefen wenige 
Audbeute, einzelne Aufklaͤrungen über Muͤnz⸗ und Steuerwefen 
ausgenommen (ce). Das phyſiokratiſche Syſtem (I, 5.38 — 42.) 
gab den Anfloß zu Unterfuchungen einer ganz neuen Art, 
namentlich über die höheren Grundfäge der Befteuerung, und 
bahnte hieburch fpäteren Forſchern den Weg. 


(a) ©. die Literatur in Rau, Grundriß der Kameralwiſſenſchaft, 
1823, ©. 10. — Biele blos finanzielle earitten, IE genannt 
bei Zin de, Rameraliftenbibliothef, II, 780 ff. ( 

(db) de Bielefeld, Institutions politiques. 1760. I. 9 a. 12. — 
G. H. von Zufi, Syſtem bee Finanzweſens, Halle, 1766. 40 und 
def. Stautswirthfchaft, Ir 3. J. Ausg. 1752. 2. Nusg. 1759, die 
erfie ausführliche und methodifche Abhandlung ver Finanzwiflens 
ſchaft, die audy lange Zeit Handbuch der Praktiker blieb. — Die 
Enanziellen Artikel in Bergius, Polizei u. Rameralmagazin, 
1767 ff. IX. Be. (Das neue Bol. und Kamer. Mag. deſſ. Verf. 
entbält meiſtens Technologie.) — v. Sonnenfels (geb. 1733, 

t 1917) rer der Polizei, Santtung u. Finanz, 3x 2. 
. Ausg. 1765, Tte A. 1804; das beſte Werk vor Smith, — 
Ch. P eiffer) Grundriß des Finanzweſens, Leipz. 1781 und 
beit: — 3 fämmtl. öfonomifcher und Kameralwiſſenſchaften, 
— Jung, Lehrbud der Finanzwiſſenſchaft, 1789. — 

* fig, Die Finanzwiſſenſchaft, 1789 (Fleiß ohne Urtheil.) 

(c) Doch iR bie gedrängte Entwicklung der Kinanzgrunzfäge bei Ges 
noveft ſchaͤßbbar, ſ. deſſ. Srundfäge der bürgl. Defonomte, 1. Theil, 
Gap. 2. — Bgl. übrigens Pecchio, ‚Storia della economia 

pablica in Italia, Lugano, 1929. 


$. 22, 

m. Wiſſenſchaftliche (rationelle) Periode. Das 
Smith'ſche Syſtem verbreitete ein neues Licht uͤber das 
Finanzweſen, indem es die volkswirthſchaftliche Grundlage des⸗ 
ſelben entwickelte. Die Staatseinkuͤnfte traten aus der Verein⸗ 
zelung, in der man ſie bisher betrachtet hatte, zu einem Ganzen 
zuſammen, welches mit dem groͤßeren Ganzen der Volkswirth⸗ 
ſchaft in der engſten Verbindung erſchien. Man ward jetzt in 
den Stand geſetzt, fuͤr die nothwendige Schonung des Volks⸗ 
vermoͤgens und der Volksgewerbe beſtimmte Grundſaͤtze ſtatt un⸗ 
deutlicher und ſchwankender Regeln aufzuſtellen, und man lernte 
Maaßregeln und Einrichtungen als fehlerhaft erkennen, bei 
denen man bisher kein Bedenken gehegt hatte. Hiezu kam, daß 

2* 


zelnen ſich frei gegenüäberftehen, nicht vorfommt, und die auch 
zur bärteften Bedrüädung gemißbraucht werden kann. Die 
Wiflenfchaft warnt vor diefem Abmwege durch Lehren der Ge: 
rechtigfeit, Maͤßigung und wirthfchaftlichen Klugheit, deren 
firenge Befolgung in der Ausübung von dem Pflichtgefühle der 
Regierung und in Staaten mit ſtaͤndiſcher Berfaffung zugleich von 
dem Steuerbewilligungsrecht der Landſtaͤnde bewirkt werden foll. 


(a) Rau, Ueber die Kameralwifl. ©. 47. — Glüdsfälle, 5. B. Erb⸗ 
f&aften, Geichenfe u. dal., können zwar Ginnahmen gewähren, . 
die nicht in diefem Sinne erworben, fondern unentgeltlich er: 
langt find, allein man bat über folche Breignifle feine Gewalt. 


$. 10. 


- 3) Eine nicht minder wichtige Verfchiedenheit der bürgerlichen 
und der Regierungswirthfchaft Läßt fi in dem Maaße und 
den Gegenfländen der Ausgaben erkennen. Die erftere 
bat zunächft ben nothwendigen Unterhalt der Familie zu fichern, 
erhebt fich. aber über denfelben hinaus zu dem Nüßlichen und An: 
genehmen, und da bie fachlichen Güter jedem erdenklichen Zwecke 
irgend eine Unterflüsung gewähren fönnen, die Neigungen und 
MWünfche aber mit dem Umfange ber Befriebigungsmittel fort: 
wachfen, fo giebt es Beine beflimmte Gränze für das Verlangen 
nach größerem Vermögen. Jede nicht widerrechtliche und nicht 
unfittliche Berwendungsart der Einkünfte ſteht dem Bürger frei, 
nur bie Klugheit räth ihm, das Nöthige vor Dem bloß Angeneh: 
men zu berüdfichtigenu. dgl , und nur in der jedesmaligen Größe 
ber Einnahmen findet er eine äußere Befchränkung feiner Aus- 
gaben. Die Regierungdwirtbfchaft dagegen fol lediglich die 
wahren Bedürfniffe des Staates in Semäßheit feiner Vernunft: 
befiimmung befriedigen. Diefe begreift zwar fo viele einzeln? 
Zwede in fi, Daß man oft nicht Mittel genug beißt, um alles 
dad, was jene erheifchen, auf einmal zu verwirklichen, aber es 
find keine Verwendungen des Staatövermögend außerhalb jenes 
oberften Staatszweckes zuläffig. Berner ſoll die Staatöverbin: 
dung bad Privatleben nicht zerftören, und deßhalb fol die Bes 
förderung der gemeinfamen Zwecke von ber Regierung nur in: 
foweit unternommen werden, als hiezu bie Privatbeftrebungen 


nicht genügend find. Die Regierungsmwirthfchaft muß daher, 
die bürgerlihe Wirthſchaft vorausfegend, fich auf die geſell⸗ 
ſchaftlichen, in den Staatszweden begründeten Bebürfniffe 
befchränfen (a). 


(a) II n’y a rien, que la sagesse et la predence doivent plus rögler, 
que cetie portion qu'on ôte, et cette portion qu’on laisse aux 
sujets. Ce n'est point à ce que le peuple peut donner quil 
faut mesurer les revenus publies, mais & ce qu'il doit donner 
(vorausgefeht, daß das Volk mehr geben fönnte, als man für die 
Staatebedürfniffe braucht; gewöhnlich verhält es ſich umgekehrt); 
et si on les mesure à ce quil peut donner, il fant que ce 
soit da moins à ce qu’il peut toujoure donner. Montes- 
quieb, Esprit des lois XIII, Cap. 1. Bgi. von Sonnenfels, 

rundfäge der Polizei ıc. UT, $. 13. 


$. 11. 
Das Finanzweſen, ald ein Zweig der Staatövermaltung, 
muß auch unter ben allgemeinen Vernunftgefegen ftehen, welche 


das Wefen des Staates und bie in demfelben obwaltenden” 


Rechtöverhältniffe audfprechen. So wie die Befugniß der höchften 
Gewalt, eine befondere Wirthfchaft zu führen (die fogenannte 
Finanzgemwalt), in diefen Gefegen begründet ift, fo geben 
diefelben auch die Richtfchnur für Die Gränzen dieſes Rechtes in 
feinen einzelnen Aeußerungen und für die damit verbundenen 
Obliegenheiten. Lebtere rühren theild aus einer Anwendung 
privatrechtlicher Säge her, 3.3. die Verpflichtung, den Staats; 
gläubigern volftändig dad Verfprocdene zu halten, tbeild aus 
einem rein flaatörechtlichen Grunde, 3.8. das Gebot, die Staats: 
laſten gleihförmig aufzulegen, dad Verbot, Staatseintünfte für 
Drivatzwrde zu mißbrauchen u. dgl. Die Finanzwiſſenſchaft 
ſchoͤpft demnach einen Theil ihrer Grundlehren aus der phil o⸗ 
ſophiſchen Staatswifjenichaft (a) und nimmt, ald Theil 
der Staatöflugheitölchre (1,$.21.), wie die Polizeiwiſſenſchaft, 
Juſtizpolitik u. a. eine Stelle in dem Syſteme der gefammten 

Staatswiffenfhaft in Anfprud. 
(a) Sie wird auch reine Staatslehre oder Wiffenfchaft des natürlichen 
ober allgemeinen Staatsrechts genannt, jus publicam universale. 

$. 12. 

Alle Zweige ber Staatöverwaltung müffen in einer folchen 
organifchen Verbindung unter einander flehen, daß feiner den 
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Zwecken eined anderen feindlich entgegenwirkt. Dies gilt ganz 
befonderd von dem Finanzıwefen, weil biefed nur Die Mittel zu " 
ben Staatdeinrichtungen liefert, ohne felbft geradezu die Wohl: 
fahrt befördern zu fönnen. Am leichteften könnte der ebenfalls 
auf Sachgüter gerichtete Zweck des Volkswohlſtandes (11, $. 1.) 
durch die Finanzmaaßregeln beeinträchtiget und fo die Wirffam: 
feit der Volkswirthſchaftspflege fruchtlos gemacht werden, wenn 
man nicht bei jeder Art von Finanzgefchäften eine ſolche nad: 
theitige Wirfung eifrig zu vermeiden fuchte. Deßdhalb ift es 
nöthig, fortwährend die Gefeße der Volkswirthſchaft zu Rathe 
zu ziehen und nach denfelben zu unterfuchen, wie weit der Staats⸗ 
aufmand ausgedehnt werden dürfe und wie die für den Staat 
nöthigen Summen aufgebracht werden können, ohne die Güter: 
erzeugung zu fchwächen und die Befriedigung der Beduͤrfniſſe 
bed Volkes zu verhindern. Auch die richtig aufgefaßten Zwecke 
berRegierungswirthfchaft ſelbſt fordern zur Schonung des Volks: 
wohlftandes auf, weil Diefer Die Fortdauer reichlicher Staatsein⸗ 
nahmen bedingt. Eine Drüdende, die Berarmung bed Volkes 
herbeiführende Finanzverwaltung, fie mag fih nun harter Ges 
waltftreiche (@) oder lifliger Kunftgriffe (6) bedienen, kann nur 
aus kurzfichtigem Despotismus entfpringen. 


(a) Die Finanzgefchichte des Mittelalters liefert zahlreiche Beifpiele 
ſolcher Ungerechtigkeit, 3. B. der Erpreflungen von ten Juden, 
wie fie mehrere englifche Könige, am meinen Johann, ausübten. 

(6) Solches Berfahren wird Plusmacereigenannt. Binde, Kame⸗ 
raliftenbibliothef, HI, 872 (Leipz. 1752). Schon im Nitertbume 
famen Maaßregeln diefer Art vor, wie deren mehrere im 2. Bude 
der dem Ariſtoteles zugefchriebenen Oekonomik erzäblt werten, vgl. 
Klock, De, aorario, ©. 1062, Tholozanus, De republica, 
ib. III. e. 6. 


$. 13. 

Die Zinanzwiffenfchaft muß aus diefem Grunde ſtets au 
die Volkswirthſchaftslehre (Nationalökonomie) geftügt werben 
und fann großentheild ald Ergebniß einer Anwendung biefer 
Wiffenſchaft auf den Zweck der Berforgung der Staatögewalt 
mit fachlichen Hülfsmitteln angefehen werben (a). In dem» 
felben Verhältniß zur Nationaloͤkonomie fleht auch die Volks⸗ 
wirthſchaftspolitik oder die Lehre von der Volkswirthſchaftspflege 
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(b). Diefe und die Finanzmwiffenfchaft, die man beide unter dem 
Namen ber wirthſchaftlichen Politik zufammenfaflen 
kann, laffen fich wegen ihrer Abflammung von zwei Grundwiſſen⸗ 
ſchaften, aus deren Verbindung fie entipringen, mit gleichem 
Rechte ebenſowohl in die Staatswiſſenſchaft einreihen, als auch 
mit der Volkswirthſchaftslehre zu einem wiffenfchaftlichen Inbe⸗ 
griff, der politifchen Dekonomie (I. $. 3. 14.), vereinigen. Das 
Finanzweſen und die Volkswirthſchaftspflege, obgleich ihre 
Zwede verfchieden find, haben boch eine Verwandtſchaft, indem 
fie beide eine Sorge der Regierung für Wirthfchaftsangelegen: 
heiten enthalten, und dieß wird in mancherlei Berührungen ficht 
bar. Manche Einrichtungen gehören beiden Gebieten zugleich 
an, weil fie neben ihrer Wirkung auf die Volkswirthſchaft auch 
eine Benugung für die Staatscafle zulaffen, z. B. die Zölle, 
die Münzen, dad Poſtweſen u. dgl. Bo diefe beiden verfchiebe: 
nen Rüdfichten ſich wiberfireiten, da muß in der Regel die finans 
Helle nachfichen, weil die Regierung eher eine andere minder 
ſchaͤdliche Einnahmöquelle auffindet, als bie Volkswirthſchaft fich 
im Kampfe mit einem mächtigen Hinderniſſe emporbeben kann. 


(es) Das die Nationalöfonsmie der Finanzwiſſenſchaft nur Megeln zur 
Schonung, nicht zur Beiörderung des Bolkswohlflandes geben 
Fönne, zeigt rihtig Schön, Brunpdfäge der Finanz, ©. 10. 

(d) Die Anfihten über das Berhältniß vdiefer Wifienfchaften zu eins 
ander find nicht übereinftimment. Ginige betrachten nur die Volkes 
wirtbichaftspolitif als ten angewantten, praftifhen Theil ber 
Rativnalötonomie und fegen beiden die Finanzwiſſenſchaft gegen: 
uͤber, z. B. Baumſtark, Kameral. Encyklop. S. 64. (1835). 

$. 14. 

Die allgemeinften Grundfäge der Finanzwiffenfchaft find 
demnach von dreifacher Art und aus drei verfchiedenen Grund» 
wiffenfhaften herzunehmen, nämlich I) allgemein wirth⸗ 
fhaftlihe ($. 7.); — 2) philoſophiſch⸗ſtaatsrechtliche und 
politifche, überhaupt ſtaatswiſſenſchaftliche (F. 11.5 — 3) 
vollswirthichaftliche ($. 12.). 

Außerdem werden an verfchiedenen Stellen der Finanz: 
wiſſenſchaft mehrere Hülfslehren benugt, unter welche 
bauptfächlich gehören: I) Gewerbskunde cl, $. 22.), nam: 
lich Land: und Forftwirthichaftd-, Bergbau:, Gewerks⸗ und 


Handeldlehre, nicht allein weil die Regierung ihrer Einkünfte 
willen bisweilen einzelne Gewerbögefchäfte felbft unternimmt, 
oder doch an den Früchten folcher Unternehmungen Theil 
nimmt, fondern auch, weil ohne Kenntniß des Gewerböbetriebed 
das aus demfelben herfliegende Einfommen nicht genau befteuert 
werden kann (a); 2) Geſchichte und Statiftik, 1,9.23.24, 
Die Gefchichte des Finanzweſens ift in die der Staaten ver: 
flochten und muß in ihrem Zuſammenhange mit den allgemeinen 
Veränderungen im Staatenleben betrachtet werben. Bald war 
ed die in einem gewiſſen Zeitpunct berrfchend geweſene Vor⸗ 
ftellung von dem Umfang ber gefellfchaftlichen Bedürfniffe, bald 
die Macht der Regierenden, durch die Verfaſſung oder troß ders 
felben auögebehnt, bald ein fremder Einfluß auf die Regierung, 
was den Umfang und die Befchaffenheit ded Staatsaufiwandes 
regelte, auch wurde die Wahl der Einnahmequellen häufig von 
Ruͤckſichten geleitet, welche in allgemeinen Staatöverhältniffen 
berubten. Kennt man jedoch diefe Beziehungen, fo gemährt 
auch die abgefonderte Bearbeitung ber Finanzgefchichte wegen 
der größeren dabei möglichen Ausführlichkeit vielen Nugen. 
Unter den Gegenftänden der Statiſtik ift nicht bloß die Befchreis 
bung des Finanzweſens, fondern auch die Darftellung der volks⸗ 
wirthfchaftlichen Verhältniffe jedes Staates, wegen der Abhaͤn⸗ 
gigkeit des erfleren von dem Zuflande der Volkswirthſchaft, 
hoͤchſt lehrreich, ja zur Erläuterung und Ausbildung der Theorie 
kaum entbehrlich (db). 3) Staatsrebenfunft, politifche 
Arithmetif, ein Theil der angewandten Mathematik, welcher 
fich mit der Loͤſung manchfaltiger, in der Staatöverwaltung vor- 
tommender Rechnungsaufgaben befchäftiget. Der Kreis der 
Gegenftände, bei welchen fih Anlaß zu Berechnungen ergiebt, 
ift keineswegs gefchloffen, fondern erweitert jich fortwährend. 
Für die Finanzgefchäfte find befonders die Zindberechnungen 
von erbeblihem Nußen (c). 
(a) Die für den Finanzbeamten nüglichen Lehren der reinen und ans 
gewandten Chemie (chemiichen Technologie) enthält: Ph. v. Hol⸗ 
ger, Die Staatswirthichaftschemie, Wien, 18543. 


(d) „Nan fagt oft: Zahlen regieren die Welt. Das aber ifl gewiß, 
Zahlen zeigen, wie fie regiert wird.” Goethe bei Bdermann, 
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1. — Lehrreiche Bemerkungen über die Yinanzftatitif von Balbi 
in Revue encyeloped. 1831. Aug. ©. 249. 


(ce) Der Engländer Betty (1600) wird als Begründer diefes Zwei: 
nes der angewandten Arithmetik angefehen, in welden man aud 
die Srfahrungsfäge über die Zahlenverhältniſſe des menfchlichen 
Lebens aufzunehmen pflegt, foweit fie nicht, als einzelne Staaten 
betreffend, der Statitif angehören. v. Klorencourt, Abhand⸗ 
lungen aus der juridifchen u. politifchen Rechenkunſt. Altenburg, 
178. — Michelſen, Anleitung zur juriftifchen, polit. und oͤkonom. 
Mechenkunſt. Halle, 1782. II. B. (unbequem wegen Bermeidung 
der Bucflabenrechnung.) — v. Langstorf, Arithmetiſche Ab⸗ 
bandlungen über juridiihe, ſtaats- und forſtwiſſenſch. Fragen, 
Mortalität, Bevölferung und chronologifche Beſtimmungen. Hei⸗ 
delb. 1810. — Gremillet, Theorie der Berechnung zuſammen⸗ 
gefepter Zinfen, überſ. v. Deyhle. Ulın, 1825. — Löhmann, 
Handbuch für juridifche u. Raatswirtäfch. Rechnungen. Leipz. 1829. 
(beide letztere Werke mit Tabellen, welche die Beredhnungen ab: 
fürzen.) — Müller, Arithmetif und Algebra. Heidelb. 1833. — 
Eiſenlohr. Arithmetik und Algebra mit ihrer Anwendung auf 
die Rechnungen des Geſchaftslebens. Heidelb. 1835. — Bleib: 
treu, Bolit. Arithmetik, Heidelb. 1845. — Dettinger, NAnleit. 
zu finanziellen, polit. u. jurid. Rechnungen. Braunfchweig 1845. 


g. 15. 


Bei der alten Streitfrage über dad Verhaͤltniß der 
Wiffenfchaft (Zheorie) zur Ausübung (Praris), Die 
aud in Bezug auf dad Finanzmefen häufig befprochen wor: 
den ift, können folgende Saͤtze ald Anhaltöpuncte dienen. 

1. Die bloße Gefhäftsubung (Routine) ohne wiſ— 
ſenſchaftliche Kenntniß muß mit Entſchiedenheit 
als unzureichend erklärt werden. Ohne georbnetes, 
reifes und vielfeitiged Nachdenken über die wirthfchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten der Staaten ift man nicht im Stande, den Weg 
zu Berbeflerungen mit Sicherheit zu finden und ſich auf ihm frei 
von Berirrungen zu behaupten; man bleibt in Boruntheilen be: 
fangen und hält fich, ftatt dad Ganze zu überbliden, an Ein: 
zeined. Sobald in einem praftifchen Gebiete eine wiffenfchaft: 
liche Behandlung angefangen hat, kann Niemand, der zur Aus: 
übung berufen iſt, es fei denn in den ganz untergeordneten 
Dienften, den Beiftand des Gedankenvorrathes entbehren, der 
in ber Wiffenfchaft niedergelegt ift, ſelbſt wenn diefe noch unreif 
wäre. Der Schein einer, ohne Benugung der Wiffenfchaft aud 
bioßer Geſchaͤftsuaͤbung erlangten vollfommenen Tuͤchtigkeit ift 
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Zäufhung, weil dabei immer mittelbar auf irgend eine Weiſe 
bie in dem Beamtenflande verbreiteten oder auch zum Gemein: 
gute der Bürger gemorbenen wiffenfchaftlichen Lehrfäße ihren 
Einfluß geäußert haben, auch muß diefe mühfame Weife der 
eigenen Ausbildung, wo man bie Zheorie zerftücelt und. aus 
zweiter ober dritter Hand fich aneignet, dem unmittelbaren Er: 
forfihen derfelben immer nachgefegt werden. Die Erfahrung 
beweift, daß die Wiffenfchaft eine große Macht über die Aus⸗ 
übung befißt, daß ihre Ausfprüche, felbft die irrigen, auf vieler: 
lei Wegen, früher oder fpäter, in dad Geſchaͤftsleben gelangen 
und dort herrfchend werden, und daß nur hiedurch große Ber: 
befferungen zu Stande kommen. 


g. 16. 


I. Gleichwohl giebt die Wiſſenſchaft fuͤr ſich al— 
lein zur Führung ſchwieriger Staatsgeſchäaͤfte nicht 
die hinlaͤngliche Faͤhigkeit. Weil fie nämlich in ihrer 
jebesmaligen Seftaltung einem ganzen Zeitalter, nicht einem ein= 
zelnen Volke angehört, fo muß fie nach Allgemeinheit fireben. 
Sie kann bei der Entwidlung der Stammfäge nit in alle 
denkbaren ober thatfächlihen Verfchiedenheiten der äußeren Zu: 
flände eingehen und muß fich oft begnügen, die in der Mehr: 
zahl der Falle zu erwartende gemöhnliche Lage der Dinge vor: 
auszufegen. Nur da, wo bloß wenige Faͤlle möglich find, ift es 
thunlich, für jeden derfelben befondere Grundfäge aufzuftellen. 
Man muß alfo immer erft die Umftände, in denen man feine 
Thätigkeit äußern fol, auf das Genauefte erforfchen und über: 
denen, um aus den allgemeinen und unwanbelbaren Zehrfägen 
richtige Folgerungen für die gegebene Befonderheit zu ziehen. 
Das hier ald Ausnahme einer theoretifchen Regel erfcheint, tft 
nur die Folge von der Einwirkung eines anderen Grundfaßes. 
Zu diefen forgfältig aufzufaffenden Umftänden gehören die recht: 
lichen Verhältniffe (pofitives Privat: und Staatsrecht des ein- 
zelnen Landes), die bisherigen Einrichtungen der Finanzver: 
waltung, auf die man fortbauen muß oder von denen man 
wenigftens nicht fogleich abgehen darf, die Nahrungsquellen und 
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die Wohlhabenheit des Volkes, die Außere Stellung des 
Staates u. dgl. 


g. 17. 


11. Es war auch oͤfters bie Schuld der bisherigen 
Theorie, wenn man fie niht anwendbar fand, 
db. h. fie war noch unvollflommen und ihre Lehren bedurften, 
wenn man fie in Vollzug zu bringen unternahm, noch einer 
Laͤuterung. Dieß war die Kolge bed jugendlichen Alters der ganzen 
politifhen Oekonomie und des Umftandes, daß viele Bearbeiter 
diefer Wiffenfchaft ihre Sorgfalt und Vorliebe den volkswirth⸗ 
fchaftlichen Grundiehren zugewendet hatten und in die Finanz: 
wiflenfchaft weniger eingedrungen waren. Daher blieben manche 
fhwierigere Theile derfelben ungenügend durchdacht, ed wurden 
bie und da aus einem zu befchränften Kreife von Erfahrungen 
einfeitige Schlüffe abgeleitet, e8 wurden Behauptungen, bie nur 
in gewiſſen Befchräntungen wahr find, mit zu großer Allge: 
meinheit aufgeftellt, die drei Arten von oberfien Grundfäßen 
(8. 14.) durchdrangen fich nicht immer gehörig, bald wurde das 
egoiftifchswirtbfchaftliche Princip auf Koften des rechtlichen und 
volkswirthſchaftlichen, bald eines der beiden leßteren mit Hintan- 
fegung der übrigen einfeitig verfolgt, endlich find über manche 
Arten von Finanzgefchäften noch gar feine wiflenfchaftlicdhen 
Betrachtungen angeftelt worden (a). Je glüdlicher man in 
der Bermeidung diefer Klippen fein, und je mehr fich der Bor: ' 
rath belehrender Erfahrungen anhäufen wird, defto fefler muß 
auch das allgemeine Vertrauen auf die Theorie wurzeln (b). 


(a) Bo dieß nody. nicht gefchehen ift, da ift man leicht geneigt, fogar 
die Möglichkeit oder doch die Fruchtbarkeit einer fyftematifchen 
Behandlung in Zweifel zu ziehen und die Gegenſtaͤnde in das 
Gebiet wechſelnder, befonderer Regeln zu verweifen. Wie aber die 
Biffenfhaft mehr gepflegt wird, zieht ſie auch mehr folder An- 
geieaenbeiten in ihren Bereich. 

ergl. v. Jakob Finanzwiſſenſchaft. I. Vorrede. — v. Maldhus, 
Handb. I. Borrede. — Daß Theoretifer, welche ſich nicht zur vollen 
Höhe der Wiſſenſchaft ihrer Zeit erhoben hatten, dur ihre uns 
reifen Ausfprüche den Geſchaͤftsmaͤnnern Stoff zu gerechten Tadel 
gaben und hierdurch ein Vorurtheil gegen die Theorie felbft ver: 
anlaßten, if bekannt. — Jacob a. a. O. unterfcheidet 1) den 
reinen Theoretifer, der ſich blos an das Allgemeine hält, 2) den 
praftifchen Theorelifer, der die Anwendung der Theorie auf Wwirks 


(8) 
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lie Fälle lehrt, 3) den theoretifchen Praftifer, 4) den bloßen 
Praktiker, Routinier. 
$. 18 


Wie die gefammte politifche Defonomie (I, $. 26.), fo ift 
indbefondere die Finanzwiſſenſchaft von unzweifelhaften Nuten 
1) für den Beamten in jedem Zweige der Finanzverwal—⸗ 
tung. Manche diefer Zweige wurben früherhin blo& nach den be⸗ 
fonderen Kunftregeln, 3. 8. der Korftwiffenfchaft, des Bergbaues, 
des Poft:, Münze, Lottoweſens ıc. behandelt, in unferem Zeit: 
alter aber verbreitet fich mehr und mehr die Ueberzeugung, daß 
diefe technifchen Kenntniffe nicht genügen, und daß man auf bie 
allgemeinen finanzwiffenfchaftlichen Lehrfäße zurüdigehen muß, 
um jeden diefer Gefchäftdzweige ganz zweckmaͤßig zu geſtalten; 
2) fürden Suftiz> und Polizeibeamten, weil bei vielen 
NRechtöftreitigkeiten (3.3. fiöcalifchen) und Vergehen die Begriffe 
und Einrichtungen des Finanzweiend maaßgebend find, und 
weil manche Staatsanflalten die Zwecke ber Volkswirthſchafts⸗ 
pflege (Wohlftandspolizei) und der Regierungswirthichaft zu: 
gleich betreffen, alfo beide Gebiete berühren, $. 13 (a); 3) für 
den Bürger, welcher die Ereigniffe feiner Zeit begreifen will, 
oder auch in Gemeindeämtern, auf Provincials und Landtagen 
zu einer öffentlichen Wirkſamkeit berufen ift (2). 


(a) Kafienvifitationen und Sportelweſen bringen ebenfalls ten Berichts: 
beamten mit Binanzgeichäften in Berührung. 

(6) Die Wirtbfchaft einer Gemeinde (KRämmereiwefen) if in 
vielen Stüden als ein Finanzweſen im verjüngten Maapftabe, in 
anderen Buncten Dagegen als eine fehr ausgedehnte Privatiwirth: 


ſchaft anzufehen. 
§. 19. 


Die Gefhichte der Finanzwiſſenſchaft ift von der 
Geſchichte des Finanzwefend zu unterfcheiden, obgleich beide in 
vielfachen Beziehungen zu einander flehen und oft Ereigniffe in 
der einen aus Urfachen, die in der andern liegen, hergeleitet 
werden müffen. In der früheren Zeit, wo e8 noch feine finanz: 
wiflenfchaftliche Literatur, d. h. fein georbnetes Nachdenken über 
Gegenftände des Staatöhaudhaltes, Fein Zurüdigehen auf oberfte . 
Srundfäge gab, läßt fi nur aus den Finanzeinrichtungen der 
Staaten auf die Vorftelungen und Regeln fchließen, nach denen 


17 


die Staatsmaͤnner handelten, doch muß man bei dieſem Schluffe 
fehr vorfichtig fein, indem Manches mehr dem Zufalle oder 
einem dunkeln Gefühle, al& der Ueberlegung zuzufchreiben iſt. 
Man kann drei Perioden von fehr ungleicher Länge annehmen. 

I. Unwiffenfhaftliher Zuftand. Dem ganzen Alter: 
tbume war eine wiffenfchaftliche Behandlung des Finanziwefens 
fremd und diefer wichtige Theil der Regierungsgefchäfte ſtand 
in einer Geringfchägung, deren nachtheilige Folgen wir in ber 
Geſchichte der alten Staaten nicht verkennen können. Die we⸗ 
nigen auf und gelommenen Schriften von finanzielem Inhalte 
find, obfchon für die Kenntniß der alten Staaten lehrreich, doch 
für die Theorie von fehr geringem Werthe (a). 


(a) Zenophons Eleine Schrift: dpo: 7 negt ngoooder, de reditibus 
reipubl. Atheoiensis, enthält Borjchläge zur Vermehrung der 
athenifchen Staatseinfünfte, wobei befonders das Streben, dem 
Staate zureichende Einkünfte aus feinem eigenen Gebiete, unabs 
bängig von fremden Zuflüfien, zu verfchaffen, ferner die Empfeh⸗ 
fung des Bergbaues auf Silber und die Meinung, die Vermeh⸗ 
rung tiefes Metalls Tönne den Preis deſſelben nicht erniedrigen, 
bemerfenswerth if. Deutfh (mit einem weitfchweifigen Gommens 
tar) von Zinde, Wolfenbüttel, 1763. og! Reynier, Ec. publ. 
et rur. des Grecs, ©. 319. — Das 2. Bud der angeblichen 
ariftotelifhen Dekonomif ($. 12 [d]) if vielleicht unächt. 
Bol. jedoch Heeren, Iteen, 4. Ausg. Il. S. 252. 


g. 20. 


Als nad) dem Ende des Mittelalterd die Staatöwiffenfchaft 
wieder erwedt wurde, verbreiteten fich die politifchen Schrift: 
Keller auch über das Finanzwefen, aber die erften Berfuche fo: 
wohl in größeren ftaatöwiffenfchaftlichen Werken (a), ald in der 
abgefonderten Darftelung ded Finanzweſens (b) waren fehr 
mangelhaft; fie zeugten mehr für den Sammlerfleiß, als für bie 
gründliche Sachkenntnig ihrer Verfaſſer und bewiefen keine Ein: 
fiht in die Bebürfniffe der Gegenwart. Später, im Verlaufe 
bes 17. Jahrhunderts, ergriffen Gefchäftömänner die Feder. 
Auch ihnen flanden die Hauptgrundfäge der Wifjenfchaft ($. 14.) 
nicht vollftändig vor Den Augen, fie waren fafl nur von dem einen, 
dem egoiftifch-wirtbfchaftlichen Grundſatze Durchdrungen und be- 
fchäftigten ſich mit entfchiedener Vorliebe mit der Domänen» 


wirthſchaft, die man damals ald den wahren Kern des Finanz: 
Rau, pol. Deton. Ite Yusg. IH. 2 
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wefend betrachtete. Das in den wirklichen Staaten hödft uns 
vollkommene Steuerwefen 309 noch wenig Nachdenken auf fich, 
und die Lehre von den Staatdaudgaben fiel faft ganz hinmeg, 
weil ed an leitenden flaatörechtlichen Sägen fehlte. Doch rangen 
deutfche Schriftfteller, von einem richtigen Gefühle geleitet, eifrig 
nach Ordnung, Gerechtigkeit und Schonung, obgleich fie diefes 
Streben nicht methodifch zu begründen vermochten (c). 


(a) 3.3. Gregor. Tholozanus, De republica, im 3. Bude. Diefes 
Buch wurde mehrmals abgebrudt, u. a. Francof. 1642. 4. Arnd 
in f. Bibliotheca politico- heraldica, 1705, ©. 97, erwähnt eine 
Ausgabe von 1597, Francof., welche vermuthlich noch nicht die ältefte 
it. Naudé (Bibliographia politica, Hal. 1712, ©. 28) ſchildert 
den Berf. richtig: omnia ingerit et pauca digerit; vgl. Rau, 
Primae linese bistorise politices, S. 32. — Jo. Bodinus 
"(Bodin), De republica, Lib. 6. cap. 2, zuerſt franzöf. 1577, 
dann latein. 1586 und öfter. Der Berf, diefes merkwürdigen 
Merfes war neben feiner unermeßlihen Gelehrfamfeit auch in 
Staatsgeſchäften bewandert, — M. Z. Boxhorn, Institutiones 
politicae, Lib. J. cap. 10 in deſſ. Varii tractatus politici, Am- 
stel. 1843, ©. 51 (furz, aber bemerfenswerth), und viele Andere. 
Besold, De aerario. Tubing. 1615. 4. — Rlock, De aerario, 


Norimb. 1651. und 2. Ausg. v. PBeller, 1671 fol., weitfchweiftg 
und gedanfenlos. 


(c) V. & von Sedendorf, Der deutiche Fürftenftaat, 1656 und 
öfter; 3. Theil. — v. Schröder, Fuͤrſtliche Schatz⸗ u. Renten⸗ 
fammer, 1686 u. 6. — Die Mömoires von Sully, f. I, $. 32. 


g. 21. 


IL Uebergang zu einer wiffenfhaftliden Be: 
handlung. Im 18. Sahrhundert wurden die fchriftftellerifchen 
Arbeiten auf diefem Gebiete mit befferem Erfolge fortgefekt. 
Ohne von neuen und großen Ideen durchdrungen zu werden, 
gewann doch die Finanztheorie ſowohl eine beffere Anordnung, 
als eine forgfältigere Ausführung, und fchloß fich näher als bis⸗ 
her an die Staatswiſſenſchaft an. Dieß geſchah vorzüglich in 
Deutfchland durch Die Entftehung und Ausbildung der Kameral: 
wiſſenſchaft, weil in dieſem Inbegriffe der für einen Beamten 
in der fog. inneren Verwaltung bienlichen Kenntniffe bie 
Finanzwiflenfchaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren 
Hülfsiehren in Verbindung gefest und vielfältig durchdacht 
wurde (a). Die befieren Schriften dieſes Zeitraumes (b) 
find noch jegt brauchbar, vorzüglich darum, weil fie die in ber 


(b 


u 


Praris angenommenen Grundregeln kennen lehren, bie fich zum 
heile erhalten haben. Die lange Reihe der italieniſchen ſtaats⸗ 
dtonomifchen Schriftfieller lieferte für dad Finanzwefen wenige 
Audbeute, einzelne Aufflärungen über Münz: und Steuerwefen 
andgenommen (c). Das phufiokratifche Syftem (I, 8.38 — 42.) 
gab den Anfloß zu Unterfuchungen einer ganz neuen Art, 
namentlich über die höheren Srundfäge der Beſteuerung, und 
bahnte hiedurch fpäteren Zorfchern den Weg. 


(a) ©. die Literatur in Rau, Grundriß ber Kameralwiflenichaft, 
1823, ©. 10. — Biele blos finanzielle Schriften find genannt 
bei Bin de, Kameraliftenbibliothef, HI, 780 f. (1751). 
(5) de Bielefeld, Institutions politiques. 1760. 1. Ch. Hu. 12. — 
G. H. von Zuft, Syflem des Ainanzivejeng, Halle, 1766. 40 und 
defl. Stautswirthichaft, Hr 8. J. Ausg. 1752. 2. Ausg. 1759, die 
erſte ausführliche und methodifche Abbandlung der Finanzwiffens 
ſchaft, die auch lange Zeit Handbuch der Praftifer blieb. — Die 
finanziellen Artifel in Bergius, Polizei u. Kameralmagazin, 
1767 ff. IX. Bde. (Das neue Pol. und Kamer. Mag. deſſ. Verf. 
entbält meiftens Technologie.) — v. Sonnenfels (geb. 1733, 
+ 1817) mh der Polizei, Hantlung u. Finanz, Ir B. 
1, Ausg. 1745, Ite A. 1804; das befte Werk vor Smith. — 
(». Pfeiffer) Grundriß des Yinanzweiens, Leipz. 1781 und 
bei ra lie fämmtl. öfonomifcher und Kameralwiftenfchaften, 
Jung, Lehrbuch ber Finanzwiſſenſchaft, 1788. — 

FH fig, Die Finanzwiſſenſchaft, 1789 (Fleiß ohne Urtheil.) 
(c) Dod i "die errängte Gntwidlung der Sinanzgruntfäge bei Ger 


novefi i ſchaͤt aͤßbar, ſ. deſſ, Grundſäͤhe der buͤrgl. Oekonomie, I. Theil, 
Cap. Bol. übrigens Pecchio, Storia della economia 
publica in Italia, Lugano, 1529. 


$. 22. 

11. Wiſſenſchaftliche (rationelle) Periode Das 
Smith'ſche Syſtem verbreitete ein neued Licht über das 
Zinanzwefen, indem es die volföwirthfchaftliche Grundlage des⸗ 
felben entwidelte. Die Staatdeinkünfte traten aus der Verein: 
zelung, in der man fie bisher betrachtet hatte, zu einem Ganzen 
zufammen, welches mit dem größeren Ganzen der Volkswirth⸗ 
fchaft in der engften Verbindung erfchien. Man ward jest in 
ben Stand gefeßt, für die nothmwendige Schonung bed Volks⸗ 
vermögens und der Volksgewerbe beſtimmte Srundfäße flatt un: 
deutlicher und ſchwankender Regeln aufzuftellen, und man lernte 
Maafregeln und Einrihtungen als fehlerhaft erkennen, bei 
denen man bisher Fein Bedenken gehegt hatte. Hiezu kam, daß 

Q* 


die FKortfchritte der Philoſophie in Deutſchland und die von ber 
franzoͤſiſchen Staatdummwälzung angeregten flaatdwifjenfchaft- 
fichen Unterfuchungen eine Aufhellung ber flantsrechtlichen Be: 
griffe und Lehrfäße zur Folge hatten und fo auch von einer 
anderen Seite der Finanzmwiflenfchaft vorgearbeitet wurde. Diefe 
gewann hiedurch zuerft eine fefte ſyſtematiſche Geftaltung, und 
ed bereitete fich in Folge diefer Vervollfommnung der Wiſſen⸗ 
[haft ein Umfchwung der Prarid vor, der no im Gange if 
und lange nicht beendet fein wird. 


$. 23. 


Die vielen Bearbeitungen ber politifchen Oekonomie feit 
Adam Smith (a) erfiredten fi) immer aud in dad Gebiet 
des Finanzweſens; inzwifchen wurde daffelbe in vielen Werten 
jener Art, hauptfächlich in den nichtdeutfchen, nicht vollſtaͤndig 
vorgetragen, fondern vorzüglich in der Abficht herbeigezogen, 
um vollöwirtbfchaftliche Lehren darauf anzuwenden und das 
durch zu erläutern. Man befchräntte fich dabei meiftend auf eine 
allgemeine Betrachtung ded Steuerwefend und ber Staatsaus⸗ 
gaben, die man bei dervoltöwirthichaftlichen Lehre von der Con⸗ 
fumtion einfchaltete. In Deutfchland, wo die Finanzwiffen: 
fchaft ſchon früher als eine befondere Wiffenfchaft behandelt wor: 
den war, fanden fich viele Schriftfteller bewogen, bie zufammens 
bängende und vollftändige Darftelung berfelben beizubehalten 
und fie al& einen der drei Haupttheile der politifchen Defonomie 
in dad Syſtem diefer Wiffenfchaft einzureihen (b). Defters 
wurde fie auch ganz ausſchließlich abgehandelt (0). Diefe bis 
jest in anderen Ländern nicht nachgeahmte Methode hat die Aus: 
bildung der Finanzwiſſenſchaft fehr befördert. In den Werken 
über die ganze Staatöwiffenfchaft oder die Staatsklugheits⸗ 
lehre (Politik im Sinne der Neuern) wurde die Finanzwiflens 
ſchaft nur in Umriffen vorgetragen, doch nicht ohne Gewinn für 
die Anmwendung flaatdrechtlicher Grundfäge (d). Die Untere 
fuhungen über einzelne Gegenftände des Staatshaushaltes.in 
fehr zahlreichen Schriften von größerem oder geringerem Um: 
fange lieferten nügliche Audbeute zur Läuterung und Vervoll⸗ 


Ränbigung der BWiffenfchaft, und das fo fich fammelnde Material 
erhielt durch die fehr häufig vorfommende Beziehung auf ein- 
zeine Länder, deren Finanzeinrichtungen theild blos befchrieben, 
theilö geprüft wurden, Lebendigkeit und praftifches Intereffe. 
Sn dieſer Hinficht wurden auch die Verhandlungen der Stände: 
verfammlungen fehr lehrreich, fo wie die neuere Offenkundigkeit 
ber Zinanzverhältniffe auch für die Kortfchritte der Finanzpraris 
günftig zu wirken anfing. Das Finanzwefen einzelner Staaten 
ber Vorzeit wurde von mehreren Gefchichtöforfchern (e), das 
der Gegenwart theils won blos berichtenden, theild auch von 
beurtheilenden Schriftftellern (f) beleuchtet. 


(a) M. Smith, Unterfubungen, 5. Buch (füllt den 3. B. der Gars 
ve’fchen Ueberf.). — Nach ibm am aufführlidfien: Say, Traite 
d’econ. pol, 3. Buch. 6— 9. Gap. Defi. Cours complet d’eco- 
Bomie politique pratiqae (deutih von 3. v. Th : vollftänd. Hands 
buch der prafi. Narionalöfonowie) 7. Thl. 3. Abfchnitt (un V. 8.) 
und %, Teil (m VI. 8). — Simonde de Sismondi, 
Noaveaux principes d’ee pol. & Bud. (de l'impot). — Ri- 
card, Principles of politic. econ. Gap. 8 18. 29, 

(b) Krug, Arrig ter Stautsölonemie, S. 118 — Ente. 

Harl, Ganpbug der Staatewirthfchat und Finanz, 2. Abtheis 
lung, 181 

Graf 3. v. Soden, Nationalöfonomie, VI, 3 1811 (hat auch 
den beſonderen Titel: Stantsfinanzwifienfchaft) 

Fulda (+ 18437), Srundfäge der ökonomiſch⸗ politifchen oder Ras 
een haften ‚2. 2. 1820. S. 255 — Ente. 
Schmalz, Staatswirthfchaftsichre, T 152 — Ente. 

20%, Handbuch der Staatswirthfchaftsichre, IIIr B. 

Pölitz, Die Staatswiffenfchaften, II. 263— Ende (2. ch 1827). 

Kraufe, National: und GStaatsöfonemie II, 218. 

(c) Stodar v. Reuforn (+ 1847), Hanttug ber inaniwiffen: 

fhaft. Rothenburg a. d. T. 1807. 

v. Jakob, Die Etaatafinan — 58 Halle, 1821. II. (ſehr 
gut); 2te Ausgabe von Bifelen, 1837. 

Behr, Die Lehre von der Mirthichaft des Staates, eine. 1822, 

Fulda, Handbuch der Finanzwifienfhait, Tüb. 1926 

v. Raldbus (F 1540), Handbuch der Finanzwiflenfchaft und 
Finanzverwaltung. Etuttg. 1630. II. (vorzüglid. 

Schön, Die Srundfäge ter Finanz, eine —28*— Entwicklung. 
Bresi. 1832. (Nur einzelne Abhantlungen.) 

Jose Canga Arguelles, Elementos de la ciencia de ha- 
cienda, Madrid, 1833, (San; kurzer Abriß mit Anwendung 
auf Spanien.) 

Barth, Vorlefungen über Finanzwiſſenſchaft. 1843. 

Gr. Eancrin (+ 146), die DOrkonemie der menfchlichen Br 
fellihaft und das Finanzweſen. Stuttg. 1 

Magnus Graf Moltke, Ueber die ie Ginnahmequelen des Stasts, 


‘ “ 


(d) Behr, Eyſtem der angewandten Gtaatslchre, II, 348. (1810.) 


(e) 


Eraig, Grundzüge ter Politik, Mir 9. deutſch. eeihı- 1816. 

v. Aretin, Staatsreht der conſtitutionellen Monarchie, fortgef. 
durch v. Rotted, Il, 285. (1827.) 

Weber, Grundzüge der Politik, S. 259. (1527.) 

Gifelen, Handbuch des Syſtems der Staatswiffenichaften, ©. 
291. (182%.) — 
Schmitthenner, Grundriß der politiſchen und hiſtoriſchen Wiſ⸗ 

ſenſchaften, I, 215. (1830.) 
ch on, Die Staatéwiſſenſchaft, S. 311—860. (1831). 

v. Motte, Lehrbud ter öfonomifchen Politik (ded Bernunfts 
rechtes Ar Band), Stuttg. 1835. ©. 228. 

Heeren’s Ideen u. Reynier's Schriften, ſ. I, S. 28. Ferner: 

Böckh, Die Stantshaushaltung der Atbener. Berlin, 1817. 11. 

Ueber Rom if die ältere Sauptkärift: Burmann, de vectiga- 
libus populi Romani. 

Hegewiſch, Hiſtoriſcher Verfuch über die römifchen Yinanzen. 
Altona, 1804. . 

Boffe, Grundzüge bes Finanzweſens im röwifchen Gtante. 
Braunfchweig, 1806. 7. II. 

Hüllmann, Deutfche Finanzgefchidhte des Mittelalters. Berlin, 
1805. (Nur das Finanzweſen des ganzen Reiches, nicht ber 
einzelnen ande.) 

v. Boffe, Darfielung des flaatswirthichaftlichen Zuſtandes in 
den deutſchen Bundesflaaten auf feinen gefdichtlihen Grund⸗ 
lagen. Braunfchweig, 1320. 

Hoffmann, Das Binangweien von Würtemberg zu Anfang des 
16. Jahrh. Tübingen, 3810. 

Schaͤtzbares Material enthalten Cichhorn, Deutfche Staats⸗ u. 
Mechisgelchichte, und von Raumer, Geſchichte der Hohenflaus 
fen, V. Abſatz IV. 

Sinclair, History of the public revenue of de British empire. 
3. Edit. 1x03. IM. (Borzüglic.) 

de Forbonnais, Recherches et considerations sur les finan- 
ces de la France depuis 1595 jusqu’en 1721. Bäle, 1758, 
II. 4%. — Liege, 1758. VI. 8°, 

Arnould, Histoire generale des finances de la France. P. 
1506. 4°. 

de Monthion, Particularites et observations sur les ministres 
des finances de Ja France les plus celebres depuis 1660 jus- 
qu’ea 1791. P. 1812. 

Ganilh, Essai politique sur le revenu public. P, 1806. 11. 
(größtentheils franzdf. u. engl. Finanzgeſchichte.) 

Bresson, Histoire financiere de la France. P. 1828. II. (meis 

- ftentheile aus Monthion abyefchrieben.) 

Railly, Histoire financiere de la France. 1830. II. (bie 1786.) 

Die Discours preliminaires von Pastoret vor den, von dem⸗ 
felben herausgegebenen Theilen der Ordonnances des rois de 
France, Band I5—19, enthalten ebenfalls die Altere franzoͤ⸗ 
ſiſche Finanzgeſchichte. 

1) Deſterreich. 

A. v. Malinkovſki, Handbuch, zunächſt fürff. k. Kameralbe⸗ 
amte. Wien, 1540. II. (Abriß des, oͤſterreich. Finanzweſens.) 


de Tegoborski, Des liaaneos et du credit public de l'Au- 
tricke, Par. 1543. II. B. Deutich 1845. Dagegen: 

Wiesner, Ruffifch-politiiche Arithmetik, Leipz. 1844. IL. 

N. Tebeldi (Beidtelt), Die @eldangelegenheiten Deſtreichs, Leipz. 
1847. (Rur zum Theil finanzwiſſenſchaftlich.) 

8. John, AntisTebeldi. Leipz. 3548. 

3. v. Hauer, Beiträge zur Geſchichte ber oͤſterr. Finanzen. 
Wien, 148. V Hefte, . 

Hübner, Defterreiche Finanzlage, 1848. 

2) Breußen. 

Borowski, Abriß tes praftifhen Ramerals ü. Finanzweſens in 
ben x preußiihen Etaaten. 3. Ausg. II. Berlin, 1805. (vers 
altet. 

Denzenberg, Preußens Geldhaushalt und neues Steuerſyſtem. 
Leipz. 1920. — (v.Reibnig?) über Preußens Geldhaushalt sc. 
Berlin, 1621. 

Hanſemann, Preußen und Frankreich, ſtaatswirthſchaftlich und 
politifch, Zte Aufl. 1834. — (Gegen den Berfafler trat Kauf: 
mann auf, den wieder Springsfeld zu bekämpfen fuchte.) 

v. Bülow:Gummerow, Breußen. Berlin, 1842. 3te A. 

Bergius, Preuß. Zuftände, Münfter, 1844. . 

8) Andere deutfhe Staaten. 

Höd, Brundlinien der Kameralpraris, Tüb. 1819. (ift größten: 
theils Finanzſtatiſtikx). — Defien Materialien zu einer Yinanz- 
Ratiif ter deutichen Bundesſtaaten. Schmalk. 1823, 

Beret, Syſtemat. Repertorium der fönigl. baier. Finanzverord⸗ 
nungen. 1812. 1825. II. def. Samml, ungedrudter Verord⸗ 
nungen. ⸗ 

Rudhart, Ueber ten Zuſtand des K. Baiern, Erlangen, 1827. 
II. B. Erl. 1827. 

Ehr. Herdegen, Würtembergs Staatshaushalt, Stuttg. 18498, 

Ubbelohbde, Ucher die Finanzen tes KRönigr. Hannover, 183. 

Gigenbrodt, Hantb. ter Er. Heſſ. Verordnungen. IIr 3. 1817. 

v. Hoffmann, Beiträge zur näheren Kenntniß ter Geſetzgebung 
und Berwaltung tes Großh. Heilen, Gießen, 1832. 

Burfhard, Handb. d. Verwaltung im Gr.⸗H. WeimarsBifenad. 
1514. ©. 517. 

4) Großbritanien. 

v. Raumer, Das britifche Befteuerungsfyflem. Berl. 1810. (bes 
trifft auch andere @inkünfte.) — Defi. England im 3. 1835. 
Bırl., 1836. II. B. 

Lowe, England nad feinem gegenwärtigen Buflande, nad dem 
@. v. Jakob. Leipz. 1523. 

Dupin, Systeme de l’administration britannigue en 1822. 
Paris, 1523. 

Parnell, On financial reform. 2d ed. London. 1830. 

Marshall, Digest of all the accounts relating to the popu- 
lation, productions, revenues, financial operations ... etc. 
ofthe u. K. of Great Britain and Ireland, Lond. 1833. Il. Vol. 
4°, (fehr reichhaltige Materialien, bloße Zahlenangaben.) 

Pablo Pebrer, Histoire financiere et statistique generale de 
YEmpire Rritannique, trad. par Jacobi, Paris, 1834. I}. 2te 
Aufl. 1880. 
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Bailly, Expose de l'administr. generale et locale des Anances 
du royaume-uni de la Gr. Bret. et d’Irlande, Par 1837. II. 
(grtuhſe.) 

Porter, The Progress of the nation III. 1842. 43. 

5) Franfreid. 

Eocyclopedie möthodique. Finances,. Paris et Liöges, 1784. IV 
Voll. 4%. (Die Grundlage tiefes ſchaͤtzbaren Werkes find bie 
einfclägigen Artifel ter Diderot’ichen Enchelopädie.) 

Necker, De /’adminisiration des finanees de la France, Paris 
31785. III u. öfter. 

Boffe, Veberfiht ter frauzöſiſchen Staatswirthſchaft. Braun: 
ihweig 180607. Il. (der 1. B. hiſtoriſch.) 

Wehnert, Ucher ten Geiſt d. neuen franz: Finanzverw. Berl. 1812. 

Ganilh, La science des finances. P. 1825, (gegen Billele’s 
Verwaltung.) 

Duc de Ga&äte (Gaudin), Memoires. 11. 1826. 

de Gerando, Instituts da droit administratif francais III, 
B. zum Theile, IV. ganz. P. 1830. 

Rapport au Roi sur l’administration des finances. P. 1840, (von 
v. Audiffret, mit 38 Tabellen u. einer Sammlung von Vers 
ordnungen, vorzüglich Iehrreich). 4°. 

Macarel et Boulatignier, De la fortune publique en 
France. Paris 1838 f. VI 8. | 

Dfiander, Darfiellung der frangöf. Yinangen von 1830-32. 
Stutig. 1839. 

Marquis d’Audiffret, Examen des revenus publics, Paris 
1839. — Defi. Systeme financier de la Frauce. P. 1840. 11.2. 

6) Niederlande. 

(Dftiander) Geſchichtl. Darflelung der niederl. Finanzen feit 

- 1613. Amfterd., 1828. — Defien Geſchichtl. Darftellung.... 
v. 1830--33. GStuttg. 1834. 

7) Spanien. j 

Canga Arguelles, Diccionario de hacienda. Lond. 1826— 
27. V. Bergl. oben (c). 

Borrego, Der Nationalreihthum, die Binanzen und die Staates 

a," ud des K. Spanien, beutfch vonKottenkamp, Manny. 1834. 

bweiz. 

Bericht an den Großen Math der Stadt und Mepublif Bern über 
die Etaatöverwaltung von 1814—1830. 2te N. Bern, 1832. 
nn, yore bie Finanzen des C. Bern in Rau’s Archiv, 

BT 


Hottinger, Der Staatshaushalt ber ſchweiz. Gidgenoſſenſchaft, 
Züri 1847. 

Jahresberichte der verichiedenen Regierungen tiber bie ganze Ber: 
waltung. 

9) Neuere Staaten überhaupt. 

Cohen, Compendium of finance. Lond. 1822. 

John Macgregor, Commercial statistics, III. 8. Lond. 1847. 


Erſtes Buch. 


Stantsausgaben. 





1. Abſchnitt. 
Allgemeine Betrachtung der Staatsausgaben, 


$. 24. 

Der Staatsaufwand oder der Inbegriff der Staats: 
audgaben ift die gefammte, von der Regierung vorgenom: 
mene Berwendung von Sachgütern für Zwecke des Staates. Er 
kann unter verfchiedenen allgemeinen Geſichtspuncten betrachtet 
werden. \ 

1) Art,dieStaatdausgaben in Anſchlag zu brin—⸗ 
gen. Wie die Staatseinkuͤnfte aus genau beſtimmten Güter: 
mengen befteben, jo fommen auch bei den Staatdaudgaben durch: 
gangig auöbebungene, oder fonft irgendwie bemeſſene Verguͤ⸗ 
tungen ber verfchiedenen, für gefellfchaftliche Zwecke veranftal: 
teten Leiſtungen vor. Dad Finanzwefen bewegt fich alfo wie 
eine Privatwirtbfchaft (I, 8.63.) hauptfächlich in dem Gebiete 
der Preife und hängt von dem jedesmaligen Stande derfelben 
bei feinen Ausgaben und Einnahmen ab, obfchon auch der Werth 
der Dinge bei jedem von der Regierung zu veranftaltenden Ge: 
brauche berfelben forgfältig in Betracht gezogen werden muß 
(1, 8.6967), und aus bem bloßen Geldbetrage der Staate- 





ausgaben ohne die Kenntniß der Durch fie angedeuteten Werth: 
menge und bed mit ihnen zu bewirkenden Erfolges fehr wenig 
zu erfehen fein würde. Dieß zeigt fich deutlich, wen man ben 
Sinanzzuftanb mehrerer Länder vergleicht, in denen die Gelb: 
preiſe der Dinge verfchieden find. 


8. 25. 


2) Beftandtheileder Staatdaudgaben. Urfprüng: 
lich, in der Kindheit der Regierungswirthſchaft, mußten gerade: 
zu ſolche Sachgüter, wie fie für Die Zwecke der Regierung er: 
forderlich waren, von derfelben erworben und aufgewendet wer: 
den; fogenannte Naturalaudgaben. Nach der Einführung 
des Geldes trat diefed auch im Finanzwefen immer häufiger 
vermittelnd hinzu, fo daß heutiges Tages ber größte Theil bes 
Staatdaufwandes zunächft in Geldausgaben befleht, auf 
welche in vielen Fällen die Widmung einer damit angefchafften 
Menge anderer Sachguͤter für einen gewiſſen Staatszweck 
folgt. Wo noch biöweilen einzelne Güter ohne Vermittelung 
des Geldes in den Beſitz der Regierung gelangen und unmit: 
telbar verwendet werben (a), da pflegt man dennoch ihren Be: 
trag nach Preifen anzufchlagen und in die Geldrechnung aufzus 
nehmen, wodurch fich das Ergebniß derfelben im Ganzen nicht 
abändert und das der einzelnen Einnahmd> und Ausgabszweige 
richtiger darftellt. 


(a) h B. Holz aus ten Staatswaltungen wird in ben öffentlichen 
ergs und Hüttenwerfen, @ifen aus biefen in den Waffenfabrilen 
verarbeitet, Zehentgetreide an das Militär abgeltefert u. vol. 


$. 26. 


3) Der naͤchſte Gegenſtand der Aus gaben fannin 
der Belohnung und Unterhaltung einer Arbeit, oder in einer 
Pacht⸗ oder Zinsrente, der Abtragung einer aͤlteren Verbindlich⸗ 
keit, in der Bezahlung eines gekauften oder beſtellten Sachgutes 
u. dgl. beſtehen. Man pflegt zwar insgemein die Ausdruͤcke 
Staatsaufwand und Staatsverzehrung (Staatsconſumtion) fuͤr 
gleichbedeutend anzunehmen, allein dieß iſt nicht ganz richtig; 
theils naͤmlich wird eine aus der Staatscaſſe erhaltene Summe 


— 


von dem Empfaͤnger nicht nothwendig ganz verzehrt, ſondern 
oft theilweiſe zuruͤckgelegt, wie dieß z. B. bei den Schuldenab⸗ 
zahlungen ſogar vollſtaͤndig und regelmaͤßig geſchieht, — theils 
tritt bei ſolchen Ausgaben, die zur Erwerbung eines Sachgutes 
gemacht werden, ſtatt der aufgewendeten Koſten ein neuer Be⸗ 
ſtandtheil, in das Staatsvermoͤgen ein, und wenn dieſer von 
laͤngerer Dauer iſt, z. B. bei Gebaͤuden, Straßen, Waffen, ſo 
beſteht der Aufwand eigentlich nur darin, daß eine gewiſſe Guͤ⸗ 
termenge eine beſondere Beſtimmung fuͤr einen einzelnen Zweck 
erhaͤlt, wobei ſie dem Stamme des Staatsvermoͤgens unwider⸗ 
ruflich einverleibt, und allen anderen Arten der Verwendung 
entzogen wird. 

4) Zweck der Ausgaben. Der gemeinnuͤtzige Erfolg 
derſelben wird a) unmittelbar bewirkt, wenn fie geradezu 
irgend einen in den Etaatözweden liegenden Vortheil für bie 
Staatöbürger zu Wege bringen.- Eine Ausgabe ift nüglich, 
wenn diefer Bortheil den in der Aufopferung von Sachgütern 
liegenden Verluſt überwiegt (I, 8.322); — ober b) mittel: 
bar, wenn die Auögabe zunächft nur einen Vortheil für Die Res 
gierungdwirthfchaft gewährt, alfo zur Erlangung von Staats: 
einkünften dient. Solche Ausgaben, die man werbend nen 
nen kann, müffen als Ko ften der mit ihnen in Verbindung fie: 
benden Einkünfte angefehen werden (I, 8.79), und laffen, wenn 
fie von diefen abgezogen werden, den reinen Ertrag derfel: 
ben übrig. Doch kann hier, wegen der Manchfaltigfeit anderer 
KRüdfihten, die Gewinnung des größten Reinertraged nicht fo 
unbedingt, wie in der Privatwirthfchaft, beabfic,tiget werden. 


8. 27. 


9) Wirkung der Ausgaben in der Volkswirth— 
(haft. Wendet man die nationaldfonomifche Unterfcheidung 
einer productiven und unprobuctiven Verzehrung (I. 5.321. 
322.) auf die Staatdaudgaben an, fo ergibt fich Folgendes: 

a) Manche Zweige ded Staatsaufmandes find unmittels 
bar bervorbringend, indem nämlich die Regierung 
theils gewifle Zweige der Stoffarbeiten auf eigene Rechnung 


betreibt, theild zu den von ben Bürgern getriebenen Stoff: 
arbeiten mitwirkt, 3. 3. bei der Anlegung von Erbftollen 
(11, 8.42.), bei der Urbarmachung (II, 8.403.) u. dgl. Die 
fo verwendeten Gütermaflen find mahre Capitale 


b) Ein dem Wohlſtande des Volkes nicht minder förderlicher 
mittelbar productiver Aufwand (I, $. 108 ff.) fin: 
det flatt bei mandherlei vom Staate ausgehenden Beför- 
derungdmitteln der Stoffarbeiten und ded Handels, ferner 
bei der Beranftaltung von perfönlichen Dienften (1,8. 107.), 
welche, indem fie die Sicherheit im Staate oder die Bil: 
dung des Volkes unterftügen, dadurch den Erfolg der un: 
mittelbar productiven Kraftäaußerungen deffelben verftärken. 
Ohne die Rüdwirkung auf die Stoffarbeiten einzeln vers 
folgen zu fönnen, darf man doch mit Entfchiedenheit an: 
nehmen, daß faft jeder wahrhaft nüßliche, von irgend einer 
Seite die Wohlfahrt ded Staated erhöhende Etaatdauf: 
wand auch einen näheren oder entfernteren mittelbaren 
Einfluß auf die Gütererzeugung Außert, weil hier Alles 
organifch zuſammenwirkt, und der Bürger nur in einem 
gut eingerichteten Staate feine Nahrungdgefchäfte mit Luſt 
und vollftändigem Erfolge betreiben fann. Das Mehr oder 
Weniger dieſes Einfluffes auf die Stoffarbeiten entfcheidet 
übrigens nicht allein über die NRüßlichfeit der Staatsaus⸗ 
gaben, weil der Staat nicht blos wirthfchaftliche Zwecke hat. 


c) Ganz unproductiv würde meiftend nur derjenige Staats⸗ 
aufwand fein, welcher gar feine gemeinnügige Wirkung 
Außerte und daher unbedingt verwerflich wäre. 


$. 28, 


6) Groͤße des Aufwandes ſin Vergleich mit feiner 
Wirkung. Der Grundſatz der Sparſamkeit, welcher in jeder 
Wirthſchaft, alſo auch in dem Finanzweſen die Hauptregel fuͤr 
die Ausgaben bildet und aus der Ruͤckſicht auf die Beſchraͤnkt⸗ 
heit des Vermoͤgens und Einkommens im Vergleich mit dem 
großen Umfange ber Beduͤrfniſſe entſpringt, fordert eine vers 


2 
Rändige Anordnung bed Aufwandes, fo daß mit gleicher Auf: 
opferung fachlicher Güter der größte Erfolg, oder, was dafjelbe 
fagt, gleicher Erfolg mit dem geringften Güteraufwande bewirkt 
wird. Die Beobachtung diefed Grundfages wird nicht allein 
durch die wirtbfchaftlihe Klugheit ($. 7.) geboten, fondern 
auch von der Gerechtigkeit gefordert. Denn da der Staatdaufs 
wand immer ben Gütergebrauch der Bürger ſchmaͤlert, es mögen 
nun bie zu feiner Dedung dienenden Einkünfte unmittelbar aus 
dem Privatvermögen bezogen, oder burch Betreibung von Er⸗ 
werbögefchäften, die außerdem von den Bürgern unternommen 
werden könnten, berbeigefchafft werden, und da ferner den Mits 
gliedern der Staatöverbindung nur folche Laſten aufgelegt wer⸗ 
den dürfen, welche durch die Bernunftbeftimmung des Staated 
gerechtfertiget werden, fo folgt, daß die Staatögewalt zu kei⸗ 
nem Aufwande befugt iſt, der nicht zur VBefriedigung eines 
Staatöbedürfniffes wefentlich beiträgt (a). 


(s) Beredte Entwidlung pieiee Pie bei Necker, Admin. des fin. 


de la Fr. I, 30 ver 1. 
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Man hat früherhin, und bisweilen felbft noch in neuefter 
Zeit, den Eindrud diefer Schlußfolge aufzuheben gefucht, ins 
dem man den Bemeid zu führen unternahm, daß der Staatds 
aufwand auch dann, wenn er über dad Beduͤrfniß hinaus 
ind Ueberflüffige erweitert werde, fein volkswirthſchafiliches 
Uebel nach fih ziehe. Man hat in dieſer Beziehung be⸗ 
bauptet, da die auögegebenen Geldfummen wieder in das 
Bolt zurüdfehrten, von welchem fie aufgebracht worden feien, 
fo vergüte fich hierdurch der Nachtheil, den fonft die Entbehrung 
biefer Sütermenge verurfachen könnte, und ed werde vielmehr 
ein nüglicher Umlauf des Geldes erregt, wobei Gemwerböleute 
Abſatz und Beichäftigung finden könnten, fo daß felbft die Guͤ⸗ 
tererzeugung bei einer folchen Benutzung der öffentlichen Eins 
fünfte befördert werde, I, 9.342 (a). Diefe Säte find öfters 
gebraucht worden, um.die Verſchwendung der Höfe, die Er: 
richtung unnüger Prachtgebäude u. dgl. zu vertheidigen. 


§. 80, 


Das Irrige diefer Vorftelungen liegt hauptfächlich darin, 
daß die Wichtigkeit des Geldumlaufed zu hoch angefchlagen 
(1, $. 255.256.), und dagegen die wirkliche Verzehrung fach: 
licher Güter nicht genug beachtet wird. Wenn auch die in 
die Staatdcaffe gelangten Geldfummen wieder durch Ausga⸗ 
ben in die Hände Einzelner gelangen, fo gefchieht dieß nicht 
ohne eine bedungene Gegenleiftung, jeder Bürger aber muß 
die Sütermenge entbehren, deren Geldbetrag er dem Staate 
entrichtet, und der von der Regierung veranftaltete Verbrauch 
von Gütern tritt an bie Stelle einer für Privatzwede vor: 
genommenen Verzehrung. Es ift auf Feine Weife zu befor: 
gen, daß bei geringeren Staatdausgaben überhaupt bedeu⸗ 
tend weniger confumirt werden würbe (a), denn die Bürger 
würden ben Theil ihrer Einkünfte, den ihnen die Regierung 
übrig läßt, immer zu ihrem Nuten anwenden, und fogar 
die ald Capitale angelegten Güter dienen unmittelbar oder 
mittelbar zum Anlauf von Waaren, I, $. 338. 339 


(a) Der Unterfhied könnte hoͤchſtens fo viel betragen, als die Sinzels 
nen der Staatslaften willen mehr arbeiten und erwerben, um dies 
felben mit geringerer Beſchraͤnkung Ihres Sütergenufles tragen zu 
fönnien, $. 288 


$. 31. 


Die Staatdaudgaben als folche, abgefehen von der Art ihrer 
Anwendung für nüsliche Anftalten und Einrichtungen, können 
demnach offenbar weder die Production noch den Abfa der Er: 
zeuger im Ganzen vergrößern, ſondern nur bewirken, daß der 
Berbraud) fih auf andere Segenflände richtet und an anderen 
Drten erfolgt, ald e8 außerdem der Fall fein würde. Kommt 
nun der Staatdaufwand in diefer Hinficht der Privatverzehrung 
gleich, fo muß er, wenn er ohne wahres Bedürfniß vorgenom« 
men wird, ald höchft verwerflich erfcheinen, weil dann ein Theil 
der Bürger durch die Laft der Staatdabgaben zu ſchweren Ent: 
behrungen genöthiget, ein anderer Zheil derfelben wenigſtens 
von der nüglichen Anlegung feines reinen Einlommend abges 
balten wird, ohne daß dieje Nachtheile in obiger Vorausſetzung 


Bi 


auf andere Weife vergütet würden (a). Es kann nicht ald bie 
Aufgabe der Staatöverbindung betrachtet werden, einzelne Ge: 
werböleute oder Zohnarbeiter auf Koften der Geſammtheit in 
Rahrung zu feßen, weßhalb ed nicht fortwährend, fondern nur in 
ſchwierigen Umfländen, z. 3. bei einer Theurung oder einer 
großen Stodung von Gewerben, zu billigen ift, daß man auf 
Staatökoften Arbeiten anorbnet, die blod zur Beichäftigung 
nahrungdlofer Menfchen beftimmt find, und jelbft dann hat 
man darauf zu fehen, daß zugleich Werke von dauerndem 
Bortbeile zu Stande gebracht werben, 11, $. 347. 


(a) Say, Darfl. der Rat. Defon. I, 288. Handbudy, V, 94. — 
Stord, Handb. der Rationalm., IIL,64.—- Destutt de Tracy, 
Gommentar über Montesquten, deutſch von Morftadt, I, 8. 


$. 32. 


Folgerungen aus dem Grundfaße der Sparfamteit: 

1) Es darf feine Ausgabe ohne einen in der Beflimmung 
bed Staates liegenden, d. i. dem Gemeinmwohle angehb- 
renden Zweck, alfo für irgend eine Privatabficht oder bloße 
Privatvortbeile vorgenommen werden (a). 

2) Man darf auf minder wichtige Zwecke feine Summe vers 
wenden, welche zur Beftreitung einer dringenderen Aus- 
gabe nöthig iſt. UWeberhaupt fol wegen der Unmöglich: 
keit, für alles Nüsliche in einem gegebenen Augenblide 
zureichende Mittel zu finden, eine ſolche Gleichförmigfeit 
in den verfchiedenen Regierungszweigen beobachtet mer: 
den, daß gleich wichtige Zwecke zugleich beforgt werden 
und leichter verfchiebliche Ausgaben erfi nach der Dedung 
der nothmwendigeren an die Reihe fommen (b). Der Grab 
von Dringlichkeit wird aus der Stärke des aus der Un⸗ 
terlaffung erwachfenden Nachtheiles bemeffen, wobei man 
nicht blos auf die nächften Folgen blicken darf. 

3) Sede einzelne Ausgabe muß, foweit feine andereRüdficht es 
verbietet, fo eingerichtet werden, daß die beabfichtigte Wir: 
fung mit den geringften Koften zu Stande gebracht wird. 


(a) Hieraus kann z. B. die Verwverflichkeit der Sinecuren, db. 5. 
der Amtöftellen mit Befoldungen ohne Dienftgefchäfte, beurtheilt 


werben. Großbritanien hat eine Menge von Sinecuren, bie erſt 
in der neueften geit größtentbeie abgeihafft wurden. Man fchlu 
ihren Belauf auf ‚000 Pr. St. ehrlich an. Bolit. Zournal, - 
1821. IX. — Bl. Say, Hanıb. V, 100. 


(d) Juſti, Staatew. Il, 488 ff. unterfcheidet 1) nothwendige Aus⸗ 
gaben, und zwar a) ſchlechterdings, b) bedingt nothiwentige, c) 
durch weife Iotgiwendigfeit gebotene, 3. B. für Erhöhung des 
Volkswohlſtandes; — 2) nüglicye, Sammeln eines Schages, lege 
der Wiffenfchaften, Künfte und Sitten; — 3) Ausgaben der Be: 
quemlidhkeit und Wohlanftändigfeit, 3. B. Pracht des Hofes. — 
ine ſolche Rangorbnung laßt fih im Allgemeinen nit mit Si⸗ 
cherheit aufflellen. Einfacher Fönnte man fo abtheilen : I) erhaltente 
Ausgaben, a) unverfchieblihe, b) verſchiebliche; 2) befördernde 
Ausgaben. Doc giebt es Yälle, in denen Ausgaben, welde eine 
Bervollfommnung des jebigen Zuftandes betreffen, alfo der 2. Elafle 
angehören, durch die von ihnen bewirkte Entwicklung der Kräfte 
eben jo wichtig find als die erhaltenden. 


g. 38, 


Der Srundfaß der Sparfamfeit würde mißverflanden wer: 
den, wenn man, um ihm Genüge zu leiften, folche Ausgaben 
unterlaffen oder verkürzen wollte, von denen bad Wohl des 
Staates oder einzelner Staatöanflalten wefentlich bedingt wird. 
Diefer Mißgriff würde verderbliche Folgen haben und koͤnnte 
fogar die Unabhängigkeit des ganzen Staates gefährden. Ruͤck⸗ 
fichtölofed Abbrechen an den Staatdaudgaben ift eben fo tadelns⸗ 
werth, ald der entgegengefeßte Fehler, die Verſchwendung. 
Indeß kann nicht jeded Volk einen gleichen Aufwand für öffent: 
liche Zwecke machen, weil die Grade der Wohlhabenheit un 
gleich find, und e& ift fehr ſchwer, in jedem einzelnen Lande die 
Gegenftände ausfindig zu machen, bei denen fich mit bem ge⸗ 
tingften Nachtheil für die Gegenwart und Zukunft eine Er⸗ 
fparung ausführen läßt. Es gehört Daher eine genaue Kennt: 
niß der Einzelheiten in ber Staatöverwaltung und zugleich 
ein beharrliched Feſthalten der allgemeinen Grundfäße dazu, 
um gleichförmig und mit ben geringften nachtheiligen Folgen 
das Syſtem der Sparfamkeit durchzuführen (a). 

(a) Bergl. Parnell, On financial reform, ©. 97f. „Jede Staatsbe⸗ 
börde ift gerüftet, die uͤberzeugendſten Gründe anzugeben, warum 
ihre Ausgaben nothwentig in ihrer jeßigen Ausdehnung beibehals 


ten werden müflen. Jede Art von Sophismen, Ginflüferungen _ 
und zuverfichtlidhen Behauptungen wird zu Hülfe genommen‘ ıc. 


$. 34. 

Die Erfahrung zeigt, daß vielerlei Außgaben unbefchadet 
des Erfolge von Einzelnen fparfamer eingerichtet werden 
können, ald von der Regierung, I) weil dieſe nur vermits 
telft befoldeter Diener oder bezahlter Gehuͤlfen wirkt, die im 
Allgemeinen nicht mit folhem Eifer, mit folcher Nichtachtung 
von Beſchwerden, Anfeindungen und Anfttengungen auf Er- 
fparungen bedacht find, wie Perfonen, welche daburch felbfl 
gewinnen koͤnnen; 2) weil die Gefchäftöformen, die mit der 
Berwidiung und Ausdehnung bed Finanzweſens unzertrenns 
lich verbunden find, nicht felten die Wahl des kürzeflen Wes 
ges erfchweren, und 3) bei der großen Zahl von Angeftells 
ten auch einzelne Veruntreuungen nicht zu verhüten find. 
Deßhalb ift es oft nüßlich, eine Ausgabe, Die aus mehreren 
einzelnen heilen befleht und nicht im Voraus genau fefl- 
gefeut werben kann, die aber einen wohlbegränzten und bes 
fimmbaren Zweck bat, 3. B. Bauten, Transporte u. dgl., 
an einen Privaten für eine feſtgeſetzte Summe in Verding zu 
geben. Was er bei der Ausführung zu erfparen weiß, fait 
ihm dann ald Gewinn zu. Eine folche Uebereinkunſt wird 
Abmodiation, Berdingung genannt (a). Der Ueber: 
nehmer (Accordant) haftet hiebei für die vorfchriftämäßige 
Ausrichtung des verbungenen Gefchäftes, und ed muß eine 
forgfältige Aufficht angeordnet werben, damit er nicht durch 
übermäßige Sparfamteit den Zwed einer Ausgabe gefährde, 

(a) Bergins, Bol. u. Kam. Wag. I, 18. 
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Bei diefen Accorben find noch folgende Regeln zu beobach» 
ten: 3) Das Berdingen ift bedenklich, wo der Uebernehmer leicht 
durch mangelhafte Leiflungen einen höheren Gewinn erlangen 
kann und wo die dagegen zu treffenden Vorſichtsmaßregeln un» 
zuverläffig oder zu umſtaͤndlich find; daher zieht man 5.8. 
bei manchen Arbeiten bed Straßen: und Waflerbaud die Aus⸗ 
führung des Werkes durch Tagelohn vor. 2) Wenn ber Betrag 


einer Ausgabe ſich nicht genau voraudfehen läßt, p daß der 
Rau, yol. Delon. Ste Ausg. II. 


Uebernehmer, um ficher zu geben, feine Forberung auf den 
irgend zu erwartenden höchften Belauf gründen muß, fo ift 
ed beſſer, keine Summe im Ganzen zu bedingen, fondera nur 
die Preife jeder einzelnen Art von Leiflungen zu verabreden, 
z. B. des Quadrats oder Cubikfußes bei Bauten, ober der Vers 
koͤſtigung einer Perfon in Zuchthäufern. 3) Bei der Abfchlies 
ßung folcher Verträge muß man die Erfahrungen über den bis» 
berigen Aufwand benugen. 4) Man muß, wo ed thunlich if, 
dad Mitwerben zu Hülfe nehmen, um fich die vortheilhafteſten 
Bedingungen zu verfchaffen. Dies gefchieht entweder durch 
mündlihes Abbieten und Zuſchlag an den Wenigſtfor⸗ 
dernden, wobei leicht die Gefahr entfteht, daß man mit einem 
unfähigen ober unredlichen Unternehmer in Verbindung kommt, 
indem oͤfters die zuverläffigeren Mitbewerber von anderen 
unterboten werden, oder Durch Annahme fchriftlicher Forde⸗ 
sungen (Submiffionen, Soumiffionen), wobei man 
dem Wenigftfordernden, wofern auch feine Perfönlichkeit die 
gehörige Sicherheit gewährt, den Vorzug gibt (a). 


(a) In Frankreich find diefe Submiffionen allein geftattet. Genaue Vor⸗ 
fhriften der hiebei zu beobadıtenden Formen und Bedingungen ges 
fammelt bei De Gerando, Droit administratif, IV, 268 (Straßen: 

5 bau) und 343 (Givilbauten). 


§. 36. 

7) BVBerpältniß der Ausgaben zu dem Bolls: 
eintommen. Durch die Sparfamleit bei den einzelnen 
Ausgaben ($.32) wird es möglich, ben Staatdaufwand auch 
im Ganzen in denjenigen Gränzen zu halten, welche wegen 
der nothwendbigen Schonung der Volkswirthſchaft ($. 12) ges 
boten find. Diefer Aufwand wäre ſchon übermäßig, wenn 
er dad ganze reine Volkseinkommen verfchlänge, weil von 
diefem auch verfchiedene nothiwendige und nüßliche Privat: 
zwede der Staatöbürger beftritten werben müflen (I, 5.2590); 
er würbe aber vollends für den Vermoͤgenszuſtand bed Bol: 
kes nachtheilig, wenn er bad reine Einkommen noch übers 
fliege, alfo neben den Gebrauchsvorraͤthen auch das Capital 
angriffe und fomit die Gütererzeugung verminderte,l, 8.327. 


5 


Benn ungünftige Umflände in einem Staate eine foldhe 
Bergrößerung der Staatsausgaben verurfachen, fo darf der 
Drud folcher Laſten nicht lange dauern und man muß nad 
feiner Entfenung durch doppelten Fleiß und Sparfamteit 
die entflandenen Luͤcken wieber ausfüllen. 

8. 37. 

Um diefe Regel in Anwendung zu bringen, hat man fich 
öfter8 mit der Unterfuchung befchäftigt, in welchem Zahlenver: 
hältniß der Staatsaufwand verfchiedener Länder zu dem rohen 
und reinen Einkommen des Volkes ſtehe und flehen könne (a). 
Diefe Betrachtung wird künftig zu lehrreichen Ergebniffen füh: 
ren koͤnnen. Man wird vieleicht aus flatiftifchen Thatfachen für 
einen gegebenen Staat audmitteln, welchen Theil des Volks⸗ 
einfommend die Regierung ohne Nachtheil ausgeben kann. 
Bis jet hat diefe Forſchung noch Feine Früchte gebracht, denn 
bie Berechnungen des Volkseinkommens (I, 8.245 ff.) find 
noch fo unvolllommen, daß von keinem einzigen Lande biefe 
Größe mit einiger Zuverläffigkeit befannt iſt. Auch werden die 
Staatsaudgaben nicht in allen Zeiten und Staaten einen glei: 
chen Theil des reinen Volkseinkommens hinwegnehmen bürfen, 
weil die nöthigen anderen Verwendungen deffelben für Privats 
bebürfniffe nicht immer bie nämliche Ausdehnung haben, wobei 
auch zu erwägen ift, daß die ungleiche Art, die Staatseinkünfte 
aufzubringen, den nämlichen Betrag berfelben bald mehr, bald 
weniger läftig für die Staatöbürger macht (b). Es bleibt daher 
für jetzt nichts übrig, als aus verfchiebenen Kennzeichen fich 
darüber eine Vermuthung zu bilden, ob die Größe der Staats: 
ausgaben und folglich der Staatseinnahmen den Wohlſtand 


aller Volksclaſſen hemme oder vielmehr noch fortichreiten laſſe. 


(a) » B. v. Sonnenfele, II, $. 30. fi. 

@&) Siezu kommt, daß man noch nicht Über den Begriff des reinen Cin⸗ 
fommens einig if, ferner daß man zugleich darauf achten follte, 
welche Laſten das Bolt für Kirche, Bemeinde ıc. zu tragen hat u. 
dgl. Bol. Log, Handb. III, 88. 


$. 38. 
8) Berwendungdart der Ausgaben in Bezug 
auf das Land. Es ift ohne Zweifel für die Volkswirthſchaft 
3* 
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zuträglich, wenn der Staatdaufwand innerhalb des Landes ge⸗ 
ſchieht, alfo einheimifche Arbeiter und Unternehmer befchäftigt, 
einheimifchen Capitalen und Grundflüden eine Rente trägt. 
I, 8.340. Daher haben fchon ältere Schriftfteller den Sag aufs 
geftellt, man folle die Staatsausgaben fo einrichten, Daß die 
Summen nicht außer Landes gehen, fondern dem inländifchen 
Nahrungsftande zu Gute kommen (a). Doc iſt diefe Regel 
nur unter der Bedingung zuläffig, daß a) der Zweck der Aus: 
gabe darunter nicht leidet und diefe auch nicht vergrößert zu 
werben braucht (b), oder b) daß, wenn die Verwendung im 
Inlande mehr Foftet, Dadurch ein Nebenvortheil erreicht wird 
und deßhalb der Mehrbetrag auch als befondere Ausgabe zu 
rechtfertigen fein würde, 3. B. als eine Prämie zur Ermunte: 
rung eines wichtigen und Diefer Begünftigung bedürftigen Ge⸗ 
werbözweiges. Eine ähnliche Betrachtung läßt ſich auch auf die 
einzelnen Gegenden eines Landes anwenden. Zwar ift cd nicht 
ausführbar, Daß gerade in jedem Landestheile die von ihm aufs 
gebrachten Staatdeinfünfte auch wieder verzehrt werben, weil 
über die Eige ber Staatdanftalten andere Rüdfichten entfcheis 
den, auch ift es nicht nöthig, weil diejenigen Gegenden, welche 
mehr beitragen, als ihnen wieder zufließt, fih durch den Ver: 
kehr mit anderen Bezirken Erfaß verfchaffen können. Dennoch 
muß jene Erwägung zu dem Streben ermahnen, die Verthei- 
lung des Staatdaufmandes nicht zu ungleich zu machen und 
indbefondere die Hauptftadt nicht mehr, als es für eine kraft⸗ 
‚ volle Regierung nöthig ift, mit Staatdanftalten zu verfehen (c). 
(a) v. Juſti, Staatsw. II, 482. 


(db) 3. B. Penftonen im Lande zu verzehren. 


@ Ju a Seine trugen 1816 die Staatseinfünfte (ohne Zölle) 129 
fl. Fr., die Staatsausgaben machten daſelbſt 527 Mill. aus. 

Er 18 Dev. beliefen ſich diefe Ausgaben nicht voll auf 2/, der 
Bintänfte nur 58 Proc. derf.); Cordier, Deput.: Kammer, 


$. 39. 
9) Eine Eintheilung der StaatSausgaben ift 


nach verfchiebenen Gefichtöpunften möglih. Sieht man auf 
die Zeit bes Eintretend des Beduͤrfniſſes, für wel 


87 
des eine Ausgabe beftimmt ift, fo ergibt fich folgende Unter- 
fheidung (a): 

a) Ordentliche Ausgaben find folche, welche im regelmaͤ⸗ 
Bigen Gange ded Staatölebend jährlich oder doch in be: 
flimmter Wiederholung vorfommen und einem fortbauernden 
Bebürfnig entfprehen. Man Tann deßhalb ihr Eintreten 
immer voraußfehen und es ift nothwendig, zu ihrer Dedung 
Einkünfte von gleicher Fortdauer aufzufuchen. 

b) Außerordentliche Ausgaben werden burd ein bes 
ſonderes Bebürfniß eines einzelnen Zeitpunctes herbeigeführt. 
Sie find bisweilen gleich den ordentlichen vorherzufehen, bald 
erfcheinen fie ganz ploͤtzlich; fie find biöweilen auf ein Jahr 
befehräntt, bisweilen erftreden fie: fih auf mehrere Jahre. 
Solche Ausgaben find für die Gleichförmigfeit im Staate- 
haushalte fehr flörend, weil man die Einkünfte nicht beliebig 
und fchnell nach der jedesmaligen Größe bed Beduͤrfniſſes 
zu erweitern vermag. So lange die außerorbentlichen Aus⸗ 
gaben wenig betragen, kann man fich dadurch helfen, daß 
man einen Theil der Einnahmen ald frei verwendbaren 
Hülfsvorrath (Reſervefonds) in Bereitſchaft hält; find 
aber große Summen erforderlich, fo müffen außerordentliche 
Hülfsmittel in Bewegung gefegt werden (b). 


(a) Bergl. v. Malchus, Finanzwifl. II, 55. 

(db) Nach dem hannöv. Grundgeſetz von 1833, 5. 143, follte ein Mes 
fervecredit von 5 Proc. des ganzen Ausgabebudgets für außers 
ordentliche Ausgaben zur Berfigung des Gefammtminifteriums bes 
reit gehalten werden. 


§. 40. 

Die Scheidung der ordentlichen und außerordentlichen Aus⸗ 
gaben, welche fogar flaatörechtliche Wichtigkeit Haben kann (a), 
ift da mit einer befonderen Schwierigkeit verknüpft, wo viele 
einzelne Ausgaben in eine Glaffe fallen, deren Geſammtzweck 
feft fteht, während die nächften Gegenftände der Ausgaben von 
Fahr zu Jahr wechfeln. So ift z. B. neben der ohne Zwei: 
fel ordentlichen aber unftändigen Ausgabe für Baureparaturen 
fehr häufig ein neues Gebäude für den Staatödienft aufzufüh: 
sen, weil ein alte unbrauchbar wird, oder an einem gewiſſen 





Drte für einen beſtimmten Zwed noch Teined vorhanden war. 
Jede folhe Bauunternehmung erfcheint, einzeln betrachtet, 
ald eine außerordentliche Ausgabe, denn fie wieberholt fich 
nur nach einem unbeftimmbaren langen Zeitraume. Ueber: 
blidt man aber die Menge der in einem größeren Staate 
für öffentliche Zwecke nöthigen Bauwerke (Häufer, Brüden, 
Landftragen u. dergl.), von denen faft immer eines oder dad ans. 
dere der Erneuerung bedarf, fo muß man dieſe ganze Claſſe von 
Ausgaben für eine ordentliche anfehen; nur ganz ungewöhns 
lich große Ausgaben werden ald außerordentlich angenommen. 


(a) Als im Königreich ter Niederlande das ordentlihe Budget auf 
10 Jahre, das außerordentliche auf 1 Jahr feſtgeſetzt wurde, ent⸗ 
Rand über die bei ber Sonderung beider J erfo enden Brunbfäge 
öfters Streit, vergl. v. Malchus, Il, 


$. 41. 

Bei den orbentlichen Ausgaben kann wieder in Be⸗ 
zug auf die Beftimmtheit oder Veraͤnderlichkeit der erforderlichen 
Summe eine Berfchiedenheit Statt finden. Man nennt diejeni⸗ 
gen Audgaben fländige, die von Zahr zu Jahr mit gleicher 
Summe beftritten werben können, während die unfländigen 
von wechfelnder Größe find. Zur Erreihung mancher Bwede 
wird nach den Umftänden bald eine größere, bald eine kleinere 
Menge von Mitteln nothwendig, und das jedbeömalige Be⸗ 
dürfniß muß unfehlbar feine Befriedigung finden, 5. B. bei 
Bauboften, Diäten, Prämien, Eriminalproceßfoften. Um aber 
doch für zureichende Einkünfte ſchon vorher einigermaßen forgen 
zu können, bildet man fid) bei den unftändigen Ausgaben we: 
nigftens eine Vermuthung Aber ihre wahrfcheinliche Größe, ins 
dem man den Durchſchnitt aud den vorhergehenden Jahren zu 
Grunde legt, wobei man jedoch envägen muß, ob die Verhaͤlt⸗ 
niffe ſich nicht unterdeffen verändert haben. Der Durchſchnitt 
würde z. DB. dann zu einem ganz falfchen Schluffe führen, 
wenn die einzelnen Sahreöfummen fein Auf: und Niederſchwan⸗ 
ken, fondern ein fortfchreitendes Steigen oder Fallen einer Art 
von Ausgaben bemerken ließen. Wo vielerlei unfländige Aus⸗ 
gaben vorfommen, da kann man bei forgfältig gefertigten Ueber: 
fchlägen hoffen, daß, wenn ein Theil ber erfteren den Anfchlag 


überfteigt, Dagegen an andern etwas erfpart werden wird. Da 
es jedoch nicht ficher ift, daß beide Fälle ſich gerade audglei: 
chen, fo iſt auch der unfländigen ordentlichen Ausgaben wil« - 
in ein Huͤlfsvorrath ($ 39) fehr nuͤtzlich, deffen Größe im 
Berhältniß zum ganzen Staatsaufwande nach den Umftäns 
ben zu bemeflen iſt (a). Laſſen fich unfländige Ausgaben ohne 
andere Rachtheile in fländige umwandeln, fo iſt dieß für die 
Drdnung im Staatöhaushalte fehr förderlich. $. 36. 

(a) Der Refervefonde betrug im Berhältniß zur ganzen jährlidyen Aus⸗ 
gabe in Preußen, nad tem Voranſchlage für 1847, 3,° Proc. 
(2,312,000 Rihlr.), er wird aber auch zu Lantesverbeflerungen 
benußt und der Ueberfchuß wird zum Staatsichape gefchlagen. In 
Sei mein Zuaaten iR beiläufig D—2 Pror. zum Hülfsvorrath 

0,% Broc. (50,000 Rthle.) Sachſen, Budg. 1943 — 45. 
0, » (200,000 fl.) Holland, Budg. 1845. 
07 (75,000 fl.) Würtemberg, Dubp: 1845 — 48. 
0,7 ,, (87,235 fl.) Baden, Budg. 1848, unter die eins 
zelnen Miniſterien vertheilt. 
$. 42. 
Sieht man auf die Zwecke der einzelnen Ausgaben, 
fo läßt fich die große Manchfaltigkeit derfelben unter gewiſſe 
Haupt⸗ und Unterabtheilungen ordnen. Ehemals begnügte man 
fih mit der Annahme von drei Hauptelaflen, nämlich 1) Aus» 
gaben für den Hofftaat, 2) für die Eivilverwaltung (Giviletat), 
3) für dad Militärwefen (a). Die in den Finanzplanen (Bud⸗ 
getö) der verfchiedenen Staaten gemählten Eintheilungen find 
meiftens in Hinficht auf die gute Anordnung unbefriedigend, 
indem fie bald viele Abtheilungen nebeneinanderftellen, bie feine 
Veberficht des Ganzen gewähren und ſich willfürlich noch weis 
ter vermehren ließen, bald nur ben zufälligen Einrichtungen bed 
einzelnen Staates oder einem praftifchen Bebürfniffe folgen, 
alfo nicht allgemein anwendbar und nicht aus dem Weſen 
ber Sache gefchöpft find. Um diefen Erforderniffen zu ges 
nügen, fann man folgende Unterfcheidung zu Grunde‘ legen: 
1) Ausgaben, welche durh die Berfaffung des Staates 
nothwendig werden, indem fie die zur Ausübung ber 
Staatögewalt unmittelbar mitwirdenden Perfonen betreffen. 
Diefer Theil des Staatsaufwandes muß, fo lange die 


Staatöform unverändert bleibt, nothwendig auch feiner 
Größe nach ziemlich feit flehen. 

2) Regierungsaudgaben, welche von der höchften Ge: 
walt für die Beförderung ber einzelnen Staatszwecke 
vorgenommen werben und unter dem Einflufie äußerer 
Umftände vielen Veränderungen unterworfen find. 

(a) Juſti und viele Spätere, z. B. v. Jakob, I, 744 und Fulda, 
Handb. ©. 21. 


$. 43. 
Der Regierungdaufmand Fann weiter abgetheilt 
werden 
1) formell, nad Art der überhaupt anzuwenbenden Mit: 
tel, 3. B. für Befoldungen, Gehalte der untergeordneten 
Bedienten, Gebäude, gemeinnüßige Anflalten von man: 
cherlei Art; Ä 
2) materiell, nach der Natur der einzelnen Staatszwecke, 
die unter gewiffe Hauptzweige des Staatöbienftes (Mi- 
nifterien) vertheilt zu fein pflegen. Es gibt theild als 
gemeine, alle öffentlichen Zwecke umfafjende Oberbehör- 
den, theild befondere, deren nächfte Richtung geht 
a) auf dad Wohl der Staatögefelfchaft felbft, und zwar 
a) auf die Sicherheit des Staates im Ganzen und 
feiner Mitglieder, 
aa) im Innern des Staates (Ausgaben für das 
Suftizwefen und die Sicherheitd- ober 
eigentliche Polizei), 

. bb) im Berhältnig des Staated zu andern Staaten 
(Ausgaben für Militärwefen und aus waͤr⸗ 
tige Verhandlungen), 

P) auf den Wohlftand des Volkes (Ausgaben für 
bie Volkswirthſchaftspflege), 

y) auf die Bildung (Ausgaben für Schulen, Kir: 

hen und andere Anftalten der Volksbildung), 

b) auf den bloßen Vortheil der Regierung, nämlich die 

Verſorgung derfelben mit fachlichen Gütern (Ausga⸗ 

ben für da8 Finanzweſen). 
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I. Abſchnitt. 
Einzelne Gegenflände des Staatsaufiwandes. 


$. 44. 

Die nähere Betrachtung der Staatdausgaben führt, wie 
ſchon die Verhandlungen der fländifchen Berfammlungen über 
die Finanzplane zeigen, zu einer Prüfung aller Staatseinrich⸗ 
tungen, und man koͤnnte hierdurch in Berfuchung gerathen, einen 
großen Theil der Staatöflugheitslehre in die Finanzwiflenfchaft 
bereinzuzieben (a). Dieß würde jedoch nicht bloß dem Zwecke 
derſelben widerftreiten, fondern darum fchädlich fein, weil dabei 
eine allfeitige gründliche Unterfuhung der Staatöverwaltungd: 
gegenftände verhindert und der finanzielle Sefichtöpunct zu fehr 
hervorgehoben würde. Um ſich genau in ben Gränzen der Fi⸗ 
nanzwiffenfchaft zu halten, muß man fich darauf befchränfen, 
bei jedem Gegenftande der Staatdausgaben zu erforfchen, wo 
fi im ihm Gelegenheit zeigt, die Grundfäge der Sparſamkeit 
ohne Berletzung anderer Rüdfichten in Anwendung zu bringen. 


(a) Bie es zum Theile von Krauſe gefchehen ift, National und 
Staatsötonomie, 2ter Theil. 


1. Abtheilung. 
Ausgaben aus ber Berfaflung. 
$. 45. 


Es kann feinem Zweifel unterliegen, Daß in einem monars 
hifchen Staate der Fürft auf ein feiner erhabenen Stellung 
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entfprechendes Eintommen aus Staatsmitteln Anfpruch hat, 
und ebenfo, dem Weſen der Erbmonarchie gemäß, feine Fa⸗ 
milie. Der biezu beflimmte Theil des Staatdaufwandes 
bildet die Hofſtaats- oder Hofausgaben. Die Be: 
flreitung diefer Ausgaben aus Staatdeinkünften ift jedoch da 
unnöthig, wo die fürftliche Familie, wie fie urfprünglicy aus 
dem Ertrage eigeuthümlicher Ländereien ihre Bebürfniffe bes 
flritten hatte, fo auch noch fortwährend fi im Eigenthume 
folher Güter und Rechte befindet, die anerfanntermaßen jene 
Beftimmung haben. Diefe Stammgüter des fürftlichen Haus 
ſes konnten da erhalten werben, wo bie höchfte Gewalt noch 
in der nämlichen Familie fich vererbt, aus deren Landbefig 
und Qutöherrlichkeit fich ehemals die Landeshoheit entwidelt 
bat. Wo dagegen durch Ummwälzungen und Wechfel der herr 
ſchenden Familie jene Stammgüter in das Staatseigenthum 
oder in Privathände übergingen, oder wo fie durch den Ents 
ſchluß des fürftlichen Gefchlechtd in Staatögut umgewandelt 
wurden (a), da trat die Verpflichtung des Volkes ein, den 
Bedarf ded Hofes auf andere Weife zu beden. 


(«) Lergh unten $. 90. und Bollgraff, Syſteme der prakt. Politik, 
IV, 506. Doch pflegt man in diefem Kalle bei der Beflimmung der 
Hofausgaben darauf Müdfiht zu nehmen, was biefe Güter dem 
Monarchen würden eingebracht haben, wenn er fie beibehalten hätte. 


$. 46. 

Die Erhaltung ſolcher Stammgüter des fürftlihen Haufes 
gewährt für daflelbe in der größeren Sicherheit des aus ihnen 
entipringenden Einkommens bei Unglüdöfällen, und da, wo eine 
ftändifche Verfaſſung befteht, in ber Unabhängigkeit von der 
Bewilligung der Landſtaͤnde unvertennbare Vortheile. Indeß 
bat man doch den Nutzen dieſer Güter häufig überfchäkt (a). 
Man glaubte, der Aufwand des Hofes, wie ausgedehnt er auch 
fein möge, verliere dadurch fein Anftößiges, daß er aus dem 
eigenen Einkünften des Fürften genommen wird; allein eine 
Verfchwendung in diefen Ausgaben würde, befonderd bei einem 
beengten Staatöhaushalte, doch immer ald ein Mißverhältniß 
angefehen werden, vorzüglich da nach dem deutichen Staats: 
rechte die erwähnten Familiengüter auch zugleich zur Beſtrei⸗ 


tung von Regierungsausgaben behuͤlflich fein follten, vgl. $. 91. 
In manchen Ländern, wo die Domänen als fürftliched Haus» 
gut galten, iſt dennoch die Verabredung einer Givillifte nöthig 
geworden, entweder weil der Weberfchuß der Domanialeinkünfte 
in die Staatscaſſe floß, oder weil diefe bei der Unzulänglichkeit 
jener einen Zuſchuß (Kamm erhülfe) geben mußte (b). Die 
landfländifche Mitwirkung zur Feſtſetzung der Hofſtaatsausga⸗ 
ben trägt dagegen bei, biefelben in einem, den Hülfäquellen des 
Landes entiprechenden Maaße zu erhalten. Die Verhandlungen 
über diefen Gegenſtand find zwar öfter8 in einer für bie fuͤrſt⸗ 
liche Würde verlegenden Weiſe geführt worden, allein wenn 
dieß Durch den Befitz von Hausguͤtern ganz verhuͤtet werben 
ſollte, fo müßten diefe fo beträchtlich fein, daß fie felbft für die 
außerorbentlichen Hofausgaben zureichten, und dieß würde die 
Gefahr eines übermäßigen Hofaufwandes fehr verftärken. Fer⸗ 
ner fann man auch da, wo ſolche Güter nicht vorhanden find, 
die gefegliche Anorbnung treffen, daß für die Hofſtaatsausga⸗ 
ben fortwährend eine aus dem Ertrage benannter Staatögüs 
ter zu ziebende Summe ausgefchieben wird (c). 

(e) Bergl. v. Jakob, II, 8. 835 ff. — Dablmann (Bolitif, I, PH) 
bemerit, daß die Fuͤrſten ſelbſt öfters den Bezug einer befimmten 
Geldſumme aus der Stagtscafje vorzogen. 

(d) 3. 3. Altenburg. !Berfaflung v. 1533, $. 18. Hohenzollern⸗Sig⸗ 
maringen’jche Verf. 1833. 8. 74. 

(ce) In Preußen werden 2'/, Mill. Rthlr. von dem Grtrage ter Dos 
mänen für den Hof abgezogen, die im Budget nicht aufgeführt find. 


— Nach dem hannoͤv. Grundgeſetz von 1533, 6. 125. 126, follte ein 
Domänencompler, der '/, il. Rthlr. rein abwürfe, ausgefchieden 
und. dem Könige zur freien Verwaltung übergeben werben, was 
jedody eine unnöthige Berwidlung verurfacht hätte. In Mediens 
burg s Schwerin wurden 1849 7% Güter mit 228 Hufen, nebfl 
Schiöffern, dem großherzoglichen Haufe überlaflen und daneben 
175,000 Rthlr. Givillifte bewilligt. Auch in Oldenburg fam man 
(3. Februar 1849) überein, einen Theil der Domänen, der rein 
85 Athlr. trägt, ale Kideicommiß der fürklihen Familie auss 
zuſcheiden, während ber Reſt in das Staatsvermoͤgen übergieng. 


$. 47. 

Das Nachdenken über die Größe der Hofftaatsausgaben 
führt mit Nothwendigkeit auf die Anerkennung zweier Säge, 
die fich gegenfeitig befchränten und aus deren Verbindung 
der richtige Mittelweg hervorgeht. 
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IL. Der Zürft ſollte nicht in die einfache und fparfame 
Lebensweiſe einer bürgerlichen Familie verfegt werben, er be: 
darf eines reichlicheren Einlommens (a), theild damit fich feine 
Hürde durch den finnlichen Eindrud einer nicht bloß an- 
fländigen, fondern gefhmüdten und gefälligen Umgebung auch 
außerlich kund gebe (8), theild um Handlungen ber Wohl: 
thaͤtigkeit üben zu können, in denen feine Perfönlichkeit einen 
defto weiteren Spielraum finden muß, je mehr bei den eigente 
lichen Regierungsgefchäften wegen ihrer heutigen Schwierig- 
keit und der Berantwortlichkeit der Minifter diefen überlaffen 
werden muß. Starke Einfchränktungen,, plöglich ausgeführt, 
würden ferner viele Kamilien nahrungslos machen und kön: 
uen daher ohne Nachtheil nur allmälig eintreten. 

(a) Ad. Smith, 5. Buch 1. Kap. 4. Abthlg. 

(6) Das Bolt ſelbſt fleht dieß als Chrenſache an. 

$. 48, 

U. Gerade der Umfland jedoch, daß im Einzelnen des 
Hofaufwandes eine aͤngſtlich berechnete Sparfamkeit nicht 
füglid) durchgeführt werden kann, hat, wie die Erfahrungen 
älterer und neuerer Zeit beweifen, fehr oft eine Verſchwen⸗ 
dung veranlaßt, welche für die Volkswirthſchaft die traurig: 
fien Folgen Außerte (a). Es ift daher eine Befchränkung 
dieſes Aufmandes im Ganzen nothwendig, die in Meineren und 
in minder wohlhabenden Zändern weiter geben muß, als in 
anderen. Die Einrichtungen der europäifchen Höfe laffen eine 
bedeutende Vereinfachung zu. Was ald unabweidlicher Bes 
darf (minimum) anzufehen fei, läßt fich einigermaßen aus 
der Vergleichung mit den Einkünften der begüterten Staats⸗ 
bürger beurtheilen. ine Pracht bed Hofes, die mit ſchwe⸗ 
ven Entbehrungen der Bürger erfauft werden muß, kann burch 
bie vorhin (9. 47.) angegebenen Rüdfichten nicht gerechtfer- 
tigt werden, zumal da fich, wenn die Umſtaͤnde ed gebieten, 
Würde mit edler Einfachheit wohl vereinbaren läßt. Es 
muß baher eine für den Hof zu verwendende Summe fefls 
geießt und mit den Staatdeinkünften, den früheren Hans: 
gütern ber fürftlichen Familie und den übrigen Stagtöbebürf: 


niffen in ein richtiges Werhältniß gebracht werben (b). Diefe 
Summe wird in den Ländern, wo fie von landfländifcher 
Zuſtimmung abhängt, Eivillifte genannt (c). 


(a) 


(8) 


(ce) 


Malum tutorem esse Imperatorem, qui ex visceribus proviacialium 
homines non necessarios nec reip. utiles aleret, urtheilte Alex. 
Severus. Berg. Klock, De aerar. ©. vl1. Bekannt if die 
Prunfliebe Ludwigs XIV. Vergl. Geſchichte Frankreichs, Leipzig, 
1829. ©. 777. 732. — Colbert widerfprach wenigktens, wenn er auch 
nicht zu hindern vermochte. „„Je declare à V. M.,“ ſagte er 1666, 
„‚qu’un repas inutile de 30,000livres me fait une peine incroyable, 
et lorsqu’il est question de millions d’or pour la Pologae, je ven- 
drais tout mon bien, jengagerais ma femme et mes enfants et 
jirais & pied toute ma vie pour y fournir, s’il &tait nöcessaire.* 


‚Bresson, I, 339. — Dan findet in den franz. Finanzrechnun⸗ 


gen, daß im 3. 1655 die verfchiedenen, den Hof betreffenden Aus⸗ 
gaben 1/, des ganzen Aufiwandes oder 25,917,823 Liv. betrugen. 
Da nun feit 1679 die Mark feines Silber zu 20 Liv. B1t/. Sous, 
vor der Revolution aber zu 54,9% Liv. ausgebradht wurde (Braun, 
Bom WRünzweien, S. 200. Necker, Admia. Ill, 6 ), fo if jene 
Summe auf 49 Mill. Liv. der letzteren Zeit zu Ichägen. Neders 
sa ljäblung der Hofftaatsausgaben zu feiner Zeit giebt doch nur 
33,700,000 Liv. bei 610 Mill. Liv. Ausgabe, oter5t/, Broc. a. a.O. 
II, 362. — Die Anlagen von Verſailles und die naheliegenden Scylöfs 
fer Trianon, Marly ıc. fofteten zwifchen 1874 und 1690 tie Summe 
von 882/, Mill. Liv., in fpäterem Gelde 157 Mill. Schlözer, 
Staatsanz. X, 65. — Noch Karl X. Hatte ein jo ſtarkes Hofper⸗ 
fonal, daß jeter Hofbetiente nur 3 Monate jährlid Dienf that; 
. Duchesae, Essai sur les finances, P. 3831. 

Starke freiwillige Beränderungen dieſes Aufwantes in Folge der 
ränzereignifl 848 und der Finanzverlegenheit in den deutfchen 

taaten. 

Bergl. v. Jakob, II, $. 854. Der Austrud if in England zuerfl 
üblich geworden. Die große Berminderung der Domänen, die Entzie- 
bung mehrerer Regalien ıc. nöthigte das Parlament, unter Karl II. 
1660 eine aus anderen Binfünften herfließende Ergaͤn ung Mir den 
koͤniglichen Hof zu bewilligen; man wies hiezu gen e Einkünfte 
(eivil-list-revenues) an, bie zufammen auf 1,200, 2. St. anges 
fhlagen wurden, von denen jedoch aud Ausgaben für Flotte und 
Heer beftritten werden mußten. Was dem König verblieb, ſchaͤtzte 
man 1676 auf 462,115 2.; 1690 (Wilhelm IH.) wurden demfelben 
600,0002. zugedacht, die man 1687 auf 700,000 8. erhöhte, doch 
mit Ginſchluß der erblichen Kroneinfünfte. Bis auf Georg II. bes 
gnügte man fich, die zugewiefenen @infünfte nur im Allgemeinen ans 
zuſchlagen und darnach den zur Ergänzung erforterlichen Zuſchuß 
zu beſtimmen. Nun aber, als man die Eivillifte auf E00,0008. fehte, 
wurde zugleich verfügt, daß jährlich das, was an dem Betrage der 
zugewieſenen —8 zu jener Summe fehlen wuͤrde, aus der 
Sſaatscaſſe zugelegt werden ſolle. Gin allenfallfiger Mehrertrag 
blieb dem König zur Verfügung. Die heutige Bedeutung des Wor⸗ 
tes civil list ſtammt alſo erſt von 1728 her. Georg III. verzichtete 
auf einen Theil der erblichen Ginfünfte der Krone. Die Eivilfifte 
reichte aber für den großen Aufwand nicht hin und es wurden mehrs 


mals Schulden, die anf fie gemacht worden waren, vom Parlamente 
übernommen, von 17691814 pufentmen für IZMIN. L. Nach ver 
Negulirung von 3816 betrug die Giviflifte 1,057,000 &., außer 248,000 
2. Benfionen (Apanagen) für die k. Familie. Aus obiger Summe wurs 
den aber auch verfchiedene Staatsbeamte befoldet, Joe: bie Lords Obers 
richter, die auswärtigen Geſandten, fo daß nur 798,008 für den Koͤ⸗ 
nig übrig blieben. 21831 wurde die Civilliſte für Wilhelm IV. durch 
Webertragung fremdartiger Ausgaben auf andere Caſſen auf 520,000 
gemindert. — Die erblidhen @inkünfte der Krone, hereditary reve- 
nues, im Betrage von 800,000 &., waren fchon früher dem Barlas 
mente zur Derfügung geftellt worden. 1831 verzichtete der König 
noch auf einige Gefälle, die im Frieden geringfügig find, weil fe 
zum Theile aus Mdmiralitätögeldern beſtehen, die nur in einem Gees 
kriege durch die Briten anfehnlih werden. Die @rbgefälle von Sans 
cafter und Cornwallis blieben, als Familiengut, nod im Befike des 
Königs. Sie werden auf 50,000 2. an efhlagen. Die Eivillifte der 
Königin Victoria wurde im Jahre 1837 auf 385,000 2. gefept, nebſt 
10,000 %., für die Diener und 32,000 £. Penfionen. Hiezu kommen 
die Wittiwengehalte und Npanagen. Sinclair, Histery of the 
publie revenue, I, 290. 292. Il, 38. 63. — Hofler, Gefchichte 
der englifchen ivilfifte, Gtutig. 1834. — Lorieux in Foeliz, 
Revue, 1839, 1, 801. 


Die Eivillifte fammt den übrigen Bezügen des fürflichen Haufes 
aus der Staatscaffe beträgt nad) den neuefien Boranfchlägen von der 
ordentlidien reinen Gtaatseinnahme oder dem ordentliden Staats⸗ 
aufwande (ohne die Erhebungskoſten der Binfünfte): 

0,7° Broc. Großbritanien (1848/9) 392,000 8. Et. 
1 „Grankreich (1849) 18,300,000 Ir. 

„ ER Nieterland (1845) 11/, Mid. R. 

„ ungefähr neigien (1848) 23/, Mill. Er. 
.-3% Gpanien (1848) 45,900,000 Re. 

„ Deflerreih, R. 3847, 5,203,690 fl., worunter 
jedoch mande Ausgaben, die genau genommen 
nicht hieher gehören. 9. für 1849 if 4,046, 148 R. 
oder 4,3 Broc., wobei 183. 159 fl. für 2 Leibgars 
ben und 185,664 fl. für 2 Hofgeflüte. 

3, Preußen (1849), 21/, Mill. Rihir. 


4,3 „ Dänemark (184%) 743,000 Rthlr. 

4,® „  Schweben (1845 — 47) 686,700 Rthlr. 

8,07 „ Baden (1845) 687,000 ſi. mit 100,000. Nachlaß. 
9, „  WBürtemberg (1848/49) 1,155,228 f., wovon aber 


200,000 R. für dieß Jahr nachgelaſſen find, fo daß 
bie Ausgabe nur 7,° Broc. beträgt. 

10 „Baiern (1843-—49) 3,204,957 fl. 

10,2 „Sachſen (1846-48) 696,858 Rihlr. 

12,0 „ Medlenburg Schwerin (1849) 337,900 Rihlr. nach 
Abzug der augehörigen innahmen. 

13,7 „ &r. —* (1845 — 47) 747,822 fl. 

15,°° „ Kurheſſen (1848) 892,100 Rihlr. 


Die Erfahrung zeigt, daß bei der Feſtſegung der Clvillifte auch 
auf die Größe des Privatvermögens des Fürſtenhauſes Nüdficht ger 
nommen au werden pflegt, indem, wo baflelbe bedeutend iR, von 
ſelbſt die Anfprüde auf die Civilliſte ermäßigt werden können. Fer⸗ 


ner wiürbe bei einer genauen Beleuchtung verfichender Ausgaben 
noch mancher Bohlen ausgefhieden werben müflen, der nicht gerade 
der fürklichen Familie wegen, verwendet wird. 


g. 49. 


Die Eivillifte wird entweder von einer Finanz» (Etats⸗) 
Periode zur andern, oder zweckmaͤßiger auf die Lebenszeit des 
Monarchen fefigefebt, was jedoch eine fpätere Abänderung 
durch neue Vereinbarung nicht ausfchließt (a). Außer der be- 
ſtimmten jährlichen Geldfumme, pflegt dem Oberhaupte auch 
der Nießbrauch gewiffer im Staatövermögen befindlicher Ges 
baude (Schlöffer und Zubehör) und Ländereien (Gärten, Wal- 
dungen zum Jagdgehege ꝛc.) überlaffen zu werben (b). Die 
Apanagien der anderen Mitglieder des Fürftenhaufed und die 
Wittumsgehalte der fürftlichen Wittwen und die Mitgaben der 
Prinzeffinnen werben entweder in ber Givillifte mit begriffen, 
oder neben derfelben befonderd angewiefen. Dieß verdient den 
Vorzug, weildann das Hinwegfallen diefer Ausgaben durch ben 
Tod oder andere Weränderungen der perfönlichen Verhaͤltnifſe 
fih von felbft ergiebt (c.) Die Werwendungdart der Givillifte 
hängt lediglich von dem Beſchluſſe des Fuͤrſten ab, doch iſt es 
jwedinäßig, genau zu beflimmen, welche Ausgaben übers 
haupt der Eivillifte zur Laſt fallen. Man kann unterfcheiden: 

I) ordentlihe Ausgaben; dahin gehören a) Privatdispofis 
tionscaffe (Cabinetscaſſe, Chatoulle) des Fürften und derjenigen 
Samilienglieder, welche keinen eigenen Hofſtaat erhalten, 
b) Ausgaben für die weſentlichen Bebürfniffe der Hofhaltung (d), 
als perfönliche Bedienung, — Zafel, — Schlöffer, deren Erhal- 
tung, Einrichtung und Heitung, — Marſtall, c) Ausgaben für 
andere, Genuß und Pracht betreffende, am leichteflen eine Eins 
ſchraͤnkung geftattende Segenftände, z. B. Muſik (Capelle), 
Theater, Jagdweſen, Sammlungen, Feſte; 

2) außerordentliche Ausgaben für Reifen, Vermaͤhlungen, 
Begräbniffe u. dgl. (e). 


(e) Bad. Verf.⸗Urk. 5. 57: Die eiumal beftimmte Givillifte darf ohne 
Ginwilligung des Großherzogs nicht erniebrigt, ohne Zuſtimmung 
der Staͤnde nicht erhöht werden. — Es IR Rreitig, ob mac dies 
fen Sage die Civilliſte auch auf jeden Thronfolger ohne neue Bes 
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gliehung übergeben Bönne (vgl. Brot.d. 2.8. v. 2881. 2. Beil. ©. 

89), wie’dieß in Bezug auf Baiern behauptet worben war. Baies 
rifche Landtagsverhandl. 1828. XV, 525. Nach dem baier. Geſetz vom 
1. Zul. 1834 iſt die eigentliche Tivilliſte im Betrage von 2,350,550 fl. 
für immer fehlgefeßt und auf Domäneneinfünfte angewielen. 

(5) Diefe der Civilliſte überlaffenen Gegenſtaͤnde müflen genau verzeiche 
net werden. 3.8. Bad. Gef. v.2. Nov. 1831. — Franzoͤſ. Gef. v. 
8. Nov. 1814. Nach dem Geſetz v. März 1832 war auch dieſe Ausſtat⸗ 
tung nur lebenslänglich ; das Krongut, domaine de la couronne, im 
Ginne des franzöf. Staatsrechte. Daffelbe war, wie alles Staatsgut, 
unveräußerlich, unverjährbar und unverpfänpbar, es durfte nicht 
über 18 Jahre verpachtet werden, außer zufolge eines befonderen 
Geſetzes (d. h. mit Zufimmung der Kammern). De Görandeo, 
Droit administratif, Ill, 480. Macarel et Boulatignier, 
De la fortune publique, I, 114. 


(c) Ehemals wurden fatt des Apanagiums gewöhnlich den Mitgliedern 
des Kürftenhaufes gewiffe Domänen zur Benugung übergeben (pa- 
ragium), 3. B. noch dem heutigen Haufe Orleans, von dem fie 1830 
wieder in das Staatsvermögen zurüdfehrten und nur vermittelt 
eines Austaufches gegen antere Theile dem domaine de la oouronne 
einverleibt wurden, in Rußland (udjel.) Karl Friedrich von Baden 
wies feinen Söhnen Domänen als Standeöherrfchaften zum Genuſſe 
an. Pfifter, Geſch. Entwidl. des bad. Staatsr. 1214. Kür die Feſt⸗ 
fegung eines Geldapanagiums giebt es 2 Syſteme: 1) Bererbung 
nach Linien, fo daß die einem jüngeren Sohne des regierenden Fürs 
fen zugetheilte Unterhaltsfumme auf feine Rachlommen übergeht; 
3. B. in Würtemberg und Hannover. Hiebei können die Antheile 
einzelner fürfllicher —** ganz unzureichend werden, man muß 
daher durch bie Beſtimmung helfen, daß das Cinkommen eines 
Prinzen oder einer Prinzeffin nicht unter eine gewifle Grenze (mi- 
nimum) finfen fann und bis dahin durch Zuſchüſſe ergänzt wird. 
Auch entſteht durch zufällige Ungleichheit in der Zahl der Abkoͤmm⸗ 
linge jeder Linie eine unbillige Berichiedenheit in den @infünften - 
elben; der Vortheil ift aber unverkennbar, daß der Aufwand 
im Ganzen ein beftimmtes Maaß behält. Beiſp. Würtemb. Hauss 
ef. v. 28. Jun. 1828. Herdegen, ©. 150. 2) Individuelle 
anagien für jeten Prinzen und jede Brinzeffin, body mit einiger 
Rückſicht auf die Nähe der Verwandtſchaft mit dem Megenten und 
bei Prinzen auf ledigen oder verheiratheten Stand. Hiebei ents 
fieht die Beſorgniß, daß bei einer zahlreichen fürftlichen Familie 
die Ausgabe im Ganzen eine große Summe erreichen könne, wo⸗ 
gegen Beſtimmungen, wie fie das bad. Geſetz von 1838 enthält, 
nothwendig find. Die Apanagien und Wittumsgehalte dürfen naͤm⸗ 
lich zufammengenommen 400,000 g. nicht überfeigen, und ſchon 
bei einem Belaufe von 300,000 fl. wird von jedem neuen Apa⸗ 
nagium !/,, von 350,000 fl. aber die Hälfte abgezogen. 
Der Hofdienk pflegt in großen Staaten in Etäbe getheilt zu fein, 
Oberfammerberens, Oberhofmarfhalls, Oberflallmeifters, Oberjäger: 
meiftere, Oberceremonienmeifter:, Oberhofmeifters Stab. Der ruſſiſche 
Hofetat von 1801 zählt 3,858 Hofbedienflere mit einer Ausgabe 
von 3,363,815 Rubel, welche nad dem damaligen Curie der Af 
fignaten von 151 gegen 21/, Mill. Gilberrubel= 4,140,000 fl. 
ausmachen. Storch, Rußland unter Alerander I. XIIl, 63- v4. 


Nut 


(e) Beifptel aus Medlenburgs&chwerin, U. 1849. Großh. Chatoulle 
46,667 Riblr. — Wittum und Appanagien 65,528 Rihlr. — Auf. 
Ausg. 28,417 Rthlr. — Hoftlallung, Särten ıc. 201,590 Rthlr. 
(Sinnahme 1590), Bauweſen 22,500 Rthlr., Theater 67,520 Rihlr. 
(@innahme 21,570 Rthlr.) Bapelle 15,320 Rithlr., Marſtall 59,930 
Rthlr. (Sinn. 3030 Rthlr.), Privatgetüt 10,570 Rthlr. — (Binn. 
3710 Rthlr.), ganze Ausg. 380,197 Rthlr., Cinn. 42,200 Nthlr. 
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In Monarchieen mit Vollövertretung (a) find auch die 
landftändifchen Verſammlungen (b), welche an der Geſetzge⸗ 
bung und felbft an einzelnen Befchlüffen der Vollziehung Theil 
nehmen, ber Gegenfland einer Ausgabe: In Heineren Staaten, 
wo man im Berhältniß zur Volksmenge eine größere Zahl von 
Mitgliedern berufen muß, damit die Berathungen vielfeitig ges 
nug werden, würden die Koften zu läflig werden, wenn man 
nicht wieder durch feltenere Einberufung fparen Pönnte, welche 
auch unfchädlich ift, weil dad Bedürfniß neuer Gefeße nicht fo 
häufig eintritt. Die Ausgaben betreffen I) die Taggelder und 
Reiſekoſten der Landtagsmitglieder. Diefe Vergütung, die nur 
bei den gewählten, nicht bei den durch Geburt oder Beruf bes 
rechtigten Abgeordneten vorzufommen pflegt, hat das Gute, 
dag man bei der Auswahl der Fähigften nicht auf die Wohl: 
habenden befchränft ift, wie dieß der Kal wäre, wenn jeder 
Gewählte auf eigene Koften reifen und in der Hauptſtadt 
fih erhalten müßte (c); 2) das bleibend angeftelte Perfonal, 
nämlich die dauernden Ausfhüffe, wo fie beftehen, die Ar⸗ 
hivare zc. 3) Sisungdgebäude, Heißung, Beleuchtung, Be: 
wahung und baulide Erhaltung berfelben. 4) Schreibge: 
bühren, Drudtoften u. dgl. 


(a) Dan pflegt fie vorzugsweiſe confitutionelle Monarchieen zu nennen. 

(6) Diefer Ausprud if bier im weiteren Sinne genommen, fo taß er 
ſowohl die von ten einzelnen Ständen nad Alterer Art beſchickten 
Landtage, als die Situngen der Vertreter des ganzen Volks bezeich- 
net. Dan hat übrigens ten Gegenſatz beider Formen zu flarf anges 
nommen; denn eine ſolche Bertretung fhließt eine Wahl nad Stän- 
den nicht nothwendig aus. Bol. v. Rottel in v. Aretins 
Staatsredht d. conftitut. Mon., II, 37%. 

(e) Anderer Meinung if v. Safob 11, 6.857 ff. Nach dem englifchen 
und dem bisherigen franzöflfchen Wahlgefepe bedürfen die Depus 
firten wegen ihres jur Bedingung der Wählbarfeit gemachten anfehn: 
lien Bermögens keine Entichätigung, in den meiflen andern Staa⸗ 
ten if diefelbe eingeführt. In Preußen wird ein 4monatlicher Lands 

Rau, pol. Delon. Ite Ausg. ILL A 


tag fammt den fortlaufenden Koften für die 1. Kammer auf 31,000, 
für die 2te (wegen der Reiſekoſten und Tagegelder) auf 185,000 
Rthlr. —AA— In Baiern koſtete die Ymonatlihe Sitzung 
von 1828 264, fl., die Sigung von 1833 163,000, die von 
1836 875,000 fl. ®@in 4 — 5 monatlicher Landtag in Würtemberg 
foftet gegen 132,000 f., wovon !,, in den Boranfchlag jedes Jah⸗ 
res aufgenommen wird. In Baden kofleten in 10jährigem Durch⸗ 
fhnitt die Landtage in jeder 2jährigen Periode 103,000 fl. ©. 
noch v. Malchus, II, 63. Bollgraff, Syſteme, IV, 412. 


g. 51. 


In nicht monarchiſchen Staaten (Republiten) find die 
hieher gehörigen Ausgaben viel geringer, ein Umftand, der 
in feinem Fall bei der Vergleichung beider Staatöformen 
den Ausfchlag geben könnte, weil er hinter anderen weit 
wichtigeren Rüdfichten in den Hintergrund tritt (a). Im 
Ariftofratieen bringt e8 das Intereſſe Der bevorzugten Ge: 
ſchlechter mit fich, daß fie bedacht find, nicht auch durch Geld: 
bezüge beneidenswerth zu erfcheinen. In Demokratieen, wenn 
fie von einer Verfammlung gewählter Abgeordneten regiert 
werden (großer Rath, National: Berfammlung, Congreß), find 
Tagegelder an diefelben nothwendig (b). Dad Organ ber vollzie: 
benden Gewalt (Präfident, Landamman, Schultheiß, Doge ıc.), 
obgleich feiner Verantwortlichkeit zufolge nur der oberfie Beamte 
- im Staate, muß doch ein feinem Range entfprechended Ein- 
kommen erhalten, zumal da er den Abgefandten fremder Mächte 
gegenüber feinen Staat mit Anfland zu vertreten hat (c). 


(a) In Nordamerica und Frankreich Foftet die periodifche Wahl eines 
Prafitenten das Bolk durch Arbeitsverfäumniß u. dgl. auch bedeus 
tend viel. — Daß die deutichen Staaten nad ihren gefchichtlichen 
und räumlichen Umftänden,, der Künftlichkeit des Nahrungswefens 
und aller Berhältniffe, dem Mangel an uneigennüßiger Hingebung 
und @erechtigfeitsliebe, der hohen Bevölkerung ıc. ſich zu einer 
Vielherrſchaft nicht eignen, ifl von ber großen Mehrzahl der Dens 
kenden anerfannt. 

(6b) In NRordamerica 3. B. erhält jedes Mitglied der beiden Häufer täg« 
lih s Doll. Die Ausgabe für den Congreß war 184/, 795,365 D. — 
In Appenzell A. NH. koſtete 1826 Landsgemeinde und großer Rath 
2807 fl., 1827 aber 3962 fl. (Bernoulli, fchweiz. Archiv, II, 
Nr. I), in Bern im J. 1838 der große Rath 20,933 Fr., in 
St. Ballen 1836: 8600 fl.; in Thurgau beftimmt die Berfaffung 
v. 14. Apr. 1831 die Tagegelder auf If. 21 fr. In Aargau 
(Verf. vom 6. Mai 1831) ift es den Kreifen überlaflen, den Ab⸗ 
georöneten zum Sebg Rath eine Entihdbigung zu geben, die in 

en, Zuͤrich, St. Ballen sc. die Staatscaffe bezahlt. 


(ce) Sa den nordamericanifchen Freiftaaten bezieht der Praͤſident 25,000 
Doll., der Bicepräfident 5000, der Secretär des Senats 600, der der 
Repräfentantenverfammlung 500 Doll. — In den fchweizerifchen 
Kreiftaaten find die Befoldungen gering, fo daß die oberfien Beams 
ten nicht davon feben koͤnnen; 3. B. in Zürich: jeder der 2 Bürger: 
meifter 1800 Fr. — 1120 fl., in Bern der Schultheiß 5000 Fr. — 
3500 fl., in Genf jeder der 4 Syndics 4000 dortige fl. == 866 fl. 


2. Abtheilung. 
Regierungdaußdgaben. 


1. Hauptflüd. 
Die Megierungsansgaben im Allgemeinen betrachtet. 
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Die Verbindung der einzelnen Bürger’zu Gemeinden bat 
eine wichtige wirthfchaftliche Seite, indem die Gemeinde nicht 
allein Vermögen befigt, fondern auch aus ihren Einkünften 
vielerlei gemeinnügige Ausgaben beftreite. Es giebt daher 
eine Gemeindewirthſchaft, deren Beflimmung darin 
liegt, manche gemeinfame Zwede der Mitglieder, vorzüglich 
bie aus dem Zufammenwohnen in nächfter Nachbarfchaft ent: 
lebenden, aus den Hülfsmitteln der Gemeinde zu befördern 
(a). Die Regierung muß den ſtaatswiſſenſchaftlichen Grunds 
fägen zufolge alle diejenigen Einrichtungen und Anftalten den 
Gemeinden überlafien, welche, obgleich in den Umfang des 
Staatszweckes fallend, doch beffer von jenen ald von ihr 
felbft geleitet werden können. Dieß ift bei verfchiedenen oͤrt⸗ 
lihen Bedürfniffen offenbar der Kal, nur daß die Befriedi⸗ 
gung derfelben bei Gegenfländen, in denen die Beobachtung 
gleihförmiger Regeln aus Hinſicht auf die Wohlfahrt deö ganz 
zen Staats erforderlich ift, nach den Borfchriften der Staatöge: 
fege und unter der Oberaufficht der Staatöbehörden gefchehen, 

A* 
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auch die ganze Wirthſchaft der Gemeinde als einer Körperfchaft 
von jenen überwacht werden muß. Auf dieſe Weife befchränft fich 
der Regierungsaufwand auf Gegenftände, die entweder gar 
keine Örtliche Beziehung haben, oder doc, fonft nicht der Beſor⸗ 
gung der Gemeindevorficher anheim gegeben werben dürfen. 


(a) Aus Familien bildet fi zumäcjft die Gemeinde, aus Gemeinden febt 
fih der Staat zufammen, und während diefer in feinem Umfange 
wechfelnd ift, bleiben jene uranfänglichen und einfachen Berbindimgen 
im Laufe der Jahrhunderte gewöhnlich in unverändertem Beſtande. 


$. 58. 


In Monarchieen mit einer landfländifchen Verfaffung, we: 
nigftens in größeren Staaten, kann nach demfelben Grundfage, 
wie bei den Gemeinden, ein Theil des für gemeinfame Zwecke 
erforderlichen Aufwandes den einzelnen Zandeöbezirfen (Pro: 
binzen, Kreifen, Regierungsbezirken, Departements ꝛc.) über: 
loffen werden. Diefe Auöfcheidung der Bezirksausgaben 
von den allgemeinen Ausgaben der Staatöcaffe (a) fest vor: 
aus, daß in den Bezirken der landeöherrlihen Behörde (Be: 
zirdregierung, Präfect ıc.) eine befondere Vertretung der Ein- 
wohner (Landrath, Departementörath, Provincialftände zc.) 
zur Seite ſtehe, welche, zwifchen der Gemeindeverwaltung und 
ber allgemeinen Ständeverfammlung in die Mitte tretend, die 
Mitwirkung achtbarer Bürger an der Berathung öffentlicher 
Angelegenheiten vervolftändigt, die Wünfche, Anträge und Be: 
ſchwerden der verfchiedenen Landestheile zur Sprache bringt, 
und zur Vervollkommnung der Staatsanftalten Träftig mit- 
wirft (d). . Wenn nun gewiffe Ausgaben in den einzelnen 
Landesbezirken mit Zuziehung der Bezirfövertreter beichloffen 
und die Dazu erforderlichen Deckungsmittel von ben Bewohnern 
ded Bezirkes aufgebracht werden, fo daß für die dahin gehörens 
den Gegenftände jeder größere Kandeötheil feine eigene Wirth: 
fchaftsführung erhält, fo ermeifet ſich dies darin nüglich, Daß 
I) die Reiftungen der Bürger mit den für fie Daraus entfprin- 
genden Bortheilen in richtigem Berhältniffe ſtehen, 2) die Be: 
reitwilligkeit zur Webernahme von Laften durch den deutlicher 
fihtbaren Nutzen verfiärkt wird, 3) die Audgaben nach reiferer 
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Erwägung des wahren Bedürfniffes eingerichtet, 4) die fpar- 
ſamſten Arten ihrer Beftreitung audgemählt werden fönnen (c). 


(«) 


(6) 


(ed) 


v. Safob, II, 8.828. 985. — Fulda, Handb. $. 21. — Mehr ges 
gen die Maafregel: v. Malchus, II, 41. — Reichhaltigen Stoff 
enthalten die Berbandlungen der Baier. Ständeverfammlung von 
1828, 2. Kammer, Band I. V. XI. XIV, und Beilage LVIII. LXXXII. 
Der von der Regierung vorgelegte Entwurf des Geſetzes wurde von 
den Ständen fo abgeändert, daß erftere die Genehmigung verlagte. 
1831 fam ein abgeändertes (vom 28. Dec.) zu Stande, nach welchem 
die Kreisausgaben 3,602,000 fl. oder 131/, Proc. des geſammten 
Staatsaufivandes ausmachten. Weitere Abänderungen im Gef. ». 
17. Rov. 1837, und noch wefentlichere im Gef. v. 23. Mai 1546. 
Diefe Binrichtung iſt deſto mehr Bedürfniß, je weiter die Provinzen 
eines Staates in Wohlftand, Bildung, Sitten sc. von einander ver: 
ſchieden find. Sie biltet gegen das Zufammendrängen aller Regie: 
rungsthätigfeit in der Hauptflatt ein wohlthaͤtiges Gegengewicht, 
barf aber nicht ſoviel Einfluß erlangen, daß fie einen fchädlichen 
Provincialgeiſt nährt. Die Provincialſtaͤnde haben fi in mehreren 
Staaten bei dem Zufammenfließen fleinerer Gebiete zu einem grö- 
Beren Ganzen als Reſte der ehemaligen Unabhängigkeit erhalten. 
An der ehemaligen niederländifchen Republik war die Vereinigung 
nod fo wenig durchgreifend, dag man das Ganze wie einen Buns 
desſtaat betrachtete. Daher rührt noch die heutige Provincialver: 
fafjung von Niederland und Belgien. Die Stände in einigen 
Landſchaften des alten Frankreichs hatten fogar, wenigftens dem 
Namen nad, das Steuerbewilligungsreht. Nach dem Muſter von 
Belgien (Provincial⸗Geſetz v. 30. Apr. 1536) hat man 1848 be: 
gonnen, auch in deutſchen Staaten dieſe Einrichtung in ausges 
dehntem Maaße zu gründen. 

©. Motive des baier. Geſetzentw. in den a. Berhandl. I, 328, 
Rudhart ebd. V, 34. 


g. 54. 


Unterfuht man dad Maaß der Mitwirkung, welches ben 
Bezirköftänden eingeräumt werben Bann, fo laffen fich folgende 
Slaffen von Staatsausgaben unterfcheiden: I) Solche, die den 
Staat im Ganzen betreffen, und zu dem einzelnen Landestheile, 
in welchem fie zufällig vorgenommen werden, in einer näheren 
Beziehung flehen. Diefe müffen in jedem Falle ganz von der 
böchften Gewalt befchloffen und von der Hauptſtaatscaſſe be: 
forgt werben (a). 2) Ausgaben für Einrichtungen und An⸗ 
flalten, deren Wirkungen ganz oder größtentheild den Bewoh⸗ 
nern jedes einzelnen Bezirkes zu Gute fommen. Hier find wie: 
der mehrere Abtheilungen zu machen. 

a) Bei Ausgaben, deren Betrag für jeden Landestheil nad) 
allgemeinen Rüdfichten des Staatswohls und nach gleich: 


förmigen Regeln feflgefeßt werden muß (5), ift die Ueber: 
tragung an die Bezirke eine leere Form, zumal da auch die 
Art, wie die Summen aufgebracht werden follen, wegen 
der nöthigen Einheit in der Finanzverwaltung ben Be: 
zirfen nicht freigeftellt werden kann (c). Man müßte 
folglich für foldye Provincialausgaben auch fogleich eine 
entfprechende Summe aus Staatömitteln den Bezirks: 
caffen zumeifen. 

b) Bei anderen Ausgaben Tann dad Nähere der Verwen⸗ 
dungsart und felbft die genaue Beflimmung der zu ver: 
wendenden Summe der Beurtheilung der Bezirföftände 
überlaffen werden, während der Zweck felbft und der Um⸗ 
fang, in dem er erreicht werben fol, von der hoͤchſten 
Staatöbehörde vorgefchrieben wird (d). 


c) Solhe Ausgaben, die ein Mehr oder Weniger zulaffen, 
fo daß man über ben geringften unentbehrlichen Bedarf 
nad) den vorhandenen Hülfsquellen und der Bereitwillig- 
keit zu größeren Opfern hinausgehen Tann, find die fa: 
cultativen oder freiwilligen Bezirfdausgaben, bei 
denen fich die ganze Anordnung eined ProvincialsHaus- 
haltes vorzüglich wirkſam und vortheilhaft erweifl. Hier 
haben die Bezirköftände den weitelten Spielraum. Wollte 
man biefe Claffe der Bezirfsausgaben in fehr enge Graͤn⸗ 
zen einfchließen, fo wäre ed überhaupt nicht der Mühe . 
werth, die ganze Einrichtung zu treffen, welche die Fi— 
nanzverwaltung immer etwas umftändlicher macht. 

(a) 3. B. Koflen der oberſten Landesftellen, der Staatsvertheidigung, 
der auswärtigen Verhandlungen, der oberiten Lehranflalten. 

(d) 3. B. Beloldungen der Beamten in größeren und Eleineren Be⸗ 
zirfen, Waflerbau, Landftraßen von allgemeiner Wichtigkeit. 

(c) In Franfreih verhält es fich mit einem Theile der Departements: 
ausgaben fo, daß fie eben fo gut gerabeyu als allgemeiner Staates 
aufwand bezeichnet werden fünnen. Dabin gehören die Ausgaben für 
Schalte der PBräferturs und Unterpräfectur-Beamten, Bureaufoften, 
Zuchthäuſer, Gebäude der Berichtshöfe und Anflalten der Gefunds 
heitöpflege, die Bäder eingeſchloſſen. Diefe depenses des depar- 
temens fixes werden vom Minifterium des Innern beftritten, find 
alfo nur dem Namen nad) Bezirfsausgaben. Zu ihrer Deckung dies 
nen gewiffe Steuerzufchläge, centimes additionels, die jegt (. für 
1850) 10,4 Broc. oder Gent. von der Grund⸗, Berfonal: und Mobi: 


liarfleuer beitragen. — Die depenses variables speciales pour 
chaque dep. werden dagegen von den Departementsräthen inner⸗ 
balb eines gewifien maximum feftgefegt. Sie betreffen Präferturges 
bäude, Genvarmerichäufer, Gefängniffe, Gerichtskoſten (ohne die 
Befoldungen), Schulwefen, Findeldäufer, Armenanflalten, Landſtra⸗ 
Ben, Ratafter u. dgl. Die im. für 1850 angegebene Summe madıt 
19,2 Broc. der Orundſteuer und 18,1 Broc. der Berfonals und Mobis 
liarfleuer aus. Hiezu kommen noch für die Gemeinden 1 Gent. für Uns 
terftüßungen bei Brandfehaden, Hagelfchlag ıc. u. A Gent. für Aus; 
falle an den Sinfünften (non-valeurs, remises et moderations). 
Ferner bewilligt die Staatsgewalt einen Fonds commun pour dep. 
variables, um nämlidy eine ®rgänzung aus der Staatscaffe den- 
jenigen Dep. zu geben, bei denen die Steuerzufchläge für den zu: 
gehörigen Aufwand nicht hinreichend find; 7. Gent. für 1850. 

(d) 3. B. Gebäude für die Zwede der Staatsverwaltung. In Belgien 
find (Art. 60 ff. des a. Bel.) viele Ausgaben genannt, für welche 
im Brovincial: Boranfchlag einer Summe enthalten fein muß. 


g. 55. 


Weitere Bemerkungen über die Bezirksausgaben. 

1) Die freiwilligen Ausgaben könnten durch die Beſchluͤſſe 
der Bezirköräthe fo hoch gemacht werden, baß fie die Bürger 
allzufehr belafteten und daß fie die Fähigkeit zur Tragung 
der Staatdabgaben verminderten. Daher ift es rathſam, 
dad hoͤchſte zuläffige Maaß jener Ausgaben (maximum) im 
Ganzen von Zeit zu Zeit entweder für ale Bezirke gleich. 
formig, oder für jeben indbefondere durch den Beſchluß der 
Staatögewalt außzufprechen (a). 

2) Bei den Auögaben, welche in einem ganz felten Betrage 
den Bezirköcaffen zugewiefen werben, ober die wenigſtens den 
Bezirköfländen nur einen geringen Spielraum für die Be 
flreitungsart geftatten, d. b. den überwiefenen ober obli- 
gatorifhen Ausgaben ($. 34 Nr. 2,b), müffen auch bie 
erforderlichen Summen aus allgemeinen Staatdmitteln in die 
Bezirköcaffen geliefert werben, es fei nun durch Ueberlaffung 
eined gewiffen Theils der Steuern, oder durch Zufchüffe aus der 
Staatöcaffe. Es ift gerecht, daß die aus allgemeinen Rüdfichten 
bed Staatswohld gebotenen Ausgaben von ber Gefammtheit 
der Staatsbürger getragen werben, ohne daß der zufällig größere 
Betrag in einem einzelnen Landeötheile den Einwohnern bef» 
feiben zur Laſt fallen dürfte (b). 
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3) Ze mehr auf den Gemeinfinn und die Einfiht der Buͤr⸗ 
ger zu bauen ift, über deſto mehr Gegenftände darf man bie 
freiwilligen Ausgaben ausdehnen, doch muß man fich auch 
hüten, Staatdanftalten, die nach einem gemeinfchaftlichen Plane 
audgeführt werden folten, den Provincialverfammlungen zu 
überlaffen, wobei leicht der Zufammenhang geftört und ber 
Erfolg geſchwaͤcht wird. (c). 

4) Um eine richtige Vorftelung von dem Umfange ber 
Staatdaudgaben zu erhalten, muß man in Staaten, wo die 
erwähnte Provincialverfaflung befteht, die Bezirks: und bie 
Gentral: oder allgemeinen Landesausgaben zufammenfafjen (d). 

(a) In Frankreich wird das Höchfte der ortentlichen facultativen Nuss 


gaben in dem jährlichen Finanzgeſetze beftimmt. Die jegigen Eäge 
diefes max. find 5 Gent. für allgemeine Dep. Anflalten, 5 Gent. für 
Birinalftiaßen und 2 Gent. für Volksſchulen, 5 Sent. für Die Grund⸗ 
feuer -Regulirung. Hiezu fommen noch außerordentliche farultative 
Ausgaben, die auf befonteren —8 beruhen. So find neuerlich 
9 Gent. für Depart Etraßen und Gebäude aeftattet. Als Beifpiel 
dient ter Boranıdhlag für das Depart. Niederrhein, 1642 (560,000 
Em.): I. 449,241 Fr. zugewielene Ausgaben, die aus ter Staats 
einnahme vergütet werden. Dazu dienen 9,* Eent der regelmäßigen 

ufcbläge für den gemeinidaftliden Borratb (fonds commun). 
II. 172,709 Fr. facultative Ausgaben d’utilite departementale, dazu 
5 Gent. der Grund-, Berfonal: und Mobiliarfteuer, ferner Ueber: 
fhuß von 1540 ıc. III. 154,311 Sr. außerordentl. Ausgaben für Ge⸗ 
bäude und Lanpftraßen, wofür 5 Gent. aller Lirscten Steuern be: 


ſtimmt find. TV. 233,781 $r. befondere Musgaben (dep. speciaux) 


(6) 


für Bicinalwege, wozu 4 Gent. aller tir. Steuern, und 52,000 Fr. 
Zufhuß von den Gemeinden, ferner 40,500 Ar. Ueberfchuß von 1840; 
zufammen 8,010,042, außerdem für Volksſchulen 76,123 Er. (dazu 
2 Bent.) u. 28,165 Sr. für das Katafler (mit O, Gent. der Grund⸗ 
fleuer), alfo im Ganzen 1,115,330 $r., während die Staatsfleuer 
ohne Zufchläge fib auf 2,989,248 Fr. beläuft. Die unter I. auf: 
geführte Summe ift aber ſchon im Staats-Budget enthalten. 

In Baiern erlaubt das Finanzgeſetz von 1846 eine Kreisumlage 
von 1%/, Proc. zu facultativen Ausgaben und verertnet eine folche 
von #1’, Proc. zu ten zugewiefenen (nothwentigen) Kreisausgaben. 
In Baiern gehörten bis jetzt (das Geſetz von 146 trat erft mit 
dem 3. 1849 in Bollzug) zu den Gegenfländen ter zugewieſenen 
Ausgaben die Mittels und Untergerichte, die Friedensgerichte, Land: 
commiffariate (in ber bater. Pfalz), die nieteren und mittleren 
Schulen, das Sefundbeitsperfonat, der Unterhalt der öffentlichen 
Gebäude, Straßen und Brüden, aber der Wafferbau und der Neu: 
bau von Straßen, Brüden sc. liegt ter Hauptftantscaffe ob. Die zus 
geiwiefenen Ausgaben und Ginnahmen betrugen 1837— 43 4,437,000 
fl. Hievon wurden 731,000 fl. durch Kreisumlagen und Ueberfchüfie 
vorbergehenter Jahre gebedt, es waren alfo 3,706,000, oder mit 
Hinzurehnung von einigen andern Poften 3,900,000 fl. durch Zus 
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ſchuͤſe aus der Staatscaffe zu erfeben; ſ. Berb. ber Dep. K. ©. 
1840, Beil. XVI. 0. ©. 48%. Nach dem neuen Gef. bleiben ale 
Kreisfofen nur noch die Verwaltung der Kreisfonds, der Bedarf 
des Landraths, die gewerblichen Lehranflalten u. a. Kreisanftalten 
für „Induſtrie und Eultur,’ die allg. Sanitäts:Anflalten, Ars 
men⸗, Findelhaͤufer und Beihäftigungsanftalten des Kreiſes, fers 
ner die auf Antrag des Landraths übernommenen gemeinnüßigen 
Anflalten. Beftehente Kreisanflalten müflen erhalten werden, 
bis ihre Aufhebung auf Antrag des Landraths von der Regierung 
befhloflen wird, neue find facultativ. 


Am weiteften find die facultativen Ausgaben in Belgien ausgedehnt, 
wo ed den Provinzen auch geftattet wird, Anleihen zu machen. Im 
Jahre 1840 waren in den 9 Provinzen an » Mill Provincialausga: 
ben oder 1,9 fr. auf den Kopf, und zwar 1) 2,490,047 Fr. zus 
gewiefene Ausgaben (dep. obligatoires) für Straßenbau 
(321,000 Fr.), Beherbergung der Gendarmen, Gerichtshöfe und 
Gefängniffe, Schulden in einem Theile der Provinzen, Findelkin⸗ 
ter, Zuſchuß an die Semeinten für Irrens, Armenanflalten und 
Unterriht, für Berwaltung ter PBrovincialeinkünfte ıc., ferner 
2) 5,440,567 Fr. facultative Ausgaben, worunter 4,277,000 
für Straßen, Ganäle ıc., 195,000 für Gottesdienſt, 100,000 für 
Unterricht, 68,000 für Beförderung der Landwirthichaft. Die Eins 
nahmen waren 2,006,000 Steuerzufchläge, 612,000 Staatszuichuß, 
695,000 Weggeld, Canalzoll ıc., 209,000 Hundefteuer, 2,650,000 Fr. 
Anleihen. Im 3. 1844 beliefen fih die Provincialausgaben auf 
8,617,071 $:., 1846 7,794,758 Fr. 1847-49 i. D. 6,541,000 $r. 
Brabant allein wurde 1841 ermächtigt, 3,600,000$r. aufzunehmen. 

Oſtflandern hatte im J. 1840 330,000 Fr. zugewiefene, 498,000 
freiwillige Ausgaben, 400,000 @innahme aus Anleihen. Zu den 
Ginnahmen gehörten 120,000 Fr. Biehfteuer, die bloß für die 
Landwirthſchaft verwendet werden foliten. 

In Großbritanien beftehen vielerlei Bezirkös und Orts⸗Abgaben 
und man ift darüber einig, daß eine befiere Regulirung dieſes jehr 
verwidelten Gegenſtandes großes Bedürfnig if. Man unterfcheidet 
in England 1) Kirchfpielabgaben, (Parish rates), unter denen die Ar: 
menumlage (poor rate) bie erheblichfte if; Betrag 6‘, — 7 Mill. 
2. St., 2) Sraffcbaftsumlagen (County rates), welche wie die un: 
ter 1) genannten für verfchiedene Zwecke unter bejonderen Namen 
erhoben werden, dahin gehören auch die hundred - und borough- 
rates, die MWeggelder (tolls), Haven⸗ und Leuchtthburmgebühren, 
firhlide und Juftizverwaltungsgebühren (fees) u. dgl. Aus der 
allgemeinen County rate werden die Gefängniffe, Brüden, Ge: 
rihtegebäude, Kranken⸗ und Srrenhäufer, Conſtables ze. bezahlt. 
Man fchlägt neuerlich die Braffchaftsumlagen (rates) auf etwa 
1, Mill., die Straßengelver und a. Gebühren auf 2,600,000 8. St. 
an. — In Schottland machen die Orts» und Grafichaftsabgaben 
zuſammen gegen 956,000, in Irland 1,831,000 8. St. Report 
of the poor law commissioners on local taxation, L. 1844. — 
The local taxes df the united kingdom L. 1846 (ebenfalls von 
der Armen: Commilfion herausgegeben). 


In Frankreich erfcheinen diefe Departementsausgaben vollftändig in 
der Stantsrehnung, in Buiern die nothwendigen Kreisausgaben, 
in Belgien werben fie gar nicht aufgenommen. Yür 1850 find für 


Franfreih angenommen: 291%/, Mill. Fr. Grund⸗, Berfonal: und 
Mobiliar⸗, Thürs und Fenſter⸗ und Batentfleuer für den Staat, 
gegen 80'/, Mill. für die Departementsausgaben (wovon 35 Mill. 
ohne Mitwirfung der Dep. Räthe), und ungefähr 36 Mill. für 
bie Gemeinten. 


$. 56. 


In jedem Zweige ber Staatöverwaltung ift der größte Theil 
der Ausgaben zur Vergütung von Dienften beflimmt, welche 
von den zu einer fortdauernden Wirkfamkeit für die Staats: 
zwecke angeftellten Perfonen geleiftet werden. Man unterfchei- 
det die zu wichtigeren und ſchwereren Berrichtungen beftimmten 
Beamten, welche Befoldungen beziehen und in vielen 
Staaten ein Recht auf lebenslängliche Verforgung erhalten, von 
dem für minder fchwere Gefchäfte angeftellten Unterperfo: 
nal, welches widerruflich angenommen zu werben pflegt und 
deffen Lohn Gehalt heißt (a). Bei beiden muß wieder die 
Bezahlung während ihrer Dienftführung von der Ausgabe 
unterfchieben werben, die noch nach beendigter Dienſtzeit derfel: 
ben fortdauert, den Ruh: und Wittwengehalten. 

(a) Diefe Unterfheidung von Befoldung und Gehalt if jedoch nicht all⸗ 
gemein angenommen. - 


8. 57. 


Un der Ausgabe für Befoldungen und Gehalte 
läßt fich ohne Nachtheil für Die Staatöverwaltung Durch folgende 
Mittel erfparen (a): 1) indem man den Gefchäftögang von 
unnöthigen Zörmlichkeiten befreit und dadurch den Bedarf von 
Beamten verringert, eine Maafregel, die zugleich die Bürger 
vieler Befchwerlichfeiten überhebt (b), — 2) indem man nicht 
mehr Staatödiener anftellt, ald zur guten Beforgung der Ge: 
ſchaͤfte nöthig ift, und nicht Stellen errichtet, nur um gewiffe 
Perfonen zu begünftigen, — 3) indem man für Verrichtungen, 
die von geringer bezahlten Beamten eines niedrigeren Ranges 
ebenfo gut vollzogen werden können, Feine höher befoldeten 
anftelt (c), — 4) indem die Befoldung jeder Dienfiftele nur 
fo hoch beflimmt wird, ald es die Befchaffenheit derfelben fors 
dert Cd). Eine zu fpärliche Vergütung der Staatödienfte be: 
willigen ift aber fehr ſchaͤdlich. Selbſt dann, wenn augenblid: 
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fih viele Perfonen fih um eine Anftelung bemwürben und bie 
Beſetzung aller Stellen mit fähigen Männern möglich wäre, 
würden Doch mit der Zeit die Nachtheile nicht ausbleiben, 
es würden Gewiflenlofigkeit, Erpreflungen, Beftechlichkeit, im 
beften Falle Nachläffigkeit einreißen und man würbe fich zu einem 
jo wenig belohnenden Wirkungskreiſe nur wenig vorbereiten. 
Eben fo wenig ift es zu billigen, wenn man, um an ben Be: 
foldungen zu erfparen, den Beamten geftattet oder nachfieht, 
fi Einnahmen unmittelbar von den Bürgern zu verfchaffen, 
denn dieß führt leicht zur Parteilichleit und Ungerechtigkeit. 
Nicht felten find die höheren Aemter zu reichlich, die unteren 
dagegen zu Färglich bezahlt. Iſt bei den legteren eine allge: 
meine Vermehrung der Befoldungen zu koflbar, jo kann we: 
nigftend durch Anordnung mehrerer Befoldungsclaffen den 
verdienten Beamten die Ausſicht auf Kortrüden zu einer bef 
feren Einnahme, auch ohne Veränderung bed Geſchaͤftskrei⸗ 
fe, verfchafft werden (e). 


(a) Bergl. Lips, Deutſchlands Nationalöfon., S. 143 ff. (zu meit 


getriebener guter Gifer). 
(6) Gute Bemerkungen hierüber bei Say, Hanbb. V, 122 fi. Doch 
t die Bereinfachung der Sefchäfte aud ihre Bränzen, weil man 
eine Willführ oder Uebereilung zulaflen darf. - 

(c) Widerruflih angeftellte Subalternen — Aſſeſſoren neben den Räs 
then ıc. 

(d) Zu reichliche Beſoldungen fegen Lie Staatsämter dem Zudrange 
begünftigter unfähiger Männer aus, die nur bequemen Müßig- 
gang beabfihtigen. Parnell, On financial reform, ©. 182. 

(e) Entwurf eines Normaletats für die bad. Staatsdiener. Berhandl. 
von 1831. V. Beil. S. 1. XIII, 296. — Willkuͤhrliche Reductionen 
der Beioldungen in Frankreich, 1831 u. 1832, auch in Belgien, 
April 1831. — Die B. d. proviforifchen Regierung in Frankreich 
vom 4. Apr. 1848 jchreibt Abzüge von den Bejoldungen vor; 
Bei 2000--2500 Fr. 4 Proc, 2301—3000 Er. 5 Bror. u. ſ. f., 
von 35,001 Fr. an 30 Proc. 


6.98. 

Mährend der Lohn von Arbeiten für Privatperfonen fich 
durch das Mitwerben von felbft regelt, muß die Befoldung ber 
Staatöbeamten durch den Befchluß der Regierung auf eine 
angemefjene Größe gefeßt werden. Diefe hängt von folgenden 
Umftänden’ ab: I) Ueblicher flandesmäßiger Bedarf des Beam⸗ 
ten und feiner Zamilie, weil mit jeder Dienftftele ein gewiffer 
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Rang verknüpft ift und wenigſtens die Abflufung zwifchen den 
Befoldungen verfchiedener Grade nicht verabfaumt werben 
darf. Die Steigerung ded Aufwanded unter den Beamten 
in neuerer Zeit iſt zwar nicht zu bezweifeln, und ed kann 
der Regierung nicht zugemuthet werden, die immer mehr bes 
gehrende Sucht nach Genüffen völlig zu befriedigen; indeß 
täßt fih doch auch, während alle Stände ihre Lebensweiſe 
‚verändert und ihre Bebürfniffe vermehrt haben, nicht dieſe 
Claſſe allein zur Einfachheit eines früheren Beitalterd zurüd: 
führen. 2) Koften der Vorbereitung, wobei hauptſaͤchlich der 
Unterfchied volftändiger wiflenichaftlicher Bildung und bloßer 
allgemeiner Schultenntniffe entfcheidend ift. 3) Schwierigkeit 
und Wichtigkeit ded Dienfles, Grad von Berantwortlichkeit 
und Seltenheit der dazu erforderlichen Fähigkeiten. 


$. 59. 


In früheren Zeiten befland ein großer Theil der Beſol⸗ 
dungen in Naturalien (a), und dieß war zwedimäßig, weil 
damals zum Eebendunterhalte weniger Kunflwaaren erfordert 
wurden, zugleich der Marktverkehr und der Geldumlauf gerin= 
gereLebhaftigkeit hatten, als jeßt, weil es alfo der Regierung 
bequemer war, Einkünfte in rohen Stoffen zu beziehen und zu 
verwenden, und auch die Befoldeten es vorzogen, nicht baar 
einkaufen zu müfjen. In neuerer Zeit hat das Beſtreben, das 
Finanzweſen zu vereinfachen und bie läflige Werwaltung ber 
Naturalvorräthe abzufchaffen, in ben meiften Ländern die Ein- 
. führung reiner Geldbefoldungen zur Folge gehabt, gegen die 
fich jedoch wieder manche Stimmen erhoben haben (db). Eine 
fefte Geldbefoldung kann bei niedrigen Fruchtpreifen reichlich, 
bei hohen unzureichend werben. "Die Angefteliten ſollten in wohls 
feilen Jahren für die theuren etwas zuruͤcklegen, unterlaflen es 
aber meiftens fowohl wegen einer fehr allgemeinen Neigung 
zum augenblidlichen Genuß, ald wegen ber Hoffnung, daß die 
Wohlfeilheit länger anhalten werde. Wird nun ein Theil der 
Befoldung nach einem vieljährigen Preispurchfchnitte auf Ges 
treide gefeßt, fo hat dieß für Die Befoldeten den Nuben, daß fie 
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beim Wechſel der Getreidepreife nicht leiden, für. die Regierung 
aber ift es vortheilhaft, weil fie dann Feine Theuerungszulagen 
zu geben braucht und einen Theil ihrer Getreideeinfünfte immer 
nad einem Durchfchnittöpreife verwendet, folglich) von den 
Preidveränderungen weniger Störung im Finanzweſen empfin- 
det (ec). 

(a) Der fchlefifche Ritter Hans von Schweinichen erhielt 1593 bei 
feiner Anftellung als fürftlich liegnigifcher Hofmarſchall folgende Bes 
foldung: 150 Rthir. baar nebft 30 Rthlr. für Kleidung, 2 Mals 
ter Roggen, 11, Schod Karpfen, 1 Schod Hechte, 2 Zuber Fifche, 
1 ESpididywein, 3 Viertel genberger Bier, 4 Haufen Hol. ©. 
defien Leben, herausgeg. v. Buͤſching, III, 39. Bol. Hoffmann, 
Finanzw. v. Würt. 3. Anfang des 16. Jahrh. ©. 12, 

(d) Raffau (PBrototolle der DeputirtensBerfammi. 1822. ©. 149.), 
Würtemberg (Memminger Jahrbücher, 1928. II, 280). — Sn 
Baiern war 1519 gewünfcht worden, einen Theil der Beioldungen 
auf Getreide zu fegen. Protokolle der Dep.:Kammer, IX, 19. X, 
457. Gbenfo 1825. Beil. X, 124. G. Im 3. 1826 wurde bei 
neuen Anftellungen der Anfang gemacht. Diefe Einrichtung würde 
aber die Lage der Beamten verfhlimmern, wenn der in @etreide 
beſtehende Befcldungsiheil bei der Regulirung ter Benflonen nicht 
in Betracht fäme; f. die Schrift: Biniges über Getreidebefoldungen 
im 8. Baiern. Augsb. 1829. — v. Muffinan’s Antrag an 
bie Baier. 2. Kammer v. 1831 in Mäpler’s Bericht über das 
Ausg. Budg. Beil. XLIV. C. 

(c) In ähnlihem Sinne Herdegen, Würt. Staatshh. S. 161. 
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Bon den Unterhaltömitteln folgt ein Theil den jebeömaligen 
Veränderungen des Getreidepreifes ſchnell nad, z. B. Brot, 
Fleiſch, Milch, Butter, Talg, Eier, Obft, Gemuͤſe, Kartoffeln, 
Bier; ein anderer Theil, fowie auch die Lohnarbeit, fteigt oder 
finft gewöhnlich erft bei einem anhaltend hohen oder niedrigen 
Sruchtpreife, viele Waaren endlich halten fich von legterem ganz 
unabhängig, 3. B. Holz, Wein, Colonialwaaren, Kleidung, 
Bohnung. In Bezug auf die letzteren Fann eine Naturalbefol: 
dung gar feinen Nutzen gewähren; auch bei der erwähnten 
zweiten Glafle von Waaren ift der Zufammenhang mit den 
Getreidepreifen zu unficher und ungleichförmig, ald daß bie 
Befoldeten vermittelft eined unveränderlichen Fruchtquantums 
immer in gleicher Lage erhalten werben könnten. Es follte 
daher nur derjenige Theil der Beloldung, welcher muthmaßlich 
für die Audgaben ber erften Claſſe verwendet wird, auf Getreide 


gefeßt werben. Diefer Theil koͤnnte bei niederen Dienftftellen 
etwa !/,, bei höheren 1/6, */g ober noch weniger von der ganzen 
 Sahresausgabe betragen (a). Man muß in jedem Lande 
diefe Abflufung nach genauen Erfundigungen anorbnen (b). 


(a) 8. B. bei einer Befoldung von 1200 fl., einem Durdfchnittspreis 
des Scheffels Roggen zu 2 fl. und %/, Betreidebefoldung Fönnte 


1200 fl. 

(65) Der württemb. Borfchlag von 1821, daß !/, in Getreide gefeht 
werden folle, war zu hoch. Statt eines gewiſſen Theiles der Des 
foldung Fönnte man auch ein beftimmtes Kruchtquantum ale Fa⸗ 
milienbedarf annehmen. Fuͤr badiſche Pfarreien find 6 Malter 
(16,36 preuß. Sch.) Korn od. Waizen und ebenfoviel Roggen 
vorgefchlagen worden. Gine er Dfarrftelle Hat 8,9 Mal: 
ter Roggen, foviel Gerſte und 20,9 M. Spelz, welche ungefähr 
aud jenes Duantum Korn geben. 
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Weitere Bemerkungen über die Naturalbefoldungen : 

1) Wo diefe Einrichtung erft neu getroffen wird, da darf 
man ben fchon früher angeftellten Beamten ohne ihre Zuſtim⸗ 
mung die Ummanblung eined Theiles ihrer Einnahme in Ge: 
treide nicht aufbringen. Diefelbe pflegt nicht beliebt zu fein, 
weil die Beamten auf die Durchſchnittsberechnung fein hinreis 
chended Vertrauen fehen und die Zheurungsgefahr nicht ge= 
hörig würdigen. 

2) Die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eined 
Getreidevorrathes ift für viele Beamte läftig, zumal für folche, 
die Feine eigene Haushaltung führen. Die Negierung kann 
ihnen, ohne von dem allgemeinen Grundſatze abzugeben, fehr 
leicht dadurch helfen, daß fie flatt der Früchte den Marktpreis 
berfelben ausbezahlt, wobei fie ebenfalls nicht verliert (a). Die 
Berechnung biefes jährlich mit den Getreidepreifen zu: oder 
abnehmenden Befoldungätheiles ift für Die Gafjenverwaltungen 
allerdings mühfamer, als die Ausbezahlung einer feften Geld: 
befoldung, läßt fich aber mit Hülfe von Zabellen wenigftens 
abfürzen. 

3) Wo der Staat Feine Naturaleinnahmen mehr hat, da fallt 
der eine Grund für die Naturalbefoldungen ($. 59) hinweg. 


(a) So wird es in Baiern felt 1820 gehalten. In den beiden hoͤch⸗ 
ſten Befoldungsclafien werden fl. in Getreide gefegt. Der 
Durchſchnittopreis des Hiezu gewählten Duantums von 3 Scheff. 
Balzen, 7 Sceff. Roggen und 24 Sceff. Hafer beirug 1810 - 
28: 194 fl. 39 fr., die ausbezahlten Marktpreife waren aber in 
den 3 Jahren 182%/,,, 27/2; u. 29/0 173 fl. 42 ., — 204 fl. 1S ke. 
— 252 fl. 12 fr. Die Bergütung erfolgt nad den Breifen des 
15. Rov. und 15. Der. 
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Die Ausgabe für Ruhgehalte (Penfionen) wird 
geboten 1) durch die Beruͤckſichtigung der Hülflofigkeit, in 
weiche ein aus feinem Amte entfernter Staatödiener, vielleicht . 
nad) vieljähriger Pflichterfüllung, in den meiften Fällen gerathen 
würde, weil er fchwer zu einer anderen Art von Arbeitderwerb 
Faͤhigkeit und Gelegenheit hat; 2) durch die Erwägung, daß 
der Beamte ohne die Sicherheit einer lebenslänglichen Verſor⸗ 
gung entweder nicht mit vollem Eifer und mit ganzer Dinge: 
bung fich feinem Berufe widmen würde, ober eine flärfere Befol- 
dung erhalten müßte, um für den Fall der Dienftlofigkeit etwas 
zu erfparen; 3) durch den wenigftend in den deutfchen Staaten 
anerkannten Rechtögrundfag, daß der Staatöbeamte nicht an⸗ 
ders, als Durch eigenes Verſchulden nach richterlichem Erkennt: 
nis, alfo zur Strafe, feinen Unterhalt verlieren dürfe (a). 
Daher begründet die Entfernung vom Amte, fie erfolge nun 
aus unverfchuldeter Unfähigkeit zur Gefhäftsführung, oder aus 
allgemeineren Beweggründen, z.B. Aufhebung einer Stelle, 
einen Anſpruch auf Verforgung aus der Staatöcaffe. 


(e) Dies iſt fhon darum fehr zwedmäßig, weil fonft der Beamte 
von der Billführ feiner Vorgeſetzten unbedingt abhängig iſt. Dal. 
2 J Allg. Staatsr. $.215.— Herdegen, Wuͤrtemb. Staatshh. 
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Biele Staaten leiden in der neueften Zeit an einer großen 
Penfionslaft (a), die theilweife aus den Veränderungen in den 
Staatögebieten und dem Organismus der Verwaltung ber: 
rührt und infoferne unvermeidlich war und vorübergehend ift, 
iedoch zum Xheile audy durch manche unnöthige Penftonirung 
aus zufälligen perfönlichen Rüdfichten vermehrt wurde. Diefe 
für die Staatsbuͤrger immer koftbare Maaßregel follte nur nad) 
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reiflichfter Ueberlegung und nur da, wo fie ohne Nachtheil für 
den Staatödienft oder für das Leben des Beamten nicht zu ver: 
meiden ift, auögeführt werden. Die Bedingungen, unter denen 
allein eine Verſetzung in Ruheſtand erfolgen dürfe, laſſen fich 
nicht wohl in einem Geſetze erfihöpfend aufzählen (d), die Re: 
gierung muß aber forgfältig bedacht fein, den Spielraum, ber 
ihr bierin geftattet ift, nicht zu mißbrauchen (c). Die Größe 
eined jeden Ruhgehaltes im Verhaͤltniß zur Befoldung muß ge: 
feglich geregelt werden. Sie kann etwas niedriger fein, als die 
Befoldung während der Dienfithätigkeit, weil diefe zu manchen 
Ausgaben nöthiget, die in der Zurüdgezogenheit des Ruhe: 
ftandes wegfallen, doch follte der Abzug defto Kleiner fein, je 
länger der Beamte den Dienft verrichtet hat (d). 


(a) Betrag derjelben in einigen Staaten: 

Baden. Stand im J. 1847. Givilpenflonen nad Abzug ter 
MWittwengehalte 535,092 fl. Militärpenfionen ebenfo 225,745 fl., 
ufammen 760,840 fl. oter 7,8 Proc. des ord. Staatsaufwantes. 
Der jährliche Abgang durch Todesfälle wird bei älteren Penſionen 
u 8,5 Broc., bei neueren P. der Staatsdiener zu 9,5, der Ange: 
heiten zu 10 Proc. angenommen. " 

Baiern: alle Benfionen u. Wittwengehalte bis 1825 find der 
Schuldentilgungscafſe zugewiefen worden. Sie beliefen fi 1825 
auf 5,262,000 fl. oder 18 Broc. der Ausg. Verhandl. der 2. Kam 
mer von 1828. Beil. XLVI, 7. Im 3. 1812/,, waren muthmaß- 
lich noch 1,465,000 fl. dafür zu verwenten. Die neueren Ruh⸗ 
gehalte befinden fih in ven Boranfchlägen für die einzelnen Dienf- 
zweige zerfireut. Ihr Betrag nad dem Budget für 1637—42 if 
zufammen 718,800 fl. 

Kranfreih, R. 1846: 531/, Mill. Fr., wovon 40 Militärs 
penflonen. Die 519,000 Fr. Penflonen der Pairs find nicht ein- 

"gerechnet. Im 9. für 1845 waren 60 Dill. angenoinmen — 5 Pror. 

Großh. Heffen, A. 1845-7 430,000 oder 7,9 Bror. 

Kurheffen, 1849: 262,000 Rthle. oder 7 Broc. 

Defterreih, 1849. 9. 8,246,6877 fl. oder 8,8 Proc. des ordent⸗ 
lichen Aufwandes. 

Breußen, N. 1849: 2,116,000 Rthlr. Givil: Benfionen u. 
2,787,000 Rthlr. für Invaliden, Er 7,9 Broc. 

Sachſen, A. 18438: 522,673 Rthlr. oder 9 Broc. 

Schweden, 1845—47. 9. 524,000 Rthlr. oder 4,5 Proc. 

Würtemberg; vorübergeh. Benflonen 1842—45 N. 144,000f., 
1849 9. 105,797 fl., fländige (gefeßliche) 1642—45 A. 192,000 f., 
18499. 326,555 fl., geiftlibe B. der Lehrer 1842—45 A. 30,000 f., 
1849 9. 19,600 fl., Vilitär: Benflonen 1842 - 45 A. 142,300 il., 
1849 9. 195,637 fl., DQuiescenzs Gehalte 1542—45 A. 18,000 f., 
1549 9. 13,000 fl. Bratialien an nicht penfionsberecdhtigte Eivildiener 
14245. 18,000 f., 1849. 100,0001. Zufammen 1842- 45%. 
643,000 fl. oder 5,3 Broc., 1849 9. 660,558 fl. oder 51/, Prot. 


(&) In biefem Umſtande liegt eine Schwierigkeit der Privatpenfionss 
caffen, weil man fi) ger feine Rechnung über die nicht von na= 
tuͤrlichen Greigniffen abhängige Menge der künftigen Benfloniften 
machen fann. Dagegen von Jakob, II, 815. — Indeß fleht der 
Bildung eines Penflonsfonds aus Beiträgen der Beamten nichts 
entgegen, woferne nur die Befoldungen nach einem ſolchen Ab⸗ 
zuge noch zureichend bleiben, die Mechte der früher Angeftellten 
nicht verlegt werden und von der Staatscafie das Fehlende zuge: 
fhoflen wird. Vgl. Preuß. Eabinetsorb. v. 31. Aug. 1824. In 
Sranfreih gab es bisher Benfionscaflen (caisses de retraite), 
in welche die Beamten 5 Proc. ihres Dienfleinfommens und ?/ 
jeder Zulage im erften Jahre bezahlten; dieſe Caſſen find aber 
aus Unzulänglichkeit der Mittel zur Beſtreitung der ihnen oblies 
genden Ausgaben fehr ins Bebränge gefommen und es wurde 
eine Hülfe von dem Staate nöthig. — In Belgien fchießt der 
Staat jährlih 200,000 Fr. zur Benflonscafle bei. 

(c) In Baiern wurden jährlih in der neueren Zeit 2,1 Proc. der 
Beamten penflonirt, man hofft künftig mit 1,° Proc. auszureichen. 
In Baden wird ber Zugang auf etwas über 9 Proc. der Pen⸗ 
Ronirten berechnet. 

(d) Dieß if fehr billig, denn mit der Dauer des Amts wach fein 
Berdienft und fein Familienbeduͤrfniß. Die Penfion beträgt in 
Baiern, Gr. Hefien u. Naffau im 2ten Decennium ?/,o, im 3ten 
%o, im Aten 9,0 der Befoldung, nach 40 Dienfljahren die volle 
Befoldung; in Baden nah 10 Dienfljahren 70 Proc., für jedes 
weitere Jahr 1 Proc. mehr, nach 40 Jahren die volle Befoldung, 
in Bürtemberg nach 10 Jahren 40 Bror., dann für jedes Sabı 
2 Broc. weiter. Bergl. v. Malchus, II, $. 12. Se ift neuers 
lich in Baiern der Dienfigehalt, welcher auf die Penfionsfumme 
feinen Einfluß Hat, im Brgenfate des Standesgehaltes noch wei- 
ter ausgebehnt worden. Nah der B. v. 20. Zul. 1848 if der 
Standesgehalt » B. hei 13—1400 fl. 800 f., — bei 2501-3000 
1500 f., — bei mehr als 6000 fl. nur 2250 fl., doch kommt 
nad) Ablauf jedes der 3 erften Iahrzehnte 1/0 Binzu. In Baden 
wird feit 1832 von allen Befoldungen über 800 fl. der Ste Theil 
bei der Beftimmung des Ruhgehaltes nicht mit eingerechnet, ebenfo 
der Mebrbetrag über 4500 fl. Gef. 3. Aug. 1844. Das gefepliche 
MRarimum für die Penſion ift feit 1831 4000 fi. 
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Auch die Wittmensund Baifen:Gehalte können als 
eine Ergänzung der Befoldungen angefeben werben. Sie find 
bei den eigentlichen Staatdämtern Darum nothwendig, weil 
die Wittwe eined Befoldeten in ber Regel ihren Unterhalt 
nicht felbft verdienen kann und weil ohne die Ausficht auf eine 
folhe Unterflügung ein unbegüterter Beamter unverehelicht 
bleiben oder fletö darauf bedacht fein müßte, für feine Familie 
etwas zu erübrigen, was für die Dienftführung nachtheilig if. 
Die Berforgung der Wittwen und Waiſen fann bewirkt werben; 

Rau, pol. Delon, Ste Ausg. IIL 5 


1) Durch freie Privatvereine, I, 8.368a. Hier muß, den 
Wahrſcheinlichkeitsberechnungen gemäß, die Einkaufsſumme ober 
der jährliche Beitrag ſowohl nach dem Alter des Verforgers ald 
der Berforgten beflimmt werden, folglich ift Die Ausgabe bei be⸗ 
jahrten Ehemännern jüngerer Frauen von beträchtlicher Größe. 
Auch müßten, wenn die Einrichtung vollkommen billig fein fo, 
die Wittwen: und Waiſenkaſſe von einander getrennt und bie 
Beiträge in letztere nach Zahl und Alter der Kinder angefeßt 
werden (a). Die jährlichen Leiftungen find deßhalb fehr un⸗ 
gleich und werden, wenn die VBerforgung der Angehörigen zus 
reichend fein fol, für einen Sheil der Beamten unerfchwinglich. 
Man Eann ihnen daher den Beitritt zu einer folchen Caſſe, we: 
nigftend mit einer anfehnlichen Summe, nicht befehlen, und 
ohne einen folhen Zwang iſt für den Staat keine Sicherheit 
vorhanden, daß die Hinterbliebenen ihr Ausfommen erhalten. 


" (a) Gebhardt, Weber BWittwen: und Waifen: Benftonsanftalten, 
Münden, 1844 (gebrudt ſchon 1832), Ir Theil. 
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2) Durch Caſſen, welche zwar ebenfalls das Eigenthum der 
Geſellſchaft von Theilnehmern find, zu denen aber jeder Beamte 
mit einem beflimmten Theile feiner Befoldung beitragen muß. 
Solche Wittwencaffen find infoferne unvollkommen, als fie jene 
Abhängigkeit der Einlagen von dem Lebensalter ber Betheiligten 
und der Zahl der Kinder nicht zulaffen(a). Daher würden die 
ausbezahlten-Penfionen geringer ausfallen, als bei freien Ber: 
einen in günftigeren Verhältniffen der Theilnehmer, wenn nicht 
andere Einrichtungen diefen Nachtheil wieder aufhöben, z.B. 
ftärkere Einzahlungen beim Eintritt und bei Befoldungszulagen, 
Bezug einer vierteljährigen Befoldung bei jedem Todesfall, ‚Bei: 
träge der ledigen und verwittweten Beamten ıc. Wird nun eine 
folche Caſſe noch überdieß mit einem Capitale aus der Staats: 
cafle ausgeſtattet, fo ift e8 möglich, mit fehr mäßigen Beiträgen 
den Wittwen fchon eine erhebliche Hülfe zu verfchaffen. Die Er- 
richtung von Caſſen diefpr Art ift fchon darum vortheilhaft, weil 
fie, wie die in 1) genannten, als Privatanftalten bei ben Wechfel: 


VY 
faͤllen eines Krieges oder irgend eines oͤffentlichen Ungluͤckes 
unantaſtbar find. Die Verwaltung geſchieht unter ſtrenger Auf: 
ſicht der Staatsbehoͤrden. Daß auch unverheirathete Beamte 
ihren Beitrag leiſten muͤſſen, iſt weder ungerecht (weil es ge⸗ 
ſetzlich ausgeſprochen wird und folglich in dem Anſtellungsver⸗ 
trage ſchon ausbedungen iſt), noch unbillig oder unzweckmaͤßig 
(weil dieſelben auch weniger fuͤr ſich beduͤrfen). Sind die aus 
einer ſolchen Caſſe zu empfangenden Gehalte zum Unterhalte der 
Wittwen und Waiſen unzulaͤnglich, ſo muß die Staatscaſſe die 
noͤthige Ergaͤnzung leiſten, und dieß iſt zweckmaͤßiger, als wenn 
man alle Beſoldungen erhoͤhen wollte, damit die Beamten mehr 
Beiträge abgeben koͤnnten (b); 

3) durch eine ganz aud der Staatöcaffe zu bezahlende Pen: 
fion. Zu einer guten Einrichtung biefer Penfionen gehört 
a) daß fie nicht blos Gnadenſache, fondern geſetzlich geregelt 
feien, was jeboch die Bewilligung einer größeren Summe im 
Falle eined befonders dringenden Bebürfniffes nicht ausfchließt; 
b) daß der Gehalt einer Wittwe in einem gewiflen Verhaͤltniß 
zu der Befoldung des verftorbenen Ehemanns ſtehe; c) daß 
für jedes Kind gleichfalls eine befondere Unterfiügung bis zu 
einem gewiffen Alter auögefeßt werde, die bei mutterlofen Wai⸗ 
fen größer ift, als blos bei vaterlofen. 

(a) v. Malchus, II, 78. 

(6) Beiſpiel. Bad. Eivildiener : WittwencaffesD. v. 28. Juni 1810. 
Diener⸗Edict vom 30. Januar 1819 $. 20. Bon jeder Befoldun 
werden jährlih 12/, Proc. abgegeben, und die Wittwe erhält 
dafür mindeſtens das Alfache,,,alfo 16%/, Proc. Die Seeuacaſe 
ſchießt noch SO Proc. dieſer Wittwenpenſion und 20 Proc. für 
jedes Kind zu, welches im J. 1848 73,000 fl. ausmachte. Hiezu 
famen noch 28,000 Hl. Gnadenpenſionen. Die Wittiwencaffe bezieht 
ferner aus der Staatscafje die vwierteljährige Befoldung von jedem 
verflorbenen Staatsdiener, welches 1848 16,630 fl. betrug. Die Er⸗ 
ben eines verfiorbenen Beamten erhalten überdieß ein Gnadenquar⸗ 
tal. Die Wittmeneaffe für die weltlichen Civildiener hatte zu Ende 
1846 ein Bermögen von 1,858,347 fl. &6 waren 2221 teilnehmende 
Beamte und 980 Wittwen oder Waifenfamilien, alfo 43 Broc. der 
erfteren. — Man follte im Berhältniß zur Befoldung des verftorbes 
nen Ehemannes und Vaters und mit Rüdficht auf die Anzahl ber 
Kinder einen gewifien Bebarf beflimmen und foviel zufchieben, ale 
der aus der Wittwencafie ausbezahlten Summe zu jenem Betrage 


fehlt. Nach der erwähnten Binrichtung in Baden würde dagegen der 
Staat mehr zulegen müflen, wenn bie Wittwencaſſe durch Capitals 
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vermehrung in den Stand gefeht würde, höhere Gehalte auszube⸗ 
ahlen. — In Baiern wurden 1825, nach der Hebertragung ber bie- 
berigen Nuh⸗ und Wittwengehalte auf die Schuldentilgungscafie, 
die gaben der Beamten für obigen Behuf beibehalten, um daraus 
nad Beſtreitung der neuen Wittwengehalte ein Hülfsvermögen zu 
fammeln. Aber dieß wuchs bis 1840 nur auf 108,000 fl. an, weil bie 
neuen Wittwen⸗ und Waifengehalte bald den Betrag jener Entrich⸗ 
tung überliegen, Sie beliefen fih 18%’, auf nahe an 300,000|. 
— ünſchlag 1637/,, 276,000 fl. — Würtemberg: Nach dem Gel. 
v. 28. Sun. 1821 wurde die Hälfte der Eintrittsgelder u. Jahresbei⸗ 
träge der Stantsdiener zu einem Gapitale gefammelt, welches bis 
Mitte 1839 auf 744,000 fl. angewachſen war. Es wurden nun aus 
den Ueberfchüflen der Staatscafje 740,000 fl. zugelegt und mit Hülfe 
der Zinſen diefes Vermögens (1846 ſchon 1,613,000 fl.) kann die 
Gafle ohne den Stantöbeitrag beftehen, welcher zulegt 80,000 fl. aus⸗ 
gemacht Hatte. Herdegen, ©. 177, 
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Die Verrichtungen der für niedrigere Stufen des Dienſtes 
widerruflich Angeſtellten erfordern keine ſchwierige Vorbereitung 
und haben mit Privatdienſten wenigſtens inſofern Aehnlichkeit, 
als die Angeſtellten im Falle der Entlaſſung ſich in der Regel 
noch anderweitig leicht fortbringen koͤnnen. Dieſe Vorausſetzung 
faͤllt jedoch dann hinweg, wenn Jemand lange Zeit eine ſolche 
Stelle verſehen hat und nun aus phyſiſchen Urſachen unfaͤhig 
wird. Es iſt daher nicht allein hoͤchſt billig, ſondern auch zur 
Erweckung des noͤthigen Dienſteifers ſehr zweckmaͤßig, daß den 
Angeſtellten in einem ſolchen Falle ein Ruhgehalt nicht verwei⸗ 
gert wird. Da jedoch die Regierung in der Entlaſſung ſolcher 
Diener nicht an gewiſſe Bedingungen und Beweggruͤnde 
gebunden iſt, ſo kann jenen kein Recht auf einen Ruhgehalt 
verliehen werden, vielmehr bleibt es der Regierung uͤberlaſſen, 
denſelben innerhalb der geſetzlichen Graͤnzen da, wo er fuͤr den 
Unterhalt Beduͤrfniß iſt, zu verleihen (a). 


(a) 3.8. bad. Bei.v. 28. Aug. 1835: Diener, die von einem Minifterium 
oder einer Mittelftelle angeftellt find und ihren Dienſt fortwährenp 
verfehen haben, Eönnen einen uch erhalten, der bei weniger 
als 15 Dienftjahren ’/, ihres feften Gehaltes, bei mehr Dienſtjahren 
die Hälfte defielben nicht überfleigt. Wenn das Drittheil im erften 
Kalle unter 72 fl. oder die Hälfte im zweiten Falle unter 150 fl. iſt, 
fo kann ber Rubgehalt bis zu diefen Summen fteigen. Die Bollzugss 
verordnung v. 25. Nov. 1841 beftimmt, welche niederen Diener — ⸗ 
ſtellungsdecrete erhalten und penfionsfähig fein follen, mit dem bei 
jeber Art von Dienften teftgefenten max. des für den Ruhegehalt zu 
Grunde zu legenden Gehaltes, 390—600 fl. — Stiftung einer Witts 
wencaffe für folche niedere Diener, Statuten v. 25. Nov. 1841. 


Der monatliche Beitrag if 48 fr. — I fl. 36 kr., die Suſtentation 
der Wittwen oder Waifen für die erften 10 Sabre jährlich 33 fl. 
34 kr. — 26 fl. 48 fr. 
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An die Befoldungen und Penfionen ($. 56.) fchliegen fich 
verfchiedene, mit der Gefhäftöführung verbun: 
dene Nebenaudgaben, die bei jeder Staatöbehörbe vor: 
fommen, ohne in einem gleichförmigen Verhältnig zu den 
Koften der Befoldungen zu ſtehen. Diefe fogenannten 
Kegie: (Neben:) Ausgaben betreffen vornehmlich: 

I) Amtöbebürfniffe (Bureaukoften), als Einrichtung, Heitzung 
und Beleuchtung der Gefchäftözimmer, Schreibmaterialien 

u. dgl., wobei ed wenigftens für die unteren Stellen am 

beften ift, die Ausgabe nad) einem ohngefähren Ueberfchlage 

dem Beamten für eine fefle Summe zu überlaffen, weil 

fonft viel überflüffiger Aufwand nicht zu verhüten iſt (a). 

2) Zagegelder (Diäten) und Reifefoften: Erfat. Man muß 
nicht allein die Größe ber nach dem Dienftrange des 

Abgefendeten zu leiftenden Vergütung genau und mäßig 

feftfegen (Diätenordnung), fondern auch die Bedingungen 

ausſprechen, unter denen allein die Anordnung einer Com: 
miffion gefchehen darf. 
3) Porto, Botenlohn u. dgl. 


(a) Die Schreibmaterialien Tönnen bald nach der Cinwohnerzahl eines 
Amtsbezirks, bald nach der Groͤße der verrechneten Summe, bald 
nach der Zahl derintergebenen angeilagen werden. Der ganze Bü: 
renubedarf (oben, Nr. 1) wird bei den bad. Domänenverwaltungen 
mit 180 fl., 140 fl. und 100 fl. jährl. vergütet, jenachdem 3, 2 oder 
1 Gehuͤlfe vorhanden find. 
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Auch die Gebäude verurfachen in jedem Verwaltungs: 
jweige einen nicht unerheblichen Aufwand. Sie dienen zur 
Amtöführung (Gefchäftszimmer), zur Wohnung der Beamten, 
zur Aufbewahrung verfchiedener Gegenftände, zu Gefängniffen 
und mancherlei andern Anftalten (a). Da die Aufführung und 
Erhaltung eines Gebäubes der Regierung mehr zu koſten pflegt, 
als Privatperfonen, da ſchon die unumgänglich nöthigen Ge: 
baube eine anfehnliche Auögabe hinwegnehmen, und da, wie die 
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Rang verknüpft ift und wenigftens bie Abſtufung zwifchen den 
Befoldungen verfchiedener Grade nicht verabfaumt werden 
darf. Die Steigerung ded Aufmandes unter den Beamten 
in neuerer Zeit ift zwar micht zu bezweifeln, und ed Tann 
der Regierung nicht zugemuthet werden, die immer mehr be: 
gehrende Sucht nad Genüffen völlig zu befriedigen; indeß 
laßt fih doch auch, während alle Stände ihre Lebendweife 
‚verändert und ihre Beduͤrfniſſe vermehrt haben, nicht dieſe 
Claſſe allein zur Einfachheit eines früheren Zeitalters zuruͤck⸗ 
führen. 2) Koften der Vorbereitung, wobei hauptfädhlich ber 
Unterfchied volftändiger wiffenfchaftlicher Bildung und bioßer 
allgemeiner Schulfenntniffe entfcheidend ift. 3) Schwierigfeit 
und Wichtigkeit des Dienfles, Grad von Berantwortlichkeit 
und Seltenheit der dazu erforderlichen Fähigkeiten. 


g. 59. 


In früheren Zeiten befland ein großer Theil der Beſol⸗ 
‚bungen in Naturalien (a), und dieß war zwedimäßig, weil 
damald zum Lebensunterhalte weniger Kunſtwaaren erfordert 
wurden, zugleich der Marktverfehr und der Geldumlauf gerins 
gere Lebhaftigkeit hatten, als jeßt, weil ed alfo der Regierung 
bequemer war, Einfünfte in rohen Stoffen zu beziehen und zu 
verwenden, und auch die Befoldeten es vorzogen, nicht baar 
einkaufen zu müffen. In neuerer Zeit hat das Beſtreben, das 
Finanzwefen zu vereinfachen und die läflige Verwaltung der 
Naturalvorräthe abzufchaffen, in ven meiften Ländern die Ein- 
‚ führung reiner Geldbeſoldungen zur Folge gehabt, gegen bie 
ſich jedoch wieder manche Stimmen erhoben haben (b). Eine 
fefte Geldbeſoldung fann bei niedrigen Fruchtpreifen reichlich, 
bei hoben unzureichend werben. "Die Angeftelten ſollten in wohls 
feilen Jahren für die theuren etwas zurüdlegen, unterlaffen es 
aber meiftens fowohl wegen einer fehr allgemeinen Neigung 
zum augenblidlichen Genuß, ald wegen ber Hoffnung, daß bie 
Wohlfeilheit länger anhalten werde. Wird nun ein Theil der 
Befoldung nach einem vieljährigen Preispurchfchnitte auf Ges 
treide gefeßt, fo hat dieß für Die Befoldeten den Nuten, daß fie 
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beim Wechſel der Getreibepreife nicht leiden, für die Regierung 
aber ift ed vortheilhaft, weil fie dann feine Theuerungdzulagen 
zu geben braucht und einen Theil ihrer Getreideeinkuͤnfte immer 
nach einem Durchfchnittöpreife verwendet, folglich von den 
Preiöveränderungen weniger Störung im Finanzweſen empfin: 
det (c). 

(a) Der ſchleſiſche Ritter Hans von Schweinichen erhielt 1593 bei 
feiner Anftelung als fürſtlich Iiegnigifcher Hofmarfchall folgende Be- 
foldung: 150 Rthlr. baar nebft 30 Nthlr. für Kleidung, 2 Mals 
ter Roggen, 11, Schod Karpfen, 1 Schod Hechte, 2 Zuber Fifche, 
1 Spickſchwein, 3 Viertel ‚genberger Bier, 4 Haufen Hol. ©. 
defien Leben, herausgeg. v. Büfhing, II, 39. Vgl. Hoffmann, 
Finanzw. v. Würt. 3. Anfang des 16. Jahrh. ©. 12. 

(d) Raffau (Protokolle der Deputirten s Berfammi. 1822. ©. 149.), 
Bürtemberg (Memminger Jahrbücher, 1923. II, 290). — Sn 
Baiern war 1819 gewünscht worden, einen Theil der Befoltungen 
auf Getreide zu feßen. ‘Protofolle ver Dep.:Kammer, IX, 19. X, 
457. Ebenſo 1825. Beil. X, 124. G. 3m 3. 1826 wurde bei 
neuen Anftellungen der Anfang gemacht. Diefe Binrichtung würde 
aber die Lage der Beamten verfblimmern, wenn der in Getreide 
beftehente Beſeldungstheil bei der Regulirung ter Penfionen nicht 
in Betracht fäme; f. die Schrift: Einiges über Betreidebefoldungen 
im 8. Baiern. Augsb. 1829. — v. Muffinan’s Antrag an 
die Baier. 2. Kammer v. IK31 in Mäpler’s Bericht über das 
Ausg. Budg. Beil. XLIV. C. 

(c) In ähnlihem Sinne Herdegen, Würt. Staatshh. ©. 161. 
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Bon ben Unterhaltömitteln folgt ein Theil den jedeömaligen 
Veränderungen des Getreidepreifes ſchnell nach, z.B. Brot, 
Fleiſch, Mil, Butter, Zalg, Eier, Obſt, Gemuͤſe, Kartoffeln, 
Bier; ein anderer Theil, ſowie auch die Eohnarbeit, fteigt oder 
ſinkt gewöhnlich erft bei einem anhaltend hohen oder niedrigen 
Sruchtpreife, viele Waaren endlich halten fich von legterem ganz 
unabhängig, z. B. Holz, Wein, Colonialwaaren, Kleidung, 
Bohnung. In Bezug auf die letzteren kann eine Naturalbefol: 
dung gar feinen Nugen gewähren; auch bei der erwähnten 
zweiten Glafje von Waaren ift der Zufammenhang mit den 
Getreidepreifen zu unficher und ungleichförmig, ald daß die 
Befoldeten vermittelft eines unveränderlichen Fruchtquantums 
immer in gleicher Zage erhalten werben könnten. Es follte 
daher nur derjenige Theil der Befoldung, welcher muthmaßlich 
für die Ausgaben ber erſten Elaffe verwendet wird, auf Getreide 


gefeßt werben. Diefer Theil könnte bei niederen Dienftftellen 
etwa %/,, bei höheren 1/g, /, oder noch weniger von der ganzen 
Jahresausgabe betragen (a). Man muß in jedem Lande 
diefe Abflufung nach genauen Erkundigungen anordnen (b). 


(a) 8. 8. bei einer Befoldung von 1200 fl., einem Durchſchnittspreis 
Ä des Scheffeld Roggen zu 2 fl. und ?/, @etreidebefoldung Fönnte 


1200 fl. 

(65) Der württemb. Vorſchlag von 1821, daß '/, in Getreide geſetzt 
werben folle, war zu hoch. Statt eines gewifien Theiles ber Bes 
foldung koͤnnte man auch ein beflimmtes Fruchtquantum als Ya: 
milienbedarf annehmen. Für badifche Pfarreien find 6 Malter 
(16,3% preuß. SH.) Korn od. Waizen und ebenfoviel Roggen 
vorgefchlagen worden. Gine Deine terger Pfarrfielle hat 8,9 Wal: 
ter Roggen, foviel Gerfle und 20,@ M. Spelz, welche ungefähr 
aud jenes Duantum Korn geben. 
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Weitere Bemerkungen über die Naturalbefoldungen: 

1) Wo diefe Einrichtung erft neu getroffen wird, da darf 
man den fchon früher angeftellten Beamten ohne ihre Zuſtim⸗ 
mung die Umwandlung eined Theile ihrer Einnahme in Ge- 
treide nicht aufbringen. Diefelbe pflegt nicht beliebt zu fein, 
weil die Beamten auf die Durchfchnittöberechnung fein hinreis 
chendes Bertrauen feben und die Theurungsgefahr nicht ge: 
hörig würdigen. 

2) Die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eines 
Setreidevorrathes ift für viele Beamte laͤſtig, zumal für folche, 
bie Feine eigene Haudhaltung führen. Die Regierung kann 
ihnen, ohne von dem allgemeinen Grundfage abzugeben, fehr 
leicht dadurch helfen, daß fie ftatt der Früchte den Marktpreis 
berfelben ausbezahlt, wobei fie ebenfalld nicht verliert (a). Die 
Berechnung dieſes jährlich mit den Getreidepreifen zu⸗ ober 
abnehmenden Befoldungdtheiles ift für die Gafjenverwaltungen 
allerdings muͤhſamer, ald die Ausbezahlung einer feften Geld⸗ 
befoldung, läßt fich aber mit Hülfe von Tabellen wenigftens 
abfürzen. 

3) Wo der Staat Feine Naturaleinnahmen mehr hat, da fallt 
ber eine Grund für die Naturalbefoldungen ($. 39) hinweg. 


(a) So wird es in Baiern feit 1826 8 gehalten. In den beiden hoͤch⸗ 
fen Befoldungsclafien werden 200 fl. in Getreide gefept Der 
Yurdfchnittspreis des hiezu gewählten Quantums vo Scheff. 
Waizen, 7 Scheff. Roggen und 24 Scheff. Hafer betrug 1819 — 
28: 194 fl. 39 fr., bie ausbraahlten Marktpreife waren aber in 
den 3 Japren —* gu. 2/2 173 fl. 42 fr., — 204 fl. 16 fe. 


— 252 fl. 12 fr. Die Vergütung erfolgt nad den Breifen ‘des 
15. Rov. und 15. Der. 
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Die Ausgabe für Ruhgehalte (Penfionen) wird 
geboten 1) durch die Berüdfichtigung der Hülflofigfeit, in 
weiche ein aus feinem Amte entfernter Staatödiener, vielleicht . 
nach vieljähriger Pflichterfüllung, in den meiften Fällen gerathen 
würbe, weil er fchwer zu einer anderen Art von Arbeitserwerb 
Fähigkeit und Gelegenheit hat; 2) durch die Erwägung, daß 
der Beamte ohne die Sicherheit einer lebenölänglichen Verſor⸗ 
gung entweder nicht mit vollem Eifer und mit ganzer Dinge: 
bung fich feinem Berufe widmen würde, ober eine ſtaͤrkere Befol- 
dung erhalten müßte, um für den Fall der Dienftlofigkeit etwas 
zu erfparen; 3) durch den wenigftens in den deutfchen Staaten 
anerfannten Rechtögrundfag, daß der Staatöbeamte nicht an⸗ 
ders, ald durch eigenes Verſchulden nach richterlichem Erkennt: 
niß, alfo zur Strafe, feinen Unterhalt verlieren dürfe (a). 
Daher begründet die Entfernung vom Amte, fie erfolge nun 
aus unverfchuldeter Unfähigkeit zur Gefhäftsführung, oder aus 
allgemeineren Beweggründen, z. B. Aufhebung einer Stelle, 
einen Anfprud auf Verforgung aus der Staatscafle. 


(c) Dies iſt fhon darum fehr zweimäßig, weil font der Beamte 
von ber Willkühr feiner Bor rgeiepten unbedingt abhängig if. Vgl. 
FR Albs. Staatsr. 8. 21 Herdegen, Wuͤrtemb. Staatshh. 
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Viele Staaten leiden in der neueſten Zeit an einer großen 
Penfionslaft (a), die theilweiſe aus den Veraͤnderungen in den 
Staatögebieten und dem Organismus der Verwaltung ber: 
rührt und infoferne unvermeidlich war und vorübergehend ifl, 
jedoch zum Theile auch durch manche unnöthige Penfionirung 
aus zufälligen perfönlichen Rüdfichten vermehrt wurbe. Diefe 
für die Staatöbürger immer koſtbare Maaßregel follte nur nad) 
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reiflichfter Ueberlegung und nur da, wo fie ohne Nachtheil für 
den Staatsdienft oder für das Leben des Beamten nicht zu ver: 
meiden ift, außgeführt werden. Die Bedingungen, unter denen 
allein eine Berfegung in Ruheſtand erfolgen dürfe, laſſen fich 
nicht wohl in einem Gefege erfihöpfend aufzählen (b), die Re: 
gierung muß aber forgfältig bedacht fein, den Spielraum, der 
ihr hierin geftattet ifl, nicht zu mißbrauden (ce). Die Größe 
eines jeden Ruhgehaltes im Verhaͤltniß zur Befoldung muß ges 
feglich geregelt werden. Sie fann etwas niedriger fein, als bie 
Befoldung während der Dienfithätigkeit, weil diefe zu manchen 
Ausgaben nöthiget, die in der Zurüdgezogenheit des Ruhe: 
flanded wegfallen, doch follte der Abzug deſto Kleiner fein, je 
länger der Beamte den Dienft verrichtet hat (d). 


(a) Betrag berjelben in einigen Staaten: 

Baden. Stand im J. 1847. Eivilpenfionen nah Abzug ber 
Mittwengehalte 535,092 fl. Militärpenfionen ebenfo 225,745 fl., 
ufammen 760,840 fl. oter 7,8 Proc. des ord. Staatsaufwandes. 
Der jährliche Abgang durch Tobesfälle wird bei älteren Penſionen 
u 8,5 Broc., bei neueren P. der Staatsdiener zu 9,5, der Ange: 
hetıten zu 10 Proc. angenommen. " 

Baiern: alle Benfionen u. Wittwengehalte bis 1825 find der 
Schuldentilgungscaſſe zugewiefen worden. Sie beliefen fi 1825 
auf 5,282, fl. oder 18 Broc. der Ausg. Verhandl. der 2. Kam⸗ 
mer von 1828. Beil. XLVI, 7. Im 3. 18'2/,, waren muthmaß: 
lich noch 1,465,000 fl. dafür zu verwenten. Die neueren Ruh⸗ 
gehalte befinden ſich in ben Boranfchlägen für die einzelnen Dienft- 
zweige zerfireut. Ihr Betrag nach dem Budget für 1837—42 if 
zufammen 718,800 fl. 

Frankreich, R. 1846: 531/, Mill. Fr., wovon 40 Militärs 
penflonen. Die 919,000 Fr. Penſionen der Pairs find nicht ein⸗ 

“gerechnet. Im A. für 1845 waren 60 Mil. angenoinmen = 5 Proc. 

Großh. Helfen, A. 1845-7 430,000 oder 7,9 Bror. 

Kurheffen, 1649: 262,000 Rthlr. oder 7 Broc. 

Defterreich, 1849. 9. 8,246,677 fl. oder 8,8 Bıoc. des ortent: 
lihen Aufvandes. 

Breußen, A. 1849: 2,116,000 Rthlr. Civil: Benfionen u. 
2,787,000 Rthlr. für Invaliden, zur 7,9 Broc. 

Sadfen, A. 1844-8: 522,673 Rihlr. oder 9 Proc. 

Schweden, 1845—47. A. 524,000 Rihlr. oder 4,5 Proc. 

Mürtemberg; vorübergeb. Benftionen 1842—45 A. 144,000f., 
1849 9. 105,797 fl., fländige (gefegliche) 1842—45 N. 192,000R., 
18494. 326,555 f., geiftlibe B. der Lehrer 1842—45 N. 30,000 fl., 
1849 9. 19,600 fl., Wilitär= Benflonen 1842-45 N. 142,800 il., 
1849 A. 195,637 fl., DQuiescenz s Gehalte 1542—45 A. 18,000fl., 
1549 A. 13,000 fl. Bratialien an nicht penfionsberedhtigte Eivildiener 
1°42—-459. 18,000 f., 1849. 160,000. Zufemmen 1842-459. 
543,000 fl. oder 9,3 Proc., 1849 A. 660,569 fl. oder 51/, Proc. 


65 


(6) In biefem Umflande liegt eine Schwierigkeit der Privatpenfions: 
caffen, weil man ſich ger feine Rechnung über die nicht von na⸗ 
tuͤrlichen Breigniffen abhängige Menge der künftigen Benfloniften 
machen fann. Dagegen von Safob, I, 815. — Indeß ſteht der 
Bildung eines Benfonsfonds aus Beiträgen ber Beamten nichts 
entgegen, woferne nur die Befoldungen nad einem ſolchen Ab⸗ 
auge noch aureichend bleiben, bie Rechte ber früher Angeftellten 
nicht verlett werden und von der Staatscafie das Fehlende zuge- 
fhoflen wird. Bol. Preuß. Gabinetsorb. v. 31. Aug. 1824. In 
Sranfreih gab es bisher Penfionscaſſen (caisses de retraite), 
in welche bie Beamten 5 Proc. ihres Dienſteinkommens und ?/ 
jeder Zulage im erſten Sabre bezahlten; dieſe Gaflen find aber 
aus Unzulänglichkeit der Mittel zur Beſtreitung ber ihnen oblies 
genden Ausgaben fehr ins Gedraͤnge gekommen und es wurde 
eine Hülfe von dem Staate nöthig. — In Belgien fhießt ber 
Staat jährlich 200,000 Fr. zur Benftonscafie bei. 

(c) In Baiern wurden jährlih in der neueren Zeit 2,1 Proc. ber 
Beamten penflonirt, man hofft künftig mit 1,° Proc. auszureichen. 
In Baden wird ber Zugang auf etwas über B Proc. der Pen⸗ 
Konirten berechnet. 

(d) Dieß if ſehr billig, denn mit der Dauer des Amts währt fein 
Berdienft und fein Yamilienbedürfnig. Die Penflon beträgt in 
Baiern, Gr. Heffen u. Naffau im 2ten Decennium 7/,., im 3ten 
9%, im Aten 9,0 der Befoldung, nach 40 Dienfljahren bie volle 
Befoldung; in Baden nad 10 Dienfliahren 70 Broc., für jebes 
weitere Jahr 1 Proc. mehr, nad) 40 Jahren die volle Befoldung, 
in Würtemberg nach 10 Jahren 40 Proc., dann für jedes Sabr 
2 Broc. weiter. Bergl. v. Malchus, I, 8.12. Jedoch iſt neuer 
lih in Baiern der Dienfigehalt, welcher auf die Benfionsfumme 
feinen Einfluß hat, im Gegenſatze des Standesgehaltes noch wei- 
ter ausgebehnt worden. Nach der B. v. 20. Zul. 1348 ift der 
Standeögehalt z. B. bei 13—1400 fl. 800 fl., — bei 2501-3000 
1 . — bei mehr als 6000 fi. nur 2250 fl., doc kommt 
nach Ablauf jedes der 3 erften Jahrzehnte: / hinzu. In Baden 
wird feit 1832 von allen Befoldungen über . ber Ste Theil 
bei der Beftimmung des Ruhgehaltes nicht mit eingerechnet, ebenfo 
der Mehrbetrag über 4500 f. Gef. 3. Aug. 1844. Das gefepliche 
Marimum für die Benfton if feit 1831 4000 fi. 
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Auch die Wittwen:und Waifen:Gehalte können ald 
eine Ergänzung ber Befolbungen angefehen werden. Sie find 
bei den eigentlihen Staatsämtern darum nothwendig, weil 
die Wittwe eined Befoldeten in der Regel ihren Unterhalt 
nicht felbft verdienen kann und weil ohne die Ausficht auf eine 
ſolche Unterflüßung ein unbegüterter Beamter unverehelicht 
bleiben oder flet3 Darauf bedacht fein müßte, für feine Familie 
etwas zu erübrigen, was für die Dienftführung nachtheilig ift. 
Die Berforgung ber Wittwen und Waiſen kann bewirkt werben: 

Rau, pol Delon, dte Ausg. IIL 5 


1) durch freie Privatvereine, I, 5.368a. Hier muß, ben 
Brahrfcheinlichkeitöberechnungen gemäß, die Einkaufsfumme ober 
der jährliche Beitrag ſowohl nad) dem Alter des Werforgerd als 
der Berforgten beftimmt werden, folglich ift Die Ausgabe bei be: 
jahrten Ehemännern jüngerer Frauen von beträchtlicher Größe. 
Auch müßten, wenn die Einrichtung vollkommen billig fein fol, 
die Wittwen- und Waifenfafje von einander getrennt und bie 
Beiträge in lettere nach Zahl und Alter der Kinder angefegt 
werden (a). Die jährlichen Leiftungen find deßhalb fehr uns 
gleich und werden, wenn die Verforgung der Angehörigen zus 
reichend fein foQ, für einen heil der Beamten unerfchwinglich. 
Man kann ihnen daher den Beitritt zu einer folchen Caſſe, we: 
nigftend mit einer anfehnlichen Summe, nicht befehlen, und 
ohne einen folchen Zwang ift für den Staat Feine Sicherheit 
vorhanden, daß die Hinterbliebenen ihr Auskommen erhalten. 


" (a) Gebhardt, Ueber Wittwen- und Waifen: Benfionsanflalten, 
München, 1834 (gebrudt ſchon 1832), Ir Theil. 
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2) Durch Eaffen, welche zwar ebenfalld das Eigenthum der 
Geſellſchaft von Theilnehmern find, zu denen aber jeder Beamte 
mit einem beflimmten Theile feiner Beſoldung beitragen muß. 
Solche Wittwencaffen find infoferne unvollkommen, als fie jene 
Abhängigkeit der Einlagen von dem Lebensalter ber Betheiligten 
und der Zahl der Kinder nicht zulaffen (a). Daher würden die 
ausbezahlten-Penfionen geringer audfallen, als bei freien Wer: 
einen in günftigeren Berhältniffen der Theilnehmer, wenn nicht 
andere Einrichtungen diefen Nachtheil wieder aufhöben, z. B. 
ftärfere Einzahlungen beim Eintritt und bei Befoldungdzulagen, 
Bezug einer vierteljährigen Befoldung bei jedem Todesfall, Bei⸗ 
träge ber ledigen und verwittweten Beamten ıc. Wird nun eine 
ſolche Caſſe noch überdieg mit einem Eapitale aud der Staats: 
caffe ausgeftattet, fo ift es möglich, mit fehr mäßigen Beiträgen 
den Wittwen ſchon eine erhebliche Hülfe zu verfchaffen. Die Er- 
richtung von Caſſen dieſer Art ift fchon darum vortheilhaft, weil 
fie, wie die in I) genannten, ald Privatanftalten beiden Wechfel: 


& 


fallen eines Krieges oder irgend eines Öffentlichen Unglüdes 
unantaflbar find. Die Verwaltung gefchieht unter firenger Auf: 
ficht der Staatöbehörden. Daß auch unverheirathete Beamte 
ihren Beitrag leiften müflen, ift weder ungerecht (weil es ges 
feglich audgefprochen wird und folglich in dem Anftelungsver: 
trage ſchon ausbedungen tft), noch unbillig oder unzweckmaͤßig 
(weil diefelben auch weniger für ſich beduͤrfen). Sind die aus 
einer folchen Cafe zu empfangenden Gehalte zum Unterhalte der 
Bittwen und Waifen unzulänglich, fo muß die Staatöcaffe bie 
nöthige Ergänzung leiften, und dieß ift zwedimäßiger, ald wenn 
man alle Befoldungen erhöhen wollte, damit bie Beamten mehr 
Beiträge abgeben koͤnnten (b); 

3) durch eine ganz aus der Staatdcaffe zu bezahlende Pen- 
fion. Zu einer guten Einrichtung dieſer Penfionen gehört 
a) daß fie nicht blos Gnadenſache, fondern gefehlich geregelt 
feien, was jedoch die Bewilligung einer größeren Summe im 
Falle eined befonders dringenden Veduͤrfniſſes nicht ausfchließt; 
b) daß der Gehalt einer Wittwe in einem gewiſſen Verhältniß 
zu der Befoldung des verftorbenen Ehemanns ſtehe; c) daß 
für jedes Kind gleichfalls eine befondere Unterftüßung bis zu 
einem gewiſſen Alter auögefeßt werde, die bei mutterlofen Wai- 
fen größer ift, als blos bei vaterlofen. 

(a) v. Raldus, II, 74. 


(6) Beifpiel. Bad. Civildiener⸗Wittwencaſſe⸗O. v. 28. Juni 1810. 
Diener @dict vom 30. Januar 1819 8. 20. Bon jeder Befoldun 
werden jährlih 12/, Proc. abgegeben, und die Wittwe erhält 
dafür mindeflens das Alfache,,,alfo 161/, Proc. Die enecair 
ſchießt noch SO Broc. diefer Wittmenpenfion und 20 Proc. für 
jedes Kind zu, weldies im 3. 1848 73,000 fl. ausmachte. Hiezu 
famen noch 26,000 fl. Bnadenpenflonen. Die Wittwencaſſe beyiebt 
ferner aus der Staatscaſſe die vwierteljährige Befoldung von jedem 
verftorbenen Staatsdiener, welches 1846 16,630 fl. betrug. Die Er⸗ 
ben eines verflorbenen Beamten erhalten überdieß ein Gnadenquar⸗ 
tal. Die Wittweneaſſe für die weltlichen Givilviener hatte zu Ende 
1846 ein Bermögen von 1,858,347 fl. Es waren 2221 theilnehmende 
Beamte und 980 Wittwen oder Waifenfamilien, alfo 43 Proc. der 
erſteren. — Ban follte im Perhaimiß zur Beſoldung des verſtorbe⸗ 
nen Chemaunnes und Vaters und mit Nüdfiht auf die Anzahl ber 
Kinder einen greifen Bedarf beflimmen und fovtel ufchlegen, als 
der aus der Wittwencaſſe ausbezahlten Summe zu Tenem Betrage 
fehlt. Nach der erwähnten Binrichtung in Baden würde dagegen ber 
Staat mehr zulegen müflen, wenn die Wittwencaffe durch ital: 
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vermehrung in den Stand geiegt würbe, höhere Gehalte auszubes 
ahlen. — In Baiern wurden 1825, nach der Hebertragung ber bis⸗ 
Derigen Ruh⸗ und Wittwergehalte auf bie Schuldentilgungscafic, 
die rogaben der Beamten für obigen Behuf beibehalten, um daraus 
nad Beftreitung der neuen Wittwengehalte ein Hülfsvermögen zu 
fammeln. Aber dieß wuchs bis 1840 nur auf 108,000 fl. an, weil die 
neuen Wittwen⸗ und Waifengehalte bald den Betrag jener Entrich- 
tung überfiegen- Sie beliefen fi) 183 /,, auf nahe an 300,000 |. 
— Änſchlag 1837/,, 276,000 fd. — Württemberg: Nach dem Gef. 
v. 28. Jun. 1821 wurde die Hälfte der Eintrittögelder u. Sahresbeis 
träge der Staatödiener zu einem Capitale gefammelt, welches bis 
Mitte 1839 auf 744,000 fl. angewachſen war. Es wurden nun aus 
den Meberfchüflen der Staatscafle 740,000 fl. zugelegt und mit Hülfe 
ber Zinfen diefes Vermögens (1846 ſchon 1,613, fl.) kann die 
Caſſe ohne den Staatsbeitrag beftehen, welcher zuletzt 80,000.fl. aus⸗ 
gemacht Hatte. Herdegen, ©. 177. 
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- Die Berrichtungen der für niedrigere Stufen des Dienftes 
widerruflich Angeftellten erfordern Beine fchwierige Vorbereitung 
und haben mit Privatdienften wenigftend infofern Aehnlichkeit, 
als die Angeftelten im Falle der Entlaffung fich in der Regel 
noch anderweitig leicht fortbringen önnen. Diefe Borausfegung 
fällt jedoch dann hinweg, wenn Semand lange Zeit eine folche 
Stelle verfehen hat und nun aus phufifchen Urfachen unfähig 
wird. Es ift Daher nicht allein höchft billig, fondern auch zur 
Erwedung des nöthigen Dienfteiferd fehr zwedimäßig, daß ben 
Angeftellten in einem folhen Falle ein Ruhgehalt nicht verwei- 
gert wird. Da jedoch die Regierung in der Entlafjung folcher 
Diener nit an gewifle Bedingungen und Beweggründe 
gebunden ift, fo kann jenen Fein Recht auf einen Ruhgehalt 
verliehen werden, vielmehr bleibt e8 der Regierung überlaffen, 
denfelben innerhalb der gefeglichen Gränzen da, wo er für den 
Unterhalt Beduͤrfniß ift, zu verleihen (a). 


(a) 3.8. bad. Geſ. v. 28. Aug. 1835: Diener, die von einem Minifterium 
oder einer Mittelſtelle angeftelt find und ihren Dienft fortwährend 
verfehen haben, koͤnnen einen Duhgehall erhalten, ber bei weniger 
als 15 Dienfljahren '/, ihres feften Gehaltes, bei mehr Dienſtjahren 
die Hälfte deſſelben nicht überfleigt. Wenn das Drittheil im erften 
Kalle unter 72. oder die Hälfte im zweiten Kalle unter 150 fl. iſt, 
fo fann der Rubgehalt bis zu diefen Summen fteigen. Die Vollzugs⸗ 
verordnung v. 25. Nov. 1841 beftimmt, welche niederen Diener a ⸗ 
ſtellungsdeerete erhalten und penfionsfähig fein follen, mit dem bei 
jeder Art von Dienften feflgefeßten max. des für den Muhegehalt zu 
Grunde zu legenden Behaltes, 300—600 fl. — Stiftung einer Witt- 
wencaffe für foldye niedere Diener, Statuten v. 25. Nov. 1841. 


Der monatliche Beitrag ift 48 fr. — 1 fl. 36 kr., die Guftentation 
der Wittwen oder Waifen für bie erften 10 Jahre jährlich 33 fl. 
At. — 768.48 fr. 
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An die Befoldungen und Penfionen ($. 56.) ſchließen fich 
verfhiedene, mit der Gefhäftsführung verbun: 
bene Nebenaudgaben, die bei jeder Staatöbehörde vor: 
fommen, ohne in einem gleichförmigen Verhältniß zu den 
Koften der Befoldungen zu ſtehen. Diefe fogenannten 
Regie: (Neben:) Ausgaben betreffen vornehmlich: 

1) Amtsbedürfniffe (Bureaufoften), ald Einrichtung, Heigung 
und Beleuchtung der Gefchäftözimmer, Schreibmaterialien 

u. dgl., wobei ed wenigflens für die unteren Stellen am 

beſten ifl, die Audgabe nad) einem ohngefähren Ueberfchlage 

dem Beamten für eine feſte Summe zu überlaffen, weil 

fonft viel überflüffiger Aufwand nicht zu verhüten ift (a). 
2) Zagegelder (Diäten) und Reifekoften: Erfag. Man muß 

nicht allein die Größe der nach dem Dienftrange des 

Abgefendeten zu leiftenden Vergütung genau und mäßig 

feftfegen (Diätenordnung), fondern auch die Bedingungen 

auöfprechen, unter denen allein die Anordnung einer Com⸗ 
miflion gefchehen darf. 
3) Porto, Botenlohn u. dgl. 


(a) Die Schreibmaterialien fönnen bald nad) ber Ginwohnerzahl eines 
Amtsbezirks, bald nach der Größe der verrechneten Summe, bald 
nach der Zahl ber Unfergebenen angefchlagen werden. Der ganze Buͤ⸗ 
reaubedarf (oben, Nr. 1) wird bei den bad. Domänenverwaltungen 
mit 180 fi., 140 fl. und 100 fl. jaͤhrl. vergütet, jenachdem 3, 2 oder 
1 Sehülfe vorhanden find. 
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Auch die Gebäude verurſachen in jedem Verwaltungs: 
zweige einen nicht unerheblichen Aufwand. Sie dienen zur 
Amtsführung (Gefchäftszimmer), zur Wohnung der Beamten, 
zur Aufbewahrung verfchiedener Gegenflände, zu Gefängniffen 
und mancherlei andern Anftalten (a). Da die Aufführung und 
Erhaltung eines Gebäudes der Regierung mehr zu koſten pflegt, 
als Privatperfonen, da fhon die unumgänglich nöthigen Ge: 
baͤude eine anfehnliche Audgabe hinwegnehmen, und da, wie die 
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Erfahrung lehrt, die Regierungen oft durch Liebhabereien Ein- 
zelner in die Verfuchung gefebt werben, große Summen durch 
unzwedimäßige oder unnöthige Bauten zu verlieren, fo muß man 
eifrig bedacht fein, bei dDiefem Gegenflande fparfam zu verfahren, 
wozu unter anderen folgende Mittel fich darbieten: 


1) 


2) 


3) 


Verkauf der für öffentliche Zwecke leicht entbehrlichen Se: 
baude, wohin viele Dienflwohnungen, wenigftens in den 
Städten, gehören, weil eine Entfchädigung für die Beam: 
ten in der Regel weniger koſtet, als die Zinfen der aus 
dem Berfaufe zu löfenden Summe nebft den Erhaltung: 
und Brandverficherungstoften ausmachen (a). 

Genaue Unterfcheidung bloßer Ausbefferungen, bie zur 
Erhaltung dienen und zeitig vorgenommen werden müffen, 
weil fie bei längerem Verzuge die Koften vergrößern (b), 
— von Neubauten, welche in der Regel eher verfchoben 
werden koͤnnen und bei denen man fuchen muß, dad wahre 
von dem vorgeblichen Beduͤrfniß durch reifliche vielfeitige 
Berathung zu fondern. 

Auswahl der wohlfeilften Ausführungsart, die mit der 
Ruͤckſicht auf die Dauer und auf das Anftändige verträglich 
if. Man muß daher, ohne den guten Gefchmad zu belei- 
digen, bad Einfache dem Künftlich » Zururiöfen vorziehen, 
und fi genaue Bauanfchläge zu verfchaffen ſuchen, um 
die Größe einer Bauausgabe fchon vorher genau beurtheis 
len zu können. Hiezu dient theild forgfältige Prüfung der 
Anfchläge durch Kunftverftändige, nöthigenfals an Ort 
und Stelle, theild die Verfügung, daß die Baumeifter für 
bie Ausführung verantwortlich gemacht werden (c). 


(a) In Baiern find diefe Landbauten (im Gegenſatze des Straßen, 


Brüden- u. Waflerhaues) in einer befonderen Fbtherlung der Haupt⸗ 
ſtaatsrechnung und des Voranſchlages griommengeteit- Sie betrus 
gen 1831—37 i. D. 536,000 fl., der A. 1837—48 war 531,000 fi. 


(d) Die Gebäude werden am beften im ng befichtigt, weil man 
erſte 


(c 


dann die gute Jahreszeit zu den nöthigen ungen vor fi Hat. 
Ausführliche Borfchriften über die Stantsbauten in der Weimar: 
fhen V. v. 18. Aug. 1818. Burdhard, S. 656. 

Die Baubehörden haben vielfältig durch Heberfchreitung ter bewils 
ligten Summen die Orbnung im Staatöhaushalte geftört, es fei nun, 
daß fie nicht forgfältig genug zu Werke gingen, oder abfichtlich die 


— 
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Anſchlaͤge zu niedrig machten, um deſto eher die Genehmigung neuer 
Bauten zu bewirken. Daher ſchreibt die bad. V. v. 5. April 1839 vor, 
wie die technifchen Beamten in ſolchen Fällen zur Berantwortung 
gezogen werden follen. — 9. Weimarſche B. Art. 13: Sobald ſich 


—— daß die Anſchlagsſumme nicht zureicht, wird jede Zahlung 
e ten Bau eingeſtellt, und an bie böchfte Behörde berichtet. 


2. Hauptftüd. 


Ausgaben für einzelne Abtheilungen der Negierungs: 
gefchäfte. 


§. 68, 

Die oberflen Behörden, bei denen alle Staatögefchäfte zu: 
fjammentreffen, erfordern nur einen geringen Aufwand und ge: 
ben deßhalb zu Erfparungen wenig Gelegenheit. Es gehören 
dahin das fürftliche Cabinet, welches in Repräfentativftaaten 
mit verantwortlichen Miniftern feine frühere Wichtigkeit verliert, 
der Minifterrath, der Staatsrath, deſſen Mitglieder 
größtentheild zugleich andere Aemter befleiden und aus denfel: 
ben ihren Unterhalt beziehen (a). Jeder felbftfländige Zweig 
der Regierungdgefchäfte (Minifterium) hat einen Vorſtand 
(Minifter, Staatdfecretär, Präfident), der nur dem 
Dberhaupte bed Staated untergeordnet ift und eine Anzahl von 
Sehülfen (Minifterialratben) zur Seite hat (b). In kleine⸗ 
ren Staaten ift eine Erfparung dadurd zu bewirken, daß man 
die Minifterien Durch Beamte eines niedrigeren Ranges (Staats⸗ 
räthe ıc.) verwalten läßt, in den großen Staaten geftatten die 
hohen Befoldungen der Minifter eine Verminderung. Die 
Zahl der Minifterien ift in den europäifchen Staaten ſchon 
darum fehr ungleich, weil in größeren Ländern eine weitere 
Spaltung der Gefchäftögebiete nöthiger wird, ald in Bleinen, 
wo der Einzelne mehr umfaflen kann. Daher ift in der nachfol⸗ 
genden Betrachtung ber Regierungsausgaben die in $. 43 an: 
gegebene Eintheilung nad) den Zwecken derfelben zu Grunde 
gelegt worden. 





72 


(a) Oeſterreich, Minifterrath u. Cabinet 1849 9. 110,300 fl. — Bür: 


temberg, 1849 A., geheimes Gabinet 12,811 f., Sch. Math 21,524 |. 


(6) Beſoldung eines Minifters : Frankreich, 1844, 80,000 Fr. 1.40,000 Fr 


Repräfentationdgelder für den Mintfterpräfldenten, wie für den Mini- 
fier des Auswärtigen. — Oeſterreich, 1849, 8000 R. mit 2000 fl. Quar⸗ 
tiergeld u. 4000 fl. Bunctionsgehalt, zuf. 14,000 fl. = 17,150 fl. 
rhein. — Württemberg: Geld 7500 fl., 56 Klafter Sl = 840 fil., 
Futter für 4 Pferde — 528 fl. 24 fr., zuf. 8866 A. 24 Tr.; der Mi- 
nifter bes Auswärtigen 13,318 fl. 24 fr. — Baten: 9000f. für einen 
Minifter, 6000 fl. für einen Staatsrath, welcher Minifterialpräfident 
if; ein Minifter des Auswärtigen hat neben den 9000 fl. noch Woh⸗ 
nung (900 fl.) und Tafelgelder (4000 fl.). — Belgien: 21,000 Fre. 
— Nordamericanifche Freiftaaten: jeder der 4 Staatsfecretäre 6000 
Doll. (15,000 f.), jeder erfte Ynterbeamte eines Miniſters (first 
clerk) 2000 Doll. ꝛc. 


8. 69. 
Die Ausgaben für das Juſtizweſen (bürgerliche und pein: 


liche Rechtspflege) nehmen nur einige Procente des ganzen 
Aufwandes hinweg (a), und ed ift ein fehr günfliger Umftand, 
daß die unentbehrlichfte und ältefte Staatdanftalt mit einem fo 
mäßigen Opfer beftritten werden kann. Die Koften betreffen: 
1) das Zuflizminifterium, mit Einfchluß der zur Entwerfung 


neuer Rechtögefebe vorübergehend beauftragten Beamten 
( Sefeßgebungscommilfion); 


2) die Gerichte mehrerer Inflanzen (db). Wenn die Verbeffe:. 


rung des Gerichtöwefend nach den Bedürfniffen der jegigen 
Zeit neue Ausgaben verurfacht, fo kann auch wieder Durch 
manche Vereinfachung des Proceßganges, befonderd durch 
häufigere Anwendung des mündlichen Verfahrens und 
durch eine friedensrichterliche Wermittelung, welche viele 
Rechtöftreitigkeiten fchon im Entftehen beilegt, viel erfpart 
werden. Der Gerichtögang iſt zugleich eine Quelle von 
Einnahmen, welche theilweife die Koften deden, $. 234; 


3) die Gefängniffe und Strafanftalten. Auch bei diefem Ge: 


genftande wird die Nothwendigfeit einer Durchgreifenden 
Berbefferung, welche neben dem nächften Zwecke der Strafe 
zugleih auf ben fittlichen und religiöfen Zuſtand der 
Sträflinge einwirkt und fie gebeflert in die Geſellſchaft 
zuruͤckkehren I&ßt, allgemein und lebhaft gefühlt (c). Voll⸗ 
tommnere Strafanftalten find zwar koſtbarer als bie his⸗ 
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herigen, indeß vermindert fich der erforderliche Aufwand 
durch das, was die Sträflinge bei zwedmäßiger Beſchaͤf⸗ 
tigung mit Gewerbsarbeit der Anftalt leiften (d). 


(s) 


(6) 


(c) 


(d) 


Beifpiele: Baden: A. 1847/48: 1,435,000 fl. — 141/, Proe. — 
Delgien, 1841: 11 Mill. Fr. = 11,7 Proc. — Franfreih, 1840: 
20,347,000 Fr. = 2,2Proc. — Kurhefſen, A. 1849: 385,000 Rihlr. 
= 10,2 Proc. — Niederland, A. 1848/49: 2, 401, 000 fl. — 3,* 
Proc. — Oeſterreich, A. 1849: 2,660,000 fl. —= 2,7 Proc. — 
Breußen, 1849: 6,626,000 Rthlr. = 10 Proc. — Sachſen, N. 
184848: 254,466 Rthlr., wozu aber die Sporteleinnahmen kom⸗ 
men. Sene Summe madht nur 4,3Proc. — Schweden, 1842: 719,000 
Rthlr. = 7,7 Proc. — Spanien, A. 1848: 17,440,000 Re. — 
1,3 Proc. — Würtemberg, 1848/49 916,548 fl. —= 7,3 Broc. 
Nah den Zoranfhlägen von Baiern und Würtemberg verhalten 
fh die Koſten der Berichte dritter, joeiter und erfler Inſtanz 
ungefähr wie 1, 3 und 8, in Baden wie 1, 3 und 12; in Defter- 
reich (1849) wie 1, 2,2 und 6, in Preußen (1847) wie I, 11 
und 26, in Frankreich (1844) wie 1, 5 und 10 (Friedensrichter 
einfhl.). ine unnöthig verwidelte Rechtspflege verurfacht den 
Unterthanen nody außer den Staatsausgaben durd die größeren 
Koften der NRechtebeiftände eine ſtaͤrkere Beſchwerde. In Sachen 
fol auf 2800 Ginwohner 1 Advocat fommen, in Branfreich auf 
3390 (nämlidy 9520 avonés und avocats), in Preußen erſt auf 
13,000 (1140 Juſtizcommiſſaͤre und Notare). 
Die Wirkungen foldyer Berbeflerungen laſſen fi in ber abneh⸗ 
menden Gterblichkeit der Strafanftalten und in ber geringen Zahl 
ber Rüdfälligen genau nachweifen. In den beigifchen Zuchthäus 
fern farb 182330 1/.,, 1831—36 !/,,, 1832—43 nur noch !/4,; 
in Frankreich if die Sterblichkeit bei Männern !/,s, bei Frauen 
gegen Yıs. Hier waren 1844 bei ben erimes 25 Proc. Rüdfälle, 
in Genf nur 2, in Auburn 7—8 Proc. 
Bergl. II, $. 352 in Betreff der Smwangsarbeitshäuferr. — Bei 
guten GStrafanftalten find wegen der Abfonderung der Sträflinge 
von einander, die wenigftens des Nachts ganz unerläßlich ift, die 
Baukoſten groß. Nah dem Syflem der Zuchthäufer zu Auburn 
(Staat Newyork) find die Sträflinge am Tage in den Arbeits⸗ 
fälen beifanmmen, aber ſchweigend, nach dem (frengeren) Syſteme 
des Zuchthauſes zu Philadelphia find fie auch am zuge einfam 
in ihren Bellen beſchaͤftigt. Die Baufoften für eine Zelle werden 
neuerlich in Frankreich auf 2500-3000 Fr. = 1170— 1410 fl. 
angeichlagen, f. Memoire a Yappui du projet de loi sur les 
prisons, Brux. 1845. — Berenger, Rapport, chambre des 
Pairs, 24. Apr. 1847. — im Zuchthaus zu Bruchfal kommt die 
Zelle auf etwa 1480 fl. Das vortrefflihe Genfer Zuchthaus koſtete 
mit dem Mobiliar 149,000 fl. uber (zu 60 Köpfen) auf die Zelle 
2483 fl.; kleine Anflalten müflen aber nothwendig Eoftbarer fein. 
Jaͤhrliche Ausgaben für einen Sträfling: 
In Laufanne, 1840 und 1841 R., bei 108 und 105 Gträflin- 
gen, 3451/, Fr. — 241,® fl. (vortreffliche Anflalt). Die Arbeit 
trug dem Haufe auf ben Kopf 50%/, Br. oder 14,8 Proc. bes 
Aufwandes ein, fo daß die reine Ausgabe nur 2843/, Er. — 208,’fl. 
war. Die Kof Fam täglich auf 32,0 Rapp. — 19%, fr. zu ſtehen. 


* 


In den badiſchen Strafanſtalten iſt der A. der Koſten für 1849 u. 
49 auf 1 Kopf: 













I und | Angeſtelltes 
eh. Berfonal, 





Zuchthaus in Brucdhfal . 
Arbeitshaus in „ . 
Zudthaus „ Wannheim 

” „ Wrelburg . 
Bon der ganzen Ausgabe werden in diefen 4 Anflalten muth- 
maßlich 14,°— 15,1 — 24,8 und 20,7 Proc. durch den Reinertrag 
der Arbeiten erfebt, fo daß der reine Aufwand auf den Kopf nur 
noch 150— 137 — 114 und 112 fl. ausmadht. 


In Würtemberg, wenn man ber für 1972 Köpfe angefchlages 
nen Summe von 181,430 fl. die eigenen Sinnahmen ber Straf: 
anftalten mit 45,525 fl. beifchlägt, ift die Ausgabe 104,8 fl. 

In den 4 großen belgiſchen Zucthäufern (Gent, Bilvorde, St. 
Bernard, —— waren 1841 u. 42 die Koſten auf den Kopf ohne 
den Aufwand für Berwaltung und Auffiht 131, fr. — 61,9 fl. 
Der Neinertrag der Arbeiten war 43,73 Fr., wodurch der reine 
Aufwand auf 86,0 Fr. ſank. Ausbeſſerungen ber Gebäude und 
Geraͤthe find nicht eingerechnet. 

In Bern, 1838, bei 312 Sträflingen: 203,3 Sr. — 142 |l.; die 
Züdhtlinge verdienten aber mit ihrer Arbeit dem Haufe 88,2 Fr. 
auf den Kopf, alfo blieben nur 115 Sr. = 701/, fl. reine Ausgabe. 


In Senf foflete 1885 der Sträfling 205 fl., und zwar die Koft 
81 fl., die Beamten 55 fl., Kleivung 18 fl., Heitzung LIi/, fl. ıc. 
Es waren 60 Köpfe. 

Der Ertrag der Befchäftigung it in obigen Angaben auf den Kopf 
aller Sträflinge berechnet worden. Da jedod ein Theil derfelben 

ar nicht, ein anderer nur wenig arbeiten fann, fo iſt die Leis 
Hung eines vollfländig Beichäftigten größer. Es waren z. DB. im 
Zuhthaus zu Herford 1838 247 Sträflinge, von denen 142 voll, 
70 nur zur Hälfte arbeiten konnten, fo daß alſo nur 177 voll: 
fändige Arbeiter anzunehmen waren. Der Verdienſt belief fidh 
für einen ſolchen auf 48,8% Rthlr., für den Kopf im Allgemeinen 
auf 35 Rthlr. 

Die große Berfchiedenheit im Wrbeitsertrage und in bem Unters 
haltsfoften entfpringt aus mehreren Urfachen, als 1) beffere oder 
fihlechtere Sinrihtung in Hinfiht auf Koflenerfparung und Bes 
fdäftigung, 2) höhere oder niedrigere Preife der Lebensmittel, 
des Brennfloffes sc., 3) örtliche Umftände, die es leichter oder 
fhwerer machen, Arbeitserzeugniffe abzufegen oder Arbeiten für 
Privatunternehmer zu veranftalten, 4) ungleicher Umfang 
GStrafankalt, weil manche allgemeine Koften nicht mit der Zahl 
der Sträflinge in gleichen Berhältnig wachſen. Daß in einer 
Strafanftalt die Arbeit den Unterhalt der Sträflinge ganz vers 

üte, wie im Bagno zu Toulon und in dem Militärzuchthauſe zu 

t. Germain (f. Fix, Revae mensuelle d’econ. polit. Mai 1834, 
— Berenger a. a. O.), iR nur unter befonders günftigen Um⸗ 
flänten möglih. — Die Arbeiten außer Haus, fowohl bei Privat: 
perjonen al& im Freien unter Jedermanns Augen, find in Bezug 
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auf den Zwed der Beſſerung bedeuklich. — Den Streäflingen muß 
Gelegenheit gegeben werben, ſich durch vorzüglichen Fleiß einen 
Sparpfennig zu verdienen. Die franzöflfche Cinrichtung, nad 
welcher je nach dem Grade der Strafe 0,2— 0,4 und 0,5 des Ar: 
beitsverdienfles dem Sträfling zugehört, ift nicht fo gut, als bie 
Anorbnung, daß der Ueberverdienſt über ein gewifles billig be⸗ 
ſtimmtes Maaß ber Leitung (Benfum) dem Züchtling zufäht. 


$. 70. - 

Die Polizei im engeren Sinn (Il. $. 6), d. h. die Sorge 
für Aufrechthaltung der Sicherheit im Innern des Staates durch 
unmittelbar vorbeugende Maßregeln, findet fih in den meiften 
Staaten mit der Volkswirthſchaftspflege und einzelnen Geſchaͤf⸗ 
ten der Volksbildungsſorge verbunden und dem fogenannten 
Rinifterium ded Innern übertragen, deſſen Wirkungskreis die 
Polizei im ausgedehnteren Wortverflande bildet (H, $. 7). 
Doc) pflegt die wefentliche Verfchiedenheit dieſer Gefchäftögebiete 
burdy die Aufſtellung mehrerer Abiheilungen in diefem Minifte: 
rium oder mehrerer Gentralftellen unter demfelben (Sanitäts> 
commilfion, Kirchen: und Schulrath 2c.) angedeutet zu fein. 
Die Mittelbehörden in den Landeötheilen find bei collegialifcher 
Einrichtung (Kreid:, Bezirkö: oder Provincial:Regierungen) koſt⸗ 
barer, als bei der Büreauverfafiung (II, $. 7. Nr. 2), doch 
kann in diefem Puncte die Wohlfeilheit nicht entfcheiden (a). 
Die Bezirksbeamten für die Polizei im weiteren Sinn find noch 
iegt in vielen Staaten zugleich Richter (Juſtizbeamte); allein 
die Scheidung der Rechtöpflege von jenem Polizei» (Admini: 
ſtrativ⸗) Gefchäfte iſt für Die gute Ausführung beider hochwich⸗ 
tiger Regierungdzweige von fo großem Nußen, daß man bie 
Koften, welche diefe Maaßregel, vornehmlich anfangs, verur: 


ſacht, nicht fiheuen darf (b). 

(e) Bol. v. Malchus, Bolitif, II, $. 68 ff. — Die Gollegialverfaf- 
fung. ift zur Sntfcheidung von Berufungen (Recurfen) ganz uns 
erläßlih, aber auch fonft zur Bewirkung reiflih erwogener Be⸗ 
ſchlüſſe und einer gewiflen @leichförmigfeit in den befolgten Srund⸗ 
fägen ſehr nüplich, während fonft mit ber Perfon des Vorſtandes 
und des vortragenben Rathes auch die Anfichten gänzlich zu wech⸗ 
feln pflegen. Gin Theil der Befchäfte erfordert feine cofegialifche 
Berathung, auch ift dieſe da ziemlich unfruchibar, wo die Mittel: 
behörden einen zu eingeſchraͤnkten Wirkungskreis haben und fafl 
nur auf den Delius ber Minifterialbeichlüfle angewiefen find. — 
In Frankreich koßen, die Präfecturen und Unterpräfeceturen auf 
ken Kopf der Einwohner 0,212 Fr, — 6 kr., in Belgien die Pro: 
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vincialverwaltung ebenfoviel, namlich 0,24 Fr. — In Preußen 
fommen die Regierungen und Oberpräftdien auf 1,749,000 Rihlr. 
(9. für 1847) oder Al1/, fr. für den Kopf, aber diefe Behörden 
haben auch Finanzgefchäfte. Die Landräthe koſten 728,000 Rihlr. 
oder 4,77 fr. auf den Kopf. Die bad. Kreisregierungen koſten 
6,3 fr., die Bairifchen Regierungen, ohne die Finanzkammern, 
51/, Fr., die würtembergifchen nur 3,% fr. Diefe Zahlen laffen mit 
ben obigen aus Frankreich und Belgien darum Feine völlige Pers 
gleihung zu, weil in den genannten deutſchen Gtaaten die Ber 
zirfsbeamten nit mit eingerechnet find. Indeß flieht man doch, 
daß auch bie Megierungscollegien nicht nothwendig befonbers koſt⸗ 
bar fein müflen, beſonders wenn die Regierungsbezirfe nicht zu 
Elein find. Diefelben zählen in Baiern burdichnittlich gegen 
560,000, in Würtemberg 436,000, in Preußen 400,000, in Baden 
340,000 Einwohner. u 
(5) Auf die Dauer find die Koften nicht gar viel größer. In Wür⸗ 
temberg machten 1845 — 48 die Befoldungen und Ganzleifoften 
der Landämter 210,000 fl., der Amtsgerichte 348,000 fl., wovon 
aber 164,000 fl. auf die Notare fallen. Für 5 tariiche Gerichte 
mögen bagegen 28,000 fl. binzufommen, zufammen 424,000 fi, 
oder 0,2 fl. auf den Kopf. — In Baden waren 1844. 45. R. 
im D. die Koften der Juſtiz⸗ u. Bollzeiämter fogar 443,000 fl. 
ohne die Amtereviforen und Notare, oder 0,32 fl. auf den Kopf. 


$. 71. 

Unter den einzelnen Polizeianflalten find nachſtehende 

mit den beträchtlichften Ausgaben verbunden (a): D) die 
Siherheitsmannfhaft (Landiäger, Gensdarme— 
vie), welche, wenn gleich militärifch organifirt und in einigen 
Ländern dem Kriegsminifterium untergeordnet, Doch ihrer Be: 
flimmung zufolge der Polizei angehört. Sie trägt zur Erhal⸗ 
tung der rechtlichen Sicherheit fo fräftig bei, daß fie, obfchon 
ziemlich koſtbar (6), doch in keinem Lande fehlen ſollte; 2) die 
Zwangsarbeitshaͤuſer (11, $. 348); 3) die Anflalten der Ge: 
fundheitspolizei, wobei inzwifchen die Krankenhäufer, die 
Gebäranftalten, die Hebammen u. dgl. aus Bezirks⸗ oder Ge: 
meindemitteln beftritten zu werden pflegen. Außer dem ordent⸗ 
lichen Aufwande für Medicinalbeamte, Rettungsanftalten, 
Impfung, Irrenhäufer, Quarantaine zc. kommt auch ein außer: 
ordentlicher vor, den die Epidemieen und Epizootieen (Vieh: 


feuchen) biöweilen verurfachen (a). | 
(a) &s ift zu beklagen, wenn der Aufwand für geheime Polizei 
als unentbehrlich angefehen werden muß, wie in Frankreich, wo 
die depenses secrötes de police generale i. D. von 1830 — 48 
jährlich 2,374,700 Fr. u. im 3. 1836 (max.) fogar 3,265,000 Fr. - 
fofteten. A. für 1844 nur 932,000 Fr. 
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(d) Koften derſelben. Frankreich, 1844 19,371,000 Fr. &6 waren 
11,464 @emeine, 2692 Unterofficiere ıc., 609 Dfficiere, ohne Al⸗ 
ier, alfo 1 Mann auf 2380 Ew. Baden, X. 1848. 49: 191,226. 
ir 316 Bemeine, 66 Brigadiers, 4 Wachtmeifter, 7 Dfficiere. Ein 
®emeiner koſtet 250— 275 fl. Löhnung (2 Glafien), 73 fl. 6 kr. 
Duartiergeld, Waffenunterhaltung ıc., 26 Hl. 36 fr. Kleidung, 
2f. 22 fr. Semwafinung, 24 fl. 28 fr. Gommandozulagen (bei 
Geſchaͤften außer tem Wohnorte), zufammen 376 fl. 33 fr. — 
401 fi. 33 fr. Baiern, 1837 — 43: 613,976 fl.; der Stand im 
Sept. 1538 war 1452 Gemeine zu Fuß, 130 zu Pferd, 218 und 
8 Brigadiers, 9 Feldwebel, 41 — — Belgien, 1849: 1165 
Gemeine (wovon 808 beritten), 159 Brigadiers (127 zu Pferde), 
81 Wachtmeifler (mar&chaux -des-logis), 3 adjudants sous-offi- 
eiers, 42 Officiere. Koſten 1,831,000 Fr. — Würteinderg, 1842 — 
45: i. D. 170,000 fl. — Preußen, 1847: 687,000 Rthlr. 

(c) Koften der Gefundheitspflege in Baden, 1849. 49. 203,000 fl., wos 
von die Befoldungen der Amtsärzte, Amtschirurgen zc., nebft deren 
Reiſekoſten 82, fl., die Irrenanftalt nach Abzug der bei derfelben 
vorlommenden Binnahmen 66,000, die Giechenanftalt in gleicher 
Weiſe 46,000 fl. hinwegnehmen. In dem (ausgezeichneten) Irren⸗ 
haufe Illenau (zu 400 Köpfen) ift der Aufwand 125,879 fl. oder 
auf jeden Srren 314,69 fl., und zwar Koft und Arznei 140 fl., Kiel: 
dung und Bettwerk 32,25 fl., Heitzung und Beleuchtung 21,29 fl., 
angeftelltes Berfonal 77,3 fl. Zieht man aber die Binnahmen ab, 
worunter 48,000 fl. Berpflegungsbeiträge und 5200 fl. reiner Ars 
beitsertrag, fo ift die Ausgabe nur 165 fl. auf den Kopf. — Würs 
temberg, 1842-45: 59, fl., wovon 23,700 fi. für Amtsaͤrzte, 
15,000 fl. für. die beiden Irrenhäufer, deren Koſten größtentheils 
durch die Berpflegungsgelder von Privaten und Gorporationen er: 
feßt werden. Diefe Berpflegungsgelder find von 1842 an für foldhe 
Irren, die ganz oder qrößtentbe Is von öffentlichen Caſſen erhalten 
werden mürlen, auf 100 fl. herabgefeßt (vorher 146 und 136 fl.). 
Der gefammte Aufwand auf den Kopf if in Winnenthal 331 fl., in 
der Phegeanfalt Zwiefalten (für Unheilbare) 152 fl. Sene hat 3 
Glaffen, bei denen die Koft auf 200, 120 u. 70. angefchlagen ift. — 
Medienburg: Schwerin, Srrenhaus zu Sachſenberg (240 Köpfe) 
34,130 Rthlr. Koften oder 142,2 Rthlr. auf den Kopf. Auch bier 
wird der Aufwand durch die Berpflegungsgelder gedeckt, die von 
112 — 450 Nihle. für den Kopf betragen. 


$. 72, 

Der ordentliche Aufwand für die Staatsvertheidigung 
oder bad Militärwefen dient, Die Unverlegtheit, Selbftftän- 
digkeit und Würde bed Staates zu behaupten. Diefer Zweck ift 
von folcher Nothwendigkeit, daß man fich Beinem Opfer entzie- 
ben darf, welches er gebietet. Im den Rüflungen zum Kriege 
liegt daß ficherfte Mittel, den Frieden zu erhalten, und die Ver: 
nachläffigung dieſer Vorficht hat oͤfters den Untergang bed 
Staats verurfacht, oder doch denfelben in eine drüdende Ab: 
hängigkeit gebracht. Da die Gefahr von außen, nämlich von der 
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Macht und Herrſch⸗ oder Eroberungsfucht anderer Staaten 
berrührt, fo darf das Maaß der aufzuftelenden Streitkräfte 
nicht blo8 aus den inneren Verhältniffen bes Vermögens und 
der Bevölferung hergenommen, fondern ed muß zugleich mit 
Ruͤckſicht auf dad Ausland feftgefegt werben, weil fonft benach- 
barte Staaten, die ſich ftärker rüfteten, eine gefährliche Ueber: 
legenheit erlangen könnten. Deßhalb haben in der neueren Zeit 
die Staaten in der Vergrößerung ihrer Heere gewetteifert, und 
der Aufwand iſt hiedurch auf eine Höhe gefleigert worden, 
welche den Wohlftand der Völker bedroht und die Anwendung 
von Erfparungen dringend fordert (a). Diefe werden erleichtert 
werden, wenn unter bem Einfluß einer aufgeklärten Volksver⸗ 
tretung die Gerechtigkeit mehr und mehr zum unverbrüchlichen 
Grundfaße der Regierungen wird, wenn man bie innere Ent: 
widelung den Eroberungen vorzuziehen lernt und die Seegnun- 
gen des Friedens ſtets in ihrer vollen Größe anerkennt. Das 
berrfchende Syſtem mehrerer großer, das Gleichgewicht 
‚aufrechthaltender Mächte hat feit 1815 für die Befeſtigung des 
völferrechtlichen Zuftandes von Europa günftig gewirkt, jedoch 
wurden durch die mehrmald wiederkehrende Gefahr eined allge: 
meinen Krieged bie Militärausgaben vorübergehend erhöht. 
Die große Erfchütterung vieler Staaten feit bem Februar 1848 
hat noch viel größere Ausgaben für Rüftungen und Feldzuͤge 
verurfacht und das Beduͤrfniß einer Erleichterung doppelt fühls 


bar gemacht (b). 
(a) Die rafche Fortfchreitung diefer Ausgaben zeigt fich 3. B. deutlich 
in folgenden Angaben: In Preußen waren 
das Heer die Koſten 
unter dem großen Kurfürften 28,000 Mann 1 Mill. Rtäir. 
Friedrih I... 2 0. 8,00 „ ‚500,000 
Friedrich Wilhelm I. . . 76,000 „ _4,834,000 
Friedrich L . . . . 200,000 
Friedrich Wilhelm II. . 235,000 „ 
Fr. Wilh. II. bis 1806 250,00 „ 2OM. 
18061812 42,00 „ EM. 
1620 114,000 „ 22 M. 
Fr. Wilh. IV. . 1946 138,000 „ 25%, M. Rihlr. 
f.v. Zedlitz, Geogr. u. Stat. von Pr. 1. 523. Dieterici, Mit 
theil. des flatifl. Bur. 1848, S. 52. Zu dem heutigen Friedeneſtande 
des lebenden Heers fommen die beiden Aufgebote der Landwehr mit 
81,000 und 62,000 M., zufammen 257,000 M. Der Kriegsftand des 
ſtehenden Heeres iſt gegen 0,000, tesl Aufgebotes 130,000. — Im 
Frankreich berechnete Meder (Administr. II, 283) 1784 die Koflen 


mg 


des Militäervefens auf 122 Mill. Liv. das Budget für 1811 ſetzte 

diefelben auf LEO MIN. Fr. und mit Binrechnung der LIOMIN. für 

die Marine auf 800 Mill. oder 62 Proc. der ganzen Staatsausgabe. 

In der neuſten Zeit beträgt der Militiraufwand im Verhaͤltniß zur 

anzen Ausgabe, ohne die Erhebungs: und Berwaltungstoften der 
taatseinkünfte: 

5% Proc = 


7,185,000 Rthlr. Schweben, 1845-47, wovon 1,652,000 
Kthlr. außerordentlicher Aufwand. Die Ser 
macht koſtet 1,944,000 Rthlr., die Landmacht 
alfo 37 Proc. der Staatsausgaben. 


4: „ —= 22,600,000 Rihlr. Preußen 1849 (ohne Invalidenwefen). 
34 „ == 420,000,000 $r. Frankreich 1847, wovon 96 Mill. für bie 
Blotte. Im 9. für 1844 betrug der ordentliche 
Aufwand des Kriegsminifteriums nach Abzug 
der Gensdarmerie 287 Mill; die außeror⸗ 
dentliben Befefligungs -: und Bauarbeiten 
34,800,000, das Minifterium der Marine 
und der Solonien III Mill., zufammen alfo 
: 435 Mill. = 36,3 Bor. 
3,° „ = 17,412,000 8. St. Großbritanien, 1348/49, und zwar 
7,726, 000 die Flotte, 7,162,000 das Heer, 
2,524,835 das Feldzeugamt (ordnance). 
3 „ == 52,233,000f. Oeſterreich R. 1847. 
2° „ = 4,224,587 Rthle. Dänemark R. 1844, wovon 1,049,570 
auf das Seeweſen fommen, alfo 19,* Proc. anf 
bie Landmacht. Der A. für 1948 if 4,564,000 
thlr. = 2,73 Proc. 
2,’ „ = 17,220,000 fl. Niederland 1848, wovon 5,455,000 auf die 
| Seemacht fommen, alfo 17,*B. die Landmacht. 
4,’ „ — 25,419,000 Fr. Belgien, 1849, nad Abzug der Gens; 
darmerie und ohne die Marine, mit diefer 
ungefähr 26 Broc. 
23,2 „ = 1,344,000 Rtblr. Sachen, 1846 —48, 
22° „ — 7.320.000 fl. Baisın, 184349. - 
2, — 841,470 Rthlr, Kurheſſen, 1849, ordentl. Aufwand. 
215. —= 588,000 Rthl. Mecklenburg » Schwerin, A. 1849, 
21,*°e „ —= 1,169,000 fl. Gr. Helen, 1846 — 47. 
z1,2* „ = 2,126,000 Baden, 1848. Nach ber Bermehrung der 
Mannfhaft auf 27,349 M. (2 Proc.) fleigert 
ſich für 1849 der Jahresbedarf.auf 2,517,320f. 
2 „ Gantone Berg un Genf. . 
18,2 „ = 2,276,000 Würtemberg 1849. 
14° „ Gantone Bern, Solothurn, Wallis, Bafel: Stadt. 
12 " n St. Ballen, Teffin, Waadt, Neuenburg. 
7,’ m " Zürich; ſ. Hottinger, S. 135. 
Auf den Kopf der Einwohner ausgeſchlagen betragen dieſe Aus⸗ 
gaben mit Cinſchluß der Seemacht: 
2,5 fl. Großbritanien, 2,2 fl. C. Bafel: Stabt, 
6,2 „ Schweden, 1,0* „ Baden, 1849. 
9° „ Kranfreid, 1,77 „ Oeſterreich, 
9,’ „ Niederlande, 1,75 ,„ &. &enf, 
2,17 „ Brenßen, 1,02 „ Baiern, 
2,5% „ Dänemark, 1,37 „ Gr. Heſſen, 
2,7? „ Belgien, 1,22 „ Sadfen, 
2,1% „ Kurhefien, 42 „ Würternberg, 





0,°3 fl. @. Bern, Wallis, 0,*+3 fl. @. Zuͤrich, 
Waadt, 0, „G. Freiburg. 

Bei ſolchen Bergleigungen muß man forgfältig bedacht fein, in 
allen Staaten nur gleichartige Ausgaben und Sinnahmen in Anfchlag 
zu bringen, was jedoch vorausfegt, daß man ausführliche Rechnungen 
N Grunde legen könne. 

er Gedanke einer Schlichtung der zwiſchen den Staaten ausbre- 
chenden Zwiſtigkeiten durch ein Schiebsgericht, wie ſchwer auch feine 
Ausführung in mandyen Fällen fein mag, darf nicht aufgegeben vers 
ven. Zugleich follten verwidelte und unbeflimmte Berhältniffe, aus 
denen leicht Kriege mit beiderfeitiger Meberzeugung, daß man im 
echte fei, entſtehen, neu georbnet werden. 


‚8.73. 

Die Größe des für die Staatövertheidigung zu machenden 
Aufmandes (a) wird hauptfächlich von folgenden Umftänden 
beftimmt; 1) Politifhe Stellung eines Staates. Kleinere 
Staaten (3.8. bed dritten und vierten Ranges) müflen fich 
einem größeren anfchließen, oder mit anderen Staaten gleicher 
Art ſich enge verbinden, fie erfcheinen daher in Bezug auf aud- 
wärtige Verhältnifie nur ald Theile eined größeren Ganzen. 
Sie erhalten aus diefer Verbindung dad Maag bed erforder: 
lichen Aufwandes; 2) Lage und Naturbefchaffenheit ded Lan: 
des, welche die Gefahr eines feindlichen Angriffs bald vergrö- 
Bert, bald mindert. Diefer Umftand hat nicht blos auf bie 
Menge der nöthigen Feftungen, fondern auch auf die Anzahl 
und Bereitfchaft der flreitbaren Mannfchaft Einfluß (db), 3) 
Dafein oder Abwefenheit einer anfehnlichen Hanbelsfchifffahrt 
und entfernter Befigungen, weil zum Schuße beider eine Kriegs⸗ 
feemacht auf Koften ded Staates aufgeftelt werden muß, welche 
auch Arfenale, Häfen für Kriegsfchiffe u. dgl. erfordert (c). 
(a) Die Haupttheile der ganzen Ausgabe laſſen ſich fo überbliden: 


(8) 





Würtem⸗ 
berg, 
1842-45. 
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Die Penſtons⸗ und Invalidenausgaben find in der Hauptfumme 
abgezogen, bei Oeſterreich iſt nur der ordentliche Aufwand berechnet. 
Hier gehört zu dem Brot und Pferdefutter auch noch Helsung und 
Beleuchtung, die fonft unter den Beherbergungstoften enthalten find. 
Diele Bergleichung ift jedoch nicht ganz genau, weil die Art der Zus 
fammenftellung nicht überall völlig die nämliche if. — In Würtems 
berg erhält der Soldat neben dem Brote auch A fr. täglich für Mehl. 
Die Gafernirung iſt in Wirtemberg darum niedriger berechnet, 
weil noch außerdem 61,000 fl. für Brennholz vorfommen, mit denen 
fih die Ausgabe auf 6,5 Broc. flellt ıc. 

Natürliche (Gebirgss) und Meergrängen im Vergleich mit folchen, 
die im flachen Lande laufen. Gerundete oder zerfchnittene Geſtalt 
des Landes. — Sehr gänftig ift die Lage von Schweden und Nor⸗ 
wegen, Towie von Rordamerica, fehr ungünflig die von Preußen. — 
Die Schweiz hat keine Feſtung und braucht Leine, weil das Land 
ſelbſt als eine foldhe gilt. 

(c) Bigenes Seeminifterium der größeren Seemaͤchte. 


$. 74. 


Die Regel, weldhe Ad. Smith (a) ald in Europa herr: 
ſchend anführt, daß das Heer ohne den größten Nachtheil für 
den Wohlſtand des Volkes nicht über I Procent der Einwohner: 
zahl betragen dürfe, ift nicht blos den Militäreinrichtungen des 
deutfchen Bundes zu Grunde gelegt (b), fondern auch von den 
meiften anderen Regierungen berüdfichtigt worden. Doch gilt 
dieß Berhältniß nur von dem ftehenden Heere, nicht von ber 
Bewaffnung der Bürger (Landwehr, Miliz, National: 
garde), einem in Friedendzeiten fehr wenig koſtenden Mittel, 
die Streitkräfte auf eine Achtung gebietende Höhe zu fleigern, 
aber freilich nur für folche Kriege, welche auf die Vertheidigung 
ber edelften Güter eined Volkes gerichtet find und deren Noth⸗ 
wendigfeit allgemein anerkannt ift (c). Es wird nur in weni: 
gen Staaten rathſam fein, ganz ohne ſtehendes Heer zu biei- 
ben (d), denn in dieſem pflanzt fich ein höherer Grad von 
Uebung und Sefchidlichkeit im Waffendienfte fort, befonders bei 
der Reiterei und Artillerie, es werben beffere Officiere und 
Unterofficiere gezogen und man kann fchon für die erfien Kriegs« 
unternehmungen eined guten Erfolges ficherer fein, während bie 
Landwehr, wenn fie nicht Durch den Dienft in der Linie vorbe- 
reitet iſt, ſich erfi allmälig einubt. Dennoch kann ein Theil der 
Mannſchaft füglich aus Landwehr beftehen, wodurch es mög- 
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li wird, große Streitkräfte mit mäßigen Koften bereit zu 
halten (e). 


(a) 
(b) 


(c) 
(d) 


Bud 5. Gap. 1. Abth. 2. 
Klüber, Oeffentlibes Recht, $. 198. — Beihhlüffe vom 9. April 
1821, 13. Sept. 1832 u. 24. Juni 1841. Die flreitbare Mannſchaft 
ift 1 Proc. nebft 1/, Broc. Reſerve. Mecruten im erflen Halbjahre 
werden nicht seingereinet. Bon Reitern und Geſchuͤtzmannſchaft 
bürfen 2/s der Bemeinen, vom $ußvolf ®/, derfelben und 1/, der Uns 
terofficiere beurlaubt werden. — 1849 wurde durch Beſchluß der 
deutſchen Nationalverfammlung vom 15. Jul. die freitbare Manns 
fhaft in Deutfchland auf 2 Proc. erhöht. Hiervon find ?/, als erſtes 
Eontingent, */, als Referve, '/ıs als Erſatzmannſchaft anzufehen. 
Verfügung des Meichöfriegsminift. v. 12. Aug. 1848. — Frankreich 
hatte vor der neueften Sinführung der Mepublit 380,000 M. oder 
nicht gan 1 Broc., Belgien 1840, 32,378 M., beinahe ®/, Proc. 
Das britiſche Reich Hatte 1848 mit den in Oflindien ſtehenden Trups 
pen (27,000) nur gegen 139,000M. oder an '/, Proc. der Volks⸗ 
menge des Mutterlandes. Hiervon waren 25,000 in Irland, 28,000 
in Großbritanien. 

Bol. v. Rotteck, Weber ftehende Heere, 1816. — v. Aretin, 
Staater. H, 157. Say, Handb. V, 140. 

Die nordamericanifchen Freiftaaten hatten 1828 nur 6198 Mann. 
Unter der Ausgabe von 5,675,000 Doll. find viele fremdartige Po⸗ 
fen. Roding, America. 1829. I. 340. 


(e) Bei der Lantwehr ift der Bürger nebenbei Soldat; gerade entgegen; 


geicht ift die Cinrichtung der öfterreichifchen Militärgränge, wo ber 
oldat, ohne aus dem Öberbefehl feiner Officiere entlaffen zu fein, 
zugleich als Landwirt angeftebelt if. Aehnlich die rufflichen Mitt 
tärcolonieen in den Krondörfern, die aber den großen Erwartungen 
nicht entſprachen und für die Landleute unerträglich drüdend find; 
bie „aderbauenden Soldaten“ find den Landwirthen als deren Ge⸗ 
gülfen ins Haus gelegt, dafür zahlt ber Bauer feine ng ben. Bgl. 

yall, Dieruff. Militärcolonieen, a. d. &. Leipzig. 1824. v. Hart: 
Baufen, Il, 133. Das fchwedifche Heer befeht Teit Karl Al. größe: 
tentheils aus eingetheilter (indeelte) Mannſchaft. Die Offi⸗ 
ciere find in Anfehung ihres Unterhaltes auf Staatsgüter angewie⸗ 
fen, die fie entweder ſelbſt bewirthichaften, oder die zu ihren Gunften 
von den Regimentern verpachtet werben. Jeder Gemeine wird von 
einem Gutsbeſitzer oder einem Bereine mehrerer (Mote) erhalten, 
indem man ihm Wohnung, Garten, Ackerland, Korn sc. giebt. Die 
hiermit belafteten Ländereien find niedriger befteuert. — Die Schweiz 
hat 84,000 M. oder ungefähr 2t/, Proc. der Bolfsmenge Gontin- 
gente (Muszug und Meferve), die nur periodiſch zu Mebungen einges 
rufen werben; im Nothfall tritt das Aufgebot der ganzen waffen: 
fähigen Mannfchaft ein. Bigentliche ſtehende Truppen giebt es bort 
ganz wenige. 
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Andere Mittel zur Erfparung find: 
1) Vermeidung eined Foftbaren Prunkes in der Bekleidung 
und Ausflattung der Mannfchaft, während man nichts ver: 


abfaumen darf, was zur Gefundheit berfelben und zur 
guten Audrüftung für ihren Dienft beiträgt (a). 

2) Beichräntung der Zahl von Oberofficieren auf das wirk 
lihe Beduͤrfniß. Die Befoldung (Gage) muß mit Rüd: 
fiht auf die, dem Öfficier jeded Grades obliegenden Aus: 
gaben für Kleidung .ıc. beſtimmt werden, auch muß man 
darauf Bedacht nehmen, verdiente Männer allmälig in 
eine befjere Lage fortrüden zu lafien, indem man ihnen 
nach einer beflimmten Regel Alterdzulagen bewilligt (b). 
An der Löhnung der Gemeinen dürfte am wenigften etwas 
abgebrochen werden, denn wenn man auch nicht gerade 
behaupten kann, daß biefelbe fo hoch zu feßen fei, als fie 
ohne Conſcription fein müßte, damit fich die erforderliche 
Zahl von Freiwilligen unter die Fahnen fielen, fo fol 
doch der nach dem Gefebe zum Dienfte berufene Soldat 
in den Stand gefebt werben, fich ohne Zufchuß von feiner 
Zamilie, die ohnehin fehon feine Thätigkeit entbehrt, zu 
erhalten. 

3) Häufige Beurlaubung, hauptfächlich ded Fußvolkes, weil 
die anderen Waffengattungen diefe Maaßregel nicht in 


gleiher Ausdehnung geftatten (c). 

(a) Jede Bervollflommnung, die auf den Erfolg Einflug hat, muß alls 
mälig in allen Staaten eingeführt werden, weil ınan feinem einzels 
nen ein Mebergewicht laſſen darf; Bündhutgewehre (Percuſſionog.) 
— Raketen — Shrapnells — Bündnadelgewehre. 

(5) 3.8. in Baden find Zulagen nach je 6 Jahren geſetzlich eingeführt. 

(c) Rad den bad. Boranflägen für 1848. 48 bat ein Infanterieregis 
ment 3353 M., von denen nur 805 im Dienfte, ein Meiterregiment 
006 M., wovon 424 im Dienfle, bie Artilleriebrigade 2303 M., von 
denen 768 anwefend find. Bon einem Reiterregiment fehlten i. D. 
264 Dienfipferde, von der Artilleriebrigade 1264 der erforderlichen 
1446. Bin Regiment Bußvolf war zu 168,000, ein Reiterregiment 
auf 178,000 fi. angefchlagen. 

Koften eines gemeinen Soldaten in Baden. Fußvolk. Meiter. 


en . 8 ö . 421.35. 48 fl. 40fr. 
engelder ( e ne, abzeus 

und vergleichen) . . 12,4, 1,—, 
Dt . nn ii, 51, 2,5, 
Safernirung . ... 13, 30, 13,3%, 
Heilung und Krantenpflege 0. 6,90, 6,0, 
Kleidung . . 2.13.22, 16,55, 
Auoruͤſtfungnggg.. . B 6, 2.47, 


Bufammen 117 f. 52fr. 1298. 23 Kr. 
6 ”* 


4‘ 


⸗ 


Koſten eines Reitpferdes: 
Futter und Streu . .. 
Heilung des Pferde... 
Unterhalt des Sattelzeugs, Hufbeichlag u. bl. 10 — „ 
Ausrüftung deſſelbhen. 6 „ 32. 
Stllung -. - 2 rn nenne. dA, 

Zufammen 176 fl. 52 tr. 

ohne die Nachſchaffung, welche zu '/, jährlich für das Stüd 22 R. 

13 fr. beträgt. — In Würtemberg Hat ein Regiment Fußvolk auf 

dem Kriegsfuß 976 M., worunter 680 Gemeine, von denen im D. 

nur 323 im Dienfle (präfent) find, 1 Reiterreg. im Kriegäftand 

679, im Friedensftand 416 M., wovon 244 Gemeine, aus denen 

im D. 10 beurlaubt find. 

In Baiern ift 1897 — 43 angenommen, daß von 54,472 Unters 
offleieren und Gemeinen 19,410 theilmeife, 17,333 befländig beur⸗ 
laubt feien. Hiezu kamen 1787 Dfficiere. 

Gin dienfithuender Gemeiner foftete 1531 in Baiern jährlich bei 
der Infanterie 98 fl.; bei den Güraffleren 113 fl. ; bei den Chevaur⸗ 
fegers A14 fl. ; bei der Artillerie 125 fl. Bin Reitpferd Fam jährlich 
auf 268 n. m ſtehen, mit Einfchluß der Nachfhaffung, Skhülers 
Vortrag I631. Beil. XLIV.E. In Belgien hatte 1640 ein Reg. 
Fußvolk 1382 Mann im Dienft und 1018 beurlaubt, ein Reg. Lans 
zenreiter 834 M. im Dienft und 419 in Urlaub. Der Sold eines 
Bemeinen ift im Fußvolk 52. 55. 58 Gent. täglich (Küfelier, Schüge, 
Brenn), bei den Reitern 74 Gent., bei dem Geſchuͤtzweſen 63 
und ent. 


153 fl. 36 fr. 
i 
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4) Sorge für die wohlfeilſte Anſchaffung derjenigen Gegen⸗ 
fände, die zur Unterhaltung und Audrüftung der Mann: 
fchaft dienen. 


a) 


y 


Die Brotlieferung wurde erleichtert, fo lange die Res 
gierung Getreide aud Staatöländereien oder gutöherr: 
lichen Gefallen bezog, wofern Fein weiter Transport der 
Vorräthe nöthig war (a). Die Abfchaffung der Natu: 
ral» Einkünfte macht den Einfauf von Getreide, fowie 
von Heu und Stroh nothwendig, wobei die Weränder- 
lichkeit der Preife eine laͤſtige Ungleichheit in den jaͤhr⸗ 
lichen Ausgaben zu Wege bringt (b). 

Kleidung, Pferbegefchirr u. dgl. oder wenigftens die zur 
Verfertigung derfelben dienenden Stoffe werden nach 
audgefchriebenem Mitwerben durch Lieferungsverträge 
mit denjenigen Unternehmern, welche die biliigften Be: 
dingungen anbieten, angekauft. Die Strafanftalten 
fönnen zur Fertigung folcher Waaren benugt werben (c). 


c) Baffen und Schießpulver find wohlfeiler aus Privat: 
als aus Staatöfabriten zu erhalten (d). Gefchüße 
müffen dagegen in der Regel in Gießereien und Bohr: 
werten auf Rechnung des Staats gefertigt werden, 
bo Fünnen Feine Staaten diefelben vertragsmäßig 
aus größeren beziehen. 

d) Pferde werben am ficherfien und wohlfeilften erwor: 
ben, wenn bie inländifche Pferdezucht, mit Hülfe des 
Landgeftütes (II, 8.168.) die ermwünfchte Ausdehnung 
und Vollkommenheit erreicht hat (e). 


(a) In Baiern war die Portion von 1/, Pf. Roggenbrot für 1887 —13 auf 
32/ fr. — In Baden beſteht fie aus 17/, Pf. Brot von !/, 
Kern, 1/, Roggen und 1,, @erfte. Anfchlagspr. für 1849 4,3£r.— Würs 
temb : 2 Bf. Brot, zu Akr. angefhlagen. -- Belgien: tägl. 16 Gent. — 
4,48 fr. — Frankreich, 21, Bfd. Brot. A. für 1844: auf 166 Bors 
tionen 200 Pf. Waizen für 23 Fr. Berarbeitungsfoften 2,2 Eent.; 
mit allen Nebentoften fommt die P. auf 37,57 Gent. = 4,9 oder 
5 fr. — Gin Epitaltag ift auf 17/, Fr. angenommen. 

Bei dem Pferdefutter if in Baden die fchwere Nation für Zug- 
pferde 7'/, Meßlein Haber (100 auf das Malter), 81, Pf. Heu, 
41, Pf. Stroh, die leichte für Meitpferde 6 Meßl. Haber, 71/,Bf. 
Heu und 4/, Bf. Stroh. Würtemberg: ſchwere Rat. 2 Viertel Haber 
(= 7,: bad. Meßl.), 12 Pf. Heu (= II, bad.), 7%, (7 bad.) Pf. 
Strob; leichte Rat. 1'/z Biertel (5,5 Megl.) Haber, 7 (6,5 bad.) 
Bf. Heu und 5 (4,9 bad.) Pf. Stroh. 

(5) In Baden wurde bisher das, was die genannten Gegenflände über 
den angenommenen Mittelyreis foften, aus der Staatscafle befonders 
vergütet, was im Durchichnitt der Jahre 1837 u. 38 94,768 A. 
betrug. 

(c) Bemerkenswerth ift das Berfahren, dem Soldaten nad den bisheris 
nen Erfahrungen eine zur Anfchaffung und Ergänzung feiner Non; 
tur zureichende Summe zu vergüten und ihm Dagegen dıe einzelnen 
Kleidungsſtuͤcke gegen Bezahlung zu verabreichen. Dies bat ben 
Bortheil, daß es in feinem Intereſſe liegt, die Kleidung zu ſchonen, 
und daß er doch nie daran Mangel zu leiden braudt. Spitaltage 
werden ger nicht, Urlaubszeiten nur zu *!/, gerechnet. In Baiern 
war das jährlidhe Monturgeld eines Gemeinen bei der Garde du 
Corps 32. 32fr. A4h., den Ehevaurlegers 26 fl. 23 tr. 3h., der Ar⸗ 
tillerie 23. 4 h., der Infanterie 19 fi. 57 fr. 25. 9. Berbandl. v. 
1522. VII. Beilagenband, S. #6. — In Baden befleht biefe Eins 
ribtung nit. Dan berechnet 1849 für die Infanterie ven Waffen⸗ 
rod auf SA. 17 kr., Mantel 9 Hl. 36, die Hofe 5 fl. 23, ven Helm 
4f.36 fr., die Muͤtze 42kr., die Faͤuſtlinge LAfr. Bin Reiterhelm koſtet 
13 ſt. 231, kr., Reitermantel 131. 33 kr., Reithoſe II fi. 5 kr. Für 
jedes Stück iſt eine erfahrungsmäßige Dauerzeit aus emittelt, — In 
Frankreich foftet 1 Sattel 107 u. 222, Schabrafe 19 u. 301, Fr., 
Dede 9,9 u. 19,9 Fr., die Kleidung eines Infanteriften kommt jährs 
lih auf 38,1% Fr., eines Dragoners 51, eines Hufaren 631/, Fr. 





(d) Do muß wenigfiens für Werkſtaäͤtten zur Ausbeflerung der Waffen, 


(e) 


des Riemenwerks, der Fuhrwerke, ferner zur Verfertigung geheimer 
Zündmaflen und Feuerwerke, als Rafeten, Leuchtkugeln, Granaten⸗ 
fäße ꝛc. gelorgt fein. 


Sätze aus Baden 1947: Preis. Dauer. 
Flinte. 18 fl. 40 fr. 20 Sahre. 
Ladſtock, Bajont, . » . ».. 2.3, 10 „ 
Si... ne du rn MD „ 
Garabiner des Reiter . .. 15, 6, WW „ 


In Baiern find zu diefem Zwecke Kohlenhöfe angelegt worden, wo 
man Pferde auf Rechnung des Staates erzieht. Die Anftalt hatte 
im 3. 1826 27,452 Morgen Sand, 53 Hengfle, 35 Stuten, 1662 Foh⸗ 
len. Bis zu diefer Zeit hatten fie Die Ausgaben noch nicht völlig ges 
det, obſchon die Preife für die abgegebenen Pferde Teineewege 


au fnapp bemeflen waren. — Im 3. 1828 waren vorhanden 11 


orgen Garten, Adler, Wiefe und Wald, 8286 M. Weite u. a. ſchlech⸗ 
teres Land, nebft den Gebäuden auf 890,416 fl. geihäst, ein Mobi⸗ 
liar von 416,778f., aber feine Hengſte und Zudtfluten mehr, fons 
dern nur 1136 Fohlen und 139 Defonomiepferde. In 3 Jahren wur⸗ 
den 873 junge Pferde zu 220 fl. an die Regimenter abgegeben, bie 
theils erfauft, theile gegogen waren; aber e6 giengen viele Kohlen zu 
Grunde, und im 3jähr. Durchſchnitt 18%%/,, war die Jahres ausga 
um 80,217 fl. größer als die Ginnahme; die Verwaltung ift durch 
die vielen zugehörigen @ewerbe, 3.@. Glashütte, Mühlen, Brauerei 
u. dgl. fehr verwidelt; f. Scheuing’s Bericht v. 1831, Beil. XLIV. 
E. Abth. II. — Die Ergebniffe blieben auch in der neueften Zeit uns 
günftig. Die Ausgaben waren größer als die Cinnahmen: 

i. D. von 182/,, — 31/,, um 8236 fl. 
1935 /.6 — 97/55 ” 11783 " 

Im Sept. 1838 waren 792 Fohlen und erwachfene Pferde vorhanden. 
Die für 1837— 1843 angefeßten Preiſe, welche für die an das Milis 
tär abgegebenen Pferde vergütet werden, find: Güraffler : Pferde 
310fl., Chevaurlegers: Bf. 220 fl., Zugpferde 130 fd. — In Baden 
wurden 1842/43 für ein Meiterpferb 200 fl. angenommen, in Bür: 
temberg 190 fl. und 10Ojährige Dauer eines Mettbes, in Frankreich 
1844 500 und 600 Fr. 
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Eine ſchwere außerordentliche Ausgabe verurfacht Die nächfte 
Rüftung für den Krieg (Mobilmachung, Anlegung von Maga: 
zinen 2c.), eine noch ſchwerere von unabfehbarer Größe der 
Krieg ſelbſt. Die Laften, welche ein Krieg in wirthfchaftlicher 
Hinſicht dem Volke auflegt, beftehen nicht allein in dem Auf: 
wande aus der Staatöcaffe, fie begreifen in fich auch die Wer: 
tingerung der Production durch Entziehung vieler Arbeiter und 
Störung des Abfages, fowie die vielfachen Ausgaben und Ber: 
luſte der Bürger durch Einquartierungen, vorzüglich aber durch 
die Nähe des Kriegsſchauplatzes. Selbſt der glüdlichfte Aus: 
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gang bed Krieges kann nur felten alle dieſe Opfer vergüten, 
ein unglücklicher vernichtet in Furzer Zeit die Früchte eines viel: 
jährigen Fleißes. Die Wahrnehmung, daß einzelne Gewerbs- 
zweige im Kriege in Aufnahme kommen, hat bisweilen zu der 
Meinung verleitet, als fet derfelbe der Volkswirthſchaft nicht 
nachtheilig, aber Diefer Irrthum berichtigt fich leicht, wenn man 
auf den Vermoͤgenszuſtand aler Volksclaſſen achtet und den, 
durch gewaltfame Ausfchließung des fremden Mitwerbend er: 
langten vorübergehenden Monopolgewinn mit der Ausdehnung 
der Betriebſamkeit bei freiem Welthandel vergleicht. Macht der 
Sieg benachbarte Länder zindbar, fo ift Dagegen zu bedenfen, 
daß derfelbe wandelbar ift, daß das unrechtmäßig Erworbene 
nicht gedeiht und bei einem Wechfel der Ereigniffe defto 
fchwerere Buße nachfolgt (a). Erwägungen diefer Art Binnen 
zwar nie von einem gerechten Kriege abhalten, der nothwendig 
ift, um den Staat gegen äußere Beeinträchtigung und An: 
griffe zu ſchuͤtzen, fie tönnen aber das Gewicht der übrigen recht: 
lihen und Klugheitögründe verftärken, um von ſolchen Kriegen 
abzumahnen, deren Beranlafjung ben ewigen Gefeßen der 
Gerechtigkeit widerfireitet und deren Urheber vor dem Gerichte 
der Weltgefchichte nicht beftehen koͤnnen. 

(a) Was ein Friegführendes Volk im Blute feiner Kinder, in Entbeh⸗ 
zung, Noth und Sorgen feiner Bürger für Opfer bringt, läßt ſich 
nicht berechnen. Doch auch das, was in Zahl und Maag fällt, flellt 
feine günftige Bilanz dar. Nach den durch Dumas (Precis des 
evenements militaires, XIX. Band, vergl. Memoiren bes Herz. 
v.Rovigo, I, 130 der deutfch. Ueberf.) bekannt gewordenen Zabs 
len bat die franzoͤſiſche Staatslaffe nur vom 1. Octob. 1806 bis das 
bin 1603 nad) Abzug ber Ausgaben im bamaligen Kriege eine Bins 
nabme von 435 Mill. Fr. aus den occupirten Ländern bezogen. Aber 
was litt Frankreich, Befonders von 1812 - 18187 Die Ausgaben der 
franz. Staatscaffe von 1802—1815 werden auf 5000 Mil. Fr. ges 
rechnet, und fo viel follen auch die Gontributionen der eroberten 
Länder wieder eingebracht haben, Say, Handb. V, 151. Hiezu 
famen aber die Yolgen der unglüdlichen Feldzüge von 1814 und 
1815. Bloß allein die vertragsmäßigen Leiftungen beliefen fich fehr 
hoch, nämlid: 

Gontribution an die verbündeten Mähte . . 700 Mil. Fr. 

Koften der fremden Befagung, 3 Jahre hindurch 
u 130 Mill. FE „m 
Brivatentfhädigungen, 16 Mill. Fr. Renten 20 „ 


Zufammen 1410 Mill. Fr. 





Bon 1814—1819 Hat die franz. Staatsſchuld um beinahe T2AMIN. 
Fr. Renten oder 2520Mil. fr. Stamm zugenommen. Bgl.Bresson, 
II. 316, 443. — Die Eroberung von Algier brachte der franzoͤſiſchen 
Staatscafle eine Cinnahme von 51 Miu. Fr. aus erbeuteten Schäßen 
und Waarenvorräthen zu Wege, aber bie Koften der Eroberung und 
Behauptung find weit größer. 
§. 78. | 

Der Aufwand fürdie auswärtigen Angelegenheiten 

(a) betrifft Hauptfächlich das Minifterium und die Gefandtfchaf: 
ten, fowohl außerordentliche, ald flehende. Letztere find heutiges 
Tages ein unentbehrliched Hülfsmittel der neueren Staatskunſt, 
jedoch nicht gerade in ihrer biöherigen Ausdehnung. Vertrags: 
mäßige Zahlungen an einen anderen Staat, welche biöweilen in 
den auswärtigen Verhandlungen ihre Beranlaffung gefunden ha: 
ben, find nur zuläffig, um eine fchon beftehende Verbindlichkeit 
zu erfüllen, oder einen großen Vortheil zu erfaufen, oder fich von 
einem ſchweren Uebel zu befreien. Der Aufenthalt der Ge: 
fandten und ihred Hülfperfonaled in fremden Hauptftädten 
macht eine reichliche Befoldung nothwendig (b). Doc laffen 
fih auch bier anfehnliche Erfparungen bewirken, 

I) indem man häufiger Gefandte eined niedrigeren Ranges 
anftelt, welche Feiner fo Eoftbaren Umgebung bedürfen, 
und fi von der Entbehrlichkeit eines großen Aufmandes 
der Gefandten überzeugt (c), 

2) daß man nur an foldhen Höfen Geſandte unterhält, mit 
benen man in vielfachen Berührungen fleht, auch mehrere 
Gefandtichaftöpoften an benachbarten Höfen einem ein- 
zigen Manne überträgt. - 


(a) In vielen Staaten find diefem Minifterium die Archive und die 
Angelegenheiten ver fürſtlichen Familie übertragen. Diefe ganze 
Abtheilung der Ausgaben beträgt in den meiften Staaten gegen 
I —11/, Proc. des Staatsaufwandes. 

(6) Say (Handb. V, 169) hält die Geſandtſchaften für eine altherges 
brachte Albernbeit. Diefe Meinung iR durch die Schilderung ber 
Bortheile, welche in Staats⸗ und Privatangelegenheiten aus ter 
Anwefenbeit fremder Geſandten entftehen, leidyt zu widerlegen. 
Würde man in jedem Falle eines eintretenden Bedürfniffes befondere 
Geſandtſchaften abordnen, fo würde dieß nicht weniger foftbar fein, 
mehr Zeit fordern und böchſt unbequem fein. 

(e) Man unterfceidet neuerlich 1) Großbotfgafter, 2) bevollmädhtigte 
Pinifter und Envoyes, au Internuntien, 3) ViniftersRefidenten, 
4) bloße Refidenten und Gefhäftsträger (charges d’affaires). Die 
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wichtigten Berhandlungen werben von Abgeſandten gepflogen, die 
fein Aufſehen machen. Der Prunt und Glanz tes ſog. diplomatifchen 
Corps iſt Berfchwendung. 

$. 79. 

Zu den Ausgaben für die Volkswirthſchaftspflege 

gehören vorzüglich: 

1) Prämien und Unterffübßungen, um neue nüßliche 
Unternehmungen im Gewerbewefen zu beförbern, ein Mittel, 
mit welchem man fehr vorfichtig fein muß, weil es in vielen 
Fällen überflüffig oder ſogar ſchaͤdlich if. 

2) Die Koften des Landgeſtuͤtes ($. 76.), welche bei guter 
Einrihtung diefer Anftalt fich felbft. finanziell belohnen (a). 

3) Der Straßen: und Bafferbau (II, $.269ff.), welcher 
zwar in vielen Staaten dem Gefchäftögebiet des Finanz⸗ 
minifteriumd zugetheilt wird, feiner Beflimmung nad 
aber hauptfächlich der Wolkswirthfchaftöpflege angehört, 
obgleich bei den Flüffen und Meeresküften ber Zweck der 
Sicherung gegen Ueberſchwemmung und Abreißen ded 
Landes hinzulommt (b). 

a) Unter den Landftraßen müffen diejenigen, welche die 
Hauptverbindung der Landestheile mit dem Mittel: 
puncte und die des Staatögebietes mit Nachbarftaaten 
bilden, aus der Staatdcaffe, die Bezirköftraßen Dagegen 
fönnen aus den Beiträgen einzelner Landestheile und 
zwar ber Provinzen ꝛc. ($. 99), oder der längs jeder 
einzelnen Straße liegenden Landftreifen beftritten wer- 
den (II, $. 271), und es gehört dieſer Aufwand unter 
diejenigen, welche zur Erhöhung bed allgemeinen Wohl⸗ 
ſtandes am meiften beitragen, weshalb man in mehreren 
Staaten ſich nicht gefcheut hat, zur fehnelleren Vollen: 
dung der Straßenverbindungen Anleihen aufzunehmen 
(e). Die dur die Straßenbaufrohnen bewirkte Er: 
fparung kann ald eine zu ungleich vertheilte und 
zu drüdende Laſt nicht gebilliget werben, $. 243. 
Durch Vermeidung eined zwedlofen Luxus, z. B. in 
ber Breite der Straßen, und burd die Wahl der wohl: 
feilſten Bauart, unbefchadet der Güte, läßt ſich ohne 
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Nachteil fparen; auch zeigt die Erfahrung, daß Die 
jährliche Unterhaltung weniger Eoftet, wenn die Straßen 
einmal in vollkommen guten Stand gefeßt worden find (d). 

b) Eifenbahnen und Canaͤle können von Privatgefell- 
fchaften angelegt werben, wenn fich Neigung, Geſchick⸗ 
lichkeit und Capitale dazu vorfinden (II, $. 273 a. 277), 
doch ift ed auch oft nothwendig oder nüßlicher, daß die 
Regierung wichtige Werke diefer Art felbft erbaut, wo: 
zu fie die erforderlichen Summen borgen muß (e). 

c) Zu den fchügenden Bauten an den Gewaͤſſern find 
Beiträge der gefährdeten Grundeigenthuͤmer zweck⸗ 
mäßig (f.) | 

4) Staatöbeiträge zur Ablöfung fchädlicher Reallaften von 
Ländereien (g). 


(a) A. in Baden für 1849/49 73,250f., für 150 Hengſte. Futter und 
Stroh für einen Hengft fommen jaͤhrlich auf 160f. Die Ergänzung 
geſchah bisher nicht durch eigene Zucht, fondern meiftens durch Ans 
fauf von Fohlen, deren 1843 60 gehalten wurden. Die 2. Kammer 
befhloß 1848 die Aufhebung der Anftalt. — Würtemberg, 89,900 fl. 
Am 1. Juli 1841 waren vorhanden 143 Hengfle, 101 Zuchtſtuten, 
174 Fohlen. Zu ber Anflalt gehören das Muttergeſtuͤt zu Marbach, 
der Sengfohlendof zu Güterflein und der Stutenfohlenhof zu 
Offenhaufen. — Batern : 111,000 fl. — Großh. Heſſen: 30,000f. — 
Belgien 1540: 230,000 Sr. — Preußen 1849: 195,240 Rthlr. — 
Frankreich 1844 21/, Mill. Fr., dagegen auch 352,000 Fr. Einnahme. 
Die Ausgabe für Straßen: und Wafferbau if ein beträchtlicher Theil 
des ganzen Staatsaufwandes. Sie macht } B.: 

13,* Proc. = 1,342,000 fl. Baden, 1848/49, ohne bie außer: 
ordentlichen Berwendungen. 1846/47 
war die Ausgabe mit den letzteren 
äulammen I, 4,000 fl. oder 17 Broc. 

er Straßenbau war 1848/49 mit 
689,000, der Baflerbau mit 511.000. 


angefeßt. 
613,000 fi. er. Heſſen, 1845 — 47. 
555,000 Rithlr. Sachen, 1843 — 45. 
„ = 88,600, 000 Fr. Frankreich 1844, ohne die großen 
Bifenbahnbauten. 
237,000 Rthlr. Kurhefien 1849. 
3,898,000 Rthlr. Preußen 1847, mit Einfchlug 
von I Mill. für Neubau. 
9,547,000 fl. Oeſterreich, R. 1847. 
1,688,000 fl. Baiern, 1837 — 43. 
. 954,600 fl. BWürtemberg, 1EI2—-45. 
‚, 4,617,000 Fr. Belgien, 1841. Der Staat unters 
hält hier nur etwa 2/, ber vorhandenen Landfiraßen. Inden Jahren 
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1886 und 1838 wurten 5 MIN. Fr. außerordentl. Zuſchuß zu dem 
Straßenbau bewilligt. 


Die Brämienanleihe der preuß. Seehandlung von 1832, im Betrage 
von 12,600,000Rthir., war hauptfaͤchlich zum Straßenbau beflimmt. 
— Im Großh. Heffen wurde durch Gef. v. 14. Jun. 1836 eine be: 
fondere Straßenbaufhuld aufgenommen, für welche ein Steuerbeis 
flag erhoben wurde. Nach Bel. v. 19. Det. 1845 wurde diefe Schuld 
im Betrage von 2,249,000 fl. in die allgemeine Staatsſchuld auf: 
genommen, der Steuerzufchlag der Schuldencafle zugemwiefen. 


Ueber tie Koften der Anlegung und Unterhaltung f. II, $. 270 (a). 
In Belgien koſtet 1 Meter — jaͤhrl. 60 Cent., gewoͤhn⸗ 
liche Kunſtſtraße 49 Cent., alſo die Wegſtunde 1200 und I016fl., 
Heuschling, Statist. S. 255. — Straßen ohne gute Unterlage 
von größeren Steinen find wohlfeiler anzulegen, aber toflbar zu uns 
terhalten. Durch Anftellung einer binreichenden Zahl von Straßen⸗ 
wärtern, die jede Eleine Belhävi ung ſogleich ausbefiern, wird an 
dem Aufwande merklich erfpart. Sn aden find 603 Straßenwärter, 
deren jeder im D. 1233 Ruthen — 1,222 Wegſtunden verſieht und 
außer einigen Nebeneinkünften 157 fl. Lohn erhält. 


Es läßt ch zwar annehmen, daß eine wahrhaft nüßliche Unterneh: 
mung biefer Art auch für die Unternehmer mit der Zeit eintraͤglich 
werden müfle, denn ihr Ruben befteht darin, daß fle die Frachtkoſten 
um mehr erniedrigt, als die Baus und Unterhaltungskoſten aus: 
machen, wodurch Bonfumtion und Brotuction vermehrt werben. 
Conſumenten (ſoweit die Preife der Waaren finfen) und Producen⸗ 
ten theilen 2 in diefen Vortheil und büßen ihn nicht gänzlich ein, 
wenn fie auch die Koflen des Canals und ber Gifenbahn den Er: 
baugn vergüten müffen. Indeß gibt es Källe, wo der Waarenzug 
nod nicht ſogleich eine folche Lebhaftigfeit erlangen kann, um bie 
Zinfen und Reparaturen leicht zu vergüten, und wo man es rathfam 
findet, zur fräftigeren Ermunterung der Vrobuction diefe Ausgaben 
fürs Erſte nicht im Weggelde fih ganz erfegen zu laflen, wo alſo bie 
Rechnung auf einen langen Zeitraum hinaus gemadht werden muß. 
Dieß kann nur von ber Regierung gefchehen, die auch ſolche Unters 
nehmungen auf bie gemeinnüßigfte Weile auszuführen im Stande 
if. Gleichwohl wäre es irrig, jede ſolche Kunftfirage ohne Weiteres 
für vortheilhaft zu halten, denn es kommt dabei fehr auf die Gegend 
und Richtung an. - Bl. Say, Handb. V, 177. — Die große Gas 
nalunternehmung der franzöflichen Regierung wurde mit auffal: 
Iender Hebereilung begonnen. Man beſchloß in den Jahren 1818—35 
verſchiedene Anleihen, um einige Kanäle zu beendigen und auch einige 
Brüdens und Hafenbauten vorzunehmen. Die ganze aufgenommene 
Summe war 142,%30,000 $r., aber die Anfchläge waren fo unge: 
nau verfertiget, daß der wirfliche Aufwand weit über fie hinausgieng. 
Der Canal von Rivernais wurde auf 8 Mill. Fr. angefchlagen, 
foftet aber 19—20 Mill. Im 3. 1830 wurden 7 Mil. Sr. für bie 
Zahlungen an die Banalgläubiger und 5,100,000 Fr. für Fort⸗ 
Iedung der Arbeiten nötbig. Revue Enc. 1828, Aug. ©. 444. Moni- 
teur, 1829. 9. April, 1830. 7. Nov. Im 3. 1834 hatten bie 1B größe 
ren, in den 3. 1821 u. 22 befchloflenen Arbeiten fchon 241 Mil. 
gefofet. — Die Actien tragen 9 Proc. Binfen, außerdem eine Praͤmie 
ei der Tilgung oder (beim Ganal von Bourgogne und von Wrles) 
eine Binserhöhung von !/, Proc. von 1883 an, und fie geben auch 





nach der gänzlidhen Einlöfung noch das Net auf einen Untheil 
am Reinertrage. Die jährliche Ausgabe des Staates in Yolge die 
fer Anleihen war 1946 R. für Zinten u. Prämie 6,559,000, für 
Tilgung 3,230,000, für Nebentoften 349,800, zufammen 10,338,000 
Br. — In den nordamericanifchen Freiſtaaten haben bie einzelnen 
Staaten bedeutende Unternehmungen im Straßen: ınıd Banalban mit 
Hülfe von Anleihen gemacht, |. $.277 (d). Ueb. Staatseifb. ſ. F. 2106. 
Sn Baden haben die am Rhein liegenden Gemeinden 4 Er., die an 
den anderen Flüffen liegenden 2 kr. von 100fl. tes Brundfleuercapis 
tal& aller Ländereien zu entrichten. Dieß trägt gegen 93,000. ein. 
Kein Staat hat hierauf mehr verwendet als Baden, hauptfädlich 
zum Behufe der Zehntablöfung, welche die Staatsſchuld flarf ver: 
größert hat. 


$. 80. \ 

Die Ausgaben für die Zwecke der Volköbildung beziehen 
ſich vornehmlich auf folgende Gegenftände: 
I)Unterrihtöanftalten (a). 

a) Ald allgemeine Grundlage alles Unterrichtd dienen die 
Bolks:(Elementar:) Schulen. Die Güte des Volks; 
ſchulweſens hat auf den geifligen und fittlichen Zufland 
und fomit auf die gefammte Wohlfahrt ded Volkes einen 
jo mächtigen Einfluß, daß die Regierung auf das brin- 
gendfte verpflichtet ift, für die Anftelung einer hinrei- 
chenden Anzahl fähiger Lehrer, für Anftalt&h zur Bil: 
dung folcher Lehrer ( Schullehrerfeminarien), für bie 
Herftellung der erforderlichen Schulgebäude und für eine 
folhe Befoldung der Lehrer zu forgen, welche ihnen 
Austommen und Achtung verfchafft (d). Weil jedoch 
zunächft die örtlichen Hülfsmittel in Anfprucdy genommen 
werden, namentlich der Ertrag ded dafür beflimmten 
Stiftungsvermögend und die Zufchüffe der Gemeinde: 
caffe, fo hat der Staat nur da etwas beizufchießen, wo 
jene Quellen nicht genügen, und fo wirb es möglich, mit 

‚einer fehr mäßigen Summe viel auszurichten. 

b) Befondere Lehranftalten find für mankherlei Richtun- 
gen der menfchlichen Thätigkeit nöthig; ed giebt wiſſen⸗ 
fhaftlihe (Gymnaſien, Lyceen, Univerfitäten), ferner 
Gewerbe: (Landwirthichaftd:, Forſtwirthſchafts⸗, Berg: 
bau:, Gewerks⸗, Bau:, Handeld:, Schiffahrtd:) Schu: 
len, Kunft:, Kriegöfchulen u. dgl. In kleinen Staaten 


— 
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vermag man nicht für alle diefe Zweige zu forgen, doch 
find Gymnafien nirgends entbehrlich und die Wiffen- 
ſchaft ift überhaupt dem Staate fo nothwendig, daß man 
ihre Pflege und Verbreitung fich nicht genug angelegen 
fein laffen kann (c). Höhere Bürger: (Real:) Schu: 
len zu errichten, wird den Stadtgemeinden überlaffen, 
allenfalls mit einem Staatözufchuffe. 

2) Beförderung der wiffenfchaftlichen und Kunftbildung durch 
Bibliothefen, Kunftfammlungen, gelehrte Geſellſchaften 
(Akademieen) (d) u. dgl. | 

3) Die Kirche. Ohne eine Anflalt des Staates zu fein, ohne 
in ihrem Inneren eine Unterordnung unter denfelben er; 
tragen zu koͤnnen, fteht diefelbe doch in Anfehung ihrer 
Beflimmung in einer fo nahen Beziehung zu den Staats: 
zweden, daß fie von der Regierung nicht blos Schuß, fon- 
dern auch äußeren Beiftand fordern darf. Wo die kirch⸗ 
lihen Geſellſchaften ohne eigenes oder body ohne zureichen: 
des Bermögen find, da wird eine dem Bebürfniß des 
Gotteödienfted und der Seelforge entiprechende Beiſteuer 


aus der Staatdcaffe nothwendig (e). 
(«) Ganzer Betrag biefes Hufoandee 
5,° 201,000 Rthlr. Kurhefien, 1849. 

438, 00 fl. Baden, 1848. 


35, — 1,070,000 R. Baiern, 183748, 
3, „ = 365,000 fl. Würtemberg, 1842-45 ; unter den 


Ausgaben für die Kirche find aber auch 
en en enthalten. 
„== 172,000 fl. ®r. Heſſen, 1 
2, „ — 1,500,000 Rthlr. ungefähr 5 1847. 


Le „ I, ‚703, 000 Fr. Belgien, 1841, ohne die Provincials 
ausgaben für gleichen Zwed. 
1,*5 „ == 17,930,000 $r. Frankreich, 1847, ohne die Ge⸗ 


werbefchulen für Landbau, Bergbau 
und ®ewerfe. 


1,* — 1,325,000 fl. Oeſterreich, 1849. 
Diefe große — 8 ruͤhrt zum Theil von den anderen 
Sulfequs en ber, aus denen bie Schulanſtalten Zufüffe erhalten, 


wie z. B * die meiſten Univerfitäten eigenes rentetragendes Ver⸗ 

moͤgen en. 

(b) Sn ben legten beiden Jahrzehnten ift in vielen eutopäifchen Staaten 
für dieſen lange vernachlaͤſſigten Gegenſtand ſehr viel gefchehen. 
Dieß aeigt fih hauptiächlid in folgenden Stüden: 

1) Zahl der Schüler und der Lehrer und Vollſtändigkeit des Schul: 
befuches. Huf 1000 Menfchen kommen gegen 153 Kinder von 6 


Mi. 


bis 14 Jahren. Diefe Zahl iſt alfo bie größte mögliche Menge 
von Schulkindern innerhalb jenes Alters, oder ungefähr 1/,. 
Nach Ch. Dupin (Forces productives de Ia France, 1837, 
II, 251) hatte Norbfranfreih auf 1000 Ginwohner nur 57, 
Suͤdfrankreich 21 Schulkinder und 14,000 Gemeinden von 
38,000 hatten noch Feine Schule. Seitdem if diefem Nebel: 
flande fo eifrig abgeholfen worden, daß 1840 nur nod 4196 
Gemeinden ohne Schulen waren und 1842 die Zahl der Schul: 
finder 3,240,000 oder 1 auf 10,9 Ew. geweſen fein foll. Im 
J. 1848 waren in 12. Dep. noch weniger als 3000 Schulkinder 
auf 100,000 Ginw., min. 2127 (Dep. Allier.) Journ. des Econ. 
XXI, 184. Sn den deutfchen Staaten, in den Niederlanden, 
einem Theil der Schweiz ıc. erreicht die Zahl der Schulbe: 
fuchenden das maximum, 3. B. im Großherzogthum Heſſen 
waren es 1837 156 p. m., eo kam auf 85 Kinder oder auf 948 
Menſchen eine Echule (Linde, Ueberf. bes gel. Unterrichtsw. 
im Gr. Heflen, 1839). — In Preußen wurden 1838 die öffents 
lichen unteren und mittleren Lehranftalten von 2,288,700 Schü: 
lern befudht (Weber, Handb. ©. 145), was 160 p. m. oder 1 
auf 6,5@. giebt, jedoch find Hierunter auch Zöglinge über jenem 
Schulalter, und man zählte 540,000 Kinder ('/, aller), bie in 
feine öffentliche Säule niengen; 1846 war unter 6,1% Ew. I 
Schulkind, Dieterici, Mittheil. 1848, ©. 51. — In Belgien 
waren zu Ende 1840 noch 183 von 2417 Landgemeinden ohne 
Säulen. Man zählte 2109 Gemeinde⸗, 2284 Privat: umd 796 
emiſchte Schulen, d. * ſolche, die vom Staate eine Unter⸗ 
A ung erhalten, auf. 5169, mit 453,380 Schulfindern, alfo 
113 p. mille ober '/, der @inw., max. Namur mit !/,, mie. Oſt⸗ 
flandern mit ?/,0; f. Etat de l’instructr. primaire en Belgique, 
1830—40, ©. 63 ff. (Amtl. Bericht des Niniſters des Innern 
v. 28. Jan. 1842.) — Die deutfgen Provinzen von Defterreich 
hatten 1843 1 Schulkind auf 6,13 Ginw. 


2) Befoldung der Lehrer. Diefelbe war funk öfters fo kärglich, daß 


der Lehrer zu unwürdigem Nebenerwerbe gezwungen war. Wan 
bat jegt in vielen Ländern ein minimum des Ginkommens, je 
nad der Groͤße der Schule, feſtgeſetzt, fo daß der Lehrer wenig: 
ſtens den nöthigften Unterhalt findet, und dieß minimum iſt in 
mehreren ©taaten ſchon twieber hinaufgerüdt worden. Rad 
dem bat. Geſ. v. 29. Aug. 1837 ſteht fi) der Hauptlehrer mit 
Einfluß der Wohnung au an Fleinen Orten wenigſtens auf 
180 R., in den größeren Stäbten auf 450 fl., wozu das Schul⸗ 
eld kommt. Nach dem Gef. v. 6. März 1845 ifl der geringfte 
trag 215 fl. ohne Schulgeld, und dies macht für jedes Kind 
mindeftens 48 fr. jährlih. — Das geringfte Cinkommen iR in 
Kurhefien 1847 auf 125 Rthlr., in Preußen 1845 auf 100 Rthlr. 
beftimmt worden, in NRaflau und Baiern auf200 ff. — In Frants 
reich follte (Geſ. 28. Sun. 1838) der Elementarlehrer nicht unter 
200, der Dberlehrer nicht unter 400 Fr. erhalten, nebft einem 
Schulgelde (rötribution mensuelle), weldes vom Gemeinde⸗ 
vath für jedes Kind, deſſen Meltern nicht zu dürftig waren, feſt⸗ 
giebt wurde, Es betrug in den einzelnen Dep. von 2/, bie 12, 


Sn. monatlich. 1845 gab es 15,000 Schullehrer von weniger ale 


Fr. 1848 wurde die Unentgeldlichkeit des Schulunterrichte 
ausgeſprochen und eine Summe von 45 Mill. Fr. gefordert, 


(c) 


um bie Lehrer zu befolden, fo daß jeder mindeftens 600 Fr. ein: 
zunehmen hat. — In Belgien empfingen die Schnllchrer 1840 
i. D. 589 Fr. aber auf dem Lande war das Einkommen in der 
Regel nur 350400 Fr. — In Hannover lebten 1834 noch 306 
Lehrer das ganze Jahr oder einen Theil deffelben von dem 
Reihetiſch bei den Ortsbewohnern. — In Großbritanien ge- 
ſchah bisher für das Bolfsfchulmeien, fowie für viele andere 
wichtige Bebürfniffe gar nichte vom Staate. Nenerlic find 
40,000 2. St. —328 fuͤr jenen Zweck ausgeſetzt. 
Ad. Smith’s tadelnde Bemerkungen über die Univerſitaͤten be⸗ 
ziehen ſich auf die mangelhaften Einrichtungen in England. Say 
verwirft die Nechtsfchulen, weil man in ihnen Rechtöverbrehungen 
lerne, und die mebicinifchen, weil die Menfchen doch die Quad: 
halber vorziehen! Handb. V, 237. 238. — In Deutfchland find die 
Meinungen über den Einfluß ber Hochichulen auf die allgemeine 
Bildung nicht getheilt. Univerfitäten mit vollfländiger und guter 
Beſetzung aller Fächer und reichlich ausgeflattet mit den möcht en 
Hülfsmitteln, als Büchern, Sammlungen, Inftrumenten, Kranken⸗ 
Käufern ac. find übrigens koſtbar; eine ſolche Anflalt erfordert 
mindeflens 100,000 fl. — Die begiſh Regierung verwendete 
18340. 41 606, 000 Fr. auf die beiden königlichen Univerſitaͤten Gent 
und Lüttih, worunter 24,000 Fr. Stipendien (bourses) auf den 
Univerfitäten und 15,000 Fr. Reifeftipendien. Die Kranfenhäufer 
werden von den Gtadtgemeinden erhalten; f. Etat de l’enseigae- 
ment superieur en Belgique, pendant lannee 1841. Rapport du 
min. de l’interieur, 30. April 1842. — Ginfünfte der preuß. Unis 
verfitäten nach Dieterici (Geſchichtl. und ſtatiſt. Machrichten ber 
bie Univerf. im pr. St. Berl. 1836): 
99,800 Rthlr. Berlin, . _. wovon 97,200 
‚60 „ om, © „87,100 


070 Sallı 438 aus der Staatscaſſe. 
60,000 „ Königeberg, „ 57,500 

37,700 ” Breifswalbe, ” 0 

Frankreich thut für den mittleren und höheren Unterricht wenig. 
Der A. für 1844 führt auf 186,666 Fr. für 6 theologifche Fa⸗ 
cultäten, 817,700 Fr. für 8 Rechtsſchulen, 686,700 für 3 medis 
einifche Schulen, 189,800 für 1 Apothekerſchule, zuf. 1,880,860, 
während 3,801,000 Fr. ale Gebühren der Schüler (r&tributions) 
u. a. Ginnahmen aufgeführt find, alfo nur 280,000 Er. Zuſchuß! 
Die 10 Facultäten des soiences und die 10 des letires fohen 
816,686 Fr. und tragen 285,000 $r. ein, das conservatoire des 
arts et metiers foflet 150,000 Fr., die beiden Gewerksſchulen 
(mit vielen Etipendien) 675,000 Fr., tas Coll&ge de France 
62,000 Fr., 2 Bergſchulen 120,000 Fr. 
Die Univerfitäten haben weit mehr geleiftet als manche, wie ein 
Theil des Hofprunfes behandelte Afademieen, indes koͤnnen biefe, 
befonders für Fächer, in denen zeitraubendes, ungeflörtes Korfchen 
nothwendig it, fehr erfprießlich werden. Bol. Say, Hanbb. V, 25%. 
Die 5 parifer Akademien Eoften (1844) 566,000 Fr., das Mufeum 
der Raturgeihichte 150,000, die Sternwarten 121,760, die 3 pari⸗ 
fer Bibliothefen 556,823 Fr., Unterftügungen von Gelehrten und 
Druckſchriften 574,000 Fr. ıc. 


(e) Cs macht einen großen Unterfchied, ob in einem Lande das Kir⸗ 


chenvermoͤgen ſich nod erhalten hat, oder der Unterhalt der — 
lichen ganz vom Staate beſtritten werden muß. In Oefſterreich 
ziehen —* die Kirche als die Lehranſtalten — Ren: 
ten aus den ſeg politiſchen F Fonds. 

Die Kirche koſtet in Frankreich (1847) gegen 88 Mill. oder 3 
Broc., in Breußen foviel wie der Unterridt, in Baiern (1837 — 
43) 11, Min. fl. oder 4,3 Proc. in Würtemberg (1842 — 45) 
875,800 fl. = 8,3 Broc., in Baden (1848) neben anfehnlidhem 


——a 128 ‚000 fl. oder 1,2% Broc., in Rurbefien (1848) 


Athir. —= 1,°Proc., im Er. Heffen 2,2 Broc. oder 128,0008. 
$. 81. 


Außgaben für dad Finanzweſen. Die Erhebung, Ver: 


wendung und Berechnung der Staatdeinkünfte verurfacht Koften, 
bie theild nur einzelne Zweige von Einnahmen betreffen und in 
den Finanzplanen mehrerer Staaten fogleich von dem Betrage 
berfelben in Abzug gebracht werben, theild fich auf die gefammte 
Finanzverwaltung beziehen. Unter letzteren nehmen auch die 
Ausgaben für die Staatöfchuld ihre Stelle ein. Die Regeln 
für die vortheilhaftefte Einrichtung diefer ganzen Claſſe von 
Ausgaben find in der Finanzwiſſenſchaft zerftreut. 


Zweites Buch. 
Staatseinkünfte. 


@inleitung. 
Bon den verfchiedenen Quellen der Einkünfte. 


$. 82. 

Es find ſehr manchfaltige Quellen der Staatseinkuͤnfte 
denkbar und in den einzelnen Staaten auch wirklich in Be⸗ 
nutzung gekommen. DieFinanzwiſſenſchaft, wie die ganze Staats⸗ 
klugheitslehre, ſoll ſich nicht bloß mit dem Staate in der Idee, 
ſondern auch mit den beſtehenden Staaten beſchaͤftigen und den 
Weg vorzeichnen, auf welchem ſich das Finanzweſen derſelben 
vervollkommnen laͤßt. Da man dieſes nicht auf einmal um⸗ 
geſtalten und von eingewurzelten Einrichtungen ſich nicht 
ploͤtzlich losreißen kann, ſo hat die Wiſſenſchaft die Aufgabe, 
die in den chriſtlich⸗civiliſirten Staaten uͤblichen Arten von Ein⸗ 
nahmen zum Gegenſtande der Pruͤfung zu machen, ferner neben der 
Aufftelung allgemeiner Grundſaͤtze auch die beſonderen Umſtaͤnde 
bemerftich zu machen, welche hier oder dort die Befolgung jener 
Grundfäße erfchweren können. Selbſt bei folhen Einnahmen, 
deren Abfchaffung fich im Allgemeinen ald wünfchenswerth zeigt, 
iſt es noͤthig, zu unterfuchen, wie fie einflweilen auf die am 
wenigften nachtheilige Weife einzurichten feien. 

$. 83. 
Die allgemeinen Erforderniffe, nach denen die Zweckmaͤßig⸗ 


keit jeder Art von Staatdeinkünften zu beurtheilen if, find: 
Rau, yol. Dekon. Ste Ausg. IH. 7 





I) in Bezug auf das Staatdwohl im Ganzen: 

a) Keine Einnahme darf wohlerworbene Rechte, oder auch 
dad in den ewigen Vernunftgefeßen begründete Gebot 
der Gerechtigkeit verletzen. 

b) Jede Einnahme fol die volkswirthſchaftlichen Zwecke, 
nämlich reichliche Gütererzeugung, gute Vertheilung 
der Erzeugniffe, lebhaften Verkehr und zmedmäßige 
Güterverzehrung zur Befriedigung der Bebürfniffe des 
Volkes, fo wenig, ald e8 mit der Aufbringung des Staats: 
bedarfeß vereinbar ift, beeinträchtigen, $. 13. Unter 
übrigens gleichen Umfländen ift diejenige Einnahme die 
befte, welche in jenen Hinfichten am: menigften fchabet. 
Insbefondere gehört es zu den Vorzuͤgen einer Art von 
Einkünften, wenn der aus ihr entfpringende Verluſt 
für die Bürger fo wenig ald möglich den Betrag über: 
fleigt, welchen die Regierung zur Verfügung erhält (a). 

c) Eine Staatdeinnahme fol, abgefehen von ihren wirths 
ſchaftlichen Folgen, auch in anderen Beziehungen, 3. 3. 
der Sittlichkeit, der Sicherheit u. dgl., feine nachtheiligen 
Wirkungen äußern. 

2) In Bezug auf den Staatöhaushalt, für fich betrachtet, ift 
diejenige Einnahme die beffere, welche leicht, ficher und 
volftändig zu erlangen und daher für die Aufrechthaltung 
der Ordnung günftig befchaffen ift. 


(a) D. 5. wenn bie Bürger nichts weiter als das verlieren, was in 
die Staatscaſſe fließt, alfo 3. B. nicht etwa durch eine Vertheue⸗ 
rung einer Waare zu Bunften von Privatperfonen Schaden leiden, 
und wenn zugleich der reine oder Mettoertrag im Verhältnis 
zum rohen (Bruttos) Ertrage groß if. Es macht indeß hiebei 
einen Unterſchied, ob die in die Staatscaffe fließenden Gütermaflen 
urfprüngliches oder abgeleitetes Cinkommen find (I, $. 251), weil 
im erſten Falle die Koften eine productive, im lebten aber eine 
unprobuctive Berzehrung bilden. “ 


§. 54. 

Die Staatseinkuͤnfte koͤnnen nach der wirtbfchaftlichen Wefen: 
heit ihrer Quellen in zwei Hauptclaffen getheilt werden (a): 
1) Die Regierung erwirbt fortdauernd Güter, indem fie 

fidy diefelben auf den nämlihen Wegen, wie Einzelne, 


= 
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durch irgend eine Art von Aufopferung oder Leiflung vers 
ſchafft, ohne Daß man gezwungen wäre, von dieſer eiftung, 
die ſich die Regierung bezahlen läßt, Gebrauch zu machen. 
Die Mittel zu einem folchen Erwerbe find überhaupt Ar: 
beit und Bermögensftämme; beide werden von ber 
Regierung entweder vereinzelt benugt, oder in Gewerbe: 
unternehmungen verbunden. In jedem Falle ift die Re: 
gierung bei dieſen Einnahmen von dem Erfolge der be: 
triebenen Unternehmung, von dem Abſatze der erzeugten 
Güter, dem häufigen Gebrauche ber errichteten Anftalten 
u. dgl. gerade fo abhängig, wie die einzelnen Bürger es 
find, und fie muß, wie diefe, die Vergrößerung der Ein- 
nahmen oder die Verminderung der Koften auf dem 
Wege von Berbeflerungen des Betriebes zu bewirken fuchen. 
Die für die Regierung betriebenen Ermwerbögefchäfte find 
Beftandtheile der Volkswirthſchaft. 

11) Die Regierung erhebt kraft ded Gefeged Theile ded Pri- 
vatvermögens ihrer Bürger, ohne daß denfelben in den 
Fallen, in denen eine gemwiffe gefeßliche Verbindlichkeit ein: 
tritt, eine Wahl frei gelaffen würde. Hier nimmt alfo der 
Zwang bie Stelle des Erwerbes ein. Da der Staat die 
Privatwirthſchaft nicht zerftören fol, fo darf er von jedem 
Bürger nur eine folche Gütermenge fordern, die diefer ent: 
behren kann, dagegen aber die Forderung wiederholen, fo 
wie die Bürger von Neuem in den Stand fommen, etwas 
abgeben zu können. Nimmt man baher die in ihrem Be: 
trage geringfügigen und in ihrer Behandlung fehr ein: 
fachen und deghalb für die Wiffenfchaft unerheblichen Fälle 
aus, in denen, dem bürgerlichen Nechtögefeg zufolge, der 
Staat den Nachlaß eines ohne Erben verftorbenen Buͤr⸗ 
gers oder ein einzelnes herrenlofed Gut im Staatögebiete 
fih aneignet (b), fo befteht der regelmäßige Weg, wie bie 
Regierung erzwungene Beiträge fordert, darin, daß fie den 
Bürgern die Verbindlichkeit zu gewiſſen Entrichtungen aus 
ihrem Vermögen auferlegt. Diefelben können Auflagen 
genannt werden (c). 

7* 
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(a) Rau, Ueber die Kameralwifi. ©. 77. 


(d 


(c) Auch die Gemeinde, eine Bun 


) Die Einziehung folder herrenloſer Güter ift zweckmäßig, aber von 
finanzieller Seite fo leicht, daß die Wiffenichaft ſich mit dieſer 
übrigens auch wenig ergiebigen Art der Binnahmen nicht weiter 
u befhäftigen bat. Yür Frankreich waren 1844 346,500 Fr. 
Folder Einnahmen in Anſchlag gebracht. 

* u. dgl. kann ſolche Auflagen ein: 
fordern, alfo müßten die von der Regierung angeordneten eigents 
lid Staatsauflagen genannt werden. Die Semeindeauflagen 
tragen gewöhnlid den Namen Umlagen. 


$. 85. 
Zul. Die Erwerböeinkünfte der Regierung, die ältefte 


Quelle von Staatdeinnahmen, laffen wieder in Anfehung des 
Verhältniffes, welches zwifchen der Regierung und den ein: 
zelnen Sewerbtreibenden obwaltet, eine weitere Abtheilung zu. 


Es 
1) 


find naͤmlich folgende zwei Faͤlle möglich: 

Die Regierung ftelt fi den Bürgern in der Benugung 
eines Erwerbözmeiges völlig gleich, legt ihnen Feine Hin: 
berniffe in den Weg und ſucht in freiem Mitwerben mit 
ihnen ein Einfommen. Diefes fällt ihr Demnach ohne allen 
Einfluß der Staatögewalt zu und fegt Feine andere Be⸗ 
Dingung voraus, ald den Befig der Erwerbömittel (8.84), 
und zwar, weil aud der bloßen Beranftaltung von Arbeiten 
durch gedungene Arbeiter nicht wohl Gewinn- entfliehen 
Fönnte (a), den Befig eines werbenden Bermögendflammes. 
Diefe Claſſe von Einkünften rührt folglih aus reinem 
Privaterwerbe, oder aus der Benußung ded Staats⸗ 
vermögend ber. Sie kann aus Grundrente, Zinsrente 


. und Gewerböverbienft befteben. 


2) 


Dad Mitwerben der Bürger wird in einzelnen Zweigen 
der Gewerböthätigkeit ganz unterfagt oder wenigftend ers 
ſchwert und befchräntt, weßhalb der Erwerb der Regierung 
nicht bloße Frucht eines werbenden Vermoͤgens, ſon⸗ 
dern zugleich eines Vorrechtes der Staatögewalt if. 
Jede folhe Art von Erwerbseinkuͤnften wird durch eine ge: 
fegliche Anordnung bedingt, wodurch der höchften Gewalt 
vorzugöweife die Befugniß zur DBetreibung von Unter: 
nehmungen beigelegt wird, die fonft ihrer Natur nach in 
den Händen von Privatperfonen ſich befinden könnten. 
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Vorrechte dieſer Art heißen Finanzregalien, Rega: 

lien im engſten Verſtande. Es iſt ſogleich einleuchtend, 

daß dieſe Einnahmsquelle, wenn ſie willkuͤhrlich ausgedehnt 

wuͤrde, der Betriebſamkeit der Buͤrger tiefe Wunden 
ſchlagen koͤnnte. 

(a) Nur wenn der Staat Sklaven oder Straͤflinge vermiethete, käme 

eine Cinnahme aus bloßer Arbeit vor. 


g. 86. 


Zu I. Auch die Auflagen zerfallen in zwei Gattungen 
je nach der Weife, wie die Verpflichtung, eine gewiffe Summe 
an die Regierung abzugeben, ber Gerechtigfeit gemäß beſtimmt 
werden kann, abgefehen von anderen rein-willlührlichen und 
zufälligen, alfo auch unzweifelhaft ungerechten Arten von 
Abgabenforberungen. 

I) Auflagen, die bei einer befonderen Berührung der Bürger 
mit der Regierung gefordert werden und daher ald Wer: 
gütung für eine einzelne, mit Koften verbundene Maaß⸗ 
regel der vollziehenden Gewalt erfcheinen, find Gebühren. 
Sie werden erhoben,» wenn der Bürger von gewiffen 
Staatdanflalten Gebrauh macht, wenn ihm eine Bes 
günftigung zu Theil wird, oder wenn fonft eine Staatöbes - 
börde ſich mit feinen Angelegenheiten befchäftigen muß, 
wohin auch der Fall gehört, wo er fich eine Geſetzwidrig⸗ 
feitzu Schulden fommen läßt. Bei den Gebühren wird zwar 
wie bei den Regalien dem Bezahlenden etwas Einzelnes 
vom Staate geleiftet, allein es findet doch wieder ein 
wefentlicher Unterfchied Statt, denn die Gebühr ift nur 
die Begleiterin einer Regierungshandlung, welche nicht 
weniger nothwendig wäre, wenn auch Feine befondere Ver: 
gütung für fie gefordert würde, fo daß offenbar jene 
nicht der Bezahlung willen vorgenommen wird (a). 

2) Solche Auflagen dagegen, die ohne eine einzelne Veran: 
laffung der erwähnten Art, alfo ohne eine befondere Grgen: 
leiſtung der Regierung aus allgemeiner Bürgerpflicht und 
nach einem allgemeinen Maaßftabe von den Bürgern 
gefordert werden, find Steuern. 





(a) Man bezeichnete die hieher gehörigen Auflagen früher öfters mil 
dem Namen zufällige Abgaben. Neuerlih bat man fle meiftens 
mit den Steuern zufammengeworfen und bdiefen Austrud in dem 
weiteren Sinne gebraucht, der Hier mit tem Worte Auflagen 
ausgedrückt worden if. 


g. 87. 


Die Staatdeinkünfte können noch nach einigen anderen 
Geſichtspuncten abgetheilt werden. 

1) Nach der Art der Sachgüter, welche in den Befitz der 
Regierung gelangen, unterfcheidet man Geld: und Naturals 
Ginfünftela). Bei dem Betriebe von Gewerben und bei 
manchen anderen Beranlaffungen erhält die Regierung Vorräthe 
von Natur: und Kunfterzeugniffen, die entweder zur Erzielung 
einer Geldeinnahme verfauft, oder unmittelbar verwendet wer: 
den. Wenn man unter Naturaleinfünften im engeren Sinne 
folche verfteht, Die nicht in Geld umgeſetzt, fondern geradezu für 
öffentliche Zwecke gebraucht werben, fo find dahin vorzüglich 
Rohſtoffe, wie Getreide, Holz ıc. zu rechnen, die gleichförmig bes 
Schaffen find und regelmäßig für gewiſſe Bedürfniffe angewendet 
werden. In früheren Zeiten war es bei dem geringen Geldvers 
fehre, dem fehwierigen Abſatze der Erzeugniffe und dem ſchwachen 
Handel angemeffen, die aus dem Erwerbe der Regierung ers 
baltenen Bodenerzeugniffe vorräthig zu behalten, um fie zum 
Unterhalte des Hof: und Staatödienerperfonald anzuwenden; 
auch verband man damit die Abficht, für Falle von Mißwachs 
und Theuerung eine Aushülfe in Bereitfchaft zu halten, die den 
bedrängten Unterthanen wohlthätig werden könnte (II,$. 137). 
Allein wegen der Koftbarkeit einer folchen Aufbewahrung, der 
Sefahr von Verluften und der größeren Lebhaftigkeit des Wer: 
kehres fommt man von jenem Verfahren allmälig zurüd und 
zieht die viel einfacheren Geldeinkünfte vor, außer in fo weit 
man zu Befoldungen ($. 58) und zur Brotlieferung für Die 
Soldaten ($. 76) Getreide nöthig hat. 

2) Nach ihrer Weranlaffung und Entftehungsweife kann 
man unterfcheiden:: 


a) felbftändige Einkünfte, die den Zweck einer gewiffen 


Beranftaltung bilden, und deren Koften nur ald Mittel 
für diefen Zweck dienen; 

b)gelegentliche, accefforifche, die fih nur an eine 
Art von Staatdausgaben anfchließen und einen Theil ber: 
felben vergüten. Sie ergeben fich bei vielen Zweigen ber 
Ausgaben und flehen mit ihnen in genauer Verbindung 
(b). Die nachfolgende Abhandlung der Staatdeinfünfte 
bezieht fih nur auf die felbfländigen. 


(a) Diefe Benennung rührt von der im römifchen Rechte vorkommens 
den Unterfcheidung der fructus naturales und civiles her. 

(6) 3. B. bei der Staatsvertheidigung: Verkauf alter Pferde, von abs 
genügten Waffen, Leberwerf, — bei der Redjtöpflege: Ertrag aus 
der Arbeit der Züchtlinge, — bei dem Landgeflüt: Verkauf Alterer 


Hengſte ıc. 
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I. Abſchnitt. 
Privaterwerb der Negierung. 


§. 88. 

Das der Regierung zur Verfuͤgung ſtehende Vermoͤgen 
dient entweder unmittelbar zu verſchiedenen oͤffentlichen Zwecken 
und gehört alfo zu dem Gebrauchsvorrathe (I, $.51), 
oder es ift werbend. Zu der erfigenannten Abtheilung find theils 
unbewegliche Güter zu zählen, wie die Gebäude, welche zur 
Benugung ded Fürften ($.49) und zum Staatsdienfte (8.67) 
beftimmt find, die Feflungen, Brüden, Häfen, Straßen, bota⸗ 
nifchen Särten zc., theild bewegliche Dinge, wie Kriegsfchiffe, 
Geſchuͤtze, Waffen und anderer Kriegsbedarf, Geräthe manch: 
facher Art, Vorraͤthe von Büchern, Natur: und Kunſtmerkwuͤr⸗ 
digkeiten ꝛc. Diefe Vermögenötheile, welche, flatt Einnahmen 
zu gewähren, fogar noch Ausgaben verurfachen, find den einzel- 
nen Behörden der Staatöverwaltung anvertraut. Sie müffen 
volftändig verzeichnet, es muß auch jährlich der Abgang bishe⸗ 
riger und der Zugang neuer Beftandtheile angemerft und auf 
diefe Weife ſowohl die Weberficht des ganzen Vermoͤgensſtan⸗ 
des erhalten, ald jeder Veruntreuung vorgebeugt werden (a). 

Dad werbende Vermögen, deſſen zweckmaͤßigſte Benuz⸗ 
zungsweife hier zu unterfuchen ifl, wird im weiteren Sinne mit 
dem Namen Domänen: (Krons, Kammer) gut bezeich: 
net. Es begreift, wie das nicht werbende, mehrere Arten von 
Dingen unter fih, nämlich: 

I) Srundftüde, größtentheild zu landwirtbfchaftlicher 
Benugung beflimmt, Domänen im engeren Sinne; 

2) Capitale, theild mit Grundſtuͤcken zugleich benugt, theils 
von denfelben abgefondert, und zwar 
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a) Gebäude u. a. flehende Capitale, ald Mafchinen, Ge: 
räthe u. dgl. 
b) Umlaufende Gapitale, welche entweder zur Betreibung 


eined Gewerbes, meiftend in Verbindung mit den anderen 
genannten Vermoͤgenstheilen benußt, ober verzindlich 
ausgeliehen werden (b), 


3) Dingliche Rechte auf Leiflungen von Privatländereien 
(Srundgefälle) oder auf eine Benugung derfelben (Wei: 
derechte) (c). 

(a) In Frankreich wurde 1836 das unbewegliche Staatsvermögen (mit 


(b 


—f 


Ausſchluß des Kronguts, ſ. $. 91) mit Beifügung eines Preisan⸗ 
ſchlages, wo es thunlich war, fo angeſchlagen: (Macarel, For- 
tane publique, I, 207. Die in Klammern beigefegten Zahlen bes 
zeichnen den Stand zu Anfang des 3. 1849.) 

I. Unbemwegliche Befigungen, die zu einem Theile des Staatsdienftes 

ebören, nämlich: 14,798,000 (13,450,000) Fr. zum Gebrauche 
beider Kammern; — 39,926,000 Fr. Juni u. geiftliche Ange: 
legenheiten (42,309,000, wovon 32,279,000 für bie leßteren) ; — 
2,v51, 000 Fr. M. des Auswärtigen ; — 28, 625,000 (29,300,000 
Fr. M. des Unterrichts; — 57,578,000 $r. (47,571,000) M. 
des Innern, wobei Denfmäler und Kunfgebäude, wie das 
Pantheon, der Triumphbogen sc. nicht angefchlagen find; — 
22,092,000 Fr. M. des Handels; — 205,441,000 (213 Mill.) 
Fr. M. des Kriege, ebenfalls mit vielen nicht angefchlagenen 
Gegenſtaͤnden; — 125,944,000M. (124 Mill.) des Seewefens ; — 
38,438,000 Er. (IIMIiH.) M. d. Finanz, bloß Gebäude — 
Zuf. 536 Mill. Sr. (564,686,729 Fr.) 

H. Andere Liegenfchaften: 1,109,000 $r. Deineralbäater; — 3,795,800 
Fr. Salzwerke; — 726,993,000 $r. (731,369,306) Walduns 
gen. — Zufammen 731,897,800 (739,409,559) Fr. 

Bon dem beweglinen Bermögen find nur einzelne Haupttheile 
angefchlagen, 3. 3. 4,178,000 Er. in Zucthäufern, Opernbäufern, 
bei Telegraphen 2c.; — 7,573,000 Fr. bei ter Bol; — 324,687,900 
Fr. bei tem Kriegsminifterium, worunter 10,195 Geſchuͤtze für 
31,845, 000 Fr., L/ Mil. Infanteriegewehre für 3 Mil. Fr. ıc.; — 
32,500,000 Fr. Waffen der Nattonalgarde; — 498,117,000 Fr. 
bei dem Seeminifterium, die Flotte felbf zu 141 Mill. geihägt. — 
Macarel,a.a.D. ©. 423 ff. 

Diefe zu Anfange eines Jahres vorhandenen Summen müflen am 
Ende defielben ſich wieder vorfinden und in das folgende Jahr Hin: 
übergeben. 

Unter dem umlaufenden Betriebscapttale oder Fonds 
verfteht man überhaupt dasjenige bewegliche Vermögen, mit welchem 
die Zweige der Finanzverwaltung audgeflattet fein müflen, um in 
gutem Gange zu bleiben. &s find dieß theils wahre Capitale im 
Sinne der bürgerlichen Wirthſchaft, nämlich bei den auf Staats⸗ 
tehnung betriebenen Gewerben, theils Hulfsmittel für die Ver⸗ 
waltung der Staatsauflagen und für die Befreitung des Staates 
aufwandes, wohin insbeſondere die für jede Caſſe nölhigen Bors 


fchüfle gehören, ohne die man feine Ausgabe eher vornehmen könnte, 
als bis eine gleich große Binnahme vorausgegangen wäre. Gin 
ſolcher Betriebsvorrath if überall unentbehrlich, aber man hat auf 
feine Ausmittelung und Darftellung nit allerwärts gleiche Sotg⸗ 
falt verwendet. Die genaue Kenntniß von dem jedesmaligen Stande 
defielben ift aber nothwendig, um den Bufland des Staatshauss 
haltes richtig zu beuriheilen, denn aus der Bergleichung ber Aus⸗ 
gaben und Einkünfte allein ift dieß nicht möglich. Es koͤnnte hieraus 
ein Meberfhuß der Binfünfte hervorgehen, der aber nur fcheinbar 
wäre, wenn etwa zugleich eine Berminderung der Betriebsvorräthe 
vorgegangen wäre, 3. B. durch das Bingehen uygemwöhnlich vieler 
Ausftände oder durch unterbliebene Brgänzung von Materialien, 
wie Brennholz sc. Ebenfo könnte es fcheinen, als fei ein Ausfall 
vorhanden, während die Mehrausgabe durch die Vergrößerung ter 
Betriebevorräthe aufgeiwogen würde. 

In Baiern wurde 18:8 (Landtagsabfchied v. 15. Aug. III, 1) 
verfügt, daß das Berlagscapital der Staatscaffe wieder auf bie 
Höhe hergeftellt werden folle, welche es im J. 1818 (im Beginn der -- 
1, — Finanzperiode) gehabt habe, naͤmlich 6,786,617 fl. 
Daſſelbe iſt ſpaͤterhin auf 8,930,168 fl. angewachſen; |. Verhandl. 
d. K. d. Abg. von 1840, Beil. XXII. Abth. I. S.8 (v. Rotenhan). 

Bürtemberg: Seit 1833 wurde dem Finanzminiſterium ein 
„Betriebe s und Borraths s Capital“ von 1,400,000 fi. überlaflen, 
184548 wurde daſſelbe auf 1,836,645 fi., 184°/, auf 1,609,078 1. 

eſetzt. Was die Reftverwaltung (für die Aus- und Müdflände der 

Früberen Sabre) über diefen Betrag beſitzt, wird zu verſchiedenen 
außerordentlichen Berwendungen beflimmt. Außerdem befigen aber 
die einzelnen Staatsanftalten und Gewerbe noch 1,664,256 fl. an 
Betriebscapitalen; f. Berhandl. der 2. K. von 1842, Bericht über 
die Neftverwaltung S. I u. 77. — In Kurheſſen wurde durch 
das Finanzgeſetz ». 22. San. 1848 für die laufende Finanzperiode 
ein Betriebscapital von 800,000 Rihlr. bewilligt, weldyes im Bots 
anfchlage fowohl in @innahme als in Ausgabe ficht und daher 
eigentlich von beiden Größen abgezogen werden muß. 8 beträgt 
19,4 Broc. der Roheinnahme  — Im Großh. Heffen if den 
Staatscafien ein Betriebecapital von 1,100,000 fl. zugemwielen. 

Sn Baden ift die Reanungsführung über die umlaufenden Be- 
triebsfonds fehr vollftändig ; der Betrag derfelben wird im Finanzgeſetze 
für jede (Zjährige) Beriode feftgeftellt und der entbehrliche ſich vorfins 
dende Ueberſchuß zu anderen Zwecken verwendet. Die Beſtandtheile die⸗ 
fer Fonds find folgende (jedoch ohne Cinrechnung der Schuldencaffe) : 
II I 


Durchſchnitt des . 
I 





fl, fl. 
1) Gaffenvorrätbe......- 4,777,847 1,309,100 
2) Naturalvorräthe .. ..- . 1,614,298 1,500,000 
3) Activreſte (Ausflände) ... 2,481,691 \ 2772,700 
Zuſammen | 7,873,787 5,581,800 
Hiervon gehen ab die Ruͤckſtaͤnde 
(Paſſivreſte) mit .».... > 228,773 220,400 


So bleibt reines Vermogen . » 7,645,014 | 5,352,400 
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(c) Die Sinkünfte aus ſolchen Rechten laſſen ſich allerdings nur unter 
der Borausfehung, daß leßtere durch eine Gegenleiſtung auf dem 
Bertragswege entftanden find, zu den erworbenen zäblen. 
Mlein da der Urſprung der Brundgefälle im Binzelnen nicht nach: 
zuweiſen ift und ein großer Theil derfelben wirflidh auf jene Weife 
zu Stande fam, fo darf jene Gintheilung wohl als gerehifertiget 
angefehen werben. 


1. Abtheilung. 


Einfünfte aus Grundftüden fammt ven zugehörigen 


Gapitalen. 


I. Hauptflüd. 
Domänen im Allgemeinen. 


g. 80. 


Das Einkommen der Regierung aus der Benutzung von 
Grundftuͤcken (a) iſt das aͤlteſte (G). Dieß liegt in der Natur 
der Sache, denn da die Landwirthſchaft unter Die am erften aus⸗ 
gebildeten Gewerbe gehört, in einem rohen Zuftande der Ge: 
felfchaft zur Befriedigung der meiften Bedürfniffe ausreicht und 
in ihrem Fortgange den wenigften Gefahren ausgeſetzt ift 
(1, $. 361 fg.), fo ließ fich der Staatöbedarf am leichteften 
durch den Ertrag von Ländereien ficher flellen, wie denn in 
diefem Zuftande auch der Reichthum von Privatperfonen haupt: 
fädhlich in Grundbeſitz befteht. Steuern find erft bei einiger Leb⸗ 
baftigkeit des Verkehrs leicht zu erheben. Ueberdieß gibt es in 
einem ſchwach bevälkerten Lande eine Fülle von unbenußten 
Srundflüden, und Niemand wird beeinträchtigt, wenn bie 
Staatögewalt diefelben fich zueignet (c). Bei einem künftlicyen 
und vielgeflaltigen Nahrungswefen mit regem Verkehre koͤnnte 
dagegen. jene Duelle von Staatseinkünften ganz entbehrt werden 
ober doch zu verhältnißmäßig geringer Größe herabſinken (d). 
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Gaſſer, Sinleitung, Cap. I- II. — Schreber, Abhandlung 
von Kammergütern u. Ginfünften, 1754. 4. — Bergius, Polis 
eis und Kameral⸗Magaz. II. Art. Domainen. — (Borgftede) 
uriftifcheöfonomtfche Grundſätze von Generalvervachtungen d. Dom. 
in ten preuß. Staaten. Berlin, 1785. Als eine neue Bearbeitung 
biefes Buches iſt anzufehen: Nicolai, Oekon. Juriftifhe Grund⸗ 
fäge von ber Berwaltung des Domainenwefens in den preuß. Staaten. 
Berlin, 1802. I. — Wehnert, Ueber die vortheilhaftefte Bes 
nußung und den Berfauf der Domainen, Berlin, 1811. — Sturm, 
Lehrb. der Rameralpraris, I — v. Seutter, Ueber die Berwal 
tung der Staatsdomänen. Ulm, 1825. — v. Liechtenſtern, Ueber 
Domänenweien. Berlin, 1826. — Hüllmann, Geſchichte der Do: 
mänenbenupung in Deutfchland. 1507. — v. Rotted in deſſen 
u. Welder’s Staatslerifon, IV, 459. 


Sm alten Aegypten war nah Diodor das Land zu gleichen Thei- 
Ien unter ten König, die Prieſter und die Kriegerfafle getbeilt. 
Die jüdischen Könige hatten Einkünfte von Landgütern, die griechis 
fhen Könige der homerifchen Zeit waren faſt ausfchließend darauf 
angewiefen. Auch zur Zeit des Freiſtaates hatte Athen probuctive 
Staatsländereien. Rom hatte außer ten älteflen Staatsgütern, 
in Anfehung deren Feine gewifie Kunde auf uns gelommen ift 
(nah Dionys v Halifarnaß foll Romulus das Gebiet unter 
den Staat, die Priefter und die Bürger gleich vertbeilt haben), 
häufigen Zuwachs folder Grundflüde aus feinen Broberungen. 
Berühmt war wegen feiner Fruchtbarkeit und Ginträglichfeit ber 
ager Campanus. Anſehnliche Weidepläge und Waldungen bradıs 
ten reichliche Weidegelder (scriptura, Cinfchreibgeld) ein. — Große 
Mafle von fürftlichen Ländereien im Mittelalter. Berzeichniß von: 
123 kaiſerlichen Billen der Karolinger bei Hüllmann, Finanz 
eſch. ©. 19 ff. Unter den Königen von England aus dem ſaͤch⸗ 
fhen Stamme hatte namentlich Eduard der Befenner (1042-65) 
1422 Landgüter (manors) nebft 68 Korften und 781 Parks, und 
bis auf Heinrich II. bewirtheten die Könige alljährlih an den 
roßen Feſten die Barone und ihr Gefolge aufs Reichlichſte. 
eynier, Egyptiens, ©. #0. Reynier, Grecs, ©. 300. 
Boöckh, I, 325. Sinclair, History of the public revenue, 
I, 26. 27. — Gine ber merfwürbdigfien niflehungsarten ber 
Staatsgüter if die von Paulus Diaconus berichtete That⸗ 
fache, daß die longobarbifchen Großen bei der Wahl des Königs 
Nutharit (im I. 584) demfelben die Hälfte ihrer Beſitzungen ab: 
getreten haben follen. 
In tem weftlichen Theile ter norbamericanifchen Freiſtaaten hat 
die Union das Bigenthum großer Lantflriche, die man wit Gin: 
fhluß' des weiten weftlichen Gebietes zwifchen dem Miſſiſſippi 
und dem flillen Meere 1942 auf 1076 ai. Acres ſchaͤtzte; hier⸗ 
unter find aber nur 368 Mill., auf welche die Indier feine An: 
fprüde mehr Haben und welde daher ſchon jegt verfäuflich find. 
Sie betragen zu 11’, Doll. 1345 Mill. Das Bigentbumsrerht der 
Union beruht theils auf einer Abtretung der oͤſtlichen Staaten, 
in deren Breibriefen die Berechtigung zu jenen Flächen mit ent- 
halten war, theild auf tem Ankaufe Louifiang’s von Frankreich 
(1503 für 15 Mill. D.) und Florida's von Spanien (1819), 
fodann auf Berträgen mit den @ingebomen über ihre Gebiete 


(4) 
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in dieſen Lanbfchaften. (Daneben befiken die einzelnen Staaten 
no 597 MIN. Acres.) Der Berfauf diefer Ländereien bildet eine 
reiche Duelle von Staatseinkünften. 1838—43 wurden 141, Mill. 
Ar. für 18,456,000 Doll. verfauft, 184547 war die Binnahme 
hieraus zufammen 7 Mill. Der Berfauf gefchieht größtentheile 
durch Berfleigerung, wobei aber der Acre nicht unter 1i/, Doll. 
abgegeben werten darf. Bleibt etwas übrig, fo fann es dann 
um diefen Breis aus der Hand verfauft werden. Der Erlös geht 
nicht leicht über 2 Doll. Ueber die Verwendung f. F. 99. Auch 
das Königreich Griechenland befigt viele Domänen durch die Ber: 
treibung der Türken, nah Urquhart (Turkey and its re- 
sources, London 1833, ©. 281), 13,359,000 Stremmata (zu 
1/, acre) Weide, Nder, Wald und Weinberg, ohne das mit 
250,000 Delbäumen beſetzte Land; der Preisanfchlag wird zu 
8571, Mil. Piaſter — 143 Mill. fl. geſetzt. — Die Medlen- 
burgifhen Lande haben verhältnigmäßig ein ungewöhnlich großes 
Domanialvermögen. Daflelbe begreift in beiden Großherzogthuͤmern 
an 125 D Meilen oder gegen 45 Proc. der Oberfläche (v. Lens 
gerfe, Landw. Statift. d. deutichen Bundesſt. I, 431), auch in den 
anhaltifchen Herzogthümern findet ein ähnliches Verhältnig Statt. 


Das aus Domänen fließende reine Binkommen des Staats bes 
irägt im Berhältniß zum ganzen reinen Staatseinfommen und 
in feinem angefchlagenen @eltbetrage: 
25,° Broe. = 7,689,500 fl. Baiern, 183743. 
»„ — 1,627,000 Rthlr. Hannover, 1840 (Zufammen: 
rehnung der Ginfünfte beider Clafſen). 
21,* „ = 2,889,000 fl. Würtemberg, 1548—49 9. 
20 ,„ = 741,000 Rthlr. Kurheſſen, 1849. 
18 „ == 1,039,800 fi. Großh. Heflen, 1845—1817. 
17,35 „ == 1,732,000 n. Fa 1848 (ohne Poſt und Eifen- 
ahn). 
14,2 „ = 807,000 Rthle. Sadıien, 1842-45. 
123 „ = 8,133,9683 Rthlr. Preußen, 1849, 
d,* „ = 1,70,00 R. 3. Thlr. Dänemurf, NR. 1844. 
6-77, = Rußland, nah Schubert. 
3 — 35,700,000 Fr. Frankreich, 1844. 
1,° „ == 1,525,000 fl. Deſterreich, 1849 9. 
03 „ = 150,000 2. St. Großbritanien, 1842. 


g. 9. 


Diejenigen unbeweglichen Befißungen, aus denen die Re: 
gierung ein, zur Beftreitung von Staatsausgaben beftimmtes 
Eintommen bezieht, Die Domänen, mit dem älteren deutfchen 
Ausdruck Kammergüter ginannt (a), erfordern zur Siche⸗ 
rung des Einkommens nur eine gefeßliche Anordnung, daß dieſe 
Güter fortwährend und ungefchmälert der bezeichneten Beſtim⸗ 


nifjed bei denfelben findet eine wichtige Verfchiebenpeit Statt, 


mung gewidmet bleiben. In Anfehung des Eigenthumsverhaͤlt⸗ 


\ 
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indem fie nicht überall Eigenthum der Staatögefammtheit find 
(Staatd: oder Krongäüter) (b), fondern auch in manchen 
Ländern der fürftlichen Familie zugehören (fürftliche Stamm: 
oder Haus guͤter). Dieß war bisher in Deutſchland hie und da 
der Fall. Die deutfchen Kaifer beſaßen Staatögüter, Die bei dem 
öfteren Webergange der Kaiferwürbe von einem Haufe zum an: 
dern fich nach und nach verloren und in die Hände der Reichöfür: 
ften gelangten (c). Die Tafelgüter der geifllichen Zürften (d) 
und die Befigungen der Reichsſtaͤdte gaben jedoch fortwährend 
dad Beifpiel unverkennbarer Staatögüter(e). Die Kammer: 
güter der meltlihen Fürften dagegen hatten feinen gleichförs 
migen Urfprung. Anfänglich waren ed Privatgüter (Allode, 
Allodien), welche in den fich emporhebenden Familien durch 
Kauf, Erbichaften, Heirathen ıc. fi) almälig vermehrten (f), 
und, wie aud den reihen Grundeigenthümern mit der Zeit 
faiferliche Beamte, Lebenträger und endlich Landesherren 
wurden, nicht bloß zum Unterhalt diefer fuͤrſtlichen Gefchlechter, 
fondern auch zur Beſtreitung von Regierungstoften benüßt 
wurden. Später erhielten diefe Güter mancherlei Zuwachs aus 
Reichölehen, aus Faiferlichen Staatögütern, nach der Reforma⸗ 
tion auch aus aufgehobenen geiftlichen Stiftern (g), ferner aus 
den Domänen der neu erworbenen Landestheile, alfo aus 
flaatörechtlichen Veranlaffungen. Bei diefem verfchiedenartigen 
Urfprung der Kammergüter ift der Streit und die Unbeflimmt- 
heit der Meinungen über die rechtliche Natur derfelben leicht 
zu erfiären, zumal da von Seite der Staatögewalt wegen des 
Mangeld Elarer ftaatörechtlicher Begriffe nichts zur Verhütung 
fpäterer Zweifel gefchehen war (h). 

(a) In den Begriff derfelben pflegte man fonft noch das Merkmal 
aufzunehmen, daß fie unter die Verwaltung eines Kammercols 
legiums geftellt feien, 3.8. bei v. Secken dorf, Teuticher Fuͤrſten⸗ 
ftaat, S. 359. — Bergius, Bolizeis u. Kameral-Ragazin, I, 
198. — Domäne, domaniam, wurde aus bein franzöflichen, le 
domaine, herüber genommen (wahrfheinli von dominium, oder 


nad einer anderen Ableitung von doma, Grundſtuͤck). — Dal. 
Klüber, Oeff. Recht, $. 232, 239. 


(d) In Frankreich 3. B. wurden die Domänen frühzeitig als Staats⸗ 
güter anerfannt, Bodinus, De republica, lib. VI. Cap. 2. ©. 
8 der Parifer Ausg. v. 1591. 


III 


(ch Hüllmann, ge, ©. 1 6. — v. Boffe, Darft. des 
ſtaatsw. Zuſt 

(d) Die heile nehmen auch häufig Kamıner- und Tafelgüter für 
ganz gleichbedeutend, 4.8. von Seckendorf u. Bergius a. a. O. 

(e) Doch find die geiſtlichen Ouͤter eigentlich als der Kirche gehoͤrig 

u betrachten, — penes fundationem ecclesiasticam — Pütter, 

astitut, jur. publ. Germ. $. 191. 

Wurden ganze Ortichaften und felbft größere Bezirke auf einem 

diefer Wege in die Gewalt eines Fürſten gebracht, fo kamen noth: 

wendig bie darin enthaltenen eigenthümlichen Befipungen bes bie: 
berigen Grundherrn in das Bigentgum des Fuͤrſten. Beifpiele: 

Vergrößerung des Burggrafthumse Nürnberg feit 1235, bei 

Bilger, Beſchreib. des Fuͤrſtenth. Anspach, I, 81 — 110 (Ansh. 

1787). Meber die allmälige Vergrößerung der badifchen Domänen 

— Sſvigi Entwickl. des Stantsrechts des Gr. Baden, 

2 (1836). Der Verf. nimmt zwiſchen den Haus: u. Staates 

—8* eine mittlere Claſſe, die Hofdomaͤnen, an, die aus ehmal. 

Reichslehen beſtehe. 

(6) In Würtemberg wurde noch 1806 das evangelifhe Kirchengut 
des Brblandes, im Betrage von etwa 10 Mill. fl., dem Kammers 
gute einverleibt. Die Berfaflungsurkunde verordnet $. 77 die 

ofcheidung und Ruͤckgabe des Kirchengutes, welde aber noch 
nicht ausgeführt worden iſt — In Feanfeeich wurde im Anfange 
der erften Revolution, in Spanien 1835, in Rußland erft in den 
legten Jahren das Kirchengut vom Staate eingezogen. 

(h) Am meiſten wurde darüber gefritten, ob die Kammergüter ver: 
äußerlich und verjährbar feien, f. 3. B. Pfeffinger ad Vitria- 
rium, III, 1347 ff. — Outachten der SJuriftenfacultäten, die Hans 
noͤv. ee betr., ©. 213 (1839). — v. Rotted 
&. a. 


V 


— 


g. 91. 


Die auf die angegebene mehrfache Weiſe allmaͤlig entſtan⸗ 
denen Theile des Kammergutes wurden nicht nach der Art 
ihres Urſprunges in zwei Claſſen unterſchieden, ſondern als eine 
einzige Maſſe behandelt und nur von denjenigen Beſitzungen 
genau getrennt, die der Fuͤrſt ganz wie ein Privatmann beſaß, 
den ſog. Chatoulguͤtern (a). Es wurde allgemein der 
Grundſatz angenommen, daß der Ertrag des Kammerguts (mit 
Einſchluß der Regalien) für Staatszwecke, und zwar zunaͤchſt 
fuͤr die der Hofſtaats⸗, ſodann aber auch für Regierungsaus⸗ 
gaben verwendet werden muͤſſe und Steuern erſt dann zulaͤſſig 
ſeien, wenn jene Einkuͤnfte nicht zureichen (6). Da nun zu: 
gleich die Unveraͤußerlichkeit der Kammerguͤter durch Landes⸗ 
oder Hausgeſetze oder Uebereinkunft mit den Landſtaͤnden 
faſt durchgaͤngig als Regel ausgeſprochen und die Vererbung 
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dieſer Beflgungen wie ber Geſchlechtsfideicommiſſe der adelichen 
Kamilien nach der Erfigeburt im Mannedftamme, alfo zugleich 
mit der Fuͤrſtenwuͤrde, vorgefchrieben war, fo war für ben 
Staatshaushalt hinreichend geforgt. Die Haudgüter der deut: 
fhen Zürften bildeten folglich eine eigenthümliche, zwiſchen 
reinem Privat: und Staatdgute in der Mitte fhwebende Art 
von Befigungen, mit welcher aber wahres Staatögut innig ver: 
mengt war. Erſt in neuerer Zeit wurde das bisher unbeflimmt 
gebliebene Rechtöverhältniß. genau feftgeftellt, jedoch ohne Daß 
man in eine mühfame Sonderung jener beiden Gattungen ein: 
geben wollte. In einem Theile der deutichen Staaten wurben 
die Kammergüter ald Staatögut erklärt (c), was die Domaͤ⸗ 
nen in den außerdeutfchen Gebieten, zufolge des Öfteren Wech⸗ 
feld der regierenden Gefchlechter, ſchon früher geworden wa⸗ 
ven (d), während dagegen in anderen beutfchen Ländern ber 
fürftlichen Familie dad Eigenthum der Domänen, felbft in den 
neu einverleibten Landestheilen (e), vorbehalten (f), jedoch 
auch die Verwendung des Domänenertrags zu Staatdaudgaben 
im Allgemeinen (g) oder zur Beſtreitung der Hofflaatdauß: 
gaben (h) zugefichert warb (i). 


(a) Dahin gehört das in einem fideicommiflarifchen Berbande flebende 
Hoffammers (KRammerfchreiberei:) Gut in Würtemberg, welches 
ungefähr 200,000 fl. rein abwirft, Herdegen, ©. 147. ©. auch 
Klüber, Deffentl. Recht, F. 335. — In Frankreich Hießen die 
Privatgüter des Könige domaine prive. Sie wurben befteuert 
und durchaus gemeinrechtlich behandelt, nur daß der Rönig nicht 
an bie Beflimmungen über den Bflichttheil gebunden war, Ma- 
carel, De la fortune publ. I, 140. 

(8) v. Sedendorf, T. Fürftenflaat, S. 363. Die Kammergüter feten 
befimmt 1) für den Unterhalt der fürftl. Familie, 2) für Beſol⸗ 
dungen der Beamten, 3) für Sefandtfchaften zc., 4) für Schloͤſſer, 
Feſtungen, Straßen ıc., 5) Kirhen, Schulen, au 6) für Er⸗ 
göglichkeit tes Fürſten. — Belege aus dem beutfchen Staates: 

"rechte gefammelt in ten Protofoflen der naffauifchen Herrenbanf, 
1819. Beil. ©. 287. Beftreitung dieſes Sapes in ber Schrift: 
Meber die Domänenfrage im H. S. Meiningen, 1847. S. 40. — 
Die Erinnerung an obigen Wr. it noch durch die Heutige 
Form des würteınberg. Haupt = Boranichlages ausgedrüdt, welcher 
in drei Theile zerfällt: 1) Staatsbebarf, 2) Ertrag bes Kammer 
— 3) Deckungsmittel für das zu I) noch Fehlende, naͤmlich 

uflagen. 

(ce) Breußen ſchon im Jahre 1794, duch das Landreht (Nicolai 
aa. O. 1, $. 1). Jedoch wird ein (nicht ausgefchiedener) Theil 





(d) 


(e) 
0) 


(&) 
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der Rammergüter fortwährend als Stammgut unter dem Namen 
Kronfiveicommiß betrachtet, weil bei der Erwerbung der Mark 
Brandenburg im J. 1415 durch den Burggrafen von Nürnberg 
der Kaufpreis (400,000 Goldfi.) aus dem Hausvermögen des 
Zollern’fhen Geſchlechtes beftritten ward. Hierauf bezieht fich bie 
Anordnung, daß von dem Brirage der Domänen eine beſtimmte 
Summe für die Hofflaatsausgaben abgezogen und der Weberrefl 
in den Etat aufgenommen wird. Unridtig Schmalz, Staatsw. 


2,1, 179: „Die Domänen find überall in Buropa wahre Privats 


güter der Fürſten.“ — Baiern 1818, Berf. Urk. Tit. III, $. 1.2. 
— Würtemberg 1819, Berf. Urt. $. 103, in Anfehung des k. 
Kammergutet. — Kurheflen 1831, Berf. Urf. $. 139. 140, mit 
Borbebalt einer Ausfcheibung bes Staats: und Pamiliengutes, 
— Hannover, in dem (1537 einfeitig aufgehobenen) Grundgeſ. 
v. 1833, $. 122, — Sachen, Verf. v. 1833, $. 18. 
Dänemark, Frankreich, Großbritanien, Niederlande; Schweden ıc. 
f. Boltgraff, Syfteme der prakt. Bolitif. IV, 501. Sn Frank⸗ 
reich wurde das Privateigenthbum des Könige im Augenblid ber 
Thronbeſteigung Staatsgut. Edict v. 1807. ef. v. 8. Nov. 1814. 
Die dem Könige zur Benugung überlafienen Staatsgüter bildeten 
dad domaine de la couronne. Das Gef. v. 2. März 1832 fagt, 
daß die Givilfifte, die der König während feiner Regierung zu 
genießen hat, aus einer Ausflattung von unbeweglichen Gütern 
dotation immobiliere) und einer Pipelichen Sahlung aus ber 
taatscaffe befiche. Es gehörten jedoch auch bewegliche Dinge 
dazu, wie Juwelen, Kunftwerke, Bücher, Zimmergeräthe sc., ferner 
Schloͤſſer, mehrere große Landgüter, die Yabrifen zu Sevres und 
Beauvais und die Tapetenfabrif des Gobelins, fodann 3 Wälder. 
Dagegen it das biäherige Apanagium des Haufes Orleans von 
1661, 1672 unt 1692 wieder mit dem Staatsgute vereinigt wors 
ven. Macarel, Fort. publ. I, 114. — Sn den Niederlanden 
wurde erf unter König Wilhelm I. das Gigenthum der Domäs 
nen an den Staat zurücdgegeben. j 
Bollgraff, ©. 300. 
3. 3. Raffau (2814), Walde (1814), Baden, Gotha, Liechtens 
kein (1818), Großh. Heflen (1820), Weimar, Koburg (1821), 
Kurheſſen, Altenburg (1831), Braunſchweig (1832), Bohenzols 
lern: Sigmaringen (1833), Hannover (Berf. v. 1840), Schwarzs 
burg⸗ Sondershauſen (1841). In mehreren andern deutſchen Läns 
dern (3. B. Medienburg, die Anhaltiſchen und Keußiſchen Rande) 
iR dieß fchon länger anerkannt. Im Großh. Heflen ſoll (Berf. 
Urk. v. 17. Dec. 1820, Art. 6, 7) !/, der Domänen an den Staat 
abgegeben werden, zum allmäligen Berfaufe behufs der Schul: 
dentilgung,, die übrigen %/, bilden das fehuldenfreie unveräußer- 
liche Tigenthum des großherzogl. Hauſes, doch werden bie Bin: 
fünfte in dem Budget aufgeführt und zu den Staatsausgaben 
verwendet. Die Hofflantsausgaben find vorzugsweife darauf radi⸗ 
eirt. Im 3. 1840 ift die Mebereinfunft gefroffen werben, daß 
flatt eines THeiles der Kammergüter eine Beldfumme von 2 Mil. |. 
an die Staatscafle abgeliefert werden folle. 
Protok. der nafl. HerrensBanf, a. a. DO. S. 300. — Baten, Berf. 
Urk. (v. 1818) 8. 59: „Ohnerachtet die Domänen, nad allges 
mein anerfannten ®rundfägen tes Staats und Yürftenrechtes, uns 
freitiges Batrimoninleigentfum des Regenten und feiner Familie 


Ran, pol, Delon, ie Ausg. II. 
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find, und Wir fie auch in dieſer Cigenſchaft — Yiermit aus⸗ 


vruͤcklich beftätigen, fo wollen Wir dennody den Ertrag berfelben, 


(h) 


(i) 


außer der darauf radicirten Civilliſte und außer anderen darauf 
haftenden Laſten, ſo lang als Wir uns nicht durch Herſtellung 
der Finanzen in dem Stand befinden werden, Unſere Unterthanen 
nad Unferm innigften Wunſche zu erleichtern, — ter Beſtreitung 
der Staatslaften Ferner belaffen.” Ueber die aus biejer Beflim- 
mung entfpringenden Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen dem Yürftenhaufe 
und der Staatscaffe ald Nugnießerin der Domänen, wobei indeß 


die reinsprivatreghtlichen Süße nicht unbedingt maaßgebend fein 


fönnen, f. Helferih in der Zeitfchrift f. die gef. Staatswifl. 
1847. I, 3. vgl. $ 99 (d). — Aehnlich Koburg, $. 76 der 
Verf. v. 1821, — Braunſchweig, Landfchafte-D. v. 1832, $. 6. 
Naflau, Meiningen (1829) 2c. Sn diefen Staaten wurde bisher 
zwar der Hofftaatsaufwand nicht unter den Staatsausgaben, aber 
auch das Domäneneinfommen nicht unter ten, der Iandflänbifchen 
Berathung unterworfenen Binfünften aufgeführt. In Raffau bat 
das Anfprechen aller Domänen als Bamilieneigentyum mehrjähs 
rige Streitverhandlungen hervorgebracht. Wan Hat von Seiten 
der Regierung neben den geſchichtlichen Gründen geltend gemacht, 
bag die Koften der deutichen Hofhaltungen Unzufriedenheit ers 
wecen fönnten, wenn man file nicht aus Stammgütern beftritten 
fähe und daß eine gewiffe Unabhängigfeit des Fürftenhaufes wün⸗ 
ſchenswerth fei, auch daß bereits für 3 Mill. fl. Domänen zum 
Behufe der Schuldentilgung verfauft worden fein. ©. Bro: 
tofoll der nafl. Herrenbanf. 1819. Beil. &. 251. 1821. ©. 173. 
— In den weiteren Berhandlungen findet fi fogar die Behaup⸗ 
tung, die Herzöge felen zur Zeit des Neiches feine Lanbesherren 
geivefen, ihre Kammergüter alfo bloße Patrimonialbefigungen ; 
die Kammergüter der Entſchädigungslande wurden (mit Recht) 
als Erſatz der in den abgetretenen Landen verlorenen Hausgüter 
angefehen. Die Herrenbanf erkannte 1831 diefe Grundfäge und 
die aufgeftellte Erſaßzforderung an, die Deputirtenfammer erft 
1835, nad langer Verhandlung über den Zahlenpuncd. Es wurde 
zugeflanden, daß die Landescafie mehr Winnahme als Ausgaben 
zugetheilt erhalten Habe und jährlich 126,000 fl. heransgahlen 
müßte, und man verglich fidh 1836 dahin, daß fie 2,400, fl. 
Kammerfchulden zu 3 Bror. übernehmen folle. Bol. Friedemann, 
Die Verhandl, der Landſt. des Herz. Nafl. über tie h. Domänen, 
Meilb. 1834. Das Domanialvermögen ohne die Mineralbrunnen 
und Schlöffer ift mit 5 MIN. Steuercapital angeſchlagen und 
umfaßt 208,212 Morgen oder '/, ter Oberfläche. — In Meis 
ningen wurde (Gef. v. 27. Apr. 1831) verordnet, daß einftweilen 
eine beftimmte Summe jährl. aus dem Domänenertrage für den fog. 
Landesetat abgegeben werden folle; beftätigt 26. Apr. 1846; |. Ueber 
die Domänenfr. im Hrz. S. Meiningen. Darmft. 1847. ©. 10. 56. 
Die Ereigniffe von 1848 haben erhebliche Veränderungen in die: 
tem Gegenſtande nach fich gezugen. In mehreren deutfchen Ländern 
wurden auf den Antrag der Landflände die Domänen für Staatögut 
erflärt und es wurde eine Givillifte eingeführt. So in Altenburg, 
wo’ die Kammer: und Landeseinfünfte vom Anfang 1849 an zuſam⸗ 
mengelegt worden ſind, in Weimar, wo eine Givillife von 270,000 
Rthlr. Feftgefett wurde, in Meiningen mit 225,000 fl. Civilliſte, 
in Roburg, in Oldenburg (f. $. 46 (c)), Naffau x. 
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g. 92. 


Der Umfland, daß die Kammergüter wenigftens zum Theile 
Eigentum der fürftlichen Familien waren, während die durch 
Steuern aufgebrachten Summen offenbar in dad Staatsver⸗ 
mögen gehörten, hat bei der Entflehung der landſtaͤndiſchen Ver⸗ 
faflung in Deutfchland zu einer merkwürdigen Einrichtung 
Anlaß gegeben, vie fi) noch bis jet in mehreren Staaten er: 
halten bat. Die Erhebung von Steuern, wenigftend von fog. 
directen oder Einkommensſteuern, febte die Bewilligung der 
Landflände voraus, zugleich war häufig angeorbnnet worden, Daß 
die Steuern unter der Mitwirkung und Aufficht landſtaͤndiſcher 
Gommiffäre, oder fogar ganz ausſchließend von dieſen, erhoben, 
aufbewahrt und verwendet würden, während die Einkünfte aus 
den Kammergütern und den Hohheitörechten, als Die älteren und 
die nicht beliebig vermehrbaren, unter der audfchließlichen Wer: 
waltung fürftliher Beamten verblieben. So entfland die ren: 
nung zmeier Caſſen (a), nämlih I) der Kammercaffe, 
welche die Domänen: und Regalieneinkünfte aufnahm und da⸗ 
von hauptfächlich die Hofſtaatsausgaben beftritt ($.49.), jedoch 
da, wo fie reichlich ausgeflattet war, auch nebenbei mancherlei 
Ausgaben für Regierungszmwede uͤbernahm; 2) der Landes: 
(auch Steuer: Dberfteuer:) Eaffe, in welche die Steuer 
gefälle floffen und aus welcher die meiften Regierungdausgaben, 
zunächft und vornehmlich die Koften der Staatövertheibigung, 
bezahlt murden. Die Vertheilungdart der Einkünfte und Aus⸗ 
gaben unter jene beiden Caſſen war nicht in allen Ländern 
biefelbe, was fich leicht daraus erklären läßt, dag man jeme 
Scheidung nicht fowohl nach allgemeinen Begriffen, als viel 
mehr nach augenblidlichem Beduͤrfniſſe und örtlichen Umſtaͤn⸗ 
den vornahm (b). 

(a) v. Sedendorf, T. Fürftenflaat, S. 503. — v. Zufti, Staats: 
wirthſch. II, 89. — Bergius, P. u. K. Magazin, II, 284 ff. — 
Die römifche Trennung von fiscus Y- aerarium trug vielleicht da- 
zu bei, diefe Binrichtung zu empfehlen. Der fiscus, von Auguftus 
geſchaffen, follte die Kriegscaffe fein, wurde aber mehr und mehr 
als die Faiferliche Brivatcaffe angefehen und nahm faſt alle neu 


eingeführten Auflagen auf; der nterfchled beider Caſſen hörte 
endlich ganz auf. Hegewiſch, S. 178. 195. 
8* 
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(d) In Würtemberg hatten die Landſtaͤnde bis 1804 die Verwaltung 


‚der Steuercaſſe ausfchließlid und lieferten bie _ eingegangenen 


Summen an bie einzelnen atscafien ab. — In Braunſchweig 
wurde noch nach der Berf. v. 1820 das "Landesfteuercollegium 
zum Theil von dem Landesherrn, zum Theil von den Ständen 
beſetzt. Dies hörte nach der Berf. von 1836 auf. Die Oberbes 
Hörde heißt jeht Steuer⸗Direction. Sole Steuer: Bollegien mit 
befunderen Caſſen Haben bis jetzt auch noch in Hannover (auf: 
aehoben 1834 in Wolge des Staategrundgelekes, twieberherges 
stellt 1041 nach der Aufhebung dieſer Berfaflung), in Weimar 
bis 1849 (Regulirung im I. 1818; die Rammercaffe gab für 
149,500 Riblr. bisherigen Zufhuß aus Steuern auf, dagegen 
wurden ihr für 149, Mthlr. Ausgaben für Befoldungen und 
Anftalten abgenommen und der Landfchaftscafie übertragen. Beide 
Stellen, die Kammer und das Landſchafis- oder Steuercollegium 
find dem Finanzminifterium untergeordnet. Die Landſtände er⸗ 
nannten 2 Beifiger des Landfchaftscollegiums und ben Gaffler der 
Hauptlandſchaftscaſſe, Burdhard, ©. 517 ff.), in Hildburg⸗ 
Haufen, Weiningen, Walde (die Landescafie fleht unter den 
Landfländen), in Roburg u. Naſſau befanden. Hier fland zwar bie 
Zandesfleuercaffe nicht unter Rändifcher Mitverwaltung, aber ber 
Bedarf wurde wenigftens ‚bei der Steuerbewilligung von ben 
Ständen geprüft. Die Scheidung jener von der Domänencaffe 
iſt erft im J. 1816 eingeführt worden. Letztere übernahm bie 
dermaligen Benflanen und Landesfchulden, ohne Verpflichtung in 
Anfehung fünftiger Schulten. Man berechuete 1818 das robe 
Ginfommen der Domänencafle auf ungefähr 1,343;000 fl., wovon 
die Adminiftratlonsfoflen gegen 500,000, vie Benflonen 273,000, 
die Schuldenzinfen 289, fl. wegnahmen und für die Hofhaltuhg 
nur gegen 223,000 fl. übrig blieben. Brot. d. Hfrrenbanf, 1810. 
Beil. S. 259. 332. Meuerlih (1831) wird nah 14 jährigem 
Durchſchnitt der Rohertvag der Domänen auf 1,420,000 fl., der 
reine auf 516,000 fl. angegeben. Die Einnahme ber Landesſteuer⸗ 
cafe beitrug im 3. 1818 gegen 17/, Million f., 1840 war fie 
‚785,000 fl. mit Gintechnung von 177,000 fi. Ueberfhuß von 
1839, der Anfchlag für 1841 war 1,886,000 fl. — In Koburg 
ſchlagen die Landflände dem Herzöge die Berfon des Landescafs 
firerö vor und nehmen an der Abhörung der Landescaffenrechnung 
Theil. Diefe Cafe empfängt Hier auch den Ertrag .der Megalien. — 
In Altenburg (Berf. v. 1531) befleben zwar eine Kammer⸗ und 
eine Oberſteuercaſſe, aber beide flehen in genauer Verbindung 
und es wird eine Civilliſte beiwilliget. — Die ungarifche Hofs 
fammer in Ofen erhob feine Steuern, vielmehr floſſen diefe in bie 
Kriegscaffen und die Caſſen der einzelnen Geſpannſchaften, ſ. v. 
Cfaplovics, Gemälde v. Ungarn, II, 177. 232, Bol. überh. v. 
Malchus, Politik der inneren Staatsverwaltung, I, 18. Boll: 
graf, Syfleme der praktiſchen PBolitif, IV, 434. 496. 


98. 


Diefed Nebeneinanderbeftehen zweier Caſſen und bie ganz 
abgefonderte Stellung der Domänenbehörden ift für Die Finanz: 
verwaltung keinesweges zuträglich; denn 1) e8 leidet Darunter 
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die Einfachheit des Gefchäftsganges; 2) ed entfiehen Leicht 
Streitigkeiten und Berwidelungen, wenn bie eine. Saffe an die 
andere hinauszahlen fol; 3) ed wird Die Ueberſicht bed ganzen 
Staatöbedarfd und die Bergleichung deffelben mit der Geſammt⸗ 
heit der Einnahmen erfchwert und leicht gefchieht ed, daß auf 
der einen Seite minder dringende Auögaben vorgenommen 
werben, indeß auf Der anderen wichtige Bebürfniffe unbefriedigt 
bleiben (a). Beſſer ift ed daher, wenn auch da, wo die Domä- 
nen Zamilieneigenthum geblieben find, ihr Ertrag und Die 
Einnahme aus Hobheitörechten in Dem allgemeinen Finanzplan 
des Staates ihre Stelle finden, den Landſtaͤnden mit verrechnet 
werden und in die allgemeine Staatöcafie fließen, aus welcher 
dagegen eine ben Hülfäquellen des Landes entfprechente Summe 
für die Hofſtaatsausgaben angewiefen wird, 8.48. Wo die 
gefhieht, wo die Domänen unter der Zeitung der oberften 
Sinanzbehörden und der fländifchen Mitwirkung ſtehen und 
ihrer Verſchleuderung gefeßlich vorgebeugt ift (b), da wird fich 
der Unterfchied beider Arten von Gütern im ruhigen Gange des 
Staatslebens nur noch darin bemerken laffen, daß bei ihrer 
Veräußerung nicht gleiche Grundfäße befolgt werden, $. 96. 


(a) Bergl. Rudhart, Zufland des K. Baiern, III, 39. — ve 
Ueber die gegentw. Lage des K. Hannover, 1832. ©. 86 
(8) 3. B. Baden, Großh. Hefien. 


g. 94, 


In der neueften Zeit hat man ſich vielfältig mit dem Ge⸗ 
danken befchäftigt, dad Einkommen aus Domänen gänzlidy aufs 
zugeben und diefelben durch Verkauf in die Hände von Privaten 
übergehen zu laſſen. In den meiften Staaten ift die in Eng: 
land (a) fchon früher bewerkfteligte Veräußerung ber Domänen 
angefangen worben (b). Bei der Unterfuchung über die Zweck⸗ 
maͤßigkeit dieſer Maaßregel (c) müflen zuvoͤrderſt die Gründe 
aufgeführt werden, welche man für die ſelbe aufgeftellt hat (d). 

H Die Regierung ift wenig geſchickt, Gewerbe zu betreiben. 
Privateigenthämer benutzen in der Regel eine Erwerböquelle 
mit befferem Erfolge als jene, weil fie fi dem Gefchäfte mit 
großem Eifer widmen, unermübet auf Verbefferungen bebacht 
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find und jeden einzelnen Productionszweig kraftvoll betreiben, 
während die Regierung ein koſtbares Perfonal von unteren und 
höheren Domänenbeamten erhalten muß, welche minder thätig 
und fparfam find. Die Erfahrung betätigt ed, daß die Domänen 
in Privathänden einen größeren Reinertrag abwerfen und biefer 
Meberfhuß kommt in jedem Falle dem Bolkdeinfommen zu 
Statten. Er iſt am größten, wenn die Domänen vor dem Ber: 
kaufe in folche Stüde zertheilt werden, daß fie zwar noch eine 
reichliche bäuerfiche Nahrung geben, aber mehr Menfchen ald 
bisher befchäftigen und daburd) den Wohlftand der Landbauen⸗ 
den fo wie die Volksmenge vergrößern. Selbft wenn ber Erlös 
nur den bisherigen Domänenertrag vergütete, fo hätte der Ber: 
kauf doch Vortheile, denn ed waͤchſt durch ihn das Volks⸗ 
eintommen und hiermit die Fähigkeit des Volks, größere 
Staatdlaften zu ertragen (e). 


(a) Glifabetd u. Safob I. verkauften viele Domänen, letzterer für 
775,000 8. ©&t. Sinclair, a. a. D. 1, . 232. 

(5) In Deflerreidh find nach dem Batent v. 22. Jan. 1517 ſehr viele 

roße Domänenherrfchaften zur Schuldentilgung veräußert worden. 

Der Verkauf brachte 1818—1843 352/, Mill. fl. ein. Im preuß. 

Einnahmeetat ift fortwährend 1 Mid. Rthlr. aus gleicher Quelle 

aufgeführt. Bis 1820 find für 20 Mill., von da an bis 1840 

für 353, Mil. Rthlr. preuß. Kammergüter verfauft worden. 

(Zweifel über die Zweckmaͤßigleit dieſer Maaßregel bei v. Buͤlo w⸗ 

Summerow, Preußen, feine Berfafung x. ©. 153, wo jedoch 

der Drang ber Kriegszeit und die volfswirtbichaftliden Bortheile 

zu wenig beachtet & fein fcheinen.) — Belgien: regelmäßiger 

Domänenverfauf, Gef. v. 28. Dec. 1835, weßhalb im Borans 

fhlag von 1841 2,210,000 Fr. Erlös vorfommen. 

(c) Deal. v. Maldus, Fin. I, 8. 

(d) &. Smith, III, 208, — Schmalz, Staatsw. 8. II. 160. — 
Lotz, III, 120. — Bülau, Der Staat und der Landbau, S. 50. — 
„Das Bintommen, welcdes in jeder civilifirten Monarchie bie 
Krone von den Staatögütern zieht, obſchon es die Bürger nichts 
zu koſten ſcheint, koſtet doch in der That die. Geſellſchaft mehr 
ale ei jede andere Binnahme der Krone von gleicher Größe.” 

mith. 

(0) Naturlich würde man da anders urtheilen muͤſſen, wo die Pri⸗ 
vaten in der Landwirthſchaft fo wenig Eifer und Geſchicklichkeit 
zeigten, daß fie von den Domänenverwaltern beträchtlich übers 
teoffen würden. — In Dänemark follen neuerlich die Staatsgüter 
fo gut verkauft werden, daß ihr bisheriger Reinertrag nur 
a—1 Proc. des Brlöfes war. — Die in Spanien bis 1841 
verfauften Gtaatögüter waren auf 133 Mil. Me. geſchätzt und 
ed wurden 9265 Mill. erlöf. In Baleın find in ten Sahren 
1826— 238 für 2,350,557 fl. Domänen verfauft worden, deren 


St 
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Reinertrag bisher 54,151 fl. oder 2,3 Proc. war. Der Erlös 
it, wenn man noch 45,000 fl. Vorſchüſſe und 35,000 jl. Aus: 
finte einrechnet, das 45 fache der bisherigen reinen Rente, und 
verzinfet fi) vagegen zu 4,2 Proc. S. Verh. v. 1831. Beil. XXI. 
Betterleine Bortr. $. 13. 

$. 89. 

2) Hat der Staat Schulden, fo dient der Berfauf der Do: 
mänen bequem zu ihrer Abtragung (a), auch gewinnt man 
biebei noch, indem der Kaufichilling gewoͤhnlich fo groß ausfällt, 
daß er mehr Schuldenzinfen erfpart, ald man an Einkünften aus 
den Domanen verliert. Kann man 3.8. den 33fachen Rein: 
ertrag ald Kaufpreis erlangen und damit Schulden abzahlen, 
die & Proc. Zinfen foften, fo gewinnt man jährlich an I Proc. 
diefes Kaufpreifes oder gegen !/, des Domänenertrages: (b). 
Diefer Grund fällt freitich hinweg, wo die Schulden Feine große 
Laſt verurfachen, fo daß man fie aus den Ueberfchüffen der 
Staatseinkünfte nach und nach abbezahlen fann, ohne die 
Kammergüter hiezu verwenden zu müffen. 

3) Der Domänenbefiß verwidelt die Regierung in ein be: 
fondereö Privatintereffe, welches fie manchen allgemeinen Ber- 
befferungen, 3. B. der Ablöfung laͤſtiger Realrechte, abgeneigt 
macht, oder welches wenigftend wegen der Daraus herruͤhrenden 
Reibungen mit dem Vortheile Einzelner leicht ald etwas Ge: 
haͤſſiges betrachtet wird. 

4) Die Erfahrung zeigt, Daß zur ſicheren Deckung des Staats⸗ 
aufwandes Domänen keinesweges erforderlich find und daß in 
mehreren europäifchen Staaten, wo die Domänen nur einen ges 
ringen Beitrag liefern, doch die Einkünfte reichlich, regelmäßig 
und ohne Bedrüdung der Bürger eingehen (c). 

(a) Schon im alten Rom gefchab diefes, bei der Geltverlegenheit im 
Jahre 554 u. c. im Anfang des macedonifchen Kriegs. Die Con⸗ 
fuln trugen darauf an, die Gläubiger warten zu laſſen, was ber 
Senat vertvarf. Cum et privati aequum postularent, nec tamen 
solvendo aere alieno resp. esset, quod medium inter utile 
et aoquum erat, deoreverunt. Es murben bifponible Staats: 

üter nad der Abfchägung durch die Conſuln den Bläubigern 

Iberlaffen. mit einem Zins von 1 As für das jugerum, um en 
Zeichen j haben, wenn der Staat fpäterhin die Güter wieder 
einlöfen könne. Livius, XXXI, 13. 

(6) Bal. $. 94 (e). 

() ©. die in 8. 80 (d) mitgetheilten Angaben. 
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$. 96. 

Dagegen ift die Beibehaltung der Domänen aus andern 
Gründen in Schuß genommen worden (a). 

1) Aus dem Geſichtspuncte der Staatöflugheit im Allge: 

meinen hatman fie ald eine wefentliche Stüße der erblichen Fuͤrſten⸗ 
würde angefehen, weil dieſe aus dem Reichthume an Ländereien 
entfprungen fei und alfo fortdauernd auf ihm ruhen müfle; das 
Domäneneintommen wird ferner wegen feiner Unabhängigkeit 
von landftändifcher Bewilligung und überhaupt wegen feiner groͤ⸗ 
ßeren Sicherheit in Zeiten innerer Unruhen und großer Umwaͤl⸗ 
zungen für vorzüglich ſchaͤtzbar erachtet (b). — Solche Ruͤckfich⸗ 
ten auf die Lage der fürftlichen Gefchlechter find hauptſaͤchlich 
bei denjenigen Domänen bedeutend, welche aus Stammgütern 
beftehen ($. 46. 80), und fie können überhaupt in Beziehung 
auf kleinere Staaten, deren Selbftftändigkeit mehr gefährdet iſt, 
nicht. für unbegründet gehalten werben, befonderd wenn ſchon 
durch die Ablöfung der Srundgefälle unvermeidlih ein Theil 
des Domäneneintommend verfchwindet. Indeß gewährt wenig: 
ftend in ruhigen Zeiten, und in Bändern von einer hinreichend 
entwidelten Volkswirthſchaft Die Beſteuerung ebenfalls Leicht die 
Mittel zur Befriedigung der Staatöbebürfniffe, und ed wäre 
richt rathſam, jene Vortheile Da, wo erhebliche volkswirthſchaft⸗ 
liche Erwägungen den Verkauf empfehlen, mit einem großen 
Opfer zu erfaufen. Auch ift es jedenfalls genugend, wenn ein 
folcher Theil dee Domänen erhalten wird, auf deſſen Reinertrag 
die Eivillifte angewiefen werben Tann. 
2) Das Domäneneinlommen erregt feine Unzufriebenheit, 
weil es aus einem eigenen Erwerbe der Regierung herfließt und 
Niemandem eine Entbehrung verurfacht, während die Auflagen 
ungern entrichtet werben und unvermeidlich zu manchen Un- 
gleichheiten und Beläftigungen Anlaß geben. Würden vollends 
die Kammergüter unvortheilhaft verkauft oder die eingehenden 
Kaufgelder nicht gut zu Rathe gehalten (c), fo müßten fogleich 
die Steuern erhöht werben, um ben Ausfall in der Einnahme 
zu deden. — Hiebei ift jedoch zu bemerfen: 

a) Sener Vorzug ded aus Domänen fliegenden Einfommens 
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bürfte nicht entfcheiben, wenn, ohne daß die Einzelnen 
es gewahr werben, Die Kammergüter weniger ertrügen 
als Privatländereien und fomit die Production im San: 
zen geringer wäre. Nur bei einer der Privatbenusung 
nicht nachflehenden Bewirthfchaftungsweife der Doma⸗ 
nen iſt dieſer Umſtand bedeutend (d). 

b) Werden mit den Kaufſummen Schulden getilgt, ſo iſt 
gar keine Vermehrung der Auflagen nothwendig, ſteigen 
dagegen aus anderen Urſachen die Staatsbeduͤrfniſſe, ſo 
wuͤrde auch die Beibehaltung der Domaͤnen eine ſtaͤr⸗ 
kere Beſteuerung nicht verhuͤten koͤnnen; gegen eine Ver⸗ 
ſchleuderung oder eine Verwendung des Erloͤſes fuͤr lau⸗ 
fende Staatsausgaben aber kann in einem wohlgeord⸗ 
neten Staate eine gefebliche Vorkehrung ſchuͤtzen. 


(a) Gr. Soden, V, 45. — v. Defabı I, $. 76. 192. — Herzog, 
Staatswiribfch. Blätter, II, 5 (1820). 

(6) v. Haller. — Rudhart, Zufand bes K. Baiern, II, 37. — An: 
dere fehen gerade umgefehrt im Beſtehen vieler Domänen eine Ge— 
fahr für die bürgerliche Freiheit. Sinolair, History, Ill, 29. 
Sachariä, Vierzig Bücher vom Staate, II, 79. 

(c) Aus Liefer Beſorgniß ift Er. Moltke dem Berkaufe abgeneigt, 
Ueber die Ginnahmequellen, S. 30. 

(d) In fleinen Ländern iſt es leichter, Die Domänen zu beauffichtigen 
und für ihre guie Behandlung zu forgen. 
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3) Das Domäneneintommen muß im Berlaufe längerer 
Jeiträume fleigen, weil die Grundrente mit der Preiserhöhung 
der Bodenerzeugniffe und dem befferen, Funftgemäßeren Anbaue 
der Ländereien erhöht wird, $. 224. Durch den Verkauf gegen 
eine Geldſumme geht diefer Bortheil verloren, und der Schaden 
iſt deſto größer, wenn Die Beräußerung in einer Zeit vorgenom⸗ 
men wird, wo es noch an Sapitalen und Arbeitökräften zu einer 
beſſeren Bewirthichaftung. durch Privaten fehlt, und wo deßhalb 
die Kauffchillinge niedrig find. — Diefe Säge, deren Gewicht 
nicht verkannt werden kann, müflen von unzeitigen Verkäufen. 
abhalten. Doc ift dabei auch dieß zu erwägen: 

a) die Grundrente von Privatländereien nimmt fchneller 

zu, ald von Domänen (a), 
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b) die Staatscaſſe zieht auch von dem größeren Grunbein- 
fommen der Bürger auf mancherlei Weiſe mittelbar 
Vortheil, 3.33. in.der Grundfteuer. 

4) Daß Domänen bei Staatsanleihen größeren Credit ge: 
ben, ift in der neueren Zeit von geringer Erheblichkeit, weil man 
bei gut geordnetem Staatöhaushalte und erprobter Gerechtigkeit 
der Regierung jener Grundlage des Credites nicht mehr bedarf 
und befonders die landfländifche Zuftimmung dem öffentlichen 
Bertrauen weit mehr nüßt. 

9) Kammergüter leiften gute Dienfte, wenn man landwirth: 
ſchaftliche Verbeſſerungen einführen will, die von jenen aus 
fi) weiter verbreiten können (b). 

(a) Schmalz, 1, 181, erzählt von einem Staatsgute, welches 1739 für 
3,300 Rthlr., und nad 1505 nicht höher als für 3,900 Mtbir. ver: 
padıtet worden if, während der PBachtzins eines benachbarten ade⸗ 
lichen Gutes in jener Zeit von 800 auf 3, 000 Rthlr. geftiegen war. — 
Man hat berechnet, daß die Güter der im 3. 1342 von Heinrich VIII. 
aufgehobenen Kloͤſter gegen 273,000 Pf. St. eingebradyt haben 
mögen, und brittehalb Jahrhunderte fpäter wenigſtens 6 Mill. jaͤhr⸗ 
lichen Crtrag haben bringen fönnen. Sinchair, a. a. O. 


(6) Domänen mit betraͤchtlichen Gebäuden dienen auch zu Arbeiter und 
Srrenhäufern, Schullchrerfeminaren u. dgl. 
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Nach der Abwägung der vorftehenden einander widerftrei: 
tenden Gründe gelangt man nicht zu einer einfachen unbeding⸗ 
ten Regel. Der Verkauf aller Domänen wäre eben fo wenig 
gerechtfertiget, als die Beibehaltung aller, vielmehr wirb das 
zwedmäßigfte Verfahren von verfchiedenen örtlichen und zeit 
lichen Umftänden bedingt, die man fo überbliden kann: 

1) Zwed der Benutzung. Solche Güter, die nicht bloß 
ihres Geldertrages willen, fondern auch noch zu einem befonderen 
Gebrauche nuͤtzlich find, 3. B. Mufterhöfe, Güter, auf denen 
man vorzügliche Viehraſſen unterhält u. dgl. ($. 97, Nr. 5), 
fallen nicht unter die folgenden Rüdfichten und verbienen 
erhalten zu werden. 

2) Zuftand der Bewirthfchaftung und Ertrag der 
Domänen in Bergleich mit den Srundbefigungen der Einzelnen. 
Se mehr der Unterfchied zwifchen beiden zu Gunften der lesteren 
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beträgt, deſto größeren volkswirthſchaftlichen Gewinn verfpricht 
der Berfauf. Die iſt vorzüglich da der Fall, wo in einer Ge: 
gend die fchmunghafte, intenfive Benusung des Bodens (I, & 
370.) üblich geworben ift, oder wo die Güter großer und fchwies - 
riger Srundverbefferungen bedürfen, die ein Privatunternehmer 
wohifeiler ausführt ald die Regierung. Ein Kennzeichen folcyer 
Umflände kann man theild in den hoben Preifen: ded Grund: 
eigenthums in einer Gegend überhaupt, theild in dem großen 
Erlöfe aus Domänenverkfäufen finden, 3. B. wenn man die 40: 
oder 50fache Rente empfinge. Begreiflich bat auch die bei jener 
Vergleichung zu Grunde gelegte Art der Domänenbewirthichaf: 
tung auf dad Ergebniß großen Einfluß und je weiter man in der 
Geſchicklichkeit fommt, den Domänen einen höheren Ertrag abzu- 
gewinnen, defto leichter iſt Die Erhaltung derfelben gerechtfertigt. 


3) Bermuthbungüber den fünftigen Ertrag. Läßt 
fich in Kolge dußerer Ereigniffe oder einer befferen Benugung 
ein Steigen deffelben bei den Rammergütern erwarten, und wer: 
den diefe hierin den Privatbefigungen nicht weit nadhftehen, fo 
macht dieß die Beibehaltung rathſam. 


4) Beichaffenheit der Kammergüter. Solce, bie 
viel Capital, Arbeit und Fleiß in Anfpruch nehmen, follten am er: 
fien der Betriebfamkeit der Privatperfonen überlaffen werden. 
Dieß gilt am meiften von dem Garten: und Reblande, weniger 
von dem Aderlande, am wenigften von Wiefen und Waldungen. 


9) Berwendung des Erlöfed. Wo keine Staatöfchul: 
ben vorhanden find, da können die Summen zur Errichtung großer 
productiver Werke von unzweifelhafter Nüßlichkeit, 5.3. Land⸗ 
oder Wafferftraßen, benutzt werden, und hier kann auch Die Staat: 
cafe unmittelbar oder mittelbar, durch erhöhten Betrag anderer 
Einkünfte, ein den Zinfen entfprechended Einfommen finden. 
Sollte ed gänzlich an einer guten Gelegenheit fehlen, die Kauf: 
gelderficher und einträglich anzulegen, fo wäre es befier, die Kam: 
mergüter als eine Aushuͤlfe für fpätere Zeiten zu bewahren (a). 


(a) UNeber diefe Schwierigkeit |. die Schrift: Bemerkungen über bie 
Berfleigerung der Zürcherfchen Domänen, Dec. 1831. 
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Iſt in einem gegebenen Falle nach vorfiehenden Rüdfichten 
ein Verkauf von Kammergütern ſowohl aus volkswirthſchaft⸗ 
lichen, als aus finanziellen Gründen für nüglich zu erachten, fo 
fommt bei der Ausführung diefer Maaßregel nod) dolgendes 
in Betracht: 

1) die Befugniß der Regierung zu derſelben. Fruͤherhin 
war es in vielen Laͤndern verboten, Domaͤnen anders, als mit 
Anſchaffung eines Erſatzes in Grundſtuͤcken gleichen Werthes zu 
verkaufen. Dieß Verbot mag in Zeiten, wo man zur leichtfinnigen 
Aufzehrung der Kaufgelder geneigt war und oft Ländereien blos 
Diefer Neigung willen verlaufte, gute Dienſte geleiftet haben und 
iſt zur Widerrufung folder Beräußerungen oft angewendet wor: 
den (a); in einem gutgeregelten Finanzweſen iſt es unzweckmaͤßig, 
“ weil ed auch nügliche Veränderungen verhindert. Die beabfidy 
tigte Sicherung wird eben fo gut auf anderen Wegen erreicht. 
Es ift nicht einmal nöthig, die vorgäangige Zuftimmung der and: 
fände zu Domänenverfäufen zu fordern (b), wenn nur das Ges 
feß eine folche Anwendung der Kaufgelder vorfchreibt, daß die; 
felben entweder andere Staatdeinfünfte zu Wege bringen oder 
eine entiprechende Zinderfparung bewirken (c). 

2) Der Zeitpunct ded Verfaufes muß fo gewählt wer: 
den, daß ein guter Erloͤs zu erwarten iſt; es dürfen feine Um- 
ftände vorhanden fein, welche viele Begüterte abhalten Fönnten, 
Ländereien und indbefondere Domänen zu erwerben 5.3. die 
Furcht vor einer Staatdummälzung, bei der bie Verkäufe wiber: 
rufen würden. Um das Angebot nicht zu ſtark werben zu laffen, 
muß der Verkauf größerer Maſſen von Domänen nur allmälig 
veranftaltet werben. Ä 


(a) Das preuß. Hausgefeg von 1743 erklärt die Unveräußerlichleit der 
Domänen. Bin neueres Hausgefeb vom 5. Rov. 1809, welches mit 
den Beirathe einberufener angejehener Männer (Rotabeln) aus 
allen Provinzen zu Stande gekommen war, geflattet den Berfauf 
in Zällen, wo er für das gemeine Wohl und für das Intereſſe 
der f. Samiki vortheifhaft if. 

(db) 3. 9. bad. Verf. Urfunde $. 58. Ausgenommen find die Ablöfung 
von —æ der Verkauf entbehrlicher Gebaͤude und ſolche 
Veraͤußerungen, die bie Landescultur befoͤrdern oder zur Aufhebun 
einer nachtheiligen eigenen Verwaltung dienen. Der Erlös mu 


( 


— 


125 


aber zu neuen Ankäufen verwendet ober der Schuldentilgecaſſe zur 
Ber infung übergeben werden. Aehnlich kurheſſ. Berf. $. 142, ſächſ. 
Ber. $. 18, würtemb. Berf. $. 109. In diefen beiden Staaten foll 
der Erlös zur Erwerbung anderer Grundflüde angewendet werden. 
Auch in Franfreih, Brafilien ꝛc. iR Zufimmung der Landflände zu 
jedem Berfaufe erforderlich. — In Baden wird ber aus dem Dos 
mönenverfaufe und den Ablöfungen eingegangene und nicht wieben 
zu Ainfäufen verwendete, fondern zur Ginlöfung von Staatsobliga⸗ 
tionen benußte Betrag unter dem Ramen des Grundſtocksver⸗ 
mögens als eine Forderung des Fürftenhaufes an das Land bes 
trachtet und ale ein .beionderer Beflandtheil ber Staatsfchuld auf: 
erührt. (Jedoch find unter den verfauften Gegenfländen auch wahre 
taatsgüter begriffen gewejen, weßhalb das Grundſtocksvermögen 
aus Stamm: und Staatsgut gemifcht if.) Bis zum Belaufe von 
12 Mill. R. if diefes Grundſtocksvermoͤgen unverzinslich; was biefe 
Gumme überfleigt, wird den Domänencafien aus der Schuldentils 
gungscafle verzinfet. Der Stand au I. Jan. 1546 war 24,494,000 |., 
werunter aber beinahe 8 Mill. noch ausftchente Zehntablöfungss 
capital. — In Bürtemberg war die Grundſtocksverwaltung am 
%. Juni 1841 fogar 104,517 fl. mehr fchuldig, als fie zu fordern 
hatte, weil bier feine Tilgung von Staatsfchulten aus Mitteln des 
Grundſtocks vorkommt, dieſe alfo ganz zu Anfäufen und Bauten 
verwendet werden muß. NAnfinfe werden durch das Zurüdzichen 
von einftweilen angelegten Summen beftritten. Am 1. Zul. 1843 war. 
dagegen das Grundſtocksguthaben 1,549,000 fl. In Kurheflen wird 
es mit dem Grundſtock ebenfo gehalten wie in Wuürtemberg. 
Nach der baier. Berf. Urk. Tit. III. 8. 6. 7. find von dem Beräußes 
rungsverbote ausgenommen die „zur Beförderung der Landescultue 
oder fonft zur Wohlfahrt des Landes oder zum Bellen tes Staates 
ärard und zur Aufhebung einer nuachtheiligen Selbitverwaltung“ 
für gut befundenen Berfäufe. Doch dürfen die Landeseinfünfte nicht 
geichmälert werten und es foll als Brfap entweter eine Dominical⸗ 
vente bedungen, oder der KRaufichilling zu neuen @rwerbungen oder 
zur zeitlichen Aushülfe des Schultentilgungsfondg oder zu andern, 
das Wohl. des Landes bezielenden Abfidhten verwendet werden. — 
Großh. Hei. Berf. Urf. Art. 7— 10. Familiengüter dürfen nur in 
wenigen Faͤllen (entbehrlihe Gebäude, Vergleiche zur Beenbigun 
von Medhtsftreitigleiten, Ablöiungen von Grundzinſen ac.) verkauft 
werden und es muß ten Stänten eine Beredinung über den Erlös 
und defien Wiederverwendung zum Grundſtocke vorgelegt werben. 
Ebenſo bei den Staatsgütern, wenn bie Schulden abbezahlt find. — 
In Frankreich erforderte jeder Berfauf, Umtauſch ıc. die Geneh⸗ 
migung der Kammern. In mehreren Läntern werden alljährlich f 
re gleihe Summen Domänen verkauft und zu den laufenden 
Tinnahmen gezogen ($. 94 (d)). Dieß wiberftreitet der Nachhals 
tigfeit, woferne nicht wenigſtens ein gleicher Betrag an der Staates 
hut getilgt wird. In Rordamerica verordnet ein Geſetz von 1841, 
dag der Ueberſchuß des Erloͤſes unter die einzelnen Staaten nad 
einem aus der Volksmenge hergenommenen Maaßſtabe vertheilt wer⸗ 
den foll. Es werden aber aus ihm vorweg befttitten die Koſten der 
Bermeflung und des Bertaufs, — die Zinfen der Staatsfhuld, auch 
des durch den mericanifchen Krieg entflandenen Zuwachſes derfelben, 
— die Mbfindung der Indianer Bar Ländereien, — ferner 2 Proc. 
für allgemeine Unterrihtsanftalten und ebenfovicl für @ifenbahnen 
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und Gandfe, die für: bie ganze Union nuͤtzlich find. Deßhalb bleibt 
nicht viel zur Bertheilung übrig- 


$. 100. 

Für ben Vollzug eined befchloffenen Domänenverkaufes 
gelten nachfiebende Regeln: 

15 Da für kleinere Abtheilungen von Grundftüden mehr 
Kaufluftige vorhanden zu fein pflegen, als für große Flächen, 
fo ift es dienlich, dieſe zu zertheilen, nur nicht foweit, daß die 
gute Bewirthichaftung erfchwert würde. Bei großen Feldgütern, 
die von Dörfern entlegen find, fteht oft der Mangel an Wirth: 
fchaftögebäuden der Zerlegung im Wege. (a) 

2) Den Kauflufligen wird eine Befchreibung und ein An- 
flag zur Einficht vorgelegt. Sind die Grundflüde gut ver: 
meffen, fo kann den Käufern der Flächengehalt genau angegeben 
werben, und dies ift nüglich, weil jede Ungewißheit über den 
Werth) ded kaͤuflichen Gegenflandes den Preis erniedrigt. 

3) Man beraumt eine Verfteigerung an, bei der jedoch un- 
bekannte oder unfichere Perfonen nur mitbieten dürfen, wenn 
fie eine gewiſſe Sicherheit geleiftet haben (b). 

4) Der Ausrufd- oder Einfabpreis, als Minimum, wird 
nach der Beranfchlagung ded Gutes beflimmt. 

9) Die Genehmigung der vorgefeßten Behörde wird vor: 

behalten. 

6) Der Käufer wird nicht eber in Beſitz gefebt, ald bis er 
einen Theil des Kaufſchillings abgeführt hat. Ein anderer 
Theil kann, wenn ed der Käufer wünfcht, einige Zeit verzinslich 
und gegen hypothekariſche Sicherheit flehen bleiben, ferner kann 
man ftatt einiger Friftzahlungen auch den Kaufpreis in eine 
Zeitrente von längerer Dauer umwandeln, wenn nur der Sicher: 
heit willen ein Theil dee Summe fogleicy berichtigt wird. Diefe 
Einrichtung iſt für wenig begüterte Käufer ſehr zweckmaͤßig (c). 
Bid zur ganzen Abzahlung behält fih der Staat das Unter: 
pfandsrecht vor. 


(a) Die preuß. Regierung verordnete 1846, daß fünftig auf pachtlos 
werdenden Domänen in den Provinzen "Preußen und Bofen fowie 
im R. B. Köslin elin zur Berbinderung der Nuswanderungen Stüde 
von ungefähr 60 Morgen an Anfiedler verfauft werden follen. 
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(6) In Frankreich verkauft man die Staatswalbungen durch ein Herab⸗ 
ieten, adjudication au rabais. Man ruft zuerſt um das Doppelte 
bes Anfchlags aus und gebt dann immer weiter herab, bis Jemand 
ruft: je prends. Hat dieß feinen Srfolg, fo wird verfleigert. 

v. Muͤnch, Ueber Domänenverfäufe. Darmſt. 1823. Vergl. II, 5.60. 
— In Griechenland wird nach dem Gef. v. 1835 die allen Familien: 
Säuptern augeinherte Ausftattung von Ländereien bis zu dem Be: 
trage von 2000 Drachmen (833 fl.) gegen eine 36jährige Zeitrente 
von 6 Proc. abgegeben. In Portugal (Geſ. von 1834) wird 1/, des 
Kaufgeldes ſogleich entrichtet, der Net in 16. Jahresterminen, mit 
2 Broc. Jahreszins für den noch nicht getilgten Theil der Schuld. 


$s. 10 a. 


Eine Bermehrung der Domänen ift in der Regel nicht 
rathfam. Man bat folgende Mittel zu ihrer- Ausführung in 
Borfhlag gebracht (a): 

1) Heimfaltende Ritterlehn. Der langit zwedios 
gewordene Zehenverband follte lieber unter billigen Be: 
dingungen aufgelöft, alles Lehengut in freies Eigenthum 
(Alod) umgewandelt werben. 

2)Urbarmahung Öder Kandftriche, wodurd wenig: 
find das ertraggebende Domanengut vergrößert wird. 
Sole Unternehmungen paffen aber in der Regel. beffer 
für Privatperfonen, und man follte daher die zum Anbau 
tauglichen Slächen verkaufen oder in Erbpacht geben. 

3) Ankauf. Statt Weberfchüffe der Staatdeinfünfte hierzu 
anzuwenden, würde man befler thun, Schulden abzutra= 
gen. Doch koͤnnen befondere Umflände ausnahmsweiſe 
den Ankauf folder Ländereien rechtfertigen, die fich für den 
Beſitz der Regierung eignen; z. B. außerordentliche, nicht 
anderweitig gut anzulegende Geldzuflüffe, oder das Hinzu: 
treten gemeinnügiger Zwede, wie bei der Anlegung neuer 
Baldungen (II, $. 160.) u.dgl (db). Wermindert fich das 
Kammergut dur Ablöfung von Gefällen und den Ber: 
fauf unvortheilhafter Beftandtheile, fo haben Anfäufe von 
Ländereien, die nur eine theilweife Ergänzung jened 
Stammvermögend bezweden, noch weniger gegen fich, 
vorzüglich wenn das Kammergut dem fürftlichen Haufe 
gehört, (8. 91.) (ec). Bei folhen Erwerbungen muß (d) 
a) eine forgfältige Beſchreibung und Abſchaͤtzung des 


(c 
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Kaufsgegenftandes entworfen "werden, damit man den 
muthmaßlichen rohen und. reinen Ertrag ermeffen koͤnne, 
und insbefondere find auch die auf den Grunbftüden ru: 
benden Laften genau auszumitteln. b) Man muß fi auf 
ſolche Grundbefigungen beſchraͤnken, die leicht und ſicher 
zu benugen find und nicht bloß eine fortdauernde genuͤ⸗ 
gende Berzinfung bed Preifes, fondern auch eine fleigende 
Rente verfprechen, weshalb z. B. Meine zerfireute Stüde 
audgefchloffen bleiben, Waldungen aber, wenn fie zur 
Bewirthfchaftung und Beauffihtigung gut gelegen find, 
vorzüglich vortheithaft find. : c) Der Verkäufer muß für 
den angegebenen Flächenraum haften. 


(a) Bergius, Bol. und Kam. Mag. II, 201. — Mehmed Ali, Vice 
fönig von Aegypten, hat in der neueften Zeit alle Brivatländereien 
ins Gtaateeigenipum gezogen umd die bisherigen Eigenthümer mit 
einer lebenslänglichen, dem abgeſchätzten Reinertsage gleichfommen- 
den Rente aus ber Gtaatscafie abgefunden. Die Bauern (Fellahs) 
entrichten die Grundſteuer (Miri) und liefern einen Theil der Bros 
ducte gegen baaren Erfag ab. Die Yleißigen werden im Beſitze 
der Büter gelafien; f. v. Prokeſch, Brinnerungen aus Aegypten 

und Kleinahen, II, 117. (1830). 

(6) Hicher gehört auch die Erwerbung Ranbesherrlidher Gebiete, wo⸗ 
durch die Ötegierungsgefchäfte vereinfacht werden. In Würtemberg 
iſt dieß —** geſchehen. 

(c) In Wuͤrtemberg wurden 1838—40 5 große NRittergäter für 450,000 
— 410,000 — 400,000 — 175,000 — und 94,060 II., und mebrete 
fleinere, auch für 518,536 fl. einzelne Waldungen angefaufl. Der 
Zjährige Betrag der erfauften Ländereien, Gebaͤude und et 
tigungen fammi ben neuerridgteten Gebäuden war 2,896,666 fi. 
Seit 1833 find 28,870 Morgen Wald erworben worden; f. Aus⸗ 
ſchußbericht v. 25. Jan. 1843, 6. 200. Bortrag des Finanz Minift. 
v. 1. Febr. 1842, ©. 14. Bericht über die Grundſtocksverwaltung 
von 1538-41 (von Goppelt). — In Baden ift 1830 die Stans 
besherrfhaft Salm: Krautheim fir 1,108,976 fl. und eine Wald⸗ 
fläche von ungefähr 1760 Morgen für 226,207 fl. erfauft worden ; 
minder bedemtende Ankäufe finden jährlich Statt. Noch 1845 wurs 
den 567,000, 1848 aber 510,000 fl. für Anfäufe von Grundſtuͤcken 
in diefen Jahren ausgegeben. 

(d) 8. der bad. Dom. Kammer v. 31. Jan. 1839 im Verordn. BI. Nr. 2. 


$. 101. 

Die Grundlage der ganzen Domänenverwaltung ifl die ge- 
naue Aufzeichnung aller zu den Domänen gehörenden Beſtand⸗ 
theile und Gerechtfame (a). IR der Umfang ber Ländereien 
oder der Rechte noch zweifelhaft, fo wird eine forgfältige Unter: 
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fuhung angeorbnet, e8 werben die Gränzen der Grundftuͤcke 
berichtigt und neu verfteint. Die Ergebniffe diefer Nachfors 
ſchungen find ausführliche Befchreibungen, Werzeichniffe und 
Protokolle über die vorgenommenen Gefchäfte. Hat man auf 
diefe Weife eine vollftändige Kenntniß des zu bewirthfchaftenden 
Bermögenöflammed oder Grundftodes erlangt, fo muß fort: 
während barüber gewacht werden, denfelben ungefchmälert zu 
erhalten und jeben aus widerrechtlichem Willen Einzelner oder 
aus Nachläffigkeit der Beamten drohenden Verluft an den Be: 
ſtandtheilen der Domänen zu verhindern. Alle durch Zu: oder 
Abgang eintretenden Veränderungen werden jährlih in ben 
Berzeichniffen nachgetragen. 

(s) v. Malchus, Politik, II, — Die in Baden beſtehenden Bor: 
fchriften bei Wehrer, —** für Verwaltungs⸗, Kaſſen⸗ und 
Nechnungs beamte, 1842, ©. 

$. 102. 

Die Domänen find entweder 
1) zum Betriebe der Erdarbeit geeignet, und beftehen dann 

a) aus Feldgütern, d. h. aus Garten⸗, Reb⸗ und Ader: 

land, Wiefen und Weiden, fammt Wirthichaftögebäu- 
den (a), Kammergüter im engeren Sinn, 

b) aus Waldungen, oder 
3) Gewerks⸗Vorrichtungen, ald Mühlen, Brauereien u. dgl., 

oder 

3) Bohngebäube. 

Die Beauffihtigung der Domänenwaldungen hat in dem 
Erforderniß gründlicher forftwirthfchaftlicher Kenntniffe ſoviel 
Eigenthämliches, Daß fie befonderen Beamten übertragen zu wer: 
den pflegt, während eine andere Claffe von Bezirköbeamten 
Domänen: oder Kameralverwalter, Rentbeamte, 
Kammerbeamte) mit der Beforgung der übrigen Arten von 
Domänen und gewöhnlich auch mit der Einziehung der Grund: 
gefälle befchäftigt wird (b). 

(=) Unterfhied der Borwerke, d. 5. einzelner Landgüter, von ben 
Domäuenämtern, d. h. foldden großen Gütern, bie bei einem 
Dorfe liegen und mit gutsherrlichen Mechten über die Dorfbewohs 
ner, gewöhnlich auch mit mancherlei Zubehörungen, als Brauereien 


x. verbunden find. 
Rau, yol. Delon. Ste Ausg. III, 9 


(8) Die Seldgüter nebft den Rechten auf Grundgefaͤlle werben biswei⸗ 


len unter der Benennung Kameraldomänen zuſammengefaßt, 
z. B. in Baden; ſ. Regenauer, Geſetze u. Verordnungen über 
die Bewirthſchaftung der Gr. Bad. Kameraldomänen. Karler. 
1827. — Wehrer, Die KRameral:Domänen:Abminiftration, 1833. 
Dei. Repertorium der Geſetze, Verordnungen und Erläuterungen 
über die Bewirthſchaftung der bad. Kameraldomänen, 1888. Def. 
angef. SInftruction. — Ueber alle Arten von Domänen verbreitet 
ih 6. 9. 8. Hoffmann, Die Domanial:Berwaltung des wür- 
temb. Staats, Tüb. 1842. — Baden hatte im 3. 1847 84 Domänen- 
verwaltungsbezirke, die aber von ungleicher Groͤße find, ſchon wer 

ter ſtandesherrlichen Gebiete, in denen feine Kammerguͤter 
And (1850 nır 31), Würtemberg 65 Kameralämter. 


2. Hauptfiüd. 
Verfchiedene Arten der Domänen. 


J. $eldgüter. 
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In den beutfchen Staaten befinden fich noch zahlreiche Kam: 


mergüter biefer Art, die in den meiflen anderen europäifchen 
Staaten verfchwunden find (a). Man hat bei ben Feldgütern 
die Wahl zwifchen verfchiedenen Benußungdarten, bei denen, 
wenn man fie in einem Ueberblide zufammenfaßt, zwei einander 
ſehr entgegengeſetzte Endglieder durch einige Mittelglieber ver- 
knuͤpft werden und die Erwerböthätigkeit der Bürger in immer 
ſtaͤrkerem Grade hervortritt, während zugleich die Theilnahme 
ber Regierung an dem Betriebe immer fchwächer erfcheint. 
Dieß läßt ſich fo darftellen: 


I. Keine erblichen Nusungdrechte von Privatperfonen. 
)) Eigene Berwaltung auf Rechnung der Regierung, 
2) anfangende Beiziehung des Privatintereſſes, Gewaͤhrs⸗ 

verwaltung, 

3) die Bewirthichaftung wird auf beflimmte Jahre ober auf 
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Lebenäzeit einem Pachter überlaflen, biöwsilen fogar ben 
Erben deffelben, Zeitpacht. 
I. Erbliches Benutzungsrecht von Privaten. 
4) Erbpadt. Hieran reihet fi fodann der fchon betrachtete 
Verkauf mit einem zum Theile ftehenbleibenden Kauffchil: 
ling oder auf Zeitrenten, $. 98. 


(a) Beifpiele. Baden, 1847: 33,721 Mrgn. verpachtete Brundftüde, 
11,803 M. in Seldftverwaltung, wovon 11,804 M. Wiefen. (1835 
waren 68 Hofgutsgebäute, alts wahrfcheinlih eben fo viele Hof⸗ 

üter vorhanden). — Würtemberg, 1844: 16,161 Nrgn. in ger 
Fhlofenen Moiereien, 18,315 M. in einzelnen Stüden, 2682 g5. 
Seen und 365 Fiſchwaſſer. Reinertrag: 1845489. 368,823 fl. — 
Sachſen: 38 Rammergüter, worunter 2 zu 8000 Rihlr. Reiner: 
trag. — Hannover: 72 große Bachtgüter, von denen 2 über 10,000 

Ri eintragen, I1 über 5000 Rthlir., und 185 Heinere unter 1000 

Rihlr. Ertrag. — Medlenburgs Schwerin hat 280 große Vacht⸗ 

gätee: die ganze Bachteinnahme der Domänen iſt für 1849 auf 

‚600 Athir. von den Höfen u. 464,000 Rihlr. von den Dörfern 
angefchlagen. 


A. Bewirtbfhaftung burh Verwalter. 
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Die Bewirtbfchaftung auf Rechnung des Staates, durch 
befoldete Verwalter, welche alle Ueberfchüfle der Einnahmen 
über die Ausgaben abliefern (Selbſt- oder Eigenverwal: 
tung, Adminiftration), ift von der Privatwirthfchaft ſchon 
frühzeitig in das Finanzweſen übergegangen, ob fie gleich 
wegen der genauen Aufficht auf Die Verwalter umfländlicher ift 
ald die Verpachtung (a). Wo die Landwirthfchaft kunſtlos, 
nach gleichförmigen Regeln, mit geringer Sorgfalt betrieben 
wird, ift gegen jene wenig einzumenden, wenn man nur ber 
Redlichkeit der Werwalter gewiß fein kann. Auch fpäterhin, bei 
einem höheren Grade von landwirthfchaftticher Kunſt, kann der 
einzelne Grundeigenthümer fich bei der Eigenverwaltung wohl 
befinden, weil er einen Verwalter auswählen kann, deſſen Per: 
fönlichkeit feinen Wünfchen vollkommen entfpricht, und weil er 
bei dem Öfteren Aufenthalte auf dem Grundſtuͤcke ben Betrieb 
zu beanffichtigen und zugleich Mißbraͤuchen jeber Art zu begeg⸗ 
nen vermag. Bei den Domänen verhält es fich jedoch anders, 

9 ” 
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und die Erfahrung hat über die Unvortheilhaftigkeit biefer Be⸗ 

nutzungsweiſe hinreichend entfchieben (b). 

(a) Hüllmann, Geſchichte ber Dom. Benutzung in Deutfchland. Frankf. 
a. DO. 1807. — Ein Theil der römifchen agri publici wurde von ben 
Sklaven für den Staat verwaltet, unter Aufficht des Senates, ber 
die Rechnungen abhörte. Boffe, I, 76. — Im Mittelalter war faft 
allgemein bie Adminiftration üblih, und noch in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts wurde fie, 3. B. von Schreber, a. a. O., 
vorgezogen, denn man ſcheute die Verpachtung, um dem Pachter 
nicht einen Bewinn zu laffen, der der Regierung zugewendet werten 
fönnte, und um die beflere Schonung der Ländereien zu bewirken. 
Seckendorf (Fürſtenſtaat, S. 373) lehrte indeß ſchon, daß man 
nad den Umftänden zwifchen Verpachtung und Berwaltung wählen 
ſolle. — Es befand im vergen genommen wenig Ordnung und 
Auffiht (Hüllmann, Fin. Geſch. ©. 36 ff.), obſchon Karl der 
Große, fo wie fpäter Kaifer Friedrich II. in Neapel, fich bemühte, 
die Verwalter durch ausführliche Inſtructionen zum Fleiße anzu 
halten. Der Amtmann, Bogt, judex, hatte jährlih zu Weihnachten 
das ins Ginzelne gehende ejeihniß aller eingegangenen Natura: 
lien (capitul. de villis, Art. 62) zu übergeben, von welchen Faſten⸗ 
fpeifen in das Hoflager gefendet, die auf dem Bute zu verbraudhenten 
Borräthe abgereicht und die Reſte aufbewahrt wurden, um allen: 
falls verfauft (Art. 33) oder länger in Bereitichaft gehalten zu 
werden. Am PBalmfonntag mußte, nachdem die Belbrechnung durchs 

egangen war, bet Gelderlös eingefendet werden (Art. 28). Kleinere 
Ste: landen unter Berwaltern oder Meiern (villiei). Hr Anton, 
Geſchichte der deutſchen Landwirtbfchaft, I, 177. (Hüllmann, 
Domänen» Denuß ©. 13 nimmt villicus und judex für gleidhbe- 
deutend.) Es laßt fi annehmen, daß die Verwaltungsweiſe im 
Laufe mehrerer folgender Sahrhunderte nicht weiter vorrüdte, als 
fie fhon in jenen Geſetzen, nur ohne dauernden Erfolg, vorge: 
fchrieben war. So lange die Hofhaltung Häufig von einem Kammer: 
ute zum anderen verlegt und bei Feſtlichkteiten eine unglaubliche 

enge von Naturalien verbraucht wurde, bätte man ohnehin von 
der eigenen Adminiftration nicht abgehen können, deren Mängeln 
durdy jene Gewohnheit zum Theile abgeholfen wurde. Der alte 
judex und villicas laffen fi einigermaßen in dem Amtmann und 
Kaftner des 17. Jahrh. wieder erfennen; f. die Beftallungen beider 
im Anhang bei Sedendorf’s Fürflenflaat, Nr. IX u. All. Dem 
judex ſcheint der procurator zur Zeit Friedrichs II. in Neavel ents 
ſprochen haben; v. Raumer, Geſchichte ber Hohenſtaufen, VII, 
6, Nr. AIV. — Sn feinen Ländern leitete wohl der Marfchall die 
ganze Berwaltung. Hans v. Schweinidhen empfing (1589 fi.) 
alle Sonntage nah Tiſch Die Voͤgte, welche berichteten, was einges 
nommen war, worauf die Geſchaͤfte der nächften Woche verabredet 
wurden; f. H. v. Schw. Leben u. Abenteuer, herausg. v. Büfchinig, 
II, 282 (1833). 

(6) Bei einzelnen Feldſtuͤcken if fie gar nicht ausführbar. 


$. 105. 
Gegen die Eigenverwaltung fprechen hauptſaͤchlich folgende 
Gründe (a): | 


% 
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)) Schon ber rohe Ertrag pflegt geringer zu fein, als bei an: 
ders behandelten Zandgütern, weil feft befoldete Verwalter 
im Allgemeinen geringeren Eifer haben, ſich um die Ver: 
vollfommnung des Betriebes, Die befte Benugung aller 
örtlichen Berhältniffe und den einträglichften Verlauf - 
weniger bemühen und vielmehr, aus Scheu vor Anftren: 
gung und Berantwortlichkeit im Falle eines Mißlingens, 
lieber in dem herkoͤmmlichen Geleife beharren. Es ift 
daher nicht zu erwarten, daß die landwirtbfchaftliche Kunft 
in ihrer jededmaligen Ausbildung auf den Kammergütern 
gehörige Anwenbung finden werde. nftructionen und 
einzelne Befehle reichen nicht hin, den Verwalter zu einem 
zweckmaͤßigen Verfahren anzuhalten, wenn er nicht eigenen 
guten Willen hat. 


2) Die Koften laffen einen zu Fleinen Reinertrag übrig, denn 

a) die Verwaltung gefchieht nicht mit derjenigen Spar: 
famteit, zu welcher der eigene Vortheil antreibt, weil 
es an einem binreichenden Antriebe fehlt, mit der 
nöthigen Beharrlichkeit und Unverdroffenheit trotz bed 
Widerftrebend der Untergebenen zu bandeln; 

b) auch abfichtliche Veruntreuung iſt nicht ganz zu ver: 
hüten (db); 

c) die Aufficht der vorgeſetzten Behoͤrde ift fo umſtaͤnd⸗ 
lich, daß man ein zahlreiche Perfonal von Beamten 
biezu halten muß. 


3) Die Regierung wird genöthigt, dad ganze Bewirthfchaf- 
tungdcapital, ſowohl umlaufendes als flehended, anzufchaf: 
fen und im Gebrauche zu erhalten, während 5. 3. bei der 
Verpachtung Öfterd ein Theil des flehenden und in jedem 
Falle dad ganze umlaufende von dem Unternehmer geftellt 
wird. Jenes dem Verwalter anzuvertrauende Capital iſt 
nicht allein manchen Verluſten ausgeſetzt, fondern verzinfet 
fi auch gewöhnlich nicht gut. 


4) Die Einkünfte find von Jahr zu Jahr einem ftarken Wech⸗ 
fel unterworfen, der bie Regelmaͤßigkeit im Zinanzweien 
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ftört, auch kann man nicht auf ihr ficheres Eingehen zu 
gewiflen Zeiten rechnen. 
(es) Sturm, KRameralpraris, I, 183. — v. Jakob, 1,54. 9. 8. ff. — 
In der Praxis handelt man auch biefem Grundfage gemäß, z. B. 
naffauifche Berwaltungsorbnung der Gen. Dom. Direction, 20. und 
24. San. 1816, 6. 17: Die in eigener Verwaltung flehenden Güter 
ſollen in Erbleihe oder Zeitpadt gegeben werden. Bad. Hofdom. 

K. Verordn. v. 2. Mai 1826, 6.5. (Regenauer, ©.419): Die 

Selbſtbewirthſchaf tung Fann nur ausnahmsweiſe und nicht ohne 

befondere Ermaͤchtigung Statt finden. Ebenſo Wuͤrtemberg, Hoff 

mann ©. 49. — Für die eigene Derwaltung fpricht die Schrift: 

Ueber Domäuen und deren Benukung, Bresl. 1835. Der Bf. ſucht 

zu zeigen, daß in den Händen fehr geſchickter und zuverläffiger Vers 

walter die Kammergüter fortpauernd mehr eintragen könnten ale 
bei großen Pachtungen. Wäre es nur leicht, foldye Berwalter zu fins 
den und folche zu erhalten! 

Häufige Klagen über bie Untreue der Verwalter, ſ. Hüllmann, 

Seh. d. Dom. Benug. S. 40. — Die fönigl. Forften in England 

follen im Durchſchnitt von 1826-28 34,819 2. Sterl. getragen und 

35,733 2. Adminiftrationskoflen verurfacht haben! Dingler, poly: 

teen. Sourn. XXXVI. 407. 

$. 106. 

Die eigene Berwaltung kann jedoch unter befonderen Um: 
fländen den Vorzug verdienen, wenn entweder die Beforgnig 
des geringeren Ertraged binwegfält, oder andere Rüdfichten 
diefen Grund überwiegen. Solche Zälle find z. B. 

1) die Anwendung der Domänenhöfe zu Mufterwirthfchaften 
(II, $. 147.), landwirthichaftlichen Lehranftalten oder zur 
Erhaltung von Stammheerden vorzüglicher Biehraffen, 
II, &. 168. 170, 172. Bei der Wichtigkeit dieſes Zweckes 
kann ed nicht ald Abhaltungdgrund gelten, daß ber Rein: 
ertrag bei ſolchen Wirthfchaften erfahrungsmäßig nicht 
günftig zu fein pflegt (a); | 

2) die Nähe der Hofhaltung, fo daß die gewonnenen Erzeug: 
niffe in diefer verbraucht werben fönnen; 

3) wenn ein Gut durch einen unordentlichen Pachter oder 
durch Unglüddfälle verfchlechtert worden iſt und einige Zeit 
lang fchonend benugt werden muß; 

4) wenn man durchgreifende Verbefferungen, z. B. Ablöfung 
ber Frohnen, oder den Verkauf beabfitigt u. dgl. (db). 

I), Weinberge, fo lange man fie überhaupt ald Theile der 
Kammergäter erhalten will, z. B. wegen einer ausgezeich⸗ 


(b 


— 
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neten Lage, laffen nicht wohl eine Verpachtung zu und 
müflen daher in Eigenverwaltung bleiben, unter ber Lei: 
tung eined volfommen kundigen Verwalters (ec). 

6) Abgefonderte Wieſenflaͤchen, bei denen die eigene Ver: 
waltung ganz üblich und leicht ausführbar if. Die Her: 
ſtellung der Bewäflerungsanftalten, die Düngung ıc. kann 
leicht von einem Domänenbeamten gefcheben, die einzelnen 


Grasſchnitte aber werben verfleigert. 

(a) Bgl.$.98. 1). Beifpiele: Die wuͤrtembergiſchen Kameralhöfe (fönigl. 
Privateigenthum) Weil, Scharnhaufen und Kleinhohenheim (f. 
Weckherlin im Korrefp. BI. des landw. Vereins in W. 1825, II, 
3.), nebſt der landw. Lehranflalt zu Großhohenheim (Staategut), 
— Proskau in Schleften (Lehranftalt). — Die baieriſchen Staats: 
gäter Schleißheim, Weihenftephan und Fuͤrſtenried bei München. 
Shleiöheim bat ungünftigen Boden und brachte im Durchſchnitt 
von 1654 — 1810 feinen Reinertrag, fondern Eoftete noch jährlich 
6513 Fi. Zuſchuß! 180 begann die neue Einrichtung; 1811—18 
warf es jährl. 6972 f., 1819 7577fl. rein ab, die 3 Güter gaben 
1810— 27 einen jährlichen Reinertrag von 22,463 fl. oder von 5 
Broc. des mittleren Grundwerthes und Gapitales. Der Robertrag 
bes Aderbaues flieg während diefer Zeit in Schleigheim von 1 auf 
23, Scheff. vom Morgen. Inzwifchen ift jener Neinertrag von 
22,468 fl. geößtentheild wieder auf Neubauten, Benfionen, Verfuche, 
Unterricht se. verwendet worden, fo daß in 17 Jahren nur 35,341 fl. 
baar an die Staatscafje abgeliefert wurden. Bol. Shönleutner, 
Bericht über die Bewicthichaftung der k. 5. Staatsgüter sc. Müns 
dm, 1822. Schönleutner und Zierl, Jahrb. der £. b. landw. 
Lehranſtalten zu Schleißheim, I, 28; TI, 38. (1828. 1829). In den 
Jahren 1835-37 brachten die drei Güter jährlich einen Reinerirag 
yon 14,813 ff. — Weihenſtephan hat fehr guten Boden, dennoch warf 
die Landwirthſchaft auf diefem Bute von 315 Morgen Ader, 150 M. 
Wiefen und Is8 M. Weiden, Oedungen und Mooswiefen in 3jäh- 
rigem Mittel nur 2638 fl. ab. Das Betriebscapital von Schleiß⸗ 
heim (7383 Tagw.) und Weihenftephan (666 Tagw.) berechnete 
man 1838 auf 31,163 fl. Materlalvorräthe, 31,572 8. Viehſtand, 
06,868 fi. Geraͤthe, 12,855 fl. baare Betrieböuorfhüfle, zufammen 
142,458 fi., wovon der Zins zu 4 Broc. fhon 5688 fl. beträgt. Fuͤr⸗ 
Renried iR in Zeitpacht; |. Verh. d. K. d. Abg.von1840, Beil. XXI. 
A. (Graf Butler). — Bei mehreren vom Staate errichteten land⸗ 
wirthfchaftlichen Lehranftalten bat man Indeß neuerlich vorgezogen, 
das Gut dem Vorſteher um einen billigen Betrag in Pacht zu geben, 
3. B. Elwangen und Dchfenhaufen in Würtemberg, Hochburg bei 
Emmendingen in Baden. In früheren Seiten gab es in mehreren 
Ländern Domanial⸗Schaafhoͤfe, mit Benugung der Weiberechte auf 
Privatländereien, in Selbftverwaltung; 3. B. in der Pfalz und in 
BVürtemberg, Hoffmann, Finanzw. v. Würt. ıc. ©. 31. — In 
Frankteich find noch jeht 4 Staatöfchäfereien, welche aber keinen 
Reinertvag liefern. Es werden daraus viele Schaafe verfauft. N. 
für 1844 135,000$r. Ertrag, 135,200. Roften. 

(d) Ricolai, ], 232, 

(c) Raſſauiſche a. Inſtruction, F. 18, 
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§. 107. 
Für die eigene Verwaltung, wo fie beibehalten wird, gelten 
folgende Regeln: 

1) Die Anfprüce, welche man an den Verwalter zu machen 
hat, werben aus einem Anfchlage über bad Landgut beurtheilt, 
der den mittleren muthmaßlichen Robertrag, die Wirtbfchafts- 
koſten und den Reinertrag ausſpricht. Obgleich der Verwalter 
nicht verpflichtet werden kann, ven Anſchlag fireng einzuhalten, 
fo hat er Doch die Abweichungen von demfelben zu erflären und 
zu rechtfertigen. 

2) Man fucht für die Verwaltung Männer zu erhalten, welche 
gebdiegene Kenntniffe mit redlichem Eifer verbinden. Wo dad 
Landgut zu dem Aufwand für einen Gehülfen nicht zu Hein ift, 
wird dem Verwalter ein Rechnungdführer (Kornfchreiber ıc.) 
beigegeben, ber zur Sicherung des Staates gegen mögliche 
Veruntreuungen dient. 

3) Es wird eine ausführliche Dienftanweifung Inſtruction) 
entworfen, welche die Obliegenheiten und Befugniſſe der Ver⸗ 
walter angiebt, z. B. wie ſie ſich in Anſehung einzelner Wirth⸗ 
ſchaftszweige nach landwirthſchaftlichen Grundſaͤtzen zu be⸗ 
nehmen, bei welchen Ausgaben ſie hoͤhere Genehmigung einzu⸗ 
holen, wie und wann ſie die baaren Ueberſchuͤſſe abzuliefern 
haben u. dgl. Da aber eine allgemeine Inſtruction nicht auf 
alle einzelnen Umſtaͤnde eingehen kann, ſo muß man jedem Ver⸗ 
walter noch beſondere Vorſchriften geben, z. B. uͤber die Art der 
Fruchtfolge, die Behandlung bed Gefinded, die Weiſe des Ver⸗ 
kaufes der Erzeugniffe u. dgl., woferne er nicht foviel Vertrauen 
verdient, bag man ihm freiere Hand laſſen kann. 

4) Außer der regelmäßigen Prüfung der Rechnungen muß die 
vorgefegte Behörde auch oͤftere Befichtigungen an Ort und 
Stelle durch abgefendete Beamte anordnen, um die Richtigkeit 
der erhaltenen Berichte, den guten Zuftand des Gutes in allen 
feinen Beflandtheilen, die geordnete Buchführung, die ſparſame 
und zwedmäßige Einrichtung der Ausgaben x. zu erproben. 

. 108. 


Der Eifer des Verwalters wird ſtaͤrker belebt, wenn man 
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fäinen eigenen Bortheil mit dem Ertrage des Landgutes in Wer: 
bindung fest, ibm alfo einen Weg eröffnet, ohne Verlegung feiner 
Pflichten etwas zu gewinnen. Dieß gefchicht, indem man einen 
gewiffen mittleren Reinertrag annimmt und dem Verwalter an 
dem au feinen Bemühungen hervorgehenden Mehrertrage einen 
gewiſſen Antheil zufichert, mit einem nach jenem Mehrertrage 
feigenden Procentfabe (a). Steigt der Ertrag bloß zufolge 
von Preisveränderungen, fo hat hiebei der Verwalter kein Ber: 
dienfl, außgenommen die Bemühung um einen einträglichen Vers 
kauf. Wollte man überhaupt natürliche und künftliche Urfachen 
der erhöhten Einnahme unterfcheiden, um nur bei letzteren dem 
Verwalter einen Antheil zukommen zu laflen, fo würde bieß zu 
verwidelt und Eleinlich werden und die Wirkung jener Beguͤn⸗ 
figung großentheild vereiteln. 


(a) 3.9. der Anfchlag fei 3000 fl., fo könnte man von einer Vermeh⸗ 
rung des Grtrages bis 4000 fi. 10 Broc., yon 4000 bis 4500 fi. 
16 Proc., von 4500 bis 5000 fl. 34 Proc. ıc. bewilligen. 


B. Gewährsverwaltung. 
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Die nämliche Abficht, daB eigene Interefje ded Verwalters 
zu Hülfe zu nehmen, hat zu dem Vorſchlage eined anderen, 
kuͤnſtlicheren Verhaͤltniſſes geführt, welches zwifchen einfacher 
Berwaltung und Verpachtung in ber Mitte flieht. Diele Ge: 
währsverwaltung bat I) einen Verwalter, welcher genaue 
Rechnungen legen muß und dem von der Regierung dad ganze 
erforderliche Capital übergeben wird; 2) derfelbe haftet wie 
ein Pachter für einen gewiflen, ald Minimum angenommenen 
Gutsertrag; 3) dagegen wird ihm von dem Mehrertrage ein 
beffimmter Theil bewilliget (a). 

Dieſe Bedingungen fcheinen zwar auf zweckmaͤßige Weiſe 
die Bortheile der Selbftverwaltung mit denen ber Verpachtung 
zu vereinigen, denn man kann auf einen gewiffen minbeften Er: 
trag mit Sicherheit rechnen und hat die Ausficht, auch von ben 
Früchten einer höheren Betriebfamkeit einen &heil zu gewinnen. 
Aber dennoch ift die Nüblichfeit diefer Anordnung fehr zweifel- 
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haft, denn es wirb dem Verwalter eine läflige Haftung auf 
gebürbet, ohne daß er dafür durch die Wirkungen günfliger 
Umftände oder feiner befonderen Bemühungen in vollem Maaße 
entfchäbiget würde. Wer einiges Gapital befigt, wird Daher die 
Zeitpacht vorziehen, und diefe Abneigung gegen bie Gewaͤhrs⸗ 
verwaltung muß nothwendig die Folge haben, daß diefelbe nur 
mit einem fehr niedrigen Daftungsbetrage zu Stande gebracht 
wird. Es fehlt bei diefer wenig verfuchten Methode no an 
befonderen Erfahrungen, aud allgemeinen Gründen aber ift 
fie nicht empfehlenswerth Cb). 

(a) Schreber, Abb. v. Kammergütern, ©. 20 u. ©. 137, wo das 
Formular eines ſolchen Badıtvertragee mitgetheilt wird. Der Ge⸗ 
währsabminiftrater folt alle casas fortuitos auf fi} nehmen, außer 
Brandihaden oder wenn die Amtsunterthanen wegen befonderer 
Unfälle Nachlaß an ihren Präftationen erhalten ; Ferner will die 
Megierung von Biehfterben, Waſſer⸗, Froſt⸗, Wetterfhaden und 
Maͤuſefraß an Feldfruͤchten die Hälfte tragen, wenn folche Berlufte 
über die Hälfte des Bichflandes ober der Nutzung ausmachen. 
Der Amtmann haftet für einen jährlichen Ertrag von 20,000 Rihlr. 
und erhält von dem, was darüber bezogen wirb, bie Hälfte. — 
Für diefe Einrichtung if Bergius, Pol. und Cam. Mag. IV, 128 
(im Ginzelnen nah Schreber). 

Doc mangelhafte Ginrichtung diefer Art in Kurbrandenburg, 


(b 
76. Hüllmann, Dom. Ben. S. 8. 


St 


C. Berpyadhtung. 
$. 110. 


Die Vortheile der Verpachtung oder Zeitpacht (a) 
ergeben fich zum Xheile fon aus den oben genannten Uns 
voltommenheiten ber Seibfiverwaltung, $. 105. Sie 
bauptfächlich diefe (b): Ä 
1) Der Pachter hat einen fo mächtigen Antrieb, alle Kräfte 

auf die Vervollkommnung der Bewirthſchaftung zu richten, 

daß er einen größeren Reinertrag erzielt, ald ein Wer: 
walter, und folglich, feinem eigenen Gewinn unbefchadet, 
einen anfehnlicheren Pachtzind geben Tann; 

2) ed wird bie Mühe der jährlichen Rechnungsabnahme und 
der häufigen Beauffichtigung erfpart; 

8) die Regierung braucht nicht das ganze Bewirthſchaftungs⸗ 
capital ($. 105. Nr. 3) ſelbſt aufzumenden ; 


4) die Pachtgelder gehen an den feſtgeſetzten Terminen ein; 

5) nach dem Ablauf der Pachtzeit hat man oft Gelegenheit, 
den Pachtzind zu fleigern, woferne nämlich in der Zwifchens 
zeit die Preife der Bodenerzeugniſſe, der Zuſtand des 
Gutes ıc. fich günftiger gefaltet haben. 


(c) Die atheniſchen Staatsgäter waren allgemein verpachtet und ver 
muthlich an Generalpachter, welche die einzelnen Stüde wieder in 
Afterpacht gaben, Boͤckh, I, 325. In Rom befand fi von früher 
Zeit an ein Theil der Gtantegüter in den Sünden ber Batricier, bie 
fih der antihtung tes Bachtzinfes mit der Zeit zu entziehen wuß⸗ 
ten, Riebubr, Röm. Geſchichte, I, 259. Auch fpäterhin, ſowohl 
zur Seit des Freiſtaates als ver Kaifer, wurden bie atsgüter 
yum Theile verpachtet. Hegewiſch, ©. 70. Man fieht aus dem 

it. 70 im 11. Buche des Cod. Justin., daß ſowohl Zeit: als erbliche 
Vachtungen vortamen. Unter Kaiſer Friedrich II. war ein Theil der 
Krongüter in Neapel verpachtet, f.v. Raumer, Hohenflaufen VII. 
Bud 6. Haupifl., Nr. XIV. In Deutfhland kamen einzelne Ber: 
yadhtangen (don im 16. Jahrh. vor, wie die von Schreber mits 
etheilten Gontraste aus der Regierung des Kurfürken Auguf von 

achſen von 1565 zeigen. In Würtemberg waren fhon zu An: 
fang bes 16. Jahth. viele Feldgüter verpadhtet, Hoffmann a. a. O. 
©. 33. Häufiger wurde die Verpachtung gegen Ende des 17. Jahr⸗ 
hunberts, als man, um die Wunden des IOfährigen Krieges zu hei⸗ 
len, beſonders eifrig auf Berbefferungen bedacht war, namentlich 
1620 in Sachen, um dieſelbe Zeit in Hannover, 1884 im Breußis 
(den, 1008 in Defterreih. Hüllmann, Geſch. d. Dom. Benugung, 


(d) @ine Gmpfehlung ber Berpachtung findet fi ſchon bei Rechen- 

berg: Diss. de locatione conductione, quae fit a prineipe, 1728 

(ſ. Schreber a. a. D. ©. 61.) und Gaſſer, Zneiang zu den 
oton. polit. u. Cameralwiſſ. 1720, ©. 113. Der Berf. erzaͤhlt, daß 
bei adminifitirten Kammergütern öfters einzelne Bubehörungen u. 
Berechtigungen verloren gegangen feien. — Yür die Zeitpacht ter 
Landgüter im Algemeinen Knaus in der Zeitfchrift für die gef. 
Staatswifl., I, 50. 


g. 11. 


Wie weit auch die Zeitpacht der Seibfiverwaltung vorzu: 
chen fein mag, fo trägt fie doch auch einige Mängel an ſich. 
Denn 1) ift ber Vortheil des Pachters von dem eines Eigen: 
thumers verfchieden. Während diefer fich eine fortbauernde Quelle 
reichlicher Einkünfte in dem Landgute zu erfchaffen fucht, 
wid jener nur aus demfelben innerhalb der Pachtzeit den 
größten Nugen ziehen, und befümmert ſich nicht um den Bus 
hand, in welchem er dad Gut verläßt. Es ift daher in der leuten 
Zeit jeder Pachtperiode eine folche Bewisthfchaftung zu beforgen, 
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welche bie Laͤndereien erſchoͤpft und manche Beftandiheile durch 
Vernachlaͤfſigung verſchlechtert. Ohne von dem ganzen Stande 
der Pachter eine unvortheilhafte Meinung zu hegen, muß man 
doch zugeben, daß die Berfuchung zu jenem Verfahren in dem 
Weſen des Pachtverhältniffes liegt, und die Erfahrung beflätigt 
dieſes (a). Auch wird ein Pachter immer ſolche koſtbare Grund: 
verbefferungen fcheuen, die fich nicht fchon innerhalb der Pacht: 
zeit mit Gewinn bezahlen; 2) die Zeitpacht verurfacht zugleich 
manche andere Unbequemlichkeiten, Berlufte und mühfame Ge: 
fchäfte, wie fich died aus der näheren Betrachtung ber Pachtver: 
hältniffe in Betreff der Nachläffe, des Inventariums, der Bau⸗ 
reparaturen u.dgl. ergeben wird, $. 114 ff. Diefe Unvollkom⸗ 
menpheiten in vollöwirthfchaftlicher und finanzieller Hinficht laffen 
fich übrigens durch gute Einrichtung der Pachtungen vermindern 
und zeigen fich auch nicht unter allen Umftänden in gleichem 
Grade. Der erfigenannte jener beiden Nachtheile ift da am 
größten, wo ein Kammergut vielerlei Theile in fich fehließt, 
deren gute Erhaltung vorzügliche Sorgfalt erfordert, z. B. Ge⸗ 
baͤude, Gärten ıc., er ift am fchwächften bei Ländereien, bie 
ohne Gebäude verpachtet werden und feiner fchwierigen Ber: 
befierungen bedürfen (b). 


(a) Thaer (Rationelle Landwirthfchaft, I, 80) zählt wiele Kunſtgriffe 
unreblicher Bachter auf, 3. B. Anbau ſtark ausfaugenter Yrüdhte, 
fhwähere Düngung und nadläffigere Bearbeitung in der lehten 
Zeit u. dgl. — Sinclair, Grundgeleße, ©. 866. — Bergl. bas 
geom Klebe in Putſche's Encyklop. ber gef. Lands und Hausw. 

, 565. 577. (1828. 


(6) Berner bei fiheren Pachtern, in deren Familien die Domänen fidh 
längere Zeit erhalten haben. 
$. 112. 

Ueber die Frage, ob man bie Ländereien in größeren 
Maffen, mit den zugehörigen Gewerksanſtalten, 3. B. Braue⸗ 
reien, Mühlen, Biegels und Kalköfen, fowie mit den Bor: 
werfen und Gefällen, im Ganzen verpadhten (General: 
verpachtung), oder dieſe Beſtandtheile foviel ald möglich 
von einander — falle, find die Meinungen getheilt (a). 
Für die I; fpricht derfelbe Grundfag, aud dem 
die Heine: roßen vorgezogen werben (1,$.371.), 
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nämlich der größere Erfolg, den ber Erwerbseifer mehrerer, 
auf einen Bleineren Wirkungskreis befchränkter Unternehmer 
verfpricht, Die auch fchon der größeren Goncurrenz willen dem 
Staate mehr Pachtzind darbieten werden. Die Generalver- 
pachtung empfahl ſich Dagegen zunächfi darum, weil es fehr 
bequem für die Regierungsbehörben ift, nur mit wenigen wohl: 
habenden Perfonen zu thun zu haben, denen man zugleich den 
Einzug der landesherrlihen Grundgefälle, ja fogar die niedere 
Juſtiz und Polizei (b) anvertraute, fo daß fie durch dieſe Ueber: 
tragung auch die Eigenfchaft von Staatöbeamten erlangten, in 
Pflicht genommen wurden und Befoldungen empfingen (Pa ch t= 
amtleute). Die Gefällerhebung wird auf diefe Weife aller 
dingd mit geringen Koften bewirkt, die Verbindung der Po: 
ligeigefchäfte mit der Pachtung iſt aber höchfl fehlerhaft, weil 
jene dabei leicht ald Nebenfache verabfaumt oder nach eigen: 
nügigen Abfichten mwillführlich beforgt wurden, fo baß bie 
Untertbanen manchen Bedruͤckungen ausgeſetzt waren. 


(0) Bgl.v. Raldus, 1, 46. — Im preußifhen Staate hatte Friedrich 
Wilhelm I. eine Vorliebe für foldye große Bachtungen, f. (Richter) 
Beiträge zur Binanzgelahrtheit, 1783, I, 103. 

(6) Bergius, Mag. VII, 43. Der Bachter mußte jedoch bie eigentlich 
richterlichen Geſchaͤfte einem Gerichtshalter (Juſtitiarius) überlaflen. 


q. 118, 


Die Generalverpachtungen find vielleicht öfters gegen den 
Bortheil der Staatscaſſe aud Bequemlichkeit der Finanzbe: 
amten in Schub genommen worden. Nur da läßt fich von 
ihnen ein größerer Ertrag erwarten, wo ed viele große Gi: 
tee und fehr begüterte Pachtluſtige giebt und dagegen das 
Mitwerben minder begüterter Unternehmer fehlt (a). In den 
meiften Fällen, befonderd da, wo die Mehrzahl der Kandleute 
thätig und unternehmend iſt, wird die vereinzelte Verpach⸗ 
tung der Beflandtheile weit vortheilhafter fein, wenn fie 
glei, die Aufftellung befonderer Bezirfsbeamten für die Be⸗ 
auffihtigung der Pachter und für Erhebung der verfchiede- 
nen Gefälle nöthig machen follte (b). Aus ben landwirth: 
Ihaftlichen Berhältniffen jeder Gegend und befonderd aus dem 
Gapitalbefige des Pachterftandes kann man abnehmen, bis zu 
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welchem Grabe ed wüßlich fei, große Vachtguͤter zu verkleinern. 
An der Nähe volkreicher Ortfchaften bringt es Öfterd Gewinn, 
die zu einem Landgute gehörenden Feldſtuͤde einzeln zu vexs 
yachten und die Gebäude zu verfaufen. (c). Am leichteften iſt 
die Scheidung ‚der Vorwerke von benjenigen Gewerksvorrich⸗ 
tungen auözuführen, welche den landwirthſchaftlichen Betrieb 
wenig berühren. Andere Beſtandtheile, 5. B. bie Bierbrauerei 
und Branntweinbrennerei, greifen mehr in die Landwirthichaft 
ein. Doch wäre eine Trennung berfelben von dem Landgute 
zwedimäßig, wenn fie dann in größerer Ausbehnung und mit 
mehr Aufmerkfamleit betrieben werden koͤnnten, was man aus 
den Anerbietungen ber Pachtluſtigen wird abnehmen koͤnnen. 


(0) Nah Nicolai (a. a.D. I, 241.) foll im preuß. Gtaate die General⸗ 
verpachtung nüßlicher befunden worden fein. 

(b) So die —8 iſchen Intendanten, f. Nicolai, I, 2%. 

(c) Wie dieß ſchon v. Mahren holz vorfälug, Bergius, Magaz. I, 
216. Fuͤr den Augenblick iſt dieſe Anordnung den Tagloͤhnern und 
Kleingutsbefitzern ſehr wohlthaͤtig; mit der Zeit wird aber durch 
die Ausſicht auf den Erwerb aus ſolchen Heinen Pachtungen leicht 
eine zu fehnelle Bermehrung der Einwohnerzahl verurfadht, wobei 
zwar die Pachtzinſe noch mehr gefleigert, die Pachter aber dürftig 
werben und die Gintreibung beſchwerlich if. 


$. 114. 

Regeln für die Einrichtung ber Beitpachtungen (a): 

1) Bei der Forderung des Pachtzinfes dient zum Maaßftabe 
ein forgfältig audgearbeiteter Ertragsanidhlag bed Gutes. Der 
Pachtluſtige ftellt demfelben bisweilen, um fein geringereö Ange: 
bot zu rechtfertigen, einen Gegenanfchlag zur Seite, worin erdie 
Einnahme und Ausgabe nach feiner Vermutung aufrechnet. 

2) Ein Pachtzins, der dem Pachter nicht mehr den üblichen 
Gewerböverdienft nebft den Zinfen feines Betriebscapitales uͤbrig 
ließe, der alfo 3.3. Feine Vergütung für die Gefahr von Un: 
fällen darböte, wäre nur fcheinbar nüßlich, weil er den Pachter 
in zu große Berfuchung fehte, ftch durch Verſchlechterung des 
Gutes zu entſchaͤdigen, oder ihm wenigſtens Mittel und Neigung 
zu einem fchwunghaften Betriebe entzöge, auch fogar von dürf: 
tigen Pachtern nicht ficher eingezogen werden Bönnte. Daher 
iſt nicht jede Steigerung der Pachtzinfe auf die Dauer nüglich, 
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wohl aber eine foldhe, die Davon herrührt, daß die Pachtſtuͤcke 
in die Hände der thätigften und geſchickteſten Landwirthe fommen. 

3) Die Verſteigerung ift bei Generalverpachtungen ganz 
unpaflend, weil diefe ein befondered perfönliches Vertrauen 
vorausfegen, fie ift aber auch bei einzelnen Pachtgütern nicht 
ohne Bedenklichkeit, indem bisweilen ein unzuverläffiger 
Mann, der unerlaubte Mittel zur Bereicherung nicht fcheut, 
die reblichen Pachtlufligen überbietet. Die Caution, die man 
von jedem Pachter fordert, fichert nicht für alle Falle. Es 
ik daher gut, einem Pachtluftigen, der nach Verhaͤltniß des 
Aufchlaged einen annehmlichen Pachtzins bietet und ald wohl: 
habend, einfichtsvoll, fleißig und rechtfchaffen befannt ift, Die 
Pahtung aus der Dand zuzufagen (b), wenn man nur 
überzeugt fein kann, daß die Behörden nicht einzelne Perfo: 
nen beguͤnſtigen. Kann man aus dieſem Grunde dad Mit: 
werben nicht entbehren , fo ſollte man doch nur diejenigen 
mitbieten Yaffen, welchen jene Eigenfchaften nicht fehlen (e). 
Begüterte Pachter find dürftigen weit vorzuziehen. Bei eins 
zelnen Grundftüden bleibt nichts übrig als die Verſteigerung. 


(a) ©. vorzägl. Nicolai, I, 234. II. 156-268. Bol. Borowski, 
Preuß. Sameralweien, I, 126. — von Honftedt, Die Berpacdhtung 
der Landgüter, Hannov. 1837 (vorglelih von rechtlicher Seite). — 
v. Babft, Landw. Betriebslchre, 3.A.&. II0 - 18. — Hoffmann 
in ber Zeitſchrift f. Die gel. Staatswifl. 18465, IV.©. 719. 8. der 
bad. Hof: Dom.:Rammer v. 13. März 1835 — Berordn. BI. Nr. 1. 

(9) Sturm, Gameralpraris, V, 208. — v. Jakob, I, $. 159-1618. 

— Hoffmann in der Beitfehr. ©. 727. In Hannover wird es fo 

gehalten, Ubelohde, ©. 44. — Aehnliche Beftimmungen in Wei, 

mar, B. v. 30. Jun. 1818, Burckhard, ©. 562. Verfleigerung iſt 

Regel, aber es find Ausnahmen zuläffig, auch darf nur der⸗ 
enige mitbieten, welcher erweistich Iandwirthichaftliche Kenntniſſe 
und ein zureichendes Bapital befigt. Die Kammer hat vie @ebote zu 
begutachten und es muß nicht nothiwendig dem Meiſtbietenden bie 

Vachtung gegeben werden. — 

In Bürtemberg dürfen nur die mitbieten, weldye fid; über den Be: 

RB eines gewiffen Berinögens und bie erforderliche perſoͤnliche Be 

IAbigung ausweifen, auch wird bei größeren Meiereien noch mehr 

Auswahl der Berfonen geflattet; Hoffmann, S. Hl. — Alte Art 

der Berfleigerung bei einem brennenden Lichte, nachdem ſchon durch 

wiederholtes Borrufen der einzelnen Pachtluſtigen nad einander 
eine Steigerung der Angebote bewirkt worden war. „Man folfte 
nieht meinen, wie die Gemüther von diefem Heinen Lichte manchmal 
erhitzet werden, und weiß ich, daß in biefem kurzen Augenblicke noch 
an die 1300 Rihlr. mehr geboten fein.“ Gaſſer, Sinleit. S. 118, 


( 


S 
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(Das Erldfchen des Lichtes diente ald Zufchlag. Dieſes Verfahren 
gehörte zu ben vielen chedem üblichen rüdfihtslofen und unwuͤr⸗ 
digen Yinanzfünften.) — Erhebliche Gründe für die Verfleigerung 
audı ee agntern, Schumader in Rau u. Hanffen 


Archiv, 
$. 115. 


746) Die Caution dient zur Sicherung fowohl wegen ber 
dem Pachter anvertrauten Gebäude und Snventarienflüde, 
ald auch wegen bed Pachtzinfed. Am bequemften ifi es, 
wenn ber antretende Pachter eine Summe baar oder in 
Staatöpapieren hinterlegt. Ob man die Zinfen jährlih am 
Pachtgelde in Abzug bringen läßt ober nicht, iſt gleichguͤl⸗ 
tig, weil im le&teren Kalle unfehlbar jeder Pachtluflige uns 
gefähr foniel weniger bieten wird (a). Bei einzelnen Grund» 
ftüden ift die Caution entbehrlich, ed muß aber dann wenigftend 
die Bürgfchaft eined begüterten Mannes gefordert werben. 

9) Eine lange Pachtzeit giebt eine größere Ermunterung 
zu bedeutenden Bodenverbeflerungen und anderen Unterneh: 
mungen, welche den Ertrag des Gutes erhöhen (11,8. 96.), auch 
läßt fie die mit dem Wechſel des Pachterd verbundenen Ges 
fchäfte feltener eintreten (b). Hat ferner bei einem langjährigen 
Dachte der Pachter die Ausficht, im Halle des Wohlverhaltens 
auch noch länger, und felbfl lebenslang im Beſitze des Gutes 
zu bleiben (c), und kann er hoffen, daß nach feinem Tode aud) 
die Erben, wenn fie perfönlich dazu befähiget find, die Pachtung 
fortfegen dürfen, fo wird dies günftigeren Einfluß auf fein An⸗ 
gebot und feine Wirthfchaftsführung haben, ald ein ganz bes 
flimmt auf Lebendzeit des Pachters gefchloffener Gontract (Bi: 
talpacht), weil der fchon im mittleren Lebensalter ſtehende 
Landwirth fich Liber feine wahrfcheinliche Lebenſdauer nicht zu 
täufchen pflegt (d). Pachter auf längere Zeit koͤnnen auch in Rüd: 
fiht aufdie, Durch Verbeſſerungen des Betriebes möglich werdende 
Ertragserhöhung einen fteigenden Pachtzins übernehmen, 
fo daß fie entweder jährlich odernach jedesmaligem Ablauf einerge: 


wiſſen Zahl von Jahren eine voraus beflimmte Zulage entrichten. 
(a) Man febt die Caution nach den Umfländen auf etwa !/, ober 2], 
des Pachtzinfes. Nah der preuß. Finanzminiſterial⸗V. vom 

29, Nov. 1836 in der Regel minteflene 1/, des Pachtzinſes. 
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(6) Tine fechsjährige Periode ift noch zu kurz. In Baden find 9 Jahre 
Meael, in Hannover 12, in Würtemberg 18 Sabre. 
(e) Dieb gefhah fchon im röm. Neiche. Verordn. der Kaiſer Honorius 
und Theobofius (L. 3 Cod. Justin. XI, 70): Congruit aequitati, 
ut veteres possessores fundorum publicorum novis conductori- 
bus praeferantur, si facta per alios augmenta suscipiant (wenn 
fie ebenfoviel geben). — Auch in MWürtemberg wird es fo gehalten, 
Hoffmann, ©. 64 und in Schottland bei Brivatgütern aud öfters, 
Kür diefe Vitalpacht Gr. Soden, V, 52. — In Naffau foll von den 
Beamten die Verpachtung auf Lebenszeit des Bachters und defien 
Ehefrau verfucht werden. Domänenverwalt.:D. v. 1816. 6. 13. Nr. 2. 


$. 116. \ 

6) Ein in Geld angefehter Pachtzind kann bei einer lan- 
gen Pachtzeit dem einen oder anderen heile fehr nachthei- 
lig werben, wenn die Preife der Bodenerzeugniffe ſich anhaltend 
verändert haben; namentlich richten Pachtungen, die bei dauernd 
hoben Fruchtpreifen eingegangen wurden, beim Sinten berfel: 
ben manche Pachter zu Grunde. Zwar könnte in folchen Fällen 
durch Nachläffe nach billigem Ermeffen geholfen werden, doch 
ift es beſſer, eine allgemeine Regel aufzuftellen, nach welcher bie 
Leiſtung des Pachterd den Umftänden angepaßt wird, zumal 
da die Regierung fonft in theuren Jahren eine höhere Ein: 
nahme fordern koͤnnte (a) Ein ganz in Körnern angefegter 
Pachtzins, man mag ihn nun nach den Marktpreifen bezahlen 
oder in natura abführen laſſen (b), ift in theuren Sahren für den 
Pachter ſchwer zu erfihwingen, in wohlfeilen für den Verpach⸗ 
ter zu unergiebig. Die Preife verändern fich nämlich in umge: 
kehrtem Sinne wie die Ernte-Ergebniffe. Stehen die Früchte hoch, 
fo ift gewoͤhnlich nicht viel gewachfen und umgekehrt, die ganze 
Einnahme des Pachters ifl folglich nicht fo fehr verfchieben, als 
die Preife vermuthen lafjen. Ein mit Rüdficht auf die Getreide: 
preife veränderlicher Pachtzins ift zwar minder einfach, als eine 
fefte Seldfumme, aber er befeitigt den oben erwähnten Nachtheil 
und fomit die Einwendung, die man oft gegen die Einführung 
langer Pachtzeiten erhoben hat. Die Ausführung kann auf ver: 
ſchiedene Weiſe gefchehen: a) Man läßt einen gewiſſen Theil des 
Pachtzinſes in Körnern oder nach dem Marktpreife baar ent: 
richten (6); dies iſt dad bequemfte Mittel. b) Der Pachtzind 


wird in einem Fruchtquantum ausgedruͤckt und von 5 zu 9 Jah: 
Ran, pol. Dekon. 3te Ausg. III 10 


Sur 


(d 


ar 
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ren nach dem Durchfchnittöpreife der Früchte in Geld entrich> 

tet (c). c) Man ftelt eine folche Regel auf, daß die zu zah—⸗ 

lende Seldfumme fi) zwar einigermaßen nach den Preifen 

richtet, aber doch fihwächer als biefe fich verändert (d). 

(a) Dagegen und für den firen Geldpachtzins Bülau, Der Staat und 
der Landbau, ©. 65. — von Honftedt a. a. DO. ©. 31. 

(d) Baden: Bon Aderland werden 2/s des Pachtgeldes in Früchten be: 
tungen und nach den Durchfchnittöpreifen zwifchen Martini (11. Nov.) 
und Lichtmeß (2. Febr.) baar bezahlt. B.v. 8. Januar 1822. Dieß 
gilt jedoch nicht von einzelnen Stüden, deren Pachtzins blos in Geld 
angefegt wird. Naffau: Der Bahtihilling ift zum Theil in Früch⸗ 
ten und zum Theil in Geld zu bedingen, alfo, er nach dem Ermeſſen 
der Sach⸗ und DOrtsfundigen die Stämme oder PBarcellen mit einem 
mäßigen Pachtſchilling an Früchten ausgeboten, und den Pachtlieb⸗ 
habern überlaflen werde, das Mehrgebot in @eld zu thun. Ang. DO. 
6. 13, Nr. 6. Auch in Würtemberg wird ein Theil in Getreide 
angefebt, Hoffmann, ©. 65. 

() Sturm, I, 219. Shumader in Rau u. Hanffen Ardhiv, 

N. F., II, 127. Pabſt, Betriebsl. 8. 309. 

3. 3. fo oft der Preis des Scheffele Frucht um '/, eines gewiflen 

Mittelpreifes fteigt oder fällt, fo wird der Pachtzins um !/, erhöht 

oder erniedrigt 2. Es fei die Bachtfumme 3000 fl. und der Mittel: 

preis des Roggens 2 fl. vom Schheffel. Kommt derielbe auf 2 R. 30 fr., 
fo erhöht dieß das Pachtgeld um !/, oder um 375 fl. — Ein viertes 

Berfahren erwähnt —— S. 30. 


§. 117. 

7) Kleinere Verluſte muͤſſen ſchon im Pachtanſchlage be⸗ 
ruͤckſichtigt werden und finden zugleich durch die Moͤglichkeit 
großer Gewinnſte einige Verguͤtung (a). Bei bedeutenden 
Beſchaͤdigungen aber iſt es nothwendig, einen Nachlaß 
(Remiſſion) an der Pachtſumme des einzelnen Jahres 
zu bewilligen, denn ſelbſt wenn der Pachter darauf verzich⸗ 
ten wollte, fo wäre ed doch für die Regierung nicht vortheil⸗ 
haft, ihn in einem außerordentlihen Beſchaͤdigungsfalle zu 
Grunde. gehen zu laffen. Um jedoch die Zudringlichkeit man- 
her Pachter zu zügeln und Streitigkeiten vorzubeugen, muß 
das ganze Nachlagwefen durch allgemeine Verordnungen oder 
durch die Beflimmungen der Pachtcontracte geregelt fein (b). 
Died kann in folgender Weife gefcheben. 

a) Nur unverfchuldeter Schaden giebt einen Anfpruch, und nur 
ein befonderes Ereigniß, welches einen Theil der Erzeug: 
niffe zerftört, 3.3. Dagelichlag, Ueberſchwemmung, Vieh: 
fterben, nicht da8 bloße Fehlfchlagen einer einzelnen Specus 


(d 
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lation. If ein Mißwachs fo allgemein, daß er die Preife 
erhöht, fo follten nur diejenigen Pachter Nachlaß erhals 
ten, welche weniger geerntet haben, als der Durchſchnitts⸗ 
preiß war, nach dem fich die Preife richten; dieß ift aber 
ſchwer zu ermitteln. 

b) Es wird feflgefeßt, bei welcher Größe des Verluſtes im 
Verhaͤltniß zu dem mittleren Ertrage ein Nachlaß gefor: 
dert werben fann (ec). | 

c) Der Nachlaß beträgt den ebenfovielften Theil des Pacht: 
zinfes, ald der Verluſt vom mittleren Ertrage ausmacht. 
Bei einem Viehſterben kann ed nöthig werben, dem Pach⸗ 
ter auch zur Nachſchaffung der fehlenden Stude behülf: 
lich zu fein. 

d) Der Verluft muß fogleich angezeigt werden, bamit eine 
Unterfuhung und Abfhäbung an Ort und Stelle vor: 
genommen werden fönne (d). 


(a) Modicum damnun aequo animo ferre debet colonus, cui immo- 
dicum Iucrum noa aufertur. Gajus in L. 25, $. 6. Dig. locati 
eondueti (XIX, 2). 

(5) gl. Boromwsti, I, 144. Nicolai, II, 126. Sturm, I, 244. — 

Die gemeinrechtlichen Beftimmungen genügen nicht, weil der Staat 

feine Bachter fdbonender behanteln tarf und foll, als ein PBrivats 

mann fehuldig if. 

Daten: Bei geihloffenen Gütern von beträchtlicher Größe ein Scha⸗ 

ten von 1/, der Ernte, fonft nur über die Hälfte. Bei der Abſchaͤtzung 

foll ausgemittelt werden, was der Landwirt ohne das eingetretene 

Ereignig an Ertrag (mittlerem oder des einzelnen Jahres?) zu hof: 

fen gehabt und was er nun zu erwarten hat. 

{d) Rach den Umftänten fann eine nochmalige Abfchäßung bei der Ernte 
gefordert werden. Auch nimmt man wohl Larauf Rüdficht, ob andere 
Nußungszweige in dem nämlihen Jahre mehr ale den mittleren 
Brtrag abwerfen und ob die vorhergehenden Pachtjahre ergiebig 
waren. — Nach der preuß- DomänensÄnftruction von 1722 foll ge⸗ 
naue Erkundigung angeftellt werden, „ob nicht Menfchlichkeiten da⸗ 
hinter ſtecken.“ | 


(c 


— 


§. 118. 

8) Die beweglichen Zubehoͤrungen des Gutes (das Inven⸗ 
tarium), welche dem Pachter anvertraut werden muͤſſen, find 
zunaͤchſt Theile des ſtehenden Capitales, wie Geraͤthe und Vieh, 
doch oͤfter auch Beſtandtheile des umlaufenden Capitales, wie 
Futtervorraͤthe. Zwar wäre es ſehr erleich ternd, wenn jeder ans 
tretende Pachter ſich dieſe Gegenſtaͤnde ſelbſt anſchaffte, allein 

10* 
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derfelbe hätte hiezu ein beträchtliches Capital nöthig, welches der 
Vewirthſchaftung entginge und dad Mitwerben der Pachtluftigen 
verringerte. Deshalb wird üblicher Weife das Inventarium dem 
neuen Pachter nach einer forgfältigen Aufzeichnung und Ab⸗ 
ſchaͤtzung übergeben und am Ende der Pachtzeit wieder auf 
gleiche Weife übernommen. Hiebei muß er das Fehlende baar oder 
in natura nachfchaffen, den Weberfhußaber (Superinventa- 
rium) nimmterentweber mit hinweg oder erhält ihn nach einem 
verabredeten Anfchlage vergütet. Diefed Gefchäftift umftändlich, 
und troß aller angemwendeten Sorgfalt bei der mehrmaligen 
Zaration laſſen fich Verlufte aus der Verfchlechterung der In: 
ventarienftüde nicht vermeiden (a). Diefelben önnen nicht nach 
dem bloßen Anfchaffungspreife gefhäßt werden, wenn fie durch 
den Gebrauch verfchlechtert worden find (b). Die zur Schäßung 
beigezogenen und verpflichteten Sachverftändigen werben in einige 
Abtheilungen (Schürze, gewöhnlich 3) gefondert, deren jede 
man um ihren gutacdhtlichen Anfchlag einzeln befragt, um fodann 
den Durchſchnitt aller ausgefprochenen Summen zu ziehen (c). 


(a) Beſonders bei dem Biehftande. 

(d) Wan kann hiebei fo rechnen: wie fich der volle Werth im Zuftante 
der Neuheit zu dem jeßigen verringerten Werth Muͤtzlichkeit) ver- 
bält, fo auch der Anſchaffungspreis zu dem Anſchlage. Iſt z. B. ein 
Geraͤthe, welches 100 fl. Foftete, fo abgenüßt, daß es nur noch die 
halbe Zeit feine Dienfte leiften wird, fo kommt es mit 50 fl. in 
Anſchlag. 

(c) Formulare hiezu bei Boromsfi, I, 135. Berechnungen mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die verſchiedene Dauer in Schönleutner und Zierl, 
Jahrb. I. Beil. I-III. — Wenn die Jahreszeit des Pachtwechſels 
es mit fidh bringt, daß der abziehende Pachter beſaͤetes Land zurück: 
lafien muß, und mehr Aecker von ihm beftellt worden find, ale er 
von feinem Vorgänger erhielt, fo müflen die Beftellungsfoflen des 
Ueberſchuſſes ihm vergütet werden. 


$. 119. 

9) Was den Aufwand für die Wirthſchaftsgebaͤude 
betrifft, fo fallen die kleineren Ausbefferungen, deren Umfang 
beflimmt angegeben werden muß, dem Pachter wie jedem Be: 
wohner herrfchaftlicher Gebäude ($. 67.) zur Laſt. Größere 
Reparaturen, deren Eintreten fehr unregelmäßig erfolgt, fönnen 
nicht ganz vom Pachter getragen werden, es ift vielmehr üblich, 
daß der Staat fie beftreitet, fo wie Die Neubauten. Die Erfahrung 
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zeigt hiebei den Webelftand, dag die Pachter fich die Schonung 
und Erhaltung der Gebäude zu wenig angelegen fein laffen und 
Heine Ausbeſſerungen fo lange auffchieben, biß größere noth- 
wendig werben, fo mie fie auch oft unnöthige Neubauten ver: 
fangen. Die jährliche Unterfuchung, ob ihnen feine Radyläffig: 
keit zur Laſt falle, fichert nicht genug, aber auch der Vorſchlag, 
dem Pachter an allen Ausbefferungen einen gewifjen Theil der 
Koften aufzulegen, ift nicht zu billigen, weil dann Durch bie plößs 
lich eintretende Nothwendigkeit koſtbarer Bauten die Lage eines 
Pachterd zu mißlich werben könnte. Dienlicher ift ed, dem Pachter 
nad) einer genauen Audfcheidung alle diejenigen Reparaturen 
aufzulegen, welche von einer regelmäßigen Berfchlechterung ber: 
rühren und einigermaßen überfchlagen werden koͤnnen und bei 
denen durch Sorgfalt etwas zur Verringerung der Koften ge: 
ichehen kann, ohne daß man doch aus übel angewendeter Spar: 
ſamkeit Nachtheil für dad Gebäude zu beforgen hat (a). 

(a) Die Beftimmung einer Summe, bis zu weldyer eine Ausbefferung 
vom Pachter geſchehen muß, 3. B. 10 Rthlr., ift aus obigem Grunde 
nicht angemefien. Sturm, Kameralpr. 1, 240. — In jedem Falle 
if die Ausfcheidung defien, was aus der Staatscaffe zu beftreiten 

“if, auch nah dem im $. ausgefprochenen Grundſatze fchivierig. 
Die Dächer können dem Pachter Leicht mit der Verpflichtung, jähr- 
li einen beffimmten Theil umzudeden, übertragen werden. Bon 
Reubauten kann man dem Pachter die Berzinfung der Koften abs 
forten. — Borjchriften, welche &egenftände der Kammer, welde 


dagegen unbetingt den Bewohnern zur Laſt fallen, in Weimar, 
B. v. 1. Ian. 1885, Burdhard ©. 571. 


$. 120. 


10) Man pflegt dem Pachter zur Bedingung zu machen, 
daß er den Zuſtand des Gutes verbeflern (melioriren) fole. 
Wird dieß nur im Allgemeinen gefordert, fo ift es von geringer 
Wirkung und der Pachter kann leicht durch den Nachweis irgend 
einer unbedeutenden Melioration diefer Verpflichtung genügen. 
Die lange Dauer der Pachtzeit ſowie die Vermoͤglichkeit und 
Einficht des Pachters können zum Xheile eine folche Bedingung 
erfegen, Die jedoch immerhin nüglich ift, wenn fie fich auf gewiſſe 
benannte Verbeflerungen, und zwar folche bezieht, die dem Pac): 
ter nicht fchon während der Pachtzeit hinreichend belohnenden 
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welche die Ländereien erfchöpft und manche Beflandiheile durch 
Vernachlaͤſſigung verfchlechtert. Ohne von dem ganzen Stande 
der Pachter eine unvortheilhafte Meinung zu hegen, muß man 
doch zugeben, daß die Verfuchung zu jenem Berfahren in dem 
Weſen des Pachtverhältniffes liegt, und die Erfahrung beftätigt 
diefed (a). Auch wird ein Pachter immer ſolche koſtbare Grund⸗ 
verbefferungen fcheuen, die fich nicht fchon innerhalb der Pachts 
zeit mit Gewinn bezahlen; 2) die Zeitpacht verurfacht zugleich 
manche andere Unbequemlichkeiten, Berlufte und mühfame Ge⸗ 
fchäfte, wie fich Died aus der näheren Betrachtung der Pachtver: 
hältniffe in Betreff ber Nachläffe, des Inventariums, ber Bau: 
reparaturen u. dgl. ergeben wird, $. 114 ff. Diefe Unvollkom⸗ 
menbeiten in voltöwirthfchaftlicher und finanzieller Hinficht laſſen 
fih übrigens durch gute Einrichtung der Pachtungen vermindern 
und zeigen fi) auch nicht unter allen Umftänden in gleichem 
Grade. Der erfigenannte jener beiden Nachtheile ift da am 
größten, wo ein Kammergut vielerlei Theile in fich fchließt, 
deren gute Erhaltung vorzügliche Sorgfalt erfordert, z. B. Ge: 
baͤude, Gärten ıc., er ift am fchwächften bei Ländereien, bie 
ohne Gebäude verpachtet werden und keiner jchwierigen Ber: 
befferungen bedürfen (b). 


(a) Thaer (Hationelle Landwirthfchaft, I, 80) zaͤhlt wiele Kunflgriffe 
unredlicher Bachter auf, 3. 3. Anbau Rark auefaugender Früchte, 
ſchwachere Düngung und nadläffigere Bearbeitung in ber legten 
Zeit u. dgl. — Ginclair, Brundgelehe, ©. 666. — Vergl. das 
gan Klebe in Putſche's Encyflop. der gef. Lands und Hausw. 

‚565. 577. (1828. 


(5) Berner bei fiheren Bachtern, in deren Familien die Domänen fidh 
längere Seit erhalten haben. 
§. 112, 

Ueber die Frage, ob man bie Ländereien in größeren 
Maſſen, mit den zugehörigen Gewerköanftalten, 3. B. Braue⸗ 
reien, Mühlen, Ziegel» und Kalköfen, fowie mit den Vor⸗ 
werfen und Gefällen, im Ganzen verpadhten (General: 
verpadhtung), oder biefe Beftandtheile foviel ald möglich 
von einander trennen folle, find die Meinungen getheilt (a). 
Für die leßtere Methode fpricht derfelbe Grundſatz, aus dem 
bie kleinen Landguͤter ben großen vorgezogen werden (1,$.371.), 
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nämlich der größere Erfolg, den ber Erwerbseifer mehrerer, 
auf einen Beineren Wirkungskreis befchränkter Unternehmer 
verfpricht, die auch ſchon der größeren Concurrenz willen dem 
Staate mehr Pachtzind darbieten werden. Die Seneralver: 
pachtung empfahl fi) dagegen zunaͤchſt darum, weil es fehr 
bequem für die Regierungsbehörben ift, nur mit wenigen wohl⸗ 
habenden Perfonen zu thun zu haben, denen man zugleich den 
Einzug der landeöherrlichen Grundgefälle, ja fogar die niedere 
Juſtiz und Polizei (b) anvertraute, fo daß fie durch dieſe Leber: 
tragung auch die Eigenfchaft von Staatsbeamten erlangten, in 
Pflicht genommen wurden und Befoldungen empfingen (Pa ch i= 
amtleute). Die Gefällerhebung wird auf diefe Weife aller: 
dings mit geringen Koften bewirkt, die Verbindung der Po⸗ 
ligeigefchäfte mit der Pachtung ift aber höchft fehlerhaft, weil 
jene dabei leicht ald Nebenfache verabfaumt oder nach eigen: 
nügigen Abfichten willführlich beforgt wurden, fo daß bie 
Untertbanen manchen Bedruͤckungen audgefebt waren. 


(c) Bol. v. Naldus, I, 46. — Im preußiſchen Staate hatte Friedrich 
Wilhelm I. eine Borliebe für ſolche große Bachtungen, |. (Richter) 
Beiträge zur Finanzgelahrtheit, 1783, I, 103. 

(6) Bergius, Mag. vi, 43. Der Pachter mußte jedoch die eigentlich 
richterlichen Sefchäfte einem Berichtshalter (Juſtitiarius) überlaflen. 


q. 113, 


Die Generalverpachtungen find vielleicht oͤfters gegen ben 
Bortheil der Staatdcafie aus Bequemlichkeit der Finanzbe⸗ 
amten in Schuß genommen worden. Nur da läßt fi) von 
ihnen ein größerer Ertrag erwarten, wo es viele große Guͤ⸗ 
tee und fehr begüterte Pachtluflige giebt und dagegen das 
Mitwerben minder begüterter Unternehmer fehlt (a). In ben 
meiften Fällen, befonders da, wo die Mehrzahl der Landleute 
thätig und unternehmend ift, wird die vereinzelte Verpach⸗ 
tung ber Beſtandtheile weit vortheilhafter fein, wenn fie 
gleich die Aufftellung befonderer Bezirksbeamten für die Be: 
auffichtigung der Pachter und für Erhebung der verfchiebe- 
nen Gefälle nöthig machen follte (b). Aus den landwirth: 
ſchaftlichen Berhältniffen jeder Gegend und befonderd aus dem 
Sapitalbefige des Pachterfiandes kann man abnehmen, bis zu 
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welchem Grabe es wüglich fei, große Hachtgüter zu verkleinern. 
An der Nähe volkreicher Ortſchaften bringt es öfterd Gewinn, 
die zu einem Landgute gehörenden Feldſtuͤcke einzeln zu vexs 
yachten und die Gebäude zu verkaufen. (c). Am leichteften iſt 
bie Scheidung ‚der Vorwerkt son benjenigen Gewerkssvorrich⸗ 
tungen außzuführen, welche den landwirtbfchaftlichen Betrieb 
wenig berühren. Andere Beſtandtheile, z. B. bie Wierbrauerei 
und Branntweinbrennerei, greifen mehr in die Landwirthfchaft 
ein. Doch wäre eine Trennung berfelben von dem Landgute 
zweeimäßig, wenn fie dann in größerer Ausdehnung und mit 
mehr Aufmerkſamkeit betrieben werden koͤnnten, wad man aus 
ben Anerbietungen der Pachtlaſtigen wird abnehmen koͤnnen. 


(a) Nah Nicolai (a. a. D. I, 341.) fol im preuß. Gtaate die General⸗ 
verpachtung nüplicher Befunden worden fein. 

(d) So die fühpreugifchen Intendanten, f. Nicolai, I, 245. 

(c) Wie dieß fhon v. Mahrenbolz vorfhlug, Bergius, Magaz. IE, 
216. Für den Augenblic if dicke Anordnung den Tagloͤhnern und 
Kleingutsbefigern ſehr mohlthätig; mit der Zeit wird aber durch 
die Ausſicht auf den Erwerb aus ſolchen kleinen Pachtungen leicht 
eine zu fchnelle Vermehrung der Ginwohnerzahl werurfacht, wobei 
zwar bie PBachtzinfe noch mehr gefleigert, die Pachter aber dürftig 
werden und die Cintreibung beſchwerlich if. 


§. 114. 

Regeln für die Einrichtung ber Zeitpachtungen (a): 

1) Bei der Forderung bes Pachtzinfes dient zum Maaßftabe 
ein forgfältig amdgearbeiteter Ertragsanſchlag bed Gutes. Der 
Pachtluſtige ſtellt Demfelben bisweilen, um fein geringereö Ange⸗ 
bot zu rechtfertigen, einen Gegenanfchlag zur Seite, worin er die 
Einnahme und Ausgabe nach feiner Vermuthung aufrechnet. 

2) Ein Pachtzins, der dem Pachter nicht mehr den üblichen 
Gewerbsverdienſt nebft den Zinfen feines Betrieböcapitales übrig 
ließe, der alfo 5.3. keine Vergütung für die Gefahr von Un: 
fällen darböte, wäre nur fcheinbar nuͤtzlich, weil er den Pachter 
in zu große Berfuchung ſetzte, fich durch Berfchlechterung bes 
Gutes zu entfchädigen, oder ihm wenigftend Mittel und Neigumg 
zu einem fhwunghaften Betriebe entzöge, auch fogar von Bürf: 
tigen Pachtern nicht ficher eingezogen werben koͤnnte. Daber 
iſt nicht jede Steigerung der Pachtzinfe auf die Dauer nuͤtzlich, 
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wohl aber eine folche, die Davon herrührt, daß die Pachtftücke 
in die Hände der thätigften und geſchickteſten Landwirthe kommen. 

3) Die Verſteigerung ift bei Generalverpachtungen ganz 
unpaffend, weil dieſe ein befondered perfönliched Vertrauen 
voraudfegen, fie ift aber auch bei einzelnen Pachtgütern nicht 
ohne Bedenklichkeit, indem biömeilen ein unzuverläffiger 
Mann, der unerlaubte Mittel zur Bereicherung nicht fcheut, 
bie reblichen Pachtlufligen überbietet. Die Caution, die man 
von jedem Pachter fordert, fichert nicht für alle Falle. Es 
iR daher gut, einem Pachtlufligen, der nach Verhaͤltniß des 
Anſchlages einen annehmlichen Pachtzind bietet und ald wohl: 
habend, einfichtsvoll, fleißig und rechtfchaffen befannt tft, die 
Pahtung aus der Hand zuzufagen (b), wenn man nur 
überzeugt fein Bann, daß die Behörden nicht einzelne Perfo- 
nen begünftigen. Kann man and diefem Grunde bas Mit: 
werben nicht entbehren,, jo follte man doch nur diejenigen 
mitbieten laſſen, welchen jene Eigenfchaften nicht fehlen (ce). 
Begüterte Pachter find dürftigen weit vorzuziehen. Bei eins 
zelnen Srundftüden bleibt nichtd übrig als die Verfteigerung. 


(a) ©. vorzügl. Nicolai, I, 234. II. 156-208. Vgl. Borowski, 
Preuß. Cameralweſen, I, 126. — von Honflebt, Die Berpachtung 
der Landgüter, Hannov. 1837 (vorzüglich von rechtlicher Seite). — 
v. Babft, Landiw. Betriebslchre, 3. A. S. 1I0— 18. — Hoffmann 
in der Zeitſchrift f. die gef. Staatswifl. 1845, IV. ©. 719, V. der 
bad. Hof: Dom.:Rammer v. 15. März 18365 — Berordn. BI. Nr. 11. 

(#) Sturm, Gameralpraris, V, 208. — v. Jakob, I, $. 159161. 
— Hoffmann in ber Zeitſchr. ©. 727. In Hannover wird «6 fo 
gehalten, Ubelohde, ©. 44. — Achnliche Beitimmungen in Wei- 
mar, 3. v. 30. Jun. 1818, Burdhard, ©. 562. Berfteigerung iR 

Regel, aber ed And Ausnahmen zuläffig, auch darf nur der⸗ 
jenige mitbieten, welcher erweislich Iandwirthichaftliche Kenntniſſe 
und ein zureichendes Gapital befigt. Die Kammer bat vie Gebote zu 
begutachten und es muß nicht nothiwendig dem Meiftbistenden bie 
Pachtung gegeben werben. — 

(ec) In Bürtemberg dürfen nur die mitbieten, weldye ſich über den Ber 
fig eines gewiſſen Bermoͤgens und bie erforderliche perföntiche Be 
Ibigung ausweifen, auch wird bei größeren Meiereien noch mehr 
Auswahl der Berfonen geflattet; Hoffmann, ©. 61. — Alte Art 
der Berfleigerung bei einem brennenden Lichte, nachdem fchon durch 
wieberholtes Borrufen der einzelnen Pachtluſtigen nad einander 
eine Gteigerung der Angebote bewirkt worden war. „Man follte 
nit meinen, wie die Gemüther von diefem Heinen Lichte mandymal 
erhiget.werden, und weiß ich, daß in biefem kurzen Augenblicke noch 
an die 1200 Nihle. mehr geboten fein.“ Gaſſer, Cinleit. ©, 118, 
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(Das Erlöfchen bes Lichtes diente als Zufchlag. Dieſes Berfahren 
gehörte zu den vielen ehedem üblichen rädfidhtelofen und unwuͤr⸗ 
digen Finanzfünften.) — Grhebliche Gründe für die Verfleigerung 
auch bei ganzen Landgütern, Schumacher in Rau u. Hanffen 
Arhiv, N. F. II, 125. 


q. 115. 


 rM) Die Eaution dient zur Sicherung fowohl wegen der 
dem Pachter anvertrauten Gebäude und Inventarienſtuͤcke, 
als auch wegen des Pachtzinſes. Am bequemften ift es, 
wenn der antretende Pachter eine Summe baar oder in 
Staatspapieren hinterlegt. Ob man die Binfen jährlich am 
Pachtgelde in Abzug bringen läßt oder nicht, ift gleichgüls 
tig, weis im letzteren Falle unfehlbar jeder Pachtluflige un: 
gefähr foviel weniger bieten wird (a). Bei einzelnen Grund: 
ftüdten ift die Caution entbehrlich, e8 muß aber dann wenigftend 
die Bürgfchaft eines begüterten Mannes gefordert werben. 

5) Eine lange Pachtzeit giebt eine größere Ermunterung 
zu bedeutenden Bodenverbefferungen und anderen Unierneh: 
mungen, welche ben Ertrag ded Gutes erhöhen (II, $.96.), auch 
läßt fie die mit dem Wechfel des Pachterd verbundenen Ge: 
fchäfte feltener eintreten (b). Hat ferner bei einem langjährigen 
Dachte der Pachter die Ausficht,, im Falle des Wohlverhaltens 
auch noch länger, und ſelbſt lebenslang im Beſitze ded Gutes 
zu bleiben (c), und kann er hoffen, daß nach feinem Tode aud) 
bie Erben, wenn fie perfönlich dazu befähiget find, die Pachtung 
fortfegen dürfen, fo wird dies günftigeren Einfluß auf fein An- 
gebot und feine Wirthfchaftöführung haben, ald ein ganz bes 
flimmt auf Lebenszeit des Pachterd gefchloffener Contract (Bi: 
talpacht), weil der ſchon im mittleren Lebensalter flehende 
Landwirth fich über feine wahrfcheinliche Lebensdauer nicht zu 
täufchen pflegt (d). Pachter auf längere Zeit koͤnnen auch in Rüd: 
fiht aufdie, durch Verbeſſerungen des Betriebed möglich werdende 
Ertragserhöhung einen feigenden Pachtzins übernehmen, 
fo daß fie entweder jährlich oder nach jedesmaligem Ablauf einerge- 


wifjen Zahl von Jahren eine voraus beflimmte Zulage entrichten. 
(a) Man fest die Baution nad den Umfländen auf etwa 4/, oder 2], 
des Dadıtzinfes. Nach der preuß. WinanzminikerialsB. vom 

29. Nov. 1836 in der Regel minteflens ?/, des Pachtzinfes. 
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(d) Cine fechsjährige Periode ift noch zu Furz. In Baden find 9 Jahre 
Regel, in Hannover 12, in Würtemberg 18 Jahre. 
(c) Dieß geſchah fchon im röm. Reiche. Verordn. der Kaifer Sonorius 
und Theodoſius (L. 3 Cod. Justin. XI, 70): Congruit aequitati, 
ut veteres possessores fundorum publicorum novis conductori- 
bus praeferantur, si facta per alios augmenta suscipiant (wenn 
fie ebenfoviel geben). — Auch in Würtemberg wird es fo gehalten, 
Hoffmann, ©. 64 und in Schottland bei Privatgütern auch dfters, 
Für diefe Bitalpaht Gr. Soden, V, 52. — In Raffau foll von den 
Beamten die Verpachtung auf Lebenszeit des Pachters und deſſen 
Ehefrau verfucht werden. Domänenverwalt.:D. v. 1816. 6. 13. Rr. 2. 


§. 116. \ 

6) Ein in Geld angefeßter Pachtzins kann bei einer lan- 
gen Pachtzeit dem einen oder anderen Xheile fehr nachthei- 
lig werben, wenn die Preife der Bodenerzeugniffe fich anhaltend 
verändert haben; namentlich richten Pachtungen, die bei Dauernd 
hoben Fruchtpreifen eingegangen wurden, beim Sinken derfel- 
ben mandye Pachter zu Grunde. Zwar Eönnte in folchen Fällen 
durch Nachläffe nach billigem Ermefjen geholfen werden, doch 
ift es beffer, eine allgemeine Regel aufzuftellen, nach welcher bie 
Leiſtung des Pachters den Umftänden angepaßt wird, zumal 
da die Regierung fonft in theuren Jahren Feine höhere Ein- 
nahme fordern könnte (a) Ein ganz in Körnern angefegter 
Pachtzins, man mag ihn nun nach den Marktpreifen bezahlen 
oder in natura abführen laffen (6), ift in theuren Jahren für den 
Pater ſchwer zu erfchwingen, in wohlfeilen für den Verpach⸗ 
ter zu unergiebig. Die Preife verändern ſich nämlich in umge: 
kehrtem Sinne wie die Ernte-Ergebniffe. Stehen die Früchte Hoch, 
fo ift gewöhnlich nicht viel gewachfen und umgekehrt, die ganze 
Einnahme des Pachterd ift folglich nicht fo fehr verfchieden, als 
die Preife vermuthen laffen. Ein mit Rüdficht auf die Getreide: 
preife veränderlicher Pachtzins ift zwar minder einfach, als eine 
fefte Geldfumme, aber er befeitigt den oben erwähnten Nachtheil 
und fomit die Einwendung, die man oft gegen die Einführung 
langer Pachtzeiten erhoben hat. Die Ausführung Fann auf ver: 
ſchiedene Weiſe gefchehen: a) Man läßt einen gewiffen Theil des 
Pachtzinfes in Körnern oder nach dem Marktpreife baar ent: 
richten (b); dies ift das bequemfte Mittel. b) Der Pachtzins 


wird in einem Fruchtquantum ausgebrüdt und von 5 zu 9 Jah: 
Ran, pol. Dekon. 3te Ausg. III 10 


—R 


(d 


nr 
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sen nach dem Durdhfchnittöpreife der Früchte in Geld entrich: 

tet (c). c) Man ftellt eine ſolche Regel auf, daß die zu zah⸗ 

lende Seldfumme fi) zwar einigermaßen nach den Preifen 

richtet, aber doch ſchwaͤcher als dieſe fich verändert (d). 

(a) Dagegen und für den firen Geldpachtzins Bülau, Der Staat und 
ter Landbau, ©. 65. — von Honftedt a. a, DO. ©. 31. 

(d) Baden: Bon Aderland werden 2/, des Pachtgeldes in Früchten be⸗ 
tungen und nach den Durchſchnitispreiſen „gwiiogen Martini (11. Nov.) 
und Lichtmeß (2. Febr.) baar bezahlt. B.v. 8. Sanuar 1822. Dieß 
gilt jedoch nicht von einzelnen Stüden, deren Pachtzins blos in Geld 
angefegt wird. Naffau: Der Pachtſchilling ift zum Theil in Früch⸗ 
ten und zum Theil in Geld zu bedingen, aljo, daß nach dem Ermeſſen 
der Sach- und Ortsfundigen die Stämme oder Barcellen mit einem 
mäßigen Pachtſchilling an Fruͤchten ausgeboten, und den Pachtlieb⸗ 
habern überlafien Werbe, das Mehrgebot in Gelb zu thun. Ang. O. 
F. 13. Nr. 6. Auch in Pürtemberg wird ein Theil in Getreide 
angefeßt, Hoffmann, ©. 

() Sturm, I, 219. Shumader in Rau u. Hanffen Archiv, 

N. 8 I, 127. Pabſt, Betriebsl. $. 309 

8.83. fo oft der Preis des Scheffels Frucht um 1/, eines gewifien 

Mittelpreifes fleigt oder fällt, fo wird der Pachtzins um !/, erhöht 

oder erniedrigt ıc. Es fei die Pachtſumme 3000 F. und der Mittel: 

preis des Roggens 2 fl. vom Scheffel. Kommt derfelbe auf 21.30 fr., 
fo erhöht dieß das Pachtgeld um ee oder um 375 fl. — Ein viertes 
Verfahren erwähnt Ho 9 edt, 


$. 17. 

7) Kleinere Berlufte müffen fhon im Pachtanfıhlage be: 
rücfichtigt werden und finden zugleich durch die Möglichkeit 
großer Geminnfte einige Vergütung (a). Bei bedeutenden 
Beihädigungen aber if ed nothwendig, einen Nachlaß 
(Remiffion) an ber Pachtfumme des einzelnen Jahres 
zu bemilligen, denn felbft wenn der Pachter darauf verzich: 
ten wollte, fo wäre ed doch für die Regierung nicht vortheil: 
baft, ihn in einem außerorbentlichen Befchädigungsfalle zu 
Grunde. gehen zu laffen. Um jeboch die Zubringlichfeit man- 
her Pachter zu zügeln und Streitigkeiten vorzubeugen, muß 
dad ganze Nachlaßweſen durch allgemeine Verordnungen oder 
durch die Beſtimmungen der Pachtcontracte geregelt fein (b). 
Dies kann in folgender Weife gefchehen. 

a) Nur unverfchuldeter Schaden giebt einen Anfpruch, und nur 
ein befondere® Ereigniß, welches einen Theil der Erzeug: 
niffe zerflört, 3. B. Hagelfchlag, Ueberſchwemmung, Vieh⸗ 
fterben, nicht da8 bloße Fehlſchlagen einer einzelnen Specus 


(d 


— 
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lation. Iſt ein Mißwachs fo allgemein, daß er die Preife 
erhöht, fo follten nur diejenigen Pachter Nachlaß erhal: 
ten, welche weniger geerntet haben, als der Durchfchnitts: 
preid war, nach dem ſich die Preife richten; dieß ift aber 
ſchwer zu ermitteln. 

b) Es wird feftgefeßt, bei welcher Größe des Verluſtes im 
Verhaͤltniß zu dem mittleren Ertrage ein Nachlaß gefor: 
dert werben kann (c). 

c) Der Nachlaß betragt den ebenfovielften Theil des Pacht: 
zinfes, ald der Verluſt vom mittleren Ertrage ausmacht. 
Bei einem Viehſterben kann ed nöthig werden, dem Pach- 
ter auch zur Nachſchaffung der fehlenden Stüde behülf: 
lich zu fein. 

d) Der Verluſt muß fogleich angezeigt werben, damit eine 
Unterfuhung und Abſchaͤtzung an Ort und Stelle vor- 


genommen werden fönne (d). 


(a) Modicum danınum aequo animo ferre debet colonus, cui immo- 
dieum Iucrum non aufertur. Gajus in L. 25, $. 6. Dig. locati 
eondueti (XIX, 2). 

(6) Bgl. Boromsfi, I, 144. Nicolai, II, 126. Sturm, I, 244. — 
Die gemeinrtechtlihen Beſtimmungen genügen nicht, weil der Staat 
feine Bachter ſchonender behanteln darf und foll, als ein Privat⸗ 
mann ſchuldig ift. 

(c) Baten: Bei geichloffenen Gütern von beträchtlicher Größe ein Scha⸗ 

ten von 1/, der Ernte, fonft nur über die Hälfte. Bei der Abſchaͤtzung 

Toll ausgemittelt werden, was der Landwirth ohne das eingetretene 

Greigniß an Ertrag (mittlerem oder des einzelnen Jahres?) zu hof: 

fen gehabt und was er nun zu erwarten hat. 

Rad) den Umſtaͤnden kann eine nochmalige Abichägung bei der Ernte 

gefordert werden. Auch nimmt man wohl tarauf Rüdficht, ob antere 

Nutzungszweige in dem nämlichen Jahre mehr ale den mittleren 

Ertrag abwerfen und ob die vorhergehenden Padtjahre ergiebig 

waren. — Nach der preuß- Domänensänflruction von 1722 foll ge⸗ 

naue Erkundigung angeftellt werden, „ob nicht Menſchlichkeiten das 
hinter Reden.” 


{d 


— 


$. 118. 

8) Die beweglichen Zubehdrungen des Guted (bad In ven⸗ 
tarium), welche Dem Pachter anvertraut werden müffen, find 
zunächft Theile des fichenden Gapitaled, wie Geräthe und Vieh, 
doch öfter auch Beſtandtheile des umlaufenden Gapitaled, wie 
Zuttervorräthe. Zwar wäre es fehr erleic;ternd, wenn jeder ans 
tretinde Pachter fich dieſe Gegenftände felbft anfchaffte, allein 

10* 
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derfelbe hätte hiezu ein beträchtliches Capital nöthig, welches der 
Bewirthfchaftung entginge und dad Mitwerben der Pachtluftigen 
verringerte. Deöhalb wird üblicher Weife dad Inventarium dem 
neuen Pachter nach einer forgfältigen Aufzeichnung und Ab⸗ 
ſchaͤtzung übergeben und am Ende der Pachtzeit wieder auf 
gleiche Weife übernommen. Hiebei muß erdad Fehlende baar oder 
in natura nachſchaffen, den Weberfhußaber (Superinventa: 
rium) nimmterentweder mit hinweg oder erhält ihn nach einem 
verabredeten Anfchlage vergütet. Dieſes Gefchäft ift umftändlich, 
und trog aller angewendeten Sorgfalt bei der mehrmaligen 
Zaration laffen fi) Verlufte aus der Werfchlechterung der In⸗ 
ventarienftüde nicht vermeiden (a). Diefelben können nicht nad) 
dem bloßen Anfchaffungspreife gefchäßt werden, wenn fie durch 
den Gebrauch verfchlechtert worden find (5). Die zur Schaͤtzung 
beigezogenen und verpflichteten Sachverfländigen werbenin einige 
Abtheilungen (Schürze, gewöhnlich 3) gefondert, deren jede 
man um ihren gutachtlichen Anfchlag einzeln befragt, um fodann 
den Durchfchnitt aller außgefprochenen Summen zu ziehen (c). 


(a) Befonders bei dem Viehſtande. 

(d) Man fann hiebei fo rechnen: wie ſich der volle Werth im Zuftante 
der Neuheit zu dem jeßigen verringerten Werth (Nüslichkeit) ver- 
bält, fo auch der Anfchaffungspreis zu dem Anfchlage. If z. B. ein 
Geraͤthe, welches 100 fi. Foftete, fo abgenüßt, daß es nur noch die 
halbe Zeit feine Dienfte leiften wird, fo kommt es mit 50 fl. in 
Anſchlag. 

Formulare hiezu bei Borowsfi, I, 135. Berechnungen mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die verfhiedene Dauer in Shönleutner und Zierl, 
Jahrb. IE. Beil. IT. — Wenn die Jahreszeit des Pachtwechſels 
es mit fi bringt, daß ber abziehende Pachter befäetes Land zurück: 
laffen muß, und mehr Aeder von ihm beftellt worden find, als er 
von feinem Borgänger erhielt, fo müflen die Beftellungsfoften des 
Ueberſchuſſes ihm vergütet werden. 


$. 119. 

9) Was den Aufwand für die Wirthſchaftsgebaͤude 
betrifft, fo fallen die Heineren Ausbefferungen, deren Umfang 
beflimmt angegeben werden muß, dem Pachter wie jedem Be⸗ 
wohner herrfchaftlicher Gebäude ($. 67.) zur Laſt. Größere 
Reparaturen, deren Eintreten fehr unregelmäßig erfolgt, können 
nicht ganz vom Pachter getragen werden, es ift vielmehr üblich, 
daß der Staat fie beftreitet, fo wie die Neubauten. Die Erfahrung 


— 
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zeigt hiebei den Uebelftand, daß die Pachter fich die Schonung 
und Erhaltung der Gebäude zu wenig angelegen fein laffen und 
kleine Ausbeflerungen fo lange auffchieben, bis größere noth- 
wendig werden, fo wie fie auch oft unnoͤthige Neubauten ver: 
langen. Die jährliche Unterfuchung, ob ihnen feine Nachlaͤſſig⸗ 
keit zur Laft falle, fichert nicht genug, aber auch der Vorfchlag, 
dem Pachter an allen Auöbeflerungen einen gewiffen Theil ber 
Koften aufzulegen, ift nicht zu billigen, weil dann durch die ploͤtz⸗ 
lich eintretende Nothwendigkeit koftbarer Bauten die Lage eined 
Pachters zu mißlich werben koͤnnte. Dienlicher ift es, dem Pachter 
nach einer genauen Ausfcheidung alle diejenigen Reparaturen 
aufzulegen, weiche von einer regelmäßigen Berfchlechterung her: 
rühren und einigermaßen überfchlagen werden fünnen und bei 
denen durch Sorgfalt etwas zur Verringerung der Koften ge: 
ſchehen kann, ohne daß man doc) aus übel angewendeter Spar: 
ſamkeit Nachtheil für das Gebäude zu beforgen hat (a). 

(a) Die Beflimmung einer Summe, bis zu welcher eine Ausbeſſerung 
vom Pachter gefchehen muß, 3. B. 10 Rihlr., ift aus obigem Grunde 
nicht angemefien. Sturm, Kameralpr. I, 240. — In jedem Falle 
ift die Ausfcheidung defien, was aus der Staatscaffe zu beſtreiten 

*ift, auch nach dem im $. ausgeſprochenen Grundſatze ſchwierig. 
Die Dächer Fönnen dem Pachter leicht mit der Verpflichtung, jährs 
lih einen beſtimmten Theil umzubeden, übertragen werden. Bon 
Reubauten kann man dem Pachter die Berzinfung ber Koſten abs 
fordern. — Borfchriften, welche Gegenftände der Kammer, welche 


dagegen unbedingt den Bewohnern zur Laſt fallen, in Weimar, 
B. 9. 1. San. 1825, Burckhard ©. 571. 


$. 120. 


19 Man pflegt dem Pachter zur Bedingung zu machen, 
daß er den Zuftand des Gutes verbeffern (melioriren) fole. 
Wird dieß nur im Allgemeinen gefordert, fo ift e8 von geringer 
Wirkung und der Pachter kann leicht durch den Nachweis irgend 
einer unbedeutenden Melioration diefer Verpflichtung genügen. 
Die lange Dauer der Pachtzeit fowie die Vermoͤglichkeit und 
Einſicht des Pachters können zum Theile eine folche Bedingung 
erfeßen, die jedoch immerhin nüglich ift, wenn fie fich auf gewiſſe 
benannte VBerbefjerungen, und zwar folche bezieht, Die dem Pach: 
ter nicht ſchon während der Pachtzeit hinreichend belohnenden 
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Bortheil bringen, 3. B. dad Setzen von Obftbäumen, das 
Mergeln u. ſ. w. (a). 
11) In den Contract werden gewöhnlich auch ſolche Be- 
dingungen aufgenommen, welde den Staat gegen eine aus⸗ 
faugende ober fonft verderbliche Bewirthfchaftungdweife fichern 
folen. Man muß fich auf ſolche Punkte befchränten, deren 
Nichtbefolgung leicht wahrzunehmen ift und die ben Pachter 
nicht in nüßlichen landwirthfchaftlichen Unternehmungen hin« 
dern; dahin gehört dad. Verbot des Stroh: und Heuverkau⸗ 
fed und eines zu fehr erfchöpfenden Fruchtmechfeld, die gleich: 
mäßige Bebüngung und Bearbeitung der Felder ıc. (b). Auf 
großen Pachtgütern hat man dem Pachter in den legten Jah⸗ 
ven bisweilen einen vom Staate befoldeten Auffeher beigege- 

ben, um ſchaͤdliche Kunftgriffe zu verhindern $. III. 

12) Andere Vertragsbeflimmungen betreffen a) die Jah. 
reözeit, in welcher der Antritt ded neuen Pachterd vor ſich 
gehen foll (c), b) das Verbot der Afterpacht ohne bejondere 
Erlaubniß, wo namlich jene landrechtlich erlaubt tft, c) die Be: 
flimmung, wer die auf dem Gute ruhenden Zaften zu tragen 
babe, d) die Termine zur Entrihtung des Pachtzinfed, e) Be: 
flimmyungen für den Todesfall des Pachterd u. dgl. (d). 

13). Die Pachtgüter werden von Zeit zu Zeit forgfältig 
durch die Kammerbeamten oder auch durch höhere Beamte 
befichtiget (e). 

(a) Bol. Nicolai, II, 167. Sturm, 1, 283. — Bel koſtbaren Melio: 
rationen diefer Art ift es bienlih, wenn der Staat einen Theil des 
Aufwandes vergütet. 

(d) Sturm, I, 223, wo zu viele ſolche Gautelen in Vorſchlag gebracht 
find. — v. Safob, 1, $. 170. — Die Borfchrift, welcher Vieh⸗ 
ftand gehalten werten muß, fidyert nicht genug, weil es auf die Fuͤt⸗ 
terung anfommt. Hoffmann (Zeitihr. S. 724) räth daher, vie 
Fruchtfolge und Feldeintheilunig nah Erwägung aller örtlihen Ber: 
hältniffe und im Cinverſtändniß mit dem Pachter feftzufeßen und die⸗ 
fem dann als Richtſchnur vorzufcreiben. 

(c) Man Hält insgemein die zweite Hälfte des Junius (Sohannistag, 
24. Sun.) für die befte Zeit. 

(d) Angef. bad. B. v. IR. März 1835: Der Pacteontract kann für 
aufgelöft erflärt werden, wenn der Pachter in Gant geräth oder mit 


2 Sahreszinfen in Rüdftand bleibt. 
(e) Borjchriften biezu bei Hoffmann, ©. 68. 
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Anbeng. 


Bon den Pachtanjchlägen der SKammergüter. 


— — — — — — — 


q. 121. 


Unter dem Anſchlage eines Landgutes oder einzelnen 
Grundſtuͤckes verſteht man die ausführliche Vorausberechnung 
des von der Bewirthſchaftung deſſelben zu erwartenden Er: 
gebniffes. Die Regeln der Veranſchlagung find in Deutfchland 
fehr ausgebildet und in zahlreichen Schriften dargeftellt worden 
(a). Diefes Gefchäft beruht auf Erfahrungen aus dem Gebiete 
der Landwirthſchaftslehre; da inzwifchen die Unfchläge der Kam: 
mergüter nach den befonderen Bedürfniffen der Finanzverwals 
tung eingerichtet fein müflen und deßhalb von Finanzbeamten 
unter der Zeitung ber oberen Domänenbehörben verfertiget zu 
werden pflegen, da ferner in Staaten,. welche viele Domänen 
befigen, die Entmwerfung einer befonderen Gefchäftsanweifung 
nöthig ifl, um die Tarationen gleichförmig und zuverläffig zu 
machen, fo muß eine Ueberficht der hierauf füch beziehenden Grund⸗ 
füge auch in die Finanzwifjenfchaft aufgenommen werben. 

(a) Borzüglih in Preußen. Aeltere Schriften: Schweder, Trac 
tat von Anfchlägen der Güter, 1717. n. A. 1751. — Gaffer, a. 
Binleitung, Gap. 4—10. Bon neueren Schriften f. befonders: 
Ricolai, a. a. O., II, I. — Borowski, a. a.O., I, 1. — Meyer, 
Grundfäge zur Berferfigung richtiger Bactanfläge. "Hannov. 1509, 

— Sturm, Kameralyraris, I, 6—146. — Brie “© Detonomife: 
fameralififche Schriften, Poſen, 1803 6. II vorzüglich II, 
49, III, 68. — v. Flotow, Anleitung zur gertigung der rtrags⸗ 

—88* Leipzig, a 22. II B. (vorzüglid gut). — v. Jafob, 

J. 06 fi. — v. Malchus, Politif der inneren Staatöverwaltung, 

Ir Pr die angehängten Tabellen. — Klebe, anleitung 1 gu: Fer: 

tigung der Brund- Anfchläge. Leipz. 1825. — v. Daum, WRaterias 

lien zu einer verbefierten Abfhägung des Aders, Wieſen⸗ und Weide⸗ 
bodene. Berl. 1528. 4. — Schmalz, Verſuch einer Anleitung zur 

Veranſchlagung läntlicher Srundfäde, Königeb. 1829. — Putſche, 

Encyflop. der Lands u. Hauswirthſchaft, VII, 631. - Block, Mit⸗ 

Hieslungen Io landwirthſchaftlicher Erfahrungen, 3rt Band, 2. Ausg. 


— Deffen Beiträge zur Landgüter: Schäßungsfunde, Bresl. 
1840. — v. Honſtedt, Anleitung zur Aufſtellung und Beurtheilung 
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landwirthſch. Sdabungen „Hannov. 1534. — Kreyßig, Berich⸗ 
tigung und naturgemaͤße Begruͤndung der landwirthſch. Ertragsbe⸗ 
rechnungen ıc. Prag, 1535. — v. Jordan, Grundfäge über Abs 
fhägung ter Landguter, 2.9. von Nothfögel, Wien, 1839. — M. 
Andre, Darftellung der vorzüglicften landw. Verhältnife, 4. 4. 
v. Rieger, 1840. — Borzüglich zu beachten ift die k. fächftiche Ge: 
fbäftsanweifung zur Abſchätzung des Grundeigenthums, v. 30. März 
1838 (für die Srundfeuer beftimmt). — Tehnifche Inftructionen f. 
die von d. K. General⸗Commiſſion v. Bommern beauftragten Defon. 
Gommiffarien. Berl. 1842. 4%. — Gute Materialien bei Klee: 
mann, Eneyflopädie landw. Berhältnifle. 1845. — Seller, Landw. 
Berhältnißfunde. 4. Abth. 1842 — 49. 


$. 122. 
Das durch VBeranfchlagung audzumittelnde Ergebniß der 


künftigen Bewirthfchaftung kann fein: 


der 


1) ein unmittelbared, der reine Ertrag, welcher neben 
Grundrente auch Gapitalrente und Gewerböverdienft in fich 


ſchließt. Derfelbe läßt fich unter verfchiedenen Vorausſetzungen 
erforfchen, nach welchen die Veranfchlagung in mehrere Arten 
zerfällt, namlich : 


a) 


nach feinem mittleren, beider üblichen Bewirthſchaftungs⸗ 
weife zu erwartenden Betrage, und zwar 


&) wie er unter den jetzigen Umfländen, in ber nächften 


Do 


Zukunft zu vermuthen iſt; Anfchlag des naͤchſtbe— 
vorftehenden Ertraged, Nutzungs-, Ertragd: 
anfchlag im gemwöhnliden Sinne ded Worted. Diefe 
Beranfchlagungsweife ift für Berpachtungen zwedimäßig. 
Es bleiben dabei folche Nugungen ganz außer Anfab, 
die dem Pachter gar nicht übertragen werden, ober die 
während der nächften Pachtzeit einen erheblichen Ertrag 
verfprechen, 3. B. neue Obftpflanzungen; ferner werden 
gegenwärtige Verhältniffe, die den Ertrag erhöhen oder 
erniedrigen, mit berüdkfichtiget, wenn auch ihr längerer 
Fortbeſtand nicht wahrfcheinlich ift; 

wie er im Durchſchnitte eined längeren Zeitraumes 
ſich hoffen läßt; Anfchlag des dauernden Er- 
trages. Eines ſolchen bedarf der Verkäufer, um den 
angemefjenen Verkaufspreis zu finden, ferner wirb ber: 
felbe bei der Verpachtung, der Anlegung der Grund: 
fteuer und der Arrondirung (I, $. 100.) benußt; 
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b) nad) dem Betrage, den er auch unter unglinftigen Umftän- 
den wenigfiend noch erreichen muß; ein folder Anfchlag 
bed geringften, fiheren Ertrages dient 5.3. zur 
Beftelung eined Unterpfandes und bei der Aufnahme in 
einen Greditverein, (II, $. 114 ff.) (a); ’ 

c) nad der Größe, zu der er bei einem reichlichen Aufwande 
von Kunft und Capital gebracht werden fann; Anfchlag 
bes Funfilihserreihbaren Ertrages. Ein ratio: 
neller Landwirth wird aud einem Anfchlage diefer Art ab: 
nehmen, wie theuer er im aͤußerſten Falle ein Gut erfaufen 
oder pachten Darf, aber der Eigenthümer darf feine For⸗ 
derungen und Erwartungen nicht hiernach einrichten, weil 
auf dad Mitwerben folher Kauf: oder Pachtluftigen in 
der Regel nicht zu rechnen ift; 
2) ein mittelbared Ergebniß, der auf den Reinertrag 

gegründete Verkehrswerth, der zugleich ald Richtfchnur des 
Preifed dient, 1, 8.60. Da der Werth der Grundftüde in ihrer 
Fähigkeit befteht, einen gewiffen reinen Ertrag zu geben, fo 
wird aus diefem, unter der Annahme eines gewiffen Zins: 
fußes, durch bloße VBervielfachung (3. B. mit 25 oder 33) ber 
Werth leicht gefunden. Indeß ift der Anfchlag der nächftbevor: 
ftehenden Nutzung zur Berechnung des Werthes für Kauf: und 
andere Kalle nicht zu brauchen, weil er zu fehr veränderlich ift; 
man muß folglich, ie nach dem Zwecke der Veranfchlagung, eine 
andere der in Nr. 1 angegebenen Ertragöbeflimmungen zu 
Grunde legen (b). 


(a) Bol. Blod, Mittheil. III, 250. 


(5) Dan fegt gewöhnlid dem Ertragsanfchlage den Grundan⸗ 
ſchlag entgegen, und verfteht unter diefem Ausdrucke eine ſolche 
Grmittelung des Werthes und Preifes, welche auf die ganze Be: 
fchaffenheit des Landgutes in allen feinen Theilen, abgefehen son 
einer befonderen Behandlungsmweife, gebaut if. GEs ift jedoch nicht 
möglid, aus der natürlichen und fünftlichen Beſchaffenheit der Laͤn⸗ 
dereien allein, ohne Berechnung eines gewifien Brtrages, zu einem 
Anfage des Werthes zu fommen, man muß beim @eldertrage auch 
veränderlihe Umflände, 3. B. die Preife der Erzeugniſſe, mit bes 
achten, und es ergiebt fi aus dem Obigen, daß jede ber drei Er⸗ 
tragsberechnungen b— d eine eigene Art des Grundanſchlages geben 
kann. Nur die Bonitirung des Bodens ($. 124.) giebt fefte, uns 
wandelbare Zahlen, die aber feine Geldſummen bezeichnen. 


x 
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6. 128, 


Der Pachtanſchlag kann abgeleitet werben: 

)) aus allgemeinen landwirtbfchaftliden Er- 
fahrungen, indem man unterfucht, welchen rohen und rei- 
nen Ertrag jeder Wirthſchaftszweig bei einer angenommenen 
Behandlungsweife und der gegebenen Befchaffenheit des Bo⸗ 
bens, des Klimas, der Abfabgelegenheit u. dgl. zufolge der, 
aus vielen Fallen abgenommenen Zahlenverhaͤltniſſe durch⸗ 
ſchnittlich erwarten laͤßt; 

2) aus beſonderen Erfahrungen auf dem einzel⸗ 
nen Landgute, d. h. aus dem Ertrage, welchen die bisherige 
Bewirthſchaftung deſſelben wirklich gegeben hat. Dieſe Aus⸗ 
mittlung wuͤrde fuͤr ſich allein hoͤchſt ungenuͤgend ſein, denn 
es läßt ſich bei ihr der Einfluß zufaͤlliger Umſtaͤnde, die fo: 
wohl in Außeren Ereigniffen, ald in der Perfönlichleit bes 
Landwirthed, feiner Wohlhabenheit oder Dürftigkeit, feiner 
Einficht oder Unwiſſenheit zc. liegen, nicht audfcheiden. Gleich: 
wohl können diefe gefchichtlichen Thatfachen fehr nüslich wer: 
den, um die allgemeinen Erfahrungen in ihrer Anwendung 
auf eine gegebene Dertlichkeit zu ergänzen und die unrichtige 
Auffafjung der vorhandenen Umftände bemerflih zu machen. 
Es ift alfo nothmwendig, jene beiden Berechnungsmittel ſtets 


in Verbindung mit einander anzuwenden (a). 
(a) Schmalz, Anleitung, F. 2— 


$. 124. 

Die Reihenfolge der Gefchäfte bei der Beranfchlagung eines 
ganzen Landgutes ift ungefähr diefe: 

1) der Beamte fucht fi vorläufig mit dem ganzen Gute 
bekannt zu machen, erforfcht die einzelnen Beftandtheile, de: 
ven Größe und Gränzen, bie Gebäude und deren Zuſtand, 
die zugehörenden Gerechtfame u. f. f. 

2) Es werden fchriftliche Nachrichten gefammelt, welche 
als Hülfdmittel gebraucht werden tönnen. Bon biefer Art 
find die Vermeſſungsregiſter, die Alteren Anfchläge und Pacht: 
verträge, die Rechnungen des biöherigen Verwalter ober 
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Yachters, wenn nämlicdy dieſer zufolge des Pachtcontractes 
verpflichtet ifl, feine Wirthichaftdrechnungen zu diefen Be: 
hufe vorzulegen, die einzelnen zugehörigen Regifter, 3. B. über 
Saat, Ernte, Ausdruſch, Viehnugung u. dgl., ferner das 
Berzeihniß und die Abfchägung der Inventarienflüde. 

3) Es werben alle diejenigen Perfonen zu Protofoll ver: 
nommen, welche über den Zuftand, die Behandlungsweife und 
ben Ertrag ded Gutes aus eigener Wahrnehmung Auskunft 
geben können. Man fucht auf diefe Weife diejenigen Puncte 
auszumitteln, welche aus den fhriftlichen Huͤlfsmitteln ſich nicht 
mit binreichender Deutlichkeit ergeben. Widerſpruͤche in den 
Ausfagen fucht man durch Gegenüberftellen der Bernommenen 
zu heben. 

4) Die einzelnen Beftandtheile des Guted werden mit Zu: 
ziehung von verpflichteten Sachverftändigen einer genauen Un: 
terfachung unterworfen, um ihre Ertragsfähigfeit außzumitteln. 
Bei den Ländereien heißt dieſes Gefchäft die Bonitirung, 
Bodenſchätzung. Man bringt die Ländereien jeder Art in 
Ctaffen und beftimmt die in jede Claſſe fallende Morgenzahl. 

9) Aus den fo erlangten Nachrichten wird die Bere): 
nung des mittleren rohen Ertrages, der ſaͤmmtlichen Audgaben 
und folglich des muthmaßlichen Reinertraged vorgenommen. 


$. 125. 


Bei der Ertragdberechnung werden nad einem ziemlich 
allgemeinen Herkommen die einzelnen Zweige des landwirth: 
fhaftlihen Gewerbes, wie fie auf dem Gute vorkommen 
(Aderbou, Wiefenbau, Rindviehzucht u. dgl.), abgefondert . 
behandelt, fo daß man bei jedem h) den durchfchnittlichen 
Rohertrag in Erzeugniflen verichiedener Art (in natura) aus: 
mittelt, 2) bievon fogleih die auf dem Landgute vorkom⸗ 
mende Berzehrung an ſolchen Stoffen abzieht, 3) den Ueber; 
ver nach den Mittelpreifen der Gegend zu Geld anfebt und 
endlich 4) von diefer Summe die befonderen Geldausgaben 
abrechnet, welche der einzelne Nugungszweig erfordert. 
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Auf diefe Weife erlangt man eine Anzahl von getrennten 
Anfchlägen, die Ergebniffe werden fodann zufammengerechnet 
und von der fo gebildeten Summe werden noch Die allgemeinen 
Bewirthſchaftungskoſten abgezogen. Der Ueberreſt bildet dann 
den reinen Ertrag. 


$. 126. 


Diefe Berechnungsart führt zwar zu einem richtigen Haupt: 
ergebniß und läßt leicht erkennen, in wie viel jeder heil des 
ganzen Betriebs zur Bewirtung des Reinertrages beiträgt, allein 
fie ift doch infoferne mangelhaft, als der gefammte rohe Ertrag 
gar nicht erfcheint und daher auch dad zwifchen ihm und dem 
Koftenaufmand Statt findende Verhältniß nicht Harwird. Man 
ſollte alfo entweder I) nur eine einzige Hauptrechnung bilden, 
in dieſer zuerft den Rohertrag aller Zweige zufammenftellen und 
dann in berfelben Reihenfolge alle Abzüge in natura und in 
Geldausgaben fortlaufend aufführen, um endlich die Summen 
der fammtlichen Einnahmen und Ausgaben zu vergleichen, oder 
2) wenn man bei jener mühfameren Art der Darfielung beharren 
will, wenigſtens am Schluffe aus den getrennten Specialan: 
fhlägen auch den rohen Ertrag zufammenziehen. Gewöhnlich 
bat man überdieß die Ausfcheidung der Ausgaben nach den ver: 
fchiedenen Betriebszweigen nicht vollftändig genug vorgenommen 
und fo den Nugen jener Zerlegung des Anfchlages in einzelne 
Theile durch die Ungenauigkeit derfelben gefchwächt (a). 

(a) So müflen z. B. die Ausgaben für Beföftigung und Lohn ber Tag- 
löhner dann, wenn diefe anhaltend mit einer einzigen Berrihtung 


(Aderbau, Nebbau, Fiſcherei, Schaafwälche u. net) beihäftigt find, 
ihre befondere Stelle erhalten, vergl. Schmalz, ©. 317 


$. 127. 


: Unter den Beftandtheilen eines Landguted hat 
I. dad Ackerland in Hinficht auf feine Veranfchlagung die 
meiften Bemühungen auf fich gezogen, weil die große Maffe 
defjelben, die Menge und Wichtigkeit feiner Erzeugniffe und die 
leicht wahrnehmbere Abhängigkeit feiner Ergiebigkeit von natuͤr⸗ 
lichen Umftänden zur Unterfuchung am meiften auffordern mußte, 
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Die Bonitirung des Aderlanded ift neuerlich durch die Fort: 
fohritte der Landwirthſchaftslehre, befonderd der Bodenkunde, 
fehr vervollkommnet worden (a), doch hat man fih noch nicht über 
eine erfchöpfende und dabei bequem zu überblidende allgemeine 
Eintheilung der Bodenarten vereinigt, auf welche man fich über: 
al ſtuͤtzen koͤnnte (b). Bei einem folchen feftftehenden und al: 
gemein anwendbaren Claſſenſyſtem würde übrigens doch der 
auf jede Claffe und Art ded Bodens kommende rohe und reine 
Ertrag nurin jeder einzelnen Oertlichkeit genau beflimmt werden 
fönnen, weil er zugleich von mancherlei anderen Umfländen, 
namentlich der Bewirthfchaftungsweife und, was den Ausdrud 
in Geld betrifft, den Preifen der Dinge, bedingt wird. Man 
unterfcheidet 2 Arten der Elaffeneintheilung : 

I) nady der Naturbeſchaffenheit des Bodens, die ſich 
zunächft in der Zufammenfeßung deffelben aus Erden, Salzen 
und organifchen Reften (Humus), ſodann auch in anderen Um: 
Händen, ald Klima (hauptfächlich Berhältniffe der Wärme und 
Zeuchtigkeit), Lage ıc. ausfpricht; e8 werden hiebei alle Boden- 
arten in eine Claſſe zuſammengeſtellt, die einander in phyſiſcher 
Hinficht ähnlich find; 

2) nad dem reinen Ertrage; wirthfchaftliche oder 
skonomiſche Elaffeneintheilung, wobei man bloß 
die Abftufung von den beften zu den unergiebigften Laͤnde⸗ 
reien jeder Benutzungsart aufftelt (c). Ä 

Nach der erften Art önnen innerhalb jeder Elaffe Ländereien 
von ſehr verfchiedener Ertragäfähigkeit vorkommen, gleihwohl 
verdient dieſes Verfahren den Vorzug, weil es auf die natürliche 
Grundlage, dad Bleibendere und Kenntlichere, gebaut ift, wäh: 
rend die Methoden und Zwede der Bewirtbfchaftung, die den 
Ertrag mit bedingen, eher wechfelnd find (d). 

(a) Bon den älteren Tarationsarten ift die fogenannte brandenburs 
gifche, welche nach der Art, und dem Ertrage der auf jedem Boden 
zu bauenden Früchte eingerichtet ift, am bemerfensweriheflen. Sie 
wurde bei det Gründung des Greditvereines (II, $. 113 (c)) zum 
Stüppunft genommen. Thaer bat in der Aufftellung befierer Uns 
terſcheidungen die Bahn gebrochen, |. befenders defien Ration. Landw. 
ii, 130. Annalen d. Foriſchritie d. kandw. VI, 361. Mögelin. Annas 


len, Vll, 506. — v. Blotowa. a. O. S. 50. — Schübler zu 
Chaptals Agriculturchemie, II, 351. — v. Schwerz, Anleit. zum 
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pract. Aderb. 1, 43. — Hundeshagen, Bodenkunde, ©. 185. — 
Sidi. Beidhältsanmeilung. 
(6) ine ſolche würde große Bortheile darbieten, weil dann Schaͤtzungen 
in verfchiedenen Ländern und Zandestheilen bequem mit einander vers 
lihen werden fönnten, während eine bloß örtliche Elaffeneintheilung 
n einer anderen Gegend nicht verfländlich und brauchbar ift; allein 
es iR auch fchwer, ein fo erfchöpfendes Syſtem aufzuftellen, daß darin 
jede irgendwo vorfommende Bodenart ihre Stelle findet. Leichter iR 
die Arbeit, wenn man fi nur auf diejenigen Bodenbefchaffenheiten 
befchränft, die man in dem Lande ꝛc. vor ds bat. 
(c) Bloc (Mittheilungen, I, 397. 1830.) will nur eine Klaffification 
nad dem Ertrage zulaflen. - 
(d) Die in der fühl. Geichäftsanweifung $. 18 vorgeichriebene oͤkono⸗ 
mifche Glaffification, die beim Aderlande 12 Claſſen annimmt, if 
doch mit Rüdfiht auf die Zufammenfeßung des Bodens angelegt, 
‚indem die Glaffen I. IH. VI. IX. den Thons, I, IV. V. VII. den Lehm: 
u. VII. X. XI. den Sandboden enthalten. Die einfachſte Anord⸗ 
nung würde darin beftehben, daß man außer den eben genannten 3 
Hauptbodenarten noch zwei andere, Kalf» und Humusboden unters 
fchiede und jede diefer 3 Hauptelaſſen in Unterabtheilungen brädte. 
Zwifhen Sands und Lehmboden fann integ nach Thaer noch eine 
Mittelclafe des fandigen Lehms und lehmigen Sandes eingeſchaltet 
werden. So ergeben fih 6 Hauptelafien. Die a. pommeribe Sn: 
ftruction legt biefelben zu ®runde und theilt die 5 erften (die 6. 
bildet den Kalt) in 16 Unterclaflen oder Bodenarten ein. 


§. 128. 

Nahdem das vorhandene Aderland in gewiffe Claſſen und 
Arten eingereiht ift, wird unterfucht 

I) der muthmaßlihe Robertrag jeder Abtheilung (a), auf 
welchen noch Einfluß haben a) die in ber Gegend gewöhnlich 
gebauten Feldfrüchte und die übliche Aufeinanderfolge derſelben, 
weshalb man den Durchfchnittdertrag einer ganzen, 3.3. dreis 
ober fehsjährigen Periode der Kruchtfolge nehmen muß (b), 
b) die Stärke der Düngung, welche wieder mit den allgemeinen 
Wirthſchaftsverhaͤltniſſen, namentlich der Größe des Viehſtandes 
und der Menge des gewonnenen Futterd, zufammenhängt (c). 

2) der abzuziehende Koftenbetrag. Die alte Methode, 
für diefe Koften nur einen ungefähren Heberfchlag, bad Wirth⸗ 
ſchaftskorn, anzunehmen (d), it ald ganz unzuverläffig auf: 
gegeben worden. Man muß alfo eine forgfältige Berechnung 
anftellen. a) Um zu ermitteln, welcher Theil "der Adererzeug- 
niffe fogleich in der Wirthfchaft verzehrt wird, muß man die Zahl 
der nöthigen Arbeiter und des Spannviches aus der Menge 
der vorfommenden Gefchäfte ableiten und die Speife: und Futter⸗ 
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ordnung zu Hülfe nehmen. b) Geldausgaben find beidem Ader: 
baue gewöhnlich garnicht aufgerechnet worden, allein die Folge: 
richtigfeit fordert, daß man von den allgemeinen Wirtbfchafts: 
ausgaben diejenigen hieher verweife, welche‘ auf andere Zweige 
feinen Bezug haben (e). 


(a) 


(6) 


(c) 


(d 


Nas 


(e) 


Der mittlere Rohertrag, in Roggen ausgebrüdt, ift nah Blod 
von der beften Bodenclaſſe nicht unter 10 Scheff. auf ben preuß. 
Morgen oder 5 Malt. auf den bad. Morgen; nach der fähf. Ge⸗ 
fhäftsanweifung von der Claſſe I, a 171 Meg. Roggenwerth a. d. 
ſaͤchſ. Ader == 9,9 Scheff. v. pr. M. — 4,% Matter v. bad. M. 
Wo allgemein feine Bradye mehr gehalten wird, da wäre ed unpaf- 
fend, den Ertrag der Brachfrücte außer Anſatz zu laffen. Auch Han- 
delsgewachſe dürfen eingerechnet werden, wenn fie in der Fruchtfolge 
einer Gegend regelmäßig vorkommen. 

Berl. Schmalz, $.42. — Man fann 3. B. auf ein Stüd Rind 
von 7 Gten. lebendem Gewicht bei guter Stallfütterung gegen 90 Gtr. 
Heu (oder defien Werth in anderen Yutterftoffen) und 18—22 Etr. 
Stroh zur Streu annehmen, woraus etwa 220 Etr. abgefaulter Miſt 
erhalten werden. Bei guter Düngung fummen jährlih ungefähr 
50 Etr. Miſt auf den preuß., 70 auf den bad. Morgen, fo daß 
1 Stüd den Dünger für resp. 41/, und 3 Morgen liefert. 

Man nahm an, daß auf einem Adler, der die Ausiaat treifady wies 
dergiebt, die Koſten der Nusfaat gleich wären, bei vierfachem Körs 
nerertrage follten die Koften 12/, mal, bei höherem 2Zmal ſoviel als 
das GSaatquantum ausmachen; 3. B. auf 1 Morgen 11/, Scheff. 
Weizen (zu viel) Ausfaat, bei H'/, fältigem Ertrage 81/, Scheff. 
Ernte, Abzug außer der Saat noh 3 Scheff. für Koften, Reſt 33/, 
Scheff. (in preuß. Masken). Doch kam es hiebei auch darauf au, 
ob Broßnvienfte bei dem Guie waren. Gaſſer, S. 139. Bergius, 


3.83. Geldlohn der Keldarbeiter, Ausgaben für die Adergeräthe, für 
Anfauf von Düngemitteln u. dgl. — Sept man den Reinertrag des 
Morgens Acer eriter Güte. gleich 100, fo wird der Ertrag der ans 
veren 9 Bobdenclafien bis zur fchlechteften herab nah Flotow'o An- 
ſchagen in folgender Abflufung ausgedrückt: 79 — 62 — 40 — 28 
— 17 —10—7—2. Nah Klebe find die Zahlen folgende: 82 
— 5 — 50 — 4 — 40 (b. u. 7. &.) — 28 — 20 — 8, nad ber 
pomm. Snftruction geht ter Reinertrag von 83 pr. Mepen Roggen 
bis auf 4 M. herab. Nach der ſächſ. Inftruction iſt der Reinertrag 
in Roggen ausgedrüdt: 















Megen auf den | Scyeffel auf den | Malter auf den 
ſächſ. Acer. preuß. M. badifhen M. 
GG. I,a 2,87 
„ Vi,a 1,01 
„Vlod 0,» 
„Äl,a 0,10 
„Xi,d 0,08 
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Deere, a bat 300 Fuß unb weniger, d if die hoͤchſte und Hältefte 
Lage von 2400 Fuß und darüber. 
$. 129. | 

II. Beiden Wiefen ift die Elaffification nach der Boden⸗ 
art minder enefcheidend, weil der Ertrag großentheild von der 
Lage und Gelegenheit zur Bemwäfferung beflimmt wird. Wo 
das gewonnene Zutter, wie gewöhnlich, ganz in der Wirth: 
haft verbraudht wird, da kommt von den Wiefen gar fein 
reiner Ertrag in Anrechnung, doch muß der mittlere Rohertrag 
fowohl wegen der Koften ald auch darum erforfcht werden, weil 
‚er auf die Menge des Viehes, welches ernährt werden kann, 
Einfluß hat. Daffelbe gilt von den Weiden. 

11. Für Semüfegärten bedient man ſich, da fie nicht 
viel zu betragen pflegen, eined ungefähren Gelvüberfchlages, 
ohne auf eine ausführliche Berechnung einzugehen. Bei den 
Dhftgärten wird nad) der Zahl, Art und Befchaffenheit der 
Bäume ein Geldanfag genommen. 

IV. Bei der Viehzucht muß zuvörderft aus der Ver⸗ 
gleihung des Futtererzeugniffes mit der 'erforderlichen Menge 
des Arbeitd: (Spann:) Viehes beflimmt werden, wieviel Nuß: 
vieh gehalten werben kann, fodann ift für die vorhandene Art 
beffelben (Mitchkühe, Maftochfen, Schafe ıc.) das Jahreser⸗ 
zeugnig an Milch und Molfenwaaren, an Sungvieh, Wolle zc. 
zu fuchen, die eigene Berzehrung abzuziehen, der Reft nach den 
Marktpreifen, der Abfahgelegenheit und der Güte (3. B. feine, 
mittlere oder Landwolle) in Geld anzufegen und davon noch 
abzurechnen, was für Wartung, Futter, Arzeneien, Geräth: 
fchaften u. dgl. auögegeben wird. 

$. 120... 

Als allgemeine Wirthſchaftskoſten find diejenigen Ausgaben 
anzufehen, welche nicht einem einzelnen Zweige zur Laſt gefchrie= 
ben werben fönnen, 3. B. Unterhalt und Feuerverfiherung der 
Gebäude, der Wohn: und Küchengeräthe, Heigung, Beleuch⸗ 
tung, Sefindelohn, Zaglohn zum Theil, Unterhalt des Land: 
wirths und feiner Familie, Semeindelaften u. dgl. Auch Die Geld- 
audgaben für dad Spannvieh können hierher gerechnet werben, 
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weil eö viel beſchwerlicher ift, fie je nach ber Menge der Spann: 
arbeiten bei jedem einzelnen Beftandtheile aufzuführen. 

Auch bei der Beranfchlagung eines einzelnen Grundftüdes 
muß man fomwohl die befonderen Wirthfchaftskoften als einen 
Antheil an den allgemeinen unter der Borauöfegung einer ge: 
wiffen Gutögröße ermitteln, 3. B. die Koften eined Tages 
Hand: und Spannarbeit, und fie von dem mittleren Rober: 
trag abziehen. (a) 

(a) Beifpiele in d. a. techn. Inſtr. für Pommern. 


D. Erbpacht. 
§. 130. 


Die Erbpacht ſteht zwiſchen der Zeitpacht und dem Verkauf 
in der Mitte. Der Erbpachter erhaͤlt nach den bisherigen Rechts⸗ 
grundſaͤtzen zwar nicht das Eigenthum, aber doch ein erbliches 
Benutzungsrecht und darf das Gut nach eingeholter Genehmi⸗ 
gung ded Berpachterd auch verfaufen, nur nach der gewöhnlichen 
Einrihtung nicht zerftüdten oder wefentlich verändern. Er ent: 
richtet einen jährlichen Zind (Kanon) und beim Anfang ber 
Erbpacht zugleich eine Einkaufsſumme (Erbbeftandgeld), 
weiche, wie die Gaution des Zeitpachterd ($. 115.), zur Siche- 
rung der Regierung dient. Man kann ſich dieſes Erbbeflandgeld 
als den einen, kleineren Theil des vollen Kaufpreifes denken, 
defien größerer Theil durch den Kanon verzinfet wird. (a) 
Diefed Nutzungsrecht ded Erbpachterd darf nur dann unter: 
brochen werden, wenn berfelbe längere Zeit die Entrichtung des 
Kanond unterließe (b). Uebrigend werden dieſe neuen Erb: 
pachtöverträge fo abgefchloffen, wie ed volkswirthſchaftlich und 
finanziell zweckmaͤßig fcheint, ohne Daß man ſich genau an eines 
der älteren bäuerlichen Verhältniffe anzufchließen genöthigt wäre. 
Berfchieden von der Erbpacht ift die Erbzinsverleihung, mit 
einem niedrigen Kanon, der nicht ald Pachtzins gilt, fondern 
nur die Anerkennung bed Obereigentbums bezwedt, dagegen 
häufig mit einen Laudemium bei Befigveränderungen (c). 
Diele Einrichtung trägt fo wenig ein, daß fie nicht bei ſchon 


Ran, pol. Dekon. Ite Ausg. LI. 
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ertraggebenden Ländereien, fondern nur etwa bei folchen, die 


erft urbar zu machen find, empfohlen werden Tann. 

(a) 3.8. das But fei auf 36,000 |. anzufeben, fo koͤnnten davon 8000 fi. 
fogleich bezahlt werden und für die übrigen 28,000 fl. würde ein 
jährlicher Kanon von 1120 fl. (zu 4 Proc. gerechnet) ausbedungen. 

(5) Bol. Mittermaier, Privatrecht, I, $. 488. — Die badiſchen Erb- 
beftände (Landrecht, Art. 1831 ba ff.) find feine Erbpachte obiger 
Art, da fie zum Theile nicht auf alle Erben gehen und beim Ber: 
taufe ein Handlohn von höchſtens 2 Proc. bezahlt wird. 

(c) Nicolai, I, 253. — v. Jakob, I, $. 180. Biele Anfledelungen 
biefer Art im preußifchen Staate. Boromsfi, I, 211. 

§. 131. 
Die VBortheile der Erbpacht find (a): 

1) daß die Verwaltung fehr vereinfacht wird, denn bie vielen 
bei der Zeitpacht vorkommenden Gefchäfte fallen hin⸗ 
weg und man hat neben der Einforberung ded Kanone 
nur eine oberflächlihe Aufficht zu führen, um bie Ver: 
legung der Bedingungen ($. 130.) zu verhüten; 
daß die Ländereien mit größerem Eifer und Capitalauf: 
wande bewirthichaftet werden, denn der Erbpachter iſt 

‚ für fi und feine Erben des Genuffes der Früchte aller 
vorgenommenen Berbefferungen ficher, fei es nun durch 
eigene Benugung ded Gutes oder durch einträglichen 
Verlauf. Daher wird der Anbau verbeflert und der 
reine Ertrag der Grundftüde erhöhet, wovon auch der 
Regierung ein Gewinn zugeht, indem a) fogleid von 
Anfang an die Zinfen des Erbbeftandgeldes und der Ka- 
non ben biöherigen Reinertrag überfteigen, zumal da auch 
die Remiffionen, Baufoften ꝛc. erfpart werden, b) die 
Erbpachtftüde der Grundfteuer unterliegen (b), c) die Er» 
höhung der Production auch in mancherlei anderen 
Zweigen des Staatdeinfommend, 3. B. der Confumtions: 
fleuern, eine Zunahme nad) fich zieht. 

(a) Nicolai, I, 245. — Thaer, Annalen des Aderbaues. Zul. 1806. 
Nr. Iu. II. — Sturm, 1, 273. — v. Jakob, I, $. 196. — Fulda, 
©. 62—66. — Krauſe, Nationals und Staatsöfonomie I, 351. IT, 
33* — Durge 5 ‚ Breite N — N 218 (1582). — B oil 
rügge, . ⸗ in, 1835. 
Ne ν 


Allerdings fönnen fie nicht fo hoch, wie freies Eigenthum, belegt 
werden. 


2 


R 


(b 


— 
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$. 132. 

Die legtgenannten Vortheile werden dann am größten, 
wenn die Erbpacht mit einer Zerfhlagung ber großen 
Domänenhöfe in kleinere Güter (Dismembration, Ab: 
bau) in Verbindung gefeßt wird. Dies ift auch wirklich da, 
wo man bie Erbpacht eingeführt hat, gefchehen (a), obfchon 
man die Zertheilung auch bei dem Verkaufe bewerkſtelligen 
fönnte. Durch) die Verbindung jener beiden Maaßregeln wird 

1) der forgfältige Anbau des Bodens und die Zunahme 
der Volksmenge um Vieles befördert, alfo der Mohlftand des 
Volkes und mit ihm zugleich die Macht des Staates gefteigert, 
1, &. 369, (b), 

2) die Ablöfung der Srohnen und der anderen, zu den Do: 
mänen gehörigen gutöherrlichen Rechte erleichtert. Die neu ges 
bildeten mittleren und Bleineren Güter koͤnnen den Beiftand der 
Srohnarbeiter und der Weiderechte leichter als die bisherigen 
großen entbehren (II, $. 68.), und in Erwägung des von ber 
ganzen Unternehmung zu hoffenden Nugens kann man die Ab: 
löfung unter billigen Bedingungen geftatten. 


(a) Die Sadbauern (uomini di sacco) tin Oberitalin. Hüllmann, 
Städteweien, I, 11. Hasse, Cuinam nestri aevi populo debeamus 
primas oecon. publ. et statisticae notiones. 1825. ©. 22. — 
Bernd v. Arnim machte im eriten Drittheil des 16. Jahrhunderts 
Joabim I. v. Brantenburg den Borfhlag zur Zerfhlagung der 
Kammergüter, ohne Erfolg. Sein Sohn foll in Kurfadhfen von 1555 
— 70 300 Domänen zerfchlagen haben, doc if diefe Nachricht nad 
Hüllmann’s Unterfubungen noch problematiſch und vieleicht nur 
von Nnfledelungen auf neu urbar gemachtem Lande zu verfichen. 
1701 begann fm preußifchen Staate die Vererbpachtung, die aber 
1712 wieter aufgehoben wurde. Die Beweggründe zu dem lebteren 
Schritte feinen theild in irrigen Borflellungen, theils aber auch in 
den bei der Vererbpachtung begangenen Fehlern gelegen zu haben, 
fo daß man taraus gegen die Nüplichfeit ter Sade im Allgemeinen 
feinen Beweis nehmen fann. Friedrich II. zertheilte und vererbs 
pachtete über 300 Borwerfe, Friedrich Wilhelm IE. fegte dieß bei drei 
Domänen im Oderbruche fort und Friedrich Wilhelm II. ließ eine 
roͤßere Anzahl, befonders in Oftpreußen, in Erbpacht geben. In 

nobach (1757), Baiteuth (1768), Walde (1755), Heften » Darm: 
Ratt (1773), Böhmen (1776), der Rheinpfalz, fing man an, biefe 
Beifpiele nadzuahmen. In ten dänifhen Staaten geſchah dieß feit 
1763 in großer Ausdehnung und mit gutem Erfolge. Aud in Med: 
lenburg geſchieht es Häufig. M. Schwerin hat nach dem 9. für 1849 
181,000 Ribir. Binnahme von Erbpachtgütern. Hüllmann, Ge⸗ 
ihichie ver Dom. Ben. ©. 93. — de Herzberg, Huit disserta- 


11* 
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(6) 


tions, S.193. — Bergius, Magazin, II, 207. — Kamphövener, 
Beſchreib. d. bereits vollführten Mieberlegungen fönigl. Domänens 
güter in den Herzogth. Schleswig und Holflein, Kopenhag. 1767. 
— Nöldehen, Briefe über das Niederoderbrudb. Berl. 1800. 
Krug, Nationalreichth. des eu, Staates, II, 418. — Schwerz, 
Aderbau der Pfälzer, © (Ihersheimer Hof). — Ueber die 
günfligen Yolgen ber Bererbpachtungen in Bommern f. Hering, 
Ueber die agrarifche Befebgeb. in Breußen, 1837, ©. 102. — Gr. 
Moltke, Binnahmequellen, ©. 
Auf die Zunahme der Polksmenge und alfo der waffenfähigen Manns 
(haft hat man oft zu großes Gewicht gelegt, denn es würde in ihr 
fein Bortheil liegen, wenn die Production fih nid ı geigmäßig er» ers 
weiterte. — In Schleswig und Holflein wurden 17 87 52 
mänen von 44,356 Tonnen (116,000 preuß. Fe —* 
Davon wurden 6454 T. Wald zurüdbehalten, 54 Abfins 
dungen und für Dürftige verwendet, 32,943 in 1085 ter zer⸗ 
theilt, von 2— 500 Tonnen Groͤße, doch meiſtens en 12 unb 
80 Tonnen (30—200 Morgen). Der Kanon betrug 106,039 Rihlr., 
hiezu die Binfen des Gehbeflandgeldes von 596,252 Mthlr. mit 
23,850 Rthlr. geichlagen, ift 

die Sinnahme nad der Serfplagung . . 129,889 Rihlr. 

die vorherige Binnahme war . . .. 87,26 „ 


alfo Mehrertrag . . . 42,643 Rthlr. 

oder 50 Broc. des früheren Ertrages, wozu noch die Ginnahme von 
dem vorbehaltenen Walde kommt. Ramphövener, ©. 208 und 
die angehängte Tabelle. — Aus Noͤldechen's Mittheilungen (f. 
() ergiebt fih Kolgendes: Die 3 Güter Solifante, Poſedin und 

ilhelmsaue, zufammen 3610 pr. Morgen, wurden unter 107 Fa⸗ 
milien vertheilt, in Stellen von 3 Morgen (39 an der Zahl), 30 M. 
(22), 60 M. (26), AM. (5) und 1 von 578 M. Es war 


or na 
er Berſchlaguns 

1) Zahl der Renſchen auf den Biteen 85 
2) gferbegahl oo... 124 
3) Anzahl der Kühe een. 16 333 
4) Kornertrag > 1 | 1414 Wiſp. 
6) Kornverbraud; .. oo .. 28 439 
6) verfäuflicher üeberſchuß on. 410 752 


7) Diehmupung, Stroh, Gier c. . . 7765 8228 Rthlr. 
8) ganzer Erlös aus verfauften Erzeus⸗ 
niſſen .. 15537 22726, 
9) Einnahme für den Stadt . . 4077 5175 
Demnach Hat bie Mafle der verkäuflichen Dinge um 46, ber Eritag 
fuͤr die Staatscaſſe um 26 Proc. zugenommen. 


$. 133, 
Gegen diefe Maaßregel wurden mancherlei Einwendungen 


in fehr verfchiedenem Sinne gemacht, fo daß man bald bie 
Beitpacht, bald den Verkauf vorzog. Im Vergleich mit 
der Zeitpacht wurde gegen die Erbpacht erinnert (a): 


1) daß der Staat nicht mehr über die Güter verfügen und 
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folglich bei veränderten Umftänden nicht eine andere Benutzungs⸗ 
weile wählen kann. Dies ift zwar richtig, aber nicht nach: 
theifig, weil ber Uebergang der Ländereien in die Hände von 
Eandwirthen, welche fie mit dem Eifer ded Eigenthümers be- 
handeln, die günftigften Wirkungen bat, und meil die Regie: 
rung nicht bloß viele Mühe erfpart, fondern auch fogleich eine 
erhebliche Bermehrung ihrer Einkünfte erlangt; . 

2) daß man die Gelegenheit verliert, von Zeit zu Zeit den 
Pachtzins zu fleigern, und bei einer Preiserniedrigung ber edlen 
Metalle an einem Geldkanon viel einbüßen kann. Hierbei ift 
zu bemerken: a) In Gegenden, die noch fchwache Bevölkerung 
und fehr niedrige Srundrenten haben, mag ed rathfam fein, 
die Bererbpachtung zu verfchieben, weil fie wenig einbringt 
und der Rugen ber fpäteren Erhöhung der Rente ganz den Erb: 
pachtern zufallen würde. b) Wenn gleich die durch den Erb⸗ 
pachter bewirkte Ertragdvermehrung der Regierung keinen un: 
mittelbaren Vortheil gemährt, fo trägt doch die vermehrte 
Grundrente auf mehrfachen Wegen mittelbar zur Erhöhung ber 
Staatdeinfünfte bei, und bei der Zeitpacht würden fo bedeu⸗ 
tende Berbefferungen gar nicht unternommen werden. c) Eine 
Erhöhung der Grundrente zufolge ber gefliegenen Getreide: 
preife fann durch angemeffene Beflimmung ded Kanond aud) 
für die Staatöcaffe ergiebig gemacht werben, f. $. 134. 

3) Die Regierung kann fi immer einen begüterten Zeit: 
pachter wählen, bei der Erbpacht aber nicht verhüten, daß das 
Gut an einen dürftigen Erben gelangt. Gegen diefen Nachtheil 
fann man fich wenigftens zum Theile f[hüßen, indem man ein 
anfehnliched Erbbeflandgeld anfest, fo daß der Kanon nicht fo 
hoch ift, um nicht in jedem Falle ficber eingehen zu koͤnnen. 

(e) Bifrig orgen die Erbpacht v. Bujanovics im Amtlichen Bericht 

über die Stuttg. landw. Berfammi. ©. 86. 

$. 134. 


Der öfter gemachte Vorfchlag, nad) Längeren Zwifchenzeiten, 
z. B. nach 33 oder 50 Jahren, eine Durchficht der Erbpachts⸗ 
bedingungen zu veranftalten, wobei nach Befinden der Umftände 
der Kanon erhöht werden koͤnnte (a), hat Vieles gegen fi, 
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weil fich die Grundfäge für eine folche Unterfuchung nicht fcharf 
genug beftimmen laſſen und weil folglich der Erbpachter befor- 
gen muß, daß feine Nachkommen einer willlührlichen Behand⸗ 
lung, einer unrehtmäßigen Verſchlimmerung ihrer Lage, ja 
vielleicht einer Vertreibung von dem Gute auögefeßt fein möchs 
ten. Diefe Furcht würde die Anerbietungen der Pachtlufligen 
fehr verringern. Dagegen ift ed leicht, den Kanon nad) Getreides 
preifen einzurichten. Died ift bereitd auf die Weife geicheben, 
daß man ihn in Getreide ausbrüdt und nach dem 3Ojährigen 
Durchſchnittspreiſe in Geld entrichten läßt (b). Nach den oben 
aufgeftellten Sägen (II. $. 99.) follte jährlich oder von einer 
Periode zur andern ein Theil bed Kanons nad) den Durch⸗ 
fchnittöpreifen eines jüngftverfloffenen Zeitraumes, ein anderer 
Theil nach dem Jahres: Marktpreife baar bezahlt werben. 


(a) 3. B. nad v. Seutter, ©. 36. 

(6) Im oftpreußifchen Kammerdepartement: halb Roggen, halb Gerfle; 
der bucchfchnittliche Marktpreis einer 30 jaͤhrigen Meriode wird wähs 
end der folgenden 30 Sahre zur Bezahlung angewendet, doch darf 

“ der Mittelpreis ber einen Periode nicht über das Doppelte vom Preife 
der vorhergehenden fleigen. Krug, Nat. Reichth. II, 42. 


$. 135, 


Im Vergleich mit dem Verkaufe ($. 124.) wird die 
Erbpacht getadelt, weil der Erbpachter nicht in der freien Lage 
des Eigenthümers fich befinde, z. B. nicht einzelne Theile des 
Gutes verkaufen oder verändern dürfe, folglich weniger Luft und 
Gelegenheit habe, den Ertrag und fein Einfommen zu vergrö: 
fern (a), und weil überhaupt die Regierung fein neues bäuers 
liches Verhältniß erfchaffen folle. Daß die Lage des Eigenthüs 
merd für Gulturverbefferungen noch günftiger fei, kann nicht in 
Abrede geftellt werden, doch ift I) der Unterfchied beider Zus 
fände nicht erheblich genug, um da die Erbpacht unrathfam zu 
machen, wo man aud anderen Gründen den Verkauf nicht zu: 
träglich findet; 2) die Erbpacht bringt in jedem Falle die Län- 
dereien fchon in die Hände von Landwirthen, welche mehr für 
diefelben thun, ald Zeitpachter; fie ift alfo ein Kortfchritt und 
kann als Webergang zur vollen Veräußerung betrachtet werben; 
3) zudem läßt fich jener Unterfchied noch vermindern, wenn 
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man a) bei der Zerfchlagung Güter von einer, den drtlichen 
Berbältniffen entfprechenden Größe bildet, b) die Veraͤnde⸗ 
rung ber Benußungsart (facies fundi) dem Erbpachter erlaubt, 
c) einen Theil des Kanons ablöslih macht, auch d) den Ber: 
kauf einzelner Grundflüde erlaubt, wobei ein verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
ger Theil des Kanons auf den Käufer übergeht oder abgefauft 
wird. Im erften Falle würde fich Die Vererbpachtung in einen 
Verkauf gegen einen bloßen Grundzind umwandeln, der, wie 
alle ähnlichen Reallaften, für ablöslich erklärt werden müßte 
Il $. 61.), dann aber nichts Nachtheiliges in fich enthielte, 
(a) 1, 8,97; 206, Handb. IH, 107. — Olufſen, Beiträge 3. e. Ueberficht 

d. Rational: Ind. in Dänemark, deutſch von Bliemann, ©. 108. 


(1820 
$. 136. 

Die Erbyacht hat nach diefen Betrachtungen für Domänen 
(a) und zwar für ganze Hofgüter wefentliche Vorzüge. Nach 
den heutigen politifchen Anfichten ift man allen Befchränkungen 
des Eigenthums fo fehr abgeneigt, daß neue Exrbpachtöver: 
träge kaum noch zu Stande kommen werden und die vorhan- 
denen Erbpachter dad nur mit einem Grundzinfe befchmwerte 
Eigenthum erlangen ; es fann demnach nur etwa der Verkauf 
gegen einen auf eine gewifle Zahl von Jahren unablößlichen 
Srundzind ausgeführt werden. Died hat die Folge, daß man 
in vielen Fällen, wo man fich zur Vererbpachtung entfchloffen 
haben würde, bei der Zeitpacht ftehen bleibt. Wo der Erb⸗ 
pacht Feine allgemeinen Gründe diefer Art entgegenftehen, da 
dienen folgende Regeln zu ihrer Ausführung: 

1) Bei der Zerfchlagung großer Güter find, je nach den 
örtlichen Umftänden, mittlere und kleine Bauerngüter zu bil: 
den; damit ed jedoch an Zagelöhnern nicht fehle, find auch 
Samilien mit fo kleinen Landtheilen anzufegen, daß fie ge« 
nöthigt bleiben, Zohnarbeit zu Hülfe zu nehmen (b). 

2) Man fucht die einzelnen Güter abzurunden (11,8.97.) Ce). 

3) Wenn es an folchen Erbpachtluftigen fehlt, die aus eige: 
nen Mitteln Wohnungen, Ställe und Scheunen zu erbauen 
vermöchten, fo muß dies auf Rechnung des Staates gefcheben, 
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wobei man dann die wohlfeilfte Badart, z. B. aus unge: 
brannten Zehmziegein oder aus geflampfter Erde (Pifebau) 
vorziehen wird. 

4) Die Erfahrung hat gezeigt, daß es gut ift, den Kanon 
fogleich bei der Bekanntmachung der Erbpachtöbedingungen 
feftzufeßen und dann nur das Erbbeflandgeld durch Verſteige⸗ 
rung beflimmen zu laffen, weil fonft, wenn man Mehrgebote 
bei dem Kanon geftattete, leichter aus Unbedachtſamkeit über: 
mäßig hohe Anerbietungen erfolgen (d). 

9) Die Erbpachter haben feinen rechtlichen Anſpruch auf 
Nachlaͤſſe, doch follten diefelben bei großen Unglüdsfällen 
bewilliget werden ($. 117). 


(a) Nicht für Brivatperfonen, weil diefe fih oder ihren Erben die Wahl 
einen anderen Benugungsweife irei lafien fol en 

(6) 3. B. von 1 Morgen, Bol. Nöldehen, ©. 100. 

(c) Ebene. ©. 117. 

(d) Kamphövener, ©. 2. 


I. Baldungen. 


q. 137. 


In den meiften Staaten befinden fich feit früher Zeit fo 
audgedehnte Domänenwaldungen, daß die Regierung zur Be⸗ 
wirthfchaftung derfelben ein zahlreiches niedered und höheres 
Perfonal zu befolden hat (a). Diefer Forftbefig der Regierung 
war urfprünglich mehr der Jagd als der Holznutzung willen 
geſchaͤtzt, dieſe trat aber fpäter bei dem Steigen der Holzpreife 
in immer größerer Wichtigkeit hervor und wurde mit zuneh⸗ 
mender Sorgfalt behandelt, wie fie denn auch in vielen Län 
dern eine anfehnliche Einnahme in die Staatöcaffe bringt. Man 
hielt indeß fortwährend Die Domänenwaldungen auch aus volks⸗ 
wirthfchaftlichen Gründen, um die Verforgung ded Volkes mit 
Holz fortwährend zu fichern, für unentbehrlich und verwaltete 
fie zugleich mit Dinficht auf diefe Beflimmung. In der neueften 
Zeit aber find gegen die Staatöforftwirihfchaft manche Einwen⸗ 
dungen gerichtet worden. Daher müffen diefe hier zuvörderft 
geprüft und ed müffen die für die Veräußerung der Domänen- 
waldungen geltend gemachten Gründe (b) beleuchtet werben, 
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eine Betrachtung, die jedenfalls zur Erkenntniß verfchiedener, 
in der älteren Forftpraris begangener Mißgriffe dienen kann. 


(a) Beifpiele: Baden Hatte 1847 239,062 Morg. Domänenwald, — 
Baiern bat 2,624,303 b. Morg. (zu 0,% bad. M.), außerdem noch 
54,004 M. Salinenwaldungen auf öfterreihifchem Gebiete, — Bel: 
gien 30,943 Heft. — Frankreich 1849 1,200,000 net. (zu 2,77 
bad. M.). — Großbritanien gegen 80,090 acres (zu 1,1% bad. M.), 
— Hannover (1831) 913,072 falendb. M. (zu 0,728 bad. M.), — 
Gr. Heflen 342,000 M. (zu 0,6%: bad.),; — Naſſau (1849) 144,000 
M. (zu 0,0% bad.) — Defterreich (1848, nah v. Hauer, ©. 58) 
3,530.452 Joch zu 1,589 b. M. — Preußen (1825) 7,528,«50M. zu 
0,70 5. M. (Weber, Staatsw. Statiftif, ©. 401), dieſelbe Zahl gibt 
auch Schubert, Handb. II, 177. (1849), — Sachſen 264,065 Ader 
(u 1,35. M.), — Weimar, 145,000 M. (zu 0,7% bad.) oder die 

Harn Walpflähe. — Würtemberg (1845) 551,083 M. (zu "/s 

b 


(d) Früher v. Hazzi und Trunf, neuerlich befondere: Log, Handb. 
HI, 134. — Pfeil, Srundfäße der Forſiwirthſch. in Bezug auf bie 
Rationalöfon. u. die Staatefinanzwif., I, 324, womit aber in dem⸗ 
felben Werte II, 19, 37 zu vergleichen find. — Cordier, Agri- 
eulture de la Flandre francaise, ©. 396 ff. 


$..138, 


Der Verkauf der Staatöforften ift aus folgenden Haupt: 
gründen angerathen worden: 

1) Die Beibehaltung von Waldungen im Eigenthume des 
Staates fei zur Befriedigung des Holzbebürfniffes des Volks 
nicht nothwendig, denn die Bürger würden, wenn die Wälder 
in ihre Hände gelangt wären, viefelben fhon ihres eigenen 
Bortheild willen gut behandeln und fich die hierzu erforderlichen 
Kenntniffe verfchaffen, ohne daß deßhalb Staatöforftbeamte 
unterhalten werden müßten. 

2) Privateigenthümer würden dem Walbboden einen größe: 
ren Reinertrag abgewinnen, ald ihn die Staatscaſſe bezieht, 
indem fie theild die zum Anbau fahigen und in Bezug auf das 
Holzbedürfniß entbehrlichen Waldgründe in Aderland umwan⸗ 
beiten, theilö die beibehaltenen beffer benußten. Die Erfahrung 
zeige den niedrigen Ertrag der Staatdwaldungen, deſſen Ur: 
jahen in der Koftbarkeit des Perfonald, in dem geringeren 
Eifer befoldeter Verwalter, in der VBernachläffigung der Neben: 
nugungen und in der unvermeidlichen Schwerfälligkeit des Ge: 
Ihäftöganges liegen. Der Staat werde alfo im Vergleich mit 
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dem jeßigen Reinertrage einen ſehr belohnenden Kaufpreis er⸗ 


halten können (a). 


(a) In Branfreih wurde aus ähnlichen Gründen bush das Bel. v. 23. 
März 1831, als man zu den Kriegsrüftungen eine Summe von 200 
Mill. Fr. brauchte und nicht unter günfligen Bebinaungen borgen 
zu Eönnen hoffte, ter Berfauf von 300,000 Heli. Staatswald bes 
ſchloſſen, in 5 Sahren zu beenden. On tremble, fagte Laffitte 
(Dev. K. 11. Febr. 1831), pour la conservation de cette masse 
de bois, parcequ’on suppose a tout le monde la volonte d’abattre 
et de defricher. Cette crainte n’est guere fondee. Presque 
tous les bois ont été convertis en taillis sous futaie 
(Mittelwald), pour èêtre coupes tous les 20 ans. Ils sont de- 
venus deslors un revenu solide, regulier, facile à diriger, ei 
qu’un grand nombre de proprietaires out recherch&e avec em- 
pressement. Seit 30 Jahren jeien nur 90,000 Heft. ausgerodet und 
faft eben foviele neu angelegt worden. Die Staatsforflen tragen 
nur 2— 21, Procent des mittleren Berfaufspreifes; in etwa 20 Des 
part. bringen fie nicht einmal den Betrag der Adminiſtrationskoſten 
ein, Humann, Gommifl. Bericht, 24. Decbr. 1830. — Wan 
muß hiebei erwägen 1) die Mängel der franzöfiſchen Forſtwirth⸗ 
haft, 2) die Vorzüge bes Hochwaltes (I, $. 381.) und bie in ten 
vielen Natelwäldern Deutichlands begründete Unmöglichkeit der Ries 
derwaldwirthfchaft. — Das Ergebniß des befchlofienen Berfaufe bie 
Im Jahre 1835 war diefes: Es waren veräußert 116,780 Heft. 
ür 114,297,000 Fr., der Anfchlag war 107,032,000 Fr., alio der 
Mehrerlös 7,264,000 Er. Diefe Waltungen hatten bisher 4,140,000 
Br. ertragen, wovon aber für Auffichtsfoften 143,600 Fr. abgingen, 
alio war ber reine Ertrag 3,988,400 oder 34 Fr. vom Hektar und 
Zu/, Proc. des Erloſes. Die Gruntfleuer, in welche die verkauften 
Waldſtücke eintreten, ift 261,475 Fr. und entfpridht zu 31/, Proc. 
einem Gapital von 7,470,000 $r. Schlägt man dich Summe zu 
obigen 114,287,000$r., fo erhält man eine @innahme von 121,767, 
Fr., welde 14,735,000 Fr. über den Anfchlag ausmacht und wo⸗ 
von der bisherige Meinertrag 3,38 Proc. if. 


$. 139. 


Diefen Sägen müffen andere fehr erhebliche Erwägungen 
entgegengeftellt werden (a). 

1). Die Forftwirthfchaft hat in der Langfamteit des Holz: 
wuchſes, in der Größe des ſtehenden Holzvorrathes (I, $. 339) 
und in der geringen Menge von Arbeit, die eine Waldfläche im 
Vergleich mit einer Feldflur oder einem Gartenbezirk befchäf- 
tigt (b), viel Eigenthümliches. Sie bietet für einen Unterneh: 
mungögeift, der in kurzer Zeit durch Verbeſſerungen im Ges 
werböbetriebe anfehnliche Scwinnfte erftrebt, feinen günfltigen 
Spielraum. Wer einen rafchen Umſatz feines Capitales beab: 
fichtigt, der wird durch die regelmäßige Benugung eines Wal⸗ 
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des, zumal von Hochſtaͤmmen, nicht befriedigt und iſt leicht in 
Berfuhung, durch Werminderung der flehenden Holzmaſſe, 
ſelbſt auf Koften der Nachhaltigkeit (Ueberhauen), eine bal- 
dige Entfchädigung für den Kaufpreis zu fuchen. Obgleich für 
reiche Perfonen die Erhaltung der Waldungen zwedimäßig ift, 
weil fie eine fichere und mit der Zeit fogar fleigende Rente ge: 
währt, fo muß man doch fehr bezweifeln, daß für die Staats: 
waldungen Käufer diefer Art fich finden würden, weil fchon ein 
beträchtlicher Theil ded Vermögens folcher begüterten Perfonen 
in Privatwaldungen befteht. Diefe werden allerdings oft forft: 
mäßig und mit Rüdficht auf die Nachkommen benußt 5. 3. in 
den Händen von Standes: oder Grundherren, nur find die Ca⸗ 
pitaliften großentheild nicht geneigt, ihr Vermögen zur Erwer⸗ 
bung von Waldgrund anzulegen (c). 


(a) ©. vorzünlih Hundeshagen, Encyclop. II, 744 ff. deu I. Ausg. 
und die dort angeführten Schriften. Defl. Borttpoligei (2. Ausg. 
der Ent.) ©. 44 ff. — v. Jakob, Fin. I, $. 225. 239. — Behr, 
Wirthſch. des Staates, ©. 61. — Kraufe, Nationals und Staates: 
öfoncmie, 1, 108. — Scenf, Volkswirthſchaftspflege, $. 182. 

(d) Rah Hundeshagen auf ungefähr 300 Morgen 1 Arbeiter. 

(c) Daß die meiften Waldkaͤufer Speculanten find, die fogleich die Art 
anlegen, wird beflätigt in Berhandl. der Deput. Kam. in Baiern, 
1824, Beil. X, 19. — Hundeshagen, F. Bol. S. 108. 


$. 140. 

2) Wenn man die Waldungen fo benußt, daß fie in kurzer 
Zeit die Kauffumme vergüten, fo entfleht zwar nicht fogleich 
wahrer Holzmangel, aber doch leicht ein geringerer Ertrag bed 
Waldbodens, woraus dann eine Holzvertheuerung folgt und 
vielleicht eine größere Waldflächenöthig wird, um das Volk fort: 
während mit Holz zu verforgen. Das Anlegen neuer Waldun⸗ 
gen ift koſtbar und fordert einen langen Vorſchuß der Eulturs, 
BeauffichtigungsPoften und Steuern, und die meiften Menfchen 
lieben es nicht, ihr Capital auf eine folche Weiſe anzuwenden, 
zumal da auch der Waldbeſitz nicht frei von Gefahren if. Da⸗ 
ber ift hierauf wenig zu rechnen, außer wo bad Holz ſchon 
theuer ift (a). Ueberdies gibt es Wälder, deren Boden fich zu 
feiner anderen Benutzung eignet, bie aber, einmal zerflört, we⸗ 
gen des Mangeld an Schug gegen Hite oder Kälte nicht wieder 
bergefiellt werben koͤnnen und die deßhalb, andy wenn fie jeßt 
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noch wenig eintragen, unbedingt erhalten werden muͤſſen, was 
immer am leichteften von der Regierung gefchehen kann (b). 
Demnach iſt eine volföwirthfchaftlich nüßliche Forſtwirthſchaft 
am beften dadurch zu bewirken, daß ein Theil der Waldungen 
fortwährend im Eigenthume ded Staates bleibt. 

(a) Schenf, ©. 192. Daß reiche Butsbefiger, beſonders wenn fie lebs 
haft auf die Erhaltung des Wohlftantes in ihrer Familie bedacht 
find, auch Gemeinden öfter neue Waldungen anlegen, zeigt die Gr⸗ 
fahrung. Aber von den mittleren und Fleineren Grundeigenthü⸗ 
mern ift dieß wenig zu erwarten und am wenigften die Aufzucht 
bohflämmiger Forſten. — In Schottland find allerdings feit ter 
Crmahtiung Sam. Sohnfons (1773) viele neue Waldanlagen ges 
macht worden (Niemann, MWaltberichte, I, 426), aber man muß 
auch pie hohen Preiſe des Bau: und Nutzholzes in Großbritanien 
edenfen. 

Pfeil, II, 42. — 8 gibt viele Beifpiele von Landfrichen, die 
durch Berwahrlofung der Wälder verödet find. Hundeshagen, 
5. Pol. S. 97. 


KW Zu 


(d 


q. 141. 


3) Zwar fpornt der Erwerbseifer in der Regel zur Erlan⸗ 
gung von Gewerbskenntniſſen an; allein in der Korftwirthfchaft 
iſt Died unter den gegenwärtigen Umftänden noch nicht der Kal. 
Die Folgen früherer gänzlicher Vernachlaͤſſigung der Holzzucht 
erfireden fib noch auf ſolche Zeiten fort, wo ſchon eine befjere 
Pflege der Waldungen wünfchenswerth geworben ift, und der 
geringere Reiz, den dieſes Gewerbe für den Unternehmungs: 
geift Darbietet, hält auch von dem Streben nach Belehrung ab. 
Späterhin, bei noch mehr angewachſener Bevoͤlkerung, höheren 
Holzpreifen und noch flärkerer Gapitalanhäufung mögen fich 
vielleicht Privatperfonen häufig dem Studium der Forſtwiſſen⸗ 
[haft widmen, aber jest ift dies noch fo felten der Fall, daß 
gründliche Kenntniffe und reife Erfahrung fich faſt nur in 
Staatöforfibeamten fortpflanzen (a). 

4) Diejenigen Waldungen, deren Boden baufähig und bau: 
würdig ift und deren Ertrag weder zur inländifchen Berzehrung 
(bei holzfparenden Einrichtungen) nöthig ift, noch mit Bor: 
theil ausgeführt werben kann, find entbehrlich und follten all⸗ 
mälig dem Feldbaue übergeben werden. Solche Rodungen 
werben zwar von den Privatwalbbefigern eifrig genug unter: 
nommen, wenn fie einträglich find, allein bei fehr ausgedehnten 
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Staatswaldungen folten fie auch von der Regierung nicht vers 
abfaumt werden, mit guter Auswahl der zuerſt urbar zu 
machenden Stellen (db). Manche Vorwürfe, die man der 
Staatöforftwirthfchaft machte, entiprangen gerade daraus, daß 
diefe nicht fich felbft befchränten und das Beduͤrfniß eines fort: 
fchreitenden Anbaues berüdfichtigen wollte. 


(e) Lob der „rationellen * deutſchen Forſtwirthſchaft, mit Durchforſtun⸗ 
gen und periodiſchem Hieb, die auf den Hektar 6—8 Ster „aehers 
trag jährl. zu Wege bringe (in Wranfreih nur 4—5 St., d. h. p 
bad. Morgen 89-106 und 40—66 Bub. %.) von Maiffiat, ran, 
NRation.sBerf. 4. Dec. 1848. 
Regeln für die Anlegung von Waldcolonien bei v. Jakob, 1, $. 235. 
— Baldeolonien im bad. Murgthal, doc hauptfächlich zum 
Fer von Holzhauern; fie koſten gegen 1300 fl. jährl. Unter: 


(b 


—⸗⸗ 


6. 142. 


5) Die behauptete Unergiebigkeit der Staatsforſten im Ver⸗ 
gleich mit den Privatwaldungen ($. 138.) iſt zwar in vielen 
Faͤllen nicht zu beftreiten, aber fie kann zum Theile befeitigt 
werden, infofern fie von zu verwidelter und koftfpieliger Ver⸗ 
waltung (a) oder mangelhaften Bewirthfchaftungsgrundfägen, 
namentlich bei Dem Verkaufe berrührt, zum Xheile gereicht fie 
der Staatöforftwirthichaft nicht zum Tadel, infofern fie aus 
einer der folgenden Urfachen herfließt: 

a) von den vielen auf den Staatöwaldungen ruhenden 
aften, denen die Privatwaldungen weniger unterworfen find 
z. B. Holzabgaben, Weideſervituten, Pfarrbefoldungen u. dgl. 
(b). Man muß alfo den Reinertrag einer Waldfläche überhaupt 
und den hievon in die Staatöcaffe fließenden Theil unterfchei- 
den. Was an Berechtigte gelangt, iſt kein Verluſt für das 
Bolkseintommen; - 

b) von dem Umflande, daß die ergiebigeren, näher an den 
Ortfchaften gelegenen Waldungen eher von Gemeinden und 
Einzelnen in Befiß genommen wurden und daher viele ent: 
legene Wälder, auf Felsgrund, im Sunern der Gebirge ıc. dem 
Staate verblieben, dem fie ſchon wegen der Koftbarkeit des 
Faͤllens und Fortfchaffens wenig einbringen (c); 

c) von den großen, in den ausgebehnten Waldungen mit 
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enthaltenen Bloͤßen, die eigentlich bei der Berechnung bed Er- 
trags außer Anſatz bleiben müßten (d); 

6) Der Ertrag der Domänenmwaldungen nimmt in der 
Regel fowohl wegen der fleigenden Holzpreife als wegen der 
Verbefferungen der Forſtwirthſchaft von Zeit zu Zeit zu (e), 
doch gibt es Perioden, wo dad Sinken der Dolzpreife eine 


Verminderung der Einnahme zu Wege bringt (f). 

(c) Hundeshagen, Borfipolizei, ©. #3, glaubt, man werde auf den 
furbeffifchen Morgen (0,9 pr. M.) mit 24 fr. für Beſoldung des 
Unterperfonale vum Nevierförfter abwärts und Taglohn der Holz- 
hauer x. ausreichen, mit & fr. für Die Direction (25,° und 6, fr. 
auf pr. M.). Hiebei find jedoch günfige Verhältnifle, z. B. be: 
queme Lage sc. voraudgefeht. Bei der Beredinung der Koften für 
das Forfiverfonal muß man berüdfichtigen, daß daſſelbe auch zur 
Beauffihtigung der Privatwaldungen mitwirkt, weßhalb eigentlich 
die Ausgabe nicht ganz den Domänenwaldungen zur Laſt gefchrieben 
werden fann, nur ng: die Ausſcheidung ſchwierig if. 

Baden, Anſchlag für 1848 u. 49, ohne die Koften der Eentral- 


verwaltung: > 
auf 1 Morg. 
48,568 fl. Koften der Korftämter, 
124,061 „ Koften der Bezirksfoͤrſter, 
52,242 „ —f.20,8 fr. | Roften ter Waldhut, 
244,442 „ ıI,n 1°, Ballen und Zurichten, 
15,372 „ —, 38 „ | Koften der Gelverhebung und 
Verrechnung, 
59,901 „ @ulturkoften, 
54,450 „ Fuhrwege u. Floßeinrichtungen, 
26,296 „ — „38,4, | VBermefiung, Ginrichtung, 
Graͤnzberichtigung, 
12,469 „ Baufoften und verfihiedene Ber: 
waltungsausgaben. 
667,605 „ zuſammen 


2, 4 ” 
Der Ausſchlag auf ven Morgen der Domänenforflen iſt bei ten 
2 erften Zahlen aus dem obigen Grunde nicht brauchbar. Man hat 
daher eine Ausscheidung vorgenommen, nach welcher die Roften 
für die Beauffihtigung der Privat- und Körperfchaftswaldungen 
auf den Ausgabenanſchlag des Minifteriums des Innern übertragen 
werden. Demnach werden berechnet für den Morgen 


Dom. Wald. | Gorpor. Wald. 









Für Forfämterr ...... 4,18 fr. 2,21 fr. 
Für Bezirksförfer.. . . . . 13,014, 6,507 „ 
Zufammen 17,494 fr, 9,747 fr. 


Demnah kommen auf den M. Domänenwald 2 fl. 21'/, fr. 

In Würtemberg betragen nach dem A. für 1842 -44 tie Ausga⸗ 
ben auf den bad. Morgen 8,9 fr. für die Forftämter (75,468 f.), 
19,2 fr. für die Mewierförfter (162,620 fi.) 14,5 fr. für die Walds 
gut (99,995 fl. für Das Hulperfonal und 23,595 fl. Anzeigegebühr.), 

‚* für Diäten des angeftellten Berfonals u. a. allgemeine Ausgaben 


(6 


(c 


Nas 
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für daſſelbe (37,400 fl.), 1 fl. 2,0 fc. für Bewirthſchaftung, Graͤnz⸗ 
berihtigung ac. (530,000 fl.), zufammen I fl. 48,0 Er. 

Sn Baiern 1837 —42, ebenfalle auf den bad. Morgen: 28,® fr. 
Koflen des Berfonals und der Gebäude (962,700 fl.), 29,2 fr. Koften 
tes Betriebe (977,000 f.), Großh. Heffen, 9. 1845 — 47 auf 
ven bad. Morgen: 8,8 fr. Forſtinſpectoren (34,904 fl.), 23,? Revier⸗ 
förfter (93,184 fl.) 1. fl. 33 fr. Waldhut, Culturen, Holzfällen ıc. 
(291,571 fl.), zufammen 1 f. 45 fr. 

Hundeshagen, Enc. II, $. 781. — Auf den bad. Domänenwal: 
dungen lagen im 3. 1820 120,533 fl. Reallaften. v. Kettner, Dar: 
tell. d. bad. Forſtadminiſtr., ©. 19, Karler., 1820. Die unentgeld: 
lien Abgaben von Holz an Berechtigte und der Berluft aus Holz⸗ 
abgaben um geminderten Preis wurden früherhin nicht in die Haupts 
geldrechnung, nämlich in den Robertrag und die Ausgaben, aufges 
nommen. für 1829 berechnete man bdiefe, der Cinnahme und Aus⸗ 
gabe beizufchlagende Summe auf 90,300 fl., f. Verhandl. d. I. Kam⸗ 
mer von 1833, Beil. IV, 87 (von Rau). In den Jahren 1837 und 
ZEN.) betrugen die Leiftungen an Berechtigte im D. noch 49,144 f1., 
wovon aber die Gegenleiſtungen der leßteren mit 6841 fl. abzus 
iehen find. Anſchlag für 1848: Ausgabe duch Berechtigungen 
d1 597 fl., Segenleiftungen 3739 fl., Reit 27,858 fl. oder 17 Proc. 
des Rohertrags der Waldungen. — In Baiern müffen (nah Rud⸗ 
hart, MI, 45) 152/, Proc. des ganzen Holzertrages an Berechtigte 
unentgeldlich, 15'/s Proc. vertragsmäßig um niedrige Preife abgeges 
ben werden. Während der mittlere Gefammtertrag an ?/, Klafter 
(0,17) vom Morgen ift, fann demnach nur 1/5 Klafter frei verkauft 
werden. Es waren 1837 ſchon 67,500 Klafter Bau: und Nutzholz⸗ 
und 920,000 Klafter Brennholzabgaben anerkannt, und bie flreitis 
gen Gerechtfame follten nicht viel weniger betragen. Neuerlich wird 
Me Binbuße durch unentgeldliche Abgabe und geminderte Preiſe auf 
1,015,600 fl. angefchlagen, durch deren Hinzufuͤgung der Neinertrag 
um 31 Broc. erhöht wird; f. Die Korfiverwaltung Baierns, M. 1844. 
— Sn Würtemberg find für 1842 — 45 geisäpt die Abgaben von 
Bau: und Nutzholz zu 30,336 fl., von Brennholz zu 134,585 fl., 
wovon 1552 fl. GBegenleiftungen abgehen, alſo reine Wusgabe 
163,290 fl. oder 9,8 Proc. des rohen Waldertrages. — Gr. Heften, 
1845—47: 82,873 fl. Srundlaften oder 6,? Broc. der Cinnahme. — 
Sn Hannover (Mbbelohde, ©. 67 ff.) war um das 3. 1831 der 
Erlös aus Holz gegen 300,000 Rthlr., dazu famen aber 1) die Ratus 
ral-Abgabe an Berechtigte, 109,000 Rihlr., 2) die Holzdeputate an 
Beamte, Geiſtliche ıc.. 40— 50,000 Rthlr., 3) der Berluft durch Abs 
abe aus Gnadenbewilligungen um geminderten Preis, 30-—40,000 
thle., jo daß dem Rohertrage 188,000 Rthlr. beizufeßen wären. 
Demmach belaufen ſich die Kalten auf 32 Proc., wobei indeß der 
Rohertcag ſchon nad) Abzug des Hauers und Fuhrlohns angeſchla⸗ 
gen if. — Aud in Frankreich begann die Verfümmerung des Forſt⸗ 
ertrages durch Holzbewilligungen u. dgl. 9 frühe und fand in der 
Berinaihäpung des Holzes bei dem Ueberfluffe an Wald eine Bes 
günftigung. chon eine franzöfifhe Ortonnanz ven 1375 flagt, 
die anfehnliche Binnakme aus Staatsforften fei durch folde Schmaͤ⸗ 
lrungen redait comme à neant. Pastoret, Ordonnances des 
rois de la Fr. XV, 35 in der Borrede. 
Bol. Kudhart, 11, 47. — In Baiern befinden fi in den Staats⸗ 
waldungen noch mande Stellen, wo das Holz nicht benupt wird, 
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(d 


Nr 


weil es unzugaäͤnglich in oder weil ter Erlös tie Kelten nicht ver: 
güten würte. Berhantl. Tr. 2. rt. Abe. u. 1537 26. 


E 
Fr 
5 


walt im AFürfienthume Lauenburg bat 3000 Meren Dlößen, das 
Amt Schwarzenbeck 7200 M. Diese auf 24,75 U. Walt. Ries 
mann, Waltberidte, I, 323. — e 
tungen fine außer ten 2,259,000 MR. wahrer Raltungen 375,175 
M. Deckung begrigen, wesen !, bemupt werten könnte, ?', aber 
undbraudgbar int. — Ja Hannover fclien neh Ubbelohde unter 
ten im Jahre 1531 verbanten geweienen 914,043 talend. Morgen 
Ns in Blopen belanden haben. . 

Aus Tiefen Gründen fenn man aus ter Bergleihung des Rein: 
ertrages, ten die Stasts- und nn ———— ohne 
tie genaue Berückſichtigung aller Umflänte emeine Folgerungen 
ableiten. Beiſpiele: a 

Baden, (N) für 1848 oßne vie Jagd 1,564,020 Hl. Holzertrag, 
30,961 N. Nebennugungen, 13,494 |. Eqadenerſat und Strafan⸗ 
theil, 6032 . Berſchiedenes, 1,634,557 fl. ganze Cinnahme, 579,570 fl. 
Koſten, nach Abzug des auf bie anderen Waldungen kommenden 
Antheils (a), 69,530 i. Laſten, 95,457 R. Neinertrag, oder 4 fl. 
7,2 fr. vom Norgen, und mit Giniching des an Berechtigte ubgeae- 
benen (31,597 8.) 4 fl. 15 fr. — NRevibirter Anſchlag Fr 1 
1,205,159 il. Holjertrag, 48,008 fl. Rebennugungen, 12,443 fl. 
Strafantheil, 7128 R. Berichietene @., 2,275,773 R. ganze Gins 
nahme; 365,100 R. Koſten, 608,494 Laſten, 641,179 |. reiner Ertrag. 

Baiern, 1844 (ohne die Jagd) #,105,000 Hd. Geltertrag — 
2,” R. bad. M., 2,579,000 #. Koſten oder 42,3 Broc., 3,226,000 
fl. rein = 1,51 fl. bad. M., tazu 1,015,600 fl. Berluk dur Be: 
rechtigungen, alſo 4,241,500 fl. ganzer Reinertrag des Waldes — 
1,90 fi. bad. M. Hiebei ift der Wintereriös von 450--500,000 fl. 
wegen der unter dem Warftpreife flehenten Taren nicht eingerechnet. 
Unter den Koften find 1,014,963 R. für das Berfonal, 815,045 N. 
für Hauen und Fortichaffen, 218,450 d. jür Eulturen, 345,401. 
für das Blößen (Triften) und die Holzmagazine. 

Belgien, 1840 536,536 Sr. Ginnahme — 171/, fir. p. Heft. = 
2f. 54,0 fr. p. M. (nämlih auf dem Stamm). 73,470 Fr. Koften 
des Perfonals, 2,” Sr. p. Helt. — 24 fr. p. M. 33,000 Fr. Euls 
turen u. a. Roften, 106,470 $r. Ausgaben = 3,4 Sr. p. H. = 35 fr. 

. M. 430,068 Er. rein = 13,9 Fr. —= 2. 12 fr. p. M. (Der Aus: 
blog der Perfonalfoften auf die Waldungen bes Staats, der Cor⸗ 
Porationen sc. im Budget für 1539, ©. 239.) 

Dänemark und die Herzogthümer, 1844 MR. 562,607 Rthlr. 
—F Einnahme, 316,993 Rthir baare Ausgabe, — 56 Proc. 69,291 

bir. Betrag der Holzabgaben, — I2,2 Broc., 176,323 reine Cin⸗ 
nahme, — 31,? Broc. 

Sranfreih, A. 1844. (Budg. S. 169. 878.) 33,341,000 Fr. 
— 5——— 332/, Fr. auf den Heftar oder 5 fl. 24 fr. auf ben bad. 
M. 5,562,676 Fr. Koflen = 5,% Fr. p. Helt. = 56, fr. p. b. M. 
27.778,324 jr —— —- 97,0 fr. p. Heft. —= fl. 410 fr. p. b. M. 
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Brredbtigu “zends eingerechnet. Der geringe Belauf 
ber Rolle ' aus dem Verkaufe auf dem Stamme, 
ei au 'onal. Für 1837 war der Reinertrag 
— auf anen, fowie auh Chaptal (De !in- 


insir.. Ir ı Hektar aller Waldungen in Frank⸗ 
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reich einen Reinertrag von dieſem Betrage annahm. Nah Fai- 
seau-Lavanne (Recherches statist. sur les forets de la France, 
P. 1829) follen die Privatwaldungen in Franfreich weniger eintra- 
gen ala Staatsforften, weil fie fchlechter behandelt werden. 

Gr. Heffen, 9. 1845—47 1,301,423 fl. Einnahme — 5fl. 28, fr. 
p. b. M., 425,843 fl. Koften = 32,7 Proc., 875,575 fl. rein = 3 fl. 
40,8 fr. p- b. M. 

Preußen, A. 1847, 71/, Mill. M. Wald gerechnet. Ganze Bin- 
nahme 4,528,000 Rthlr. — 1A. 9 kr., Koſten 21/, Mill. Re. — 
3 fr., wovon 535,000 Rthlr. — 7", fr. Hauer: und Fuhrlohn, 
530,000 Rihir. —= 12,3 fr. Schuß, Erhebung und überhaupt Local: 
verwaltung, 603,000 Rihlr. — 8,* fr. Eulturen, Wermeffungen, 
Wegebau xc., 165.000 Rthlr. — 2,3 fr. höhere Beamte, 200,000 
Rthlr. Ablöfungen ıc. 

Würtemberg, 1842--45 9. 2,702,000 fl. Waldertrag — 5 fl. 
19 fr. p. bad. M. 928,000 fi. Koften nad (a) = 1 fl. 49,5 fr. p. 
bad. M., „169,250 fl. verfchiedene Laiten — 183/, kr. p. bad. M. 
27,000 fi. Abgänge und außerordentliche Ausgaben, 21,125,250 fl. 
Ausg. — 2fl. 13 fr. p. M. 1,576,750 fl. Neinertrag —= 31. 6 kr. 
p. M., oder mit Zufchlag der Berechtigungen 3 fl. 25 fr. 1841-43 
R. Reinertrag 1,97%,628 fl. — 3 fl. 53 fr. bad. M. 

(e) Da die fteigenden Holzpreife in jedem alle die Ausgaben der Zehrer 
und die Waldrente erhöhen (I, $. 385), fo ift es nüßlich, wenn ber 
Bortheil Hievon der Staatsfaffe, alfo der Geſammtheit, zufließt. Der 

"Reinertrag der Forſtwirthſchaft (mit Einſchluß der Jagden und Floͤ⸗ 
ferei) war in Baiern 

1,808,700 fl. im D. von 18%, ,,—23/., 

2,567,900 nn 0 ” 199 /—%/g; 

3,178,200 nn". m " 193 /,,— 3" /g8 

In Würtemberg war der Reinertrag der Forſtwirthſchaft 

712,596 fl. im 3. 1828 

1,300,661 „ „ „ 1837 

1,741,619 „ „ „ 1840 

In Frankreich wurden bei der Derleigerung des Holzes vom Hek⸗ 
tare im Durchſchnitt von 1816—20: 697 Fr., i. D. von 1824— 29: 
1110 Sr. gelöf. Zugleih wurden im erfleren Zeitraume auf dem 
Heftare nur 31, im zweiten aber 69 Bäume übergehalten. Rapport. 
Tab. 14. Der Rohertrag hat von 1832--47 fi von 21'/, auf 
381/, Mil. Fr. gehoben, wovon nur etwa 2, hoͤchſtens 4 Mill. ver 
Preiserhöhung zuzufchreiben find. — ®r. Moltke, S. 88 glaubt, 
daß nicht finanzielle, fondern nur volfswirthichaftlihe Gründe für 
die ForfiwirtHfchaft des Staats fprechen. 

(f) Dieß iſt z. B. im 3. 1848 eingetreten, wo der Holzerlös aus ben 
badischen Domänenwaldungen gegen 250,000 fl. weniger eintrug, 


ale 1847. 
$. 143. 
Aus diefen Betrachtungen ergiebt fich Folgendes: 
I) Die meiften Staatswaldungen verdienen für jet beibe- 
halten zu werden. 
2) Einzelne Theile derfelben eignen ſich ausnahmsweiſe zum 
Verkaufe, nämlich 


Rau, pol. Delon. Ite Ausg. I. 12 
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a) die baufähigen, in der Nähe von volkreichen Ort: 
(haften liegenden, befonderd wenn diefe zu Beine 
Gemarkungen haben und deßhalb Mangel an Be: 
ſchaͤftigung für ihre Feldarbeiter empfinden, 

b) die Eleinen zerflreuten, mühfam zu beauffichtigenden, 
dem Diebftahl am flärkften ausgefegten Gehölze (a); 

3) Auch Ankaͤufe von Waldungen oder von folhen Laͤnde⸗ 
reien, die zur Anlegung neuer Wälder paffen, find zwed: 
mäßig, wenn fie um billigen Preis gefchehen und wenn 
dadurch eine zufammenhängende, leicht zu hütende Wald: 
fläche erlangt wird (b). 

4) Bei der Bewirthfchaftung der beizubehaltenden Staats: 
waldungen muß die befte und nachhaltige Befriedigung 
des Holzbebürfniffed der Bürger und zugleich die größte 
reine Einnahme für die Staatdcaffe beabfichtigt werben. 


(a) Aus beiden Gründen find in Baiern 140,000 Morgen zum Berfaufe 
beſtimmt worden. 25,000 Morgen davon wurden * ‚000 fi. 
eſchätzt und für I Mill. verkauft. Rudhart, I, 43. Viele Ber: 
äufe und Ankäufe in Baden, von denen die Berichte des landſtaäͤn⸗ 
diſchen Ausſchuſſes einige Nachricht geben. 
Borzüglich zweckmäͤßig if es, oͤdes Land auf Bergen zu erwerben und 
darauf Wald anzulegen, wobei dann fpäter Waldungen auf tieferen 
Ebenen entbehrlich werden, vorausgeſetzt, daß es an Belegenheit zur 
Verſendung nicht fehlt. In Frankreich find 1'/, Mil. Hektar Walt: 
grund an Abhängen ꝛc., welde erfl wieder nen zu Wald angelegt 
werden müflen. 
$. 144. 


Um die Berwaltungdloften zu erfparen und den Erwerbs⸗ 
eifer von Privatunternehmern zu Hülfe zu rufen, hat man neu: 
erlich die Bererbpachtung von Waldungen in Vorſchlag gebracht, 
gegen einen in Holz angefeßten Erbzins und ein für den 
ftehenden Holzvorrath Sicherheit gewährendes Erbbeſtandgeld 
(a). Zwar würde ein Erbpachter bei mancher Nugung und 
Ausgabe noch wirthfchaftlicher zu Werke gehen, ald ein Theil 
der Staatöforftbedienten, allein jene Einrichtung ift auch wie: 
der erheblichen Bedenken ausgefekt: 

I) Man müßte über den Pachter genaue Aufficht führen, um 
ihn an der unnachhaltigen Behandlungsweife des Waldes 
zu verhindern, es wäre alfo dennoch ein vom Staate an: 


u’ 


(d 
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geftelltes Perfonal unentbehrlich und die hiedurch noth: 
wendige Beſchraͤnkung würde die Concurrenz der Erb: - 
pachtlufligen fehr einengen. Nur beim Niederwalde, wo 
einzelne, von Jahr zu Jahr haubar werdende Schläge 
abgegrängt werden können, wäre die Beforgniß eines 
fehlerhaften Verfahrens fchmächer und man brauchte nur 
ein mäßiged Erbbeflandgeld zu forbern; 

2) Der Erbpachter kann wenig andere erhebliche Verbeſſe⸗ 
rungen im Zorftbetriebe vornehmen, als die auch von der 
Staatöforftverwaltung audgeführt werden koͤnnen; er ge: 
winnt Dagegen anfehnlich zum Nachtheil der Staatöcaffe, 
wenn mit dem Steigen der Volksmenge die Holzpreife 
fi beträchtlich heben (b). 

Demnach ſcheint die Bererbpachtung, für welche es fafl gar 
feine Erfahrungen giebt (c), und welche bei Hochwaldungen 
offenbar unausführbar fein würde, auch bei anderen Wäldern 
keine Empfehlung zu verdienen. 


(a) Zuerſt v. Jakob, I, 8.270 ff. — Pfeil, Il, 24. 39 (if nur unter 
manchen Binfgränfungen für diefe Maaßregel). — v. Geutter, 
Domänenbenugung, ©. 66. — Oundeshagen, Enchelop. II, 
$. 787, Batte den Berfauf an Bemeinden oder Majoratsbefiger gegen 

Srögins in ®eld oder Holz gerathen. 

Jakob will daher die Erbpacht erfl, wenn der Holzpreis ſchon hoch 

iR, 6. 272, v. Seutter umgekehrt bei Wäldern, bie die Roften 

nit decken. 

Sin fehr ungünftig ausgefallener Berfuch wurde von der vormali⸗ 

gen kurkoͤlniſchen Hoflammer im jebigen fürftl. arembergifchen Ge⸗ 

ete gemacht. Da die Erbpachter den Bertragsbedingungen zuwi⸗ 
der die Wälder verhieben, fo wurten die Waldtheile von der Herr: 
haft wieder eingezogen. Nur noch 3 Erbpachter find im Beſitze. 

Sie entrichten beim Wechfel deſſelben ein geringes Laudemium und 

jährlih einen fehr geringen Ranon, ber von Schaaren zu 85 

bein. DO. Ruthen (23 pr. Morg.) nur 6 fl. 18 fr. beträgt, während 

der Boden allein ficher eine Rente von 28 f. einbringen würde. 

(Brivatmittheilung.) 
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Die Grundfäge der Staatöforfiverwaltung (a) betreffen 
theilö die Perfonen, die zur Bewirthfchaftung der Domänen: 
waldungen mitwirken follen und deren Verhältniß zu einander 
BOrganifation der Staatöforftwirthfchaft), (db) theild die Ge: 
(Häfte. In der erften Hinficht find der Natur der Sache nad 
folgende Wirkungskreiſe zu unterfcheiden: 


( 


5 


( 


— 


12* 
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1) das untergeordnete, befhüßgende Perfonal (Forftmär: 
ter, Waldhüter, Waldſchuͤtzen ıc.), bei welchem nur 
Schulfenntniffe und erprobte Redlichkeit erforderlich find. 
Daffelbe muß aber zahlreich genug fein, um alle Frevel und 
Störungen zu verhüten (c). 

2) das unmittelbar bewirthfchaftende Perfonal (Bezirks: 
oder Revierförfter), dem man, fo wie ed fih mehr und 
mehr Kenntniffe angeeignet hat, auch eine freiere und auge: 
breitetere Thaͤtigkeit anweiſet (d) und deſſen Eifer durch einen 
zugeficherten Antheil am erhöhten Ertrage befördert werben 
fann (e); 

3) dad oberauffehende Perfonal. Zunaͤchſt über den Foͤr⸗ 
ſtern fleht der Forſtmeiſter, oder an deſſen Stelle der einem 
größeren Amtöbezirke vorgefeßte, die einzelnen Meviere öfters 
bereifende Forſtinſpector; dieſe find wieder einer Landes: 
oder Provincial-Forftbehörde untergeben (f). Da die Oberauf: 
fiht über die Gemeinde-, Stiftungs- und Privatwaldungen 
ganz außerhalb der Finanzgefchäfte liegt und ganz frei von 
finanziellen Rüdfichten auögeubt werden muß, fo follte fie unter 
der zur Volkswirthſchaftspflege verorbneten Oberbehoͤrde (Mi: 
nifterium des Innern ıc. II, $. 7.) ftehen; doch wäre es gut, 
zwifchen beiden forftlichen Oberbehörden eine ſolche Verbindung 
berzuftellen, daß Reibung verhütet, nach gleichen technifchen 
Grundſaͤtzen gehandelt und in die beibderfeitigen Maaßregeln 
Uebereinſtimmung gebracht wird; 

4) Die Beforgung der baaren Einnahmen und Ausgaben 
(Zorftcaffenwefen), die am beften von dem technifchen Forſt⸗ 
dienfte getrennt und einem befonderen Forftcaffier oder einem 
Domänenverwalter übertragen wird. 


(a) Man begreift unter Staatsforftwiffenfhaft (Borfidirec- 
tionslehre) alle Regeln, nach denen die Regierung ſowohl in 
finanzieller Hinfiht, als aus dem Gefihtspunct der Volkswirth⸗ 
ſchaftopflege und Sicherheitspolizei ſich der Forſtwirthſchaft anzus 
nehmen hat. Beide Arten von Regeln find in den vorhandenen 
Schriften öfters nicht fcharf genug, von einander getrennt. Bal. v. 
Burgsdorf, Forſthandbuch Lter Band 1805. (3te A.) — Har: 
tig, Grundfäge d. Korftdirection, 1813. 2te A. — Meyer, Borf- 
directionslehre, Lte A. 1822. — Laurop, die Korfldirestion, 1824. 


(b 


(e 


(d 


— 


—f 


— 
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— Pfeil, a. a. O. — v. Wedekind, Anleit. zur Forſtverwaltung 
und zum Forſtgeſchaͤftsbetriebe. Darmſt. 1831. 

Hartig, Grundzüge zu einer zwedmäß. Forſtorganiſation, in def: 
fen Abhandlungen über interefl. Gegenſt. beim F. und Jagbweien, 
Berl. 1830. ©. 1. — Hundeshagen, F. Bol. ©. 314. 321, 
Waldhüter aus dem Bauernflande find wohlfeiler, aber in Hinficht 
auf Unparteilichfeit im ainzeigen der Frevler nicht fo zuverläffig,. 
ald angehende Forſtmaͤnner. ie zur Anfeuerung des G@ifers die: 
nenden Anzeigegebühren find in Baden durch das Forſtgeſetz von 
1835 aufgehoben worden, weil fie die Glaubwürdigkeit ter Ausſage 
des Walpbüters ſchwaͤchen, ebenfo in Deflerreich feit 1828, doch ge: 
gen Zufidyerung einer Belohnung für eifrige Walpheger, was fehr 
zwedmäßig if; v. Malinfovsti, I, 22. — Baden bat.362 Do- 
mänen:®Baldhüter, welche g. 82,000 fl. koſten, alfo 1 auf 671 Morgen 
und für 226 fl., — Würtemberg 75 Forſtwarte zu 300 fl., 908 
Waldſchützen zu 135 f., dazu fommen 23,595 fl. Anzeigegebühren u. 
14,158 fl. außerortentlidher Aufwand für den Forſtſchutz. Obige 
Zahl beider Claſſen von Auffehern giebt 7 würt. = 873 bad. M. 
auf jeden. — Frankreich 3844 2854 Forfihüter (movon ein Theil 
beritten), alfo 4 auf 338 Heft. — 936 bad. M. Gehalt 500 Fr. 
Bol. Bapius, Ueber die Biltung des Korftnannes, 1823. (She: 
mals war ber Mevierfürfter nur der Behülfe des Oberförfters, den: 
bie eigentliche Bewirthichaftung oblag; ſo nah Hartig a. a. D. 
— Reuerlih if in mehreren Staaten den Bezirfsförftern ein fo 
ausgedehnter Wirkungsfreis übertragen worten, taß den Forſtmei⸗ 
fieen ein großer Theil der Geſchäfte abgenommen werden konnte. 
Der Bezirksförfer ift auch zur Mitauffiht in Privatwaldungen 
beſtellt. Baden hatte 1847 52 mit S00—1100 fl. Befoldung, alfo 
1 auf 2414 M. Domänenwald; die Aufhebung der grund: und flan- 
vesherrlichen Korflämter zog 1848 die Anftellung von 10 weiteren 
Bezirksförſtern nach fih. Die hoͤchſte Befoldung eines ſolchen gebt 
jest bis 1200 fl. Würtemberg 172, alio } auf 3777 würt. — 2955 
bad. M.; Sacfen nad der B. v. 23. Febr. 1831 132 zu 1904 Ad. = 
3000 bad. M.; Frankreich 1844 131 inspecteurs und IO1 sous- 
inspecteurs, oder 1 auf 4310 Heft. — 11,938 bad. M. 1849 wur⸗ 
den die inspecteurs auf 85 vermindert! 


(e) Bfeil, II, 57. 
(f) In Baden if 1832 die Forflcommiffion aufgehoben und ihr Ge: 


Ihäftstreis mit der Direction der Bergwerfe und Salinen verbun: 
den worden. Noch natürlicher iſt es, in kleineren Staaten nur eine 
einzige Domänenbehörde zu haben, welde für die Forſtſachen einen 
oder einige Raͤthe vom Forſtfache befigt. 1849 wurden die Forſt⸗ 
ämter aufgehoben und durch 5 Furflinfyectoren erfept. 86 waren 
bier bisher 15 fandesherrliche (neben 7 ftandesherrlichen) Korflmeifter 
(1 auf 16,2) M. Domänenwald). Würtemberg bat 26 Oberfür: 
Rer (A auf 18,530 6. M.), Branfrei 32 conservateurs, alſo I auf 
31,250 Heft. — 6,562 M.; Beſchluß v. 1549 nur 21 cons. 


$. 146. 
Veberficht der Gefchäfte des Domaͤnenforſtweſens. 
1. Korfiftatiftil. Zur Grundlage der Bewirthichaftung 


dient Die genaue Kenntniß der Domänenwaldungen, welche Durch 
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Sränzbefchreibung nach vorgängiger Berichtigung und Be: 
zeichnung der Waldgrängen, Vermeſſung, Chartenzeichnung 
und vollfländige Befchreibung nach Boden, Lage, Klima, Holz: 
beftand ıc., endlich durch Abfchäßung (Taration) der vor: 
bandenen Dolzmaffe und des jährlichen Zuwachſes erlangt 
wird. Die Forſtabſchaͤtzung kann ihrer Umftändlichkeit willen 
nur allmälig bewerfflelligt werden (a). 

II. Nach diefer Vorarbeit fann man zur Entwerfung der 
Betriebsplane fchreiten, welche die Benugungsweife jedes 
MWaldtheiles, dad Alter der zu hauenden Stämme (Umtriebs: 
zeit), die Art des Hiebes, die zu hauende Holzmenge u. dgl. 
ausfprehen. Sind diefe Plane feftgeftelt und die Waldungen 
benfelben gemäß eingerichtet (Betrieböregulirung), fo 
wird dann aus jenen für jede Periode und jedes Jahr die Vor: 
fchrift für die vorzunehmenden Gefchäfte abgeleitet (periodi- 
[her und jährliher Betriebsplan) (b). Man muß 
biebei bedacht fein, folche Holzarten zu gewinnen, weldye am 
meiften begehrt werden, am beften zu verlaufen find und deß⸗ 
halb auch den Bebürfniffen des Volkes am meiften entfprechen. 
Bauholz kann wegen feines langfamen Wuchfed am leichteften 
in den Staatöwaldungen gezogen werden und der fortbauernd 
höhere Holzertrag der Hochwaldungen muß biefelben für die 
Staatöforftwirthfchaft empfehlen (c). Die Hiebömenge kann 
fo lange nicht mit Sicherheit richtig beſtimmt werden, als man 
die Stärke des Zuwachſes nicht kennt (d). 


(a) Bad. Inftruction zur Abfhägung und Ginrichtung der Waldungen. 
Karler. 1836. 

(6) Yormular bei Wedefind, Mufter 27 f. 

(c) I, $. 318. 

(d) Baden: Hiebemenge für 1842 und 43 jährl. 142,500 Klafter Bau- 
und Brennholz, oder 0,58. RI. auf den Morgen, nebſt 5890' Kt. aus 
Schneebruͤchen, Windfällen x. Man hofft, fünftig bie 0,75 Kl. 
vom Morgen zu erhalten. Der Mittelpreis der Klafter wird zu 
8,0. geihägt (Mafienklafter). — Wuͤrtemberg 0,5 Kl. (oder eben: 
foviel bad. RI. a. d. bad. M.), — Balern, 0,5 Kt. mit Stodholz 
und Reifig (die Klafter 126 Eub. F.) vom Morgen — 0,51 RI. vom 
bad. Morgen. Meberfchläge diefer Art find zur Vergleichung von 
geringem Nugen, wenn man nicht zugleich auf die Berfchiedenheit 
der Holzgewächſe und der Holzforten, als Bau:, Rubz, ©cheit:, 
Stock⸗ und aha Nüdfiht nimmt und gleiches Verfahren bei 


der Zurüdführung auf einerlei Maaß anwendet. 
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I. Die Anlegung neuer Baldungen durd Saat oder 
Pflanzung (Sulturen) fest, wenn fie nicht bloß zur Aus: 
füllung einzelner Blößen beftimmt ift, die Erwägung voraus, 
ob die Koften fich hinreichend durch den fünftigen Holzertrag 
belohnen werben. Sie ift vorzüglich auf Stellen zwedimäßig, 
die fi zu einer anderen Benugung weniger eignen, zumal 
wenn zugleich für leichten Holztrandport geforgt wird. Solche 
Unternehmungen geben einen Erſatz für die Rodungen des zum 
Anbau dienlichen Waldgrundes. 

IV. Forſtſchutz. Die Waldungen müffen vor allen nach: 
theiligen äußeren Einwirkungen bewahrt werden, biefe feien 
nun Raturereigniffe oder menfchliche Handlungen, aus Unacht: 
famfeit oder aus rechtöwidriger Abficht entiprungen. Während 
die Unterfuchung und Beflrafung der Waldfrevel den Gerich⸗ 
ten nicht entzogen werben darf, find die unmittelbaren Gegen: 
onflalten zur Verhütung aller jener Befchädigungen, infoferne 
fie nicht von dem einzelnen Korftwirthe getroffen werden können, 
fondern die Mitwirkung der Staatögewalt erfordern, ihrem 
Weſen nach polizeilicher Art (Il, 8. 6.), jedoch müffen fie, 
wegen ded Bufammenhanges mit den übrigen Forfigefchäften, 
dem Forfiperfonale übertragen werden (a). Der Reiz zum Holz⸗ 
diebſtahl fleigt mit den Holzpreifen, mit der Zerflörung der Ge: 
meindewaldungen und der Bebrängniß der bürftigen Lohnar⸗ 
beiter. Würde man ihm nicht eifrig entgegenwirken, fo würden 
die Staatswaldungen durch die Angriffe ber Holzfrevler eine 
Harte Ertragdverminderung erleiden (b). Gute Aufficht, ſchnelle 
Beflrafung und die Auswahl zwedimäßiger Strafarten, Ein: 
flug des Schulunterrichted (c), Unterſtuͤtzung der Dürftigen 
mit Brennholz (d), gute Bewirthſchaftung der Gemeindeforften 
u. dgl. find die wirffamften Verhuͤtungsmittel (e). 

(a) Ueber zoen Brig f. befondere Hundeshagen, $. Deu di 

©. Pfeil, Forſtſchutz und N Aa Berlin, 1 
(6) Seht Fo Sreveifälle in Baten: D. 18353 1841 — i 

253,709. Das Mar. im 3. 1-42, nämlich) 330,828. er die Domä: 
nenwaldungen famen 1845 78, 246 Frevel, davon 50,062 an Holz, 


15,736 an der Gtreu. Berortn. Blatt, 1846, Nr. 12. 16. — In 
Rheinbaiern, 182%,,,, 143,774 Frevel, welche B6, 664 Tage Bejäng: 
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nißftrafe nach fich zogen. Preußen, 1837, 229,703 gerichtliche 
Frevelfälle, ohne tie peinlichen und polizeilichen ; bier kommen im 
Durchſchnitt auf 3 Fälle 10 Berfonen. Borchardt (Der Holz: 
diebftahl, Berlin, 1842, S. 91.) ſucht hieraus und aus der Annahme, 
daß von 3 Frevlern nur einer entdedt wird, den Verluſt zu beredh: 
nen, den die Waldeigentbümer erleiden, und ſchlaͤgt ihn jährlich auf 
2 Mil. Rthlr. an, indem er den verlornen Zuwachs durch einft: 
weiliges Leerbleiben der Stelle dem Betrage des entwendeten Holzes 


leid) fest. 

(c) Die Bonurtheife der Menge, welche den Holzdiebſtahl als nicht 
ſchimpflich darftellen, ſtammen vielleicht aus einer dunfeln Erinne⸗ 
rung an die Vorzeit, wo bie Wälder nody Gemeingut gewelen fein 
mochten, oder wenigftend nicht alle occupirt waren. Doch kommen 
ſchon fehr früh Strafgefebe vor. Bergl. Stiffer, Forſt- und Jagd⸗ 
hiftorie der Teutfhen, Gap. II, $. 24 ff. 

(d) Auch Berfauf von Berbol in Eleinen Quantitäten an Holzarbeiter, 
damit diefe nicht zu fehlen brauchen. Vergl. $. 150, a. 

(e) Niemann, Waldberichte, II, 2. — Pfeil, Grundſätze, II, 358. 
Def. Forſtſchutz, S. 203-231. — Hundeshagen, Forfpolizei, 

S. 132. — Borchardt a. a. D. 
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V. In Anfehung der auf den Staatswaldungen laftenden 
Dienftbarfeiten (Servituten) treten diefelben Grund: 
ſaͤtze ein, welche bei Privatwaldungen zu befolgen find, II, 88. 
73--75. 161-163. Die Beholzungdrechte find für die Be⸗ 
wirtbfchaftung weniger nachtheilig und können durch Abtretung 
eines angemeffenen Waldſtuͤckes abgelöft werden, die Weide: 
und Streubenugung (a) aber führt einen Widerftreit des forft- 
wirtbfchaftlichen Intereſſes mit dem landwirthfchaftlihen her⸗ 
bei, weil eine der Holzzucht willen wünfchenswerthe Einfchrän- 
fung oder Ablöfung diefer Nebennugungdrechte für die Land: 
(cute in waldreichen Gegenden fehr Iäftig fein und überhaupt 
‚ voltöwirthfchaftlich ſchaͤdlich werden könnte (b); auch find die 
befürchteten forftlichen Nachtheile der Waldweide keinesweges 
in allen Fällen vorhanden. Man muß daher diefe „Purifica: 
tion” der Staatdöwaldungen nur mit Vorſicht betreiben und 
darauf hinwirken, daß da, wo jene Nebennugungen noch jegt 
für die Landwirthe Bedürfnig find, durch land» und forfiwirth- 
Ihaftliche Werbefferungen eine Gewinnung des Futter: und 
Streubedarfes ohne Beeinträchtigung des Holzwuchfed möglich 
werde (c). Bei den Beholzungsrechten muß 

1) ihr Umfang genau ermittelt und eine Ausdehnung au 
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Koften ber Forſtcaſſe verhütet werben, fo daß z.B. neue Anfiede: 
. lungen nicht an den Rechten der älteren Häufer Antheil nehmen, 

2) darauf geachtet werden, Daß die zu einem gewiſſen Zwecke 
abgegebenen Hölzer auch wirklich zu demfelben verwendet wer: 
den, 3. B. daß das zu einem Bau beftimmte Holz innerhalb 
einer gewiflen Frift verbaut wird, vorbehaltlich einer Nachficht 
unter befonderen Umftänden. 


(a) In Baiern tragen manche Stautsiwaldungen wegen der übermäßigen 
Streubenugung nur 1/, oder gar nur 1), Rlafter jährlid , während 
der Durdichnittsertrag ohne Stodholz und Wellen ',, Ri. beträgt. 
(Die Klafter = 128 C. F. oder 90 E.%. Holzmafle.) 

(6) Bal. Studar von Neuforn, Finanzwiſſ. I, 335 - Hundes: 
bagen, Die Waldweide und Waldftreu, 1830. Def. Forſtpol. ©. 
152. — Hartig, Beitrag zur Lehre von Ablöfung der Holz, Streu: ' 
und Weid: Servituten, 1820. ©. 41. 62. — Pfeil, Forſtſchutz, 
©. 232. Deffen Anleitung zur Ablöfung der Waldfervituten, 2te 
Ausg. 1844. — Stuhr, Ueber vie Abfindung der Hütungsberechs 
tigten in den Korflen, 1834. — Das Streufammeln in den Staats: 
forften iſt haufig ohne erweislicdhe Verbindlichkeit, bloß als precarium 
geftattet, aber felbft dann würde die plögliche Abfchaffung nicht zu 
billigen fein. 

(c) Erweiterung tes Yutterbaues, Anlegung von Weideplägen mit * opf- 
bolz, GErdſtreu u. dgl. -— Berfuch einer Berechnung des, aus dem 
BWegnebmen der Waldſtreu für den Holzwuchs entfiehenden Nachtheils 
von G. W. v. Wedekind, in deffen N. Jahrb. der Forſtkunde, 
AV, 15 u. im Amtl. Bericht über die landw. Verſamml. zu Karls⸗ 
tube im J. 1835, ©. 189. Der Berf. fchlägt vor, die unentgeld: 
lihe Streuabgabe fehr zu befchränfen und dagegen die den Gemein: 
den aus Berechtigungen gebührende Streumenge zu Gunſten der Mit: 
glieder zu verfleigern, weil nur hiedurch eine Syarfame Benukung 
der- Streu bewirft werden fünne. 
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VI. Berwendung. Der Erlös aus dem zum Verkaufe 
beflimmten Theile des Holzerzeugnifies kann durch folgende 
Maafregeln vergrößert werben: 

I) Herftelung guter Berfendungsmittel, wohin inäbefondere 
Baldwege, Holzleitungen und Floßanftalten gehören, II, 8.166. 
In neuerer Zeit ift durch Anlegung guter Fahrwege, wenn gleich 
mit anfehnlichen Koften, viel Bortheil bewirkt worden (a). 

2) Sorgfältiged Audfuchen der zu verfchiedenen befonderen 
Berwendungen dienlichen Holzforten (Sortimente), welche dann 
weit höher verkauft werden können, ald Brennholz. Dahin ge: 
hören Bauholz (b), Saͤgekloͤtze, Werkholz, welches ganz oder 
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gefpalten von Wagnern, Holzfchnigern, Drechslern, Böttchern, 
Büchfenfchäftern, Siebmachern, zur Mafchinenfabrication, zu 
Hopfenftangen u. f. w. gebraucht wird (c); 

3) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerke, 
falls naͤmlich noch auf lange Zeit hinaus ein Ueberfluß von 
Holz vorhanden iſt, fuͤr den ſich keine beſſere Verwendung 
zeigt; Koͤhlereien, Saͤgemuͤhlen, Glas- und Porzellanoͤfen, 
Theeroͤfen und aͤhnliche Unternehmungen, bie jedoch wo mög: 
lich nicht vom Staate ſelbſt betrieben werden ſollten. 

(a) In franz. Dep. Aude fol jährlich noch eine Mill, Nadelbaͤume aus 

Mangel an Abfuhrwegen verfaulen, vgl. $. 142 (c) 

(db) SInsbefondere erfordert ber Schiffbau vielerlei eigenthümlich geflal- 
tete Hölzer. Die mit gehöriger Kenntniß vorgenommene Sortirung 
it ein ſehr ergieb! iges Geſchaͤft. Krauſe Compend. d. niederen 
Forſtwiſſenſch. 3) berechnet, daß die Krone einer Ciche, die 
als Brennholz 11/, Rthlr. einbringen würde, zum Schiffbau für 
8 Rihlr. verfauft werden Tann in zu Sägeflögen verwendeter 
Baumflamm bringt ſchon ungefähr dreimal fo viel ein, als wenn 
er in Scheite zerfpalten wird. 

Das ehemalige Magazin von allen Sorten eh u Rotenfels 
im Murgthal (Mepicus, Forſthandbuch, S —1* ſich nicht 
als vortheilhaft erwieſen. 


(c 


—XR 
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VII. Bei dem Verkaufe des Holzes muß man, wenn bog 
auf den Vortheil der Staatscaffe gefehen wird, die Erzielung 
des hoͤchſten möglichen Erlöfes ald Regel aufitellen. Es verdient 
jedoch die ganz entgegengefegte Anforderung unterfucht zu wer: 
den, die man an die Staatöforfiwirthfchaft aus einer volks⸗ 
wirthfchaftlihen Erwägung richtet, Daß nämlich die herge⸗ 
brachte Holzabgabe für einen geminderten Preis an Einzelne 
fortgefeßt, oder eine folche auch wohl neu eingeführt werde. 
Man beruft fich hierbei auf die laͤſtige Störung, welche eine 
Schnelle Erhöhung der Holzpreife auf den Haushalt unbegäter: 
ter Familien äußert und auf die Verpflichtung des Staats, zur 
Unterflüßung der Bebrängten ein Opfer zu bringen. Es ftehen 
deßhalb in Betreff der VBerkaufdgrundfäße zwei Meinungen im 
Widerftreit. Gegen den Holzverfauf um geminderten Preis 
fprechen nachſtehende Betrachtungen (a): 

1) Der Holzpreis in jeder Gegend ift Die Wirkung des Bit: 
werbens, alfo des Berhältniffes zwifchen Holzergeugung und Zu⸗ 
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fuhr einerfeitd und Holzbebürfnig und auswärtiger Nachfrage 
andrerfeits. Wo dies Verhältnig. für die Zehrer ungünftig ifl, 
da muß der Holzpreis fich hoch flellen, und dies ift auch nüßlich, 
weil ed zum fparfamen Verbrauch, fo wie zum eifrigen Holzan- 
bau ermuntert, I, $. 385. 

2) In Gegenden, wo fid) keine oder nur wenige Domänen: 
waldungen befinden, ſteht ed gar nicht in der Macht der Regie⸗ 
rung, ben allgemeinen Holzpreis niedrig zu halten; fie kann 
nur einen Heinen Theil der Zehrer durch Abgabe um ermäßig- 
ten Preis begünftigen, indeß bie übrigen um ben Marftpreis 
bei anderen Waldbefigern einfaufen müflen. Wo freilich die 
Domänenwalbungen den ganzen Bedarf liefern, dba wäre es 
möglich, den Preis für alle Zehrer beliebig zu vermindern. 

3) Ein folcher Holzverkauf um niedrigen Preid ſchmaͤlert 
das Staatdeinfommen auf Koften der Steuerpflichtigen. Man 
fann ihn wie eine Geldausgabe anfehen. 

4) Diefe wäre noch eher zu rechtfertigen, wenn dabei Gleich: 
jörmigfeit Statt fände, was aber wegen der höchft ungleichen 
Bertheilung der Domänenwaldungen in den verfchiedenen Lan: 
beögegenden nicht der Fall ifl. In Deutfchland find z.B. in 
den Gebieten der ehemaligen Reichöfürften (Standesherren) 
die Holzkaͤufer ganz auf den Einkauf von Corporationd: und 
Privatwaldungen beſchraͤnkt, und es ift unbillig, daß ein Theil 
der Einwohner jene Bevorzugung allein genießt. 

(0) Bergl. Bfeil, II, 88. — Wedekind, ©. 276. 
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Aus diefen Säten folgt, daß in der Regel die Regierung 
von dem allgemeinen Marktpreife des Holzes audy bei ihren 
Holzverfäufen Gebrauch machen darf. Ausnahmen koͤnnen bei 
felgenden Umſtaͤnden geboten werden (a): 

1) Wo die Zehrer fi an einen wohlfeilen Einkauf aus 
Staatöwaldungen gewöhnt haben und eine plößliche Erhöhung 
ſchwer empfinden würden, da follte man die biöherige Beguͤn⸗ 
ſtigung nicht auf einmal zurüdnehmen. Man kann übrigens 
von keinem Holzpreife fchlechthin fagen, Daß er zu hoch fei, weil 
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a) die baufähigen, in der Nähe von volfreihen Ort: 
fchaften liegenden, befonderd wenn diefe zu Beine 
Gemarkungen haben und deßhalb Mangel an Be: 
ſchaͤftigung für ihre Feldarbeiter empfinden, 

b) die Fleinen zerflreuten, mühfam zu beauffichtigenden, 
dem Diebftahl am ftärfften ausgefehten Gehölze (a); 

3) Auch Ankäufe von Waldungen oder von folhen ande: 
reien, die zur Anlegung neuer Wälder paffen, find zwed: 
mäßig, wenn fie um billigen Preis gefchehen und wenn 
dadurch eine zufammenhängende, leicht zu hütende Wald: 
fläche erlangt wird (b). 

4) Bei der Bewirthichaftung der beizubehaltenden Staats: 
waldungen muß die befte und nachhaltige Befriedigung 
des Holgbebürfniffed der Bürger und zugleich die größte 
reine Einnahme für die Staatdcafje beabfichtigt werben. 


(a) Aus beiden Gründen find in Baiern 140,000 Morgen zum Verkaufe 
heffimmt worden. 25,000 Morgen davon wurden zu 900,000 fi. 
eſchätzt und für I Mill. verfauft. Rudhart, II, 43. Biele Ber: 
Fufe und Ankäufe in Baden, von denen die Berichte des landſtän⸗ 
difchen Ausfchufies einige Nachricht geben. 
Vorzüglich zweckmaͤßig iſt es, oͤdes Land auf Bergen zu erwerben und 
darauf Wald anzulegen, wobei dann fpäter Waldungen auf tieferen 
Ebenen entbehrlich werden, vorausgefeßt, bag es an Belegenheit zur 
Berfendung nicht fehlt. In Frankreich find 17/, Mill. Heltar Walt: 
grund an Abhängen zc., welche erſt wieder nen zu Wald angelegt 
werden müflen. 


(b 


u’ 
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Um die Berwaltungsfoften zu erfparen und den Erwerbs⸗ 
eifer von Privatunternehmern zu Hülfe zu rufen, hat man neu: 
erlich die Bererbpachtung von Waldungen in VBorfchlag gebracht, 
gegen einen in Holz angefesten Erbzind und ein für den 
ftehenden Holzvorrath Sicherheit gewährended Erbbeflandgeld 
(a). Zwar würde ein Erbpachter bei mancher Nugung und 
Audgabe noch wirthichaftlicher zu Werke gehen, ald ein Theil 
der Staatöforftbedienten, allein jene Einrichtung ift auch wie: 
der erheblichen Bedenken audgefegt: 

1) Man müßte über den Pachter genaue Aufficht führen, um 
ihn an der unnachhaltigen Behandiungsweife des Waldes 
zu verhindern, ed wäre alfo dennoch ein vom Staate an: 
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geſtelltes Perfonal unentbehrlich und die hiedurch noth: 
wendige Beſchraͤnkung würde die Concurrenz der Erb: - 
pachtluftigen fehr einengen. Nur beim Niederwalde, wo 
einzelne, von Jahr zu Jahr haubar werdende Schläge 
abgegränzt werden koͤnnen, wäre die Beforgniß eines 
fehlerhaften Verfahrens ſchwaͤcher und man brauchte nur 
ein mäßiges Erbbeflandgeld zu fordern; 

2) Der Erbpachter kann wenig andere erhebliche Verbeſſe⸗ 
rungen im Forftbetriebe vornehmen, als die auch von der 
Staatöforftverwaltung ausgeführt werden können; er ge: 
winnt Dagegen anſehnlich zum Nachtheil der Staatscaffe, 
wenn mit dem Steigen ber Volksmenge die Holzpreife 
fich beträchtlid) heben (b). 

Demnach fcheint die Bererbpachtung, für welche es fafl gar 
feine Erfahrungen giebt (c), und welche bei Hochwaldungen 
offenbar unausführbar fein würde, auch bei anderen Wäldern 
keine Empfehlung zu verdienen. 


(a) Zueft v. Jakob, I,$.270f. — Pfeil, 31, 24. 39 (if nur unter 
manchen Binfränfungen für diefe Maaßregel). — v. Geutter, 
Domänenbenugung, ©. 66. — Hunbeshenen, Encyelop. 1, 
$. 787, hatte den Berfauf an Gemeinden oder Majoratöbefiger gegen 

— in Geld oder Holz gerathen. 

Jakob will daher die Erbpacht erſt, wenn der Holzpreis ſchon hoch 

iſt, F. 271, v. Seutter umgekehrt bei Wäldern, die die Koſten 

nicht decken. 

Sin ſehr ungünſtig ausgefallener Verſuch wurde von der vormali⸗ 

en kurkoͤlniſchen Hofkammer im jetzigen fuͤrſtl. arembergiſchen Ge⸗ 
iete gemacht. Da die Erbpachter den Vertragsbedingungen zuwi⸗ 
der die Waͤlder verhieben, ſo wurden die Waldtheile von der Herr⸗ 
ſchaft wieder eingezogen. Nur noch 3 Erbpachter find im Beſitze. 

Sie entrichten beim Wechſel deſſelben ein geringes Laudemium und 

jaͤhrlich einen ſehr geringen Kanon, der von Schaaren zu 85 

rhein. DO. Ruthen (23 pr. Morg.) nur 6 fl. 18 fr. beträgt, während 

der Boden allein fidher eine Rente von 28 fl. einbringen würde. 

(Privatmittheilung.) 
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Die Grundfäge der Staatöforfiverwaltung (a) betreffen 
theilß die Perfonen, die zur Bewirthfchaftung der Domänen: 
waldungen mitwirken follen und deren Berhältniß zu einander 
(Organifation der Staatöforflwirthfchaft), (b) theild die Ge: 
ſchaͤfte. Im der erften Hinficht find der Natur der Sache nach 
folgende Wirkungskreiſe zu unterfcheiben: 


(d 


— 


2 
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1) das untergeorbnete, befchügende Perfonal (Forfimär: 
ter, Waldhuͤter, Waldſchuͤtzen ıc.), bei welchem nur 
Schulfenntniffe und erprobte Redlichkeit erforderlich find. 
Daffelbe muß aber zahlreich genug fein, um alle Frevel und 
Störungen zu verhüten (ec). ' 

2) das unmittelbar bewirthfchaftende Perfonal (Bezirks: 
oder Revierförfter), dem man, fo wie es fich mehr und 
mehr Kenntniffe angeeignet hat, auch eine freiere und auöge: 
breitetere Thaͤtigkeit anweiſet (d) und defien Eifer durch einen 
zugeficherten Antheil am erhöhten Ertrage befördert werden 
fann (e); | 

3) das oberauffehende Perfonal. Zunaͤchſt über den Foͤr⸗ 
ſtern fleht der Forſtmeiſter, oder an deſſen Stelle der einem 
größeren Amtsbezirke vorgefeßte, die einzelnen Reviere öfters 
bereifende Forſtinſpector; diefe find wieder einer Landes: 
oder Provincial-Forftbehörde untergeben (f). Da die Oberauf: 
ficht über die Gemeinde-, Stiftungs- und Privatwaldungen 
ganz außerhalb der Finanzgefchäfte liegt und ganz frei von 
finanziellen Rüdfichten ausgeuͤbt werden muß, fo follte fie unter 
der zur Volkswirthſchaftspflege verordneten Oberbehörde (Mi: 
nifterium des Innern ꝛc. II, 8. 7.) ſtehen; doch wäre ed gut, 
zwifchen beiden forftlichen Oberbehörben eine ſolche Verbindung 
berzuftellen, daß Reibung verhütet, nach gleichen technifchen 
Srundfägen gehandelt und in die beiderfeitigen Maaßregeln 
Vebereinflimmung gebracht wird; 

4) Die Beforgung der baaren Einnahmen und Ausgaben 
(Forftcaffenwefen), die am beften von dem technifchen Forſt⸗ 
dienfte getrennt und einem befonderen Forftcaffier oder einem 
Domänenvermalter übertragen wird. 


(a) Dan begreift unter Stantsforftwiffenfhaft (Forſtdirec— 
tionslehre) alle Regeln, nad denen die Regierung fowohl in 
finanzieller Hinfiht, ale aus dem Gefichtspunct der Volkswirth⸗ 
Ihaftspfege und Sicherheitspolizei fih der Forſtwirthſchaft anzu: 
nehmen bat. Beide Arten von Regeln find in den vorhandenen 
Schriften dfters nicht ſcharf genug von einander getrennt. Bal. v. 
Burgsdorf, Forſthandbuch 2ter Band 1805. (Ate N.) — Har— 
tig, Srundfäße d. Forftdirection, 1823. Ze N. — Meyer, Forſt⸗ 
directionslehre, 2te A. 1822. — Laurcp, die Forfidiretion, 1824. 


(b 


—f 


(e) 


(d 


ut 
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— Pfeil, a. a. D. — v. Wedekind, Anleit. zur Forfiverwaltung 
und zum Korfigefchäftsbetriebe. Darmſt. 1831. 

Hartig, Grundzuͤge zu einer zwedmäß. Korflorganifation, in def: 
fen Abhandlungen über interefl. Gegenſt. beim F. und Jagdweſen, 
Berl. 1830. S. I. — Hundeshagen, F. Pol. ©. 314. 321. 
Waldhuͤter aus dem Bauernflande find wohlfeiler, aber in Hinficht 
auf Unparteilichfeit im Anzeigen der Frevler nicht fo zuverläffig,. 
ale angehende Yorfimänner. ie zur Anfeuerung des Wifers die: 
nenden Anzeigegebühren find in Baden durch das Forſtgeſetz von 
1835 aufgehoben worden, weil fie die &laubwürdigfeit ter Ausſage 
des Walphüters fchmwächen, ebenfo in Deflerreich feit 1828, doch ge: 
gen Zufidyerung einer Belohnung für eifrige Waldheger, was fehr 
zwedmäßig if; v. Malinfovsfi, I, 22. —- Baden hat.362 Do- 
mänen:Baldhüter, welche a. 82,000 fl. £often, alfo 2 auf 671 Morgen 
und für 226 fl., — Württemberg 75 Yorfiiwarte zu 300 fl., Ss 
Baltihügen zu 135 f., dazu fommen 23,595 fl. Anzeigegebühren u. 
14,158 fl. außerortentlidher Aufwand für den Berkihup: Dbige 
Zahl beider Blaflen von Auffehern giebt 997 würt. — 873 bad. N. 
auf jeden. — Frankreich 1844 2994 Korfthüter (wovon ein Theil 
beritten), aljo 3 auf 338 Helt. = 936 bad. M. Gehalt 500 Fr. 
Bol. Baptus, Ueber die Biltung des Korfimannes, 1823. he: 
mals war der Mevierförfter nur der Gehuͤlfe Des Oberförſters, dem 
die eigentliche Bewirthichaftung oblag; ſo nah Hartig a. a. D. 
— Reuerli if in mehreren Staaten den Bezirksförflern ein fu 
ausgedehnter Wirkungsfreis übertragen worten, daß den Forſtmei⸗ 
ern ein großer Theil der Geſchäfte abgenommen werden tonnte. 
Der Bezirksförfer if auch zur Mitauffiht in Privatwaldungen 
bdeſtellt. Baden hatte 1847 82 mit 800-1100 fl. Beſoldung, alfo 
1 auf 2914 M. Domänenwald; die Aufhebung der grund: und flan- 
desherrlichen Yorflämter z0g 1848 die Anftellung von 10 weiteren 
Bezirkoſorſtern nach fih. Die höchſte Befoldung eines ſolchen geht 
jest bis 1200 fl. Würtemberg 172, alſo t auf 3777 würt. — 2955 
bad. M.; Sachjen nad der 8. v. 23. Kebr. 1831 132 zu 1964 NE. — 
3000 bad. M.; Rranfreich 1844 131 inspecteurs und 101 sous- 
inspecteurs, oder 1 auf 4310 Heft. = 11,938 bad. M. 1843 wur⸗ 
den die inspecteurs auf 85 vermintert! 


(e) Bfeil, H, 57. 
(f) In Baden if 1832 die Forſtcommiſſion aufgehoben und ihr Ge: 


thäftsfreis mit der Direction der Bergwerfe und Salinen verbun: 
den worden. Noch natürlicher iſt es, in Fleineren Staaten nur eine 
einzige Domänenbehörde zu haben, welche für die Forſtſachen einen 
oder einige Näthe vom Forſtfache befipt. 1848 wurden die Yorft: 
ämter aufgehoben und durch 5 Vorſtinſpectoren erfept. Es waren 
bier bisher 15 fandesherrliche (neben 7 ftandesherrlichen) Forſtmeiſter 
(1 auf 16,240 M. Domänenwald). Würtemberg hat 26 Oberför- 
Rer (N auf 16,530 6. M.), Branfreid 32 conservateurs, alſo 1 auf 
31,250 Heft. — 86,562 M.; Beſchluß v. 18549 nur 21 cons. 


$. 146. 
Veberficht der Gefchäfte des Domänenforfiwefend. 
1. Forſtſt atiſtik. Zur Grundlage der Bewirthfchaftung 


dient die genaue Kenntniß der Domänenmwaldungen, welche durch 
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Sränzbefchreibung nach vorgängiger Berichtigung und Be: 
zeichnung ber Waldgraͤnzen, Vermeſſung, Chartenzeichnung 
und volfländige Befchreibung nach Boden, Lage, Klima, Holz: 
beftand 2c., endlich Durch Abſchaͤtzung (&aration) der vor: 
bandenen Holzmaffe und des jährlichen Zuwachſes erlangt 
wird. Die Korfiabfhäsung kann ihrer Umftändlichkeit willen 
nur allmälig bewerfftelligt werben (a). 

II. Nach diefer Vorarbeit fann man zur Entwerfung der 
Betriebsplane fchreiten, welche die Benutzungsweiſe jedes 
MWaldtheiles, das Alter Der zu hauenden Stämme (Umtriebs: 
zeit), die Art des Hiebes, die zu hauende Holzmenge u. dgl. 
ausſprechen. Sind diefe Plane feftgeftellt und die Waldungen 
denfelben gemäß eingerichtet (Betrieböregulirung), fo 
wird dann aus jenen für jede Periode und jedes Jahr die Bor: 
fchrift für Die vorzunehmenden Gefchäfte abgeleitet (periopdi- 
[her und jährliher Betriebsplan) (db). Man muß 
biebei bedacht fein, ſolche Holzarten zu gewinnen, welche am 
meiften begehrt werden, am beften zu verkaufen find und deß⸗ 
halb auch den Bedürfniffen des Volkes am meiften entfprechen. 
Bauholz kann wegen feines langfamen Wuchſes am leichteften 
in den Staatöwaldungen gezogen werben und der fortdauernd 
höhere Holzertrag der Hochwaldungen muß biefelben für die 
Staatöforftwirtbichaft empfehlen (ec). Die Hiebömenge kann 
jo lange nicht mit Sicherheit richtig beflimmt werden, als man 
die Stärke des Zuwachfes nicht kennt (d). 


(a) Bad. Inftruction zur Abſchaͤhung und Ginrichtung der Waldungen. 
Karler. 1836. 

(6) Yormular bei Wedekind, Mufter 27 ff. 

(c) I, $ 313. 

(d) Baden: Hiebsmenge für 1842 und 43 jährl. 142,500 Klafter Bau: 
und Brennholz, oder 0,50 Kl. auf den Morgen, nebfl 5890’ KL. aus 
Schneebrühen, Bindfällen c. Man hofft, fünftig bis 0,75 RI. 
vom Morgen zu erhalten. Der Mittelpreis der Klafter wird zu 
8,0. geihäpt (Maffenklafter). — Würtemberg 0,5 Ki. (oder eben: 
ſoviel bad. Kl. a. d. bad. M.), — Baiern, 0,5 Kt. mit Stodholz 
und Reiſtg (die Klafter 126 Eub. F.) vom Morgen — 0,51 Kl. vom 
bad. Morgen. Meberichläge biefer Art find zur Vergleichung von 
geringem Nugen, wenn man nicht zugleich auf die Berfchiedenheit 
der Holzgewächſe und der Holzforten, ale Bau:, Nutz⸗, Scheit-, 
Stock- und Meifigholz; Rüdfiht nimmt und gleiches Berfahren bri 
der Zurüdführung Au einerlei Maag anwendet. 
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11. Die Anlegung neuer Waldungen durch Saat oder 
Pflanzung (Eulturen) feßt, wenn fie nicht bloß zur Aus: 
fülung einzelner Blößen beftimmt ift, die Erwägung voraus, 
ob die Koſten fich hinreichend durch den künftigen Holzertrag 
belohnen werden. Sie ift vorzüglich auf Stellen zwedimäßig, 
die fich zu einer anderen Benugung weniger eignen, zumal 
wenn zugleich für leichten Holztransport geforgt wird. Solche 
Unternehmungen geben einen Erfag für die Rodungen des zum 
Anbau dienlichen Waldgrundes. 

IV. Forſtſchutz. Die Waldungen müffen vor allen nach: 
tbeiligen äußeren Einwirkungen bewahrt werden, dieſe feien 
num Raturereigniffe oder menfchliche Handlungen, aus Unadht: 
famfeit oder aus rechtöwidriger Abficht entfprungen. Während 
die Unterfuchung und Beftrafung der Waldfrevel den Gerich⸗ 
ten nicht entzogen werden darf, find die unmittelbaren Gegen: 
anflalten zur Verhütung aller jener Beſchaͤdigungen, infoferne 
fie niht von dem einzelnen Zorftwirthe getroffen werben fönnen, 
fondern die Mitwirkung der Staatögewalt erfordern, ihrem 
Weſen nach polizeilicher Art (HH, 8. 6.), jedoch müffen fie, 
wegen des Zufammenhanges mit den übrigen Forftgefchäften, 
dem Forſtperſonale übertragen werden (a). Der Reiz zum Holz: 
diebſtahl fleigt mit den Holzpreifen, mit der Zerflörung der Ge: 
meindewalbungen und der Bedrängniß der dürftigen Lohnar⸗ 
beiter. Würde man ihm nicht eifrig entgegenwirken, fo würden 
die Staatswaldungen durch die Angriffe der Holzfreoler eine 
ſtarke Ertragdverminderung erleiden (b). Gute Aufficht, ſchnelle 
Beftrafung und die Auswahl zweckmaͤßiger Strafarten, Ein: 
fluß des Schulunterrichtes (c), Unterflüßung der Dürftigen 
mit Brennholz (d), gute Bewirthfchaftung der Gemeindeforften 
u. dgl. find die wirffamften Verhuͤtungsmittel (e). 

(a) Ueber en Forſtſchut f. befondere Hundeshbagen, 9. Po ei, 

©. — Beil, Zorkihug und © Berlin, 1 l. 
(b) Sehr ve Kreveifälle in Baten: D.1 184144 

253,709. Das Mar. im 3. 142, nämlich 330,828. er die Domä- 

nenwaldungen famen 1845 78,246 Frevel, davon 50,062 an Holz, 


15,736 an der Streu. Berordn. Blatt, 1846, Nr. 12. 16. — In 
Myeinbaiern, 182%,,,, 143,774 Frevel, welche B6,664 Tage Befäng: 
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nißftrafe nach fi zugen. Preußen, 1837, 229,703 gerichtliche 
Trevelfälle, ohne tie peinlichen und polizeilichen ; hier kommen im 
Durchſchnitt auf 3 Fälle 10 BPerfonen. Borhardt (Der Holzs 
diebſtahl, Berlin, 1842, S. 91.) ſucht hieraus und aus der Annahme, 
daß von 3 Frevlern nur einer entdeckt wird, den Berluft zu berech⸗ 
nen, den die Waldeigenthümer erleiden, und fchlägt ihn jährlich auf 
2 Mill. Rthlr. an, indem er den verlornen Zuwachs durch einſt⸗ 
weiliges Leerbleiben der Stelle dem Betrage des entiwendeten Holzes 
gleich feßt. 

(ec) Die BorurtHeile der Menge, welche den Holzdiebſtahl als nicht 
ſchimpflich darftellen, ſtammen vielleiht aus einer dunfeln Erinne⸗ 
rung an die Borzeit, wo bie Wälder noch Gemeingut geweſen fein 
mochten, oder wenigftens nicht alle occupirt waren. Doc fommen 
ſchon fehr früh Strafgefege vor. Bergl. Stiffer, Forfl: und Jagd⸗ 
hiftorie der Teutfhen, Cap. II, $. 24 ff. 

(d) Auch Berfauf von Werfholz in Kleinen Quantitäten an Holzarbeiter, 
tamit diefe nicht zu fehlen brauchen. Bergl. $. 150, a. 

(e) Niemann, Waldberichte, I, 2. — Bfeil, Grundfäge, II, 558. 
Def. Forſtſchuz, S. 203-231. — Hundeshagen, Forkpoligei, 
S. 132. — Borhardta. a. D. 
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V. In Anfehung der auf den Staatswaldungen laftenden 
Dienftbarleiten (Servituten) treten diefelben Grund: 
füge ein, welche bei Privatwaldungen zu befolgen find, II, 88. 
73--75. 161—163. Die Beholzungsrechte find für die Be⸗ 
wirtbfchaftung weniger nachtheilig und können durch Abtretung 
eined angemeflenen Waldſtuͤckes abgelöft werden, die Weide: 
und Streubenußung (a) aber führt einen Widerftreit des forft- 
wirthfchaftlihen Intereſſes mit dem landwirtbfchaftlichen her- 
bei, weil eine der Holzzucht willen wünfchenswerthe Einfchrän« 
fung oder Ablöfung diefer Nebennußungsrechte für die Land: 
leute in waldreichen Gegenden fehr Iäflig fein und überhaupt 
volkswirthſchaftlich ſchaͤdlich werben fönnte (b); auch find die 
befürchteten forftlichen Nachtheile der Waldweide Feinedweges 
in allen Fällen vorhanden. Man muß daher diefe „Purifica: 
tion” der Staatdwaldungen nur mit Vorſicht betreiben und 
darauf hinwirken, daß da, wo jene Nebennugungen noch jeßt 
für die Landwirthe Beduͤrfniß find, durch land: und forſtwirth⸗ 
Ihaftlihe Verbeſſerungen eine Gewinnung des Futter- und 
Streubedarfed ohne Beeinträchtigung des Holzwuchſes möglich 
werde (c). Bei den Beholzungsrechten muß 

1) ihr Umfang genau ermittelt und eine Ausdehnung au' 
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Koften der Forftcaffe verhüter werden, fo Daß z.B. neue Anſiede⸗ 
. lungen nicht an den Rechten der älteren Häufer Antheil nehmen, 

2) darauf geachtet werden, daß Die zu einem gewiflen Zwecke 
abgegebenen Hölzer auch wirklich zu demfelben verwendet wer: 
den, 3. B. daß das zu einem Bau beflimmte Holz; innerhalb 
einer gewiſſen Frift verbaut wird, vorbehaltlich einer Nachficht 
unter befonderen Umftänden. 


(a) In Baiern tragen manche Stautswaldungen wegen der übermäßigen 
Streubenugung nur ';, oder gar nur '/,, Rlafter jährlich, während 
der Durchſchnittsertrag ohne Stockholz und Wellen !;, Ri. beträgt. 
(Die Klafter — 128 C. F. oder 90 C. F. Holzmaſſe.) 

Bal. Stockar von Neuforn, Finanzwifſſ. I, 335 - Hundes— 
hagen, Die Waldweide und Waldftreu, 1830. Def. Forflroi. ©. 
152. — Hartig, Beitrag zur Lchre von Ablöfung der Holz, Streu: ' 
und Weib: Servituten, 1828. ©. 41. 82. — Pfeil, Forſtſchutz, 
©. 232. Defien Anleitung zur Ablöfung der Waldfervituten,, 2te 
Ausg. 1844. — Stuhr, Meber die Abfindung der Hütungsberedys 
tigten in den Forſten, 1934. — Das Streufammeln in den Staats- 
forften ift häufig ohne erweigliche Verbindlichkeit, bloß als precarium 
geflattet, aber felbft dann würde die plößliche Abſchaffung nicht zu 
billigen jein. 

Grmweiterung tes Futterbaues, Anlegung von Weideplägen mit Fopf: 
holz, Erdſtren u. dgl. — Verſuch einer Berechnung des, aus dem 
Wegnehmen der Waldftreu für den Holzwuchs entfiehenden Nachtheils 
von ®. W. v. Wevdefind, in defien N. Sahrb. der Horfifunde, 
XV, 15 u. im Amtl. Bericht über die landw. Verſamml. zu Karls: 
tube im 3. 1838, ©. 18%. Der Berf. fchlägt vor, die unentgelt: 
lihe Streuabgabe fehr zu beſchränken und dagegen die den Gemein: 
den aus Berechtigungen gebührende Streumenge zu Gunſten der Mit: 
glieder zu verfleigern, weil nur hiedurch eine fparfame Benugung 
der- Streu bewirkt werden koͤnne. 
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VI. Berwendung. Der Erlös aus dem zum Berfaufe 
beflimmten Theile des Holzerzeugniffes kann durch folgende 
Maaßregeln vergrößert werden: 

I) Herfielung guter Berfendungdmittel, wohin inöbefondere 
Waldwege, Holzleitungen und Floßanflalten gehören, II, 8.166. 
In neuerer Zeit ift durch Anlegung guter Fahrwege, wenn gleich 
mit anfehnlichen Koften, viel Bortheil bewirkt worden (a). 

2) Sorgfältiges Audfuchen der zu verfchiedenen befonderen 
Berwendungen dienlichen Holzforten (Sortimente), welche dann 
weit höher verkauft werden können, ald Brennholz. Dahin ge- 
hören Bauholz (6), Saͤgekloͤtze, Werkholz, welches ganz oder 


(b 


— 


(c 


—N 
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gefpalten von Wagnern, Holzfchnigern, Drechslern, Böttchern, 
Büchfenfchäftern, Siebmachern, zur Mafchinenfabrication, zu . 
Hopfenftangen u. f. w. gebraucht wird (c); 
_ 3) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerke, 
falls nämlich noch auf lange Zeit hinaus ein Weberfluß von 
Holz vorhanden ift, für den fich feine beffere Verwendung 
zeigt; Köhlereien, Sägemühlen, Glas- und Porzelanöfen, 
Theeröfen und ähnliche Unternehmungen, die jedoch wo mög: 
ich nicht vom Staate felbft betrieben werden folten. 


(a) Im franz. Dep. Aude fol jährlich noch eine Mill. Nabelbäume aus 
Mangel an Abfuhrwegen verfaulen, vgl. $. 142 (c) 

(b) Insbeſondere erfordert der Schiffbau vielerlei eigenthümlid, geflat- 
‚tete Hölzer. Die mit gehöriger Kenntnig vorgenommene Sortirung 
ift ein ſehr ergiebige Geſchaͤft. Krauſe (Gompend. d. niederen 
Forſtwiſſenſch. S. 253) berechnet, daß die Krone einer Eiche, die 
ale Brennholz 11/, Rthlr. einbringen würde, zum Schiffbau für 
8 Mthlr. verkauft werden fann. Gin zu Sägeflögen verwendeter 
Baumflamm bringt ſchon ungefähr dreimal fo viel ein, als wenn 
er in Scheite zeripalten wird. 

(c) Das chemalige Magazin von allen Sorten Nupbolz zu Rotenfels 
im Murgthal (Mepdicus, Forſthandbuch, S. 648.) Bat fih nicht 
als vortheilhaft erwieſen. , 
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VII. Bei dem Verkaufe des Holzes muß man, wenn bloß 
auf den Vortheil der Staatscaffe gefehen wird, die Erzielung 
des höchften möglichen Erlöfes ald Regel aufftellen. Es verdient 
jedoch die ganz entgegengefehte Anforderung unterfucht zu wer: 
den, die man an die Staatsforſtwirthſchaft aud einer volks⸗ 
wirtbfchaftlihen Erwägung richtet, daß nämlich die herge⸗ 
brachte Holzabgabe für einen geminderten Preis an Einzelne 
fortgefeßt, oder eine folche auch wohl neu eingeführt werde. 
Man beruft fich hierbei auf die läflige Störung, welche eine 
Schnelle Erhöhung der Holzpreife auf den Haushalt unbegüter: 
ter Familien äußert und auf die Verpflichtung des Staats, zur 
Unterſtuͤtzung der Bebrängten ein Opfer zu bringen. Es flehen 
deßhalb in Betreff der Verkaufsgrundſaͤtze zwei Meinungen im 
Widerftreit. Gegen den Holzverlauf um geminderten Preis 
fprechen nachſtehende Betrachtungen (a): 

I) Der Holzpreis in jeder Gegend ift Die Wirkung bes Mit: 
werbens, alfo des Verhältniffes zwiſchen Holzerzeugung und Zu: 
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fuhr einerfeitd und Holzbebürfniß und auswaͤrtiger Nachfrage 
andrerfeits. Wo dies Verhaͤltniß für die Zehrer ungünflig ift, 
da muß der Holzpreiö fich hoch ſtellen, und dies ift auch nüßlich, 
weil es zum fparfamen Verbrauch, fo wie zum eifrigen Holzan⸗ 
bau ermuntert, I, $. 38. 

2) In Gegenden, wo fid) keine oder nur wenige Domänen: 
waldungen befinden, fleht ed gar nicht in der Macht der Regie⸗ 
rung, ben allgemeinen Holzpreis niedrig zu halten; fie kann 
nur einen Beinen Theil der Zehrer durch Abgabe um ermäßig: 
ten Preis begünftigen, indeß die übrigen um ben Marktpreis 
bei anderen Waldbeſitzern einkaufen müflen. Wo freilich die 
Domänenwaldungen den ganzen Bedarf liefern, da wäre es 
möglich, den Preid für alle Zehrer beliebig zu vermindern. 

3) Ein folcher Holzverkauf um niedrigen Preis ſchmaͤlert 
dad Staatseintommen auf Koften der Steuerpflihtigen. Man 
kann ihn wie eine Geldaudgabe anfehen. 

4) Diefe wäre noch eher zu rechtfertigen, wenn dabei Gleich: 
förmigfeit Statt fände, was aber wegen der hoͤchſt ungleichen 
Bertheilung der Domänenwaldungen in den verfchiebenen Lan: 
deögegenden nicht der Fall iſt. In Deutfchland find z. B. in 
den Gebieten der ehemaligen Reichsfuͤrſten (Standesherren) 
die Holzkäufer ganz auf den Einkauf von Corporationds und 
Privatwaldungen befchräntt, und es ift unbillig, daß ein Xheil 
der Einwohner jene Bevorzugung allein genießt. 

(a) Bergl. Pfeil, II, SB. — Wedekind, ©. 276. 
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Aus diefen Sägen folgt, daß in der Regel die Regierung 
von dem allgemeinen Marktpreife des Holzes auch bei ihren 
Holzverläufen Gebrauch machen darf. Ausnahmen können bei 
folgenden Umſtaͤnden gebofen werden (a): 

1) Wo die Zehrer fi an einen wohlfeilen Einfauf aus 
Staatswaldungen gewöhnt haben und eine plößliche Erhöhung 
ſchwer empfinden würden, ba follte man die bisherige Beguͤn⸗ 
ſtigung nicht auf einmal zurücdnehmen. Man kann übrigens 
von keinem Holzpreife fchlechthin fagen, daß er zu hoch fei, weil 
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es nur auf fein Verhaͤltniß zu den Preifen anderer Dinge und 
der Arbeit, fo wie zu dem üblichen Verbrauche ankommt. Ein 
Preis, der wegen feiner Neuheit für viele Bewohner uner: 
ſchwinglich if, wird in einer anderen Gegend, wo man fid an 
ihn gewöhnt hat, leicht ertragen (b), daher follte man einen 
weit unter dem Marktpreife ftehenden fogenannten Revierpreis 
nur allmälig bis zu jenem erhöhen. 

2) Wurde den Staatödienern eine gewiffe Holzmenge unter 
dem Marktpreife verabreicht, fo haben fie, wenn dies aufhört, 
auf eine Entfchädigung Anfprud. Es ift übrigens beffer, ihren 
diefe zu geben, ald die Altere Einrichtung fortdauern zu laffen, 
weil fonft weniger fparfam mit dem Holze umgegangen würbe. 

3) Häufig hat man in früheren Zeiten Hüttenwerfe und 
verfchiedene Fabriken durch wohlfeile Holzabgabe emporzubrin- 
gen gefucht. Hier find 2 Falle zu unterfcheiden. 

a) Iſt man durch ertheilte Zuficherungen fortwährend gebun⸗ 
den, aber die abzulaffende Menge nicht in Zahlen beflimmtt, 
fo kann fie nach dem herfömmlichen Betrage fefigefest 
werben. Sonft bleibt nur eine ſchwer ausführbare Ab: 
findung übrig. 

b) Iſt die Holzabgabe nur ald VBergünftigung anzufehen, fo 
thut man wohl, fie allmälig nach voraudgegangener An⸗ 
fündigung zurüdzuziehen. Ihre Kortdauer hält die Unter: 
nehmer von holzfparenden Einrichtungen ab, durch deren 
Einführung fie vielleicht auch bei einem höheren Holzpreife 
beftehen könnten. Sollte died nicht möglich fein, fo wäre 
die Kortdauer folcher Gewerke nicht vortheilhaft. Mit dem 
Steigen des Holzpreifes müflen unvermeidlich manche Un- 
ternehmungen aufhören, die nur in holzreichen Bezirken 
gedeihen. Man kann der Regierung nicht zumutbhen, aus 
Staatdmitteln folche Gewerke aufrecht zu halten, nur darf 
man die Veränderung nicht rafch eintreten lafien, um zu 
einer anderen Verwendung der Arbeitskräfte und Capitale 
Zeit zu laffen (c). 

4) Die Berforgung der Dürftigen mit Brennholz iſt in Ge⸗ 
meinden, die Feine eigenen Waldungen haben, bei einem be: 
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trächtlichen Anwuchs ded Holzpreifes fchon zur Verhütung bed 
Diebflahled in den Domänenwaldungen fehr zwedimäßig 
($. 147.), und man kann deghalb diefe Ausgabe zu den Koften 
zählen, mit denen ein großer Erlös aus den Walderzeugniffen 
erfauft wird. Am wenigften opfert man auf, wenn man ben 
Dürftigen die unentgeldlihe Benutzung des Raff: und Leſe⸗ 
holzes und des Stockholzes, wo das Audgraben der Stöde un: 
ſchaͤdlich iſt, überläßt, weil diefe Holzforten viele Arbeit er: 
fordern. Außerdem iſt e8 dienlich, Brennholz um ermäßigten 
Preis an holzarme Gemeinden abzulaffen, mit Berbürgung der 
Gemeindecaffe und unter der Bedingung, daß jeder bürftigen 
Zamilie ein gewiſſer Vorrath davon verkauft werde (d). 


() Bgl. Verh der Baier, K. d. Abg. v. 1831, Beil. XLIV., 259 
Komm. Beridt (von Frh. v. Rotenhan), 1840. Beil. XXI. 
1. Abt. ©. 72. IX. Beil. B. ©. 141. 
(6) Wan bat 1840 in Baiern die Bemerfung geäußert, daß im Iſarkreie 
über Holitbeuerung gm t werde, weil tie Klafter von 6 auf 9 A., 
im Regen: und U. Mainkreiſe, weil ie von AI—14 auf 15 —18 Ai., 
im Rheinfreife, weil fie von 15-18 auf 20 - 26 fl. geftiegen ſei. 
(c) 3. 3. Code forestier, Art. 58: Die wider die älteren Geſetze ver: 
tiehenen Begünfligungen diefer Art erlöfchen 1837. — Die füchfifche 
Regierung bat in Folge folcher Erwägungen von 1840 an das an 
die Hammerwerke abzugebende Scheitholz um 26 Proc. vermindert 
und eine allgemeine Brhöhung der Holztaren angeorbnet, die jedoch 
für jene Hammerwerfe erfi 3 Jahre fpäter eintreten follte. 
Aehnlich die Borfchrift der würt. B. v. 30. Nov. 1436. Die Ab: 
gabe erfolgt um den Revierpreis, ſ. F. 151, auh Hoffmann, W. 
Dom. Berw. ©. 185. -- In Baiern darf die Tare zum Bortheil 
der Armen nöthigenfalls um 15 Proc. gemindert werden. V. v. 
23. December 1835. 


(d 


— 


q. 151. 


Was die Form ded Holzverfaufes betrifft, fo hat man 
zwifchen zwei Arten zu wählen: 
I) Berfleigerung, und zwar 
a) auf dem Stamme, fo daß der Käufer dad Fällen und Auf: 
arbeiten felbft veranftaltet. Diefe in Frankreich übliche 
Weiſe (a) ift da, wo fein kahler Abtrieb flattfinden fol, 
nicht einmal bequem, noch weniger aber vortheilhaft, weil 
die Beforgung des Hauens vielen Käufern laͤſtig iſt und 
weil der Käufer bei der Ungewißheit, wie viel Holz er er: 
halten werbe, bei feinem Angebote auf den ſchlimmſten 


\ 
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Fa rechnet; zudem giebt fie zu vielen Beſchaͤdigungen 
Anlaß (b); | 


b) nach erfolgter Zugutemachung, jeboch im Walde, alfo ohne 


Aufwand für Die Verfendung. Dieß ift Dem vorigen Ber: 
fahren (a) vorzuziehen. An der Stelle derjenigen Holz: 
verzehrer, die an den Berfteigerungen im Walde nicht 
Theil nehmen, weil ihnen die Beforgung der Abfuhr zu 
muͤhſam ift, treten die Holzhändler (c) ein, die zwar einen 
Sewerböverdienft erhalten müffen, jedoch feine weitere 
fünftliche Bertheuerung bewirfen können, weil die große 
Maſſe des aus Staatd- und Privatwaldungen feilgebote- 
nen Holzes, der freie Zutritt zu den Verfleigerungen und 
Zufuhr aus anderen Orten vor einer monopoliflifchen Be: 
berrfchung des Angebotes ſchuͤtzen. Hiezu trägt ed auch 
bei, wenn dad Holz in kleinen Abtheilungen verfteigert 
und die Verabfolgung nicht unnöthig erfchwert, Dagegen 
den Käufern kein Eredit gegeben wird. Indeß kann bei 
dieſer Verkaufsweiſe keine Rüdficht auf irgend eine Claſſe 
von Käufern genommen werden. 


2) Abgabe nad einem feflgefegten Preife (Holz: 


tare), 


a)im Walde. Dieß altübliche Verfahren war unvortheil- 


haft, weil man gewöhnlich ältere, weit unter dem Markt: 
preife bleibende Preiöfäße beibehielt, wobei doch nur ein Theil 
ber Holzkaͤufer befriedigt werden konnte. Richtet man nur 
die Tare immer nach dem jedeömaligen Marktpreife ein, 
wie er fich bei Verfleigerungen und anderen Verkäufen 
unter Privatperfonen herftellt, fo ift dad Abgeben nach 
einem folchen Preisfage vollkommen zuläffig und den Zeh⸗ 
vern wird eine Bequemlichkeit gewährt. Die Taxe muß 
wenigftens jährlich Durchgefehen, auch für alle Holzforten 
in ein richtiges Verhältniß gebracht und für jeden Forfibe: 
zirk oder deffen Haupttheile befonderd angefeßt werben (d) ; 


b) in Holzhöfen (Holzgärten, Holzmagazinen), 


in welche die Regierung die Vorraͤthe führen läßt und in 
benen fie zu jeber Zeit feil ſtehen (e). Die Betreibung 
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eines folchen -Holzhandeld auf Staatsrechnung gefchah 
theild, um von einem zum Slößen des Scheitholged brauch: 
baren Fluß oder Canal fammt den zugehörenden Einrich: 
tungen (Sammelteihen, Schwellungen ꝛc.) Nutzen zu 
ziehen, — theild um die Zehrer in Städten, die von Wal: 
dungen entfernt liegen, mit Holz zu verforgen, ohne daß 
fie von den Holzhändlern abhängig würden. Da man 
das für die Hofhaltung, die Beamten und die Öffentlichen 
Anftalten abzugebende Brennholz auf Koften der Staats: 
caffe herbeifchaffen zu laflen gewohnt war, fo lag die Ber: 
anlaffung nahe, dieß auch bei einem zum Verkaufe be: 
flimmten Borrathe zu thun. Die Holzhöfe übernehmen 
nicht bloß Brennholz aus den Staatöwaldungen um eine 
gewifle Taxe, fondern kaufen auch wohl noch aus Privat- 
waldungen ein. Wo die Verwaltung folcher Holzhöfe an: 
fehnlihen Gewinn abwirft, da ift derfelbe entweder bie 
Wirkung des auöfchließlichen Beſitzes einer Floßſtraße, 
oder er iſt nur fcheinbar, indem er von dem niedrigen 
Preife herrührt, den die Forftcafje für dad Holz vergütet 
erhält. Steht bie Verfendung auf Land: und Wafler: 
ſtraßen Sedermann frei, jo werden Holzhöfe jener Art durch 
das Mitwerben der Holzhändler überflüffig (f). Die Bor: 
liebe der Zehrer für die Holzhöfe beruht auf der Gewöh: 
nung an niedrigere Abgaböpreife und fällt hinweg, wenn 
die in 8.150 entwidelten Grundfäße in Ausführung fom, 
men. Die Koftbarkeit der Verwaltung und die Größe des 
darin befchäftigten umlaufenden Capitals machen die Auf: 
hebung diefer Anftalten wünfchenswerth, die dann aus- 
führbar wird, wenn ber Privatholzhandel hinreichende Leb- 
haftigkeit hat. Nur muß dafür geforgt werden, daß nicht 
die Benutzung der floßbaren Gewäfler einzelnen Pachtern 
monopoliftifche Gewinnfte giebt. Deßhalb kann ed rath: 
fam werden, daß die Förftverwaltung dad Holz verflößen 
(am beften in Berding, mit Verabredung eined gewiflen 
Procentfabes für Abgang) und dann am Orte der An: 
kunft verfteigern lafle. Die Errichtung von Holzmaga⸗ 
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(a) 


(6) 


(d) 


(e) 


zinen, wo fie oͤrtliches Beduͤrfniß iſt, kann den Gemein: 
den uͤberlaſſen werden. 


Ehemals auch in Deutſchland, in Würtemberg bis 1598, ſ. Hoff: 
mann, F. W. v. W. zu Anf. des 16. Ihh. ©. 38. Ordonnance de 
Louis XIV sur le fait des eaux et for&ts, 13. Aug 1669. Tit. XV. 
— Code forestier, Art. 17-46. — Ordonnance d’execulion vom 
1. Aug. 1827, Art. 73—96. Die zum Hiebe beflimmten Waldſtrecken 
werden durch verpflichtete Forfigeometer (arpenteurs) vermeſſen, Die 
zu verfchonenden Bäume ausgezeichnet, die Bedingungen bes Rau: 
fes (cahier des charges) entworfen, die Berfleigerung wird 14 Tage 
vorher befannt gemacht. Der Zufchlag erfolgt bisweilen nach alter: 
thuͤmlicher Weife durch Berlöfchen eines Lichtes, doch if ein Nadı- 
gebot bis zum folgenden Mittag erlaubt, woferne 1, mehr geboten 
wird. (Nah der D. v. 1669. Tit. XV. Art. 31. 32. war eben 
fo lange ein Nachgebot von !/s, tiercement, und dann noch ein 
weiteres um '/,, semi-tiercement oder doublement, erlaubt.) Die 
Käufer Find mancherlei Befchränfufgen und Berpflichtungen unter: 
worfen. Jeder Holzverfauf ohne Berfteigerung ift bei 3--6000 Fr. 
Strafe den Forſtbeamten unterſagt. — Beifpiel eines Cahier des 
charges in Annales forest. 2. année. ©. 290. 


Bergius, Mag. II, 278. — Pfeil, II, 318. — Hundeshagen, 
F. Pol. ©. 362. — v. Wedelind, ©. 216. 

Unter diefen auch viele Landwirthe, die mit ihrem Gefpann Yubr: 
lohn zu verdienen beabfidhtigen. 

Anleitung zur Berechnung einer Holztare in Meyer, Korfidirect. 
$. 364 8 (aber ohne Mudficht auf die Marftpreife, bloß nad ber 
Analogie defien, was der Boden als Nder tragen würde!) v. We: 
defind, ©. 286. Hundeshagen, F. Pol. S. 376. — So lange 
man feine Abfchägung des ‚jährlichen Zuwachfes hatte, lieg man ſich 
häufig bei der Feſtſezung des Hiebsquantums von den Anmeldungen 
des Holzbedarfes der Unterthanen beſtimmen, für deren Empfang: 
nahme befondere Holzfchreibtage gehalten wurden. — In Würtem: 
berg wird ter Nevierpreis aus den vorjährigen Berfleigerungen be: 
fiimmt. Er findet feine Anwendung bei den Holzabgaben an holz: 
arme Gemeinden, bei dem Bauholze, welches die Binwohner im 
Forſtbezirke gebrauchen, bei dem Werkholze fuͤr die Wagner ꝛc., end⸗ 
lich bei dem Stockholz und Reiſig. Der Ueberreſt wird verſteigert. 
— In Baiern werden die Verkaufspreiſe nur periodiſch nach den 
Marktpreiſen eingerichtet. Der Hausbedarf der @inwohner, Die 
öffentligen Anftalten und die Eleinen Gewerbe haben den erften An- 
ſpruch, fodann die Fabriken und nad ihnen erſt der Handel, dem 
blos der Meberreft durch Verſteigerung zugemiefen werden foll, doc 
ift auch bei dem Hausbedarf eine Berfleigerung in Heinen Abthei⸗ 
lungen zuläffe- Der berfteigerte Theil ift unter der Hälfte, z. 2. 
1837 —39 in Unterfranfen 48, der baier. Pfalz 22, in Oberfranfen 
34 Broc., f. v. Rotenhans a. Bericht, ©. —* — In Baden iſt 
Verſteigerung Regel. 

Baiern hat 14 Holzhöfe, davon 9 in der baier. Pfalz; der größte 
(in Paſſau) verfauft jährlihd 37—38,000 Klafter, der Eleinfte (in 
Dürfheim) nur 180—200. Im D. von 1835—37 war der rohe Er⸗ 
trag 538,977 |l., der Koftenbetrag 320,825 fl., der reine Ueberſchuß 
209,152 fl. Die Koften des PBerfonals und der „Regie“ nahmen 
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gegen 18,000 fl., die Betriebskoſten 310,000 fl. Hinweg. — Würtem: 
berg hat 3 Hauptholzgärten, von denen die beiden großen zu Bif: 
fingen und Gtuttgart mit ihren 4 Filialen zufammen ein Betriebe: 
fapital von 120,000 fl. beichäftigen und über 22,000 Kl. verfaufen. 
Wegen verichiedener Holzabgaben um niedrige Breife läßt fi Fein 
reines Grgebnig des Holzhandels ausmitten. Der Anfchlag für 
1842 —45 führt nur 5000 fl. Ueberfhuß auf. — In Baten find die 
legten Holzhöfe zu Karlsruhe und Raſtadt, die fich dur das Flö⸗ 
fen auf ter Murg verforgten, 1835 aufgehoben worden. Sie trus 
gen 3831 u. 321. D. 16,800 f. netto. ©. Verhandl. d. 1. Kammer 
von 1833, Beil. IV, 110 (Gommiffionsberiht von Rau.) — In 
Sachſen follten nad dem N. v. 1834 die 9 Holzhöfe 105,000 RI. ab: 
feßen und 63,600 Rthlr. Neinertrag abwerfen. — Gr. v. Sponed, 
Ueber die Anlegung der Holzgärten, Heidelb. 1816. — Ueber die 
bisherige Adminiftration der Holzgärten in Würtemberg, Stuttgart 
21. 


() Die Holzböfe in Berlin konnten mit den Holzhändlern nicht Breis 
halten, it, ii, 313. - 


6. 152, 


VIII. Die forſtlichen Nebennugungen, wie Jagd, 
Maft, Sradfchnitt, Weide, Streufammeln, Harzfcharren, Torf: 
ſtechen, infofern fie nicht fehon durch Servituten der Verfügung 
der Forftbehörde entzogen find, müffen fo weit befchräntt wer: 
den, daß fie der Holzgewinnung gar nicht, oder doch nicht fo viel 
(haden, als fie eintragen (a). Innerhalb biefer Gränze ver: 
dienen fie eine forgfältige Behandlung, weil fie nicht allein den 
Reinertrag für den Staat erhöhen (b), fondern auch volkswirth⸗ 
fchaftlicy bedeutend werden können (c). Die gemöhnliche Art, 
fie einträglich zu machen, iſt Die Verpachtung, unter folchen Be: 
dingungen, welche den Pachter abhalten, die Nutzung auf eine 
ſchaͤdliche Weife auszudehnen. Namentlich wird den Jagdpach⸗ 
tern fowohl die Schonung des Wildftandes, als die Befchrän- 
fung deffelben zur Verhütung von Feldſchaͤden und der Erſatz 
ſolcher Befchädigungen zur Pfliht gemacht (d). In foldhen 
Jahren, wo es den Landwirthen an Futter fehlt, ift die Ge: 
kattung des Grasholens und Laubſtreifens, auch wohl des Be: 
weidens älterer Schläge fo wohlthätig, daß man fie unentgeld» 
lich oder gegen geringe Vergütung anordnen follte. 


(2) &6 kommt Hiebei viel auf die Holzpreife an. In entlegenen Ge⸗ 
birgögegenten Tann z. B. das Harzſcharren rathfam fein, während 
es bei gutem Abſatze des Holzes wegen feines fchädlihen Binflufies 
auf die Geſundheit der Bäume aufgegeben werden muß. 

Ran, yol. Delon. Ite Aug. III. 13 
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(6) Würtemb. 1842-45 A.: 85,244 fl. ober 1,3 Proc. des Waldertrages. 

(c) Dieß gilt befonders von den Smwilhennugungen zum Feldbau, wie 
bei der Hackwald⸗ oder Haubergemwirthfchaft und dem Anbau zwiſchen 
den Reihen der Holzpflangen in den erften Sahren. 

(d) Kür die Selbfiverwaltung der Jagd in den Staatswaldungen fpricht 
Bfeil, II, 760. 


II. Anlagen zum Gewertöbetriebe. 


$. 158. 


Gebäude, Maſchinen u. a. VBorrihtungen zur Betreibung 
von Gewerföunternehmungen ſtehen nicht felten mit Landgütern 
in Verbindung und werden zugleich mit diefen verwaltet oder 
verpachtet, z. B. Bierbrauereien, Branntweinbrennereien, Ziege: 
leiten, Mahl: u. a. Mühlen u. dgl. Bei der Zerfchlagung eines 
ſolchen Inbegriff von Domänen ift ed rathfam, jene Beſtand⸗ 
theile zu verfaufen. Daffelbe gilt in der Regel von ſolchen 
Gewerköeinrichtungen, welche einzeln beftehen. Denn Gewerks⸗ 
unternehmungen eignen fich noch weniger für den Staat, als 
landwirtbfchaftliche, weil bei jenen noch mehr von dem Kunft: 
fleiße und dem Capitalaufmande bed Unternehmers abhängt, 
weil man ftetd auf Betrieböverbefjerungen bedacht ſein und 
die Veränderungen im Begehre beobachten muß und weil weni- 
gere feftftehende allgemeine Vorfchriften aufgeftelt werben koͤn⸗ 
nen, II, $. 227. Die Erfahrung beftätiget ed, daß die Regie: 
rung aus Gewerken im Verhaͤltniß zu den darauf verwendeten 
Capitalen geringen Gewinn zieht und daß ber Uebergang der 
Gewerksanlagen und Berechtigungen (a) in Privathände fo: 
wohl in finanzieller als in volkswirthſchaftlicher Hinficht Vor⸗ 
theil bringt (db). Auch die Verpachtung pflegt nicht einträglich 
zu fein, weil das Mitwerben zuverläffiger Pachtluftigen Hein 
ift und die Erhaltung der Gebäude, fowie die geforderten Neu⸗ 
bauten viel koſten (c). 


(a) Aber ohne die drüdenden Privilegien, wie fie 3. B. bei Bannmühlen 
und Brauereien vorfamen (Bannredhte). 

(6) Sehr viele Staatsfabriken find ſchon eingegangen, weil fle ſich nicht 
verlohnten. Die Porzellanfabrifen in Berlin und Sevres Ne Ba: 
ri6) arbeiten theurer als Privatfabrifen (do das Berliner Geſund⸗ 
Beitögefchtrr ausgenommen, Ferber, Beiträge x. ©. 133); f. 
Weber, Beiträge 3. Gewerbe: und Hanbelsfunde, II, 310. — Die 
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Borzellanfabrif zu Nymphenburg Eoftete 1810-25 jährlih 8717 A. 
Zuſchuß. Fuͤr die Finanzperiode 1831 — 36 wurde ein jährlicher 
Zuſchuß von 14,983 fl. gefordert, für 1837-43 ein folcher von 
11,782 }. jährlih. Die Borzellanfabrif in Meißen koſtete fruͤherhin 
jährlih über 36,000 Rthlr. Zufchuß, 1830 noch 18,650 Aiblr., 
1833 nichts mehr, 1837 war ein Meinertrag von 9000 Rthlr. im 
Ausficht geitelit, 1840-42 u. 43—45 war der angeſchlagene Reins 
ertrag 13,500 Rthlr. — Die würtemb, Glashütte Schoͤnmuͤnzach 
brachte bei der Selbfiverwaltung Schaden und ift jetzt für 2000 fl. 
verpadhtet, wovon 300 fl. Baufoften abgehen. Man beabflchtigt ihren 
Berfauf. — Die baier. Brauereien in Selbftverwaltung follten 1837 
—43 211,386 fl. roh einbringen und 187,026 fl. foften, alfo rein 
24,360 fl. abwerfen. — In Oeſterreich foll nad dem 9. für 1849 
die Wiener Borzellanfabrif bei einer Binnahme von 126,610 fl. einen 
Seinertrag von 1568 fl., die Teppichfabrif und Wollendruderei in 
Linz 1098 fi., die Schweielfäurefabrif in Nußdorf 3071 fl. geben. 
Die ehmalige große Wollentuchfabrik in Linz ift aufgehoben worden, 
weil fie neben dem erflarften Kunftfleiße der Brivatperfonen nicht 
mehr einträglidy war, und ein Theil der entlaflenen Arbeiter erhielt 
eine Unterflügung aus der Staatscafle. — In Baten find 2 Domd- 
nenbrauereien «die zu Rothhaus bei Bonndorf in Bigenverwaltung), 
einige Säge: und Mahlmühlen, Ziegelhütten ıc. Mehrere ähnliche 
Domänenflüde find fchon verfauft worden. — Medienburg Schwerin 
bezieht (A. 1949) 54,000 Rthlr. von Biegeleien (wovon 30,000 
Riblr. Koflen abgehen) und 13,900 Rihlr. von Kalfofen (3200 
Nihlr. Kofen). — Die Staatsbuchdrudereien kann man nicht nad 
ihrem @eldertrage beurtheilen, weil fle - viele amtlihe Sachen ohne 
Beraütung druden. Die vortrefflihe Staatsdruderei in Wien fuftet 
* fl. Zuſchuß, die Pariſer dagegen giebt 150,000 Fr. Ueber⸗ 


uß. 

(ce) Ein merfwürdiges Beifpiel eines Betriebes von Bewerben auf Staates 
rechnung bildet tie preußiſche Seehandlung, welde unter ans 
dern auch mehrere große Fabrikunternehmungen gemacht bat, vgl. 
ll. $. 236 (a). 


6. 154. 

Es giebt Ausnahmen, bei denen der Betrieb von Bewerten 
auf Rechnung ded Staates rathfam werden kann. 

I) Hüttenwerke (a) zur Verarbeitung der Erzeugniffe des 
Bergbaued (b) werden zwar auch häufig von Privatunterneh: 
mern errichtet, indeß ift nicht immer das hiezu erforderliche Ca⸗ 
pital und die gehörige Geſchicklichkeit bei Privatperfonen vor: 
banden, biöweilen werden dieſe ferner durch den Mangel an 
Waldbeſitz abgehalten, und ohne das Mitwerben mehrerer Unter: 
nehmer würden die in ben Staatöbergwerken gewonnenen Mi: 
neralftoffe nicht vortheilhaft abgefeßt werden können. Mehrere 
Erfahrungen beweifen, daß die Staats⸗Huͤttenwerke unter der 
keitung wifjenfchaftlich gebilbeter Verwalter der Staatöcaffe 

13* 
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Nugen bringen und als Vorbilder für den Betrieb der Einzelnen 
wirken. können. Freilich erfordern fie ein anfehnliches ftehendes 
und umlaufendes Capital, deffen Zinfen bei der Berechnung des 
reinen Ertrages mit berüdfichtigt werben müffen, eine forgfältige 
Auswahl der angeftellten Berwalter und eine gute Aufficht, die 
ſowohl auf die kunſtmaͤßige ald aufdie gewerbliche Vollkommen⸗ 
heit des Betriebes, Sparfamteit in dem Aufwande, vortheilhaften 
Erlös ıc. bedacht iſt (c); 

2) bei der Erzeugung von Kriegsbedarf, infofern die Be- 
triebfamkeit der Privaten für diefelbe nicht ſchon genügend forgt 
(1. $. 75); | 

3) bei Gewerten, die zur Pflege der bildenden oder tech: 
nifchen Kunft dienen und daher nicht allein unter den finanziellen 
Gefichtöpunct fallen. Fordern fie jedoch noch Zufchüffe, fo treten 
die allgemeinen Grundfäße für die Staatdausgaben ein, nad) 
denen man zu erwägen bat, ob folche Anftalten die Koften durch 
gemeinnügige Wirkungen belohnen (d). 


(a) 3. B. Bodwerke und Schmelzöfen, Gießereien, Friſchfeuer, Ham: 
merwerfe ıc. 

(d) Der Ertrag der Hüttenwerfe läßt fich von dem des Staatsbergbaues 
nicht leicht fcheiden, weil die in jenen verarbeiteten Erze u. a. Fofft: 
lien meiftens nicht verfauft, fontern von den Bergwerken um einen 

ewifien Preis abgegeben werden, welcher nicht der jedesmalige 
arftpreis if. 

(c) In Oeſterreich (M. für 1849) iſt der Reinertrag der Berg⸗ und 
Hüttenwerfe des Staats nur 479,000 fl. bei einem rohen @rtrage 
von 92/, MiH. fl Dazu kommen mehrere fog. montaniftifche Fabri⸗ 
fen mit 155,000 fl., von denen die Binnoberfabrif zu Idria allein 
142,000 fl. rein abwirft. — Die bater. Hütteniwerfe find 1831—36 mit 
einem Reinertrage von 38,171 fl. angefegt, ihr Grunds und Eapitals 
werth foll 11/, Mil. R. betragen, ohne die zugehörigen 6--E000 M. 
Wald. Der Reinertrag if alfo kaum 2 Proc., weßhalb der 2te Aus⸗ 
ſchuß auf allmäligen Berfauf angetragen hat. Verb. von 1831, Beit. 
XLIV, $. 366—70. 88 wurbe 1881 und 1837 befchloffen, daß der 
gene Reinertrag der Bergs und Hüttenwerfe zur Erweiterung des 

ergbaues und Hüttenwefens verwendet werben folle. SI. D. von 
1835-37 hatten. fie 1,002,046 fl. toben und 62,490 fl. reinen Er« 
trag. — Die würt. Berg: und Hüttenwerfe bradıten im D. von 
1838 — 40 einen Reinertrag von 195,033 fl. Der Anſchlag für 
1842— 44 giebt 1. D. 1,803,000 fl. rohen Ertrag, 268,000 fl. reinen 
Ertrag und bievon 200,000 fl. Ablieferung an die Gtaatscafle, ins 
dem ein Theil des Ueberſchuſſes zur Bergrößerung des Gapitales 
verwendet wird. Das ganze in dieſen Werfen enthaltene Grunde 
und Gapitalvermögen wird auf 21/, Mil. fl. gefhägt, Herdegen, 
©. 114. Am ergiebigften ift die ſchoͤne Gifengießerei zu Wafferalfins 
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gen, von der man bei einer Roheinnahme von 556,000. einen abzulie⸗ 
fernden Ueberfhuß von 103,000 fl. jährlich erwartete. Ihr Reiner: 
trag war im D. von 1835 —37 jährlih 31 Proc. des Bermögens: 
ſtammes, während die Hammerwerfe bei Freudenſtadt nur 51/, Br. 
abwarfen; f. die Berichte der Binangeommiffion in der 2. Kammer 
von 19839 u. 42 (von Deffner). Yür 184%, find nur 1,561,000 
f. rober und 110,000 fl. reiner Ertrag in Ausficht genommen. — 
Die 8 badiſchen Gifenhüttenwerfe mit 5 Hochoöfen nebf 2 Berg: 
werfen und 3 Thongruben waren für 1848 und 49 jährlich auf 
1,120,277 fl. Einnafme und 1,019,042 fl. Ausgabe angefchlagen. 
Hiervon gehen ab 1) der durcdlaufende Poſten von 311,000 fl. für 
@ifenerze, welche in Binnahme und bei den Hochöfen wieter in 
Ausgabe gefeht find; 2) 237,016 f. für Maffel-, Stabeifen ıc., 
welche ebenfo behandelt worden find, weil man jedes Werk als ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig betrachtet und ihm die von anderen Werfen empfangenen 
Berwanblungsftoffe als gefauft anrechnet. Werden alfo die Anftalten 
als ein einziges Ganzes angefehen, fo finft die Binnahme aus 
Verkauf, Berpachtung x. auf 777,000 fl., die Ausgabe auf 
676,700 fl. Der Reinertrag ift 100,000 fl. oder 13 Proc. — Für 
1849 wurde aber 1848 wegen tes Stodens in vielen Gewerbs⸗ 
unternebmungen und des gejunfenen Preifes der Bifenforten der Ans 
flag nach dem viel befchränfteren Betriebe fehr herabgefeßt, ganze 
Einnahme 451,700 fl., wovon 41,000 fl. für Gifenerze abgehen. 
Reinertrag nur 28,000 fl. Der Berinögensflamm war berechnet 
(Mitte 1840) 758,000 fl. Grundſtuͤcke, Gebäude, Mafchinen, 43,500 fl. 
Werkzeuge und Geräthe, 773,200 fl. Materialvorräthe, 207,400 fl. 
Geldvorrath und Ausftände nah Abzug der Rüdflände, zufammen 
1,782,100 fl. Das bedeutendſte Merk ıft Albbruck. 

Die Haute-lisses-Kabrif in Paris (II, $. 228.) trägt nichts ein. 
Es wird in ihr Zeichnen und Malen gelehrt, auch werden Färber 
unterrichtet. Die PBorzelanfabrif zu Sevres if mit einer Malers 
Ihule verbunden worden, ebenfo die Nymphenburger, welde zu: 
gleich in der Kunft der Glasmalerei viel geleiftet hat. 


IV. Wohngebäude. 


$. 154 a. 
Es würde fehr unzweckmaͤßig fein, Öffentliche Gebäude bloß 


ihres Miethertraged willen zu behalten oder zu erwerben, denn 
die vermietheten Wohnungen pflegen im Verhältniß zu ihrem 
Ertrage der Regierung zu viele Baukoſten zu verurfachen und 
die Kammerbeamten können ſich zur Erzielung der größten Eins 
nahme nicht fo frei bewegen, ald Privareigenthümer. Es müffen 
andere Gründe hinzukommen, um die Beibehaltung von Wohn: 
gebäuben anzuempfehlen, z. B. das Bebürfniß von Dienfl: 
wohnungen ($. 67.), oder die Schwierigkeit ded Verkaufes 
großer Gebäude und die Ungewißheit, ob dieſelben nicht Fünftig 
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wieder für die fürftliche Familie oder einen Regierungszweck 
werden benußt werden, der Zufammenhang mit anderen Staats: 
gebäudenu.dgl. Die Benugung für die Staatöcaffe geſchieht (a) 
bei den Dienftmohnungen durch einen Abzug von den Geldbes 
foldungen, entweder nach dem abgefchäßten Miethertrage, mit 
billiger Rüdficht darauf, daß der Beamte die Wohnung nicht 
frei wählen kann, oder nach einem allgemeinen Verhaͤltniß⸗ 
fage (b), bei den übrigen Wohnungen durch Wermiethung 
aus ber Hand, nach den an jedem Orte beftehenden mittleren 
Miethpreifen (c). 


(a) Wehrer, Kam. Dom. Admin. S. 22. Hoffmann, ©. 35. 

(d) Baden: Die Dienfiwohnung wird zu 10 Proc. der Befoldung an: 
gefchlagen , doch ift dem Beamten geftattet, den Beweis zu führen, 
daß der Miethertrag feiner Wohnung geringer if. 

(c) In einigen Staaten bringen auch die zu den Domänen gehörenden, 
um Trinfen und Baden benugten Mineralquellen und die bei den⸗ 
lben errichteten Gebäude eine anſehnliche Binnahme, welde man 
jedoch großentheild wieder zu neuen Bauten und Verſchoͤnerungen 
zu verwenden pflegt. 


V, Werbendes beweglihed Bermögen. 


§. 155. [165.] 

Wenige Regierungen befigen ein fo großes bemegliches 
Vermögen, daß dafjelbe weder in den zu ben Domänen ge: 
hörenden, noch in den auf Regalien beruhenden Gewerben auf 
Staatörechnung eine einträglihe Anwendung fände und auf 
Binfen ausgelichen werden könnte (a), in den meiften Staaten 
find vielmehr noch anfehnlihe Schuldzinfen an die Staats: 
gläubiger zu entrichten (b). Iſt ein bereitd angefammelted be: 
wegliches Staatövermögen vorhanden, oder ift daffelbe fogar 
ſchon ausgeliehen, fo Fann der Fortbezug der Zinfen feinem Be: 
denken unterliegen, ed wäre denn, Daß man eine andere, durch 
große gemeinnügige Wirkung unfehlbar ſich belohnende und 
für Die Uebernahme von Seiten der Staatögewalt wohl paffende 
Anwendungdart, 3. B. den Bau von Land: und Wafferftraßen, 
Eifenbahnen, Urbarmarhungen u. dgl. vorziehen müßte Iſt 
dieß nicht der Fall, jo werden die Gapitale am beften im Lande 
gegen gehoͤrige hypothekariſche Sicherheit ausgeliehen, wobei es 
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dienlich ift, zugleich auf die Unterflüßung von productiven Unter: 
nebmungen oder von Gefälablöfungen Rüdficht zu nehmen (c). 
Anleihen ind Ausland find fowohl wegen ber geringeren Sicher⸗ 
heit ald wegen der Verminderung bed inländifchen Capitals 
minder angemeffen (d). Auch zur Auöftattung einer gut ein- 
gerichteten Zettelbanf find die Summen mit Vortheil zu vers 
wenden (e). Neues Sammeln von Gapitalen kann nicht ge: 
rathen werden, f. $. 464. 


(a) 9. Smith, B. V. Gap. 2. Abichn. 1. — v. Jakob, I, 5.48. — 

De — Zuͤrich hat im Durchſchnitt von 1816 — 25 jaͤhrlich 
800 Fr. Zinſen eingenommen; 1826 waren fie 91,117 Fr., für 

1637 find 87,498 Sr. angegeben. Im 3. 1634 war vie Einnahme 
von Binfen ausgeliehener Capitale 182,000 Fr., nebft 108,000 Fr. 
Zins von noch außftehenden Rauffcillingen und Abtöfungefummen 
1840 wurden die ausflehenden Korterungen auf 9,882,000 Fr. an⸗ 
gegeben, obne 1,900,000 Fr. Pirundfond. — Binseinnahme tim Gans 
ton Luzern 1846 52,000 Fr., Aargau 1846 267,520 Fr., Waadt 
1847 32,000 $r., "Kreibur 1546 9. 63,750 Fr., Solothurn 184°/, 
59,289 Fr., Zug 1844, ß. 3771 Br., Appenzell Auf. 181%, R. 
5992 fl. x. Sn Bern beliefen ſich die angele ten Gapitale nebft ben 
in bie nn verwendeten 1,277,500 Fr. zu Ende 1829 
auf 7,71 avon Waren 4,850,600 Fr. in auswärtigen 
Gtaatöpapieren geleat Bericht über die Stantsverw. ꝛc., Beil. 
©. 108. Die auswärtigen Forderungen wurden 1835 nach den ba: 
maligen Gurfen zu 7,496,300 Fr. angefhlagen. Der Zinsertrag aus 
ihnen war im D. von 1832-39 337,200 Fr. Im Inlande waren 
1839 698,360 Fr. angelegt, meiftene zu 4 Proc, mit aungefäht 
23,000 Kr. Binsertrag athy in Rau, Archiv, IV, 
waren noch 466,852 Fr. Zinseinnahme angenommen. Bis zum 
Jahr 1849 iſt das ganze ausgelichene Bermögen von Bern a 
worden. — In Kurheſſen ift 1831 vertra gemäßig das 30 
betragende bewegliche Bermögen des Kurfürften, da ed zum Theile 
aus Landesmitteln erworben war, zwifchen dem kurfürſtlichen Haufe 
und dem Staate gleichmäßig getheilt worten. Im N. für 1849 find 
459,640 Rthlr. Zinfen enthalten. 

(6) Auch die mit Schulden belafteten Staaten haben zwar häufig noch 
ausflehende Forderungen (activa), deren Zinsertrag aber zur Vers 
zinfung der Pafſiven verwendet wird und tie ter S puldvermaltung 
Oimortifationscafe) „poewiefen find. 

() Er. Moltke, Hieher gehören die Crediteaſſen in meh: 
reren Landein, 8 die erforderlichen Sidſummen zum heile aus 
den Ablöfungen ber Domanialgefälle herfließen, |. I, $. 60. (c). 

(d) z. 8. St. Petereburg, Bern, f. I 317. 

() Smith a. a. D. gegen das Verfahren von Bern. 








2. Abtheilung. 
Einkünfte aus dinglichen Rechten. 





$. 156. [155.] 


Viele europäifche Regierungen find aus früheren Zeiten her 
noch im Befige beträchtlicher Einkünfte aus Srundgefällen 
geblieben (a), welche größtentheild ehemald mit Kammergütern 
in Verbindung fanden, aber auch nad) ber Veräußerung der» 
felben beibehalten wurden. Sie ftehen unter denfelben rechts 
lichen Berhältniffen, wie jene ($. 90) und werden von den Do: 
mänenämtern mit verwaltet. Die hieher gehörigen Einnahmen, 
ald Zehnten, Handlöhne, Gilten und Grundzinfe verfchiebener 
Art find privatrechtlicher Natur; fie werden vom Staate in Der 
Eigenfchaft eines Gutöheren bezogen, ftehen in gleicher Weife 
vielen Privatperfonen zu und find in den verfchiedenen Landes« 
theilen von fehr ungleihem Betrage. Unläugbar hat eine Ab: 
gabe, die in einem Theile der Grundrente befteht, für den Be: 
rechtigten den Vorzug der Einfachheit und Sicherheit, weil ihr 
Maaß feftfteht und der Landbau den wenigften Erfchütterungen 
ausgeſetzt ift, wozu noch bei einem Theile der Gefälle die Aus: 
ficht auf einen fleigenden Betrag fommt. Dagegen haben die 
meiften diefer Einkünfte in der veränderlichen Größe, der unbe: 
quemen Entrichtungsart und der Hemmung bes Fortfchreitend 
im Landbau Nachtheile für die belafteten Eigenthümer, (II, 
$. 52.), zugleich ift für die Regierung bie fehr ungleiche Größe 
der Einnahme von Jahr zu Jahr unvortheilhaft (d), bei manchen 
Gefällen ift zugleich die Erhebung foftfpielig. Daher muß man 
nicht allein Diejegige Erhebungsweife fparfam einrichten, fondern 
auch die Umwandlung diefer Leiftungen in einfache Grundzinfe 
befördern und die gänzliche Ablöfung derfelben erleichtern. 


(a) Baiern. Nah dem Dubget für 1832—34 war die Ginnahme Aus 
Grundgefällen im D. 5,277,400 fl. rein, die Koſten 40 Proc., Laften 
9,4 Proc. In Baden find die Srundgefälle neuerlich durch den 
Fortgang der Ablöfungen fehr vermindert worden. Die lehenbaren, 
zins⸗ und fallpflichtigen Güter trugen i. 3. 1°33 u. 3L(R.) i. D. 
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74,736. fl. ein, der 9. für 1849 if nur noch 20,512 fl. Der Rohertrag 
des Zehnten war im D. 1833—36 vor der Ablöfung, 1,002,841 fl. 
— Württemberg bat no fehr viele Naturalgefälle. Nach dem 
4. 1845 — 47 war die Binnahme aus Zehnten 1,475,648 f., aus 
Lehen⸗ und Zinsgütern 593,712 fl., die Koſten und Abgänge bei 
jenen 43,621 fl., bei dieſen 12,455 fl. Bon dem Meinertrage von 
2,013,284 fl. müflen aber noch viele allgemeine Koften abgerechnet 
werden, indem die Ausgaben für Raturalvorräthe (34,502 fl.) größ⸗ 
tentheile durch diefe Sefälle veranlaßt werden. Bei der Menge der 
eingehenden Rohſtoffe hängt die Geldeinnahme fehr won den jedes: 
maligen Hruchtpreifen ab. — Auch mehrere Schweizercantone hatten 
bisher erbeblihe Einnahmen diefer Art, 3. B. Bern im N. für 1846 
315,878 Fr. von Zehnten und Lehngefällen, Neuenburg 105,000 Liv. 
(‚u40 Kr.), Zürih 1815—25 i. D. 198,750 Fr. oder fafl !/, der 
Einnahme. — Nargau A. 1548 62,250 Fr. 

(d) In Baiern war der Durchfhnittsertrag in 19 Sahren von 1519—37 
9,211,626 fl., min. 3,894,223 fl. im 3. 1825, max. 6,954,775 fi. 
im 3. 1831, alfo resp. 74 und 125 Proc. des Durchſchnittes. 


&. 157. 


Für die Verwaltung der Grundgefälle in ihrer biöherigen 
Beichaffenheit gelten folgende Regeln: 

1) Man muß für die Erhaltung der landesherrlichen Ge: 
rechtfame forgen, indem man genaue VBerzeichniffe und Be: 
fhreibungen berfelben zu Stande bringt, jede verfuchte Schmaͤ⸗ 
lerung beobachtet und verhindert und den Anfall der nicht: 
jährlich eintretenden Leiftungen, 3. B. des Handlohns, zur 
Anzeige bringen läßt. 

2) Die Gefälle müflen von den Pflichtigen nachdruͤcklich 
eingeforbert werden, um fo wenig ald moͤglich Rüdftände zu 
laffen, entfchiebene temporäre Zahlungdunfähigkeit ausgenom: 
men (a). Bei ber Entrihtung von Naturalabgaben darf man 
nur fehlerfreie Gegenftände, namentlich trodenes, geſundes und 
reines Getreide, annehmen (b). 

3) Die Vorraͤthe diefer Art werden in wohlverwahrten und 
trodenen Magazinen untergebracht (c). Zu ihrer zweckmaͤßigen 
Behandlung (Umftechen ıc.), fo wie zur Empfangnahme und 
Ablieferung, werden verpflichtete, fichere Unterbediente (Kaſten⸗ 
vögte, Mitterer) angeftellt, welche ebenfo wie Die Verwalter ein 
Tagebuch über Zugang und Abgabe von Borräthen führen (d). 
Es muß hiebei auch der unvermeidliche Verluſt beachtet werben, 
welchen dad Eintrodnen, dad Ungeziefer u. dgl. verurfachen. 
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Nah den gemachten Erfahrungen pflegt man gefeglich aus: 
zufprechen, welche Größe diefes Abganges den Beamten nach: 
gefehen werden folle Ce); allein dieß darf nicht fo gemißdeutet 
werben, als bürften biefelben in allen Faͤllen ben beflimmten 
Betrag von Procenten zurüdbehalten, vielmehr müffen die 
Borräthe alljährlich nachgemeffen (geftürzt) werben. 

4) Die entbehrlichen Vorraͤthe werben in zwedimäßig ge: 
wählten Zeitpuncten verfleigert, mit der Rüdfiht auf die Zah: 
lungsfaͤhigkeit der Mitbietenden. 


(a) Bad. Erecut. Ordn. vom 13. Dec. 1827, Berorbnungsblatt der Dom. 
Berw. Nr. 26. Die Lifte der Neflanten wird durch den Ortsvorſtand 
den Zahlpflichtigen zur Anerkennung vorgelegt; wer dann nad 14 
Tagen nicht bezahlt und auch die Drohung des Pfaͤndens nidıt bes 

achtet, wird 3 Tage nachher dem Amtserequenten angezeigt ıc. 

(6) Unreine Frucht wird auf Koften der Ueberbringer gereinigt und das 
Fehlende venfelben abgefordert. Uebrigens läßt fi) nicht verhindern, 
dag das Zinsgetreide ſtets etwas ſchlechter iſt und niedriger verfauft 
wird, als das von den Landwirthen ſelbſt zu Markt gebrachte, etwa 
um 7— 10 Proc. v. Flotow, $. 71. 

(c) Wehrer, Kameraldomänenadmin. S. 138. Hoffmann, Dom. 
Verwaltung in Würtemb. ©. 121. 

(d) Sie enthalten eine gedruckte Infteurtion. Beilpiel einer ſolchen in 
Mofers Sammlung würtemb. Winanzgefepe, III, 528. 

(e) Balern: jährlich 2/0 des Roggens, !/ ded Habers. Baden: glatte 
Frucht !/so, rauhe Ya, Heu Yıo, Stroh! / 4. Würtemberg: neue 
Frucht 3, alte 1 Proc. — Ueber Kornmagazine f. II, $. 138. 


$. 158. 


Um die Koften und Berlufte, weldge mit der Aufbewahrung 
von Getreide, Wein und anderen Erzeugniffen ded Landbaues 
verfnüpft find, zu erfparen, iſt es rathſam, ſtatt der Naturalgefälle 
den Marktpreis entrichten zu lafien, wobei die Borrathögebäude 
entbehrlich werden und auch die Verwaltungsgefchäfte fich fehr 
vereinfachen. Es ift jedoch befjer, noch weiter zu gehen, und mit 
ber Umwandlung der zu dem Domanialeinfommen gehörenden 
veränberlichen Gefälle in einen Grundzins den berechtigten Pri- 
vatperfonen voranzugehen, II, 8. 57. Hiezu iſt die forgfältige 
Ausmittlung des vieljährigen Durchfchnittöbetrages der Ges 
fälle und die Beſtimmung eines Abzuges für die Erhebungs- 
koſten erforderlih. Der Grundzins wird entweder feſt in Geld 
angefest, oder einigermaßen nach den Sahreöpreifen eingerichtet 
(II, $. 98. 50.), und defien Abkauf geftattet (a); auch Fann bie 


Regierung, bei der Menge der Gefälle und ber leichten Belegen: 
heit, jede eingehende Zahlung verzinslich anzulegen, eine Abtra⸗ 
gung Durch Zeitrenten zulaffen, I, 8. 60. 


(e) Ueber die Ablöfungsvorfchriften in Baden und Birtemberg ſ. d. a. 
Schriften von Wehrer und Hoffmann. Die badiſchen Domanial⸗ 
Grundzinſe und Gilten find nach dem Gef. v. 5. Dit. 1820 durch 
Auftündigung der Regierung abgelöfl worten, wobei der Bflichtige 
je nach der Größe der Abgabe und unentgeldlihen oder entgeldlichen 
Ablieferung das B—16fache bezahlt. Kündigt der Pflichtige, fo bes 
ablt er 18 fach. Bei dem Freikauf (Allodificirung) von Lehngütern 
ommt es auf die Bedingungen der Bererbung und tie Nabe des 
Heimfalle an, Wehrer, ©. 49 


$. 159. 


Unter den Grundgefällen des Staates verdient der Zehnte 
eine befonders forgfältige Behandlung, weil er in manchen Län- 
dern einen beträchtlichen Theil der ganzen Staatseinnahme lie: 
ferte. Die gewöhnlichen Arten find 
I) Zehnten von Gewäcdfen, und zwar 

a) großer oder Getreidezehnte, 

b) Fleiner, Schmal⸗ oder Brachzehnte von anderen 

Feldfruͤchten, 3. B. Klee, Kartoffeln ıc. 

c) Obſt- und Weinzehnte, 

d) Deuzehnte, nicht fo Häufig ald Die anderen Arten; 
2) Blutzehnte von jungem Vieh. Diefer ift ber Iäfligfle und 
feine Umwandlung oder. Ablöfung iſt am erflen bewirkt worden. 

Der heutige Zehnte trägt in den deutſchen Staaten (b) un: 
verkennbar bad Gepräge einer privatrechtlichen Abgabe (II, $. 
66), weil er nach einer unveränberlichen (c), aber in den ver: 
Ihtedenen Gegenden eined Landes ungleichförmigen Regel erho: 
ben wird und die Berechtigungen bald ein Theil des Kammer: 
gute, bald im Beſitze der Kirche oder einzelner Staatsbuͤrger 
find, überdieß bie Zehntrechte einen Gegenfland ded Verkehres 
bilden. So lange der Domänenzehnte nicht umgewandelt wird, 
bet man zuvoͤrderſt durch eine genaue Zehntbefchreibung dafür 
zu forgen, Daß der Umfang und die Befchaffenheit des Zehnt: 
rechtes außer Zweifel gefebt und gegen jede Beeinträchtigung 
gefüchert werbe, 8. 156, 1. Was die Erhebung betrifft, fo hat 
man zwifchen folgenden Arten zu wählen: 
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1) der Zehnte wird als folcher von ben Zehntpflichtigen ent: 
richtet und entweder 
a) auf Rechnung der Domänencaffe eingezogen ($. 159), 

oder 
b) verpachtet £$. 160.); 

2) die Zehntentrihtung wirb durch eine auöbebungene Ab: 
findungdfumme erfeßt ($. 161.). 

(a) Regenauer, Ueber die Berwaltung der landesherrliden Zehnten, 
Karler. 1829. — Ueber den Betrag der 3. in Würtemberg ſ. $. 155 
(a). Das Zehntrecht des Staats erftredit fih über 1,107,800 Mor: 

en Ader (44 Proc. alles Aderlandes), 76,008 M. Wieſen (9,° 
Broe.) und 50,700 M. Weinberge (#2 Proc. des ganzen Wein⸗ 
landes). In Baden fchreitet die Ablöfung des 3. raid fort. Bon 
den 1518 Domanial: 3. waren zu Ende 1846 ſchon 1501 abgelöft 
für ein Capital von 17,400,000 fl., von fämmtlichen 5778 3. im 
Lande waren noch 1701 unabgelöft. 

(d) In Griechenland ift der 3. eine Grundſteuer. 

(c) Ausgenommen die Befugniß der Regierung, den 3. auf Ländereien, 
die neu oder von neuem angebaut werben tollen, eine Zeit lang für 
ruhend zu erflären, Bad. Landr. Art. 710 ca. 


$. 160. 

Die eigene Einziehung auf Rechnung ded Staats ift 
mühfam und Boftfpielig (a), man fucht fie deßhalb zu vermeiden 
und orbnet fie nur ausnahmsweiſe in folchen Zällen an, wo eine 
gleich vortheilhafte Webereintunft mit der Gemeinde oder den 
Pachtluſtigen nicht zu Stande fam. Hiebei ift hauptfächlich Fol⸗ 
gendes zu beobadhten: | 

a) Die Weinlefe darf nicht zu beliebiger Zeit, fondern nur 
an den nach vorgängiger Beſichtigung durch obrigkeitlichen 
Beſchluß für jeden Theil einer Ortsgemarkung beflimmten 
Tagen vorgenommen werben. Die Erntezeit der anderen Ge: 
wäcfe muß man freilich den Bandwirthen freiftellen. 

b) Es wird eine hinreichende Anzahl verpflichteter Auf: 
feber (3. Infpectoren), welche die zur Hand gehenden Zehntr 
knechte, Fuhrleute ıc. unter ſich haben, aufgeftellt; 

c) Diefe zeichnen die erhobenen Quantitäten auf und 
forgen dafür, daß der Antheil des Staats nicht gefchmälert 
werde, z. B. durch Ungleichheit der Garben (b), früberes 
Schneiden einzelner Srundflüde, Abgabe des Zehntweins vom 
zweiten Ablauf (c) u. dgl. 


d) Auch beim Einfahren in die Scheunen oder Keller, beim 
Drefhen und Keltern muß forgfaltige Aufficht gehalten 
und müffen Regifter geführt werden, um alle Unterfchleife 
zu verhüten (d). 

(a) Beim Weinzehnten find die Koften, zumal in fchlechten Jahren, am 
größten. Ohnehin muß immer der Zehntwein wegen der Mengung 
verfchiedener Traubenforten von ſchlechterer Beichaffenheit fein, ale 
der von den ®rundeigenthiimern gewonnene. 

Das Hinüberzählen von einem Ader auf den andern des nämlichen 
Gigenthümers ift verboten im bad. Landredht, Art. 710 cq. (auege: 
nommen wo das Herfommen dafür if, DB. v. 28. Juni 1828); es 
fol vielmehr von 9 und mehr Garben eine halbe, von wenigeren 
nichts gegeben werden. In Würtemberg if das Sinüberzählen auf 
in rn eines Gigenthümers befohlen, Zehntordnung v. 27. Suni 

‚ BP. 0 
(c) Nämlih da, wo ber Zehnte erſt nach dem Keltern, nicht fchon von 

den Trauben oder von dem Traubenbrei entrichtet wird. 
(d) Shemals bediente man ſich der Kerbhölger. 

§. 161. 

Für die Zehntverpachtung gelten nachftehende Regeln: 

1) Aus rein finanziellen Gründen würde fie vorteilhafter 
nur auf ein einziges Jahr gefchloffen (a), doch macht die 
Abficht, einer gänzlichen Umwandlung leichter Eingang zu 
verichaffen, das Gegentheil rathfam. " 

2) Man nimmt fie im erften Falle erft im Laufe des 
Sommers vor, nachdem man eine Befichtigung der zehnt: 
baren Ländereien und eine Abfchäbung des muthmaßlichen 
Ernteertraged durch Sachverftändige veranflaltet hat. 

3) Den Pachtluſtigen werden die Bedingungen vorgelegt, 
welche ſich beziehen 
a) auf die Einrichtungsart des bei ben Fruchtzehnten in 

Körnern feflgefebten Pachtzinfed, namentlich auf die Be: 

flimmung ded Marktpreiſes, nach welchem jener in Geld 

abzuführen ift (6), 

b) auf die bei Unfällen zu bewilligenden Nachläffe, 

c) auf die vorbehaltene Genehmigung einer höheren Finanz: 
behoͤrde; indeß ift ed den Pachtluftigen annehmlicher, wenn 
die unteren Beamten befugt find, folche Angebote, die eine 
gewiſſe Grenze erreichen, fogleich unbedingt zu genehmigen, 

d) Sodann wird die Verfleigerung abgehalten. 


(b 


— 


(a) Beil in biefem Falle weniger Ungewißheit über die Brgiebigfeit ber 
Ernte fattfindet, Megenauer, ©. 23. In Würtemberg if 
neuerlich die mehrjährige Verpachtung Regel, f. Soffmann, ©. 


(d) Baden: Am 1. Sept. wird ben Pachtern eröffnet, welchen Theil des 

Bad infes die Megierung in natura bedarf. Der Ref wird nad 

ittelpreife der 4 nächflen Wintermonate in Geld angeiept, 

oh mit Abzügen von S—10 Brocent na der vu gröbeuen € oder ge: 
ringeren @ntfernung vom Marktorte. B 22. 


$. 162, 

Die temporäre Abfindung mit der zehntpflichtigen Gemeinde 
oder mit der Gefammtheit der Zehntpflichtigen in ihr ift feine 
wahre Verpachtung, weil der Zehnte nicht wirklich eingezogen, 
fondern die Abfindungsfumme unter den Mitgliedern der Ge- 
noffenfchaft nach ihrer Wahl umgelegt oder fonft von ihnen auf: 
gebracht wird. Dieſes Mittel iſt ald eine Vorbereitung zur 
gänzlichen Umwandlung des Zehnten nüglich und verdient bei 
gleicher Einträglichkeit für die Staatscaffe der Verpachtung vor⸗ 
gezogen zu werden. Man kann daffelbe auch auf mehrere Jahre 
hinaus erftreden, nad) Maßgabe einer Durchſchnittsberech⸗ 
nung (a). Man muß zu diefem Behufe ein genaues Wer: 
zeichniß der zehntpflichtigen Ländereien jeder Art zu Grunde 
legen. Die Summe wird bei Dem Getreibezehnten in Früchten 
bedungen und in biefen oder in Geld nach den Warktpreifen 
abgeführt. Da fie fi) auf ausgebrofchene Körmer bezieht, 
fo müffen zwar die Ablöfenden die Koften bed Drefchens 
übernehmen, aber fie behalten dafür dad zur Vermehrung 
der Düngeftoffe nuͤtzliche Stroh. 

(a) In Württemberg meiftene fogar auf 27 Jahre. Daher hat man bie 

m gehnten gehörigen Scheunen und Kelten fchon verfauft. Her: 

$. 168, 

Die in dem Weſen ded Zehnten, als einer Abgabe von dem 
Rohertrage, liegende Erfchwerung landwirthfchaftlicher Verbeſ⸗ 
ferungen, fo wie. die Koften, Verluſte und Störungen bei ber 
Erhebung machen, wenn die Zunft im Landbau und die Einficht 
ber Landwirthe einen gewiflen Grab erreicht haben, eine Ab: 
fhaffung diefer Abgabe wünfchendwerth, 11, $.66—68. Waͤh⸗ 
rend die berechtigten Privatperfonen nicht zum Aufgeben des 
3. gezwungen werben dürfen, wenn ihnen nicht der ganze Erfag 
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für den bisherigen Reinertrag deffelben dargeboten wird, koͤnnte 
der Staat bei den Domänen:3. fi) mit einer unvollftändigen 
Entfhädigung begnügen, um jene wohlthätige Maßregel zu ers 
leichtern. Aber wenn gleich die Wichtigkeit des Zweckes ein fol: 
ches Opfer rechtfertigen koͤnnte, fo ift doch dieſes Verfahren er: 
heblichen Bedenken ausgeſetzt. Es fiele nämlich bann leicht eine 
unverdiente Gehäffigkeit auf die übrigen Zehntherren, die einen 
ſolchen Verluſt nicht erleiden Fönnen, weil fie nicht, wie ber 
Staat in den Steuern, ein Erfaßmittel dafür in ihrer Gewalt 
haben (II, 8.61), auch iſt ed unbillig, wenn der eine Theil der 
Zebntpflichtigen fich von der Zehntlaft leichter befreien kann ald der 
andere. Sol zur Befeitigung des Behnten ein Beitrag von ber 
Sefammtheit der Staatöbürger, d.i. aus ber Staatöcaffe, geleiftet 
werben, fo ifteö gerecht, ihn gleichmäßig allen Behnten zuzuwen⸗ 
den. Daß der Staat einen Theil des Ablöfungsbetrages zufchießen 
folle (a), läßt fich nicht mit zureichendem Grunde aud der urfprüng: 
lihen Steuernatur ded Zehnten als nothwendig darthun (b), weil 
biefe keineswegs allgemein anzunehmen ift (c) und fich jeden- - 
falls feit Jahrhunderten verloren hat. Der 3. enthält keine Un: 
gerechtigkeit in.fich, denn die zehntbaren Ländereien werben ver: 
haͤltnißmaͤßig wohlfeiler erfauft, auch wird bie Abfchaffung des 
3. nicht durch jened Mittel bedingt (d), doch gibt dafjelbe eine 
Erleichterung und Befchleunigung und es laffen jich Gründe 
der Bolköwirthfchaftöpflege (LI, 8. 61. Nr. 5.), und der Staats⸗ 
Mugheit dafür angeben (e). Die Umwandlung und Ablöfung 
ber Privatzehnten gelangt da, wo ein folcher Staatszufchuß 
gegeben wird, unter die Aufficht der Finanzbehörden, weil diefe 
zu prüfen haben, ob die Abfaufsfumme dem Geſetze gemäß aus⸗ 
gemittelt worden fei (f). 


(a) Der Staatsbeitrag fann in doppelter Weife angelegt werden, 1) ale 
eine Quote des Ablöfungscapitals, 3. B. !/, defielben, 2) ale der 
Mehrbetrag defien, was der Zehntherr zu fordern bat, über bie 
ſchuldige Leiftung des Zehntpflichtigen, 3. B. das 20 u. 18fache. 

(d) Rab von Rotted follten die Staatszehnten unentgeldlich aufgehos 
hoben, Privatzehntberren mit dem IOfachen des Reinertrages und im 
Kalle eines ermweislichen privatrechtlichen Titels mit dem 15fachen 
abgefunden werden, wozu der Zehntpflichtige das 5fache, das Hebrige 
der Staat zuzuſchießen hätte. Berhandl. der bad. 2. Kam. 1831, 

eil. I, 25. Bol, v. Aretin u. v. Rottecks Staater. d. conſtit. 





Monarch. II, 272. 276. — Nach dem Antrage der Maforität der 

Sehnteommiffion in der 2. Kammer follte der Berechtigte, und alfo 

auch die Domänencafle, das 15fache erhalten, wovon das Bfache dem 

Pflichtigen zur Laſt fiele; der Staat ſchoͤſſe bei ten Brivatzebnten 

das G6fache zu. Die Minorität wollte dem Zehntpflichtigen das 

13fache des reinen Srirages auflegen und ben Zuſchuß der Staate: 
caffe für die Privatberechtigten auf das Sfache beſchränken. Die 

Kammer felbft fprach fidh 1831 dafür aus, daß der Berechtigte das 

15fache erhalte und der Pflichtige hievon %/, zahle. 

:(c) 1, $. 66 und die dort (a) angef. Schriften v. Zadhariä, Birn= 
baum, v. Babo und Rau. Krönde, Ueber Aufhebung ıc. 
S. 49, ferner vergl. Möfer, Patriot. Phantaf. IV, Rr. 67. — 
Lang, Hiflor. Eniwickl. der teutſchen Steuerverfaflung. ©. 38. — 
Mittermaier, Brundf. des deutfchen Priv.R. $. 181. 

(d) Binen Beweis liefert namentlih das Großh. Heſſen, Geſetz v. 15. 
Aug. 1816, in Goldmann, Geſetzgebung bes Brot. Heflen in 
Beziehung auf Befreiung des Brunbeigenthums sc. 1831, ©. 207. 
Ueber die Wirkungen biefes Gefepes |. Goldmann, ©. 65. Die 
fiscalifhen 3. waren ſchon bis zum A. San. 1831 in 320 von 604 
Gemarkungen ganz, in anderen vorläufig theilmeife umgewanbelt 
worden. Auch in Naffau Hat die Sehntablöfung einen guten Forts 
gang, und zwar durch freie Vereinbarung der Betheiligten. In 
Sachſen, Hannover und Weimar (Gef. v. 18. Mai 1848) findet 
ebenfall® Umwandlung oder Ablöfung ohne Staatsbeitrag flatt. 

(e) Dahin gehört z. B. der Bindrud des in Frankreich 1789 gegebenen 
Beifpield und die Verfchlimmerung in der Lage des Bauernflandes 
feit dem Mittelalter durch die Beſteuerung. — In Baden if, nad 
den in (a) erzählten Vorgängen, im SZehntgefeße vom 25. Nov, 
1833 der fehr beträchtliche Staatszufhuß von '/, der Nblöfunges 
fumme feftgefeßt worden, der überdieß bie zur beendigten Ablöfung 
jedes Zehntrechtes oder wenigftens bis zum 1. San. 1844, vom. San. 
1834 an, mit Zwifchenzinfen zu 4 Proc. verzirifet wird. Am J. Jan. 1849 
waren nur no 5 Domanialzehntrechte nicht abgelöft. Die hieraus ent⸗ 
fpringente Vermehrung der Staatsfchuld wird zu 9,900,000 fl. bes 
rechnet (f. Bericht des ſtaͤndiſchen Ausichuffes vom 8. Dec. 1840 von 
Speyerer). Die Laft, die für die übrigen Staatsbürger aus 
jenem großen Staatsbeitrage entfleht, mintert fi darum, weil die 
Behntpkichtigen felbft zu den Steuern beitragen, alfo ungefähr 2/, 
der Nusgaben tragen, beiläufig von 20 auf 12 Bror. des Capitals. 
Die Verhandlungen der beiden Kammern von 1833 bilden eine aus⸗ 
führliche Grläuterung des Zehntgeſetzes, doch wurde der Zweifel an 
der Bwechmäßigfeit jener großen Staantsausgabe am wenigſten beadhe 
tet. — Ueberblid des Gegenflandes in dem Bortrage von Rau, 
Protok. der 1. K. 1, 255. — Auffäge von Log und Regenauer 
in Rau, Archiv II, 1, Heft. — Bogelmann, Die 3..Ablöfung 
im Gr. Baden, Karlsr. 1838. — Die Regierung von Bern hat in 
den letzten Jahren das ganze Zehntablöfungscapital an ber Stelle 
ber Zehntpflichtigen beftritten ! 

(f) In Baden iſt zur Leitung des Ablöfungsgefchäftes eine eigene Behnt- 
feetion in der Hofbomänenfammer errichtet worden. 


§. 168. 
Die beiden Schritte, welche zur gaͤnzlichen Befeitigung ber 
Zehntpflicht gefchehen können, find 
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1) die Umwandlung bed 3. in eine dem Reinertrag deffel: 
ben entfprechende Rente (Zehntfirirung), auf Verlangen der 
Zehntpflichtigen, d. b. der Mehrzahl in jeder Gemeinde. Das 
hiebei einzufchlagende Verfahren ift II, 8. 70. angegeben wor: 
ben. Die Rechnungen der Domänenverwaltungen enthalten 
hinreichenden Stoff, um den rohen und reinen Ertrag des 3. in 
der zur Ausmittlung ded Durchfchnittd gewählten Jahresreihe 
zu erforfchen, wobei auch zu berüdfichtigen ifl, daß die Zehnt⸗ 
ſcheunen und Keltergebäude verkauft werden Pönnen (a). Bleibt 
die an die Stelle ded 3. tretende Rente einftweilen ſtehen, fo if 
es rathſam, fie bei dem Getreidezehnten nicht in einer feften 
Geldſumme auszudrüden, weil diefe nicht blos unter dem Ein- 
fluffe der Veränderungen in den Preifen der edlen Metalle fteht, 
fondern auch in wohlfeilen Jahren fchwer aufgebracht wird (b). 
Eine in Getreide angefebte und entweder in Körnern oder nach 
dem Marktpreife zu entrichtende Rente (c) vermeidet zwar dies 
fen Rachtheil, wird aber dagegen in theuren Jahren den Pflich: 
tigen ſehr befchwerlich, und dieſes Uebel kann nur auf eine um: 
ſtaͤndliche Weiſe durch Nachläfje gehoben werden (d). Zwifchen 
beiden Methoden bietet fich ein Mittelweg dar, indem man zwar 
die Rente in Getreide anfebt, aber nur einen Theil derfelben 
nah dem Marktpreife des Jahrs, einen andern Theil nach 
einem langjährigen Durchfchnittöpreife bezahlen läßt, II, 8.59. 
Iſt die Rente fogleich zur Ablöfung beftimmt, fo reicht bie 
Ausmittlung in einem Geldbetrage hin. 

2) Der Abkauf durch eine Geldfumme. Da diefe Durch 
den Befit des erforderlichen Capitald bedingt wird, fo ift fie 
nicht fo leicht auszuführen, ald die Umwandlung. Es iſt daher 
bienlicy, beide Schritte von einander zu trennen, mit der Um: 
wanblung anzufangen, jedoch fogleich die Regel für die Ab: 
(fung aufzuftellen, fo Daß diefe beliebig von den Zehntpflichtigen 
vorgenommen werben kann. Won dem Ablöfungscapitale.wirb 
an den Laften entfprechender Theil ausgefchieden und denen 
übergeben, welche diefe Laften Fünftig zu übernehmen haben (e). 
Die Ablöfung gefhieht am leichteften, wenn ben Bene 


Rau, pol. Oekon. 3te Hudg. II. 
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tigen das Ablöfungdcapital vorgefchoffen und deffen Zilgung 
durch eine Beitrente geftattet wird (f). 


(a) Im Er. Heflen follen nach $. 4 des ang. Geſetzes drei von der Hof: 
fammer, der Gemeinde und dem Juſtizamte ernannte Sadıverfländige 
die Schägung vornehmen. Indeß zeigte ſich, daß die vorläufigen 
Durchſchnittsberechnungen ber Oberfinanztammer völliges Zutrauen 
gewannen und die Beſtellung ter Sadverfläntigen allmälig nicht 
mehr verlangt wurde. Goldmann, S. 67. — Sundeshagen 
(Beitbedürfnifle, 1. Heft. 1833. &. 15) macht auf ein neh nicht 
benugtes Hülfsmittel zur Schägung aufmerkſam, nämlich den Preis⸗ 
unterfhieb des belafteten und des laftfreien Landes; nur müßte bie 
bei auf Gleichfoͤrmigkeit der verglichenen Ländereien nach Boden, 
Lage ıc. genau geachtet werden. — In Baden find viele Ablöfungen 
von ärarifchen 3. auf den Grund der von den Domänenverwaltuns 

en aufgeflellten Ertragsberechnungen abgeſchloſſen und es ift nur 
—* von dem umſtaͤndlichen gerichtlichen Verfahren Gebrauch ge⸗ 
macht worden. Zwei Inſtructionen der Hof⸗Dom. K. vom 10. Juni 
1835 für die Domaͤnenbeamten. 

(6) Den Weinzehnten in eine Weinrente umzuwandeln, verbietet die 
verſchiedene Beſchaffenheit des Weines von Jahr zu Jahr. Es bleibt 
daher nur eine Geldrente übrig, auch tritt hier eine Erleichterung 
zufolge der großen Adminiſtrationskoſten ein, weßhalb die dem Rein⸗ 
ertrage gleichkommende Wente ziemlich gering ausfällt. In Zeiten 
wiederholter Fehljahre kann eine theilweife Stundung der Geldrente 
nothwendig werben. 

(c) Angef. Sr. Hefl. V. ! 12. — Baier. B. über die Umwandlung 
der Sehnten x. des Staates vom 8. Febr. 1825, 8.4. — Res 
genauer, a.a. S. 55. — In Baiern waren von den 8503 Ge⸗ 
marfungen — in denen der Staat B. bat, zu Ende 1841 in 7994, 
Ende 1845 in 8112 die 3. vollftändig umgewandelt („firirt*). 

(d) Regenauer, ©. 68. — Baier. B. $. 11. — Bine Milderung 
liegt freilih au darin, daß die Zehntrente wegen des Abzugs für 
Koften und Berlufte geringer ausfällt, als der Zehnte ſelbſt. Im 
Br. Heſſen haben fih nah Krönde (Ueber Aufhebung x. S. 10) 
die Renten nur zu 45 Proc. des ZehntsBruttoertrages geſtellt! 

(e) ©. Il, $. 70, Nr. 4. — Die Baulaften bildeten die Hauptſchwierig⸗ 
feit bei der bad. gehntabtöfung. Adrefſe beider Kammern in dieſem 
Betreff, veranlagt dur die Motion von Bogelmann, im Jahr 
1840, f. Gommiffionsberibt in d. 1. 8. Bell. 150 (von Rau). 
Verordn. dv. 25. März 1841. 

(f) S. 11, $.60.— Die bad. Zehntfchuldentilgungscafle leiht den zehnt⸗ 
pflihtigen Gemeinden das Capital gegen einen Sins und Tilgebes 
trag. Sie hatte am legten Juni 1846 2,532,597 fl. Capital bei 
denfelben ausfiehen; mande Gemeinden madten ſich zu einer jährs 
lien Abtragung von '/,, "/, Yo Hıa 3. des Gapitals enbeitbig. 
©. Ausihußberiht v. 8. Dec. 1840 (von Ray) in d. Verhandl. 
d. 2. 8. v. 1841, I, 56. 


$. 165. 


Die zu den Kammergütern gehörenden Weiderechte auf 
Privatländereien werden gewöhnlich) durch Verpachtung benußt. 
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Die Nachtheile folcher Rechte für den Landbau und die aus der 
Ausübung der Weidegerechtigkeit herrührenden Streitigkeiten 
(1, $. 72 ff.) werden fehr gemindert, wenn die weidepflichtige 
Gemeinde felbft ald Pachterin auftritt, fie mag nun auf ihre 
Rechnung eine Schäferei halten oder die Weide ganz ruhen laf: 
fen. Es ift daher zweckmaͤßig, folche Pachtverträge mit den Ge: 
meinden zu Stande zu bringen, zugleich aber die dauernde Um: 
wandlung in feſte Grundzinfe, nach dem biöherigen Durch: 
fpnittöertrage, zu begünfligen (a). 


(a) Großh. He. Gef. zur Umwandlung ber Recall. Schaafweiderechte 
vom 21. Mai 1817, Goldmann, ©. 82. 222. — Ueber die Do: 
manial: Weiderechte in Baden f. Weyrer, * * 


14* 
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1. Abſchnitt. 
Einkünfte aus Hohheitsrechten. 


1. Hauptſtuͤck. 
Von den nutzbaren Hohheitsrechten im Allgemeinen. 


$. 166. 

Der Ausdruck Re gal iſt im deutſchen Staatsrechte auf ver⸗ 
ſchiedene Weiſe gefaßt worden (a). Fruͤherhin wurden oͤfters 
ſaͤmmtliche Rechte der Staatsgewalt mit dieſem Namen be⸗ 
zeichnet, wobei man ſich aber genoͤthigt ſah, die im Weſen des 
Staats begruͤndeten, nothwendigen Hohheitsrechte als regalia 
majora von denjenigen zu unterſcheiden, welche nur in einzelnen 
Laͤndern zufolge eines beſonderen thatſachlichen Grundes be⸗ 
ſtehen und ſich auf die Benutzung gewiſſer Einnahmsquellen 
beziehen. Dieſe ſogenannten nutzbaren oder Finanzre⸗ 
galien (jura utilia ſisci, regalia minora) tragen heutiges 
Tages den Namen Regalien vorzugsweiſe. Sie entſtanden 
im deutſchen Reiche und in den einzelnen deutſchen Gebieten 
aus mancherlei Veranlaſſungen (b), vermehrten ſich mit der 
Befeſtigung der Landeshohheit und erſtreckten ſich, jenachdem 
die landesherrliche Gewalt ſtaͤrker oder ſchwaͤcher war, in den 
verſchiedenen Laͤndern mehr oder weniger weit. Der Umſtand, 
daß ſie zu den Kammereinkuͤnften gezaͤhlt wurden und daher 
der Einwirkung der Landſtaͤnde entzogen waren, trug bei, fie be: 
liebt zu machen. Was aber auch immer das pofitive Staats⸗ 
recht unter die Regalien rechnen mag, die Finanzwiflenfchaft 
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it ohne Zweifel befugt, für Diefe Gattung von Einkünften 
einen wirthfchaftlichen Begriff aufzuftellen, den fie aus einer 
Eintheilung aller Staatö:-Einnahmen ableitet. Da man die 
Regalien ſowohl dem Eigenthumsrechte des Staates an wer: 
benden Bermögenstheilen, ald dem Rechte, Auflagen zu for: 
dern, entgegengeftelt hat, fo liegt das Eigenthümliche der: 
felben in der Benutzung einer Erwerböquelle, welche die Re: 
sierung vermöge eined Vorrechted betreibt ($. 85), daher find 
ſolche Berechtigungen zu Einkünften, welche dieſes Merkmal 
nicht an fich tragen, aus der Reihe der Regalien auszufchließen, 
3. B. dad fogenannte Zollregal. 


(a) Beſtimmung Friedrichs I. auf dem Reichstage in den roncalifchen 
Feldern im 3. 1159, was Regalien feien, d. i. Faiferliche Gerecht⸗ 
fame, welche andere Perſonen nur durch Belehnung erlangen fonnten. 
II. Feudor. 56. v. Raumer, Hohenftaufen. IV.B. 3. 9. u. IX. 
Bub B. Nr. IV, 4. — Hoͤchſt abweichende Vorſtellungen der älte- 
ren Publicifien. Regalia vero, quae sint, vix definiri poterit, 
ſchrieb Klock, De aerario, ©. %3 d. 2. Ausg. — Matthaeus de 
Afflictis nahm 125, Chassaneus 208, Petrus Antonius 
de Petra aber 413 Regalien an! Ebend. S. 107. Bol. Bergius, 
Magazin, Art. Regal, VII, 242. — Klüber, Deffentl. Recht des 
eu zumtes, 6.9. — Schmitthenner, Allg. Staatsrecht, 


©. 271. . 
(6) Mittermaier, Privatrecht, 1, $. 202. 
$. 167. 


Zur Benubung eined Regaled werben zwar Capitale und 
meiſtens auch Srundflücde zu Hülfe genommen, wie bei dem 
einfachen Privaterwerbe der Regierung, aber ed kommt eine 
gefeßliche Beſchraͤnkung des Mitwerbend der Bürger hinzu, 
woburch Die Regierung in der Betreibung eined Erwerbs: 
gefchäfts in Vortheil gefebt wird. Der reine Ertrag eines fol: 
hen Regales kann folglich beſtehen: 

1) aus denjenigen Einkünften, welche die Regierung auch bei 
freiem Betriebe beziehen kann, nämlich der Capital: und 
Srundrente und einigem Gemwerböverdienfte, der jedoch 

-nicht erheblich ifl, weil der Staat die Verwalter befolden 

muß und biefe nicht fo eifrig, wie Unternehmer auf eigene 
Rechnung, zu wirken pflegen ; 
2) aud einem Monopolgewinne zufolge einer fünftlichen Ber: 
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theuerung der gewerbömäßig zum Berkaufe: gebrachten 
Leiftungen. 

Diefer zweite Beftandtheil ded Regal⸗Einkommens fällt bei 
folhen Hohheitörechten hinweg, die dad Mitwerben des In⸗ 
oder Auslandes nicht ausfchliegen und ſich nur darin dußern, 
daß die Regierung ein Gewerbe ba betreiben darf, wo fie nicht 
durch ein Eigenthumsrecht, namentlidy von Grundſtuͤcken, da: 
zu befugt ift. Bei anderen Regalien könnte man den Mone- 
polgewinn ohne jenen Gewerböertrag der Staatöcaffe zuzumen: 
den verfuchen, wenn man den Gewerböbetrieb den Einzelnen 
überließe und dafür eine Abgabe in der Form einer Steuer 
forderte. Der Monopolgewinn kommt feiner Wirkung nad) 
mit einer Steuer überein und kann darum nicht ohne Ruͤckſicht 
auf die allgemeinen Grundfäge der Beſteuerung richtig beur: 
theilt werden; er unterfcheidet fich aber von dem Steuerertrage 
durch feine Berfhmelzung mit einem- Gewerbdeinfommen. 
Steuern werden den Bürgern abgeforbert, der Regalgewinn 
dagegen wird von ben Gewerböanftalten bed Staates im Preife 
der verfauften Waaren oder Leiftungen mit bezogen. Sein 
Eingehen ift Daher auch ficherer als der Ertrag einer Steuer. 
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Die Regalität darf fich nicht über viele Gewerbe ausbreiten, 
fonft wuͤrde die Betriebjamkeit des Volkes vernichtet. Einzelne 
Unternehmer vermögen gewoͤhnlich aus einem Gewerbe größere 
Einnahmen zu ziehen und die Koften fparfamer einzurichten, 
als die Regierung; fie erzielen daher bei gleichen Umftänden 
einen reichlicheren Ertrag. Wenn alfo auch der aus einem ge: 
wiffen Regale erwachſende Monopolgewinn ald Steuer be: 
trachtet unſchaͤdlich wäre, was bei manchen Regalien nicht Der 
Fall iſt, fo bliebe doch der Nachtheil einer koftbareren und minder 
ausgedehnten Production. Hiezu kommt in vielen Faͤllen noch 
ber Drud ber Zwangsmaaßregeln, die man zu Hülfe nehmen 
muß, um das läftige Mitwerben von Privaten zu verhindern (a). 
Wie fich Die Gemwerböthätigfeit eines Volkes ausbildet und er- 
weitert, fo muß aus diefen Gründen derfelben ein freierer Spiel 
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raum eröffnet werben, und dieß zieht nothwendig eine Ber: 
ringerung bed durdy Regalien erhaltenen Einkommens nach fich. 
Die Errichtung neuer Regalien würde in den Gewerben, welche 
ſich ſchon in den Händen der Bürger befinden, nicht ohne Be: 
drüdung derſelben audführbar fein, auch wurden die meiften Re: 
galien in folchen Erwerböwegen gegründet, die noch von Nie- 
mand oder Doch nur in geringem Umfange benußt worben waren. 
(a) Drud der Regalien, zu denen viele der wichtigften Gewerbe gezogen 
worden find, in Aegypten unter dem Bicefönig Mehmed Ali. er 
3. B. Baumwolle, Reis, Indigo, Seide, Zuder, Salz sc. erzeugt, 
muß es gegen beflimmte Taren an den Staat abgeben, der mit vies 
len Opfern ein fünftlihes Fabrikenſyſtem gefchaffen hat. Bis 1526 
bat dafjelbe fhon 7 Mil. fl. gekoſtet. Die Landleute erhalten fehr 
oft ihre Lieferungen nicht zu rechter Zeit baar bezahlt, |. v. Bro: 
keſch, Brinnerungen, II, 124. 192. 201. — Gin merkwuͤrdiges Beis 
fpiel weit getriebener Zwangsmaaßregeln bietet das brafilifche Dia- 
mantenregal bar. 14772 übernahm die portugiefliche Regierung die 
Berwaltung der Diamantenwäfchereien felbfl. Der Diamantenbezirk 
(demarcacao diamantina) von Tejuco wurde einem, in allen Res 
gierungsangelegenheiten unumfchränften General = Intendanten uns 
tergeben, der den @intritt in den Bezirk nur auf motivirte Bitt- 
fhriften und auf beflimmte Zeit geflattete. Der Bezirk wurde von 
Bahtpoften umgeben, felbft die Ginwohner durften nidt ohne 
ſchriftliche Crlaubniß des Intendanten die Gränze überfchreiten und 
beim Austritte wurde man auf das Strengſte vifitirt. Dieb Hat 
neuerlich, bei der Verpachtung jener Wäfchereien, wieder aufgehört. 
v. Spir u. v. Martius, Neife in Brafilien, II, 429. 433 ff. — 
Läfiges Regal der GSetreideeinfuhr, des Mahlens und Badens im 
Fuürſtenthum Monaco bis 1841. 
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Die Beibehaltung eines Regales kann nur gerechtfertiget 
werden: 

I) aus finanziellen Gründen, a) wenn ein Gewerbe aus: 
nahmsweiſe von der Regierung eben fo gut ald von Privat: 
unternehmern betrieben werden kann, was etwa von dem Bor: 
bandenfein Fundiger und thätiger Verwalter, von der geringeren 
Kenntniß der Betrieböregeln unter den Bürgern, von dem Be⸗ 
fine koftfpieliger ftehender Einrichtungen, von der Größe ber 
Unternehmung u. dgl. herrühren koͤnnte. In ſolchen Umftänden 
treten aber mit ber Zeit auch biömweilen Aenderungen ein; 
b) wenn das aus einem Regale entfpringende Monopoleinkom⸗ 
men den Erforberniffen einer guten Steuer entipricht, d. h. nicht 


216 


den nöthigften Lebensunterhalt fchmälert und die Mohlhabenden 

ungefähr im Verhaͤltniß ihres größeren Einkommens ftärker 

trifft. Hiebei bleibt aber noch der Zweifel, ob die Regierung 
fi) deghalb auch mit dem Gewerböbetriebe befaflen muß; 

2) aud anderen Gründen, wenn die Freigebung eines Ge⸗ 
werbes von irgend einer Seite dad allgemeine Wohl gefährben 
würde (a). 

(a) Diefen Grund hat man früßer zu leichthin angenommen. Denn 
wenn auch eine gemeinnüßige Thätigfeit der Regierung, wie bei ber 
Sorge für den Bergbau, vorhanden ift, fo muß doch erſt dargethan 
werden, daß das Regal mit derfelben in nothiwendiger Verbindung 


fieht und der naͤmliche Zwed nicht durch Auffichtsmanßregeln zu er: 
reichen fein würde. 


g. 170. 


Diefelben Gründe, welche die Beibehaltung eined Regales 
empfehlen, müflen auch die Regeln zur Benutzung deffelben 
darbieten. 

Zu l,a($.169.). Man darf der Privatbetriebfamkeit die 
Gelegenheit nicht verfchließen, fich fpäterhin in folchen 
Zweigen zu verfuchen, die vielleicht in früheren Perioden 
nicht für fie paßten. Wo daher nur Diefer erſte Grund 
der Regalität flattfindet, da ift der allmälige Uebergang 
eined regalifirten Gewerbszweiges in Privathände eher 
zu befördern als zu verhindern. 

Zu 1, b. Die künftliche Preiserhöhung zu Gunften der 
Staatdcafje darf nicht fo weit gehen, daß fie den Ver: 
brauch einer Waare für nothwendige Zwede hinderte, 
auch follte man darnach fireben, eine folche Einnahme, 
wenn man fich überhaupt für fie entfchieden hat, ohne 
die läfligen Formen ber Regalität durch eine Beſteuerung 
aufzubringen. 

Zu 2). Die Beſchraͤnkungen des Gewerbfleißed der Bürger 
follten ſich nicht weiter erſtrecken als es die Rüdfichten 
ber Polizei, Volkswirthſchaftspflege u. dgl. gebieten, wie 
bei den Poften und Rotterieen. Was mit diefen Rüdfich- 
ten nicht genau verbunden ift, Tann freigegeben werben, 


—— — — 
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$. 171. 

Die Regalien, dad Vermaͤchtniß einer Zeit, in welcher man 
die Staatdeinkünfte ohne den Hinblid auf die ganze Volks: 
wirtbfchaft nur nach. fißcalifchen Betrachtungen einrichtete, wer: 
den großentheild nach und nach aus dem Finanzwefen ver: 
ſchwinden und man wird Mittel finden, die gemeinnüßige Seite 
berfelben in eine Sorgfalt und Aufficht umzuwandeln, die dem 
Unternehmungsgeiſte ber Bürger fein Hemmniß mehr entgegen: 
ſtellt. Diefe Umänderung, wie jede bedeutende Verbefferung, 
kann jedoch nicht plöglich bemwerkftelligt werben und bei einigen 
Regalien fcheint fie noch ziemlich ſchwierig und entfernt zu fein. 
In einem gegebenen Zeitpuncte kann ſchon die Schwierigkeit 
einer Steuererhöhung die Beibehaltung eines Regald empfeh- 
len, wenn man gleich deſſen Mängel einfieht. Die Aufgebung 
eined vom Staate betriebenen Erwerbszweiges febt auch vor: 
aus, daß man die in denfelben verwendeten Gapitale, flehende, 
wie umlaufende, von den neuen Privatunternehmern erflattet 
oder verzinfet erhalten koͤnne. — Die Gegenflände der Res 
galien find: 

I) Erdarbeiten; Bergbau, Zörberung des Steinfalzes 
und der Salzfoole, Sammlung von Salpetererde, Gold⸗ 
waͤſcherei, Jagd, Fiſcherei u. dgl. 

2) Gewerksarbeiten; Salz: und Salpeterſieden, Muͤnz⸗ 
praͤgung, Tabaksbereitung ıc. 

3) Handelsgeſchaͤfte; Salzhandel ıc. 

4) Dienſtgeſchaͤfte, welche unmittelbaren perſoͤnlichen 
Nutzen oder Vergnuͤgen bereiten; Fortſchaffungsgewerbe 
(Poſt, Eiſenbahnbetrieb), Lotterie. 
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2. Hauptftüd. 
Das Bergwerksregal. 


— — — — — — 


$. 172.. 


Das Bergwerks- (Berg) Regal (a) ift die Be: 
fugniß der Regierung, aus der bergmännifchen Gewinnung von 
Mineralien eine Einnahme zu beziehen, es fei nun durch eigene 
Betreibung, oder durch Abgaben von Privatbergwerten. Ber: 
ſchieden hievon ift Die Berghohheit, d. h. die Befugniß der 
Regierung, aus Gründen der Volkswirthſchaftspflege und Po: 
lizei den gefammten Bergbau einer Oberaufficht zu unterwerfen. 
Diefe beiden ihrem Zwecke nach durchaus verfchiedenen Rechte 
wurden im bdeutfchen Staatörechte ehemals mit einander ver: 
mengt, der finanzielle Sefichtöpunct wurde mehr hervorgehoben 
ald der volföwirthfchaftliche und polizeiliche, und der Inbegriff 
aller den Bergbau betreffenden Regierungsrechte wurde oft 
mit dem Namen Bergwerksregal im weiteren Sinne be 
zeichnet. In früheren Zeiten, ald der Bergbau einträglicher 
war (b) und große Privatunternehmungen nicht fo leicht zu 
Stande kamen und gelangen, ald heut zu Tage, waren die 
Regierungen eifriger darauf bedacht, die Benugung der Mine: 
ralfchäße an fich zu ziehen (c). Hiezu ergab fich eine Gelegen⸗ 
heit, weil dad Recht zum Bergbau, wenn berfelbe überhaupt . 
gedeihen fol, nicht jedem Grundeigenthümer innerhalb feiner 
Graͤnzen zuftehen darf, fondern von der Regierung ertheilt 
werden muß (II, $. 36.), die es alfo auch fich felbft vorbehalten 
Fann. Nach dem deutfchen Bergrechte hat aber jeder Finder 
einer Lagerflätte den Anſpruch darauf, daß er mit der Erlaub: 
niß zur Eröffnung ded Baues belehnt werde, und diefe fogen. 
Sreierktlärung bed Bergbaued (II, $. 37.) hat viele Pri- 
vatunternehmungen hervorgerufen, fo daß der Staat fein aus: 
ſchließendes Betriebörecht hat. Dennoch kann man die vor: 


219 


handenen Staatöbergwerfe nicht lediglich als Wirkungen des 
Domänenbefiges erklären (d), weil fie zum Theile auf Privat: 
ländereien angelegt find und alfo ein Vorzugsrecht der Regie⸗ 
rung voraudfeßten (e). Diefed befteht auch noch jegt infoferne, 
ald die Regierung in ſolchen Fällen, wo fein Privatmann ge: 
(dürft (d. h. mit obrigfeitlicher Erlaubnig nach Mineralien 
gegraben) und gemuthet (d. h. Belehnung mit dem Rechte 
zum Bergbau gefucht) hat, befugt fein würde, einen neuen 
Bau auf eigene Rechnung zu beginnen. In Anjehung der: 
jenigen Mineralfioffe, auf welche fich die Berggeſetzgebung be: 
zieht, findet zwifchen den einzelnen Staaten eine Berfchieden: 
heit Statt (N. Dem erwähnten Zwecke nach follte dad Er- 
fordernig eines Funftmäßigen Grubenbaues entjcheiden. Die 
finanzielle Betrachtung dieſes Hohheitörechtes muß fich jomohl 
auf den Staatöbergbau ald auf die Abgaben von dem Privat: 
bergbau erftreden. 


(a) Ueber den älteren Stand diefer Lehre f. Bergius, Neues B. und 
Kam. Magaz. 1, 229 ff. und v. Gancrin, Berg: Kameral: und 
Bergpolizeiwifl. 1781; — Ueber die neueren Anfichten vergl. v. Ja⸗ 
fob, 1, $.277 ff. 8.344 ff. — 8op, Il, 156. — Fulda, S. 118. 
— v. Malchus, 1,53. — Mittermaier, Privatrecht $. 241 ff. 


Biele Lagerflätten find jest erfchöpft oder müflen doch mit mehr 
Koften in größerer Tiefe gebaut werben, bie Holzpreife und der Ar- 
beitslchn And geftiegen, auch bewirken die beſſeren Straßen ein 
Rärkeres Mitwerben der Erzeugniſſe verfchiedener Länder, — Im 
baier. Fichtelgebirge waren vor Alters viele Boldfeifens (Waſch⸗) 
werfe, weil die an den tieferen Stellen angeſchwemmte Erde (wie 
in Galifornien) viele Golttheile enthielt, Die man nur auszumachen 
brauchte. Dieß erwähnt fhon Dttfried im P. Jahrh., ſ. Fiſcher, 
Geſch. d. t. Handels, I, 121. 2. Ausg. Erſt als dieſe leichte Ge⸗ 
winnungsart ihr Ende erreichte, begann ter bergmännifche Betrieb, 
aber anfaͤnglich fo nadlälfig, daß man jpäterhin dreimal nad ein- 
ander das früher als unnüg Weggeworfene (taubes Geftein, 
Halden) auswufh (ausfuttete), f. Dürrfhmid, Belcreib. 
von Goldkronach, ©. 118. 137. 


(c) Bei dem viel höheren Breife ter edlen Metalle im Alterthume, ten 
niedrigen Getreitepreifen und ber Anwendung von Etaatsfflaven 
fonnten tie Bergiverfe große Sewinnfte geben und zur Macht ter 
Staaten bebeutend beitragen. Der Reichthum des Krölus iſt von 
den Goldwälchen am Tmolus ab;uleiten, jo wie die den Lydiern zu: 
efchriebene Erfindung tes Ausmünzens der edlen Metalle. ie 
Eildergruben von Laurion und die thrazifchen Goldbergwerke was 
ten für Athen wichtig Auch die macebonifchen Könige und die Gar: 
thager zogen große Summen aus dem Bergbau. In Athen waren 


(b 


Sr 





(4) 


(e) 


(N) 


die meiften Bergwerke in Erbpacht gegeben, für 1/, des Rohertra⸗ 
ges, und die Erhebung diefer Abgabe wurde wieder verpacdhtet, Doch 
fam auch der Betrieb auf Staatsredhnung vor. Boͤckh, Staatsh. 
1, 332, Heynier, Grees. ©. 304. Im römifchen Reiche waren 
anfänglich die Bergwerke in den Händen der Grundeigentgümer, von 
denen eine Abgabe erhoben wurde. In den Provinzen feinen je⸗ 
body bald verpachtete Staatsbergwerke hinzugekommen zu fein. Die 
Silbergruben von Nova Carthago in Spanien brachten große Summen 
ein. ie Kaiſer riffen nach und nadı viele Bergwerfe an ſich, wie 
. B. Tiberius fie mehreren Stätten entzogg. Sueton, Tiber. 
ap. 48. Die Stuben in Italien durften in fpäterer Zeit nicht 
mehr bearbeitet werden, wie ſchon früher in den Bolpbergwerfen von 
Bereelli nicht mehr als 5000 Arbeiter erlaubt waren, und in dem 
eroberten Macedonien mußte der Bau auf Silber und Gold einges 
fellt werden. Sparte man für die Zukunft, oder fürdtete man 
Holgmangel, oder fheute man eine PBreiserniedrigung der edlen Metalle, 
oder den Reichthum der Unternehmer? Bol. Burmann, De vec- 
tigal. pop. Rom. Cap. 6. S. 77. — Hegewiſch, ©. 73. — Boſſe, 
I, 185. -- Sinclair, History of the public. rev. Ill, Append. 
©. 10. — In Deutihland gehörten die Mineralien ebenfalls lange 
Zeit zum Grundeigenthume, allmälig fuchten aber die Kaifer die 
Negalität durchzuſeßen, wovon befonders unter Heinrich IV. deutliche 
Beweiſe vorfommen. Die goldene Bulle überließ den Kurfürften 
das Bergwerksregal. (Tit. 9. $. 1), andere Neihsftände erwarben 
es durch einzelne Gonceffionen oder ftillfchweigende Duldung ihrer 
Ausübung Bol. Hüllmann, Binanzgefh. S. 60. Mitter- 
maiera. a. O. 
v. Malhus und Hoffmann (Würt. Dom.) tragen diefen Ges 
genftand bei der Lehre von den Domänen vor, v. Jakob Handelt 
ihn ſowohl in diefer ale bei den Regalien ab. 
Freiesleben (Der Staat und der Bergbau, herausg. von Bülau, 
2. A. 1839) beſtreitet das Borhandentein eines Bergwerksregales, 
welches er mit der Freierflärung für unvereinbar hält. 
Bergius a. a. O. 8.6.7. — Klüber, Def. R. F. 361. 62. — 
Mittermaier, $. 244. — In Großbritanien nur Gold und Sils 
ber. In anderen Ländern find alle metalliichen Foſſilien (@rze) 
Gegenftand des Megals, auch Steinkohlen gemeiniglib, Marmor, 
Porzellantbon sc. Hier und da. Da man übrigens nur wenige 
Foſſilien kennt, die feine Metalloryde enthalten, fo muß der Begriff 
von Erz auf ſolche Mineralien beſchraͤnkt werden, aus denen fidy 


ein Metall leicht und auf belohnende Weile ausscheiden läßt. 


$. 173. 
In den meiften Staaten theilen ſich der Staat, Actienge: 


ſellſchaften (Gewerkſchaften) und Einzelne GEigenleh⸗ 
ner) in den Betrieb des Bergbaues. Die neueren Unter: 
nebmungen befinden fi gewöhnlich in Privathänden, und in 
manchen Ländern alle Bergwerke (a). Die Staatöbergwerke 

haben in früherer Zeit ald Worbilder eines geordneten kunſt⸗ 
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mäßigen Betriebes und als Pflanzſchulen geſchickter Werkmeiſter 
ſehr gute Dienſte geleiſtet, ſind aber in dieſer Hinſicht jetzt 
weniger nothwendig. Viele Privatbergwerke werden gut ver⸗ 
waltet. Die Regierung kann durch die Aufſicht ihrer Bergbe⸗ 
amten wenigftend ſolche Fehlgriffe verhuͤten, von denen bie 
Sicherheit oder die Fortdauer eines Grubenbaues gefaͤhrdet 
wird, Il, 8.38. Es iſt deßhalb in volkswirthſchaftlicher Hin⸗ 
ſicht unbedenklich, die Eroͤffnung neuer Bergwerke dem Er⸗ 
werbseifer der Bürger zu uͤberlaſſen. Zeigt ſich unter ven Be⸗ 
dingungen, welche die Regierung für unerläßlich hält, Feine 
Neigung bei den Privaten, ein Werk zu eröffnen, fo ift dann 
erfi zu überlegen, ob dieß von Seiten des Staated mit geringe: 
rer Schwierigkeit und befjeren Audfichten gefchehen könne. So 
lange die Capitale eines Landes vortheilhaftere Anwendungen 
finden, ift es zwar nicht zu bedauern, baß fie dem Bergbaue 
noch nicht zufließen, und es braucht in diefer Hinficht Dem na: 
türlichen Entwidiungsgange der Gewerbſamkeit nicht vorge: 
griffen zu werden (b), doch ift auch zu bedenken, daß bisweilen 
Borurtbeile oder Unkunde die Privaten abhalten, und dann ein 
wohl gelungenes Beifpiel gute Dienfte leiftet, fo wie auch unter 
manchen Umftänden ein neues Werk am leichteften von der Ne: 
gierung in Gang gebracht werben Fann, 8. 177. Dieß gilt 
insbefondere von großen Entwäflerungöftollen (Erbflollen) und 
Bafferleitungen, II, $. 42. 


(a) Frankreich, Großbritanien; dagegen aber find in Rußland, Defter: 
reich, Preußen, Spanien, Schweden und Norwegen ıc. viele Staates 
bergwerfe. Baden und Würteinberg befigen nur einige, mit den 
Gifenhütten in Berbindung fiehende Bifengruben, Belgien nur die 
Steinfohlengruben von Kerfraede, die gegen 280,000 Fr. tragen, 
und einige Fleinere Werke. 

(6) vo. Jatob, I, 243, 265. 


$. 174. 


Die Staatöbergwerke werfen im Ganzen, ungeachtet ein: 
zelne ziemlich ergiebig fein mögen, in den meiften Ländern 
einen geringen Reinertrag ab, ſowohl im Berhältniß zur ganzen 
Staatdeinnahme, ald zum angewendeten Gapitale (a). Die 
Urſachen hievon liegen theild in ben allgemeinen Verhaͤltniſſen 





des Bergbaues, ber in ſtark bevoͤlkerten Ländern mit der Zeit 
feine Einträglichkeit verliert, ($. 172. und I, $.351.), theils 
in einigen dem Betriebe durch die Regierung eigenthümlichen 
Umftänden, naͤmlich 1) den größeren Koften des ſowohl zur 
Berwaltung einzelner Werke ald zur höheren Leitung beftellten 
Perſonals, welches freilich auch zur Beauffichtigung der Privat: 
bergwerke nüsliche Dienfte leiftet; 2) der Verfuchung zu uns 
nöthigen Bauten, zur Anftelung unzwedmäßiger Verſuche und 
zu ähnlichen unwirtbfchaftlichen Maaßregeln, welche in einer 
_ Privatunternehmung forgfältiger vermieden werden; 3) ber 
Meinung, daß man aus volköwirthichaftlidhen Gründen auch 
einen mit Verluſt (Zubuße) verbundenen Grubenbau fort: 
fegen müfle. 


(a) Die beträchtlichen Bergwerke bes ehemaligen Königreihs Weſtfalen 
trugen in I2jährigem Durchſchnitt jährlich roh 9,,29,100 Fr., rein 
1,259,311 Fr. oder 12,92 Procent der rohen Cinnahme. Unter den 
Ausgaben nehmen die Koften des Grubenbaues und ber Erzfoͤrde⸗ 
rung 41,5 ®Broc., die Aufbereitung und Schmelzung (Hüttenarbeit) 
28,66 Proc., die Beſoldung ber Beamten 8,23 Proc. andere Ausga⸗ 
ben (Transport, Debit, Gebäude, Waflerleitungen ıc.) 8,55 Proc. 
hinweg; v. Malchus Fin. I, 85. Im Bergleih mit dem großen, 
in den Gruben: und Taggebäuden und den Maſchinen ftedenden 
Capitale wird fi jener Reinertrag als ziemlich gering darfielen. — 
Die bannoverfchen Harzbergwerfe trugen jährlid nur folgende in 
die Staatscaffe fließende Ueberſchüſſe: 31,250 Rthlr. Kom. i. D. 
1793—1806 im Sanzen, 16,450 Rthlr. Gonv. i. D. 1514—30 von 
der Berghandlung und vom Gommunions oder Unterharz zu */, (nach 
Abzug der Forfteinfünfte), 13,480 Nihir. in derfelben Zeit von den 
Eifenhütten. Der Anfchlag für 1839 war 45,000 Thle. In Sachfen 
find für 1837—34.1.D. 21,900 Rthir., für 1842-45 143,900 Rthlr. 
angenommen. Hiezu tragen aber das Blaufarbenwerf Oberfihlema 
und die Privatbergwerke bei. — Kür Defterreich berechnet Czoͤr⸗ 
nig (Statift. Tafeln) den Reinertrag des Aerarialbergbaues im J. 
1842 auf 800,000, im 3. 1643 auf 1,398,000 fl. Das ganze og. 
Montanificum (mit den Abgaben von Brivatwerfen, 1549 auf 
875,000 fl. rein angefchlagen, von Epringer auf 400,000 fl. ger 

ſchaͤtzt, Statift. I, 186), einſchließlich der Hüttenwerfe trug rein 1346 

236,000 fl. R., — 1847 1,353,000 #. R., — 1549 1,160,000 1.9. 

Im letzteren 9. find Ungarn und Giebenbürgen nicht begriffen. 

Der ungarifche Staatsbergbau brachte 2842 an 59,000 fl. Zubuße, 

1843 312,000 fl. Ausbeute, der tirolifche in beiden Jahren Zubuße, 

88,000 u. 40,000 fl. — In Rußland follen die Bergwerke über 

8 Mil. fl. eintragen (Schubert). — Wegen ber genauen Bers 

bindung mit den Hüttenwerfen ($. 155) laäͤßt fich ſchwer ausmitteln, 

wie viel der Bergbau für fich allein erträgt. 


$. 175. 
Der legtgenannte Umſtand bebarf einer näheren Beleuch⸗ 
tung. Wenn ein Bergwerk dem Staate die Koften des Be: 
triebed nicht mehr ganz vergütet, fo ift ed gleichgültig, ob die 
Zubuße aus der Ausbeute anderer Bergwerke oder aus anderen 
Staatseinkünften beftritten wird. Die übliche Einrichtung, daß 
die Dauptbergcafle die Zubußgruben im Baue erhält und nur 
die Weberfchüfle des ganzen Betriebed an die Staatöcaffe ab» 
liefert, aͤndert in der Sache nichts, und es verhält fich hiemit 
wie mit einem Landwirthe, der aus dem Neinertrage feiner befs 
feren Felder die Koften zum Anbau der fchlechten -beftreitet und 
deßhalb ungeachtet des größeren rohen boch einen Eleineren 
Reinertrag übrig behält. Ein folher Zuſchuß ift wie eine andere 
Staatsausgabe zu betrachten und kann nur gerechtfertigt wer: 
den, wenn er eine gemeinnuͤtzige Wirkung hat. Ehemalß ver: 
leitete die Ueberfchäßung der edlen Metalle zu dem Irrthume, 
die Gewinnung derfelben auch mit Zubuße noch für nüßlich zu 
halten, weil man die dabei verzehrten Güter für minder werth: 
vol erachtete (a), eine Vorftelung, die Feiner Berichtigung 
mehr bedarf. Wie Gold und Silber, fo können auch andere 
leicht zu verfendende Gegenftände des Bergbaued in der Regel 
leicht vom Auslande bezogen werben, wenn fie dort wohlfeiler 
erzeugt werben. Die Regierung hat alfo, feltenere Fälle aus⸗ 
genommen (II, $. 208.), keine Verpflichtung, einen mit Auf: 
opferungen verbundenen Bergbau aus der Ruͤckſicht auf 

feine Erzeugniffe fortzufegen. 


(c) v. Juſti und Delius glaubten, Gold: und Silberbergwerke müß⸗ 
ten auch gebaut werden, wenn fie Zufchuß often. „Die darauf ger 
wendeten Koſten bleiben im Lande und ernähren eine Menge Men 
fhen. Das Land hingegen wird allemal um fo viel xeicher, al® 
Gold und Silber mit diefem vermeintlichen Berluf aus der Erbe ger 
graben werden.’ v. Juſti, Staatew. I, 246. 


$. 176. 
Es find jedoch bei dem Verlaffen von Zubußgruben noch 
andere Umflände zu erwägen: 1) Wenn bie Arbeiten aufhören, 


fo geht das in die Grubengebäube (Stollen, Streden, Schachte, 
Giſenke), Mafchinen, Wafferleitungen, Teiche, Damme u. dgl. 
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verwendete Gapital mit Ausnahme weniger heraudzunehmenden 
Stüde verloren, und ſchon eine längere Unterbrechung ift fo 
nachtheilig, daß man beim Wiederbeginnen große Koften auf: 
wenden muß, 11,8. 34. So lange alfo noch Hoffnung auf 
größere Ergiebigkeit bleibt, z. B. durch das Auffinden reicherer 
Lagerftätten, durch dad Heranwachſen flärkerer Holzbeflände, 
durch Entdedung von Steinkohlen, Anwendung neuer Kunft: 
mittel, Aenderung in den Preifen, Entwäfferungdmittel u. dgl., 
fo läßt fich der Fortbau bei bloßem Erſatze der Betriebskoſten, 
ja felbft mit einiger Zubuße, ald Mittel zur Erhaltung jenes 
großen Gapitaled in Schuß nehmen (a). 2) Die plögliche Ein- 
flelung der Bergarbeiten in Gebirgögegenden, wo ed an ans 
deren Nahrungsquellen fehlt, könnte viele Menfchen in Noth 
ſtuͤrzen, 1,8. 355. Dan darf deßhalb auch da, wo die forte 
währende Erhaltung des Bergbaued nicht zu hoffen ift, die 
Zahl der Arbeiter nur allmälig vermindern und muß zugleich 
bedacht fein, andere Beichäftigungen in Aufnahme zu bringen, 
11,8. 43. 


(a) Manche Gruben find erfi nach langer Zeit wieder einträglich ges 
worden und haben dann die beharrliche Kortiegung des Baues reich⸗ 
lich belohnt. Die Grube Kranich bei Klausthal war 17941809, 
zwei andere Sarzbergwerfe waren ſogar feit 1683 und 1606 ohne 
Ausbeute, man wollte fie 1817 verlaflen, aber neuerlih it man auf 
ein reiches Erzfeld getommen. Hausmann, Ueber den Zuftand 
des hannov. Harzes. ©. 162. — Die Grube Kurprinz bei Freiberg 
follte 1816 aufgegeben werten, ward aber doch nody fortgebaut und 
wurde fpäter fehr ergiebig. — In Baiern bat man neuerlidy auf die 
finanzielle Nutzung der Staatsbergwerke verzichtet, und zur Beſtrei⸗ 
tung von Berfuchsbauten den Reinertrag der Hüttenwerfe aufges 
wendet. Dieß Fann indeß nur auf einige Zeit rathſam fein, auch 
hofft man durch den Friedrich - Wilhelms - Stollen bei Steben, aus 
den Kupfergruben bafelbft und bei Kahl und aus den Spiesglanz- 
gruen bei Goldkronach fünftigen Gewinn. Verhandl. v. 1831. 

IV. H. — Der Gifenerzbau bei Amberg if fehon fehr emporge⸗ 
hoben worden, 


$. 177. 

Wenn ein Staatöbergmwerk ohne Verluft für die Staats⸗ 
cafle in Privathände übergehen kann, fo ift dieß unbedenklich 
zu veranftalten, weil. dabei noch immer einiger Nugen von 
volkswirthſchaftlicher Seite, z. B. durch vortheilhaftere Wer: 
fauföfpeculationen, fparfamere Bewirthſchaftung u. dgl. er: 
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wartet werben darf. Privatperfonen werden jedoch von ber 
Uebernahme von Bergwerken durch manche Gründe abgehalten, 
3. B. durch die Ungewißheit über ben kuͤnftigen Ertrag ber 
Ihon lange gebauten Lager, die Beforgniß zunehmender Holz- 
theuerung, dad Schwanken der Ausbeute von Fahr zu Jahr ıc., 
während die Regierung aus der Verbindung vieler verfchieden- 
artigen Berg: und Huͤttenwerke mancherleiVortheile genießt (a). 
Bei den in geringerer „Leufe” (Tiefe) liegenden, leichter zu- 
gänglichen Steinkohlenflögen fällt jene Ungewißheit hinweg, 
daher finden fich für diefe am leichteflen Privatunternehmer, 
jumal da ihr Betrieb nur fo mäßige Gapitale erheifcht, daß er 
felbft von begüterten Eigenlehnern geführt werden kann. Daf: 
felbe gilt von manchen unter ähnlichen Verhältniffen vorkom⸗ 
menden Erzlagern (b). 


(a) 3. B. gute Benugung ber Aufichlagemafier, Vermengung der Erze 
aus verjchiedenen Gruben bei der Beſchickung eints Schmelzofens, 
wohlfeilee Bezug von Materialien zur Verarbeitung ꝛc. 

(0) 3. B. Bohnerz, Rafenerz, verfchiedene zu Tage anftehende Erze. 


$. 178. 


Ein Staatöbergwert kann auf Doppeltem Wege an Privat: 
unternehmer gelangen. - 

1) Der Berkauf ift das einfachfie Mittel, erfordert aber 
dad größte Capital und ſetzt die Käufer in größere Gefahr, 
wenn der Bergbau feine Einträglichkeit verliert. Die voraus: 
gehende Abfchägung wird auf den muthmaßlichen reinen Er- 
trag gegründet, Vorraͤthe von rohen oder verarbeiteten Stoffen 
werden befonderö nach dem Marktpreife berechnet, auch wird 
bei denjenigen Theilen des flehenden Capitales, weldye eine 
andere Verwendung zulaflen, auf ihren dabei zu erreichenden 
Preis geachtet, der bei dem Verkaufe des Bergwerks ald ſolchen 
jedenfalls erflattet werden muß (a). 

2) Die Verpachtung ift in Hinficht auf das erforder 
lihe Capital leichter auszuführen (b), muß aber auf lange 
Zeit abgefchloffen werden, weil fonft der Pachter fich nicht zu 
neuen Verwendungen für das Werk entfchliegen würde. Auch 


eine Erbpacht (Verleihung) koͤnnte gewählt werden. Der 
Rau, pol. Dekon. Ste Ausg. TI. 15 
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Pachter würde weniger wagen, wenn er ſich ftatt eines feften 
Pachtzinfes zu der Abgabe eines gewiflen Theiles von Dem 
Reinertrage (Xheilpacht, Quotenpacht) anheifchig machte, oder 
ſich mindeftens eine Ermäßigung des Pachtzinfes in Fällen, wo 
die Einträglichkeit über eine gewiſſe Gränge hinaus abnimmt, 
ausbedingte. Die Aufficht, welche die Staatdbeamten über den 
Privatbergbau führen (II, &. 39), bietet eine bequeme Gelegen- 
beit, die wirthſchaftlichen Ergebniffe der verpachteten Gruben 
kennen zu lernen und alfo jene Bedingungen zu überwachen. 


(a) Das bad. Blei- und Gilberbergwerk zu Muͤnſterthal (St. Trubpert, 
Amts Staufen) wurde 1833 an eine Geſellſchaft (bad. Bergwerks⸗ 
verein) verkauft. Im den lebten Jahren vor tem Berlaufe hatte 
dies Wert Zubuße erfordert, zum Theile wegen fortgefehter Hoff: 
nungsbauten, die fih nachher fehr belohnend zeigten. Die Schägung 
im Jahr 1832 ergab 27,284 fl. Die Berfleigerung brachte einen 
Erlös von 25,700 fl., nebft 11,228 fi., weldhe aus Borräthen gelöft 
wurden. Der Betrieb durch die Gewerkſchaft hatte eine Steigerung 
des Srzengniffes zur Folge, |. Verb. der I. Kammer, 1833. Beil. IH, 
219. 1837. Beil. Ar. 128. (beide Berichte von Rau). 

(5) v. Jakob, I, 206. 


$. 179, ° 


Die Leitung des Staatöbergbaued erfordert die Anftelung 
von Beamten, welche gründliche Kenntniß der bergmännifchen 
Kunft in ihrer neueflen Ausbildung beißen, zugleich aber 
wenigftend auf den höheren Stufen ded Dienftes mit den 
Srundfägen der oͤffentlichen Wirthfchaftölchre vertraut fein 
müflen (a). Jeder einzelnen Grube fteht ein Steiger, jeder 
Hütte ein Hüttenmeifter vor. Ein Schihtmeifter be: 
forgt den gewerblichen Theil der Gefchäfte (Gaffen: und Rech: - 
nungömefen) bei einem oder mehreren nahe gelegenen Werken. 
Ein größerer Inbegriff von ſolchen ift einem Gefhwornen, 
ein noch audgedehnterer Bezirk einem Bergmeifter unters 
geben (db). Diefer ſteht entweder unmittelbar, oder durch ein 
Mittelglied, eine Provincialbehörbe, uuter der oberften Berg: 
behoͤrde. Die Oberauffiht auf den Bergbau der Privatunter-: 
nehmer pflegt von den nämlichen Beamten und Behörden aus: 
geübt zu werden, allein fie hat nicht nur Feine finanziellen 
Bwede, fondern fie kann fogar bisweilen mit dieſen in Wider: 
flreit gerathen, wenn der Bortheil beider Arten von Bergwerken 
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jih gegenfeitig beſchraͤnkt. Es wäre folglich beffer, die Beauf- 
fihtigung des Privatbergbaues ebenfo wie die der Privatforft: 
wirthfchaft ($. 149 ) unter die, zur Volkswirthſchaftspflege be: 
rufenen Oberbehoͤrden zu ſtellen. Hiedurd wird die Verſuchung 
brfeitigt,, die Privatunternchmungen zu Gunften der Staats: 
bergmwerfe zu beengen oder zu beläftigen (c). 

(a) Wie man ter niederen oder Privatforftwirthfchaftslchre die Höhere 
oter Staatsforftwiffenichaft (Forſtdirectionslehre) entgegenfeht ($. 
145 (a)), fe muß man eine niebere und höhere Bergbaulehre un> 
tericheiten. Letztere fann auch Staatsbergbaufunde oder Bergwerfe- 
directionslehre heißen und zerfällt in einen finanziellen und einen 
ver Boltswirthfchaftspflege zugehörenten Theil; gerade dieß bezeich⸗ 
nen v. Kancrins Austrüde: Bergfameral- und Bergpolir 
zeiwiſſenſchaft. 

Dieſer iſt Vorgeſetzter eines Bergamtes, wie der Forſtmeiſter eines 
Forſtamtes; überhaupt hat die äußere Cinrichtung beider Zweige 
Aehnlichkeit. 

In Frankreich und Belgien find die Bergbaubehoͤrden dem Miniſte⸗ 
rium der Gewerbe und öffentlichen Arbeiten untergeben, was in 
Frankreich bei dem Mangel an Staatsbergwerfen freilich fehr nahe 
lag. — Hat das Viinifterium des Innen, auf den Bortrag eines 
Rathes aus der oberften Bergwerfsitelle, die oberſte Gntfcheidung in 
diefen Guratelverhältnifien, fo wird hieturch jene fo häufig beklagte 
Bedrüdung der Privatbergmwerfe durch die Staatöbergbeamten gründ: 
lich verhütet. ine folche fehlerhafte Handlungsweife iſt gemeiniglich 
aus der Borliebe für die Staatsbergiwerfe und aus dem Wunfche, 
diefelben von einer nachtbeiligen Concurrenz zu befreien, hervorge⸗ 
gangen, hat aber tem Auffummen des Bergbaues überaus geſchadet, 
1, 8.38. v. Safob, 1, 272. %og, Ill, 186. v. Malchus, |], 
91. — Klagen biefer Art in Baiern, wo die Staatöbergiwerfe das 
Holz um 25 Proc. wohlfeiler erhielten und durch Lie Befreiung von 
Weggeld begünfligt wurten, Rudhart, I, 128. 


$. 180. \ 

Die Regeln für die vortheilhaftefte Bewirthfchaftung der 
Staatöbergmwerfe werden aus der Bergbaufunde, einem Zweige 
der bürgerlichen Wirthfchaftslehre, gefhöpft. Sie betreffen 
bauptfächlich folgende Gegenftänbe: 

I) Vermehrung der Einnahmen, 3. B. dur Erwei⸗ 
terung ded auszubringenden Quantums, — Aufſuchen guter 
Abfabgelegenheiten, — Zugutemachung von Nebenerzeug- 
niffen, — angemefjene Verarbeitung, — beffere Transport: 
mittel; 

2). fparfame Einrichtung der Ausgaben, z. B. Einfüh: 
tung der Gedingarbeit ftatt der Schichtarbeit, wo jene anwend⸗ 

15* 


(b 


ar 


(c 


ee 
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bar ift (a), — wohlfeile Anfchaffung der Werkzeuge (Ge: 
zähe), des Sprengpulverd u. dgl. — Mittel, den Verbrauch 
von Zimmerholz, Grubenſeilen ıc. zu vermeiden; 

3) Nachhalt der Grubenarbeiten; genaue VBermeflung, — 
Entwerfung zuverläffiger Grundriffe und Durdfchnitte von 
allen Gruben, — Erforfhung der weiteren Erfiredung der 
Gänge, Flöße ıc., — planmäßige Fortführung des Gruben: 
baues, fo daß der Zugang nicht gefährdet wird; 

4) zwedmäßige Anordnung der Arbeiten nad) den Ört- 
lichen Umftänden, z. B. die Beflimmung der Art, das Geftein 
zu zertheilen, nad) dem Grade feiner Feſtigkeit, Zeuerfegen, 
Sprengen, Hauen mit Schlägel und Bergeifen oder mit Keil: 
und Letthauen, — die Benußung der wohlfeilften Art Der 
Srubenförderung und Wafferbebung, durch Wafferräder, Roß⸗ 
tünfte, Dampf: oder Waſſerſaͤulen-Maſchinen u. a. m.; 

9) gute Einrichtung des Rechnungsweſens. 


(a) Nämlid wo man im Boraus berechnen kann, wie viel Zeit ein ge: 
wiffes genau begränztes Geſchaͤft erfordern werde. 


g. 181. 


Die Abgaben der Privatbergmwerke an den Staat wurden 
ehemals, den Vorftelungen von der Regalität ded Bergbaues 
gemäß, wie ein Pacht: oder Lehenzins angefehen und auf eine 
Höhe gebracht, bei der fie nicht felten entmuthigend auf die 
Unternehmer wirkten. Erwaͤgt man, daß die Erlaubnig zum 
Betriebe von der Regierung nur nah Rüdfichten der Volks: 
wirthichaftöpflege ertheilt wird und daß der Bergbau, ein feiner 
Natur nach mit manchen Schwierigkeiten verfnüpftes Gewerbe, 
eher begimftigt als erfihwert werden follte, fo muß man 
dad Bedürfniß einer fehonenden Feſtſetzung diefer Abgaben 
anerkennen. Diefe Maaßregel trägt bei, zu einem ſchwung⸗ 
bafteren Betriebe zu ermuntern und fann auf diefe Weife auch 
der Staatdcaffe allmälig das vergüten, was fic anfänglich ein: 
büßt. Die Entrichtungen von den Privatbergmwerken können in 
2 Claſſen gebradyt werden, 1) eine Entfhädigung für das, was 
der Staat diefen Werfen leiftet, fei es durch die nügliche Mit: 
wirfung feiner Beamten, fei ed durch andere Vortheile (a); 
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2) ein Antheil an dem Reinertrage. Eine folche Abgabe muß 
bei Gruben, die feine Ausbeute tragen oder fogar eine Zubuße 
fordern, ganz hinwegfallen. 


(a) Aur tem Harze 3. B. unentgeldlihe Lieferung tes Zimmerholzes, 
Abgabe vun Bıfen, Pulver, Del, Unſchlitt, zu mäßigen Breifen, Ges 
treidelieferung an die Arbeiter um feften Preis. Hausmann, Zus 
fand des hannov. Harzes, ©. 115. Vergl. $. 152. Nr. 2. 


$. 182. 

Die früherhin gewöhnlichen Angaben, welche nach den aufge: 
ftellten Gefichtöpuncten umgeändert werden müffen, waren (a): 

1) Der Bergzehnte (11,$.41.), d. i. der zehnte heil 
aller gewonnenen Mineralien, alſo wie der Feldzehnte eine Ab: 
gabe vom Rohertrage(b). Die unverhältnigmäßige Höhe 
diefer Laft ift fo einleuchtend, daß man fie ſchon häufig bei ein- 
zelnen Gruben in einen feflen mäßigen Zins oder wenigſtens in 
eine niedrigere Quote, 3.3. '/,,, umgewandelt und bei Zubuß- 
gruben nachgelaffen hat Ob die Erhebung in natura (der 
zehnte Kübel) oder nad) einem verabredeten Preife in Geld ge: 
ſchehen fol, dieß wird von der Regierung nach ihrer Bequem: 
lichkeit angeordnet. Es iſt ratlıfam, flatt diefed Zehnten nur 
einen Theil ded reinen Ertraged in Anfpruch zu nehmen, fo 
daß bei Zubußgruben von felbft Die Abgabe wegfällt (c). 

2) Die Quatembergelder, eine vierteljährige Geld: 
leiftung, ald Beitrag zu den Befoldungen der Staatöberg: 
beamten, deren Aufficht auf die Gefchäftd: und Rechnungs: 
führung der Gewerffchaften auch dieſen felbft wohlthätig ift. 
Sie richtete ſich bald nach der Menge der geförderten Ge: 
fleine, bald nach der Zahl von Arbeitern an einer Grube. 

3) Die Receßgelder, eine Art von Kanon, der aus Dem 
Begriff einer Belehnung entfprang und nach der Größe des zu 
einer einzelnen Srubenberechtigung gehörenden Raumes (II, 
8. 37 (e), bemeffen wurde. Er mußte auch von den nicht be⸗ 
triebenen Werfen gegeben werden und die längere Nichtbezah- 
lung zog den Verluſt der Berechtigung nach fi. Diefe beiden 
Entrichtungen (2 und 3) follten in eine sinzige mäßige Gebühr 
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verwandelt und mit den Vortheilen, Die der Staat dem Privat: 
bergbaue gewährt, in richtiges Verhältniß gefegt werden (d). 

4) Vergütung für den Bau von Erbftollen ($. 179.) von 
Seiten derjenigen Bergwerköbefißer, denen aus der Ableitung 
der Srubenwaffer VBortheil erwaͤchſt. Man bedingt fich insge⸗ 
mein einen Theil des rohen Ertrages, z. B. den neunten Kübel 
(Stollenneuntel), auch wohl die Benußung der dem Erb⸗ 
ſtollen zunächfl liegenden Erze (Stollenhieb). 

5) Poch- und Hüttenzind, im Falle Privaten von den 
landeöherrlichen Poch: und Schmelzwerten Gebrauch machen. 


(a) ©. befonders Bergius a. a. D., $.6L ff. — Verhandl. ter deuts 
ſchen Natlonalveri., Bericht v. Kette, Stenogr. Ber. Nr. 161. 
Die fämmtlichen Abgaben in Preußen belaufen fih auf 13,8 Proc. 
des Mohertrages. 

(6) Diefe N ift fehr alt. Schon Dagobert I. übermachte ter 
Kirche von St enis von Bi Zehntblei zum Dache. Pastoret Or- 
donnances, XV, 

(e) Nah dem franz. Free om a. April 1810, Art. 24, dürfen nicht 
mehr ale 5 Proc. des Steinertragee asfndert werden. Der Ertrag 

A nach dem 9. für 1844 age 300,000 Cbenſo in Belgien, 
wo 1840 dieſe Abgabe 133,540 * trug. — — in Baden (Geſetz 
vom 14. Mai 1828) beſteht bie einzige Entrichtung an den Staat 
in 5 Proc. des reinen Ertrages, weld;e nur gegen 430 fl. einbringt; 
den Standesherren blieb aber der Bergzehnte, wo fie ihn zu beziehen 
hatten. — In Defterreih ift der Zehnte (Frohn) arößtentheils in 
eine Geldabgabe umgewandell 3. B. von 1 Gentner Roheiſen in den 

verfchiedenen ‘Brovinzen 6 — 10 fr. (7, re 121) « fr.), in Ungarn 5 

Proc. Des Rohertrages, Malinkovski, — Reiche Sruben, 

die bisher ohne Schwierigfeit den Sehnen be eine andere anfehn: 

liebe Abgabe trugen, haben allerdingd auf eine fo ſtarke Berringer 
rung, wie fie in den genannten Staaten befteht, keinen Anfprud. 

Es wäre weder unbillig noch nadıtheilig, ihnen eine flärkere Quote 

aufzuerlegen, etwa nachdem gewifle Brocente des Sapitals für bie 

Eigenthümer vorweg abgezogen worden find; alfein die Ausmittlung 

bed zu verfchiedenen Zeiten aufgewendeten Capitals iſt bei älteren 

Bergwerfen unausführbar. — Der Entwurf eines Bergwerksgeſetzes 

für den preuß. Staat (Ian. 1850) nimmt ebenfalls obigen Sag 

von 5 Proc. des Meinertrages an. 

In Wranfreih und Belgien beficht nad obigem Geſetze ein droit 

fixe von 10 Fr. für jeden Duabratfilometer (392 pr. Morgen). Der 

Ertrag diefer Gebühr in Belgien im Jahr 1840 war 15,910 Kr. 


g. 183, 


Eine andere Beläftigung der Privatbergwerke, welche in 
ihrer Wirkung einer Abgabe gleihfommt, ift dad Vorkaufs— 
recht der Regierung in Anjehung der Bergwerfserzeugniffe. 


(d 


—f 
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Bei den edlen Metallen findet dieſes Recht wegen der Münz- 
praͤgung am häufigften Statt, doc) iſt ed auch bisweilen auf 
andere Metalle auögedehnt worden. Schon die erzwungene 
Ablieferung an den Etaat ift den Speculationen der Unters 
nehmer binderlih, allein der Nachtheil ift noch viel größer, 
wenn der Vorkauf nach feſten Preisſaͤtzen geübt wird, die aus 
früheren Zeiten herrühren und hinter den gegenwärtigen Markt: 
preifen weit zuruͤckbleiben (a). Diefe Maaßregel ift fehlerhaft 
und darf nicht fortdauern. 


(a} Auf dım Harze find die alten Preiſe noch in der neueflen Seit bei⸗ 
behalten worden, ungeachtet des höheren Standes der Marktpreiſe. 
Daher wurten mande Gruben von den Bellgern aufgegeben und 
gerietben in die Hände ter Regierung. - Die Regierung zahlt den 

entner Blei zu 2 Rihlr. 20 Er. 11 Pf., Glötte zu 2 Rihlr. 20 Er. 
4 Pf., Kupfer zu 23 Rthlr. 19 Gr. IP. Conv. — Der Marktpreis 
tes Bleies ift ſchon lange höher, jeßt gegen 6 pr. Rthlr. Die Gtötte 
fand 181526 ebenfalls über 6 Rthlr., das Kupfer galt öfters 30 
und mehr Rthle., 182% -- 30 ienigftend noh über 27; Haus: 
mann a.a.D. S. 116 und Anlage XII. — Ueber das Vorkaufsrecht 
in DOcferreih fe Malinkovsfi, a. a. DO. 


3. Hauptſtuͤck. 


Das Salz: nnd Salpeter = Negal. 


$. 184. | 

Das Salzregal begreift nach der gewöhnlichen Einrich- 
tung ſowohl die Gewinnung und Bereitung ded Kochſalzes (a), 
als den inländiichen Handel mit demfelben im Großen. Die Un: 
entbehrlichfeit des Salzes und die niedrigen Erzeugungstoften 
deffelben geben Gelegenheit zu einem verhältnigmäßig fehr 
hohen Monopolgewinn und diefe Einträglichkeit hat die all: 
gemeine Einführung des Salzregald verurfacht (b). Die ge: 
wöhnlichen Einrichtungen defjelben laffen fich fo überbliden: 

1) Die Einfuhr von Kochfalz ift Privatperjonen verboten. 
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2) Wo Privatfalinen beftehen, da muß das für den inneren 
Abſatz beflimmte Erzeugniß derfelben an den Staat abgeliefert 
werben um einen vertragsmäßig feflzufehenden Preis; der Ver: 
auf in’8 Ausland fleht jenen frei; 

3) In Ländern, die gar kein oder doch nicht genug Salz 
erzeugen, beforgt die Regierung die Einfuhr des Bedarfes 
durch Anlauf von auswärtigen Salzmwerken. In diefer Hinficht 


ift alfo dad Salzregal nur ein Dandeldvorreht (Monopol). 


(a) See: und Steinfalz find am wohlfeilftien zu gewinnen. Jenes biltet 
fih in warmen Ländern von felbft, wie in den tiefen Buchten (Kir 
manen) an der Nordfüfte des fchmarzen Meeres, wo die ruffiiche 
Megierung das Sammeln als Regal behandelt (8 — 1,200,000 Etr. 
jährlich), und in den aflatifhen Salzſeen. Auch ift es leicht, das 
Meerwafler in feichte Behälter zu leiten, wo dann das fruftallinifche 
Salz fi) anfegt; Salzfümpfe, marais salans. Steinſalz, wenn rein, 
wird leicht durch Bergbau (z. B. Wieliczfa, 7—800,000 Gtr., Pic, 
Wilhelmsglück bei Schwäb. Hall ꝛc.), oder fogar durch Tagebau 
(Gartona) erlangt. Aus dem Salzthon (Hafelgebirge) laugt man 
entweder das Salz in großen Höhlungen (Sinfwerfen) mit hinein 
geleitetem Wafler aus (Salinen in den Alpen, z. B. Hallein, Berdys 
tesgaden ꝛc.), oder man legt VBohrlöcher an (eine Art von Raubbau 
nad Alberti), welche eine höchft reichhaltige Eoole geben und fo: 
mit das Gradiren eriparen. Diefe Verbefierung bat neuerlib eine 
fo große Wirkung hervorgebracht, daß manche Salzwerfe (z. B. Bruch⸗ 
fal und Mosbach in Baten) eingehen mußten, die nicht fo mohlfeil 
erzeugen konnten als die mit Bohrlöchern betriebenen. 

(db) @8 befteht felpft in China (Timkowski, Reife, II, 41), in Bengas 
len und im Staate der Seikhs, Pundjab (9. Burnes Reiſe, I, 57). 
Die beiden genannten Beftandtheile des Regale, @rzeugung von 
Salz und Großhandel mit demjelben, kamen fhon im römifchen 
Staate vor. Ancus Marceius fol Salinen bei Oftia angeleat 
haben, Liv. 1, 33, alfo im Betriebe des Staates. Im Kriege mıt 
Borfena wurde „‚salis vendendi arbitrium, quia impenso prelio 
venibat in publicum, omoi sumtu ademtum privatis,‘* Liv. II, 9. 
Ob es Pachter oder Privateigenthümer waren, denen man den Ber: 
"fauf entzog, dieß bleibt bei der Undeutlichfeit jener Stelle ungewiß. 
Die Cenforen M. Livius, benannt Salinator, und C. Claudius 
führten a. u. c. 948 eine Erhöhung des Salzpreifes ein, mit Aus⸗ 
fhluß der Stadt Rom, und fo, daß an verfchiedenen Orten der Breis 
verfchieden war. Den Verkauf übernahmen Pachter. Liv. XXIX, 37. 
Später fam es vor, Laß der Transport von einer Provinz in bie 
andere unterfagt wurde, damit die Pachter nicht beeinträchtigt würs 
den. Die Stelle L. 4. 6.7 Dig. de censibus (L. 15) beweift feine 
befondere Abgabe, fontern nur die Beiziehung der Privatfalinen 
aur Gruntfleuer. Bgl. Burmann, De vect. S. 90. Boffe, I, 83. 
9. Hegewiſch, ©. 59%. — In Deutichland und mehreren ante: 
ren Ländern waren beide Geſchaͤfte uriprünglich den Privaten über: 
laffen, allmälig aber gelang es den Regierungen, nach der Analogie 
bes Bergwerfsregals auch Las Kochſalz zum Gegenftande eines Me: 
gales zu machen. — Hüllmann, D. Fin. Geſchichte, ©. 61. — 
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Mittermaier, $. 255. 259. Biele gefhichtliche Nachrichten bei 
J. q. von Koch⸗Sternfeld, Die teutichen, insbei. die baier u. 
öfter. Salzwerfe, zunächft im Wittelalter, München, 1545. 


. 185. 


4) Die dem Staate angehörenden Salzwerfe werben ing: 
gemein auf Staatörehnung verwaltet. Neu entdedte Salz: 
lager oder Salzquellen ftehen der Regierung zur Verfügung, 
und es find felten in folchen Fallen EConceffionen an Privaten 
oder Gefellfchaften bewilliget worden (a). 

9) Dad Kochfalz wird entweder an den Salzwerken felbft 
verfauft, oder auf Staatöfoften in die verfchiedenen Landestheile 
verfendet, in Niederlagen gebracht und von aufgeftellten Ber: 
waltern (Salzfactoren) abgegeben, Doch nur in größeren Maffen. 
Den Kaufleuten bleibt der Verkauf im Kleinen überlaffen, fie 
muͤſſen fich aber an einen gewiffen Preis halten, welcher ihnen 
ſchon einen angemeflenen Gewerböverdienft fichert. 

6) -Zur Verhütung des Einſchwaͤrzens (b) find verfchiedene 
Beranftaltungen getroffen worden: a) Wachſamkeit des Zoll: 
perfonald an der Graͤnze, b) Verträge mit benachbarten Salinen, 
um den Salzverkauf an Privatperfonen ded Inlandes abzu: 
fielen (c), c) Verminderung des Verkaufspreifed in der Nähe 
einer Gränze, bei welcher das heimliche Einbringen zu beforgen 
it, d) die fogenannte Salzconfcription, d. h. die den 
Bürgern auferlegte Verpflichtung, ein gewiffes Salzquantunı 
aus den Niederlagen des Staates jährlich anzufaufen. Daffelbe 
entſprach dem muthmaßlichen jährlichen Salzverbrauche des 
Buͤrgers nach einem ſehr niedrigen Anſchlage und wurde aus 
der Zahl der Familienglieder und dem Viehſtande berechnet (d). 


(a) 3. B. Ludwigshall bei Wimpfen, in einem abgefonterten Theile des 
Sroßherzogthums Heflen. Diefe einer Actiengefellfchaft gehörente 
Saline entrichtet dem Staate den Zehnten. Erome, Statifl. tes 
Großh. Heflen, I, 179. 

(6) Nirgends Hat die Megalität des Salzes ſoviel Druck und Unvrt: 
nungen hervorgebracht, als früherhin in Frankreich, wegen der Ber: 
jchietenheit des Salzpreiſes in den verfchiedenen Landichaften, Die 
nch dazu in buntem Gemiſch unter einander zerftreut lagen. Vor 
der Revolution war der Durdichnittspreis des Bentners 62 Xıv. 
(das Pfund 13 Scous, = 15 Kr.!) in den 41 Provinıen der grande 
gabelle, 33'/, Liv. in 12 Provinzen der petite gabelle, 211,, Liv. 
ın ten Landſchaften, wo Salinen waren, 16 Liv. in einem Theile der 
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ur 


zirken, wo fidh flarke 
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Normandie, 6—12 Liv. da, wo die Salzfleuer (gabelle) ſchon früger 
abgefauft worden und der Binfauf frei war, 2—9 Liv. in einigen 
immer befreit geweſenen Gegenden oder einzelnen Gemeinden. 
Diefe hoͤchſt unzweckmäßige, Einrihtung forderte Gränzbewachung 
von einer Provinz gegen die andere, der Schleihhandel fand aber 
dennod einen zu großen Meiz, er wurde mit bewaffneter Hand ge- 
trieben‘, es gab Gefechte und zahlreiche Beftrafungen. Der Meins 
ertrag war gegen 54 Mill. Liv., tie Untertanen mußten aber 6% 
Mil. für das Salz bezahlen, weil die Koften und Gewinnſte der 
Pachter 14 Mill. betrugen. Jaͤhrlich wurden gegen 3500 Nebertreter 
beftraft. Die erfte Fünftliche Bertheuerung des Salzes durch die Res 
gierung geſchah zu Anfang des 14. Jahrhunderts (nah Bodinus 
De rep. VI, 2 im $. 1328, nach Anderen unter Bhilipp von Balois 
1342) und beteug nur genen A Broc. Necker, Administr. II, 8. 
Encyclop. method. Abth. Finances, II, 300. Die gabelle wurde 
am 20. März; 1790 abgeichafft. 

Gin foldyes Uebereintommen haben Würtenferg und Baden mit der 
Saline Wimpfen (a) geichloffen. Die Beltellungen ins Ausland 
werden von den 3 nahe beifammen liegenden Salzwerken Bimpfen, 
Friedrihshall und Rappenau gemeinfchaftlid übernommen und jene 
beiten Regierungen unterhalten Gegenſchreiber (Bontroleure) bei 
erfigenannteın Salzwerfe. 


Aeltere Salzconfeription im preuß. Staate, unter Friedrich II. ein= 
geführt. Kür jede Perfon über 9 Jahre mußten 4 Meben (131,, 
Pfd.), für 1 Kuh oder 10 Schaafe 2 Metzen gekauft werden. Jede 
Familie hatte ein Büchlein, worin der Factor die geichehene Abho⸗ 
fung befeinigte. Borowsfi, Pr. Kam. u. Fin. Wefen, II, 314— 
323. — Neuere Salpperbraudjecontrole, in denjenigen Graͤnzbe⸗ 
eigung zum Cinſchwaͤrzen zeigt Es werten 
Bf. auf den Kopf der Binwohner gerechnet, das Quantum wird 
in jedem, der Gontrole unterworfenen Landestheile nad Iocalen 
Berhältniffen auf die Gemeinden ausgefchlagen und in dieſen wieter 
von dem Gemeindevoritande auf bie einzelnen Haushaltungen. B. 
v. 21. Sept. 1823 u. a. in Philippi, Samml. ſaͤmmtl. neuer 
preuß. Geſetze über die ind. Steuern. 1830. ©. 348-52. — Auf: 
gehoben in Sachſen 1840, 


$. 186, 


Wird Salz ind Ausland verkauft, fo kann man hiebei des 
Mitwerbend wegen feinen Monopolpreid erlangen, fondern muß 


fi) mit einem Preife begnügen, der die Koften erfeßt und einigen 


Veberfluß gewährt. Der inländifche Verkaufspreis befteht aus 
dem Koftenerfage und dem Monopolgewinne, $. 167. In einigen 
Ländern läßt man ihn in den einzelnen Niederlagen mit der 
Entfernung von den Salinen zunehmen, in anderen ſetzt man 
ihn im ganzen Lande gleichförmig an, wozu entweder die Res 


gierung felbft den Transport im Ganzen beforgen, oder den 


Käufern je nach der Entfernung ihres Wohnorted von dem Salz⸗ 
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werte einen verhältnigmäßigen Abzug bewilligen muß. Die 

Gleichheit des Berkauföpreifes im ganzen Lande hat dad Gute, 

daß fie die Verwaltung erleichtert und den Schleihhandel mit 

Salz in den Gränzgegenden vermindert (a). Zwar hat die 

Regierung zur Verforgung ber entlegeneren Gegenden mehr 

Transportkoſten aufzumenden, und es Fönnte daher fcheinen, ald 

müßten diefe volftändig von den Bewohnern diefer Gegenden 

vergütet werden. Allein diefe wuͤrden fich, wenn das Regal nicht 
beflände, oft von andern Ländern wohlfeiler mit Salz verforgen 

Eönnen und es wäre unbillig, ihnen die aus der fünftlichen Ein: 

richtung herrührende größere Frachtaudgabe aufzubürden. Wo | 

indeß die den Salzwerken näher liegenden Gegenden fich an die 

Vortheile eined niedrigeren Preiſes gewöhnt haben, da wäre eine 

Steichförmigfeit deffelben nicht wohl anders ald Durch allgemeine 

Herabfegung auf diefen niedrigften Betrag durchzuführen (b). 

(a) Scilterung des Scleihhandeld an den niederländifchen Bränzen, 
wo das wohlfeile Meerſalz nach Deutfchland eingefchwärzt wird, 
Benzenberg, Preußens Geldhaushalt, & 247. 

(6) Bol. v. Malchus, I, 101. — Zuftand des Salzregals in 
einigen Ländern (Vgl. Weinlig in Rau und Hanffen, Ar: 
biv, N. $. IX. 273): 

1. Regalität ber Gewinnung, Bereitung und des Ber: 
faufsvon Salj;. 

Baden. Die beiden Stantsfalinen Happanau und Dürrheim 
könnten, wenn der Abfag nicht befchränft wäre, weit mehr erzeugen, 
als es bis jegt aefhieht. Der Verbrauch im Lande war 1837—39 
i. D. 300,374 CEtr. Speifefalz oder 23,0 Pfd. auf den Kopf, nebfl 
5492 Centnern für chemiſche Kabrifen und g. 10,000 Etr. Biehfalz. 
154146 i.D. 314,018 Etr. (23 Pfd. auf den Kopf) nebft 5402 Etr. 
für Fabriken und 13,561 Etr. Biehfalz, zufammen 24,4 Pfd. auf 
den Kopf. Das Pfund wird zu 2'/, kr., der Gentner alfo zu 4 fl. 
10 fe., in Saͤcken Fi 1 CEtr. 4. fl. 16 fr. abgegeben, Fabrikſalz zu 
1 A., Viehſalz in Rapperau zu 2 fl. 20 fr., in Dürrheim zu 2 fl. 
Der GSalzhändler darf im Kleinverkauf nicht über 3 fr. für das 
Speifefalz fordern. Bntfernte Käufer erhalten eine Frachtverguͤtung, 
deren ganzer Belauf zu 67,835 fl. oder 5 Proc. des Brldfes ange: 
Ichlagen il. Die gefammten Erzeugungs⸗ und Krachtfoften laſſen 
fh auf das Pfund zu %/, fr. annehmen. Der auswärtige Abfag ifl 
im Abnehmen; er trug 1834 noch 150,000 fl. ein, 184446 i. D. 
nur 37,641 fl., den Gentner zu 2 fl. 38 fr., wovon noch 5649 fi. 
Bradfvergütung abgehen. Der Boranfchlag für 1848 iſt 1,391,000 
fl. Sinnahme, 382,466 fl. Koften — 27,5 Broc. (ohne die Eentral: 
vertsaltung), alfo bleiben 1,008,829 fl. rein —= 0,71 fl. auf den Ropf. 
(Man follte eigentlich dieſen Ausfchlag auf den Kopf ohne Berüd: 
fihtigung des auswärtigen Abfabes berechnen.) Das flehende Ga: 
pital beider Salzwerke wurde zu Ende des Jahres 1840 auf 1,890,000 
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fl., das umlaufende nad Abzug der Rüdfänte zu 391,000 fl. be 
rechnet. — Bei dein früheren Breife von 3'/, fr. war 1828 — 30 i. 
D. der Robertrag 1,367,355 fl., der Koftenbetrag 359,948, der Reins 
ertrag alfo 1,031,807 fl. oder 75 Broc. 

Baiern. Snländifcher Verkauf 1838— 41 i. D. 735,979 Eir. 
oder 17,3 bair. — 19,4 bad. Pfd. auf den Kopf, nebſt 9931 Etr. 
Viehſalz und 82419 Etr. Steinfalz. Im diefer Periode waren jährl. 
der Rohertrag 4,576,495 fl., die Ausgaben 2,614,339 fl., der reine 
Ertrag 2,262,158 fe Der mittlere Reinertrag war 1819 - 25 
2,163,793 fl., 182628 2,332,424 fi., 1835-39 2,447,E00 fl. Der 
Preis in den Rieterlagen wechſelt, je nad der Entfernung von ten 
Salzwerfen, von 5 bis auf 7 fl. 30 fr. Das gan in ten Gal;: 
werfen enthaltene werbende Vermögen wird zu 4,775,000 fl. ange: 
gegeben, worunter fidh im Sahre 1838 ein Lagervorrath von 482,972 Etr. 
Salz befant. Daß die Koflen im Bergleih mit Baden höher fint, 
dieß rührt theils von tem anfehnlicheren Frachtaufwande, theild von 
den minder reichhaltigen Soolen ber, ta 3. B. Dürfheim nur 
0,77 Proc., Kiffingen 2,1 Broc., Orb 4 Proc., auch Reichenhall 
zum Theil nur 7 Hoc. Salz in der Soole enthält. Berh. der K. 
der Abg. 1840. Nr. XXI. D. 

Hannover Die Steuer von O gGr. für den Gentner trägt ge: 
en 70,000, tie Salzwerke des Staates und bie Abgaben von ter: 

rivatfaline Lüneburg bringen gegen 90,000 Rthlr. ein. Der Salz: 
preis if in ber weitelten @ntfernung von Sen Salzwerfen doch kaum 
2 Rthlr. Conv. =3fl. 36 fr. vom Gentner, Ubbelohde, ©. 169. 216. 

Defterreih. Strenge Regalität, f. Zoll: und Staatsmonepol: 
vrönung vom 11. Zuli 1835, $. 402 ff. Die reihen Steinfalziager 
in ten Rarpathen find ihrer Bntlegenheit willen unvollftändig be⸗ 
nußt. Am abdriatifhen Deere Bereitung von Seefalz, theils auf 
Staatsrechnung, theild von Ginzelnen, die e8 abliefern, Doch wird 
noch fremtes Salz zugefauft. Berfaufspreis böchft verfchieden, in 
ter Lombardei und Venedig der Bentner raffin. Seeſalz bis 16 ſi. 
3 fr., in Balizien Steinfal; 3 fl. 15— 36 fr., in Gmunden das 
befie Salz 7 fl. 6 kr., in Hallein Hfl. 4 fr., in Ungarn_7 fl. 21 fr. 
für das Ausland I fl. 25 fr. — 2 fl. 14 fr. Erzeugungskoſten für 
Meerſalz 11-28 fr., des Steinfalzes I fl. 12 fr., des Sudſalzes in 
&munden 1 fl. 52 fr. Snländifcher Berbrauh an 5 Will. Eir., 
was 15,2 Zollpfund auf den Kopf giebt. Bon 1832—34 war i. D. 
29 Mill. fl. roher und 20 Mill. fl. Reinertrag. Der letztere war 
1846 25,531,600 fi., 1847 25,577,700 . WMalinfovsfi, II, 266. 
— Krapf, Handbuch ber Zoll: und Staatsmon. DO. 1840, II, 330. 
v. Hauer, ©. 62. 

Preußen. Zu dem FErtrage (von 402,000 Tonnen) der inlän: 
diſchen Salzwerfe, die theils dem Staate, theild Privaten gehören, 
werden noch gegen 270,000 Tonnen zugefauft. Der gleichförmige 
Berfaufspreis für die Tonne von 405 Pfund war früher 15 Rihlt. 
Reinertrag des Monopols 1528 — 36 i. D. 5,411,227 Rihlr. ober 
65,68 Proc. der Bruttveinnahme, oter 42 kr. auf ten Kopf. Ber: 
brauch für ten Kopf i. D. 1829 — 36 16,68 Pfund, und in ten 
einzelnen Provinzen 127 — 36 in Brandenburg 14,3%, Weltfalen 
und Rheinprovinz 15, Sacdien 15,3%, Schlefien 17,5, Breußen 
17,°8, Bolen 18.23, Pommern IS, Bfund. Hoffmann, Die Lehre 
von ten Steuern, ©. 251. Bon 1°36 39 iſt der mittlere Ber: 
brauch 165,7 Bund. Dieterici, Statiſt. Ueberj. 1542, ©. 377, 
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Der Babinetsbefehl vom 22. Nov. 1842 feßte den Preis der Tonne 
auf 12 Rthlr. herab, alio kommt ter Zollcentner auf 3,1% Rthlr. 
—5,”f. Die Shiffstonne von 20 pr Ctr. wird von ten Salz- 
werfen des Staates zu 22 Rthlr., aus England jür 15—22 Rthlr. 
bezogen. Zugleich follte die Zahl ter Berfauföftellen vermehrt, ter 
Berfauf in Fleinen Abtheilungen erleichtert und überhaupt darauf 
hingewirft werden, daß zum Vortheil der dürftigeren Claſſen der 
Detailpreis dem Factoreipreiſe näher gebracht werde, wozu 180,000 
Rithlr. verwentet oder nachgelafien werten türfen. Der Verkaufs⸗ 
Rellen waren i. 3. 1543 675. Der reine Gewinn von der Tonne 
wird zu 7 Rthlr. ZI Sur. angeichlagen = 3 fl. 19'/, fr. von 100 Bft. 
Meinertrag von 1843 —46 5,311,000 Rthir., A. für 1847 4,092,000 
Rthlr. Berhantl. des verein.Randtags, II, 1037. 1311. A. für 1840: 
Robertrag 9,445,000 Rthlr., Koften 2,994,000, Reinertrag: 5,451,000 
Rthir. nebft 1,202,000 Rthlr. aus den Staatsfalinen, die das Salz 
um obigen Preis an die Salzhandelsverwaltung abgeben, wovon 
1 Mill. Rthlr. Betriebstoflen abgehen. Der ganze inländifche Bers 
brauch ift 17 pr. Pfd. auf den Kopf. Die Niederlagen, welde von 
Privaten gegen 13 p. mille Provifion verwaltet werden, erhalten 
das Salz frachtfrei; der Staat beftreitet die Kortichaffungsfoften. 
Berfaufspreis im Kleinen 1 Sgr. 

Sachſen. Reinertrag im A. für 1543 —45 j. 350,000 Rthlr. 
Der Staat hält Niederlagen und jeder Ort ift an eine foldhe ge: 
wielen. Der Preis in den Niederlagen iR für ten Sollcentner 2,7 
— 32, Rthlr. Dazu kommt Fuhrlohn bis in den Ort und Proviflen, 
4 Bgr. vom Scheffel oder 15 fr. vom Gentner. Der Breis im Klein: 
verfauf wird jährlich von ber Obrigfeit geprüft und feſtgeſtellt, Geſ. 
v. 23. Mai 1840, in Schaffrath, Codex Saxonic, Il, 1287. 
Verbrauch g. 252,000 Etr. — 14 Pfd. auf den Kopf. 

Bürtemberg. 1838 dl wurden i. D. 229,733 Str. Kochſalz 
nebft 97,633 Etr. Stein- und 15,157 Etr. Viehſalz im Lande vers 
fauft. Beide erflere Arten geben auf den Kopf (mit den Yürften: 
thümern Hohenzollern) gegen 191/, würt. = 18 bad. Pid. Der 
inländifche abſag von Srgiſeſz war 1535 — 38 ſtärker, nämlich 
268,043 Etr. i. D., nebf 96,153 Bir. Stein: und Viehſalz. Aus: 
ländifcher Abfag 259,047 Etr. Inlaͤndiſcher Verkaufspreis bei den 
Salinen 2'/, fr. nebft 20 fr. Berpadlungsgebühr für 2 Centner oter 
14 fr. für einen einzelnen Geutner. Brei bei ten Salzhändlern 
nicht über 3 fr. vom Pfd. Kochſalz, Steinfalz nicht über 11/, Er. im 
Kleinkandel. Das Salz wird auf ten Salzwerfen und in ber Haupt: 
leglätte zu Ulm abgegeben, die Unternehmer der verfchiedenen Fac⸗ 
toriepläge erhalten aber eine Krachtvergütung von 2—9 fr. vom 
Gentner. Anſchlag für 1848,98: 1,657,600 fl. roher Ertrag, 807,800 
fl. Koſten = 48,7 Broc., 850,000 fl. rein = 0,:71 fl. auf ten Kopf. 
©. Berh. der Dep.⸗K. von 1842, Bericht von Deffner. — Her: 
degen ©. 116. 

I. Regalität des Salzhandels allein. 

Schweiz Der Banton Want hat eine Staatsfaline, Aargau und 
Bajelland haben Privatfalinen. Die Regierungen faufen den Lan⸗ 
desbedarf an und fegen ihn in ihren Niederlagen ab. Die Verkaufs: 
preife find von 62/, — 121, Rappen oder .5,— 51, fr. für das Pfund, 
der Reinertrag auf ten Kopf von 2 Bapen bis 1%. 528. = 1. 
15 fr. (Bafelland). Hottinger, ©. 101. Beifpiele: &. Bern. 
Das Pfund gilt feit 1832 7'/, Rappen = 3,5 fr. A. für Isis; 
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1,035,000 Schw. Fr. Einnahme, was einen Berbraud von 33 Bip. 
auf den Kopf anzeigt. Anfauf 2,72 Sr. für den Gentner, andere 
Koften 185,500 Fr., Meinertrag 473,000 Fr. — 0,9! fl. auf den Kopf. 
Der ſtarke Verbrauch rührt zunächft von ter ausgebreiteten Vieh— 
ucht, vielleicht aber au von ken Verkauf in andere Gantone her. 
MN athy in Rau, Archiv, IV, 74. — Zürid. A. 1816 260,000 
Schw. Fr. Reinertrag, Verbrauch 1842 — 45 i. D. 43,453 Kir. — 
191’, Pfd. auf den Kopf. Berkaufspreis 8 Rappen — 3", fr. — 
Want. N. 1847, das Staatsfalzwerf zu Ber 10,000 Br. rein, der 
Salzbandel 200,000 Fr., Salzverbraud im Jahr 1840 44,519 Eent- 
nee — 24, Pfund auf ten Kopf. 


I. Erhebung einer Salzfteuer ohne Regalität. 


Frankreich. Die Salıfleuer wurde durch das Gel. v. 24. April 
1608 wieterhergeftellt, im Betrage von 20 Fr. fiir 100 Kilvgr. (200 
Bf.), zum Erfaße des nleichzeitig aufgehobenen Weggeldes, Thiers, 
Histoire du consulat, VI, 410, Die Erhöhung auf 30 Br. geichah 
durch das Gel. v. 17. Sept. II. Da aber I Broc. des Quantums 
für Abgang abgezogen wurden, fo war die Abgabe wirflih nur 28'/, 
Fr. = #fl. 42 Er. von 100 Pf. Die in Brivathänden befindlichen 
Salzwerfe an den Meeresufern, bei denen mit bloßer Sonnenwärme 
Meer: (Bai:) Salz gewonnen wird, erzeugen den metrifchen Gents 
ner (200. Bf.) zu 70 Gent. — I Fr., alfo 100 Pf. für 91, — 14 fr. 
Hievon wird dur die Zollftationen an der Gränze jene Salsfteuer 
erhoben, welche in dem Zeitraum von 1817 — 1848 nur von 4H,%04,000 
auf 55 Mill. Fr. gefliegen ift, wovon 6— 7 Mill. Koften abgehen 
mögen (g. 12?/, Proc. Zollverwaltungsfoften). Offenbar war alfo 
die Höhe der Abgabe nachtheilig. 

Sn den öftlichen Departements befinden fich mehrere dem Staate 
gehörende Salinen (Salines d’Est) und Steinfalzbergwerfe, tars 
unter das 1819 gefundene reiche Steinfalzlager zu Vio, deſſen IL 
Flöge zufammen 240 Fuß mädtig find. Nach mancherlei Berändes 
rungen in der Bewirtbichaftungsweife wurden biefe Werfe 1425 
auf 99 Jahre an eine Aetiengefe Hchaft verpachtet. Außer ten dafür 
an den Staat zu leitenden Entrichtungen wird gleiche Abgabe wie 
vom Meerfalze gegeben, welche 1846 13,287,000 Fr. eintrug. Die 
Badhtleiftungen follten aus 1,500,000 fr. feſt und einigen anderen 
Zahlungen, zufammen alfo gegen 2 Mill, und 59 Proc. des Rein- 
ertrags beftehen. Die Geſellſchaft Fonnte aber dieſe Bedingungen 
nicht erfüllen, 1) weil die Käufer das minder weiße und ſchwerer 
löslihe Steinfalz nicht lieben, 2) weil der Abſatz nach Deutfchland 
aufgehört hat, 3) wegen der Goncurrenz der neuen Saline Sulz: 
bronn im Dep. der Mofel (feit 1825); f. Rapport au Roi, S. 85. 
114. 138. GEe wurde daher 1830 der Pachtzins von 1,300,000 auf 
1,200,000 Fr. ermäßigt und der Antheil des Staates an Len erſten 
300,000 Fr. des Meinertrages auf ?',, an dem weiteren Meberfchuffe 
auf 3/, gefeßt, aber fo, daß die Actionäre zuvor 4 Proc. Zins erhal: 
ten. Macarel, I, 226. Der Staat bezog von diefen Werfen i. D. von 
1830-37 11/, Mill. Fr., und nad) Abzug ter darauf ruhenden La⸗ 
ſten 1,325,000 Fr. — Der Preis des weißen Kochſalzes war gewoͤhn⸗ 
fih 4 sous — Bft. vom Pfund, hie und da bis 6 sous. Der Ber: 
braudb war 1844 232,318,300 Ril. beſteuertes Salz, nebſt 36 Mil. 
Kil. Keuerfreiem für Wifchereien und 55 Will. für Kabrifen; jenes 
macht 13,20 Pfd., mit Binredynung der beiten legten Berwentungs: 
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arten 19 Bid. anf den Kopf. Die Beſchwerden über das Monopol 
ter Öflichen Salinen, von denen das Salz ohne Steuer und Fracht 
im Durchſchnitt zu IL, und hie und da bis zu 15 Fr. für 100 Kit. 
(2,% u. 3,5 fl. der tr.) verfauft wurde, haben neuerlich zu einer 
größeren Begünftigung der Privatconcurrenz geführt, in deren Folge 
ter allmälige Verkauf der Staatsfalzwerfe beabfichtiget wurde, d’Au- 
diffret, Systeme financier, I, 130 ff. Die Saline zu Dieuze 
iR auch fchon im Auguf 1542 für 6,100,000 Er. verfteigert wors 
den. 1843 murde der Salzpreis in ten 6 Dep., wo er am hoͤch⸗ 
fen fand, um etwa !/, herabgeſetzt. 1846 Rimmte fon die Des 
putirtenfammer für eine allgemeine Grinäßigung der Steuer auf 
10 Fr. von 100 Kil. und die Nationalverfammlung erhob diefe Be: 
fimmung am 28. Dec. 1848 zum Gelege. Der Ginfuhrzoll beträgt 
(®ef. v. 13. Jan. 1849) von gereinigtem weißem Speifelalz 2,75 — 
3,35 Sr. neben der erwähnten inländifchen Steuer. 

Belgien. NAufwandsfteuer von 6 fl. holl. oder 12,8% Fr. von 100 
Kil., nebft 26 Proc. Zufchlag. Ertrag 18465 4,668,00 Er. R., N. 
für 1848: 4,500,000 Fr., woraus ein Berbraud von 13,7 Pf. auf 
den Kopf zu vermuthen wäre. Da Bas Land feine Salzwerfe hat, 
fo wird rohes Salz aus England, Italien ıc. eingeführt und in 
Brivatfabrifen geläutert (raffinirt). Die Abgabe wird vom Groß⸗ 
bändler entrichtet, der das Salz an die Kleinhändler verkauft. 
Diefe Einrichtung macht viele läftige Foͤrmlichkeiten noͤthig, auch 
wird der Preis für die Zehrer durch den Bertienft der Kleinhändler 
erhöht, fo daß Graf Hogendorp (Lettres sur la prosperite pu- 
blique, 1830, II, 72) das bolländ. Pfund (Kilogr.) zu 16 GBente, 
alfo das Pfund zu 71/, fr. annimmt. Ebenſo in den Niederlanden. 

IV. In ®roßbritanien war von 1805 (Pitt) bie 1823 die 
Steuer 15 Schill. vom Buſhel (56 Pfd.) alſo 17,85 fl. vom deut: 
hen Zollcentner. Schottland hatte indeg nur 81/, Sch. vom B. Die 
Grzeugungsfoften waren höchſtens 5 Sch., der Reinertr. g. 1'/, Mill. 
2. ©t., der Schleichhandel ungeheuer ausgedehnt, fo daß nicht die 
Hälfte, vielleicht nur ein Drittel des Berbrauchs die Steuer bezahlte. . 
Diefelbe verurfachte daher unleidliche Beichwerlichfeiten. Mac Cul- 
loch, Taxation, ©, 259. Dan jegte fie im genannten Jahre auf 
2 Sch. herab, 1°25 wurde fie gänzlich aufgehoben. Sie hatte eine 
ſehr verwidelte und ausführlide Geſetzgebung nöthig gemacht. f. 
Rees, Cyclopedia, B. XXXI. Art. Salt. Die Tonne gilt jegt 
14— 16 Schill., alfo der Eentner gegen 27 fr. 


8. 197. | 

Die Regalität der Salzerzeugung und des Salzhandels ift 
zur guten Verſorgung des Volkes mit Salz keinesweges noth: 
wendig, vielmehr würde die Aufhebung des Regaled, wobei der 
Ronopolgewinn wegfiele und die Regierung nur etwa den Ge: 
werböverdienft und Gapitalzind ihrer Salzwerke bezöge, manche 
Bortheile gewähren (a). Denn 

1) ift die in dem Salzpreife enthaltene Entrichtung an die 
Staatscafje darum fehr mangelhaft, weil fie die einzelnen Bür- 
ger, ungefähr wieeine Kopffteuer, nicht nach den Abftufungen ihres 
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Bermögens oder Einkommens, fondern nur nach der Zahl ihrer 
Familienmitglieder trifft. Fuͤr die Wohlhabenden tft es eine 
unfühlbare Ausgabe, für dürftige Lohnarbeiter kann ihre Be: 
feitigung oder Ermäßigung fehr erwuͤnſcht fein (db). Eine Ber: 
fchiedenheit des Preifes für mehr und minder begüterte Bürger 
ift nicht audführbar und felbft durch eine Steuererleichterung 
für die unterſten Claſſen läßt fich der genannte Uebelftand nicht 
völlig entfernen (c). 

2) Die Wohlfeilheit des Kochſalzes erweitert den Ver⸗ 
brauch auf eine nuͤtzliche Weiſe (d). a) Obgleich der Genuß 
deffelben in den Speifen eine gewiffe Gränze findet, fo zeigt 
doch die Erfahrung, Daß er nach einer Herabfegung des Preifed 
zunimmt, hauptfächlich weil die dürftigeren Glaffen ſich dann 
vollftändiger verforgen. b) Für die Gefundheit der Hausthiere, 
vorzüglich der wiederfauenden, ift dad Kochfalz unentbehrlich, 
und die reichlichere Anwendung deffelben hat auf die Viehzucht 
günftigen Einfluß (e). c) Auch ald Düngmittel ift dad Koch: 
falz nüslidy (f). d) Manche Verwendungen beffelben in Ges 
werfen würden bei niedrigerem Preife noch einer Erweiterung 
fähig fein (9)y. In Küftenländern ift auch das Einfalzen der 
Fiſche von großer Wichtigkeit (A). 

3) Die Käufer würden nicht allein Die Abgabe erfparen, 
fondern auch geringere Erzeugungs⸗ und Frachtkoſten zu tragen 
haben, indem bei freiem Mitwerben die fparfamere Betriebs⸗ 
weife der Privatunternehmer und der Einkauf von den nädft: 
gelegenen Salinen, fie feien in: ober ausländifch, die Preife 
erniedrigen würden. Wäre ber Salzpreid ganz dem freien 
Mitwerben tiberlaffen, fo würde der Fortbeftand mancher Salz: 
werte, die mehr Erzeugungs: oder Frachtloften aufzuwenden 
haben, gefährdet. Die ausländifche Concurrenz könnte noch 
vermittelft eines Schußzolled ertragen werden, gegen die in- 
ländifche ließe fich aber nichtö tyun, die Zehrer hätten jedoch in 
jedem Falle den Vortheil der wohlfeilften Befriedigung eines 
nothwendigen Bedürfniffes (3). 

(a) Antrag von Duttlinger En rare auf 2 fr. Derhontl. 
eil erh. d. I. K. 


der 2. K. in Babe, 1831, IV, 84 
v. 1833, Beil. I, 336. (von Rau.)  Serdegen, &. 12%. Gr. 


(d 


(6 


(c 


at 


ur 


— 
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Moltte, S. 13%. Die beiden Eurien bes vereinigten Landtags in 
Breußen (1947) ſprachen den Wunſch aus, daß das Salzregal auf: 
gehoben werden möge, wobei fie die Unvermeidlichfeit des Erſatzes 
tur eine Steuer anerkannten; Ständeeurie 26. Mai (Berhandt. 
X, 1331), Herrencurie. 4. Jun. (VIII, 1307). — Demesmay in 
Journal des Econ. XVIV, (Derb. 1849.) 


Beträgt der Monopolgewinn 3.3. 11, fr. vom Pf., fo ift bei einem 
Speifeverbrauh von 15 Pf. für den Kopf in einer Familie von 5 
oter 6 Röpfen die Sahresausgabe 1 fl. 521%, Kr. — 2 fl. 15 Kr., 
bei 8 Köpfen ſchon 3 fl. Die franzöfifche bisherige Salzfteuer von 
41, Kr. auf das Pf. beträgt. für 9 Köpfe und 12 Bf. auf jeden 
4. 12 fr. jährlich. 
In Baden zählte man 1828 über 23,000 Familien, welche gar keine, 
und 24, Meibsperfonen, welche nur die halbe Gewerboſteuer bes 
zahlten. Der Bortheil, den ihnen die Erniedrigung des Salzpreifes 
gewährte, wäre ihnen folglich durch eine Steuerermäßigung nicht zu 
verfchaffen geweien. Rau a. a. O. I, 344, 

Belege aus ter Erfahrung. I) Der Salzverbrauch in Frankrei 
war vor der Revolution in den verfchiedenen Landestheilen ($. 18 
(6) nach ter Höhe des Salzpreifes abgefluft, nämlich 91/, Bf. bei 
ter grande, 113/, Pfund bei ber petite gabelle, 14 in den pays 
de salines, 18 Bfund in den befreiten Provinzen, 19'/, Pfd. in 
der Normandie, nad; einer anderen Berechnung 12— 20 Pfo., En- 
eyelop a. a. D. ©. 337. — 2) Als im &. Bern der Preis von 
12 auf 10 Fr. herabgeſetzt wurde (um !,,), ſank der Erlös nur um 
17, und nad 6 Jahren erreichte er den früheren Betrag von 1834 
wieter, Bericht über die Staateverw. ıc. S. 290. — 3) Im 9. 
1833 wurde in Baden der Salgpreis im Großen von 3'/, auf 
2';, ft. (um 28,9 Proc.), im Kleinhandel von 4 auf 3 fr. (um 25 
Broc.) erniedrigt. Der Berbrauhb an Speiſe- und Bichjalz war 
1832 244,544 Ütr., 1833 274,482 Ctr., 1834 283,735 Etr., alfo 
16 Proc. mehr, der Erlös fiel deshalb nur um 17 Proc. Neuerlich 
iheint der Verbrauch feine oberſte Graͤnze erreicht zu haben, da er 
ion 1838 231, Pfd. betrug und ſeitdem fehr wenig mehr gefliegen 
fl. 4) In Würtemberg erfolgte gleiche Herabicegung am 1. Febr. 
1834. Der inländiiche Abſatz (Hohenzollern einbegriffen) war 1. D. 
1529—32 282,896 Gtr., i. D. 1635-38 364,201 Gir., alfo 28,® 
Broc. mehr, oder auf den Kopf resp. 17 und 21,5 Pf. — 5) In 
Preußen wurden, aus dem Rohertrage zu jchließen, 1840 u. 41 i. 
D. gegen 2211, Mill. Pf., nach der Herabfegung des Preifes auf 
4, aber i. D. von 1843 — 46 gegen 2411/, Mill. verbraudt, alfo 
nur 9 Broc. mehr! — 6) Im britiſchen Reiche war die Zunahme 
beifpiellos Fark, freilih auch die frühere Steuer gang übermäßig. 
1810—17 wurden i. D. 2Mill. Bufh. im Innern verbraudt, 1827 — 
10,307,100 8. j., alfo das Sfache! f. Porter, Progress. of the 
aation, I, 345. — 7) In Sranfreich trat mit dem 1. San. 1849 die 
niedrige Steuer von 10 Fr. auf 100 Kil. ein, Der Ausfall der erften 
Monate war 140/, Mill. Sr. Ohne Zunahme des Verbrauchs hätte er 
264, Mill. betragen müffen, denn ?/,„ von 230,000 Ril. machen 134,000 
Kil. und es müſſen gegen 257,000 Kil. verfteuert worden fein. Indeß ift 
die Seit noch zu kurz. Cine fortdauernde Vermehrung des Speife: 
Verbrauchs auf den Kopf dürfte man nicht erwarten und die Zus 
nahme der Wohlhabenheit zieht keine Steigerung des Salzgenuſſes 
Ran, pol. Delon. Ite Ausg. III. 16 
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(e) 


(f 


— 


(8) 


(h) 
() 


nach fih, wenn einmal das Bedürfniß feine Befrietigung findet, 
Hoffmann, Lehre von den Steuern, S. 269. 
Die Zuträglichfeit der Salzfütterung if längft befannt. Pecudes 
armentaque et jumenta sale maxime sollicitantur ad pastum, multo 
largiore lacte multoque gratiore. Plin. H. nat. XXXI. 41. Co- 
lumella De re rust. VI, 4. 23. Die Annahmen des Bedarfs für 
die Hausthiere find fehr verfchieden und das richtige Maaß unter 
gewiffen Umfländen muß erſt noch ermittelt werden. Bouffins 
ault (Dingler, P. 3. CHI, 305) bemerkte hiebei, daß das Heu 
Ion etwas Kehl enthalte, 1/,—!;5 Broc. Auch die Runfelrüben, 
u 15 Proc. feſter Maſſe berechnet, haben gegen 0,%75 Proc. oder '% 
roc. der trodenen Subſtanz Kochſalz. Die englifche Regel, 7, 
deutſche Loth täglich für 1 Kuh 183 Pf. jährlich), 10,88 Loth auf 
1 Maſtochſen, 10 Bf. je auf 1 Schaaf, ifl wohl übermäßig. In 
Belgien werden für 1 Stüd Rindvieh 48, für 1 Schaaf 11%, Bf. 
gerechnet, für ein Pferd 231/, Pf. Weckherlin (Thierprod. U, 
157) haͤlt 12 Pf, Zeller (Berhältn. K. IV, 17) 12—18 Bf. für 
ausreichend zur Grnährung einer Kuh, viele Randwirthe geben aber 
Yo—!!/, Pf. wöhentlih. Die ältere gewöhnliche Annahme war auf 
ein Schaaf 1’, — 2, auf ein Stüd Rindvieh 18 Pf. jährlich, auf 
eine Ochſenmäſtung 25 Pf. Der Unterfchied in tem Berbrauche, 
wie er 3. DB. zwiſchen Branfreich und Baden flattfindet, zeigt, Laß 
dort dem Viehe fehr wenig Ealz gereicht wird. Nebrigens ift bei 
der Biehmäftung anzunehmen, daß die Ausgabe für Salz wie alle 
anderen Koften in dem Wleifchpreife ihren Erſatz finden. 
Früherhin wurde der Nugen der Salzdüngung überfchäßt, ſ. z. B. 
S. Sinclair, Orundgefepe tes Aderb. ©. 62 des Anh. — Wür: 
temb. Gorrefpondenzblatt 1524, I, 185 (3ohnfton). — Chaptal, 
Ind. franc. II, 170. — Milleret, De la reduclion des dreits 
sur le sel et des moyens de le remplacer. P. 1828. — Bulletin 
des science. agric. XI, 235. — Man darf den Werth dieſes Dünge- 
mittels nicht zu Hoch anfchlagen, weil es von den verfchiedenen, zur 
Ernährung der Gewaͤchſe erforderlihen Stoffen nur zwei darbietet 
und deshalb nur in fehr befhränkter Menge Mugen leiſten kann, 
auch ift ſelbſt in Großbritanien nicht viel von ihm Gebrauch gemacht 
worden. Bol. Darftellung der Landw. Großbritaniend, d. von 
Schweiger, 1839, I, 473. — Daurier, Experiences sur le sel 
ordinaire employ& pour l’amendement des terres P. 1848, 
Käfebereitung, Seifenfieden, Gerberei, Tabalsfabrication, Bereitung 
der Saizfäure, Ausiheidung des Natrums (Soda), Glasbereitung, 
Berfertigung der Fayenceglaſur, Bereitung von Chlor und deſſen 
Berbindungen, befonders des zum Bleichen hoͤchſt wichtigen Chlor⸗ 
altes ıc. 
In Großbritanien fam die Seefiicherei erfi nach der Aufhebung der 
Salzſtener redht empor, Mac Culloch, Taxation, 260 
Kuͤſten⸗ oder Landgränzgegenden würden fi) vom Auslande verfors 
gen. Der freie Verkehr mit Salz in einem Zoflvereinsgebiete würde 
einzelnen Salzwerfen den Untergang bringen. 


§. 188. " 
Zur Bertheidigung ded Salzregald (a) beruft man fi auf 


die Leichtigkeit, mit welcher der Monopolgewinn in ganz Beinen 
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Beträgen bei Gelegenheit des Salzfaufed entrichtet wird (b), 
ferner darauf, daß der lange fortbeftehende höhere Preis ded 
Ealzes auf die Preife der Arbeit und anderer Dinge eingewirkt 
hat und hierdurch weniger läflig geworben ift, indem die Lohn⸗ 
heren und die Käufer mancher Gegenftände dem Kohnarbeiter 
und Gewerbömann zum Theile die größere Audgabe für dad 
Salz vergüten müffen. Die Aufhebung des ganzen Regales 
wird ferner Durch den bedeutenden Ertrag deffelben erfchwert, 
der ſich auf die Allgemeinheit und Nothwendigkeit ded Salzber 
dürfniffes gründet ($. 184) und deſſen Verluſt, wenn er nicht 
etwa von gleichzeitigen Erfparungen im Staatdaufmande oder 
von dem Steigen anderer Staatdeinnahmen aufgewogen wird, 
dad Auffuchen eines befonderen Dedungsmitteld erfordert. 
Hiezu bleibt gewöhnlich nichts anderes Abrig, ald die Er- 
böhung der ſchon vorhandenen Steuern, oder die Einführung 
einer neuen. Jene ift nur da rathbfam, wo dad Steuerwefen 
ſchon gut eingerichtet if, eineneue Steuer aber verurfacht Mühe 
und Koften bei ‘der erften Einführung fowie bei der jährlichen 
Erhebung, und wenn fie etwa dem Salzregale ähnlich nach der 
Kopfzahl der Familien aufgelegt würde (b), fo wäre zu wenig 
gewonnen, weil dann die erwähnte Unvollkommenheit ($. 187 
Nr. 1) nicht aufhörte. Diefe Betrachtungen können zwar weder 
eine Erhöhung des Salzpreifed rechtfertigen, bei der bie nach: 
theiligen Folgen durch die Neuheit doppelt empfindlich werden 
würden, noch auch dad Beduͤrfniß einer Erleichterung zweifel- 
haft machen, wohl aber für dieſe einen allmäligen Gang vor 
dem plößlichen Aufgeben des Regald empfehlen. 
(a) Van Hogendorp, Lettres sur la prosp. publ. 1, 131. II, 65—77. 


— d’Audiffret, Syst. finance. 1,52. — Niebuhr in Rau und 
Sanffen, Archiv, NR. F. II, 208. 


(6) Bol. v. Langs dorf, Gedanken über die nothw. Herabfekung ber 
Salzpreife in Deutfchland, Heidelb. 1622. Def. Anleitung zur Sala 
werfstunde, 1824, ©. 696. — Benzenberg a. a. O. ©. 250. — 
Dagegen v. Malchuos, I, 841. — Sn der Brovinz Oberheſſen 
wurde 1821 der Saljzpreis von 5 fr. auf ungefähr den halben Be 
trag erniedrigt und dafür eine Salzfleuer von 64,200 fl. oder gegen 
15 fr. auf den Kopf eingeführt, Crome, Gtatift. des Großh. Hefe 
fen, 1, 109. — Aud wenn man bei einem folhen Salzgelde meh: 
tere Claſſen der Wohlhabenheit anorbnete, und die Umlegung und 
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Ginziehu 2. ‚den Gemeinden überliche, fo würde doch die Ausführung 
fo viele Mühe mahen, daß der Ruben als ſehr zweifelhaft anzu: 
fehen wäre: 

S. 188 a. 
Ergebniffe aus den vorfiehenden Sägen: 

1) Die Schwierigkeit, den ganzen Ertrag ded Salzregaled 
zu entbehren oder zu erfeßen, läßt in den meiften Fällen 
feine andere Wahl, ald den Salzpreid für den Augenblid 
anfehnlich zu erniedrigen. Died kann |päter wiederholt wer: 
den und bringt jedeömal auf einige Zeit dad wohlthätige 
Gefühl einer Erleichterung hervor, auch wird durch die Zu: 
nahme ded Salzverbrauchs wieder dad von der Staatscafle 
zu bringende Opfer verringert (a). 

2) Wird in den Koften der Erzeugung und Verſendung 
des Salzed eing Erfparniß bewirkt, fo ift es zwedmäßig, 
diefelbe den. Staatöblrgern durch Erniebrigung des Preifes 
zu Gute fommen zu laffen (b). 

3) Man follte auch auf die in den Nachbarftaaten be: 
fiehenden Preife des Salzes Rüdfiht nehmen, denn wenn 
dieſe bedeutend niedriger find, ald der inländifche Salzpreis, 
fo ift nicht allein ein mächtiger Anreiz zum heimlichen Ein: 
bringen vorhanden, fondern die Vergleichung verurfacht auch, 
daß der höhere Preid ſchwerer empfunden wird. Kleinere 
Staaten, die aneinander gränzen, thun wohl, einen gleich: 
förmigen Salzpreis zu verabreden, wodurch bie Verbote und 
Verhütungsmittel der Einfuhr unnöthig werden (c). 

4) Wo der Staat in eigenen Salzwerken den größten Theil 
des inländifchen Bedarfes erzeugen Tann, da ift die Eigenver: 
waltung diefer Werke das leichtefte Mittel, die Einnahme aus 
dem Salze zu erheben. Eine Verpachtung ift zwar nicht un⸗ 
audführbar, erfordert aber ein großed Capital im Beſitz der 
Pachter, auch find die denfelben zur Verhütung von Unterfchlei: 
fen aufzulegenden Bedingungen läftig, wie bei Privatfalzwerfen, 
($: 184, 2). Man könnte entweder den Pachtern die Abliefe: 
tung bes für das Inland beflimmten Vorrathes an die Nieder: 
lagen des Staatd um -einen feflen Preid vorfchreiben, oder 
ihnen unter ben nöthigen Weberwachungsmitteln den Verkauf 
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gegen Entrichtung einer Salzfteuer freilaffen, wobei fie aber 
an den allgemein feftgefeßten Verkaufspreis gebunden blieben. 
Mit der Zeit wird die Staatögewalt aud in biefem Zweige 
der Gütererzeugung dem Gewerbfleiße ber Bürger einen wei: 


teren Spielraum geftatten koͤnnen (d). 


(e) Mac Culloch (Taxat. S. 261) deutet an, daß die Beibehaltung 
einer niedrigen Salzfteuer, etwa 5 Sch. vom B., in Großbritanien 
ter Staatscaffe wenig Berluft zugezogen haben würde. 

(#9) Hoffmann a. a. O. ©. 249 bemerft, daß das Befühl einer Ueber: 
bürdung ſich fleigert, wenn ınan die Koflen abnehmen und ten Rein: 
ertrag der Staatscaffe anwachſen fieht. 

(c) Die Zollvereinsſtaaten haben ihr Augenmerk auf diefes Ziel gerich: 

tet, einftweilen aber ſich gegenfeitig Beiſtand gegen den Echleidh: 

hantel zugefihert und verabretet, daß ein Preis von 31/, fr. für 
das Pfund einen Anfpruch auf nachdrücklichen Schuß von Seiten 
terjenigen Regierungen giebt, die einen niedrigeren —* in ihrem 

Lande eingeführt haben. — Bgl. Herdegen, ©. . 

Bol. v. Jakob, I, $. 299302. — v. Waldhus, I, 100. — Die 

beiten Berpadhtungen in Frankreich find nit gut ausgefallen. 

Shen die erflere von 1506 mußte 1825 aufgelöft werden, ob fle 

gleib wie die zweite auf 8 Jahre geichluffen worden war, denn ber 

auswärtige Abjag hatte ſich fo fehr verringert, daß die Actiengefell: 
ſchaft nicht mehr beflehen fonnte, vol. $. 186 (65). Die würtemb. 

Saline Elemenshall war bi6 1348 verpadhtet. 


$. 189, 

Außer der niedrigen Feſtſetzung des Monopolgeminnes 
gelten für die Benugung bed Salzregaled hauptſaͤchlich fol: 
gende Regeln: 

1) Es ift zwedimäßig, diejenigen Salzvorräthe, die in einem 
hervorbringenden Gewerbe verbraucht werden ($. 187. 2), um 
einen geringeren Preis abzugeben, jedoch unter den nöthigen 
Borfihtömaßregeln, Damit der Mißbrauch diefer Begünftigung, 
d. h. die Verwendung zu Speifen, verhütet werde. Dahin 
gehört a) Verkauf eined wohlfeileren Viehfalzeds Man 
bedient fich hiezu der minder reinen Sorten des Sud: oder 
Steinſalzes, oder gibt dem Salze einen folchen Zuſatz (De: 
naturirung), daß es, unbefchadet feiner Zuträglichkeit für die 
Thiere, zu menfchlichem Genuß unbraudybar wird (a). b) Ver: 
fauf eines noch wohlfeileren Düngefalzed, wozu verfciebene 
Abgänge verwendet werden können (b). c) Abgabe von Salz 
zu niedrigen Preifen an folche Sabritanten, welche die nöthige 
Eiherheit gegen Mißbrauch geben (c). 


(d 


ut 
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2) Bei der Eigenverwaltung der Salzwerfe muß man 
die Koften des Betriebes zu verringern fuchen. Hiezu dienen 
a) Vervolfommnung der Erzeugung durch Gewinnung einer 
gefättigten Soole oder eined brauchbaren Steinfalzed, durch 
beffere Heizungsart und dergl. (d); b) Erfparung an ben 
Verpadungs: und Fuhrkoſten (e). Ob e8 vortheilhafter fei, 
dad Sal; an den Salzwerten mit einer Frachtvergütung für 
den Käufer abzugeben, oder Niederlagen auf Staatörehnung 
zu unterhalten, ift noch zweifelhaft. Diefed verurſacht einen 
Aufwand für dad Perfonal bei den Niederlagen und Die 
Gebäude (f), die Frachtvergütung dagegen gibt einen Reiz 
zum Betruge und erfordert genaue Ueberwachung (9). 

3) Ift keine Hoffnung, auf inländifhen Salzwerfen fo 
wohlfeil zu erzeugen, als auf fremden, und ift der Ankauf 
von diefen ficher, fo verdient er der eigenen Erzeugung vor: 
gezogen zu werden. 


(a) Man Hat hiezu Biegelmehl und Kohlenſtaub oder auch Kleie beige: 
mengt. Diefe Stoffe lafien fih durch Auflöfen des Salzes in Wafler 
ausicheiden,, was jedoch fchon mühfam ifl. ine flark färbende uns 
ſchaͤdliche Beimifchung, die weder durch Auflöfung noch durch Glühen 
zu entfernen wäre, ıft noch nicht gefunden worden, webhalb man 
auch in Frankreich (V. 26. Febr. 1846) bei der Herabfegung der 
Steuern von Viehſalz von 10 auf 5 Franken (für 100 Kil.) die 
Kleie zu Hülfe nahm, aber in einer viel zu großen Menge, nämlich 
bem Bt/sfachen Gewichte des Salzes! — Zum Bichlalze verwendet 
man zunächft das verunreinigte, 3. B. auf dem Lager in ter Trodens 
Rube mit Giſenroſt befchmupte Salz. In Baden werden ungefähr 
3,2 Proc. des ganzen Brzeugniffes an Viehſalz erzeugt. 

(8) Pfannenſtein, Mutterlauge, Afche aus den Heerden, ferner die ein- 
geiigerken ineruftitten Dornen der Gradirwände. Der Pfannen: 

ein und die Dornen enthalten größtentheild Gyps. 

(c) In Baden gegen 5500 Gentner zu I fl. Ueber Frankreich, f. $.186 (b). 

(d) Anlegung von Bohrlöchern ($. 184), Berheflerungen in den Heerden 
und Pfannen vermögen viel, fo auch die Anwendung eines wohl: 
feilen Brennfloffes, 3. B. des Torfes. In den bad. Salinen rechnet 
man zum Berfieden von 80 Etr. Salz 1 Klafter Holz (zu 144 Eub. 
Kup) oder 16 Etr. Steinfoblen oder 3— 5000 Stüde Torf. — 
Benutzung des Dampfes aus der Pfanne zum VBormärmen und 
Trocknen x. v. Alberti in der beutfchen Vierteljahrefcheift, VEL, 
1. (1849). — Sortleitung der Soole an eine Stelle, wo das Holz 
wohlfeiler und die Abfuhr des Salzes leichter if. Die Leitung von 
Meichenhall in Oberbaiern nad Traunftein wurde ſchon 1616 un⸗ 
ter Kurfürft Mar I. duch Reifenſtuhl ausgeführt, v. Reiz 
henbach feßte fie 1808 bis Roſenheim fort und brachte 1517 die 
hoͤchſt kunftreiche Leitung von Berchtesgaben bis Neichenhall, 109,000 


(e) 
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Fuß lang, zu Stande (Hebung an der Waflerfärlenntafchine zu Il⸗ 
tang 1218 Fuß body). Die ganze Soolenleitung bat gegen 13 Mei: 
len Länge. — Die Leitung von Hallftadt nad Iſchl und von da 
nach Gbenfee im öflerreihifchen Salzkammergut, 1757 gebaut, ift 
150,000 Fuß lang. 

Berpadung in Süden ober, bei wohlfeilem Holze, in hölzernen Ge⸗ 
füßen. Kaiſerliche Kabrif zur Verfertigung bderfelben im Großen zu 
Hallen, mit Sägemühlen. Aehnlich u Reichenhall. — Verſendung 
anf Flüffen (in Schiffen oder auf Flößen), Ganälen, Eifenbahnen, 
3.3. der böhmifdyen, die vorzüglich hierauf bereihnet war. — Ber: 
träge ınit ganzen Gemeinden zur Mebernahme der Salzfuhren. — 
Verträge mit anderen Regierungen zum Austaufche an verſchiedenen 
Graͤnzen. So giebt 3. B. Baiern in Oberſchwaben eine gewiſſe 
Menge von Salz an Würteinberg ab, weldes dafür gleiche Menge 
von Friedrichshall in die bairifhe Pfalz liefert. 


(f) 3. B. in Baiern, i. D. von 1828 u. 1830, bei einem inländifchen 


(8) 


Berfauf von 673,529 Etr. Speiſe- und II,382 Etr. Viehſalz; 108,190 
fl., wozu noch die Miethe von Magazinen fommt. — Dagegen kann 
öftere die Verſendung auf Staatsrechnung wegen ber großen Maſſen 
etwas mohlfeiler bewirft werden, als von einzelnen Händlern. 

Es muß nämlich) der Beweis geführt werden, daß der Borrath, für 
welchen eine beflimmte Vergütung in Anſpruch genommen wird, 
auch wirflih volltäntig in den benannten Ort gebradyt worden, und 
nicht etwa zum Theil in einem näheren Orte zurüdgeblieben ift. 
Die Ausbezahlımg gefchieht in Baden von den Untererhebern, die 
fidh vorher überzeugen müffen, daß die auf dem Salzwerfe angebrachte 
Verſchnürung und Berbleiung des Salzfades unverlegt if, und die 
abgenommenen Bleie werben durch die Obereinnehmereien an die 
Salzwerköverwaltungen zurüdgeliefert, f. Samml. aller Gel. und 
Verordn. über die indirect. Steuern in Baden, 1839. VI. Abſchnitt. 
Die inländiſchen Frachtverguͤtungen betrugen 1844—46 i.D. 67,800 
fl. Der ten Kleinhändlern bewilligte Berbienft von 1/, Er. würbe, 
wenn man annehmen wollte, daß 2/s des Verbrauches vom Krämer 
erfauft werden, von 213,000 Etrn. ſchon 177,500 fl. ausmachen, 
aljo beite Summen 245,300 fl. An vieler Ausgabe Eönnte durch 
tas Mitwerben etwas erfpart werden, wobei freilich im Kleinver- 
taufspreife mehrerer Drte kleine Berfchiedenheiten eintreten würden. 
Man beredinete 1844 — 46 die Koſten für 1000 Gentner ſo: Sool- 
förderung 20 ſt., Sieden und Trodnen 372,6 fl., Berpaden und 
Aufbewahren 176,21 fl., inländifche Frachtkoſten 216 fl., A 7841. 
— 0,78 fl, p. Gentner. — In Baiern koſtete 1320 u. i. D. bie 
VBetrſendung und der Verkauf der im In⸗ und Auslande abgeſetzten 
809,464 Etr. 572,372 fl. oder 0,8 fl. vom Centner, was jedoch 
ſchon wegen der ungleichen Entfernungen und Wuhrlöhne feine ges 
naue Vergleichung zuläßt, auch fommt noch der Zufchlag des Klein: 
verfäufers zu dem Preiſe hinzu. 


§. 10. 
Das zwar nicht allgemein in Deutfchland, aber doc, in 


mehreren Ländern eingeführte Salpeterregal (a) wurde 
| ebenfalls aus dem Bergwerksregale abgeleitet, fand aber in 
' ber Unentbehrlichkeit des Salpeterd zur Bereitung ded Schieß: 
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pulverd und fomit in feiner Wichtigkeit für die Staatsver⸗ 

theidigung feine befondere Beranlaffung (b). Der Salpeter 

(falpeterfaures Kali) findet fi nicht bloß in manchen Laͤn⸗ 

dern ſchon gebildet in großen Maffen der Erde beigemengt, 

fondern erzeugt fich auch neu an foldhen Orten, wo organi: 
fche Stoffe in Verwefung übergehen. Man kann fih hierzu 
der Erde bedienen, welche unter den Viehftällen, Kellern und 

Scheunen und in der Nähe der Wohngebäude auf dem Lande 

liegt (c); doch ift die Anlegung von Erbhaufen, deren Be 

flandtheile man in einer paflenden Zufammenfegung verbins 
det (Salpeterplantagen), ergiebiger. Die gewöhnlichen Eins 

richtungen beim Salpeterregale waren dieſe (d): 

I) Niemand durfte ohne obrigkeitliche Erlaubniß und 
Entrihtung einer jährlichen Abgabe fich mit der Salpeter: 
bereitung befchäftigen. 

2) Die privilegirten Salpeterfieder (Saliterer) durften, 
ohne der Erlaubniß der Eigenthümer zu bedürfen, in ben 
ländlichen Gebäuden und Höfen nad) Salpetererde graben 
und die gefundene mit fich nehmen. 

3) Sie mußten ihr ganzes Erzeugniß dem Staate zum 
Berkauf um einen gewiflen Preid anbieten. 

(a) Zuerft 1419, Erzbiſchof Guͤnther von Magdeburg, 1580 Erzbiſchof 

Johann von Trier ze. Pütter, Grörterungen des deutſchen Staats: 

und Fürſtenrechts, III, 27—50. — Beckmann, Geſchichte der Er: 

findungen, V, 587. — Bergius, Magazin, VII, I. — Mitters 

maier, Brundf. $. 244. 

Frankreich verbraudte IS00—1814 im Jahresdurchſchnitt 1,114,000 

Kilogr. (2, 228, 000 Bfund) Schießpulver. Hiezu find gegen 12/, 

Mill. Pfund raffinirter Salpeter erforderlih (75 Bro). Thbenard, 

Dep. Kammer, 30. Juni 1829. 

(c) Diefe Erde enthält übrigens mehr falpeterfauren Kalt ale wahren 
Salpeter und es muß nad dem Auslaugen noch Kalilauge oder 
Aſche beigefegt werden. — In niedrig liegenden Ebenen mehrerer 
Länder, vorzüglich in Oftindien, wird eine reichere Salpetererde ges 
funden, weßhalb der oflindiiche Salpetee ungeachtet des weiten 
Transportes nicht fo hoch zu ſtehen kommt als der europälfche. 

(d) Die Berordnungen über das preußische Salpeterweien in Bergius, 
Sammi. t. Landesgef., XIl, 1. — In Oefterreich beſteht noch das 


Regal nad dem Patente vom 21. Dec. 1807, |. Krapf, Handb. 
d. Zoll⸗ u. Staatsmonop.⸗O., IL 341. 


$. 191. 
Diefe Beflimmungen waren dem Zwecke, die Bereitung bes 
Salpeters im Lande zu befördern, keineswegs entfprechend, denn 


(d 


— 
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zu I) wurbe durch die Abgabe und die audfchließliche Berechti⸗ 
gung für einen gewiflen Bezirk die Ergreifung diefed Gewerbes 
erſchwert, während man eher noch Ermunterungdmittel deffelben 
hätte aufftellen müffen, wie Prämien und Belehrungsanftals 
ten (a); zu 2) wurde den Landbewohnern eine große Laſt 
aufgebürdet, indem fie dad Durchwühlen des Bodens in ihren 
Befigungen fich gefallen laffen mußten (b); es ift daher rath: 
fam, zu verorbnen, Daß die Salpetergräber fih von den Haus⸗ 
eigenthuͤmern die Erlaubniß zum Suchen nad falpeterhaltiger 
Erde auswirken müflen; — zu 3) Wenn das dringende Beduͤrf⸗ 
niß des Staates ein folched Vorkaufsrecht rathſam macht, fo 
muß wenigftens der volle Marktpreid vergütet werden. Nach 
diefen Anordnungen hört dad Salpeterwefen auf, Quelle einer 
Staatöeinnahme zu fein. 


(a) In Branfreih wurden während des Mevolutionsfrieges viele junge 
Leute nach Paris gerufen und von bortinen Ehemifern im Salpeters 
fieden und in der Bulveifabrifation unterwiefen. 

(db) Es war fogar verboten, tie Wellerwände eingehen zu laflen, um fie 
mit Mauern oder Berzäunungen zu erfegen. Gemeinden entrichtes 
ten häufig das Pachtgeld für die Brlaubniß des Salpetergrabeng, 
blos um fih von jenen Beläftigungen zu befreien. — Nach der baier. 
Berordnung vom 2%. Januar 1815 koönnen fih die Gemeinden da⸗ 
turch vor den Beeinträchtigungen der Salpetergräber ſchuͤtzen, daß 
fie tenfelben fünftlich bereitete Salpetererde überliefern. — Ders 
pfidtung der Salpetergräber, den Grundeigenthümern allen Scha⸗ 
ten zu eıfegen, nach 6. II des a. öfterreich. Patents von 1807. 





4. Hauptftüd. 
Negal der Jagd und Fifcherei. 


$. 192. 

Das Jagdregal, d. h. die Befugniß der Staatögewalt, 
die Jagd in den Privatwalbungen audzuüben, ‚darf nicht mit 
der Jagdhohheit und dem Wildbanne, d. b. dem Rechte 
einer Leitung bed Jagdweſens aus dem Standpuncte der Volks⸗ 
wirthfchaftöpflege (II, $. 175.), verwechfelt werden. Die Ichtere 
Thaͤtigkeit bezweckt die Erhaltung des Wildflandes im Gan- 
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zen, wen auch immer die Sagdgerechtigkeit zuftehe, und iſt 

der Auffiht des Staated auf die gefammte Forftwirthfchaft 

(1, 9. 153.) aͤhnlich, aus der man irrig die Eriftenz eines 

Forſtregals abgeleitet hat (a). Das in vielen Laͤndern be: 

fiehende Zagdregal dagegen trägt volllommen die Merkmale 

eined Hohheitsrechtes an ſich (b), nur mit der Eigenthuͤmlich⸗ 
keit, daß viele Grundeigner, insbefondere Befiger von Ritter: 
gütern, von Alterd her ſich im Beſitze des Jagdrechtes behaup⸗ 
tet haben, wenigftend in Anfehung der niederen Jagd, während 

die hohe Jagd in der Regel der Regierung zugefallen ift (c). 

(a) Die Nnnahme eines Forſtregales beruht auf einem WMißverftänd: 
niffe, denn Lie Rechte, welde ter Staatögewalt über die Privat: 
waltungen zuftehen, betreffen nur bie Leitung der Privatforfiwirth: 
fhaft, hauptfählih in den @emeindes und Stiftungswaldungen, 
nach Zmeden der Bolfswirtbfchaftspflege, aber nicht die Benutzung 
terfelben zum Vortheil der Staatscafle. Was tie Gigenthümer ber 
Waldungen für die Ausübung dieſes Auffichtsrechtes etwa entrichten 
müflen (Mnmeifegeld, Belörberungsabgaben x.), das fällt in ben 
Begriff einer Sebühr, die von weientlichen Begierungöhandlungen 
erhoben wird. — Ginzelne Forfinebennugungen, 3. D. das Maſt⸗ 
recht, find allerdings hie und da, wie die Jagd, landesherrliches 
Reſervat; ſ. z. B. Stiffer, Kork: und Jagdhiſtorie der Teutfchen, 
Ausg. von Kranfen, 1754, ©. 18. 

(6) 88 unterfcheidet fi alfo weſentlich von den gutsherrlichen Rechten, 
welche ganz privatrechtlicher Art find, $. 13%. 

(c) Es laſſen ſich Hiebei 3 Perioden unterfcheiteg: 2) Audy als die Jagd 
ſchon nicht mehr Hauptnahrungsquelle war, blieb fie doch fo beliebt, 
daß die freie Pürſch lange fortdauerte. 2) Allmälig brachte man es 
dahin, das Jagdrecht dem Grundeigenthümer ausschließlich zu fichern. 
Zuerſt ſchloſſen Lie farolingiihen Könige ihre Wälder, dann ahmten 
es Privatperfonen nah und der Wiltbann Fam auf. 3) Erſt gegen 
Ende des Mittelalters gelang es den Regierungen, aud in vielen 
Brivatwaldungen das Jagdrecht an fi au ziehen. Hüllmann, 
Fin. Geſch. S. 44. Mittermaier, $. 213—15. — In Norwegen 
in das Jagdrecht den Grundeigenthümern geblieben. Niemann, 
Dänifche Forfiftatifif, ©. 160. 


$. 198. 


Die neue Einführung des Jagdregaled würde als ein Ein: 
griff in die Rechte der Grundeigenthümer nicht gebilliget wer: 
ben können. Wo jedoch dieſes Hohheitörecht ſchon lange be: 
fteht, da haben bie jetzigen Befiter der Waldungen biefelben 
ohne Rudficht auf Dad Jagdrecht erworben, und die Fortdauer 
der Regalität hat in rechtlicher Hinficht nichts gegen ſich. Won 


— 


\ 
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vollswirtbfchaftlicher Seite fprechen folgende Gründe für bie 
Erhaltung des Jagdregals: 1) da die Jagd eine Neben: 
nugung der Waldungen iſt und der Wildfland nur bis zu 
einer gewiſſen Gränze ohne Nachtheil für Holzwuchs und 
Seldbau vermehrt werden fann, fo vermöchte auch der Ex: 
werböeifer der Einzelnen feinen höheren Rohertrag zu erzie: 
ln; 2) bei der Freigebung der Jagd an die Grundeigen: 
thümer würde da, wo bie Ländereien fehr zerftüdelt find, 
dad Wild wegen der unvermeiblichen übermäßigen und regel: 
widrigen Benugung der Jagden nicht gehörig gefchont werden 
und fomit eine immer fchäßbare Güterquelle ganz verfiegen, 
vgl. II, 5 174 (a), feiner würde der Reiz des Jagdvergnuͤgens 
viele Menfchen von der Arbeit abziehen (d). Dephalb hat man 
auch da, wo dad Jagdregal fammt allen Zagdrechten auf 
fremdem Boden gefeglich aufgehoben'worden war, die Aus: 
übung der Jagd zu beſchraͤnken gefucht Ce). Daffelbe ift in 
der neueſten Zeit (1848) in vielen deutfchen Staaten geſchehen, 
wo die Jagdrechte wegen der mit ihnen verbundenen Unbe: 
quemlichkeiten und felbft Verlufte für den Grundeigenthümer 
aufgehoben worden find. Nur einzelne große Grundeigen: 
thuͤmer Dürfen ihre Jagd felbft benugen, die Gemeinden 
müflen fie verpachten oder Beauftragte anftellen (d). 


(a) Bei vielen Kleinen Brundflüden flellt fid), wenn die Sagd dem @igen: 
tbümer überlaffen wird, von ſelbſt Koppeljagd oder fogar freie Bürfch 
ber, weil e6 Niemand der Mühe werth findet, auch dem Nichtbegüs 
terten das Jagen zu unterfagen. Hier fällt auch alles eigene Inter: 
efe an der Schonung tes Wildes hinweg, wie man ſchon bei ges 
ordneten größeren Jagdrevieren an ten Gränzen gegen einen unzus 
verläffigen Nachbar mehr als in der Mitte zu erlegen pflegt. Schon 
die flete Beunruhigung des Wildes durch tägliches Jagen ift 
ſchaͤdlich. 

() La chasse, sans £tre plus productive que d'autres travaux, a 
malheureusement plus d’atiraits; le jeu s’y combine avec la 
peine, Jloisivete avec l’exercice et la gloire avec le danger. 
Bentham. 


In Franfreih wurde am 11. Auguft 1789 das Jagdregal aufgeho: 
ben. Im Königreich Weftfalen ahmte man dieß nad, Torderte aber 
vom ®rundeigenthämer, damit er jagen dürfe, einen Waffenpaß; 6. 
Februar 1809. — Sn den preußifchen Landen auf dem linken Rhein: 
ufer haben die Grundeigner zwar, zufolge jenes franzöflfchen Ge⸗ 
feßes, die Nubung der Jagd behalten, aber nicht die Ausübung ders 
felben, fie wird nämlich zu Gunſten jener verpadhtet. B. v. 17. April 


(c 


ur 
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1830. Diefe Einrichtung if in Bezug auf den Betrieb der Jagd von 
der palität nicht verſchieden. — Vgl. Memorial forestier, Ana. 
124, * 


(d) Bar. Be. 10. Apr. u. 28. Zul. 184%. — D. Grundrechte, $. 168: 
Sagdgerechtigfeit auf fremdem Boden ift aufgehoben, außer wo fle 
erweislih Durch einen läftigen Vertrag erwerben worten if. Die 
Landesgefebgebung fann tie Ausübung der Jagd ordnen. Gbenfo 
preuß. Entwurf 6. 167. 


$. 194. 


Mo das Zagdregal noch befteht, da kann ed benugt wer: 
den (a) I) durch Selbftvermaltung, indem das von dem un: 
teren Forſtperſonale erlegte Wild auf herrfchaftliche Rechnung 
verkauft und dem Jaͤger eine Heine Vergütung für jedes Stüd 
bezahlt wird, 2) durch Verpachtung, die in der Regel vors 
theithafter ift und in den Privatwaldungen auch den Nugen 
gewährt, daß die Forſtbedienten nicht fo häufig von dem Be: 
ſuche der Staatöforften abgezogen werden ($. 152.), 3) durch 
Ueberlafjung an größere Gutsbeſitzer in ihrem Gebiete gegen 
einen feften Zins, doch mit dem Vorbehalte ded Widerrufes 
im Falle einer Zerftüdung ihrer Beſitzungen. Dieß trägt 
weniger ein, als die Verpachtung, ift aber fehr einfach und 
befreit die Grundeigenthuͤmer von allen Beläftigungen. 

Je mehr man zur Berhütung des Wildfhadend thut, 
befto mehr muß der Wildftand und folglich der Ertrag des 
Jagdregales abnehmen. Zur Sicherung deffelben gehören vor: 
zuͤglich Maafregeln gegen den Wilddiebflahl, die außer- der 
Yut in den Waldungen auch in der Aufficht auf den Dan: 
del der Privatperfonen mit Wildpret beftehen. Dagegen 
müffen die mancherlei Laſten, die ehemals den in der Nähe 
von Jagdbezirken des Staates wohnenden Zandleuten auf: 
gelegt wurden, ald z. B. Jagdfrohnen, Belöftigung der 
Jäger und Hunde u. dgl. vollftändig aufgehoben werden. 
(a) Robertrag in Baiern, i. D. 1835— 37: 95,724 fl., wovon aber 

33,603 fl. Roften abgeben. Baden, MReinertrag 19328 u. 1830 i. 

D. 3880 fl., 1831 und 1532 i. D. 23,360 fl., — 1637 und 36 i. D. 


32,334 Rd. — Die Zunahme rührt von der allgemeinen Binführung 
der Berpachtung her. N. für 1848 war 32,890 fl. 


§. 19. 
Die ausfchließliche Befugnig der Regierung, nugbare Gegen: 


253 


fände aus ben Gewäflern zu gewinnen, ein Beflandtheil bes 
fogenannten Wafferregales (a), iſt ein eigenes Hohheits— 
recht, denn die ſchiff- und floßbaren Fluͤſſe und Die Meereöküften, 
als Staatdeigentbum, find dem allgemeinen Gebrauche der 
Bürger gewidmet, fo daß ein befonderer Vorbehalt nöthig 
it, um diefe von der Betreibung des genannten Gewerbe: 
zweiges audzufchließen; in Privatgewäflern fleht den Grund: 
eigenthümern die Benußung zu, wo fie nicht ebenfalls dem 
Regale unterworfen ift. Unter den hieher gehörenden Nutzungen 
ift am erheblichften die Fifcherei in größeren Gemäffern, in 
denen zwar jene Sorgfalt ſich nicht belohnen würde, die man 
in Meineren gefchloffenen Wafferbehältern (Leichen) anmwenbet, . 
die jedoch auch nicht ohne ſchonende Maaßregeln betrieben 
werden darf. Ihre Regalität laͤßt ſich ungefähr wie die der 
Jagd beurtheilen. Die Zifcherei in Binnengewäffern, wo fie 
nicht herkoͤmmlich oder vermöge förmlicher Uebertragung einer 
nahen Gemeinde, einem Gutsherrn ıc. zufteht, pflegt von der 
Regierung verpachtet zu werden, unter Bedingungen, welche 
der Vertilgung der Fifche vorzubeugen dienen koͤnnen, I, 
6. 176 (b). Die Zifcherei auf dem Meere könnte nur in der 
Nähe der Küften ald Regal in Anfprud genommen werden, 
es ift aber am zwedmäßigften, fie gänzlich freizugeben, weil 
fie nicht ergiebig genug ift, um eine Abgabe ertragen zu Eönnen 
und zugleich eine Begünftigung vollflommen verdient. — Die 
Goldwaͤſcherei an den Flüffen giebt in Deutfchland faum 
einen reinen Ertrag und verdient daher durch Freigebung be: 
fördert zu werden (ce). Die Perlenbäche einiger Länder 
And zwar Regal, aber ohne Gewinn für bie Staatöcafle (d). 
(3) Klüber, Of. R. 5. SA f. Bol. Mittermaier, 1, 6. 222. 
(db) Bergius, P. u. 8. Magaz. II, 110. — In Rußland war früher 

die aftrachanifche Fifcherei (auf dem cafpifchen Meere, mit Ausnahıne 

ter uralifchen) ein Regal, welches 1763 gegen eine Abgabe von jes 

den Bud Haufenblafe und Caviar der Kaufmannſchaft zu Aſtrachan 


überlaffen wurde, 1802 wurde die Kifcherei ter allgemeinen Be: 
Bugung freigegeben. Storch, Rußland unter Nleranter I. X, 


(ch Wo der Boldfand nicht aus dem Bette eines Fluſſes, fondern von 
Brivatgruntftücden gewonnen wird, da hat dieß Geſchaͤft gar feine 
Beziehung zu den Gewaͤſſern und müßte, wenn der Staat es fi 


vorbehalten wollte, unter das Bergregal gebracht werden. — Außer 
dem Mhein führen auch viele andere Fluͤſſe Bold, 1; 0 Arriege 
(Aurigera), Ifar, Inn, Eder, Reuß, Yar, Emme, Po, Tajo ıc., do 
in wenigen verlohnt fib das Auswafhen. In Baden if die frei- 
gegeben, jeder &rundeigenthümer, der Lager von goldführendem 
Kiefe befigt, Tann darüber verfügen. Das Berfahren if feit alter 
Zeit ih gleidy geblieben, ein Schlämmen auf einer geneigten, mit 
Tuch überzogenen Fläche und das Amalgamiren des hiedurch gewon⸗ 
nenen ſchwereren und feineren Sandes. Die Münze in Karlsruhe 
vergütet die Krone Bold (70 holl. As) mit 5 fl. (früher nur mit 
41/2 fl.). Der abgelieferte Betrag ift jährlih i. D. gegen 2300 
Kronen, ohne das auf anderen Megen verfaufte. Die Gewinnung 
verurfacht außer der Arbeit Feine Koften, als die Anidhaffung des 
Queckfilbers, und liefert einen täglichen Rohertrag von 30 fr. — 1f. 
für den Arbeiter. ' 
Baiern hat einige Berlenbähe im Mains, Regen- und Unterbonau= 
freife, deren Berwaltungsfoften den Ertrag überfleigen. Es wäre 
daher vortheilhaft, das Betriebsrecht auch unentgeldlich einem Pri⸗ 
vatmann zu geben. Bine Freigebung an alle Uferbefiger würde die 
ganıe Nutzung zerflören. — Saͤchfiſche Perlenflicherei im Bogtlande, 
egal feit 1621. — Badiſcher Perlenbah zu Schönau im Oden⸗ 
walde. — Das Bernfleinregal an den preuß. Küften, hauptſaͤchlich 
zwiſchen Billau und PBalmniden, if vielen Defraudationen ausgejegt 
und macht firenge Strafen ſowie fleißige Auffiht nothwenpdig; ſ. 
Nande, Wanderungen dur Breußen, I, 72. 1802. 


(d 


— 


5. Hauptſtuͤck. 
Das Münzregal. 


$. 196. 


Unter dem Münzregal verfland man fonft den Inbe⸗ 
griff aller auf das Muͤnzweſen fich beziehenden Rechte ber 
Staatögewalt (a). Diefe Rechte find aber größtentheild dem 
Finanzwefen ganz fremd und fließen aus dem Bebürfniß einer 
feften Leitung des Münzwefend nach volfswirthichaftlichen 
Sweden, weil bie Münzen ein höchft nothwendiges Hülfsmittel 
des Verkehres find und ihre gute Befchaffenheit, ſowie ihr guter 
Umlauf zu den wichtigften Bedingungen ded Wohlflandes ge- 
hören. Werden nun die hierauf gerichteten Maaßregeln in der 
Volkswirthſchaftspolitik beleuchtet (11, $. 249.), fo bleibt für 
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die Finanzwiſſenſchaft nur die Unterfuchung übrig, inwiefern 
das Müngprägen ald eine Einnahmsquelle benust werben 
fünne. Das Münzregal im engeren finanzwifienfchaftlichen 
Sinne ($. 85.) befleht demnach nur in dem ausfchließlichen 
Rechte der Regierung, Münzen prägen zu laffen und bier: 
aus einen Gewinn zu ziehen. Wie fehon im Alterthum (b), 
fo ging man auch in fpäteren Zeiten fehr häufig in dem 
Streben, dad Muͤnzweſen für die Staatscaffe einiräglich zu 
machen, fomweit, daß darunter die Nüßlichkeit der Münzen 
für den Verkehr litt. Erſt in neuerer Zeit, bei befferer Ein- 
fiht in das Weſen und die Beflimmung ded Geldes, hat 
jich die Ueberzeugung befeftiget, daß die finanzielle Benugung 
ded Münzwefend nur me Mebenfache fei und der gemein: 
nüsigen Wirkung der Münzen keinen Eintrag thun dürfe. 

(a) ©. 3. B. Bergius, Mag. VI, 405 nad Jufti. 

(db) Im römischen Reiche fhon in den Zeiten der Republif. Im Jahre 
244 a. C. wurde das As von I Pfund bis auf '’; Pfund verringert 
und in diefem leichten neuen Kupfergelte zahlte man die Schulden 
ab. Ita quinque 'partes factae lucri dissolutumque aes alienum. 
Plio. — 3m fränfifchen Reiche wurde das Muͤnzregal nach dem 
Beilpiele des römifchen eingeführt, in Deutfchland insbefondere ges 
langte es allmälig an die vielen Reichsflände, wodurch eine unbes 
fchreibliche Berwirrung entfland. 


$. 197. 

Das Praͤgen der Münzen verurfacht Koften. Ein Erfas 
derfelben und allenfalld noch ein weiterer Gewinn wird dann 
moͤglich, wenn man ſich dad rohe Münzmetall für eine etwas 
geringere Menge von geprägtem verichafft, alſo z. B. 100 
Loth rohes Silber mit 99 oder 98 Lothen gemünzten Silbers 
erwirbt. Der Unterfchied zwifchen dem Preife ded rohen und 
des geprägten Metalled ift der Schlagſchatz (a), und die 
Einträglichkeit ded Münzregaled beruht mithin auf der Größe 
des Schlagſchatzes. Würde man diefen gaͤnzlich aufgeben und 
den Bürgern ihre Metallvorräthe unentgelblich, alfo auf Koften 
der Staatöcaffe prägen, fo verurfachte bad Muͤnzweſen nur 
eine Staetdausgabe, Feine Einnahme. Die für eine folche 
Einrichtung angeführten Gründe (6) find nicht zureichend (c) 
und ein auf den Betrag der Praͤgekoſten geſetzter Schlagichag 
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muß für unfchädlich gehalten werben. Ein höherer zieht da⸗ 

gegen nachtheilige Folgen nach fich, die fi am beften durch 

Beleuchtung der verfehiedenen Mittel, wie er erlangt werben 

kann, darthun laffen. Hiebei ift hauptſaͤchlich zu unterfchei- 

den, ob man den beftehenden Muͤnzfuß, mwenigftens für groͤ⸗ 

bere Sorten, beibehält oder denfelben verläßt. 

(a) Beifpiele in II, $. 257. 

(6) v. Jakob, I, $. 414 ff. 

(c) II, $. 357. — v. Malchus, I, 119. — Die Bertbeidiger ber uns 
entgeldlihen Ausmünzung legen befonderen Werth auf den Umftand, 
daß diefelbe die Breit der Waaren erniedrige und fo den Abſatz im 
Auslande befördere. Der auswärtige Käufer, welcher eine in Münze 
bedungene Summe zu entrichten hat, muß hiezu etwas mehr rohes 
Metall ausgeben, als der Feingehalt beträgt; f. 3.8. v. Jakob a. 
a. O. Allein abgefehen davon, daß Wefer Umſtand, als längft bes 
fiehend, nicht mehr empfunden wird, ift er auch geringfügig, zumal 
wenn die Zahlungen zwifchen ten Ländern in Gold berechnet und 
geleiflet werben. 


$. 198, 


Ohne Beränderung ded Münzfußed kann ein Schlagſchatz 
bezogen werben: 

1) durch erzwungenen Vorkauf der im inländifchen Berg: 
bau gewonnenen Münzmetalle, ein in Rüdficht auf dies Ge: 
werbe entfchieden fehlerhaftes Mittel, $. 182. 

2) durch Einkauf edler Metalle von Privatperfonen, ober 
durch da8 Begehren derfelben, eine überlieferte Metallmerige 
prägen zu laflen (a). Man hängt aber hiebei von dem Münz« 
beduͤrfniß der Metallbefiger ab. Iſt ein gewiſſer Schlagfchas 
von der Regierung angefeßt worden, fo werden ihr nur dann 
Borräthe zur Ausprägung zulommen, wenn die Beſitzer der: 
felben es vortheilhafter finden, fich dafür nıue Münzen zu ver: 
fchaffen, ald fie zu einer anderen Verarbeitung zu verkaufen 
‚oder außer Landes zu fenden. Läßt fich nun die Regierung 
einen hohen Preid für die Prägung bezahlen, d. b. fordert fie 
einen die Koften überfteigenden Schlagfchab, fo werben in der 
Regel folche theuere Münzen wenig begehrt. Im Welthandel 
flehen bisweilen die Preife der Münzmetalle fo hoch, daß man, 
flatt einen Münzgewinn zu ziehen, nur mit einem Verluſte 


————— — — — 
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prägen Bann (b), und dieß darf doch nicht unterlaffen mer: 
den, wenn ber Umlauf neuer guter Münzen bedarf; 


3) durch Berfertigung einer geringhaltigen Scheidemünze. 


Dieß ift bei den kleinſten Sorten unfchädlih, wenn weder 
die Größe des Schlagſchatzes noch die Menge der geprägten 
Stüde eine gewiſſe Graͤnze überfchreiten, 1, 8.258. 259 (c). 
(a) Ob die Negierung bie Metallvorrätbe foͤrmlich anfauft, oder ob 


(b) 


(c 


ur 


Brivatperfonen ihre Metallmaflen zum Prägen übergeben und da⸗ 
für eine um den Schlagfchag verminderte Quantität Münze zurügs 
erhalten (wie die Müller ven Mahllohn im 16ten Sceffel zurüd: 
behalten), dieß macht wenig Unterfchied. Die edlen Metalle im reis 
nen Zuflande find ſo gleichförmig befchaffen, daß es gleichgültig if, 
ob der Privatmann feine Münzen gerade aus feiner übergebenen 
Gold: oder Silbermaffe, oder aus einer anderen empfängt, und man 
könnte daher auch Las zweite Geſchaͤft wie den Kauf einer erſt zu 
fertigenden Münzmenge für eine pränumerirte Menge Münzmetall 
anfehen. Nur darin zeigt fich eine. factifche Berfchiedenheit, daß 1) 
beim förmlichen Kaufe das Begehren vom Staate ausgeht und da⸗ 
ber für Anschaffung einer angemefienen Quantität Sorge getragen 
werten kann, 2) bei der Ablieferung einer zum Prägen beftimmten 
Metallmenge, welche tas Bigenthum des Webergebenden bleiben foll, 
eine gewifle Zeit verftreichen muß, bis die Fabrication der Münzen 
beendigt ift. 

Wenn die köln. Mark Silber, aus welcher 241/, fl. geprägt werben, 
A fi. 20 fr. gilt, fo ift der Schlagſchatz 10 fr. auf die Mar oder 
0,67 Broe. und um bdiefen Betrag kann man nicht einmal grobe 
Sorten prägen. Der neuere Silberpreis If fogar 24 fl. 30 fr. bei 
hochhaltigen Silbergemiſchen. Manche Eleine Staaten, nach deren 
Münzen wenig Begehr ift, Haben bisweilen längere Zeit gar nicht 
prägen lafien, um feinen Berluft zu tragen. 


In Rußland zeigten fi die Nacdıtheile des Mißbrauches der Scheibe: 
münzen in ganz befonderem Maaße, weil man dort eine fo große 
Menge von Kupfermünzen ausgab, daß daſſelbe im inlänbifchen 
Geldumlaufe auch zur Zahlung beträcdhtliher Summen gebraudt 
werden mußte. — In Deutſchland ift das häufige Nachmachen ter 
Scheidemfinzen, welches bisweilen mit unglaublicher Dreiftigfeit 
etrieben wird, hauptſächlich daraus entflanden, daß man bie 1837 
eine Staatöverträge über Gleichſtellung des Fußes und der Form 
für diefe Münzen geichloffen Hatte, daß folglich Stücke von der ver- 
ichiedenften Güte und Geſtalt neben einander umliefen. — Die fleins 
ſten Stüde können aus Kupfer mit einigem Reinertrage geihlagen 
werden. In Breußen wird dee Bentner Kupfer in Is, 2, 3: und 4- 
Piennigflüden zu 93 Rthlr. 26 Sgr., alfo ungefähr zu dem Dreis 
fachen des Metallwerthes, ausgeprägt. — In Baden wiegen 60 
Rupferkreuzer 1 Köln. Mark, wovon das Metall 30 kr. koſtet. Das 
Bünzregal gab in Baden i. D. 1832 — 36 einen Reinertrag von 
6782 fl., aber von 1837 und 38 trat ein Zufchuß von 5168 fl. 1. D. 
ein, en der Brägung vieler grober Silbermünzen. Der R. Durch⸗ 
—— p 1846 und 47 bat ſogar eine jaͤhrliche Mehrausgabe von 


Rau, pol. Oekon. 3te Ausg. ID. 17 
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Die Veränderung des Münzfußes war ehemals eine fehr 
beliebte Finanzunternehmung, wobei die älteren befleren Stüde 
den Stoff zu den neueren fchlechteren darboten, denen man 
gleiche gefegliche Geltung gab. In Folge der unvolllommenen 
Kenntniß von dem Wefen ded Geldes wähnte man, ed fei zu 
einer gewiffen Geltung einer Münze nicht gerade ein beflimmter 
Seingehalt erforderlich und es fei hinreichend, wenn berfelben 
von der Regierung eine gewifje Benennung, Gulden, Thaler ıc. 
beigelegt werde, um ihre Annahme für den bisherigen Preis in 
anderen Gütern zu bewirken. Geſchah eine Münzverfchlecy- 
terung Öffentlich, nach einer landeöherrlichen Verordnung, 
fo verband man damit gewöhnlich eine Verrufung der älteren 
befferen Münzen und nahm diefe gegen einen fo niedrigen 
Preis bei den Müänzftätten an, daß bie Befiger verloren und 
die Staatödcaffe gewann (a). Won gleicher Wirkung war es, 
wenn man, ohne die Befchaffenheit der gröberen Münzforten 
zu ändern, fie einer größeren Anzahl der kleineren Münzein- 
beiten gleich gelten ließ (b). Die häufigen Anordnungen 
biefer Art, welche die europäifche Münzgefchichtenoch bis in das 
18te Jahrhundert nachweifl, waren darum ziemlich verwickelt, 
weil fi immer die gefegliche Preisbeflimmung der Gold: und 
Silbermünzen gegen einander einmifchte, und, wenn der Marft- 
preis des Goldes gegen Silber von dem gefeßlichen abwich, fo: 
gleich eine Veränderung im Schrot und Korn oder in ber Zaͤh⸗ 
lung der Münzen vorgenommen wurde, II, $. 250. Die Ver- 
‚ringerung des Feingehaltes der üblichen Rechnungdeinheit, wenn 
diefe von der Regierung noch eben fo hoch gerechnet wird als 
vorher, muß eine niebrigere Annahme der Landeömünzen im 
Audlande und eine Erhöhung ber Waarenpreife verurfachen, 
fie muß denjenigen einen Verluſt zu Wege bringen, welche aus 
fhon beftehenden Werbindlichkeiten Zahlungen zu erhalten 
baben (Staats: und Privatgläubiger, Befoldete ıc.), Dagegen 
bie Schuldner begünfligen und den Verkehr verwirren, II, 
256 (0). Iſt aus volkswirthfchaftlichen Gründen die An: 
nahme eines anderen Münzfußes rathfam, fo ſollten alle Ber: 


bindlichfeiten in der neuen Münze nad) Maaßgabe des Fein: 
gehaltes audgedrüdt werden (d). 


(a) 3.8. franz. Belek v. 30. Det. 1785. über die Ausprägung der neuen 
Zouisd’or, 32 Stüd aus der rauhen Marf Troyes, im Korn von 22 
Kar. (nad dem Remedium nur 21%, Kar. und fo wird auch insges 
mein gerechnet). Bis dahin waren aus der Marf Tr. 30 Louisd. ges 
fhlagen worden. Der neue 2. wurde zu 24 Livres gerechnet, wie 
vorher der jchwerere alte, das Gold wurde alfo gegen das Silber 
im Preiſe erhöht (auf das 15,1 fache ftatt des 14,2fachen, wie feit 
1726). Bon den Münzſtätten wurte tie feine Mark Troyes Bold 
ausgeprägt zu 850,7 Livres (212%, Rar. Korn angenommen), 
aber angenommen in Barren und fremden Münzen zu 828,6 8. 

in älteren Louisd'or, welde außer Curs gefegt wurden, im erſten 
Halbjahre für 830°’, L., fpäterhin zu 822,52. Die Inhaber älterer 
Louis’dor büßten alfo zum Mindeſten 2'/, Proc. ein. Das Gefep 
Rebt u. a. bei Buffe, Kenntniffe des neueren Münzwef. IT, 100. 

(d) 1693 wurten in Frankreich die umlaufenden großen Stüde verrufen 
und umgeprägt, die neuen aber nur im Gepraͤge, nicht im Schalte 
von den älteren verfdhieden gemadt. Es war Biebei 

Zouisd’or. Louisd’argent. 
bie bisherige Seltung - -. -. . . . 1220.10. 3 Liv. 6 G. 
man nahın fie bei der Münzflätte an u ll „ 14, 3,3, 
und rechnete die neuen zu ...B„-—-,„3, n 
Diefe geänderte Zählungsmweife bewirkte, daß die mit dem Namen 
Livre bezeichnete Metallmenge 4 Proc. Heiner wurde als zuvor. 
Ber 100 Louisd’or beſaß (— 1250 Liv.), erhielt dafür nur 1170 
neue Liv., und diefe waren fchlechter als die früheren, in denen fie 
aur 1125 ausmachten, fo daß der ganze Berluft 125 Liv. oder 10 
Proc. betrug! f. v. Braun, Gruͤndl. Nachr. vom Münzwefen, ©. 
213. — Buffe, II, 88. 

(ch Die Abweikung vom 24 fl. Fuße im fütweftlichen Deutfchland (II, 
$. 260 (a)) ift nicht aus einem finanziellen Zwecke entftanden, hat 
aber auch feine erheblichen Nachtheile hervorgebracht, weil 1) der 
neue Rronthalerfuß und der jebige mündyener oder 242/, fl. Fuß nur 
ungefähr um 2 Proc. leichter Fi als der 24 fl. Fuß, weßhalb noch 
jebt im kleineren Verkehre die Münzen des —8 ohne Aufgeld 
umlaufen, 2) weil die Beränderung langſam geſchah, 3) weil fie in 
die Zeit fiel, wo bie Preiſe der edlen Metal fliegen. Indeß ver: 
lieren immer die Staatsgläubiger etwas, wenn fie in Münzen bes 
Auen Fußes bezahlt werden und bdiefelben im Auslande anlegen 
wollen. 

(d) Als in Sachſen der preuß. Münzfuß angenommen wurde, beſtimmte 
man das Aufgeld nicht zu 5 Proc., wie es hätte fein follen nach dem 
Berhaͤltniß von 132/, zu 14 oder 20 zu 21, fondern nur zu 27/, Proc. 
Geſ. v. 21. Zul. 1840), weil dieß das damalige PBreisverhältniß der 
beiderfeitigen Münzen war. 


$. 200. 
Eine Münzverfcplechterung im Geheim läßt fich nur bei 
den dem Staate gehörenden Borräthen von rohem Metalle und 


bei den durch die Staatdeinfünfte eingehenden Münzen aus: 
17* 


führen, nicht bei der ganzen umlaufenden Menge berfelben. 
Diefe Maafregel ift daher nur allmätig und nie vollſtaͤndig zu 
bewerfftelligen, denn fobald die Veränderung bekannt wird, 
fangen auch Privatperfonen an, die befferen älteren Stüde ein: 
zufchmelzen. So meit man mit dem verfchlechterten Gelde 
Staatögläubiger und Beamte bezahlt, hat man zwar Gewinn, 
aber auf ungerechtem Wege, und die anderen Staatdaudgaben 
müffen dagegen bei Dem unaudbleiblichen Steigen der Waaren⸗ 
. preife bald eine größere Summe in Anſpruch nehmen (11, $.256.), 
weßhalb die Staatseinfünfte nicht mehr zureihen und die 
Staatölaften gefteigert werben müffen. Hiezu fommt, daß bie 
verheimlichte Münzveränderung, die der Aufmerkſamkeit der 
Kaufleute nicht lange entgehen kann, im Audlande Mißtrauen 
gegen die Münzen des Staated, in dem dieß gefchehen iſt, er: 
zeugt, dadurch dem Handel der Bürger ſchadet und überhaupt 
das Vertrauen auf Die Rechtlichkeit der Regierung zerftört (a). 
(a) Friedrich II. nahm in der Berrängniß des flebenjährigen Krieges 

diefes Mittel zur Erleichterung zu Hülfe, flellte aber 1764 fogleich 

den früheren 14 Thalerfuß wieder her. Es waren mit den in Dress 

den gefundenen fühl. Stempeln 8 Srofchenftüde zu 33 und mehr 

Thalern auf die Föln. Marf, 2 Brofchenftüde fogar u 45 Rthlr. ges 

ſchlagen, auch die während des Krieges geichlagenen Friedrichs⸗ und 

Auguftv’or waren viel fchlechter als die älteren und fpäteren, weß⸗ 

halb auch die Waaren vertheuert wurden und z. B. 1 Pfund Butter 


ftatt 2 wohl 8-10 Br. galt. Buſſe a. a. O., Il, 53, 56. Vgl. II, 
$. 250 (d). 


$. 201. 


In der neueften Zeit haben die chriftlichen europäifchen 
Regierungen (a) bei den gröberen Münzforten allgemein die 
Nothwendigkeit anerkannt, die Prägung fo genau ald mög- 
lic in Schrot und Korn nach dem Geſetze einzurichten und 
daher die größte Gleichförmigfeit zu beobachten, zugleich aber 
durch Schönheit des Gepräged dem Falfchmünzen entgegen 
zu wirken. Bei diefem Verfahren ift fein Gewinn zu er: 
halten, der Schlagfhag hängt von den Marktpreifen der 
Münzmetalle ab und man kann bisweilen die Prägung nicht 
ohne Zubuße fortfegen (db). Nur die Scheidemüngen gewähren 
noch einigen Weberfhuß, der, je nach dem Verhaͤltniß der 
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geprägten Sorten, jene Mehrausgabe öfter vergütet, oder 
noch überfteigt, $. 198. Das Umprägen älterer abgenügter 
oder fonft geringhaltiger Münzen ift ebenfalls mit einem 
Koftenaufwande verbunden, der befonderd bei dem Ueber: 
gange zu einem anderen Münzfuße beträchtlich wird (c). Diefe 
Maaßregel kann auc, durch eine vertragsmäßige Verpflich⸗ 
tung geboten werben, wenn mehrere Staaten ihr Muͤnzweſen 
auf dem Wege der Vereinbarung gleichförmig ordnen (d). 


(a) 


(6) 


(d) 


Die Pforte hat bis auf die neuefte Zeit ihre Piafler mehr und mehr 
verfchlechtert, fo daß man gar nicht auf einen gewiffen ‚Silberwerth 
terfelben bauen fann. Um 3760 giengen erft 15°/, Biafter auf die 
föln. Marl f. (Werth I fl. 17 fr.), um 1800 ſchon 38°, Stüd 
(Werth 371,5 fr.), um 1820 531, Stüd (Werth 27 fr.), 1830 
wurde der B. zu 40 franz. Bentimes gerechnet (Al'/, fr.), 1831 ſo⸗ 
gar nur zu 27 Gent. = 7,% fr. Dietionn. du comm. I, 656. Dieß 
hat eine große Zerrüttung des Verkehrs bervorbringen müffen. 


Das zu häufige Münzprägen hatte eine Bertheuerung des rohen Mes 
talles gegen Münze zur Folge und verleitete dann zur Abweichung 
von dem vorfchriftmäßigen Schrot und Korn. Vgl. Brüel, Mate: 
rialien für die an erwartende Reform des deuten Muͤnzweſens, 
Hannover 1831. 2. A. S. 29. — Iſt aber an guten Sorten im Um⸗ 
laufe Mangel, fo kann man eine ſtarke, wenn auch koſtſpielige Prä⸗ 
gung nicht vermeiden. In den meiſten Laͤndern koſtet heut zu — 
das Münzweſen mehr, als es einbringt, z. B. Frankreich, A. 1844. 
Ginnahme aus dem Münzwefen 20,100 4.* Ausgabe 749,394 Fr., 
ferner bei den Medaillen Binnahme 50,000 Fr., Ausg. 531,000 Fr. 


In Frankreich wurden 1845 51/, Mil. Fr. zum Ginziehen und Um; 
tägen ber alten Scheidemüngen in Billon, von denen gegen 301/, 

ill. $r. vorhanden waren, verwendet. — In den Niederlanden wurde 
1845 eine Umprägung älterer Münzen in Gulden und Thaler zu 
21/. Bl. vorgenommen und in der Zwifchenzeit die Lüce in den Umlaufs⸗ 
mitteln durch Ausgabe von 30 Mill. fl. Münzfcheinen (Papiergeld) 
ausgefüllt. — Man könnte zwar durch Berrufen oder Herabwürdigen 
der zu entfernenden fchlechteren Münzen den Schaben auf die ein- 
zelnen Befiger folder Münzen wälzen, allein dieß ift unbillig, weil 
ganz zufällig der Bine mehr, der Andere weniger getroffen wird 
und, Niemand ſich vor Berluft hüten fonnte, fo lange der Umlauf 
folder Münze ohne eine Warnung zugelafien war. Daher hat Wür- 
temberg 1837 bei der Herabjegung ber halben unt Biertelöfronthaler 
den Befißern den vollen bisherigen Preis erflattet und die Zubuße 
von 69,934 fl. auf die Staatscafje übernommen. So geichieht es 
neuerlich auch bei dem Ginfchmelzen der ganzen Kronthaler. Man 
bat in Baden 1847 ermittelt, daß die Marf fein Silber in Kron⸗ 
thalern auf 24 fl. 40 fr. zu flehen kommt, wobei der Werth des 
feinen Goldgehaltes ſchon mit berüdfichtiget ift. 


3.83. in Folge des ſchweiz. Miünzverirages von 1825 und der deut⸗ 
ſchen Verträge von Münden, 1837, und Dresden, 1838, 


Ss 


‘ 
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Der Betrieb ded Münzgefchäftes auf Staatörechnung ers 
fordert ein großes Capital an Gebäuden, Mafchinen und Vor: 
räthen, deren Zinfen eigentlich unter den Koften der Prägung 
mit aufgeführt werden folten (a). Da die Sorgfalt eines Pri- 
vatunternehmers immer Einiges zur Erfparung an den Betriebs⸗ 
ausgaben vermag, fo Tann es, wenn fich ein gefchiefter und zuver- 
läffiger Mann findet, Vortheil bringen, ihm die Prägung ge: 
gen eine beftimmte Vergütung zu übertragen. Einem ſolchen 
Unternehmer muß der noͤthigen Ueberwachung willen ein landes⸗ 
herrlicher Beamter zur Seite ftehen und feine Münzen müffen 
einer forgfältigen Prüfung unterworfen werden. Das robe 
Münzmetal wird ihm entweder von der Regierung über: 
geben, oder ed wird ihm die Anfchaffung beffelben überlaffen 
und er muß dann den Prägegewinn von den Scheidemüngen 
nad) Abzug der Koftenvergütung der Staatdcaffe berechnen (b). 
Sn Heinen Staaten ift e8 am vortheilhafteften, wenn man 
die Ausmuͤnzung an einen Unternehmer verdingt, oder wenn 
mehrere Regierungen fich einer gemeinfchaftlichen Münzftätte 
bedienen, bei der an dem ftehenden Gapitale, den Befol: 
dungen und dem Xrbeitölohne viel gegen bie Koflen mehrerer 
Münzftätten erfpart wird (c). Durch den Abfchluß von Münz: 
concordaten wird dieſe Einrichtung fehr erleichtert. 


(a) Dann wird in ber Regel ein Verluſt erfcheinen. In Baden wurde 
jenes fiehbende und umlaufende Capital M Ende 1847 auf 435,000 fl. 
eichäßt, wovon der bloße Zins zu 3 Proc. ſchon über 13,000 fi. 
efragen würde. 

(6) Ein Beifpiel giebt Frankreich. Jede der 13 Münzftätten bat 
einen Unternehmer (directeur), welchem der durch DB. v. 15 Febr. 
1635 vorgefcriebene Schlagichag von 1 Proc. bei Silber und 0,19 
Proc. bei Gold bezahlt wird. Die Umprägung der älteren 12 thei: 
ligen in 10Otheilige (Decimal-) Münzen bat vorzüglich der parifer 

ünze eine große Thätigfeit gegeben. Bon der Herrichaft Napo⸗ 
leons an bis Ende 1540 find 4512 Mill. Fr. gefchlagen worden. Ins 
zwiſchen enthalten die bis 1793 gefchlagenen Silbermünzen 1 per 
mille Gold, und man erhält von den Unternehmern der Ausfchei: 
dung befielben eine Bergütung von 6-61, Fr. per mille, was bie 
Koften ber Umprägung wieder verringert. Die Directoren faufen 
meiftens das rohe Silber und Gold im Yuslande, tie Regierung 
bezahlt es ihmen nad Abzug des Schlagichages und erflattet dieſen 
bei der Beendigung des Bräggefchäftse. Bin koͤnigl. Commiffär und 
2 Bontroleure find dem Director beigegeben. IR eine Duantität 


(c) 


fertig geworden, fo werden 6 Stüde an bie Barifer Münzcommiſſion 
zue Prüfung eingelendet. Gin Fleiner Bortheil für die Staatscaffe 
ergiebt fh daraus, daß mehr Stüdfe unter, ale über dem geſetz⸗ 
lichen Betrage innerhalb des Remediums ausgegeben werten; es 
wurde 3. B. 1837 

" Silber Gold 


ausgeprägt für 112,355,739 Fr. 2,026,740 Fr. 
verwentetes Metall 112,336,401 „ 2,025,230 „ 
Gewinn 19,338 Fr. 1,510 Fr. 
ſ. Compte gen. de l’admin. des fin. pour 1837, I, 496. ff. — D’Au: 
diffret räth, nur eine einzige vollfommen eingerichtete Münzflätte 
zu halten, I, 119. Der Borfchlag, die Prägung ter freien @oncur: 
renz zu überlaffen und nur eine Stempelung vorzunehmen, gewährt 
nicht bie nöthige Sicherheit; v. Malchus, 1, 115 gegen v. Sakob, 


Fabrikanten von Metalllnöpfen entfchließen ſich hiezu wegen der 
Aehnlichkeit Des Geſchäfts Leicht und Fönnen fehr wohlfeil prägen. — 
Die Karlsruher Münzanftalt prägt für Hohenzollern : Sigmaringen 
und berechnet für halbe Gulden 24 fr. auf Lie feine Marf (1,2 Proc.), 
für aanze Bulten 15 fr. (1,2 Broe.), Doppelgulden 131, fr. 
(0,9: Broc.), Bereinsthaler 12 fr. (O, e Proc.) ohne die Anſchaffung 
des Silbers. 


6. Hauptftüd. 


Verſchiedene Gewerks- und Handelsregalien. 


$. 203. 
Es. giebt mehrere Hohheitsrechte, die fih auf den Allein: 


handel mit gewiſſen Waaren oder auf die Verferfigung der- 


felben beziehen und keinen anderen Grund haben, als die Ab- 
ficht, die Erhebung einer fleuerartigen Einnahme zu erleichtern 


(8 


169.), 3. B. dad Tabaks- und Spielharten:Regal (a). 


Mag auch die Steuer, welche man fich auf diefe Weife zu fichern 
ſucht, ergiebig und ihrem Gegenftande nach vollfommen zwed> 
mäßig fein, fo iſt Doch die Regalität des Handels oder auch der 
Erzeugung für den Gewerbfleiß der Bürger deſto flörender, 
ie häufiger die belafiete Waare erzeugt und verbraucht wird. 
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1) Handelsregalien (Staatöm.onopole im eigent> 
lichen Sinne) beläftigen a) die inländifchen Erzeuger, weil fie 
die dem Regale untermorfene Waare. im Innern ded Landes 
nur an den Staat verkaufen Eönnen, der ihnen die Preife be: 
liebig feßt, auf die Kortfchritte der Gewerbskunſt nicht gehörig 
Rüdfiht nimmt und nur bie gewohnten Formen und Sorten 
‚ begehrt, b) die Käufer, weil ihnen die Gelegenheit entzogen 
wird, die Einkäufe nach Neigung und Bedürfniß vorzunehmen, 
weil fie die Vortheile entbehren, welche ihnen dad Mitwerben 
in Bezug auf Befchaffenheit der Waaren, Bequemlichkeit des 
Kaufes u. dgl. gewähren würde, und weit zufolge der koftbaren 
Verwaltung ded Staates die Preife auch nach Abzug der 
Steuer fich höher ftellen, alö bei freigegebenem Handel (b). 

2) Erſtreckt fich das Hohheitörecht auch auf die Verferti— 
gung einer Kunftwaare (c), fo wird auc der Betrieb eines 
Gewerkes geftört. Die Regierung vermag benfelben nicht mit 
folhem Erfolge zu führen, als die Bürger, es wird daher 
leicht die Production vermindert, die Anwendung von Kunft: 
mitteln, Capitalen und Arbeitöfräften befchräntt, eine Quelle 
des Unterhalted verfchloffen, und den Käufern werben theurere 
oder minder gute Waaren geliefert. Die Nachtheile für die 
Volkswirthſchaft erfcheinen am ftärkften bei folchen Gewerben, 
welche der größten Erweiterung fähig find. 


(a) Das Schießpulverregal in Frankreich hat zwar auch einen anderen 
Zweck, nämlich die Staatsvertheidigung, allein es iſt zu bezweifeln, 
daß diefer jene Einrichtung erfordert, ohne die in anderen Ländern 
die Erzeugung von Scießpulver ebenfalls gefichert if. Die Berfers 
Haung befielben wird in Frankreich von gründlih unterrichteten 

ännern geleitet und das Pulver ift von vorzüglicher Sütt, jedoch 
theuer, weshalb viel eingefchwärzt wird. Im D. von 1836 und 37 
war der Rohertrag 4,518,845 Fr., die Koſten 2,139,511 $r. ober . 
471/, Proc. Der rohe Betrag hob fih um 1838 auf 5,044,000 Fr. 
— 1840 auf 5,548,000. — 1841 fiel er auf 5,305,000 Fr. 1844 bie 
Ginnahme nah dem A. 5,855,000 Fr., die Ausgabe 2,505,900 Fr. 

(d) Fruͤherhin waren folche Monopole nicht felten, fle wurden auch wohl 
togar Brivatperfonen überlaffen, wie das Brennholzmonopol in der 
Kurpfalz 1778— 90, und das preuß. Zudermonopol mit Cinſchluß 
der Raffinirung.e — Monopol bes Lumpenfammelns, weldes in 
Naffau gegen 40 fl. einträgt. Im Kirchenſtaate iſt neuerlich” ber 
Lumpenhandel an das Bankhaus Torlonia verpachtet. 

(c) Branntweinregal in Rußland, nur in den 29 Bouvernements bes 
eigentlihen Rußlands in feiner Bollfändigfeit beſtehend, wo bie 
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Bronntweinbrennerei von Bachtern, bie gegen 70 Mill. Rubel Affig- 
naten entrichten, geübt wird und der Verkauf nur in beftimmien, 
der Krone gehörigen Schenfen erlaubt if. Der Adel darf überall 
für feinen Hausbedarf ſelbſt breunen. Schnitzler, Statist. de 
la Russie, ©. 289. 450. Neuere Annahme gegen 116 Mil. R. A. — 
62,7 Mill. fl. 


$. 204. 


Diefe Wirkungen find namentlich bei dem Tabaksre⸗ 
gale (a) überall wahrzunehmen. Da man, um die heimliche 
Zubereitung des Tabaks zu verhindern, den Landwirthen den 
Anbau des Tabaks unterfagt oder fie wenigftend befchmerlichen 
Auffihtömaaßregeln unterwirft, fo wird die Landwirthfchaft in 
einem Zweige, der bei gewiffen Befchaffenheiten des Bodens 
und des Klimas fehr einträglich werden könnte, beeinträchtiget, 
zugleich wird ein ergiebiged Privatgewerk vernichtet und der 
Preis des verarbeiteten Tabafd noch über den Betrag der 
Steuer hinaus merklich vertheuert. Bei voller Freiheit des Ans 
baus und der Verarbeitung könnte in manchen Ländern viel 
Tabak zur Ausfuhr hervorgebracht werden. Mit diefem Nach: " 
theil für die Production wird aber ein erheblicher finanzieller 
Nutzen erreicht, denn der Tabak, als ein beliebter, fehr verbrei: 
teter und doch entbehrlicher Genuß, eignet fich vorzüglich gut 
zur Belaflung mit einem fleuerartigen Monopolgewinn und es 
ift fehwer, ohne Regalität eine gleiche Summe vermittelft einer 
Zabaföfteuer zu erhalten, oder, wenn dieſe weniger einbringt, 
den Ausfall durch eine andere nicht drüdendere Auflage zu er: 
fegen. Hiezu kommt, daß man da, wo dieß Regal fehon längere 
Zeit befteht, die Ausdehnung, welche der Anbau und die Zube: 
reitung des Tabaks gewinnen könnten, nicht zu beurtheilen ver: 
mag und fie leicht zu niedrig anfchlägt, ferner daß der Tabaks⸗ 
gebrauch nur ein Fünftliches Beduͤrfniß iſt, deffen Einſchraͤn⸗ 
tung, wenn fie gemohnt ft, keine Befchwerde mehr hervorbringt 
(b). Hieraus erklärt fich die Beibehaltung dieſes einträglichen 
Regaled in den Ländern, wo es ſchon lange eingeführt ift, ob: 
glei die aus ihm fließende Staatdeinnahme dem Volksein⸗ 
fommen mehr, ald fie beträgt, entzieht und die (freilich fehr 
fhwierige) Ummandlung in eine Steuer ohne Regalität fehr 
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wünfchenöwerth wäre (c). Die neue Einführung bed Tabaks⸗ 
regals ift durchaus zu mwiderrathen. 


(a) In Betreff diefes Regales find aus Frankreich die meiften Nach⸗ 
richten befannt. 1629 wurde ein Ginfuhrzoll von 30 Sous auf das 
Pfund, 167% aber das Regal angeorbnet (Colbert), welches man 
anfangs für 500,000 Liv. verpacdhtete, dann der compagnie d’occi- 
dent, hierauf der c. des Iodes übertrug und fpäter den General⸗ 
pachtern für 7,600,000 Liv. überließ IT, 8. 336. Elſaß, Flandern ıc. 
waren frei und bauten viel Tabak. 1784 wurden in den, tem Mes 
gale unterworfenen Provinzen (22 Mill. Einw.) 150,000 Ete. vers 
fauft, ter Reinertrag war 30 Mill. Liv. 1769 wurde das Monopol 
aufgehopen und nur ein Ginfuhrzoll beibehalten, welcher jährlich 
1,800,000 Fr. — 2,400,000 Fr. einbrachte. 1797 Fam eine Abgabe 
von ben Tabaksfabrifen hinzu, welche (1,5 Br. "vom Kilogr.) 
4,785,000 Fr. trug, und nah Anordnung fehärferer Aufſichtsmaaß⸗ 
regeln flieg der Ertrag auf 18 Mill. Fr. Das Regal (regime ex- 
elusif) wurte 1811 wieder hergefiellt, worauf die reine @innahme 
ungefähr 45 Mill. Fr. erreichte. Die Kammern genehmigten ven 
Zeit zu Zeit, und zulegt 1840 (Gef. v. 23. April) bis 1852, die Forts 
dauer des Regales, weil diefer hohe Ertrag auf anderem Wege von 
dem. Tabafsverbraudye nicht zu erlangen Fein würde, obgleich bie 
läftigen Folgen anerfannt wurden. Nur in 8 Departements ift ber 
Tabafsbau geftattet, es ift für jeden einzelnen Landwirth befondere 
Erlaubniß nöthig, welche (Gef. v. 12. Febr. 1835) in jedem Arrons 
diffement von einer aus 5 Mitgliedern beftehenden Commiffion er- 
theilt wird. Für die Production zum inlaͤndiſchen Verbrauche wird 
ſelbſt die Morgenzahl in jedem Departement vorgefchrieben, aud 
muß ber hiezu gebaute Tabak bei Strafe abgeliefert werden. Bei 
dem Anbaue zur Ausfuhr Fann Bürgichaft gefordert werden, in bei- 
den Fällen ift eine forgfältige Sontrole im Gange. Der Preis wird 
jährlich vom Finanzminifter für jedes Arrondifiement beftimmt. Die 
Direction macht im Herbfte befannt, wieviel fie im nächſten Jahre 
kaufen will, worauf man dann Lieferungsverträge für jedes Departes 
ment im Ganzen oder mit den einzelnen Pflanzern ſchließt. Die 
Käufe betrugen 1826—29 i. D. 245,000 deutſche Centner, welche 
von 24,000 Pflanzern auf etiva 10,000 Heftaren (39,000 pr. = 
27,777 bad. Morgen) gewonnen werden. Die ſchlechten Blätter 
(Erdgut) müflen verbrannt werden. Inter den angefauften Blät- 
tern müffen (®ef. v. 1835) 4/, inlänbifche fein (vorher 5/,). 1835 
war der Mittelpreis, den die Berwaltung für inläntifhe Blätter 
bezahlte, 73,80 Fr. für 100 Kil. oder 17,11 fl. für den Gentner. Im 
Dep. Niederrhein hat die Herabiehung des Preifes bis auf 40 — 46 
Fr. lebhafte Klagen des Dep. Rathes erregt und man verlangt, daß 
der Preis wieder auf 60 Fr. (14 fl. der &tr.) erhöht werde, Deli- 
beration du cons, gen. du Dep. du Bas-Rhin, 1840, ©. 233, 1841, 
©. 12, Der bier angenommene Erlös von 656 Fr. auf den Heftar 
(im Dep. Nord 1855 Fr.) zeigt bei 43 Fr. Mittelpreis einen Ertrag 
von 15 metr. Etrn. (10,7 Etr. auf ten bad. — 7,7 Etr. auf den pr. 
M.) an. Der Staat hat 10 Tabafsfahrifen. Der Abfag von verar- 
beitetem Tabaf war i. D. von 1635 u. 36: 263,667 Etr. oder gegen 
O,E Bf. auf. den Kopf (in Preußen gegen 3 Pf., Dieterici, Statif. 
Ueberſ. 1842, ©. 145), 1843 aber 205,365 Etr. Rauch⸗ und 134,424 
Etr. Schnupftabat, Der Rohertrag war fortwährend im Steigen, 
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. B. i. D. 1825—31 67,283,000 $r. —, 1836. 79,880,000 Fr. — 
539 — 41 94,479,000 Fr. — 1843 104,368,000 Ir. — 1844 N. 
102 Mill., die Koſten (ohne manche in den allgemeinen Verwal⸗ 
tungsfoften begriffene Antheile) 32,536,000 oder gegen 33 Mill. — 
32,3 Broc. — A. 1846 119 Mill. Fr., wovon g. 80 Mill. rein 
oder 2,28 Fr. auf den Kopf übrig bleiben werben. Der mittlere Ber: 
faufspreis von 1836 und 37 giebt 140 fl. für den Bentner. Im 
preuß. Staate waren im Sahr 1839 gegen 37,000 Morgen Tabak: 
San, alfo faft fo viel ale in Frankreich, defien Volksmenge beinahe 
21/,mal fo groß if. Zur Verteidigung tes Megales wird hauptläch- 
lich behauptet: 1) Die Kantwirthichaft würbe bei dem freien Anbau 
wenig gewinnen (dieß iR nicht glaublih, da vor der Wiedereinfüh⸗ 
rung tes Regale 441,000 Eir. gebaut wurden, und in dem einzigen 
Arr. Lille der Anbau von 4,411,000 auf 1,052,000 Ril. fanf); 2) 
es würden nicht mehr Menfchen in den Fabriken Unterhalt finden ; 
3) es würden fid) große Fabrikherren des Geſchaͤfts bemaͤchtigen und 
ter Preis würde fleigen, die Güte vielleicht fogar abnehmen (beides 
ebenfalls unmwahrfdeinlih!), ſ. X’Audiffret I, 105; außerdem 
Necker 11,70.— Herbiu, Statist. de la Fr. II, 122. — Chap- 
tal, Industr. fr. I, 167. — Cordier, Agric. de la Flandre fr. 
Tab. 9.— Verhandlungen der franz. Der. Kammer, 3. B. 6. März 
1824 (Benoit), 20. März 1839 (Chabrol), 10. Nov. 1828, Jan. 
1835 — De Gerando IV, 150 (die geſetzl. Borfchriften). — 
Rapport au Roi, ©. 114. 


Tabafsregal in Defterreich, eingeführt 1670, fpäter aufges 
hoben, 1723 wieder hergeftellt, 1775—83 verpachtet, feitdem in 
Selbfiverwaltung. In Ungarn, Siebenbürgen und der Militär: 
aränze ift der Anbau frei, in Galizien und Suͤd⸗Tirol wird er nah 
jäbrlihem Anfuchen erlaubt und der gewonnene Tabaf muß für bie 
jährlich feſtgeſezten Preife an die Magazine des Staates abgeliefert 
werten. Der in den 9 Staatsfabrifen zubereitete Tabak wird aus 
ten Niederlagen an verfchiedene Claſſen von VBerlegern abgege: 
ben, die wieder die Kleinhändler, (Kleinverfchleißer oder 
Kleintrafficanten) damit zu verfehen haben. Die Verkäufer 
müflen die vorgefchriebenen Breite genau beobachten. Die Unterver: 
leger und Großtrafficanten erhalten die Tabakvorräthe monatweile 
auf Credit. Bine befondere Sorte (Limitotabaf zu 12 fr. das 
Pfund), wird an Soldaten und Bergleute abgegeben. Die Aufrecht: 
baltınıg des Regale macht viele Strafbefimmungen nothwendig. 
Springer (IT, 213) fhäßte den Reinertrag zu 10 Millionen fl., 
Schubert (Allg. Staatsf., II, 1, 510) zu mindeflens 9 Mill. fl., 
tas Brit. and for. Review für 1837 ebenfalls zu 9 Mill. im 20 fl. 
Fuß. Derfelbe war 1843 12,447,000 fl., — 1846 11,905,000 fl., 
-- 1847 12,384,000 fl. oder gegen 2/s fl. auf den Kopf., — A. für 
1249 (ohne Lombardei und Venedig und die obengenannten 3 Provins 
zen): Rohertrag 16,794,000 fl., rein 11,165,000 fl. oder 2/5. Ber: 
kaufte Menge 1837 271,858 Gtr. Annahme für 1849 297,000 Etr., 
Berfaufspreis des Centners i. D. 55 fl. Die Blätter werden größ- 
tentbeild in Ungarn gebaut, wo zu diefem Behufe neuerlich eine Anz 
zahl neuer Dörfer von der Regierung angelegt worden if. Klima 
und Boden find in diefem Lande fo günftig, daß die deutſchen Pro⸗ 
vinzen auch bei voller Freiheit das Mitwerben des ungarischen Tabaks 
nicht aushalten könnten. Linden, Abhandl. über camerals und 


fiscalamtliche Gegenſt, 1534, ©. 113. — Malintovsfi, I, 278. 
— Krapf, Handb. II, 345 fe — v. Hauer, ©. 67. 

Spanien bat dieß Regal gleichfalls. Die aus ihm entfprungene 
Deläftigung für die Landwirthe gehörte unter die Hauptbeſchwerden 
der americanifchen Untertdanen Spaniens. Peru und Epili durften 
z. B. gar feinen Tabak bauen, in anderen Provinzen war die Zahl 
der Pflanzen vorgefchrieben und es wurde genau darüber gewacht, 
dag man fie nicht überfchritt. Nah v. Bourgoing kam das Pfund 
Scnupftabaf der Krone auf 2 Fr. zu fiehen und murde wie der 
Rauchtabak zu 10 Fr. verfauft. Eine eigene Junta del tabaco forgte 
für die Sicherheit der Tabafseinnahme; Neue Reife nach Spanien, I, 
332 (1789). Der heutige Pachtertrag des Regals wird zu 75 Mill. 
Realen = 91, Mill. fl. angegeben —W — In Kirchenſtaat 
iſt die Cinrichtung wie in Frankreich. In Toscana Tabakspacht, 
die im 3. 1830 11/, MIN. Lire eintrug. — In Preußen war 1765 
bis 81 ein Tabafsregal. — In Würtemberg hatte 1770 das alte 
Monopol aufgehört. 1808 warb es in der Weile erneuert, daß der 
Staat den fabricirten Tabak einfaufte und an die Kaufleute um ers 
höhten Preis abließ, was 150,000 fl. rein trug. 1821 Horte audy 
dieß Monopol wieder auf, es trat nur (bis 1828) eine Abgabe 
von den Tabafshändlern ein, die gegen 40,000 fl, einbrachte. ©. 
Ueber den Tabakshandel in Würtemberg, Stuttg. 1815. — Ernſte 
Worte über Finanzmaaßregeln, 1815. — Auch Baiern hatte einige 
Zeit lang ein Ähnliches Regal des Tabakshandels. 


(6) Den flarten Reiz zum Scleichhandel abgerechnet. 


(c) In Großbritanien ift Fein Tabaksregal, aber der Anbau des Tabaks 
ift feit 1652 unterfagt, damit man die Auflage als Einfuhrzoll ers 
heben Tönne. In Irland war der Tabafsbau ziemlich ausgedehnt, 

wurde jedoch fpäterhin ebenfalls verboten. Mac Culloch, Handb. 


’ 


7. Hauptftüd. 
Poſt⸗Megal. 


§. 205. 

Das Poſtweſen (a), eine der einflußreichſten Anftalten 
der neueren Zeit, iſt ein fehr mächtiges Befoͤrderungsmittel des 
Gewerbfleißed und der Bildung (II, $. 242. 243.), welches das 
in der Entfernung der Wohnfite liegende Hinderniß der Mit: 
theilungen zu befeitigen und die Menfchen in innigere Berührung 
und wechfelfeitige Einwirkung auf einander zu bringen dient. 
Zugleich ift die Poft eine weſentliche Hülfsanflalt für Die Re- 


gierungen, indem fie es möglich macht, in fürzefter Zeit Nach: 
richten an den Mittelpunct der Verwaltung und Befehle an 
jeden Ort im Staatögebiete zu bringen und die verfchtedenen 
Staatöbehörden unter einander in die leichtefte Verbindung zu 
fegen. Das Weſen der Poft befteht in der Benubung des Pferde: 
wechfeld und in der nahen Verbindung ber großen Fortſchaffungs⸗ 
anftalt mit der Staatögewalt, indem fie in allen Ländern ent: 
weber auf Staatörechnung betrieben oder Doch unter die nähere 
Obhut der Regierung geſetzt worden ift, weil man erkannte, daß 
fie zu einem Ganzen verbunden werden müffe, um vollfommen 
nüglich zu fein (6). Sie wurde hiedurch zugleich eine Quelle 
von Einkünften (c). Se deutlicher es vor Augen liegt, wie 
fehr die Poft durch fchnelle und fichere Verſendung der Briefe 
und Krachtftüde, fo wie Durch die große Erleichterung ded Rei: 
fend nicht allein zur Blüte der Gewerbe, insbeſondere des Han⸗ 
dels, fondern auch zur Förderung der Erkenntniffe und vieler 
anderen Beftrebungen beigetragen hat, defto entjchiedener muß 
diefe gemeinnügige Seite des Poſtweſens als Hauptfache ange: 
fehen und die finanzielle Nutzung ald eine untergeordnete Zugabe 
behandelt werden. Gute und wohlfeile Poftanftalten machen 
den Verkehr lebhafter; freilich hängt aber die Häufigkeit des 
Gebrauched der Poft auch wieder von anderen Umftänden ab, 
z. B. der Bevölkerung, dem Gewerbeweſen u. dgl. (d). 


(a) Klüber, Das Poftweien in Deutihland, Brlangen, 1811. Defl, 
Oeff. Recht, $. 432-445. — (v. Imhof) Ueber Boftanftalten nad 
ihrem Finanzprinzip. Halle 1517. — v. Safob, I, 8. 417 ff. — 
v. Malchus, Finanzw. I, 131. — Art. Boft in Bierers Ens 
cyklopaͤd. Wörterb. XVI, 626. — Matthias, Ueber Poſten und 
Boftregale, Berl. 1832. I. Bde. — Stängel, Das Boftwefen in 
geſchichtl. u. rechtl. Beziehung, Stuttg. 1844. — D. Bierteljahres 
Ihrift Nr. 46. 1. mot S. 89 (1849). — M. Culloch, Treatise 
on ... taxation, ©. 200, 

(d) Bei einer fraftvollen Staatöverwaltung wird leicht das Beduͤrfniß 
einer Staatsbotenanflalt fühlbar, welche in Stationen mit unters 
legten Pferden abgetheilt if. Solche Stafetten waren im alten pers 
ſiſchen Reidye, im römifchen (cursus publicus) feit Auguflus und 
im fräntifchen unter Karl dem Großen, fowie in China und dem 
wongolifhen Reiche. Im Mittelalter gab es, befonders zwifchen 
den Handelsflädten, viele Brivatbotenanftalten, unter welchen die der 
Barijer Univerfität, Kußboten für Briefe und Gelder, ſich auszeichnete; 
Ludwig XI. nahm fie der Univerfität ab und ließ fie auf Staats: 
teihnung verwalten. Derfelbe legte 1464 eine von jener getrennte 


(c) 


Staatsbotenanftalt an, die allmaͤlig auch den einzelnen Bürgern 
ihre Dienfte leiftete. Die im 3. 1276 von den beutfchen Rittern 
in Breußen errichtete Briefverfendungsanftalt hatte zwar viel mit 
der heutigen Poft gemein, fcheint aber bloß für den Gebrauch bes 
Ordens beftimmt gewefen zu fein. Jede regelmäßige Verbindung 
zweier Drte fonnte ter Keim einer Bofteinrihtung werden, wie 
3. B. der Silberwagen, der von Kongsberg durch Schweden nadı 
Kopenhagen ging, allmälig zu einem Bofwagen wurde (v. Bud, 
Reife durch Scandinavien I, 31). In Großbritanien wurde erft 
1835 eine noch mangelhafte Briefpoft errichtet, 1649 eine vollftän- 
dige. In Deutfchland errichtete Franz v. Thurn und Tarie 1516 
die erfle Briefpoft von Brüffel nach Wien mit Fatferlicher Benehmi: 
gung. Der gute Erfolg diefes Verſuchs ermunterte zu anderen Uns 
ternehmungen, die theils von der Bamilie Taxis, theild von verfchie- 
denen Reichsfürften-ausgingen. 1543 wurde Leonhard v. T., ter in 
demfelben Sahre eine Bof von Brüffel über Speier und Tirol nad 
Stalien anlegte, zum nieberländifchen &eneraloberpoftmeifter, 1595 
derfelbe zum eneraloberpoftmeifter des Reihe ernannt, 1615 La⸗ 
moral v. T. zur gräfliden Würde mit der erblichen Berleihung jenes 
Amtes erhoben. Es fam jedoch Feine allgemeine teutiche Boftanftalt 
u Stande, indem viele Reihefürften, felbft Oefterreich, fich eigene 
andespoften fchufen. Die im Rheinbunde erlangte Souverainität 
der Landesfürften veranlaßte eine weitere Beichränfung der tariichen 
Boften, wogegen die deutfcdye Bundesacte die Berechtiame des Hau⸗ 
fes Thurn und Taris in Schuß nahm, ohne jedoch, wofern nur dieſes 
entfchäbigt würde, die Anlegung von Landespoften zu verhintern. 
Das deutfche Poſtweſen ift überaus verwidelt. 12 Eraaten haben 
eigene Landespoften, die Hanfeltädte theild eigene theils fremde, 
Hamburg fogar 10 verfchiedene Poftämter, worunter ein norbameri: 


" canifches und ein ſchwebiſches. Thurn und Taxis verwaltet in 17 


Laͤndern die Poſt, Preußen in Anhalt und Waldeck, Sachſen in Al⸗ 
tenburg ꝛc. Man zählt überhaupt 18 verſchiedene Poſtanſtalten. 
Der rohe Ertrag des Poſtweſens in jedem Lande verdient Beach⸗ 
tung, weil er den Umfang der Poſt und die Häufigkeit ihres Bes 
brauches anzeigt. Der reine Ertrag ift finanziell von noch größerer 
Michtigfeit und bie große bei ihm wahrzunehmende Verſchiedenheit 
deutet den Einfluß an, den die Güte der Berwaltung, ferner der 
Brad von Bevölferung und Lebendigfeit des Verkehrs auf diefen 
Zweig der Cinnahme ausübt. Beifpiele: 

Baden. 

Ganze Einnahme. Reinertrag. 
Durchſchn. 1835 — 40 978,378 fl. 240,037 fl. = 24,5 Proc. 
1842—47 1,102,286 fl. 280,914 fl. = 35,5 

Baiern. 
Durchſchn. 1832—37 1,344, 340 fl. 407,578 fl. = %0 Pror. 
Anfhl. 183742 1,330,180 f. 416,402 f. — 3l „ 

Belgien, ohne die Abgabe von den Landkutſchen, Durchſchnitt 
von 1837 und 183%: 2,595,355 Br. rohe @innahme, oder gegen 
0,72 Fr. auf den Kopf. Hievon gingen ab 126,470 Sr. non valeurs 
— 4,3 Proc., 942,169 Fr. Koſten == 32,5 Broc., es blieben 1,826,717 
Fr. rein. Anschläge 1-43 — 49 i. D. 3,391,686 Fr. ganze Ginnahme. 

Kranfreid. Der rohe Ertrag war (ohne die Batetboote) 1816 
20,973,000 &r., — 1830 32,742,000 Br. — D. 1840—43 47,630,000 
$.,9: 1843 33,688,000 Fr. A. von 1844: Binnahme 47,911,000 Fr., 
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wovon 43,150,000 Fr. von ber Briefpoft, 1,083,000 von den Geld: 
fendungen, 1,286,000 $r. von Tranfitporto, 2,292,000 von ben 
Mallepoſten, 98,000 verfchiedene &. — Ausgabe 25,800,000 Kr. 
— 53,° Proc., rein 22,111,000 $r. — 17,8 kr. auf den Kopf. 
Hiezu fommen aber noch 9,466,600 Br. Abgabe von den Diligencen, 
wodurd die reine Binnahme auf 311, Mil. — 24,9 fr. für den 
Kopf ſteigt. 

Großbritanien. Briefpoft vor der Reform ($. 213.) i. D. 
1835 —1839 roh 2,226,212 æ., rein 1,532,004 8. oder 68,8 Proc. 
— 42 fr. auf den Kopf. 

Hannover, 9. für 1839 225,000 Nihlr. roh, 140,000 Rthlr. 
oder 62,2 Proc. rein — 8,7 fr. auf den Kopf. 

edlen Schwerin, A. 1849 285,730 Rthlr. Gin- 
nahme , 50,000 Rihlr. rein. 

Defterreich, 1843 8,701,000 fl. Einnahme, 2,083,700 fl. Rein: 
ertrag, — 1846 7,472,000 fl. Ginnahme, rein 1,955,000 fl. — 
1847 2,028,000 fl. — N. 1849 ohne die in Kriegsftand befindlichen 
Provinzen 5,688,000 fl. Binn., 1,208,400 fl. rein. 

Preußen. NReinertrag 1840—44 1,400,000 Rihr.; nach ver 
Herabfegung der Taxen 1845-46 1 Mill. Rthlr. A. 1847 7,438,000 
Rthlr. Ginnahme, I Mill. Reinertrag = 13,4 Proc. 9. 1849: 
6,941,000 Rthlr. Binnahme, 1 Mill. Rthlr. rein. 

Sachſen, A. 1810-42 und 1.43—45 230,000 Rihlr. rein. 

Schweiz, & Bern, 1832-—43 mittlerer Reinertrag 178,900 

.— 6. Zürid. 1845 Ginn. 670,095 Fr., rein 132,225 fr. 
&. Waadt. Die Berwaltung auf Staatsrehnung begann 1804. 
Der Reinertrag erhob fi von 19,108 Br. in jenem Jahre auf 
106,000 Fr. im Jahre 1830, auf 130,914 Fr. i. D. 1840 u. 41. 
Der mittlere Rohertrag beiter Jahre war 490,427 Fr., wovon jene 
Summe 26, Broc. ausmadht. A. für 1847 140,900 Fr. — Ganzer - 
Reinertrag der Poſten in der Schweiz I Mill, Er. 

Der Ausschlag auf den Ropf it: 


ro rein 
Großbritanien, 1835-39 60 fr. 42 fi. 
Waadt, 1840-4 . . 121 „ 30 „ 
Frankreich, 144 A. 9 „ 24,2 „ 
Zürich, 84... . ll „ 239 „ 
Bam, . >.» vr 2 en 18 „ 
Sadfen, 140-4. . — 13 „ 
Baden, 1842-47 . . 9 „ 123 „ 
R:Shwerin . . . 5 . 10 „ 
Oeſterreich, 1846 . . 25°, 65 „ 
Breußen, 18499. . . 44 „ 6,4 „ 
Baiern, 183742 A.. 18 „ 58, 
(d) Die Menge der verfendeten Briefe wird z. B. davon bedingt, wie 


viele Menfchen fchreiben Fonnen (18%%/,, fonnten es in Broßbrita- 
nien 41 Proc. der Neuverehelichten nicht). Der Ertrag der ſchotti⸗ 
ſchen Landkutſchen nahm von 1810 an zu, weil Scott’s Fräulein 
vom See zum häufigeren Beſuche der Gegend ermunterte. 
$. 206. 
Ein eigenthümlicher Vorzug der Poftanftalt liegt in ihrem 
Zuſammenhange, der noch über die Grängen bes einzelnen Landes 
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hinaus und felbft. über die ganze civilifiite Erde ein Gewebe 
zieht, wodurch die fichere Weberlieferung der übergebenen Gegen: 
flände ohne Mitwirkung eined Spebditeurd und dgl. verbürgt 
wird. Diefe Geftaltung des Poſtweſens kann nicht ohne einige 
Auffiht und Oberleitung der Regierung hervorgebracht und er= 
halten werden. Die Staatögewalt hat, um die Poft zu fördern, 
auch manche Beichräntungen des Mitwerbens von Privat: 
perfonen angeordnet. Diefe Vorrechte der Poft Fönnen nicht 
ſchon durch ihre Nüslichkeit für die Poſtcaſſe gerechtfertiget 
werben, fie follten vielmehr nicht weiter gehen, al& es nöthig 
ift, um jener Anftalt die Erfüllung ihrer gemeinnüßigen Be⸗ 
flimmung möglich zu machen. Man darf die anderen Mittel 
der Fortfchaffung von Perfonen und Frachtgütern weder zer: 
ftören noch belaften. In der Geſchwindigkeit, Bequemlichkeit 
und Wohlfeilheit des Transportes giebt es mehrere Grade, es 
kommen auch fehr verfchiedene Combinationen diefer drei Zwecke 
vor und ed ift zur Erleichterung ded Verkehrs dienlih, wenn 
den Bürgern die Wahl verfchiedener Mittel ſolcher Art freifteht, 
3. B. die bequeme Beftelung hin und zurüd durch Zußboten, 
die wohlfeile, aber langfamere Reifegelegenheit mit Lohnkut⸗ 
fchern oder auf geringe Entfernung durch Landkutſchen u. dgl., 
11, $. 243. Da diefe anderen Sransportmittel in der Schnellig: 
feit und in der Sicherheit für große Streden mit ber allerdings 
theuereren Poft nicht wetteifern können, fo fann man jene in 
ihren natürlichen Graͤnzen ungeftört fortbeflchen laflen (a). 


(a) Die gewöhnlichen Cinſchraͤnkungen find nachflehente: 


1) Briefe und verflegelte Pakete unter einen gewiſſen Gewichte duͤr⸗ 
fen von Niemandem außer der Poſt gewerbemäßig beſtellt werden. 
Diefes Gewicht (do nur auf Poſtſtraßen) if in Yranfreih 2 Bro. 
(bei 150—300 Fr. Strafe, De Gerando, IV, 218); in den deut: 
fchen Provinzen des dfterr. Staates 10 Pfd. in Hannover 15, Sad: 
fen, Braunfchweig 20, in Baden und vielen andern Läntern 25 Pfd., 
in Preußen 40 Pfd. Die firengen Borfchriften gegen das unent- 
geldliche Beſtellen und das Beipaden der Briefe veranlaflen viele 
Uebertretungen, maden eine läftige Ueberwachung nöthig und fine 
zu befchwerlih für die Bürger (vgl. z. B. Malinfovsfi, I, 91). 
@ine gewerbemäßige Briefverfendung durch Privaten ift allerdinge 
nicht zu dulden, man hat fi) aber audy nur da zu fürdhten, wo die 
Poſt zu langſam oder zu theuer abliefert. Im Anfehung der Pakete 
follte der Zwang aufgehoben werben. 
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2) Sanbhutfcen bürfen ſich nicht der unterlegten Pferde bebienen, f. 


3) Ber mit Ertrapoft anfommt, darf erfi nad Verlauf einer ges 
wiffen Zeit mit Kutfcherpferden weiter reifen (na 43 St. in 
Baden); ein unnöthiger Zwang, der auch gewöhnlid nicht ge 
handhabt wird. 

Die Verpflichtung der Lohnkuticher, von jeder Fahrt etwas an 
die Poſtcaſſe abzugeben, in Hannover, Kurheſſen zc., iſt am wer 
nigſten zu rechtfertigen. In Preußen aufgehoben durch Gabin. 
Ord. v. 10. Dec. 1841. Die Abgabe war 1 Sgr. von der Meile 
und trug gegen 60,000 Rthlr. 


g. 207. 


Der Berkehr durch Briefe, Frachtftüde und Reifen ift ſowohl 
in vollöwirthfchaftlichen ald in rein perfänlichen Beziehungen fo 
nuͤtzlich ($. 205) und er hängt fo wenig mit den Abflufungen 
ber Wohlhabenheit zufammen, daß eine an ihn gefnüpfte fteuer- 
artige Abgabe der Bürger in der Mehrzahl der Faͤlle als uns 
zwedmäßig, unbillig und nachtheilig erfcheint. Iſt fie beträchtlich, 
fo verhindert fie viele Sendungen und Reifen, die größtentheils 
irgend einen Vortheil für die Bürger gewährt haben würden. 
Iſt nun aus diefen Gruͤnden die Feſtſetzung hoher Preife (Zaren) 
für die Benugung der Poftanftalt nicht zu billigen, fo würde 
dDiefelbe, wenigftend in größeren Staaten (a), auch nicht einmal 
einträglich fein, weil fie von dem häufigen Gebrauche der Poft 
abhält und zum Umgehen derfelben oder zur Anwendung mand)- 
faltiger Erfagmittel der Briefe ermuntert (db). Die Erfahrung 
beweift, daß wohlfeile Poften bis zu einer gewiſſen Gränze neben 
ihrer Semeinnügigkeit auch der Staatscaffe Vortheil bringen (c). 
Es iſt deßhalb aus beiden Rüdfichten rathſam, die beftehenden 
Poſttaxen durchaus nicht zu erhöhen, vielmehr noch zu er: 
niedrigen, wenigftend foweit, ald ed ohne Abnahme des Poſt⸗ 
ertrags gefchehen kann. Diefe Erwägung müßte auch bei einer 
bloß nach gewerblichen Zwecken geleiteten Poftverwaltung, 
wie die eines Privatunternehmerd, den Mißbrauch des Re- 
galed zur Erhebung übermäßiger Taxen widerrathen. Doc) 
ift hiedurch die Nüglichkeit einer folchen Webertragung an 
Privatperfonen noch keineswegs außer Zweifel gefeßt, viel: 
mehr bedarf diefelbe einer forgfältigen Unterfuchung. 


(s) In feinen Ländern könnte freilich eine Bertheuerung vorgenommen 
Rau, pol. Dekon. Ste Suög. IL - " 18 


4 
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werden, ohne eine Abnahme der bloß durchgehenden (tranfitirenden) 
Sendungen zu bewirken, weil fie wegen der Kürze des Weges dur 
bas einzelne Gebiet wenig empfunden wuͤrde. Indeß würden ambdere 
Staaten leicht zur Wiedervergeltung verleitet werden. 
(6) 3. B. durch Benadridhtigung in Setunges und Zeitfchriften. Um: 
laufsfchreiben an mehrere Berfonen, heimliche Brivatpof ꝛc. Klü: 
bei, Das Poſtweſen, S. 162. 
Die thörichte Erhoͤhung des Briefportos in Frankreich auf wenig: 
ftens 21/, Fr. (6. Niv. IV.) vernichtete faR allen Briefverfehr unt 
mußte nach 6 Monaten (6. Meſſid. IV.) wieder aufgehoben werden. 
Als ebendafelbft 1806 das Briefporto um 1/, erhöht wurde, nahm 
ber reine Ertrag ab. Er war 1805: 9,987,761 Fr., 1808 nur noch 
9,568,844 Fr. Klüber, a. a. DO. ©. 179--183. — Schmalz, 
Staatsw. 8., II, 40. — In Großbritanien folgte zwar auf die Er: 
höhungen des Tarifs in den Jahren 1707, 1801, 1805 und 1812 
immer eine Zunahme des Reinertrages, allein ungefähr von 1815 
an blieb derfelbe ziemlich auf gleicher Höhe, obgleich die Volksmenge 
und ber Wohlftand des Landes fich fehr vermehrten. Der Durd: 
fhnitt von 1816-1837 if 1,422,154 £. St., max. 1,538,629 im 
5. 1826, min. 1,325,277 im J. 1822. Die Urfache diefes Still: 
flandes liegt im Meberhandnehmen vieler Kunftgriffe, die man zur 
Umgehung ber Briefpoft zu Hülfe nahm. Auffallend ift daneben die 
Zunahme der Landfutfchen, von denen die Mbaabe im 3. 1815 erſt 
217,871 8.©&t., 1825 ſchon 362,631 und 1835 498,497 2. trug, 
was eine Kortichreitung in dem Berhältnig 100: 139: 228 an- 
jeigt: — Im britifchen Oſtindien ift das burchichnittliche Porto eines 
riefes 1/, Rupie — 18 fr., daher wird wenig Gebrauch von ber 
Poſt gemacht und die Verwaltung derſelben foflete 1846 einen Zus 
fhuß von I Proc. der Binnahme. 


(c 


— 


| §. 208, 

Bei der Vergleichung des Poftbetriebes auf Staatörechnung 
und Durch Privaten muß man die Brief: und Fahrpoft, ferner 
die Verwaltung durch einen einzigen Privatunternehmer 
für dad ganze Staatögebiet und dieZertheilung in einzelne 
Poftfireden, deren jede ihre eigenen Unternehmer haben Fann, 
unterfcheiden (a). Die Briefpoft, der einträglichfte Beftand: 
theil des Poftgefchäftes (b), erfüllt nur dann ihre Beſtimmung 
vollkommen, wenn fie fich auf einer größeren Landesſtrecke in 
einer einzigen Verwaltung befindet, weil die große Menge der 
nach allen Richtungen hin zu verfendenden Briefe (c) einen 
hohen Grad “= Sgfalt, Pünctlichkeit, Geſchicklichkeit und 


Redlichk⸗ * Dabei beſchaͤftigten Perſonals erheiſcht. 
Bei wer rtheilter Verwaltung würden unver: 
meidlich ren gehen und dieß würde durch eine 


Selden! Öllig vergütet, auch felten nur der 


275 


Schuldige ausgemittelt werben können. Viele Briefe müßten 
innerhalb des Staatögebietes von einer Poflunternehmung in 
bie andere übergehen. Dieß würde wegen der Nothwendigkeit 
eined mehrmaligen Umpadens (Umfpedition) die Mühe der 
Berechnung und Vergütung vervielfachen und jenen Berluft 
häufiger verurfachen, wobei auch das Ausland Feine Bürgfchaft 
eines unfehlbaren Durchlaufens feiner Briefe fände und Daher 
dad Anknuͤpfen audwärtiger Verbindungen erfehwert wäre. Die 
Größe der Unternehmung vermindert die Betriebs⸗ und Auf: 
ſichts koſten. Wollte man aber vollends das Mitwerben mehrerer 
Unternehmer auf einer und derfelben Strede zulaffen, fo würde 
dieß die Sicherheit noch mehr gefährden und die Koften noch 
weiter erhöhen, weil die Briefvorräthe defto weniger Arbeit und 


Beipannung erfordern, je mehr fie fich in einer Stelle fammeln (d). 
(a) Gr. Moltke iſt für die allmälige Abſchaffung ver Poſtanſtalt, ohne 

die beiden Hauptzweige zu untericheiden, @innahmequellen S. 125. 
(d) Beifpiele. Batern: 


Briefpofl. Fahrvoſt. 

D. 1826 -28 Rohertrag 685, 156 fl. 317,828 |. 

u Koften . . 332,054 „ ‚283,262 „ 
Reinertrag 363,104. —=52Pr. 34,566 fl. —10,’ Pr. 

N. 1837—42 coh. . . 804,800 „ 512,500 „ 

Koften. . 336,996 „ 421,518 „ 


rein... . 467,504f.==58Pr. 90,9828.=17,"Pr. 
In der erfien Beriode gehen noch 33,790 fl. Koflen der Gentralvers 
waltung ab, in der zweiten Periode 140,388 fl. allgemeine Ausgaben 
nach Abzug von 12,580 fl. allg. Einnahme. Bertheilt man fie nad 
dem Berhältnig beider Binnahmen (8 zu 5), fo bleibt für die Fahr⸗ 
poſt nur 36,000 fl. Reinertrag übrig. 


2) Baden: 
Briefpoſt. Fahrpoſt. 
D. 1843- 46 Rohertrag B32,560R. 466,622], 
Beſondere Roften 309,883 „ 454,523 „ 


Reinertrag 322,677. —=51 Pr. 12,099 fl. — 2,5 Pr. 
Hiezu kommen 63,320 fl. allgemeine Ausgaben (nad Abzug Ahn: 
licher Ginnahmen). Nach der Bertheilung berfelben im Berhältnig 
der Robeinnahme kämen auf die Fahrpoſt 28,847 fl. und dieſe brächte 
alfo 14,000 fl. Schaden. Bergleiht man die beiderfeitigen Gin: 
nahmen wit den zugehörigen Ausgaben, fo zeigt fich nachſtehendes 
Berhältnig: Vom Rohertrage nehmen hinweg: 


Briefpoft. Fahrpoſt. 
Koſten des Perſonals 13,3 Proc. 13,° Proc. 
Koſten des Transports 20 „ 737 „ 
Repyaratuun .... ‚” „ ‚„d, 
Abgang u. Bureaufoſten 4: „ 2! „ 
88 bleibt rein... .. 615 „ 25 „ 


Hier find von der Briefpofteinnahme bie burchlaufenden Poſten für 
fremdes Porto fogleih abgezogen worden. 

Die vorftehenden Berechnungen find nit ganz genau, weil bie 
Scheidung beider Cinkuͤnfte und Ausgabezweige nicht vollftändig ift, 
es müßte ke der Briefpoft eine Bergütung für die Yahrpoflen 
wegen des Mitnehmens der Brieffelleifen angenommen werben. 

3) Dänemarf, D. 1841 u. 44: 


Briefpoft. Bapyok, 
Ginnahme 439,340 Rthlr. 300,643 Atblr. 
Koften . . 236,756 „ 811,882 „” 
zein . - + 252,554 Rthle. 51, Prot. 
Subufe -» » >» 2... 119 R.=10,'$r. 


(c) Zahl der verfendeten Briefe: 


Brit. Reid, 1839 so Mil. 3 auf den Kopf. 
1847 300 10 


7 — nn ” 

Frankreich, D. 1841—43 107 „ — I 0 u. 
- 18446 115 „ = dd, un ” 
Nordamerifa, 1847 58,973, = 32,4. 
Breußen, D. 1832-86 31,686,000 — 21, „ » m 
Belgien, 1839 TZMU. = Ih u. 
Schweden, D. 1836—40 2,861,000 — 0,9% „ „ u 
Rußland, 1841 7.,902,000 — 0,1 d. Europ. 

1845 10,136,16 — 0," „ „ 


Dies find jedoch nur die bezahlten, nicht die uneritgeldlich verfenbes 
ten Briefe der Staatsbehörden ıc.. die 1836 in Frankreich 116 Mill. 
betrugen; bie Beitungen beliefen ſich ebendaf. 1844 auf 60 Mill., — 
Bol. 3. v. Herrfeldt, Poflreform in Deutichland, 1830. 

(d) v. Malchus, U, 132. — Dagegen v. Jakob, I, $. 426. und 
v Imhof, ©. 162. ’ 


’ $. 209. 

Henn die gefammte Briefpoft eined Landes einem einzigen 
Unternehmer unter gewiffen, ihre Gemeinnügigfeit beabfich⸗ 
tigenden Vorfchriften übergeben wird, fo ift es unvermeidlich, 
daß derfelbe ald Gewerbömann in dem, was feiner Wahl 
anheimgeftellt ift, auf den größten Gewinn Bedacht nimmt. 
Bei richtiger Berechnung feines Vortheiles wird er die Brief: 
tare zwar nicht fehr hoch anfegen, weil fonft die Poft zu 
wenig gebraudt wird ($. 207), aber auch nicht ganz niebrig, 
weil fonft fein reiner Ertrag wieder Bleiner würde (a). Diefe 
Uebertragung der Poſt an einen PrivatsUinternehmer ift im 
Allgemeinen aus folgenden Gründen nicht zu empfehlen. 

1) Der Unternehmer kann die Verwaltungskoſten nicht viel 
fparfamer einrichten, als die Regierung, weil er in diefem aus⸗ 
gebehnten Gefchäft ein zahlreiches Perfonal zu Hülfe nehmen 
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und demfelben in Rüdficht der erforderlichen Eigenfchaften 
eine angemeflene Bezahlung bewilligen muß, die Fortfchaffung 
der Briefe aber ohnehin durch Accorde mit den Pofthaltern 
gefchieht. 

2) Wenige Menfcen find fo vermögend und Rößen fo viel 
Bertrauen ein, daß man ihnen die Poftverwaltung überlaflen 
könnte, auch muß diefed auf längere Zeit gefchehen. Die 
befchränkte Mitwerben hat die Folge, daß der Staat nur 
einen fehr mäßigen Pachtzind (Conceffiondtare) erhält, während 
der Unternehmer fi auf Koften der Bürger bereichern Tann. 
Der aud der Zunahme des Verkehrs herfließende Nußen bes 
Unternehmers geht ohnehin für den Staat verloren (b). 

3) Man kann nicht erwarten, daß der Poflunternehmer 
für dad allgemeine Beſte ein beträchtliched Opfer bringen 
werde (c), daher flogen Werbeflerungen des Poflweiens, wie 
fehr fie auch Bedürfniß fein mögen, auf große Hinderniffe, 
die man unmöglich ſchon durch Abfaſſung der Pachtbedin⸗ 
gungen im Boraus befeitigen Fann. 

4) Der polizeilihe Grund, dag der Staat eine Aufficht 
auf den Briefwechſel feiner Bürger und der Fremden führen 
könne, verdient zwar wenig Beachtung, denn die Verletzung 
des Briefgeheimniffes muß fireng verhütet werben; allein es 
if denkbar; daß ein Privatunternehmer fremdem Einfluß zu: 
gänglich wäre und bie Staatscorreſpondenz belauert würbe. 


(a) Gefecht, es wäre für eine gewifle Bntfernung jährlich bei einer Tare 
von 12 fr. die Br. 3. 100,000, die Binnahme 20,000 fi. 
9, — — 150,000 Briefe . . . 22,500 „ 
6„ — — 30,00 „ :- . . 33,00 „ 
4 u — — 260, ” 2 ' „ 
fo wäre, abgeſehen von den etwas vermehrten Koften, die Tare von 
6 fr. die einträglichke. 
Beifpiel. Baden bezahlt als Abfindung an das Haus Taris jührlich 
50,000 fl., die, von dem jetzigen Reinertrage abgezogen, 250,000 fi. 
übrig lafien. Württemberg erhält von Taris als Kanon für bie 
ng der Boft nur 20,000 fl., Br. Heſſen 25,000 f., Naſſau 


(b 


Sr 


( 


2) 
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Dieß zeigt ſich 3. B. bei ter Anlegung eines Poftlaufes durch eine 
mad bevoͤlkerte Gegend, bei ter Anordnung mehrerer Briefvers 
iendungen in der Woche, bei ber Beflimmung dee Gewichtes für 
ten einfachen Brief, defien Brhöhung nur dem Bolfe zu Gtatten 
fommt, ohne auch die Bofteinnahme zu vermehren ac. 
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$. 210. 

Demnach verbient in der Regel die von der Begierung 
geführte Poftverwaltung den Vorzug. Wo indeffen mehrere 
Heine an einander grängenden Staaten, wie in Deutichland, 
der Schweiz und Italien, ihre eigenen, noch Dazu nach ver: 
fhiedenen Regeln verwalteten Staatäpoften haben, da zeigen 
fih erhebliche Nachtheile. Diefer Zuftand vervielfacht die Be⸗ 
rechnungen, erhöht die Koften der Auffichtöbehärden und ver: 
theuert fchon hiedurch dad Porto, was durch dad häufig wahr: 
zunehmende wetteifernde Beftreben ber Regierungen nach größe: 
ren Einnahmen in noch höherem Maaße gefchieht; er giebt 
ferner zu manchen Mißbraͤuchen, z. B. zur Umleitung der 
Briefe, Anlaß, und fchwächt felbft Die Sicherheit, weil er die 
Entdedung des Unterfchleifed erfchwert; überhaupt leidet Der 
Zufammenhang der Poften auf einer größeren Fläche. Mit der 
Ausdehnung des Poftgebieted nimmt bie Leichtigkeit verfchtebe- 
ner Vervolllommnungen zu. Ein Privatunternehmer, dem die 
Poften in allen folhen Staaten übertragen find, kann fie mit 
leichter Mühe wohlfeil, ficher und bequem einrichten (a). 
(s) Die der Poſtverwaltung des Fürften von Thurn und Taxis uns 

tergebenen Länder haben jegt (1850) gegen 4,900,000 Ginwohner. 

$. 211. 

In den Ländern, welche mehrere benachbarte kleinere Staats: 
gebiete enthalten, koͤnnte ohne Aufftellung eined Privetunterneh: 
mers der erwähnte Vortheil (9. 210) auch auf andere Weife, 
durch Verabredung der einzelnen Regierungen erreicht werden, 
wenn man fich dahin vereinigte, gleiche Srundfäge über die Be⸗ 
fugniffe und Verpflichtungen der Poftanftalt, eine gemeinfame 
Poftordnung, gemeinfame Zarife zc. aufzuftellen, eine oberfte Be: 
börde zur Oberaufficht zu errichten und das vereinigte Gebiet in 
Beziehung auf die Taren und Eurfe wie ein Ganzes zu behan⸗ 
bein. Staaten von einer zu Kleinen Oberfläche oder Volks⸗ 
menge müßten fich zu einer gemeinfchaftlichen Poſtverwaltung 
verbinden. Bei diefer ganzen Vereinbarung müßte man die 
Gemeinnügigkeit und Vollkommenheit der Poftanftalt fih zum 
Ziele ſetzen und Heinliche, fiſcaliſche Rüdfichten befeitigen (a). 
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Beichter und ficherer ald auf diefem Wege wird bie nöthige 
Steihförmigkeit und Einheit erreicht, wenn Die zufammenge- 
börenden Staaten fich zu einem höheren Ganzen, einem Bun: 
deöflante, vereinigen und der Bundeögewalt die Befugniß 
übertragen, Durch Geſetzgebung und Oberauflicht dasjenige an⸗ 
zuordnen, was man fonft nur ſchwer vermittelft eined Vertrages 
aller einzelnen Regierungen zu Stande bringen könnte (b). 


(a) Die Ausführung dieſes Borfchlages In Deutichland iR feit dem rs 
fheinen der 1. Ausgabe näher gerüdt. Der hoͤchſt erfreuliche Erfolg 
und Fortgang des Zollvereins und bie duch dieſen veranlaßten 


Prünzverträge geben Beifptele von den Bortheilen, bie fih auf dem 


Wege freier Bereinbarung erreichen laflen. Zwar fliehen große 
Schwierigkeiten im Wege, aber man fann fie mit Beharrlichkeit und 
gutem Willen überwinden. ©. auch Nebenius, D. Bierteljahres 
Ichrift, Ar. 14, 257. (1841). Der Poflcongreg von Dresden im Herbfl 
21847 hat ſchon eine ſchaͤßbare Vorarbeit geliefert, jedoch in feinen 
Anträgen, die bisher ohne Erfolg geblieben find, Manches zu wuͤn⸗ 
iden übrig gelaflen, f. D. Bierteljahrefchrift Nr. 46, 2. Abit. ©. 
165. — Als Hauptpunste für eine deutfche Pofvereinigung könns 
ten, außer den obengenannten, folgende bezeichnet werden: 1) Re: 
gulirung des Berhältniffes zu dem Haufe hum und Taris. 2) Art 
der Belebung der höchſten Poſtbehoͤrde durch die einzelnen Regie⸗ 
rungen und Berbältniß berfelben zu jener. 3) Anordnung einer An: 
zahl von Oberbehörden (Directionen) in guter eogtapbifcher Ber: 
theilung durch das ganze Poflgebiet, nah dem Beifpiele der Zolldi⸗ 
rectionen. 4) Bertheilung des reinen Ertrages, wozu ſich zunaͤchſt 
2 Maapftäbe darbieten, nämlich der bisherige Reinertrag und die 
Einftige wirtlihe Roheinnahme der Poſtſtellen (Stationen) jedes 
des. 

(5) Der Uebergang der ganzen Poftverwaltung an die Bundesgewalt 
(wie in den vereinigten Staaten) ift nicht nothwendig, wenn nur 
font der letzteren bie erforderliche Macht bewilligt wird. D. Meiches 
verf. v. 28. März 1849: Art. 5. 41. „Die Reichsgewalt hat das 
Recht der @eiehgebung und die DOberaufficht über das Boftwefen, 
namentlich über Organifation, Tarife, Tranfit, Portotheilung und 
die Verhaͤltniſſe zwiichen den einzelnen Borverwaltungen.“— Gleich: 
lautend Preuß. Entw. $. 41. Poflverträge mit auswärtigen Staaten 
erfordeen nad beiden Berfafjungen die Genehmigung der Reichöges 
walt, aber die derfelben nach den Befchlüffen der Nationalverfamms 
lung $. 44 ertheilte Befugniß, das ganze Poftweien ale Reidhsans 
Ralt in Folge eines Reichsgeſetzes zu übernehmen, ift im preuß. Ent: 
wurfe binweggeblieben. — In der Schweiz iſt die Poft zur Bundes⸗ 
anfalt geworden. Die Bantone werden für ihre bisherigen Poſtein⸗ 
fünfte entſchaͤdigt. 

$. 212. 


Die Fahrpoſt verhält fich in mehreren Hinfichten anderd 
ald die Briefpoft: 1) die Zahl der Frachtflüde iſt gegen die 
Briefzahl gehalten viel Eleiner, und es ift leichter, fie einzu: 


v 


fehreiben und den Empfang befcheinigen zu laffen; 2) diefelben 
gehen nicht fo leicht verloren, audy kann wegen der angegebenen 
Schaͤtzung der Verluft erfegt werden; 3) die Fahrpoften bilden 
in einem Lande fein fo vielfach verfchlungenes Netz, fondern 
beftehen aus einer Pleineren Anzahl von Haupt: und Neben: 
Doftläufen (Eurfen); 4) das Fortführen der Perfonen gefchieht 
fchon neben der Poft durch mancherlei Privatunternehmungen, 
die fih, je nach dem Maaße von Freiheit, welches ihnen ge: 
ftattet wird, der Poftanflalt mehr oder weniger nähern. 
Deßhalb ift ed da, wo genug Sinn und Neigung für foldye 
Unternehmungen vorhanden ift, ausführbar, die Fortichaffung 
der Perfonen und Padftüde für einzelne größere Haupt: und 
Nebenftreden Privatperfonen zu überlafjen, welche fich den von 
der Regierung gegebenen Borfchriften unterwerfen, unter eine 
forgfältige Aufficht geftellt werden, auch eine Abgabe entrichten 
müffen. Dieß ift in mehreren Ländern geſchehen, das Mitwers 
ben bat ſich wenigftend auf lebhaften Straßen wirkfam gezeigt 
und die Regierung konnte fich eines befchmwerlihen und wenig 
ergiebigen Gefchäftes überheben (a). Dennoch hat das gänz- 
liche Aufgeben der Staatsfahrpoft erhebliche Gründe gegen fich, 
denn a) diefelbe kann pünctlicher und überhaupt vorzüglicher 
eingerichtet, auch mit dem Auslande leichter in Verbindung ge: 
bracht werden, ald Landkutſchen; b) fie beforgt zugleich bie 
Sendungen von Acten, Geldern u. dgl. für Zwecke der Staats⸗ 
verwaltung und leiftet hiedurch einen großen Nußen, den man 
neben dem Reinertrage mit in Anfchlag bringen muß. Würbe 
die Staatöpoft aufgehoben, fo müßte man dieſe Verſendungen 
den Privatunternehmern bezahlen. c) Der Staat kann allen 
Gegenden des Landes gleichmäßige Theilnahme am Verkehre 
verfchaffen, indem er mit Hülfe des Weberfchuffes, den die leb⸗ 
hafteren Straßen abwerfen, auch in fchwach bevoͤlkerten Landes: 
theilen die Poftverbindungen unterhält, während Privatunter: 
nehmer für folche Gegenden gar nichtd oder nur wenig thun (b). 
Es ift daher die Erhaltung der Fahrpoft im Betriebe durch die 
Regierung zwedimäßig, Damit ed an einer volfländigen und 
vorzüglichen Kortfchaffungsanftalt nicht fehle; neben ihr follte 
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aber wenigftend auf kürzeren Streden die Anlegung von Land⸗ 
Eutfchen (c) ‚nicht verhindert werden, weil diefe wohlfeiler fein 
tönnen, und wo feine Fahrpoſt geht, da kann folchen Pris 
vatunternehmungen der Gebrauch des Pferbewechfeld gegen 
eine geringe Abgabe geflattet werden. Wie allmälig die Be: 
triebfamteit in den Fuhranftalten reger wird, kann die Re: 
gierung die ihrigen vermindern und fie endlich auf eine Malle: 
poft (Briefcourier) befchränten (d). 


(a) Bine Landkutfche (stage-coach) bezahlt in Broßbritanien nah dem 
Geſ. v. 24. Aug. 1839 (2. und 3. Victoria, C. 66) eine Boneef: 
fionsgebühr von 9 2. St. und bei jeder Fahrt eine Abgabe nad) der 
Zahl ver Plätze, 1Penny (3 fr.) für die brit. Meile bei 6 Pläpen 
(=8 kt. auf die Wegſtunde), 11, B. bei 7— 10, 282. bei 11 —13, 
21, B. bei 14—16, 38. bei 17—19, 31/, P. bei 20—22 Plägen, 
und 17, B. mehr für je 3 weitere Pläße (vor 1823 ungefähr doppelt 
ſoviel) Kntſchen unter 4 miles (1,45 Wegſt.) Gefchwindigfeit auf 
die Stunde gelten nicht ale stage-coaches. GEs beftehen genaue 
Borfchriften über die Belaflung und Führung dieſer Landkutſchen. 
Bailly, I, 542. Diele Abgabe trug 1835 498,000 &, — In Frank⸗ 
reich entrichtet der Meflagerie : Unternehmer von einem regelmäßig 
gehenden Wagen oder Schiffe, außer der Licenz von 2—5 Fr., '/ıo 
vom Preiſe der Pläge nad Abzug von !/, derfelben, bie als leer ans 
genommen werden, alfo eigentlich ?/,,, und !/,, von ber wirklich ein: 
genommenen Kracht der Waaren, die durch ein genau geführtes Me: 
giſter nachgewieſen wird. Nicht regelmäßig gehende öffentlihe Wa⸗ 
gen zahlen ein Averfum. Ueber die vorgefchriebenen Formen, 3. B 

eclaration und Buchführung des Unternehmers, f. De Gerando, 
Dr. adm. IV, 214. Ueber den Betrag diefer Abgabe f. $. 205 (a). 
Man bezahlt in Frankreich ungefähr 5/, Fr. auf die deutfche Meile 
für einen Platz im Innern einer Yandfutfcdye, hinten (rotonde) und 
oben (banquette) etwas weniger, vorne (cabriolet) etiwa 1/, mehr. 
Die deutſchen Bilwägen often zwiſchen 18 fr. und 48 fr. auf Die 
deutfche Meile. ' 

(6) In England if bei ber großen Ausdehnung des Verkehrs am leich: 
teften eine Fahrpoſt des Staates zu entbehren. In Frankreich iſt 
fhon auf NRebenfiraßen für die Bequemlichkeit und Sicherheit durch 
die Landfutfchen (diligences) nicht zum Beften geforgt. — Die 
Staatspoſt Hat überall im Lande gleihen Breis. Bei Landkutfchen 
ift auf ſtark befahrenen Streden, wo der Wagen immer vollfländig 
beſetzt if und mehr Mitwerben befteht, ber Yahrpreis oͤfters nie 
driger, als auf wenig befuchten. 

(ce) Omnibus, Stellwagen, Diligence, Ordinäre ıc. 

(d) Die malle-poste, die einzige wahre Fahrpoſt in Frankreich, ift ſchnel⸗ 
ler und koſtbarer ale Privatfuhrwerfe. 


$. 218, 


Nach dem Bisherigen erfcheint wenigftend bei der Briefpoſt 
die Fortdauer der Regalität ald nothwendig. Die Gemeinnuͤtzig⸗ 


. 


22 
keit der Poft würde ohne Zweifel fehr gewinnen, wenn ber 
Staat die Taxen fo niedrig feßte, daB fie nur gerade die Koften 
dedten (a). Wäre die Poft nicht fchon eine Einnahmödquelle, 
fo würde man nicht mehr daran denken, fie zu einer folchen 
zu machen, nachdem man ihre hohe Bedeutung erkannt hat, 
8.207. Da aber ein Reinertrag der Poft ſchon lange in die 
Staatscaſſe geflofien if, fo läßt fich derfelbe nicht leicht ploͤtzlich 
entbehren, und der Verzicht quf den Poflgewinn iſt wie eine 
Ausgabe für die Zwede der Bildungs: und Volkswirthſchafts⸗ 
pflege anzufehen, die ihrer Größe wegen nicht fogleich ganz vorge: 
nommen werden fann. E5 wäre auch unbillig, wenn Die Wohl: 
fetlheit der Poft den Ausländern zu Statten fäme, ohnedaß in an: 
deren Staaten gleicher Grundfag in Ausführung gebracht würde. 
Eine folche Verringerung der Pofttaren, welche durch Zu: 
nahme des Gebrauches der Poft vergütet wird, ift ohne Einbuße 
für die Staatöcaffe möglich. Wermag man dad Maaß diefer 
Zunahme aus der Erfahrung ungefähr zu beurtheilen, fo kann 
man eine nach ihr berechnete Herabfehung der Preife fogleich 
unternehmen, ohne eine dauernde Störung in den Staats- 
haushalt zu bringen, wenn gleich in ber erflen Zeit einiger 
Ausfall unvermeidlich ift (6). Eine noch weiter gehende Er: 
mäßigung der are, fowie verfchiedene andere, die Benubung 
erleichternde Einrichtungen Eönnen Dagegen nicht ohne den Hin⸗ 
blick auf die zur Dedung des Ausfalls anzumendenden Mittel 
befchloffen werden, wobei jedoch zu erwägen ifl, daß die Ver⸗ 
mehrung der Briefe, Frachtftüde und Reifenden den Berluft 
geringer macht, ald er nach Dem gegenwärtigen Stande zu ver: 
muthen ifl. Es läßt ſich zur Beförderung des Verkehres viel 
thun, ohne den Reinertrag ganz aufzuopfern (c). 


(a) Dahin muß au die Berzinfung des flehenden und umlaufenden 
Capitals agereänet werben. Baden, Ende 1847: 394,788 fl. an Ges 
bäuden, Wägen ıc. 

(6) Berbefferungen, welche die Schnelligkeit und Sicherheit der Berfen- 
dungen vermehren, bringen bei gleihen Taren eine Zunahme des 
Ertrages zu Wege. Palmer erhöhte bei feinen Vervollfommnungen 
der Poſt zugleich die Taren, und ber Ertrag flieg; vgl. Bronne, 
Rapport, ©. 11. 

(ec) Großbritanien Hat ein merkwürdiges Beifpiel einer Bokreform 
gegeben, die für die erfle Zeit ein 7 großes Opfer für die Staatscaſſe 


erforderte, daß man fie nicht zur Nachahmung empfehlen fann. Der 
Gntwuri ging 1837 von Romwland Hill aus und wurde durch 
tas Sefep vom 17. Auguft 1839 (2. und 3. PVietoria, C. 52) in 
Ausführung gebracht, f. $. 216, a. Bisher war das mittlere Porto 
eines Briefes 7—71/,P. Die Herabfegung auf 1P. (vom 10. Jan. 
1848 an) bewirkte eine flarke, jedoch immer noch eine langfamere Zu: 
nahme der Briefe, ald man vermuthet Hatte (Hill vechnete in Kurzem 
auf das 5 face). 
Die Ergebnifle find folgende: 











Rohertrag. | Berb. || Reinertrag. | Verh. Briefzahl. 
1838. 30 2,368,020 £ 1,601,910 | 100 || 75 Miu. 
40 1,358,466 ⸗ 410,028 25 || 1088,768,000 
41 1,499,415 - 447,893 | , 27 || 196,» Will. 
42 1,579,146 = 478,479 | 28 || 208,5 : 
43 1,620,867 - 923,714 32 || 218 ⸗ 
44 1,705,067 ⸗ 610,724 38 || 242 ⸗ 
45 1,%1,580 - 660,791 | At || 270,5 
468 1,078,283 ⸗ 724,757 45 || 300 


A\ 


47 2.181.016 863.206 | 53 | 329 ı - 


Hiebei find auch die von anderen Berwaltungszweigen beftrittenen 
Koften mit abgezogen. Die flarte Vermehrung der Koften rührt nur 
zum Theil von der Zunahme der Briefe ber, zum Theile ift fie an- 
deren Urfachen, nämlich den hohen Forderungen der Bifenbahngefell: 
ſchaften und ter koſtbaren Poſtſchifffahrt, beizumeſſen. 


g. 214. 


Die Regeln, nach denen dad Staatspoſtweſen einzurichten 
ift, laſſen ſich fo überbliden: 

1. Drganifation. Das Poftwefen ift ein fo eigenthüm: 
lidyer und abgefonderter Gefchäftöyweig, daß er feine befonderen 
Beamten und eine eigene Oberbehörde braucht, Die zwar einem 
Miniſterium (a) untergeordnet ift, aber in dem Techniſchen des 
Gefchäftes ſelbſtſtaͤndig handelt. Mittelftelen find nur in größe: 
ren Staaten nöthig. Die Anforderungen an das in den Poft- 
ſtaͤtten (Erpeditionen, bureaux) arbeitende Perfonal find von der 
Art, daß man mit Schreibern, die auf Widerruf angenommen 
und wie Handelögehülfen behandelt würden, nicht wohl aus⸗ 
fommen koͤnnte (8. 208.) (b), weßhalb man größtentheils 
Staatödiener brauchen muß, und nur ald Gehülfen des Vor⸗ 
ſtandes bei mittleren, leicht zu überfehenden Poftämtern Pri⸗ 
vatfchreiber geſtatten kann. An Eleinen Orten, wo ein Beam: 
ter zu koſtbar fein würde, bleibt nichts übrig, ald Verwalter 
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werden, ohne eine Abnahıne der bloß durchgehenden (tranfitirenden) 
Sendungen zu bewirken, weil fle wegen der Kürze des Weges durch 
das einzelne Bebiet wenig empfunden würbe. Indeß würden ambdere 
- Staaten leicht zur Wiedervergeltung verleitet werben. 
(6) 3. 3. durch Benachrichtigung in Zeitungen und Zeitjchriften. Um: 
laufsfcjreiben an mehrere Berfonen, heimliche Brivatpof sc. Kluͤ⸗ 
ber, Das Poſtweſen, S. 162. 
Die thörichte Erhöhung des Briefportos in Frankreich auf wenig- 
ſtens 21,, Fr. (6. Niv. IV.) vernichtete fa alten Briefverkehr unt 
mußte nach 6 Monaten (6. Meſſid. IV.) wieder aufgehoben werben. 
Als ebendafelbft 1806 das Briefporto um 1/, erhöht wurde, nahm 
der reine Ertrag ab. Er war 1805: 9,987,761 Fr., 1808 nur nod 
9,568,844 Fr. Klüber, a. a. DO. ©. 179-188. — Schmalz, 
Staatsew. 2., II, 40. — In Großbritanien folgte zwar auf die Br: 
hoͤhungen des Tarif in den Jahren 1797, 1801, 1805 und 1812 
immer eine Zunahme des Neinertrages, allein ungefähr von 1815 
an blieb derfelbe ziemlich auf gleicher Höhe, obgleid die Bolfsmenge 
und der Wohlftand des Landes fich ſehr vermehrten. Der Durch⸗ 
fdynitt von 1816-1837 if 1,422,154 2. ©St., max. 1,538,620 im 
J. 1826, min. 1,325,277 im 3. 1822. Die Urfadye diefes Still: 
ftandes liegt im Weberhandnehmen vieler Kunftgriffe, die man zur 
Umgehung der Briefpoft zu Hülfe nahm. Wuffallend ift daneben die 
Zunahme der Landfutfchen, von denen die Abgabe im 3. 1815 erfl 
217,871 2.&t., 1825 fchon 362,831 und 1835 498,497 8. trug, 
was eine Kortfchreitung in dem Berhältnig 100: 139: 229 an- 
eigt. — Im britifchen Oftindien if das ducchfchnittliche Porto eines 
riefes /, Rupie — 18 kr., daher wird wenig Gebrauch von ber 
Bor gemacht und die Berwaltung berfelben koſtete 1846 einen Zu: 
ſchuß von 5 Proc. der Einnahme. 


§. 208. 

Bei der VBergleichung des Poftbetriebes auf Staatörechnung 
und durch Privaten muß man die Brief: und Fahrpoſt, ferner 
die Verwaltung durch einen einzigen Privatunternehmer 
für dad ganze Staatögebiet und dieBertheilung in einzelne 
Poſtſtrecken, deren jede ihre eigenen Unternehmer haben kann, 
unterfcheiden (a). Die Briefpoft, der einträglichfte Beſtand⸗ 
theil des Poftgefchäftes (b), erfüllt nur dann ihre Beflimmung 
vollkommen, wenn fie fich auf einer größeren Landeöftrede in 
einer einzigen Verwaltung befindet, weil die große Menge der 
nach allen Richtungen bin zu verfendenden Briefe (c) einen 
hoben Grad von Sorgfalt, Pünctlichkeit, Geſchicklichkeit und 
Redlichkeit von Seite des dabei befchäftigten Perſonals erheifcht. 
Bei weniger guter und zertheilter Verwaltung würden unver: 
meidlich Öfterd Briefe verloren gehen und dieß würde durch eine 
Geldentfchädigung nicht völlig vergütet, auch felten nur der 
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Schuldige ausgemittelt werden Finnen. Viele Briefe müßten 
innerhalb des Staatsgebietes von einer Poftunternehmung in 
die andere übergehen. Dieß würde wegen der Nothwendigkeit 
eines mehrmaligen Umpadens (Umfpepdition) Die Mühe der 
Berechnung und Vergütung vervielfachen und jenen Berluft 
häufiger verurfachen, wobei auch dad Ausland Feine Bürgfchaft 
eines unfehibaren Durchlaufens feiner Briefe fände und daher 
dad Anfnüpfen auswärtiger Verbindungen erfchwert wäre. Die 
Größe der Unternehmung vermindert die Betriebs: und Auf 
fihtskoften. Wollte man aber vollends das Mitwerben mehrerer 
Unternehmer auf einer und derfelben Strede zulaffen, fo würde 
dieß die Sicherheit noch mehr gefährden und die Koften noch 
weiter erhöhen, weil die Briefoorräthe defto weniger Arbeit und 


Beipannung erfordern, je mehr fie fich in einer Stelle fammeln (d). 
(s) Gr. Moltke iſt für die allmälige Abſchaffung der Poſtanſtalt, ohne 

die beiden Hauptzweige zu untericheiden, Ginnahmequellen S. 125. 
(db) Beiſpiele. Baiern: 


Briefpoſt. Gahrpoſt. 

D. 1826 -28 Rohertrag 695,158 fl. 317, 826 fi. 

Koften . . 332,054 „ ‚283,262, 
Meinertrag 363,104. —=52 Pr. 34,586. —10,’Pr. 

A. 1837—42 vob . . . 804,800, 512,500 „ 

Koftın. . 336,996 „ 421,518 „ 


rein... . 467,804f.=58Pr. 90,9821.=17,7Br. 
In der erfien Beriode gehen noch 33,798 fl. Koflen der Gentralvers 
waltung ab, in ber zweiten Periode 140,388 fl. allgemeine Ausgaben 
nad Abzug von 12,580 B. allg. Einnahme. Bertheilt man fie nad 
dem Berhältniß beider Cinnahmen (8 zu 5), fo bleibt für die Fahr⸗ 
poR nur 38,000 fl. Reinertrag übrig. 
2) Baden: 


Briefvoft. Fahrpoſt. 
D. 1842- 46 Rohertrag 632, 510 ſi. 466,622 il. 
Beſondere Koſten 309,983 „ 454,523 „ 


“ Reinertrag 322,677. —51 Pr. 12,099. — 2,5 Pr. 
Hiezu fommen 63,320 fl. allgemeine Ausgaben (nach Abzug Ahn- 
licher Einnahmen). Rad der Bertheilung derfelben im Verhaͤltniß 
ber Robeinnahme kämen auf die Fahrpoſt 26,847 fl. und diefe brächte 
alfo 14,000 fl. Schaden. Vergleicht man die beiderfeitigen Gin: 
nahmen mit Den zugehörigen Ausgaben, fo zeigt fich nachſtehendes 
Berbältniß: Vom Rohertrage nehmen hinweg: 


Briefpoft. Fahrpoſt. 
Koſten des Perſonals 13,2 Proc. 13,° Proc. 
Koſten des Transporte 20, 73,7 „ 
Meparaturen . .... 0,8 „ In 
Abgangu. Bureaufofen 4: „ 2’ „ 
Es bleibt rein... ..Bl5 „ 2° „ 


Bier find von ber Briefpofleinuahme die burchlaufenden Poſten für 
fremdes Porto fogleih abgezogen worden. 

Die vorfiehenden Berechnungen find nicht ganz genau, weil bie 
Scheidung beider Einkünfte und Ausgabezweige nicht vollfändig ift, 
es müßte kann der Briefpof eine Vergütung für die Fahrpoſten 


wegen des Mitnehmens der Brieffelleifen angenommen werden. 
9) Dänemark, D. 1841 u. 44: 
— Fahrpoſt. 
Cinnahme 489,340 Rthlr. 300, hlr. 
Koflen . . 236,786 „ 811,832 „ 


rein . . + 252,554 Rthlr. 51,e Prot. 
Subufe » » 2 202. 
(c) Zahl der verfendeten Briefe: 
Brit. Reich, 12 80 Mil. 


11,189 R. — 10, $r. 
3 aufden Kopf. 


= 10 non 

Franfreih, D. 184143 107 — 31, u. 
BAM „Ihn m 
Nordamerifa, 1847 58,973,000 = 3? „ u » 
Breußen, D. 1832-36 31,888,000 = 21, „ » m 
Belgien, 1839 7 Mill. = Pu... 
Schweden, D. 1836—40 2,861,000 — 0,5% „ „ „ 
= 0,12. Europ. 


Rußland, 1841 7,902,000 ‚ud, 
1 0,13 4 ” 


Dies find jedoch nur die bezahlten, nicht die uneritgeldlich verfenbes 
ten Briefe der Staatsbehörden sc.. die 1836 in Frankreich LI6 Mill. 
betrugen; die Zeitungen beliefen fidh ebendaf. 1844 auf 60 Mill. — 
Bgl. 3. v. Herrfeldt, Boflreform in Deutichland, 1830. 

(d) v. Malchus, Il, 132. — Dagegen v. Jakob, I, $. 426. und 
v. Imhof, ©. 162. 


/ §. 209. 

Wenn die gefammte Briefpoft eines Landes einem einzigen 
Unternehmer unter gewiflen, ihre Gemeinnügigkeit beabſich⸗ 
tigenden Vorfchriften übergeben wird, fo iſt es unvermeidlich, 
daß derfelbe als Gewerbömann in dem, was feiner Wahl 
anbeimgeftelt tft, auf den größten Gewinn Bedacht nimmt. 
Bei richtiger Berechnung feines Vortheiled wird er die Brief⸗ 
tare zwar nicht ſehr hoch anfegen, weil fonft die Poft zu 
wenig gebraucht wird ($. 207), aber auch nicht ganz niedrig, 
weil fonft fein reiner Ertrag wieder kleiner würde (a). Diefe 
Mebertragung der Poft an einen Privatslinternehmer iſt im 
Allgemeinen aud folgenden Gründen nicht zu empfehlen. 

3) Der Unternehmer kann die Berwaltungstoften nicht viel 
fparfomer einrichten, als die Regierung, weil er in diefem aus⸗ 
gebehnten Gefchäft ein zahlreiches Perfonal zu Hülfe nehmen 
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und bemfelben in Rüdficht der erforderlichen Eigenſchaften 
eine "angemeffene Bezahlung bewilligen muß, die Fortfchaffung 
der Briefe aber ohnehin duch Accorbe mit den Pofthaltern 
gefchieht. 

2) Wenige Menfchen find fo vermögend und Flößen fo viel 
Bertrauen ein, daß man ihnen die Poftverwaltung überlaffen 
tönnte, auch muß diefed auf längere Zeit gefchehen. Dieß 
beſchraͤnkte Mitwerben hat die Folge, daß der Staat nur 
einen fehr mäßigen Pachtzind (Conceſſionstaxe) erhält, während 
ber Unternehmer fich auf Koſten der Bürger bereichern kann. 
Der aus der Zunahme des Verkehrs berfließende Nußen des 
Unternehmerd geht ohnehin für den Staat verloren (b). 

3) Dan Fann nicht erwarten, daß der Poftunternehmer 
für das allgemeine Beſte ein beträchtliches Opfer bringen 
werde (c), daher floßen Verbefferungen des Poſtweſens, wie 
fehr fie auch Beduͤrfniß fein mögen, auf große Hindermiſſe, 
die man unmöglih ſchon durch Abfaffung der Pachtbedin⸗ 
gungen im Boraus befeitigen Tann. 

4) Der polizeilihe Grund, daß der Staat eine Aufficht 
auf den Briefmechfel feiner Bürger und der Fremden führen 
koͤnne, verdient zwar wenig Beachtung, denn die Verlegung 
bed Briefgeheimniffes muß fireng verhütet werden; allein es 
ift denkbar; daß ein Privatunternehmer fremdem Einfluß zu: 
gänglich wäre und die Staatscorreſpondenz belauert wuͤrde. 


(a) Gefept, es wäre für eine gewiſſe Entfernung jährlich bei einer Tare 
von 12 fr. die Br. 8. 100,000, die Binnahme 20,000 fl. 
9.- — 150, 000° Briefe. . . 22,500 „ 
6.„n — — 230,000 „» : ...%3,000 „ 
— — —260,000 
fo wäre, abgrfehen von den etwas vermehrten Koften, die Taxe von 
6 fr. die einträglichke. 
Beifpiel. Baden bezahlt als Abfindung an das Haus Taris jährlich 
50,000 fl., die, von dem jetzigen Reinertrage abgezogen, 250,000 fi. 
übrig lafen. MWürtemberg erhält von Taris ald Kanon für die 
—** der Poſt nur 70, 000 fl., Gr. Heſſen 25,000 fi., Naſſau 


b 


er 


(c 


Saar 


Die zeigt fih 3. DB. bei ter Anlegung eines Poftlaufes durch eine 
FRA 3 bevoͤllerte emo. gr der Anordnung mehrerer area 
fendungen in der Woche, bei der Beflimmung des Gewichtes für 
den einfachen Brief, defien Erhöhung nur dem Volke zu Gtatten 
tommt, ohne aud bie Bofteinnahme zu vermehren ıc. 
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$. 210. 

Demnach verdient in ber Regel die von der Regierung 
geführte Poftverwaltung ben Vorzug. Wo indeffen mehrere 
kleine an einander gränzenden Staaten, wie in Deutfchland, 
ber Schweiz und Italien, ihre eigenen, noch dazu nach ver: 
fhiedenen Regeln verwalteten Staatspoſten haben, da zeigen 
fi) erhebliche Nachtheile. Diefer Zufland vervielfacht Die Be⸗ 
rechnungen, erhöht die Koften der Aufſichtsbehoͤrden und ver: 
theuert ſchon hiedurch das Porto, was durch das häufig wahr: 
zunehmende wetteifernde Beftreben ber Regierungen nach größe: 
ren Einnahmen in noch höherem Maaße gefchieht; er giebt 
ferner zu manchen Mißbräuchen, z. B. zur Umleitung der 
Briefe, Anlaß, und fchwächt felbft die Sicherheit, weil er bie 
Entdedung des Unterfchleifes erfchwert; überhaupt leidet der 
Zufammenhang der Poften auf einer größeren Flaͤche. Mit ber 
Ausdehnung ded Poftgebietes nimmt die Leichtigkeit verſchiede⸗ 
ner Bervolfommnungen zu. Ein Privatunternehmer, dem die 
Poften in allen folchen Staaten übertragen find, kann fie mit 
leichter Mühe wohlfeit, fiher und bequem einrichten (a). 

(a) Die der Boflverwaltung des Fürften von- Thurn und Tarie un 
tergebenen Länder haben jet (1850) gegen 4,900,000 Ginwohner. 
$. 211. 

In den Ländern, welche mehrere benachbarte kleinere Staates 
gebiete enthalten, tönnte ohne Aufftelung eines Privatunterneb- 
mers der erwähnte Vortheil (9. 210) auch auf andere Weife, 
durch Verabredung der einzelnen Regierungen erreicht werden, 
wenn man fich dahin vereinigte, gleiche Srundfäge Uber Die Be⸗ 
fugniffe und Verpflichtungen der Poftanflalt, eine gemeinfame 
Poftordnung, gemeinfame Zarifezc. aufzuftellen, eine oberſte Be: 
hoͤrde zur Oberaufficht zu errichten und das vereinigte Gebiet in 
Beziehung auf die Zaren und Curſe wie ein Ganzes zu behan⸗ 
bein. Staaten von einer zu Eleinen Oberfläche oder Volks⸗ 
menge müßten fich zu einer gemeinfchaftlichen Poftverwaltung 
verbinden. Bei diefer ganzen Vereinbarung müßte man bie 
Gemeinnügigfeit und Vollkommenheit der Poftanftalt fi zum 
Biele fegen und Meinliche, fifcalifche Rüdfichten befeitigen (a). 


J 
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Leichter und ficherer als auf diefem Wege wird die nöthige 
Steihförmigkeit und Einheit erreicht, wenn die zufammenge: 
hörenden Staaten fich zu einem höheren Ganzen, einem Bun: 
deöflaate, vereinigen und der Bundedgewalt die Befugniß 
übertragen, durch Gefeßgebung und Oberaufficht dasjenige ans 
zuordnen, was man ſonſt nur fchwer vermittelft eines Vertrages 
aller einzelnen Regierungen zu Stande bringen koͤnnte (b). 


(a) 


(6) 


Die Ausführung dieſes Vorſchlages in Deutichland if feit dem rs 
fcheinen der 1. Ausgabe näher gerücdt. Der hoͤchſt erfreuliche Erfolg 
und Fortgang des Zollvereins und bie durch dieſen veranlaßten 


Münzverträge geben Beilpiele von den Bortheilen, die fi auf dem’ 


Wege freier Bereinbarung erreihen laffen. Zwar ſtehen große 
Schwierigkeiten im Wege, aber man fann fie mit Beharrlichkeit und 
gutem Willen überwinden. S. aub Nebenius, D. Vierteljahrs⸗ 
Schrift, Ar. 14, 257. (1641). Der Boflcongreß von Dresden im Herbft 
1847 bat Schon eine fhägbare Vorarbeit geliefert, jedoch in feinen 
Anträgen, bie bisher ohne Erfolg eblieben find, Manches zu wüns 
iben übrig gelaffen, f. D. Bierteljahrsfcgrift Nr. 46, 2, Abth. ©. 
165. — Als Hauptpunete für eine deutſche Poflvereinigung könns 
ten, außer den obengenannten, folgende bezeichnet werden: 1) Re: 
gulirung des Berhältnifles zu dem Haufe burn und Taxis. 2) Art 
der Be ehung ber höchften PBoflbehörde durch die einzelnen Regie⸗ 
sungen und Berbältniß derfelben zu jener. 3) Anordnung einer —* 
zahl von Oberbehoͤrden (Directionen) in guter geographiſcher Ver⸗ 
iheilung durch das ganze Poſigebiet, nach dem Beiſpiele der Zolldi⸗ 
rectionen. 4) Bertheilung des reinen rtzage6, wozu fih zunaͤchſt 
2 Manpftäbe darbieten, nämlidy der bisherige Reinertrag und bie 
Einfrige wirkliche Moheinnahme der Poflflellen (Stationen) jedes 
andes. 

Der Uebergang ber ganzen Poflverwaltung an die Yundesgewalt 
(wie in den vereinigten Staaten) ift nicht nothwendig, wenn nur 
fonf der legteren die erforderliche Macht bewilligt wird. D. Reiches 
verf. v. 28. März 1849: Art. $. 41. „Die Reichsgewalt Hat das 
Recht der Beiebgetung und die Oberaufficht über das Boftweien, 
namentlich über Organifation, Tarife, Tranfit, Portotheilung und 
die Berhältniffe zwifchen den einzelnen Poſtverwaltungen.“ — Gleich⸗ 
lautend Breuß. Entw. $. 41. Poſwertraͤge mit auswärtigen Staaten 
erfordern nad beiten Berfaflungen die Benehmigung der Meichsges 
walt, aber die derfelben nach den Berchlüffen der Nationalverfamm: 
lung $. 44 ertheilte Befugniß, das ganze Poſtweſen als Reichsan⸗ 
Halt in Folge eines Reichsgeſetzes zu übernehmen, iſt im preuß. Ent: 
wurfe binweggeblieben. — In der Schweiz iſt die Poft zur Bundess 
anfalt geworden. Die Cantone werden für ihre bisherigen Poſtein⸗ 
fünfte entſchaͤdigt. 

$. 212. 


Die Fahrpoft verhält fich in mehreren Hinfichten anders 


als die Briefpoft: 1) die Zahl der Krachtflüde ift gegen die 
Briefzahl gehalten viel Eleiner, und es ift leichter, fie einzu: 


v 
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fchreiben und ben Empfang befcheinigen zu laſſen; 2) biefelben 
geben nicht fo leicht verloren, auch fann wegen ber angegebenen 
Schägung der Verluft erfegt werden; 3) die Fahrpoften bilden 
in einem Lande Fein fo vielfach verfchlungenes Neb, fondern 
befteben aus einer Bleineren Anzahl von Haupt: und Neben: 
Doftläufen (Eurfen); 4) das Kortführen der Perfonen gefchieht 
fhon neben der Poft durch mancherlei Privatunternehmungen, 
die fich, je nach dem Maaße von Freiheit, welches ihnen ge: 
ftattet wird, der Poftanftalt mehr oder weniger nähern. 
Dephalb iſt ed da, wo genug Sinn und Neigung für folche 
Unternehmungen vorhanden ift, ausführbar, die Fortichaffung 
der Perfonen und Padftüde für einzelne größere Haupt: und 
Nebenftreden Privatperfonen zu überlaffen, welche ſich den von 
der Regierung gegebenen Borfchriften unterwerfen, unter eine 
forgfältige Aufficht geftellt werden, auch eine Abgabe entrichten 
müffen. Dieß ift in mehreren Ländern gefchehen, dad Mitwers 
ben hat fich wenigftend auf lebhaften Straßen wirkſam gezeigt 
und die Regierung Eonnte fich eines befchwerlichen und wenig 
ergiebigen Gefchäftes überheben (a). Dennoch hat dad ganz: 
liche Aufgeben der Staatsfahrpoft erhebliche Gründe gegen fich, 
denn a) diefelbe kann pünctlicher und überhaupt vorzüglicher 
eingerichtet, auch mit Dem Auslande leichter in Verbindung ge: 
* bracht werden, ald Landkutſchen; b) fie beforgt zugleich die 
Sendungen von Acten, Geldern u. dgl. für Zwede der Staats» 
verwaltung und leiftet hiedurch einen großen Nuten, ben man 
neben dem Reinertrage mit in Anfchlag bringen muß. Würde 
die Staatöpoft aufgehoben, fo müßte man diefe Berfendungen 
den Privatunternehmern bezahlen. c) Der Staat kann allen 
Gegenden des Landes gleihmäßige Theilnahme am Verkehre 
verfchaffen, indem er mit Hülfe des Ueberfchuffes, den die leb- 
hafteren Straßen abwerfen, auch in ſchwach bevölferten Landes: 
theilen die Poftverbindungen unterhält, während Privatunter: 
nehmer für ſolche Gegenden gar nichtd oder nur wenig thun (6). 
Es ift daher die Erhaltung der Fahrpoft im Betriebe durdy die 
Regierung zweckmaͤßig, damit ed an einer vollfländigen und 
vorzüglichen Kortfchaffungsanftalt nicht fehle; neben ihr follte 
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aber wenigftend auf kürzeren Stredien die Anlegung von Land⸗ 
kutſchen (c) nicht verhindert werden, weil dieſe wohlfeiler fein 
fönnen, und wo feine Fahrpoſt geht, da kann foldhen Pri: 
vatunternehmungen der Gebrauch des Pferbewechfeld gegen 
eime geringe Abgabe geflattet werden. Wie allmälig die Be: 
triebfamleit in den Yuhranftalten reger wird, kann die Re: 
gierung die ihrigen vermindern und fie endlich auf eine Malle- 
poſt (Briefcourier) befchränten (d). 


(a) 


(6) 


(c) 
(d) 


Bine Landkutſche (stage-coach) bezahlt in Sroßbritanien nad) dem 
Geſ. v. 24. Aug. 1839 (2. und 3. Bictoria, &. 66) eine Goncefs 
fionsgebühr von 3 2. St. und bei jeder Fahıt eine Abgabe nad) ber 
Zahl ver Bläge, 1 Penny (3 fr.) für die brit. Meile bei 6 Pläpen 
(= 8 fr. auf die Wegfunde), 11, B. bei 7— 10, 2 P. bei 11 —13, 
21, P. bei 14—186, 3 P. bei 17—19, 31/, P. bei 20—22 Plaͤtzen, 
und 17, P. mehr für je B weitere Bläpe (vor 1823 ungefähr doppelt 
ſoviel.) Kntſchen unter 4 miles (1,15 Wegſt.) Geſchwindigkeit auf 
die Stunte gelten nicht als stage-coaches. Es beflehen genaue 
Vorſchriften über die Belaflung und Fuͤhrung dieſer Kandfutfchen. 
Bailly, I, 542. Diefe Abgabe trug 1835 498,000 &. — In Fran: 
reich entrichtet der Meffagerie : Unternehmer von einem regelmäßig 
gebenden Wagen oter Schiffe, außer der Ricenz von 2—5 Fr., "ro 
vom Preife der Bläge nad Abzug von ?/, derfelben, bie als leer an⸗ 
genommen werden, alfo eigentlich %/,,, und !/,. von der wirklich ein: 
genommenen Fracht der MWaaren, die durch ein genau geführtes Re⸗ 
giſter nachgewieſen wird. Nicht regelmäßig gehende öffentliche Wa⸗ 
gen zahlen ein Averfum. Ueber die vorgefchriebenen formen, 3. B 
eclaration und Buchführung des Unternehmers, ſ. De Görando, 
Dr. adm. IV, 214. Ueber den Betrag diefer Abgabe |. $. 205 (a). 
Man bezahlt in Frankreich ungefähr 5/, Fr. auf die deutfche Weile 
für einen Pla im Innern einer Landkutſche, binten (rotonde) und 
oben (banquette) etwas weniger. vorne (cabriolet) etwa !/, mehr. 
Die deutihen Bilwägen often zwifchen 18 fr. und 48 fr. auf die 
deutfche Meile. 
In Sngland if bei der großen Ausdehnung bes Verkehrs am leich⸗ 
teften eine Fahrpoſt des Staates zu entbehren. In Frankreich ifl 
ſchon auf Rebenftraßen für die Bequemlichkeit und Sicherheit durdy 
die Landfutfchen (diligences) nicht zum Bellen geforgt. — Die 
Staatspoft Hat überall im Lande gleichen Breis. Bei Landkutſchen 
iR auf ſtark befahrenen Streden, wo der Wagen immer vollfändig 
befept ift und mehr Mitwerben befteht, der Fahrpreis öfters nie⸗ 
driger, als auf wenig befuchten. 
Omnibus, Stellwagen, Diligence, Ordinäre ıc. 
Die malle-poste, die einzige wahre Fahrpoſt in Frankreich, iſt ſchnel⸗ 
ler und foflbarer ald PBrivatfuhrwerfe. ‚ 


$. 213. 
Nach dem Bisherigen erfcheint wenigflens bei der Briefpoſt 


die Fortdauer der Regalitaͤt ald nothwendig. Die Gemeinnügig- 


keit der Poft würde ohne Zweifel fehr gewinnen, wenn ber 
Staat die Zaren fo niedrig ſetzte, DaB fie nur gerade die Koften 
deckten (a). Wäre die Poft nicht ſchon eine Einnahmöquelle, 
fo würde man nicht mehr daran denken, fie zu einer folchen 
zu machen, nachdem man ihre hohe Bedeutung erkannt hat, 
8.207. Da aber ein Reinertrag der Poft ſchon lange in die 
Staatscaſſe gefloffen ift, fo läßt fich derfelbe nicht leicht plöglich 
entbehren, und der Verzicht quf den Poflgewinn ift wie eine 
Ausgabe für die Zwede der Bildungs: und Volkswirthſchafts⸗ 
pflege anzufehen, die ihrer Größe wegen nicht fogleich ganz vorge: 
nommen werden fann. Es waͤre auch unbillig, wenn die Wohl- 
feilheit der Poft den Ausländern zu Statten kaͤme, ohne daß in an⸗ 
deren Staaten gleicher Grundſatz in Ausführung gebracht würde. 

Eine folche Verringerung der Pofttaren, welche durch Zu: 
nahme des Gebrauches der Poft vergütet wird, ift ohne Einbuße 
für die Staatöcaffe möglich. Wermag man dad Maaß biefer 
Zunahme aus der Erfahrung ungefähr zu beurtheilen, fo kann 
man eine nach ihr berechnete Herabfegung ber Preife fogleich 
unternehmen, ohne eine dauernde Störung in den Staatd- 
haushalt zu bringen, wenn gleich in der erften Zeit einiger 
Ausfall unvermeidlich ift (6). Eine noch weiter gehende Er- 
mäßigung der Rare, ſowie verfchiedene andere, die Benutzung 
erleichternde Einrichtungen koͤnnen dagegen nicht ohne den Hin⸗ 
bli® auf die zur Dedung des Ausfalld anzumendenden Mittel 
befchloffen werden, wobei jeboch zu erwägen iſt, daß bie Ver⸗ 
miehrung der Briefe, Frachtflüde und Reifenden den Berluft 
geringer macht, ald er nach dem gegenwärtigen Stande zu ver⸗ 
muthen ifl. Es läßt fi) zur Beförderung ded Verkehres viel 
thun, ohne den Reinertrag ganz aufzuopfern (c). 


(a) Dahin muß au die Berzinfung bes fiehenden und umlaufenden 

Capitals gerechnet werben. Baden, Ende 1847: 394,788 fl. an Ge⸗ 

bäuden, Waͤgen ıc. 

Verbeſſerungen, welche die Schnelligkeit und Sicherheit der Verſen⸗ 

dungen vermehren, bringen bei gleichen Taren eine Zunahme des 

Ertrages zu Wege. Balmer erhöhte bei feinen Bervollfommnungen 

der Poſt zugleich die Taren, und der Grtrag flieg; vgl. Bronne, 

Rapport, ©. 11. 

(c) Großbritanien Hat ein merfwürbiges Beifpiel einer Bofreform 
gegeben, die für die erfle Zeit ein jo großes Opfer für die Stantöcaffe 


— 
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erforderte, daß man fie nicht zur Rachahmung empfehlen fann. Der 
Entwuri ging 1837 von Romwland Hill aus und wurde durch 
tas Gefe vom 17. Auguft 1839 (2. und 3. Victoria, E. 52) in 
Ausführung gebracht, f. $. 216, a. Bisher war das mittlere Porto 
eines Briefes 7— 71, P. Die Herabfegung auf 1%. (vom 10. Jan. 
21640 an) bewirfte zine ftarfe, jedoch immer noch eine langfamere Zus 
nahme der Briefe, ald man vermutbet hatte (Hill rechnete in Kurzem 
auf das 5 fache). 
Die Ergebniſſe find folgende: 
























Rohertrag. | Berb. Meinertrag. | Verh. Briefzahl. 

I38. 39 2, 368,020 æ. 100 111,801,910 | 100 75 Mill. 
40 1,359,466 ⸗ 57 410,028 25 || 168,768,000 
41 1,499 418 - 63 447,993 | , 27 || 196,» Dill. 

42 1,573,146 - 66 || 478,479 29 || 208,5 ⸗ 

43 1,620,5867 > 68 923,714 | 32 || 218 ⸗ 

44 1,705,067 ⸗ 71 610,724 38 || 242 ⸗ 

45 1,901,580 ⸗ | 80 660,791 41 270,5 ⸗ 

46 1,978,203 ⸗ | 83 || 724,757 | 4 | 00 ⸗ 

47 2,181,016 = 92 863,206 53 || 329 : - 


Hiebei find auch die von anderen Berwaltungszweigen beftrittenen 
Koften mit abgezogen. Die flarfe Bermehrung der Koften rührt nur 
zum Theil von der Zunahme der Briefe ber, zum Theile ift fie an: 
deren Urfachen, nämlich den hohen Korderungen der Bifenbahngefell: 
fdyaften und ter koſtbaren Poſtſchifffahrt, beizumefien. 


g. 214. 


Die Regeln, nach denen dad Staatöpoftwefen einzurichten 
ift, laſſen ſich fo überbliden: 

1. Drganifation. Das Poſtweſen ift ein fo eigenthüm: 
licher und abgefonderter Geſchaͤftszweig, daß er feine befonderen 
Beamten und eine eigene Oberbehörde braucht, die zwar einem 
Minifterium (a) untergeordnet ift, aber in Dem Zechnifchen des 
Geſchaͤftes ſelbſtſtaͤndig handelt. Mittelftellen find nur in größe: 
ren Staaten nöthig. Die Anforderungen an das in den Poft: 
flätten (Expeditionen, bureaux) arbeitende Perfonal find von der 
Art, daß man mit Schreibern, die auf Widerruf angenommen 
und wie Handelögehülfen behandelt würden, nicht wohl aus- 
fommen koͤnnte (8. 208.) (b), weßhalb man größtentheils 
Staatödiener brauchen muß, und nur ald Gehülfen des Vor⸗ 
Kandes bei mittleren, leicht zu überfebenden Poflämtern Pri: 
vatfchreiber geflatten Tann. An Eleinen Orten, wo ein Beam: 
ser zu koſtbar fein würde, bleibt nichts übrig, ald Verwalter 
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(Erpeditoren) anzuftelen, die nicht allein von ber Poft 
zu leben brauchen und mit einem Antheile an dem Reiner: 
trage belohnt werden; fie müffen aber unter einiger Aufficht 
des näcften Poftmeifters ftehen. Dad Unterperfonal (Brief: 
träger, Pader, Schirrmeifter oder Conducteurs) wirb wider: 
rufli angenommen, anftändig bezahlt und zur größten Ord⸗ 
- nung nahdrüdtich angehalten. 

(a) Der Finanzen, -in einigen Staaten dem der auswärtigen Angelegens 

heiten; in Preußen eine-ganz unabhängige Oberbehörbe. 

(9) Manche Schriftfteller ſtellen fi die Berwaltung der Poſten zu leicht 


vor; fie iR aber auch heutiges Tages viel kuͤnſtlicher und erfordert 
mehr Kenntniſſe ala ehehin. 


. 215. 


1. Anordnung der Eurfe. Kür die Briefpoft muß das 
Land in allen Richtungen von Poftläufen durchfchnitten werden, 
fo daß jede DOrtfchaft nicht mehr als einige Stunden von der 
nächften Poftftätte (Erpedition) entfernt ift und durch Boten 
mit ihr in Verbindung fommen kann. Die Stationdpuncte 
find mit forgfältiger Berüdfichtigung der drtlichen Umftände fo 
zu beflimmen, daß ihre Entfernungen von einander nicht über- 
mäßig find (Regel 2 geographifche Meilen), daß die fich kreu⸗ 
zenden Züge gut zufammentreffen, die wenigften Ummege erfor: 
dert werden und für den Verkehr der größeren Orte am befien 
geforgt iſt. Die Lebhaftigkeit ber Mittheilungen giebt auch an 
bie Hand, wie oft die Verſendung geichehen müfle (a). Die 
Eurfe und Stationen der Kahrpoft können nicht fo zahlreich fein, 
ſollten aber, felbft mit einem Zufchufle, fo vermehrt werden, 
daß fie in keiner Gegend des Landes ganz fehlen. Durch gut 
berechneted Ineinandergreifen der Eurfe ift dafür zu forgen, 
daß die verfendeten Gegenftände mit dem geringften Zeitver⸗ 
tufte, ohne unnöthiges Liegenbleiben, ihren Weg zurüdiegen. 
Um die inländifchen mit den außländifchen Poften in Verbin: 
dung zu feßen, dienen Verträge mit ben Nachbarflaaten und 
Verabredungen bei jedem Wechfel der Einrichtungen. Diefe 
Verträge regeln nicht nur Zeit und Drt ded Zufammentreffens, 
fondern auch das, was bei der Weberlieferung und Abrechnung 
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zu beobachten ifl. In den größten Städten iſt eine eigene 
Stadt : Briefpoft nöthig (db). 


(a) Wo —— auf jedem Curſe taͤglich, Im Frankreich And neuerlich 
5000 Fußboten angeftellt worden, die täglih 5 Wegflunden machen 
und jede Gemeinde alle 2 Tage befuchen. In Bezug uf Schnelle Bes 
förderungen find neuerlich in allen Staaten große Fortſchritte ges 
macht worden. 
(d) Die Kleine Por in Parts beftellt täglich 15,000 Briefe. — Penay- 
post in London feit 1680. 


$. 216. 


1. Zarwefen. Die Erhebung der Poſt⸗Taxen geſchah 
bisher allgemein nad) Tarifen, deren leicht verſtaͤndliche Ein- 
rihtung und öffentlihe Bekanntmachung Unterfchleife ver: 
hüten und Jeden in den Stand feßen muß, ſich von ber 
Geſetzlichkeit der geforderten Zare felbft zu überzeugen. Bei 
der Entwerfung der Zarife (a) muß man vor Allem die 
Koften ermitteln, welche jeder Verſendungsgegenſtand ober 
jede Reife der Anſtalt verurfacht, und fodann fich darüber 
verfländigen, wie bie anzufeßende Taxe fich zu den Koften 
verhalten fol, $. 213. Die Zaren fleigen fowohl mit den 
Entfernungen, ald mit dem Gewichte der verfendeten Gegen: 
fände, und werben daher durch Zabellen, in benen die Zab: 
fen nach zwei Richtungen fortwachfen, auögebrüdt. 

A. Brieftarif. . 

I Man beflimmt ein gemwiffes Gewicht ded einfachen 
Briefes, von welchem bie niedrigfte Taxe bezahlt wird. 
Für die unteren Stände, die ſich indgemein eined gröberen 
Papierd bedienen, ift ed fehonend, wenn der einfache Satz 
nicht zu niedrig gefeßt wird (b). | 

2) Die Steigerung nach der Entfernung fol nicht nach der 
Länge des Weges, den Die Poft zufällig wegen der jeßigen 
Eurseinrichtung zurüdlegt, fondern nad) dem geraden Abflande 
der Orte bemeffen werden (c). Auch folte man den Saß in 
häufigen und Beinen Abftufungen weiter fteigen lafjen, nicht 
etwa bloß von 10 zu 10 Meilen, wobei 5. B. eine Entfernung 
von 61 und 69 Meilen gleiche Zare bezahlen würde. Da die 
Koften nicht genau mit der Länge des Weges wachfen, vielmehr 
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die Mühe des Annehmens, Zarirend und Austheilend gleich 
bleibt, fo ift ed billig und auch überhaupt zwedimäßig, daß 
die Taxe nicht völlig in dem Verhaͤltniſſe der Entfernungen 
zunimmt, fo daß 3. B. der doppelte Weg nicht ganz dop⸗ 
pelt fo viel koſtet, als der einfache, und folglich die Briefe, 
die am weitelten gehen, verhältnißmäßig am wohlfeilften bes 
zahlt werden (d). 

3) Auch ein größeres Gewicht eined Briefes über den 
einfahen Saß fol nicht in gleicher Fortfchreitung die Taxe 
erhöhen (e). j 

4) Zur Begünftigung ded geifligen Verkehrs erhalten 
Drudfchriften unter Kreuzband eine niedrigere Taxe (f), und 
die Zeitungen, welche bie Pofl verfendet, werden um eine 
geringe Erhöhung des Preifed von derfelben geliefert (g). Zur 
Beförderung der Gewerbe werden auch Muſter und Proben 
von Waaren fehonend tarirt. | Ba 


(a) Seitdem der franzöflfbe Brieftarif 1827 durh den Beichluß der 
Kammern zu Stande gefommen ift, find die Pofttaren oft Gegen⸗ 
ftand Landhändifiher Berathung geworden. 

(6) Das Gewicht des einfachen Beichee it 156 Hol, A = 7'/, Gram⸗ 
men in Franfreich feit 1827 (vorher 6), 2239. — */, Loth, Preus 
fen und Baden, 260 9. == 21/, Heftas in Sachſen (1840), ZHAN. 
— 1/s Unge in Großbritanien (1840), 308 9. —= I Loth Köln. 
Thurn und Taris in den meiften Läntern, 325 94. — 1 ot Zoll⸗ 
gewicht Baiern feit 1849, 3649. — I Loth in Oeſterreich, vor 
1849 nur '/, Loth. Im Baiern wird 1 Loth auch nur L1/, Tach ner 
zahlt, wie in Preußen, 11/, Loth zahlen 2fach. Großbritanien, 1 
über da bis an 1 Loth 2fach, über 1 Loth bis an 2 Loth Afadh, 
über 2 Loth bis an 3 Loth 6G fach, m. f. fe 
Nach der früheren fehlerhaften Anordnung (no in America in Ge⸗ 
brauch) galt in Großbritanien ein Brief für einfah, wenn er nur 
aus 1 Stüd Papier beftand und nicht über 1 Unze wog. Jedes 
eingelegte Stuͤck verboppelte fehon den Preis. -— In Baden werden 
@ingaben von Brivatperfonen an Staatsbehörben, wenn fie nur aus 
1 Bogen befiehen, nach dem einfadyen Satze belegt, fonft immer um 
eine Stufe nietriger, als andere Briefe. 

(c) Hiedurch erhalten die Taren eine von tem jedesmaligen Poſtenlaufe 
gang, unabhängige Keftigfeit und es wird nun möglich, für jeten Ort 
bie Bezirke (rayons) durch concentriſche Kreife auf der Charte zu 

bezeichnen, fo daß das Porto von dem angenommenen Mittelpunct 
aus nach allen in einerlei Bezirk liegenden Orten gleich viel beträgt. 
In Frankreich ift diefer Grundſatz feit 1827, in den meiften deutfchen 
Staaten fchon länger eingeführt, 3. B. preußifches Tar : Regulativ 
vom 18. Dec. 1824, $. 2. 

(d) Die Tare koͤnnte aus einer veränderlichen Größe befichen, die ſich 


ganz nach ber Entfernung richtet, und aus einer unveraͤnderlichen, 
die jenen gleichbleibenden Koſten jedes Briefes entſpricht. Es fei a 
der feſte Beſtandtheil, b die Frachtgebühr für die Meile, m die Mei⸗ 
lenzahl, fo if die Taret=a mb. Sept man z. B.a—= 2 fr. und 

— 1a kr., fo erhält man gerade den früheren baierifchen Tarif von 
12 M. an. Die Tarife find entweder ‚„‚exclusive‘‘ geflellt, fo daß 
z4. B. eine Entfernung von 15 bis an 20 M. einen Saß erhält, bei 
vollen 20 M. aber der höhere eintritt, oder „‚inclusive‘‘, d. h. in die: 
jem Beifpiel über 16 bis mit 20 Meilen ıc. Die Tare follte nach der 
mittleren Gntfernung berechnet werben, 3. B. bei 15—20 nad 171/, 
M. Sadıfen: 1 Meile 4 Pfennige, und für jede Meile weiter 1 Pfenn. 
mehr. V. v. 7. Dec. 1840. — Für Die oteigerung der Tare nad 
den Berhältniß der Entfernung v. Smhoff:Spielberg in Harls 
Allg. Arhiv, 1827. 1. H. — Dieß if die Regel des bad. Tarifs 
vom II. Ang. 1834 und 22. Dft. 1841. Der einfache Brief be: 
ahlt biß zu 3 Meilen 2 fr., über 3—6 Meilen 4 fr., über 6—12 

eilen 6 fr. und für je 6 Meilen weiter 2 ic. Hiezu fommt 1 fr. 
aeellungsgebiühr von jedem Briefe. Taris in Würtemberg 1 — 3 
Meilen exel. 2 fr., 3 bis an 6 M. 3 fr., 6 bis an 12 M. 4 kr., 
12 bis an 18 M. 6 u. f. f. für je 6 Meilen 2 fr. mehr. 

() 3. 8. Breußen und Baden über 3/,— 1 Loth It/.facher Sag, über 
1—1'/, Loth Sfach, über I1/,—2 Loth 21/,fach und für je Loth 
weiter %/, Sap mehr. — Ehemals war das Binfchließen —X 
Briefe in einen Umſchlag verboten, aber das Verbot ließ fich 
handhaben. an 

(f) Gewöhnlich nur ?/, ber Brieftare, aber nur wenn bie Sendung frei 
gemacht (frankirt) wird. 

(8) Baden, 3. 2. bei dem Preiſe von 4— 10 fl. für eine Zeitung 2 fl. 
0 tr. — bei 10—20 fl. 3 fl. 30 fr., — bei 20 — 40 N. 5 fl. se. 
und Dabei immer für tägliches Austragen jährlich 30 fr. Defterreich 
und Taris 25 Proc. des Preifes, überhaupt ein angemeflener Gap. 


$. 216 a. 


Die britifche Poftreform von 1840 ($. 213.) beſteht in der 
Einführung eines einzigen Preisſatzes für alle im Lande ver- 
iendeten Briefe, ohne Rüdficht auf den zurüdzulegenden Weg. 
Die Beweggründe hiezu waren nachflehende: I) Das biöherige 
theure Briefporto war fehr nachtheilig, $- 207. 2) Unter den, 
von der Briefpoft verfendeten Gegenftänden befanden fich 
fo viele Zeitungen und poflfreie Schreiben, daß auf die Fort: 
ſchaffung der bezahlten Briefe der Eleinere Theil der Koften 
kam (a). 3) Die unveränderlichen Koften betragen mehr, 
als die veränderlichen, von der Verſendung herrührenden. 4) 
Diefe richten fih auch nicht genau nach der Entfernung, weil 
fie zugleich Davon abhängen, welche Anzahl von Briefen ıc. auf 
einmal (in einem Felleiſen) fortgefchafft wird, weshalb die Aus: 


— 





gabe für jeden Brief auf einer längeren, aber lebhafteren 
Strecke Feiner fein kann, ald im entgegengefegten Falle. 5) 
Die von der Entfernung ganz unabhängigen. Koften laflen ſich 
fehr vermindern, wenn die Briefe fogleih bei dem Aufgeben 
bezahlt werden und für daſſelbe eine bequeme Einrichtung ge: 
troffen wird. 

Demnab wurden die biöherigen Poftfreiheiten der Briefe 
(b) aufgehoben, und das Porto ded einfachen Briefe wurbe 
bei der Boraudbezahlung auf 1 Penny (3 Kr.), fonft auf 2 
Penny geſetzt (c), ftatt ded Bezahlend bei dem Aufgeben wur: 
den aufzuflebende Stempel:Blättchen eingeführt, die man fich 
in beliebigem Vorrathe ankaufen kann (d). Wie leicht und an⸗ 
genehm auch eine fo große Vereinfachung des Taxweſens fein 
mag (e), fo verurfacht fie doch einen zu großen Ausfall in ber 
Staatdcafje ($. 213 (c)), auch ift einige Abflufung des Portos 
na den Entfernungen vollkommen billig. Ferner ift der Brief: 
verkehr zwifchen naheliegenden Orten erfahrungsmäßig ber 
häufigfte und man bürfte ihm nicht vertheuern, daher muß 
man davon abftehen, dem einzigen Portofag eine gewiſſe 
mittlere Höhe zu geben. Diefe Betrachtungen führen dahin, 
dag wenigflend in einem größeren Poftgebiete die Anordnung 
einer Fleinen Zahl von Stufenfägen (3 oder 4) den Vorzug 
verdient, wobei die Vorausbezahlung mit Hülfe von Stempels 
blättchen ebenfalls noch anwendbar iſt (f). Durch Staatöver: 
teäge kann Dafür geforgt werben, daß ſolche niedrige Portofäge 
auch im auswärtigen Verkehre den Bewohnern beider Staaten 
zu Gute fommen. 


(a) Nach dem Gewichte machten die bezahlten Briefe nur 16, die unent: 
gelblisen 9, die Zeitungen 75 Proc. aus, Bronne Rapport, ©. 7. 
(6) Die Portofreipeit der Parlamentsmitglieder (10 Briefe täglich frei 
abfchidlen, 15 empfangen) war ungeheuer gemißbraudıt worden. 
(c) Als Uebergang diente die Brmäßigung des Portos, wo es höher ges 
wefen war, auf 9 Bence, vom 5. Dec. 1839 — 10. San. 140. 
(d) Auch geftempelte Briefumfchläge (eouverts), 2 Dutzend für 2 Schifl. 
3 BP. Der wiederholte Gebrauch eines Stempelblättchens wird durch 
* QAufprüden eines ſchwarzen Stempels auf der Poſt verhindert. 
(e) In Rußland befteht feit dem 3. 1843 ein gleihförmiger Portofag 
von 40 Kopelen Silber —= 11,? fr. — Belgien, feit 1847 20 Gent. 
— 5,° fr. von jedem Briefe. — Frankreich, Geſ. 24. Ag. 1849: all: 
gemeiner Sag 20 Gent., über 71, — 15 Grammen 40 Gent. Bisher 





war man gewohnt, die meiften Briefe unfranlirt zu verfenden. Im 
November 1889 hatten fih die frankirten von !,,0 erft auf '/, vers 
mehrt und es wurde ein Portozufchfag von 10 Proc. für die nicht 
franfirten vorgeichlagen. -- In BOefterreich foflete v. 1722—1751 
jever Brief 8 fr. — Präfident Taylor, (Botfchaft 4. Dec. 1849) 
empfiehlt für den americanifchen Bundesſtaat ein gleichförmiges 
Borto von 5 Gents — 7,75 fr. 


(5)) M. Eullob, Taxat. S. 307 ift ein Gegner der brit. Poſtreform 
und glaubt, ein mittlerer Portofag von 2—3 P. für den Brief wäre 
weit deſſer geweſen. — Borfchlag von Herrfeldt a.a.D.: Stadt 
poſt A fr., — bis zur nädften Station 3 fr., — Darüber hinaus 
6 fr. Hiebei würde aber in der Nähe fogar noch eine Erhoͤhung 
gegen den bisherigen Saß eintreten. Beſſer vielleicht 4 Stufen mit 
Stempeln von verfchiedener Karbe: I) an Ort und Stelle 1 fr, — 
2) bis zur nächſten Station 2 fr., — 3) bis 10 oder 12 Meilen 
4 kr., — 4) weiter 8 fr. Dieb würde allerdings der Staatscaffe 
ein ſtarkes Opfer auferlegen. — Defterreich ftellte vom 1. Aug. 1842 
an 2 Portofäge, 6 fr. bis zu 10 Meilen und 12 fr, für größere 
Entfernung auf, mit der erflärten Abſicht, daß fünfttg nur ein 
einziger von 6 fr. beftehen fofle. (7,95 fr. des münd. Fußes). Der 
Sag von 6 fr. wurde fpäter bis auf 20, 1849 bis auf 30 Meilen 
ausgedehnt. Im Sept. 1849 wurde das Porto bis 10 Meilen auf 
3 fr., darüber anf 8 fr., in Wien auf 2 fr. berabgefegt. — Bair. 
Eäge (Sun. 1849): bis 12 Meilen 3 fr., darüber 6 fr., im Orte 
und ber Umgekung 1 fr. — Antrag der Dresdener Bonferenz: bis 
8 M. inc. 2 kr., bis 20 M. 5 fr, darüber 10 fr. (100 fr. — 
122,5 fr. des 24'/, fl. Fußes.) — Vorſchlag in der Bierteljahre: 
frift a. a. D.: bis 20 M. 1 Egr., 20--70M. 2 Egr., 70— 
155 M. 3, darüber 4 Sgr. — Preuß. Entwurf, Dec. 1849: bis 
10 M. 2 Sgr., 10-20 M. 3 Sgr., darüber 4. 


$. 217. 


B. Pakettarif. Gleiche Gemichtömenge wird bei der 
Sahrpoft weit niedriger belegt, als bei Briefen, weil man 
voraudjeßt, daß der Poſt- oder Padwagen Frachtſtuͤcke von 
anfehnlihem Gewicht zu verfenden hat, bei denen die Be: 
muͤhung des Perfonald verhältnigmäßig viel Eleiner ift, ſowie 
auch die Fortichaffung langfamer gefhieht (a). Der Fahr: 
pofttarif wird genauer ald der für Briefe aufgeftellte nach 
der Entfernung eingerichtet, doch ift ed üblich und angemeffen, 
von kleinen Entfernungen und Gewichtömengen eine verhält: 
nigmäßig höhere Taxe zu nehmen ald von größeren (b). 

C. Zarif für Geldfendungen, welde wegen ber 
größeren Haftung ein höheres Porto entrichten müffen (c). 

D. Zarif für die Perfonen auf dem Poſtwagen (d), 


Rau, pol. Oelou. Ste Ausg. I, 19 


wobei fein beſonderes Trinkgeld mehr vorkommen follte, und 

bei Ertrapoften (e), endlich 

E. für Poftreuter (Eftaffetten). 

F. Auch alle Nebengebühren, 3. B. Beflellgeld an ben 

Briefträger oder Pader, für Poftfcheine, Laufzettel zc. müflen 
genau geregelt fein (f). 
(a) Bei den bisherigen hohen Brieftaren war man fehr geneigt, Briefe 
unter dem niedrigen Paketporto, wenn auch etwas langfamer, abzu⸗ 
fenden. Es mußte daher vorgefchrieben werden, bei welchem Gewichte 
erſt ein Paket auf der Fahrpoſt angenommen werben darf, z. B. 
2 Loth in Preußen, 8 Loth in Baben. Bine ſolche Beſtimmung if 
auch fernerhin nicht zu entbehren, da man fle aber dur Angabe 
eines gewiſſen Werthes umgehen kann, fo follte man durch die Ein⸗ 
richtung der hbeiderfeitigen Tarife dafür forgen, daß der Unterſchied 
in den BPreifen der beiden Aufgabss und Berfendungsarten nicht fo 
roß bleibe, als er bisher war. 

Dies ergibt fich 3. B. nach dem neuften bairiſchen Tarif daraus, daf 

das Porto nach vollen Brofchen abgerundet wird, während fonf das 

Bf. auf die Meile nur '/, kr. bezahlt; 1/, Pf. 4 Meilen weit follte 

nur 1/5 fr. foften, wird aber zu 3 fr. angelegt. — In Preußen if 

ber Bortofag für Pakete ?/, Silbergrofchen für das Pfund auf je 3 

Meilen, aber Kleine Batete bis 4 Bund zahlen doppeltes Briefporto, 

ſolche über 4 Pfund dreifaches, bis zu dem Gewichte, wo jener Balets 

faß mehr beträgt. — Nach den Dresdener Anträgen würde das Fahr: 
porto fo zufammengefeßt: 1) eine Grundtaxe von 2 kr. für je Meilen, 

2) eine Gewichtstaxe von %, fr. für das Pfund auf je 5 Meilen, 

doch erft von 10 Meilen an, 3) eine Wertbstare für Waaren, die 

über '/, Rthlr. für das Pfund angefchlagen werden, ebenfalld mit 
der Entfernung fleigend (Rthlr. zu 2 fl. des 24 fl. Fußes). 

(ec) Sehr zu empfehlen if die in England und neuerdings in Frankreich 
getroffene Sinrichtung, dag man Geldſummen, fatt fie zu verfenden, 
der Poſt übergibt, welche fie wie eine Bank durch eine Anweilung 
von der Boferpedition des Beflimmungsortes ausbezahlen läßt. Dieß 
Geſchaͤft könnte bei mäßiger Gebühr ziemlich ausgedehnt werben, 
müßte aber auf eine gewifle Summe beichränft fein, weil fonk bie 
Boftämter ſtaͤrkere Baflensorräthe noͤthig hätten. Die Poſt bezieht 
von Summen bis 2 2. Sterl. 3 Bence (alfo mindeftens ®/, Proc.) 
von 2—5 2. Sterl. '/, Schill. (Dieß mat von 5 Liv. !/, Broc., 
von 3 2. St. 0,8% Procent.) — Der Borfchuß, den die Poſt auf 
Berlangen beim Abnehmen eines Briefes gibt und bei der Abliefe- 
rung deſſelben wieder einzieht, pflegt Privatgefchäft der Poſtbeamten 
zu fein und muß wegen ber Wagnig höher, als jene Anwelfung 
vergütet werden, 3. B. in Baten: 3 fr. vom fl. = 5 Procent. — 
Preuß. Seldtarif: Bon je 100 Rthir. Silber bei Suummen von 100 
bis 1000 Rtblr. für je 5 Meilen 4 Sgr., über 1000 Rthlr. für je 
100 Rthlr. 3 Sgr.; Gold halb fo viel. — Baden: Rah dem Tarif 
bezahlen 3. B. 76 bis 100 fl. bis 2 Meilen 4 kr., ſodann für jede 
weitere Stufe der Entfernung, als 2), —4 Meilen, 41, —6, 61,, 
—8, 81, — 10 ıc. immer je 2 fr. mehr. 

(d) Pal. $. 212 (db). Baiern und Baden 24 fr. auf die Meile. — Uns 
gleiche Preife der verfchiedenen Pläge in England und Frankreich. 


(6) 
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(e) Die Tare derfelben bat einen veränberlihen Beſtandtheil, welcher 
un Bet Beit ‚gu Zeit nach den Preiſen des Habers und deut neu bes 
imm 

(f) Das Wriefbeßeligeld follte aufhören. 


$. 218, 


IV. Verſendungsgeſchaͤfte. Die Stellung der Pferde 
und Poſtknechte iſt Sache von Privatunternehmern (Poft: 
baltern), welche mit der Poflverwaltung hierüber die nd: 
thigen Verträge abfchliegen und für jede einzelne Leiſtung 
bezahlt werden. Sie und bie Poſtknechte flehen übrigens 
unter Aufficht der Poftbehörden. 

1) Regeln für die Briefverfendung: 

a) Briefe, welche frantirt werden und nicht fchon auf 
eine bequemere Weife bezahlt find ($. 216 a), dürfen nur 
durch fichere Perfonen in Empfang genommen und müffen 
fogleih durch Aufzeichnung der Summe auf dem Briefe nad 
dem Tarife tarirt werden. 

b) Dem Aufgebenden muß es frei fliehen, den Brief zu 
ftanfiren oder nicht, und man hat beim Abſchluß von Staats: 
verträgen in Poftfachen dahin zu fireben, daß diefe Wahl 
auch bei der Abjendung ind Ausland frei bleibe (a). 

. c) Zur Bereinfachung der Gefchäfte werden alle in eine 
gewiffe Gegend laufenden Briefe in ein Paket verfchloffen, 
weiches fo weit ald möglich uneröffnet fortläuft, entweder 
bis an den Beſtimmungsort, oder bis zu einem Poſtamte, 
wo eine Umpadung und Vertheilung aller angelommenen 
Briefe in neue Pakete nöthig wird. Auf diefe Weife bilden 
fih in jedem Staate gewiffe Sammelpläge, die unter ein- 
ander in dem Verbande ded „Paketſchluſſes“ fliehen und 
bei denen die fogenannte Umfpebdition gefchieht. Nur die 
an nahe Stationen gerichteten Briefe machen bievon eine 
Ausnahme. Die Beamten ded Beſtimmungsortes oder des 
Umfpeditiondpuncted haben die Richtigkeit der Taxirung der 
ankommenden Briefe forgfältig zu prüfen. 

d) Bei jedem folchen verfiegelten Briefpakete wird die 
Zahl und dad Gefammtgewicht der eingefchlofienen Briefe aufs 
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gezeichnet. Das Aufzeichnen jedes Briefes nach feiner Adreſſe 
in eine Lifte, deren Abfchrift in dem Pakete mit verfendet 
wird, wuͤrde die Gefchäfte zu fehr. vermehren, obhe bie 
Sicherheit erheblich zu verſtaͤrken (b). 

e) Für jedes Paket wirb auch die Berechnung über das 
Porto beigefügt, welches, fomweit ed dem eignen Staate an: 
gehört, von der Poſtſtelle, die ed baar einzieht, der Staate: 
cafle verrechnet wird (c). 

f) Vollkommene Gewißheit der Weberlieferung durch Be: 
fcheinigung des Empfanges läßt fi) nur mit größerer Be: 
muͤhung der Poftbeamten und befonderer Einzeihnung be- 
werkfieligen und erheifcht daher eine erhöhte Gebühr (eins 
gefhriebene oder recommanbirte Briefe). 


2) Pakete werden fpeciel aufgezeichnet und, nach der 
in Süddeutfchland eingeführten Methode, dem Begleiter des 
Wagens (Conducteur, Schirrmeifter) übergeben, ber 
fie wieder dem Poftbeamten ded Beflimmungdorted einzeln 
abliefert. Für jeden erweidlichen, vom Aufgeber nicht ver- 
fhuldeten Berluft haftet die Poftanflalt, die dafür fich wies 
der an den Schuldigen halten fann. 


(a) Berweigert ein Staat alle Abrechnung, fo müflen die Briefe Hin 
und ber von jedem der beiden Gorrefpondenten für die Strede inner: 
halb feines Landes bezahlt werben. 

(5) Weil man doch nur Drt und Hauptnamen des Bmpfängers eins 
tragen fann und oft viele Briefe an Perſonen mit gleichem Haupts 
namen vorfommen. Klüber, Das Poſtw. S. 9H—113. 

(c) In manden Staaten müflen auch die inländifchen Boftftellen mit 
einander über das Porto abrechnen, welches jede verdient und em⸗ 
pfangen bat, wobei man annimmt, daß derjenigen Boftftelle, welche 
den Brief zc. an den Empfänger beftellt, das Porto für die inlans 
diſche Sendung zufomme. Dieb vervielfacht indeß die Geſchäfte ohne 
Noth und es ift binreichend, wenn nur bei der Berrechnung an bie 
Staatscaſſe die gehörige Controle vorhanden if.— Wenn ein Brief 
von A nad) B geht, fo find folgende Fälle möglich : 

1) er iſt beim Aufgeben bezahlt; a) er bleibt in B oder der Ums 
gegend; hier berechnet das Poſtamt A das eingenommene Borto 
unter der Ueberſchriſt „Franco“ der Poſtcaffe. Kam der Brief 
weiter, vom Auslande, fo muß diefed der inländifhen Graͤnz⸗ 
ftation den Antheil vergüten, weldyer den inländifchen Poſten 
daran gran; b) er gebt weiter ins Ausland, fo muß Der 
erften Station oder dem Umfpeditionsorte des Nachbarſtaates 
ber entiprechende Antheil erfegt werden, unter der Rubrik 
„Weiterfranco“; 





2) er if nicht franfirt; a) kam er vom Auslante, fo muß bie 
Stelle A tiefem tas daran verdiente Porto erflatten und ber 
Erpedition B unter der Benennung „Aus lage“ zur Laſt ſetzen. 
Diefe Auslage wird durch B von dem Empfänger bes veriens 
beten Gegenſtandes eingezogen; b) für den inländifchen Lauf 
wird das durch B zu erhebende Porto unter diefem Namen 
von A angezeigt. 

Nah ber Ginfährung eines einfacheren Portoſatzes kann die bishe: 
tige Vergütung des Antheils, ben ein zwifchenliegendes Land nad 
ber Länge dee Weges an dem Porto eines Briefes erhält, nicht mehr 
Statt finden. Dies Tranfitporto muß aufhören, vorbehaltlich 
einer Entfhädigung für die Länder, welche hiebei ermweislich ver: 
eren. 


q. 219. 


V. Einzelne Regeln, melde ſich auf die Zwecke ber 
Poflverwaltung beziehen. | 

1) Zur Gefhwindigfeit dienen außer dem guten In⸗ 
einandergreifen der Curſe unter andern a) die Vermeidung des 
Umleitens, d.h. der Abfendung auf einem Ummege, in ber 
Abficht, die Verfendungdgegenftände länger auf den inländifchen 
Poftfiraßen laufen zu laffen und dadurch mehr Porto zu ver 
dienen. Die gänzliche Abftelung erfordert Unterhandlungen der 
Nahbarflaaten (a); b) die Trennung der Padmwägen von den 
Eilwägen (Schnelipoften), welchen dagegen die Brief: Felleifen 
mitgegeben werden; c) pünctliche Beobachtung der Abgang: 
zeit und Vorſchrift beflimmter Zeiten, in welchen die Brief: und 
Fahrpoſt jede Station nah Maafgabe ihrer Länge und Be: 
ihaffenheit bei Strafe zurüdlegen muß, und die Führung von 
Stundenzetteln, welche der Poftinecht oder .Gonducteur mit: 
nimmt, um den Beweis des richtigen Eintreffens zu liefern (b); 
d) Verpflichtung jedes Pofthalters, eine beſtimmte genügende 
Zahl von Pferden zu halten; e) fchleuniges Austragen der an: 
gefommenen Segenflände, mit mehrmaligen täglichen Abho⸗ 
lungszeiten. 

2) Sicherheit. Am meiſten befoͤrdert dieſen Zweck das 
vorgeſchriebene Verfahren bei dem Verſendungsgeſchaͤfte ($.218). 
Sonſt verdienen noch genannt zu werden a) Verpflichtung aller 
Beamten und Bedienten der Poſt zur Beobachtung der größten 
Sorgfalt und Rechtlichkeit, namentlich) auch in ber Bewahrung 
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des Briefgeheimniffed (c), b) Zuruͤckweiſung fchlecht verpadter 

oder gefährlicher Gegenftände (d), ferner folcher, deren Aufs 

ſchrift nicht deutlich und beflimmt genug if, c) gute Bewa⸗ 
hung des Poflwagens, Begleitung deffelben in unficheren Gegen⸗ 
den ıc. d) gefegliche Beſtimmungen über die Verbindlichkeit der 

Poſt, für die ihr übergebenen Gegenflände zu haften. 

3) Bequemlichkeit. Es läßt fi) mit geringer Mühe 
manche Erleichterung und Annehmlichkeit bei der Benutzung der 
Poſt zu Wege bringen, hauptfächlich bei der Perfonenpoft, 3.8. 
durch gute Wägen, anftändige Behandlung, fefte Ordnung in 
den Sigen, gute Bartzimmer ıc. | 

4) Einträglichleit, der Wohlfeilheit unbeſchadet. Hie⸗ 
ber gehört vornehmlich die Verhütung des Mißbrauches der 
Portofreiheit. Am ficherften ift ed, nur die Dienftcorrefpondenz 
der Öffentlichen Behörden zu befreien, das perfänliche Freithum 
aber ganz aufzuheben (e). 

(a) Defterreich leitete ſonſt bie ranzöfife und ſchweizeriſche Eorrefpon: 
denz mit Bermeidung des baterifchen Gebietes durch Tyrol und 
Vorarlberg, ohne eine höhere Tare zu nehmen, aber zum Nachtheil 
der baierithen Poſtcaſſe und der Geſchwindigkeit. Verhandl. d. 2. 

K. in Baiern, 1822, Beil. VIL, 200, 1831, Beil. Rr. XLIV, ©. 4. 

Für die englifchen Landkutſchen find 8,° miles — 3,? Wegfunden auf 

die Zeitftunde als mittlere Geſchwindigkeit vorgefchrieben, alfo auf 

eine Wegſtunde 19, auf die d. Meile 32 Minuten. Die beutfchen 

Gilmwägen brauchen mit Einſchluß des Aufenthaltes gewöhnlich gegen 

3’, Stunden für die Meile oder 27 Minuten für die Wegſtunde. 

Die Verfaſſungen mehrerer Staaten erwähnen die Sicherheit bes 

Poſtgeheimniſſes, B. Kurheſſen. $. 38. — D. Grundrechte, $. 142, 

Preuß. Entw. $. 140. Oeſterr. Grundrechte F. II. Preuß. Verf. v. 

31. Jan. 1850. $. 33. — Die Faͤlle, in denen die Oeffnung eines 

Briefes dur die Obrigkeit erlaubt if, müflen geſetzlich beftimmt 

fein. Weimar. B. vom 1. San. 1820: I) Briefe an Berftorbene, des 

ren Bermögen unter ©iegel liegt, 2) an Inquifiten. Letzteren Fall 

geftattet auch, auf Requifttion der Unterfuchungsbehörbe, bad. B. 

von 1822, Fink, Repertor. II, 22. — In Baiern ift Requifttion 

einee Appellationdgerichte erforderlih. Hiezu kommt das Oeffnen 
der fog. Retourbriefe nad einer gewiſſen 34 und vorgaͤngiger Aus⸗ 
ſtellung, um von bem Aufgeber das Porto erheben zu Eonnen. — 

Oeffnen der Briefe ale Huͤlfomittel der Diplomatie! In Oroßbrita⸗ 

nien wurde 1711 in einer Parlamentsacte das Recht der Regierung 

um Oeffnen von Briefen anerkannt. Seit 1806 werben die Ber 

Fehle biezu, bie zum Theil fehr willfürtich find, in ein Verzeichniß 

gebracht, feit 1822 die Urfchriften der Befehle bei den Pofämtern 

aufbewahrt. 

(d) Schießpulver, Knallgold, Säuren und überhaupt „güffgfelten ic. 

(e) So Baden, 28, Dec. 1831. — England feit 1840, 


(5 
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(c 


— 


$. 219. 


Eine erhebliche Veränderung in der Verwaltung der Poften 
it durch die Errichtung der Eifenbahnen entflanden. Laͤngs 
einer Bahn hören die eigenen Poftfuhren gänzlich auf, die Poſt 
verliert den Ertrag von.Perfonen und von einem Theile der 
Zrachtflüde, Dagegen erfpart die Poftcaffe auch an den Verſen⸗ 
dungskoſten der Briefe und Pleineren Frachtſtuͤcke, indem fie 
beide auf der Eifenbahn mit viel geringerem Aufwande fort: 
(haffen fann. Die größere Schnelligkeit der Sendungen ver: 
mehrt zugleich die Anzahl der an die Poft gelangenden Briefe 
und anderer Gegenftände, fo daß die reine Einnahme aus der 
Poft niht nothwendig vermindert wird, fich vielmehr fogar er: 
hoͤhen kann (a). Wo beide Anftalten auf Staatsrechnung ver: 
waltet werben, da ift es ziemlich gleichgültig, wie die Abgrän: 
zung und Berechnung zwifchen ihnen eingerichtet wird. Werden 
aber Actienbahnen hergeftellt, fo muß im den Bedingungen ihrer 
Genehmigung ihr Verhältniß zur Poſt genau geregelt werden, 
und zwar nach dem Grundfage, daß jeder von beiden höchft 
wohlthätigen Unternehmungen ein ihrer Eigenthümlichkeit ent: 
ſprechender Spielraum zum Vortheil der Staatöbürger unver: 
fümmert erhalten wird, II, 6. 273b. Hieraus ergeben fi s 
nachſtehende Regeln: - 

1) Die Beflelung der Briefe und kleinen Frachtſtuͤcke bis 
ju einem gewiffen Gewichte (b) fteht allein der Poft zu, welche 
fi dazu der Eifenbahn bedienen darf. Es ift am billigften, 
wenn bie Briefpafete oder auch ein von ber Poft geftellter und 
unterhaltener Wagen mit einem Poſtbeamten unentgeldlich auf 
der Bahn mitgeführt, diefer aber fein weiterer Aufwand zuge: 
muthet wird. 

2) Poftreifende, deren Weg zum Theil in die Richtung der 
Bahn fällt, werden diefer von der Poft übergeben und gegen 
eine ermäßigte Vergütung in einer entfprechenden Wagenclaſſe 
(6) unverzüglich befördert, dagegen muß auc die Poft das 
Fahrgeld auf ſolchen Streden niedriger fegen ald auf den eigent: 
lihen Poſtſtraßen. 
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3) Größere Frachtftüde, die einen Theil ihres Weges auf 
der Eifenbahn fortgebracht werden müflen, fönnen ebenfalls 
durch die Poft beforgt werden, welche fie von ihrem Perfonal 
auf die Bahn bringen und auf derfelben in Empfang nehmen 
läßt, allenfal8 in einem der Poft gehörenden Wagen. Die 
Fracht wird der Bahnverwaltung nad) dem gefammten Gewichte 
aller zufammen verfendeten Gegenftände in ermäßigtem Satze 
vergütet. 

4) Die Fahrten der Eifenbahn müffen mit dem Gang ber 
Poft in Uebereinftimmung gebracht werden, fo daß beide gut in 
einander greifen. _ 


(a) De badifche Bahn murbe im Herbft 1840 auf einer vierftinbigen, 
2 auf einer weiteren 12 ftündigen Strecke er öffnet u u. ſ. f. Der 

—*æ der bad. Poſten war i. D. 1539-40 268,500 fl., — bier: 
auf nahm er anfangs etwas ab, hob fih aber nachher; F war 1842 
234,614 fl.. 1843 255,283 fl., 1844 292,017 fl., 1845 803,717 fi. 
1346 330,830 #., 1847 266,613 f., 1848 213,778 fl. 

(6) Sadıfen 20, Taunusbahn 25 Pfund. 

(c) Bilpoftreifende in Wagen der 2. Claſſe. 


$. 219, 

Der Telegraph, anfangs wie die Poft nur dem Dienfte 
des Staats gewidmet, ift neuerlich auch der Benußung für Pri- 
vatperfonen gegen eine Abgabe zugänglich geworden. Die Er: 
findung des magnetifch-eleftrifchen Zelegraphen hat wegen der 
leichten Verbindung mit den Eifenbahnen die Verbreitung die: 
fer Anftalt befördert, welche, ald die ſchnellſte denkbare Art von 
Poft, vielfachen Nutzen gewährt, auch nicht nothwendig auf die 
mit Eifenbahnen verfehenen Linien beſchraͤnkt iſt. Die Gebühr 
für den Gebrauch des Telegraphen richtet fich nach der Länge 
des Weges und des gemeldeten Satzes in gewiſſen Abftufun: 
gen (a). Die Meldungen der Staatöbehörden oder der Eifen- 
bahnvermwaltung erhalten den Vorzug. Die bei dem Telegraphen 
angeftellten Beamten find zur Geheimhaltung verpflichtet (b). 


(a) Drau. Tarif für den Gebrauch diefer Telegraphen, 18. Oct. 1548. 
— 20 Worte von Berlin nah Erfurt 2 Rihlr. 6 Sgr., nach Kaſſel 

Bin Rthlr., nach Frankfurt a. M. 4 Rthlr. 24 Sgr. — Bair. Tarif, 

23. Dec. 1849: Bis 25 Worie 12 Meilen weit 3 fl., weiter 6. Je 

15 Morte weiter Foflen !/, dieſes Betrags mehr. — Oeſterr. Tarif 

v. Octob. 1849, ermäßigt Febr. 1850. Auf eine Meile Länge ift bie 

Sare für 1— 20 Worte 5 fr, 21 — 60 10 £r., 61 — 100 15 fr., mehr 
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ale 300 find nit erlaubt. Außerdem bezahlt man 2 fl. für jede 
Nachr icht (Manipulationstare) und 24 fr. Zuftellungsgebühr. Es 
ſind bis jegt 10 Stationen. Bine Botichaft bis zu 20 Worten Eoftet 
von Wien nah Trieft 8 fl. 18 fr., nah Prag 5 fl. 16 fr., nad 
Laibach 4 fl. 44 kr., nah Salzburg 3 fl. 17 fr. 

(d) Nach der a. bair. Berordnung kann au eine Rückmeldung (Colla⸗ 
fionirung) verlangt werden, wie die Nachricht verflanden worden ift, 
gegen halbe Gebühr, in Defterreich gegen tie volle Taxe. 


8. Hauptftüd. 
Staatseifenbabnen. 


. 8. 219c. 

Die Anlegung einer Eifenbahn wird durch die Zwangsab⸗ 
tretung der erforderlichen Grundſtuͤcke und folglich durch die 
Genehmigung der Staatögewalt bedingt. Diefe kann, ftatt 
einer Privatgefellichaft die Erlaubniß zu geben, den Bau auch 
auf Staatöfoften übernehmen und weil eine Eifenbahn nicht 
von mehreren Unternehmern der Kortfchaffung zugleich benußt 
werden fann, vielmehr mit dem Eigenthum dad audfchließliche 
Betriebsrecht verbunden ift, fo befteht das Eifenbahnregal 
aus diefer doppelten Befugniß der Regierung, Eifenbahnen an: 
zulegen und aus der Benußung derfelben ein Einfommen zu 
jieben, wozu fich, nach den Bedingungen, unter denen Pri: 
vatbahnen geftattet worden find, öfters auch das Recht ge: 
fellt, Ddiefe nach einer gewiffen Zeit gegen eine gewiſſe Ver⸗ 
gütung an fich zu bringen. Dieſes Hoheitörecht ift dem 
Bergmwerköregale in der Entftehungsart, dem Poftregale in 
der Natur des Gegenftanded am ähnlichften. \ 


$. 219d. 

Das Eifenbahnen auch ohne eigene Bethetligung des Staats 
durch Privatgefellfchaften zu Stande kommen koͤnnen, ift eine 
befannte Thatſache. Indeß fprechen mehrere gewichtvolle 
Gründe dafür, dag dir Staat die Hauptbahnen eines Landes 
auf eigene Rechnung herftelle, weil er ihnen leichter eine Dem 
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Staatswohl; in verfchiebenen Hinfichten (vorzüglich volkswirth⸗ 
fchaftlichen und militärifchen) entfprechende Richtung und Be⸗ 
fchaffenheit geben und ihre Verwaltung auf gemeinnügige 
Weiſe führen laffen fann, weil ferner der Actienhandel mit 
feinen Mißbräuchen auf diefe Weife am vollftändigften be: 
feitigt- wird, II, 8. 2730. Die Größe eines folchen Werkes 
macht, daß hier die Vorzüge einer Privatunternehmung gegen 
den Bau auf Staatskoſten in viel ſchwaͤcherem Grade, als bei 
anderen Gewerben, erfcheinen, wenn nur die Regierung ernft: 
lich bemüht ift, überall eine verfländige Sparſamkeit vorzufchrei- 
ben und durchzuführen. Bringt man außer den fämmtlichen 
Betriebökoften auch die Zinfen des großen in die Bahn und alle 
Zubehörungen gewenbeten flehenden Capitald und die Ab: 
nutzung beffelben in Anfchlag, fo wird der Ertrag einer Staats: 
bahn nicht leicht einen anfehnlichen Weberfchuß abwerfen (a), 
allein diefer unmittelbare finanzielle Nuten ift nicht ber einzige, 
ed kommt die Erfparung an den Koften ded Poftbetriebes 
($. 219 a.) und an mancdherlei andern Staatdausgaben, z. B. 
Reiſekoſten und Zagegeldern der Beamten, Fortfchaffungds 
koſten der Soldaten, der Vorräthe zum Gebrauche der Staats: 
vertheidigung, des Kochſalzes und dgl. hinzu. Selbſt mit 
einem Opfer aus der Stantdcaffe wären aber auch die großen, 
Dauernden volkswirthſchaftlichen Wirkungen der Eifenbahnen 
nicht zu theuer erfauft, zumal da ber erhöhte Verkehr und 
Wohlſtand auch andere Quellen der Staatdeinnahmen reichlicher 
fließen macht. Da bei den Landftraßen, Brüden u. dgl. auf 
eine VBerzinfung des Aufwandes durch die erhobene Gebühr 
gar nicht zu rechnen iſt, fo fann man auch bei den Eifenbahnen 
fich aus den obigen Gründen leicht mit einem unvolftändigen 
Binfenerfage begnügen. Indeß muß man mit Benugung aller 
bis jeßt erworbenen Erfahrung und Beiziehung bewährter Bau: 
meifter darnach fireben, daß der Aufwand, unbefchadet der 
Dauerhaftigfeit und des Anſtandes, durchaus mit flrenger 
Sparfamteit eingerichtet werde. 


(ec) In Belgien find nad) genauen Grmittlungen hoͤchſtens 8 Proc. und 
mit Sicherheit nur 2'/, Proc. des © Gapitates zu erwarten. Die Zeit 
iſt no zu kurz, als daf man die Abnägung der Schienen, ber Lager 





u. dgl. vollkäntig berechnen könnte. Die ganze Ausgabe für die beis 
giichen Bahnen, mit Zinfen und den im Berlaufe der Zeit nöthi 
etoordenen Bermeßrungen der beweglichen Hülfsmittel fam au 
72 Mill. 9. Die eänge iR 112 Wegitunden zu 5 Kilometern = 
75,° geogr. Meilen — 126 Wegflunten zu !/., Meridiangrad. 8 
foflete demnach die Meile 1,073, fl., die Wegſtunde 644,000 fi. 
Perrot in Bulletin de la commission centrale de statist,, II, 118, 
— 11. für 1849: 151/, Mill. Fr. Binnahme, 9,140,000 Fr. Koſten, 
alfo wäre der Meinertrag genen 3,4 Proc. des Bapitale. — Die bas 
difhe Bahn son Mannheim bie gegen Basel toftet ungefähr ZI MIN. ſi., 
das Betriebömaterial gegen 5 Mill., zufammen 34 Mill., wovon ber 
angenommene Reinertrag des Betriebes für 1848 und 48 (870,000 
und 1,044,000 fl.) i. D. 22/, Proc. ausmacht. Die amtliche Rech⸗ 
nung giebt für 1843— 46 i. D. 4,4: Proc. | 


$. 219 e. 


Die Staatdetfenbahnen find biöher nur in eigener Verwal: 
tung benußt worden. Ueber die Ausführlichkeit und Nüglichkeit 
einer Berpachtung fehlt ed daher an allen Erfahrungen; es ift 
jedoch nicht wahrfcheinlich, daß diefelbe ſich vortheilhaft erweifen 
werbe, fchon darum, weil man befürchten muß, daß das koftbare 
fiehende Sapital in Dampf: und Kortfchaffungswägen von einem 
Pachter nicht forgfältig gefhont und in gutem Stande erhalten 
werben möchte. Der Wetteifer zwifchen Staatd: und Actiens 
bahnen bat zu vielen Bervollflommnungen Anlaß gegeben, Die 
zum &heile auch Erfparungen bewirkten, z. B. bie Verminde⸗ 
rung des Steinfohlenverbrauchs durch Die Maaßregel, den Ma: 
fhinenführern und Heizern einen Antheil an dem daraus ent: 
Rehenden Gewinne einzuräumen (a). Die Mittel, durch welche 
die größte Sicherheit, Schnelligkeit, Bequemlichkeit ıc. erreicht 
wird, müflen den Kunftverfländigen (Technikern) überlaffen 
werben, doch kommen bei vielen diefer Verbeſſerungen auch 
wirtbfchaftliche Erwägungen vor, die den Zweck haben, den 
Rohertrag der Bahnen zu erhöhen und an ben Koften zu [pas 
en (db). Dagegen fallen die Anorbnungen über die Zahl und 
Zeit der täglich abgehenden Züge und über bie Höhe bed Fahr: 
gelbes und der Fracht für Waaren ganz in dad gewerbliche, 
alfo bei den Staatsbahnen in das finanzielle Gebiet. Die 
Erfahrung muß diejenigen Preisbefimmungen an die Hand 
geben, welche für din Reinertrag die vortheilhafteften und zu: 
gleich für die Erleichterung des Gebrauches günftig find. Die 
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Errichtung von 3 oder 4 Wagenclaffen für Reifende ift in bei⸗ 
den Beziehungen zwedinäßig und ed hat fich ergeben, daß bei 
Fahrten auf kurzen Streden die wohlfeileren Claſſen verhaͤltniß⸗ 
mäßig ſtaͤrker benutzt werden, als beilängeren Reifen (c). Waͤh⸗ 
rend die erſte Claſſe noch beträchtlich unter Dem Preiſe der Eil⸗ 
poft ſteht, muͤſſen die anderen um foviel wohlfeiler fein, daß die 
dritte ungefähr die Hälfte der erften Eoftet. Die Beifügung 
einer vierten vermindert zwar Die Befehung der dritten, ift aber 
für Arbeitsleute, Marktverfäufer und dgl. fehr wohlthätig und 
kann beiläufig auf den halben Preis. der zweiten Glaffen gefebt 
werden (d). Auch bei der Bahnfracht wird zwiſchen der ſchnelle⸗ 
ren oder langfameren Beförderung, der Füllung eined ganzen 

Wagens oder einzelnen Stüden, ferner zwifchen koſtbaren und 

niedrig im Preife flehenden Waaren ein Unterfchied gemacht. 

Die hoͤchſte Fracht ſollte die Koften der gewöhnlichen Fuhr nicht 

überfleigen, die geringfte etwa bid zur Hälfte derfelben herab⸗ 

geben (e). 

(a) Auf der linfen Berfailler Bahn Fam der Verbrauch für den Kilome⸗ 

| ter von 131/, bie 7'/, Kil. herab, auf den belgifchen Bahnen von 
19 bis 12 Kilogr. Coaks, in Baden für die Wegftunde (4%/,, Kilom.) 
in den 3. 1843 — 46 von 88 auf 55 Pf. 

(5) Das Verhältnig der Koften zum Rohertrage iſt nicht gleichfärmig. 
In Frankreich werden jene zu 45 Proc. des lebteren angenommen, 
in Belgien 9. für 1849 zu 58 Proc, in Baten R. 1843 — 46 

54,3 Broc. 

(c) In Belgien gingen 1838—42 8—12 Proc. der Reifenden in der er: 
fin, 25 — 32 Bor. in der zweiten, 55 — 68 Proc. in der dritten 
Claſſe, und der Ertrag diefer 3 Claſſen —— und 40/. 
Proc. der ganzen Fahrgeldeinnahme. Gin Reiſender jeder Claſſe 
trug i. D. 4,2 — 2,23 — 1,18 Sr. ein und legte alfo gegen 11 8 
— 6,9 belg. Heues zurüd. In Großbritanien iſt die Zahl der Reifens 
den in den 3 Glaffen 18, — 46 und 36 PBroc., in Franfreih 15 — 30 
und 55, in Baden 1845 — 46 1,3— 9,7 — 40,1 — 48,4 Broc. 

(d) Der Durchfchnittspreis der Blaffen auf den beutfchen Bahnen für 
die ge. Meile it 27 — 14 — 91, —7 kr., auf ter badiſchen B. 
18 — 12 — 9 — 6 fr., auf der franzöflihen ungefähr 22, — 161/, 
— IL fr., auf den beigifchen ungefähr 5 — 111, — 71, fr. Die Kos 
ten, welche ein Reiſender der 3 Claſſen der Bahnverwaltung vers 
urfacht, find für Belgien nah Belpaire (Trait6 des deponses 
d’exploitation aux chem. de f. Brux. 1847) auf 51,,— 31/; — 2, fr. 


anzunehmen. 
(e) Belgien 1,7 bis etwa 2,5 fr., Bafels Strasburg 1,5— 2,8 fr. 


9. Hauptftüd, 
Fähr⸗ und Floßrect. 


$. 219 £. 


Die beiden genannten Rechte find in vielen Ländern Re: 
galien und wurden ehemals ald Beftandtheil eines fog. Waſſer⸗ 
regald angefehen (a). Die aus polizeilichen und volkswirth⸗ 
Ihaftlihen Gründen nothwendige Staatdaufficht auf die Be: 
ſchiffung der Öffentlihen Gewäffer ift von der Befugniß der 
Staatögewalt zum ausfchlieglihen Betriebe der Ueberfahrt 
in Faͤhren und des Holzflößend wefentlich verfchieden. 

1) Die Benugung der Fähren fowie der, oft an beren 
Stelle tretenden fliegenden Brüden gefchieht am beften 
vermittelft der Verpachtung auf mehrere Sahre an den Meift: 
bietenden. Dem Pachter werden die Fähren und Brüden 
fammt zugehörigen Geräthfchaften und dem Fährhaufe über: 
geben. Kleine Ausbeſſerungen muß er beftreiten, benannte 
größere fallen dem Staate zur Laſt. Er erhält einen Ge: 
bührenfag (Tarif), den er nicht überfchreiten darf, und andere, 
auf die gute Bedienung der Ueberfahrenden gerichtete Vor: 
fchriften (6b). Webrigend haben auch. manche Ufergemeinden 
das Recht, eine Fähre zu halten und zu benußen. 

2) Das Flößen des Holzes fteht mit der Forftwirthfchaft 
in Zufammenhang und ift von der Regierung häufig als ein 
Mittel gebraucht worden, den Ertrag der Kammermwaldungen 
zu vergrößern (c). a) Das Fortſchaffen der Balkenflöße auf 
den Flüffen (Langholzflößen) wurde fonft bisweilen an 
Holzhandelögefellfchaften gegen eine gewiffe Pachtſumme im 
Ganzen überlaffen. Dieß Verfahren verhinderte dad Mit: 
werben und gab den Unternehmern monopoliftifcehe Gewinnfte, 
weshalb es beffer ift, dad Flößen gegen eine gemwifle Abgabe 
von jedem Floße nach Maaßgabe feiner Größe und unter den 
zur Schonung der Brüden, Mühlen, Uferbauten, Durchläffe ıc. 
nöthigen Bedingungen freizugeben. b) Das Scheitholg:> 
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flößen kann, wenn ber Staat Feine Holzhöfe mehr hält 
($. 151.), verpachtet werden. Der Staatscaſſe fallt die Un- 
terhaltung der Floßteihe, Schwellungen, Ftoßgräben, Auf: 
fangerechen ıc. in baulichem Stande zur Lafl. 


(a) Gegen die Annahme eines ſolchen Mittermaier, Grundſ. $. 222. 
(6) Bergius, Pol. und Kau. Mag., II, 1. 
(c) Bgl. Bergius, IH, f. 


10. Hauptftüd. 
Negal der Glücksſpiele. 


g. 220. 


Es iſt zwar noch immer beſſer, wenn die Lotterieen Regal 
ſind, als wenn es Privatperſonen freiſteht, ſie zu unternehmen, 
weil von dieſen mancherlei Anlockungsmittel gebraucht werden 
koͤnnen, die der Staat verſchmaͤht (a), — weil dieſer der Spiel⸗ 
ſucht gewiſſe Schranken entgegenſtellen kann, die dem Vortheil 
eines Privat⸗Lotterieinhabers widerſtreiten, — und weil Staats⸗ 
lotterieen eine Einnahme fuͤr die Staatscaſſe abwerfen, welche 
den Steuerpflichtigen zu Gute kommt, allein auch die Staats⸗ 
lotterieen ſollten aufhoͤren. Eine Anſtalt, welche vom Sparen 
abhaͤlt und an die Stelle des unverdroſſenen Fleißes die aufge⸗ 
regte Gewinnſucht ſetzt, die Einbildungskraft Durch dad Trugbild 
eines leicht zu erlangenden Reichthums feſſelt und Tauſende von 
Familien der Armuth oder der Unredlichkeit und dem Sitten⸗ 
verderben Preis giebt, wird durch ihre Eintraͤglichkeit keines⸗ 
wegs gerechtfertiget. Die durch ſie zu Grunde gerichteten Perſonen 
koͤnnen zwar nicht den Staat, nur ihren eigenen Leichtſinn an⸗ 
klagen, aber jener ſollte dennoch von den Buͤrgern eine ſolche 
Verſuchung ferne halten, die immer fuͤr den weniger unterrich⸗ 
teten, gedankenloſeren Theil des Volkes gefährlich iſt (b). 


(a) Dahin gehört namentlich, daß Privatunternehmer durch das Mit: 
werben angetriebeni werden würden, ftetd neue Bedingungen, Formen, 
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Gpielarten sc. auszufinnen und dadurch den Meiz ber Spiele aufzu- 


() —— der Lotterieen in Italien. Bronn, Reifen, II, 145 (1832). 
$. 221. 

Zur VBertheidigung der Staatblotterieen ift hauptſaͤchlich 
Folgended angeführt worden: 

1) Die Menfchen hingen fo fehr an Gluͤcksſpielen diefer Art, 
daß fie, wenn der Staat auf den Ertrag derfelben verzichtete, 
doch indgeheim, befonderd in ausländifhen Anftalten fpielen 
würben, wobei dann das Uebel fortvauerte und nur die Staats: 
caffe keinen Vortheil mehr bezöge (a). Diefer Grund hat am 
meiften Gewicht in kleinen Staaten, in deren Nachbarfchaft 
Lotterieen fortbeflehen. Wenn jedoch durch firenges Verbot der 
inländifchen Privatlotterieen und des Sammeln? für auslaͤndi⸗ 
ſche Anftalten der tägliche Anreiz befeitigt wird, wenn endlich 
auch die Nachbarſtaaten gleichen Grundfägen huldigen, jo kann 
das Spiel nım in fehr geringer Ausdehnung betrieben werden. 

2) Aus den Heinen Ausgaben vieler Spieler würden be 
trähtliche Summen gefammelt, die den Gewinnenden zuflößen, 
die Lotterie wirke alfo wie eine Erfparung aus den Einkünften (b). 
Allein die Lofteriegewinnfte koͤnnen nicht ald eine günftige Ver: 
theilung des Vermögens angefehen werben, denn fie werben 
meiftend leichtfinnig aufgezehrt, ohne eine dauernde Verbefles 
rung bed Vermoͤgensſtandes einer Familie hervorzubringen. 
Wenn auch ein Theil der Spieler befonnen genug ifl, um weder 
bei den Einfügen dad Maaß ihres Eintommend zu Überfchrei: 
ten; noch auch bie Gewinnfle zu verfchleudern, fo iſt doch die 
entgegengefegte Handlungsweiſe fehr häufig, befonderd in der 
Caſſe der Lohnarbeiter, und ed giebt Bein Mittel, die Lot: 
terieen nur den verfländigen Perfonen zugänglich zu machen. 


(«) 3 B. Möfer, Patriotiſche Phantaſ. T, 261. — Rapport au Roi, 
126. Hier wird bemerkt, in Frankreich habe man nad ber Auf⸗ 
bebung ber Staatslotterie im Jahr 1793 deflo mehr in geheimen 
rivats und in ausländifchen Anflalten geipielt, was bie Polizei 
nicht habe verhindern können, und fo fei denn 1797 die Staates 
Lotterie wieder hergeftellt worden, en se fondant sur cette maxime 
., quil est plus sage de gouveraor les hommes tels qu'ils sont 

que tels qu’ils devraient ötre.- 
(b) 237 ar neueelich Bernouilli aufmerkffam gemacht, Schweiz. 

Archis, 
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Es giebt zwei in vielen Dinfichten von einander verfchiedene 
Arten von Lotterien. Die genuefifche oder Bahlenlot: 
terie, neuer ald die Claffenlotterie und bisweilen Durch die 
Benennung Zotto (Lotto di Genua) von dieſer unterfchie- 
den (a), tft in viel höherem Grade verderblich. Ihre Einrich- 
tung befteht darin, daß von 90 Zahlen jedesmal nur 5 ges 
zogen werden, und den Spielern die Wahl frei fleht, nur eine 
jener 90 Zahlen, oder 2, oder 3, 4, auch wohl 9 zu befeßen. 
Nach der Zahl der befegten Nummern fleigt die Größe des Ein- 
fabed; dagegen wird das Herausfommen einer einzelnen Zahl 
(fimpler Auszug) auch mit einem geringeren Gewinne be: 
zahlt, als dad Errathen zweier Zahlen (Am be); noch höher die 
Terne, Quaterne und Quinterne. Ferner ift ed, wenn 
man 3. B. auf drei Zahlen feßt, auch geftattet, die in denfelben 
enthaltenen 3 Amben und 3 einfachen Auszüge noch befonders 
zu befegen, um dann wenn etwa nur zwei Zahlen oder Doch 
eine herausfommt, die darauf fallenden Gewinnfte zu beziehen. 
Der Gewinn befteht in einem Vielfachen des Einfages, deffen 
Größe bis zu einem gewiffen Minimum herab beliebig ifl. Der 
Nutzen für den Unternehmer entfleht daraus, daß man die Ge: 
winnfte niedriger feftfegt, ald fie nach der geringen Wahrſchein⸗ 
lichkeit des Gewinned in Folge der arithmetifchen Gefeße fein 
ſollten (b). Bei der gewöhnlichen Einrichtung folcher Lotto's 
machen die Gewinnfte der Spielenden ungefähr 2;; der Einjaß: 
fumme aus. Bon dem an den Staat fallenden Drittheil geben 
die Befoldungen, Ziehungskoſten und der Antheil der Einneh⸗ 
mer ab. Der Belauf ded reinen Ertraged hängt von der 
Volksmenge des Landes, von der Menge der aufgeltellten Ein: 
nehmer, der Spielſucht einzelner Gegenden u. dgl. ab (c). 


(a) Urfprung des Lotto in Genua, da Bei den Wahlen in den großen 
Rath 3 Namen aus BO gezogen wurden und es auflam, auf bie 
einzelnen Candidaten Wetten anzuftellen. Epäter wurde hieraus, 
intem man flatt der Namen bloße Zahlen anwendete, das förmliche 
Lotto, welches aber erfi im vorigen Jahrhunderte auch außerhalb 
Genua Bingang fand; 4752 in Wien (feit 17=7 vom Staate ſelbſt 
betrieben), 1763 in Berlin, 1769 in Ansbach ıc. — Beckmann, 
Beitr. zur Geſch. d. Erfindungen, V, 3341-39, ' 
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(b) Nach ben Wahrheiten der Combinationslehre befinden ſich unter 90 Zahlen 
1) 80 mögliche einfache Auszüge, von denen jedesmal 5 heraus: 
fommen, alfo if die Wahrfcheinlichkeit, einen bderfelben übers 
haupt zu gewinnen (unbefimmter Auszug), ’/,s, aber bei einem 
au der Ordnung nad beflimmten, 3. B. dem dritten, nur 
so. In Baiern bezahlt die Anfalt jenen nur 15⸗, diefen 70fach, 

eh | Oeferreich 14: und 57fach. 
2) 15 oder 4005 Amben (verfchiebene Gombinationen zu ziel 
Dingen), wovon unter den 5 gezogenen Zahlen Tã mer 10 bers 
austommen, die Wahrfcheinlichkeit des Gewinnes iſt alfo 10 


oder ungefähr zug, die Bezahlung deſſelben gefchieht nur 270fach, 
aD 

94-3 

) T: 2-3 =117,450 Ternen; in den 5 Zahlen find aber 123 


— 10 Ternen enthalten, folglich if die Hoffnung, eine beſtimmte 


zu gewinnen, nur yyygg; man bezahlt in Baiern 5400-, in 


Cr 
) Y73:3:7 > 455,190 Quaternen, wovon, da in 9 Bahlen 


1-2 
9 derfelben enthalten find, die Wahrfcheinlichkeit nur 
iR. Bergütung 60—64 ‚500fa ch. 511038 
5) 43,949, 160 Duinternen, deren Befegung aber meiftens gar 
nicht üt geattet wird, ſowie auch bei der höcdft geringen Wahr: 
fcheinlichkeit die Spieler Alten nur dazu geneigt fein würden. 
(c) In eh betrugen im Durchſchnitt von 1792 —1828 die Ge⸗ 
winnfte 72,° Broc., die Berwaltungskoften 8,9% Proc., der reine Er: 
trag war 18, n Proc Won den Koften machen wieder die Antheile 
der Ginnehmer an 2/s (64 Broc.) aus. Die Bewinnfte beliefen fih 
1814 auf 90 Proc. (max.), 1820 auf 61, Proc, (min.) Die Eins 
nehmer ‚pas en früher 6, fpäter 5 Proc. Vom 3. VI. (1798) bie 
aͤhrigen Mittel, wurden jährlich eingefegt 34,679,000 
—* onen 39,533,0009 $r. (71,” Broc.), und vom Staate als 
Reinertrag bezogen 10,420,000 Fr. — Die Zahl der Bureaur war 
in Baris 150, in den Departements feit 1630, 440. Rapport au 
Roi, ©. 126. und Tabl. 13, 24., Docum. statist. I, 134. — Der 
Reinertrag war 1816-28 im Durchſchnin 14,250, 000 Fr., 1829: 
12,727,109 $r., 1830 und 1633 etwas über 10 MIN. Fr., 1834 
wegen vieler Beidpräntungen in der Zahl der Ziehungen ic. nur noch 
5, Mill. Sr. Bom 1. San. 1636 an hörte die gotterie 
nach dem tee vom 21. April 1832 it. VI. in 
Sranfreid änzlih au 
Baiern N kfäritte: 


1819 —21 4,324.361 2,320,893 
2831 | 4,053,506 | 2,668,408 
38-40 | 5,983,724 | 4,560, 
41—44 | 5,513,007 | 3,301,594 

Ran, yol. Dekon. Ste Ausg. III. 20 


















Einfäge. Gewinnfte. Reinertrag. 
fl. fl. 
360,918 1,136,055 
317, ‚633 1,067,529 
384, ‚953 1,038,707 


306 


Die Sewinnfle waren in diefen 4 Perioden 65—65,5—76,2—59,® 
Brocent. Im Jahr 162%/,, wurten 3,686,638 fl. eingefegt und 
3,077,033 fl. oder 83,* Proc. gewonnen, fo daß nur 307,388 fl. 
rein übrig blieben. Im 3. 1838 gewannen die Spieler 85,° Proc. 
der Binfäge. 1838-41 fegte jeder Einwohner im D. 1 fl. 20 Er., 
und zwar in Oberbatern 3 fl. 21 fr. (max.), Schwaben-Reuburg, 
ı fl. 45 kr., Nieterbatern 1 fl. 24 fr., — Oberfranfen 36 fr., 
Pfalz 23 fr. (min.) 

Deferreih: Einfäbe u. Nebeneinnahmen 1837 R. 10,410,527 fl. 
1843 14,348,523 I! R., 1946 9. 12,579,000 fl., Reinertrag 1843 
4,993,071 fl. R., 1847 5,525,434 fl. im 20 fl.%. — Dänemarf 
mit den Herzogthlümern, 1844 @infäße 1,369,696 Rthlr., Gewinnſte 
957,655 Rthir. (69 PBroc.), Reinertrag 319,818 Rihlr. (23 Proc.), 
1841 waren 1,662,996 Rihlr. Ginfäße, 305,121 Rthlr. reiner Ueber: 
ſchuß. — Niederlande, 9. 1849 ‚000 fl. rein. — Spanien, 
9. 1850, 22,273,000 Rthlr. Sardinien (v. Raumer, Italien I, 
331 ff.) brutto 51/,, Mill. Lire, Gewinnſte 3,300,000 (60 Procent), 
Koſten 452,000, Reinertrag 1,738,000 2. (31,6 Broc. — Auch Tos⸗ 
cana, Neapel und der KRirchenftaat, ferner der C. Uri und Zug haben 
Zahlenlotterieen. In Deutfchland Hatten ehemals viele Länder folche 
Lotterieen, die allmälig aufgehoben wurden. Thatfachen hierüber aus 
den Jahren 1770—93 bei Krünisg, Encyklop. Bo. Sl, ©. 70. 


$. 223. 

Die Schädlichkeit der Zahlenlotterie indbefondere (a) bes 
ruht auf folgenden Umftänden: 

1) &8 find fo geringe Einfäbe geftattet (d), daß auch duͤrf⸗ 
tige Perfonen mitfpielen koͤnnen, fürwelche ſowohl die Verſuchung, 
als der wirthfchaftliche und fittliche Nachtheil am größten ifl. 

2) Es ift der Phantafie und felbft der Berechnuyg ein 
größerer Spielraum eröffnet. Weil nämlich von den 90 Zahlen 
immer nur 5 gezogen werden und die Menge der bei einer 
Ziehung überhaupt gemachten Gewinnfte von der häufigen Be- 
fegung diefer Zahlen abhängt, jede Nummer aber von Zeit zu 
Zeit wiederfommt, fo gefchieht es leicht, Daß man durch aber: 
gläubifche Mittel die glüdlichen Zahlen zu errathen fucht, den⸗ 
felben mancherlei Beziehungen unterlegt, auch dad frühere oder 


-fpätere Erfcheinen derfelben beobachtet. So bildet fich eine ftete 


Beichäftigung der Gedanken mit dem Lotto, wodurch die Spiel: 
fucht zum unmiderftehlichen Hange werden fann, aud findet 
man Anlaß, nad) Berechnungen planmäßig und hartnädig das 
Spiel fortzufeßen, welches indeg meiftend die Spieler zu 
Srunde richtet, ehe fie das erfehnte Ziel erreicht haben (c). 
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(6) Rah K. Dupin, (Deput. K. 22. Mär; 1828.) hatte Frankreich 21 
frielfüchtige und 65 befonnene Departements. Jene find die betriebs 
fameren. mit Gewerken und Handel mehr befchäftigten, 3. B. Nord⸗, 
Ober: und Niederrhein, Mofel, Mhone, Ifere, Gard, Bauclufe, Rho⸗ 
nemündungen ıc. Die Ginfäge betrugen 1826 in einem der fpiels 
fücbtigen Departements i. D. 2,200 Fr., in einem der be 
fonnenen nur 81,000 Fr. Während tie Srundfleuer beider Theile 
des Landes 52,870,000 und 101,984,000 Fr. beträgt, alfo die 21 
leihtfinnigeren Depart. nur !/; des ganzen Grundeinfommens 
beziehen, war die Anzahl ver Hausdiebflähle, der unebelichen 
und Findelkinder, auch verfchietener ſchwerer DBerbrechen in ven 
23 Depart. zufammengenommen faft fo aroß, als in den 65 ans 
deren. Die 3 Departements, worin die Ziehungsorte lagen (Paris, 
Lyon, Bordeaur, Lille, Straßburg), lieferten allein 37,417,000 Fr. 
oder über %, aller Binjäge, in ihnen iſt auch u. a. die Menge ter 
Seueniennähte am größten. -- In Bezug auf Baiern: Das Lotto. 

ine Denkſchrift. Rördlingen, 1841. 

(6) In Baiern bis 3 ke. 

(e) Es iR in mehreren Lotierieen befimmt, daß im Kalle des bebarrli: 
chen Seſetzens einer und derfelben Zahl die Annahme des Binfages 
verweigert werten fann, auch daß auf jede Zahl für eine einzelne 
Ziehung von allen Spielenten nur eine gpig Summe geſetzt wer⸗ 
den darf. Baier. Verhandl. 1822. Beil. VII, 226. Solche Vorſchrif⸗ 
tern müflen ſehr genau geregelt fein, um jede Willführ aueguihlier 
fen, und fle können dennoch den Schein derfelben nicht völlig jr 
fireuen, wenn fie erfi nach der Ziehung angewendet werden. — Bes 
trügerelen, 3. B. durch Taubenpoft, wenn die entfernten Cinnehmer 
noch nad der Ziehung Binfäpe annehmen. 
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Die Aufhebung der Bahlenlotterie ift demnach ein fo drin: 
gendes Bebürfniß, dag man ſich durch die Schwierigkeit, wie 
die Luͤcke für die Staatöcaffe wieder zu ergänzen jei, nicht ab- 
halten laffen follte, denn Steuern find nicht fo ſchaͤdlich als die 
gottoeinnahme. Ald Vorbereitungen zu diefem Schritt find 
folhe Maaßregeln anzufehen, welche die Ziehungen feltener, 
die Einfäge koſtbarer machen, die Anzahl der Einnehmer vers 
mindern und den Gebrauch befonderer Anreizungen von Seiten 
derfelben verbieten (a). Diefe Vorkehrungen der gänzlichen 
Aufhebung voraudgehen zu laffen, ift auch darum rathjam, 
weil dadurch die Spielfuht allmälig gefchwächt wirb, was 
bei dem plößlichen Aufbören nicht der Fall fein würde. 


(e) 3. B. Frankreich, angef. Ord. v. 1828: In den 8 Depurteinente, wo 
feine Golleeteurs fine, follten aud keine angefeht werden (hierunter 
befinden fich die beiten Depart. Greufe und Borreze, welde fi 
dur die Außerfi geringe Zahl von Berbrechen auszeichnen, 1 auf 
resp. 17,312 und 13,55! Ginmwohner, f. Compie general de l’admi- 
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nistrat. de la justice criminelle en Fr., J. 1825, 26, 27), in 28 
anderen follten. die Ginnehmereien aufhören, der" geringfte @infag 
wurde von 1/, auf 2 Fr. erhöht. Ehmals wurden in manden Laͤn⸗ 
bern lodende Lottofalender herausgegeben. — Die Reichsverſamm⸗ 
lung in Frankfurt wollte die Nufbebung des Lotto in alten beutfen 
Staaten. Beil. v. 8. San. 1849, Stenogr. Ber. 
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Bei der holländifchen oder Elaffenlotterie (a) oder 
Lotterie im engeren Sinne wird eine beflimmte große Zahl 
von Zoofen gemacht und eine gewiſſe Summe von Gewinnften 
verfchiedener Größe angeordnet (b). Um die Theilnahme zu 
erleichtern, erfolgt gemeiniglich die Ziehung aller zufammenge 
börenden Looſe in mehreren Abtheilungen, nach beftimmten Zwi: 
fchenzeiten und fo, Daß man den Betrag des Looſes theilweife, 
für jede Ziehung (Claffe), entrichtet, auch nicht gezwungen 
ift, Dafjelbe durch alle Ziehungen fort zu bezahlen; hiezu wird 
man indeß durch den Umfland ermuntert, daß in den lebten 
Ziehungen die größern Gewinnfte vorlommen (c). Der Er⸗ 
trag für den Unternehmer wird gleichfalls fchon im Voraus in 
einem gewiflen Procentfag der Gewinnfte (10 — 12) fefigefeßt, 
wovon die Koften 4— 5 Procent hinwegzunehmen pflegen (d). 
Da hierin nichts vom Zufalle abhängt, die Thätigkeit ded Vor: 
fteherö aber viel dazu beitragen fann, den Abfa& der Looſe zu 
befördern Ce), fo kann eine folche Anftalt eher ald ein Lotto 
verpachtet werden, was jedoch nicht auf lange Zeit rathfam ift, 
weil ed Verbefferungen und Einfchränkfungen verhindert. Den 
Einnehmern wird eine Vergütung nach der Zahl der verkauften 
Looſe zugefichert. Obgleich Zotterieen diefer Art weniger ſchaͤd⸗ 
lich find, als dad Zahlenlotto, zumal wenn der Preis eines 
Loofed für einen großen Zheil des Volkes unerfchwinglich 
ift (f), fo muß doch die Abfchaffung aller Eotterieen als fehr 
wünfchenswerth anerkannt werden (g). 


(a) Diefer Name ift nicht ganz paſſend, denn die Anordnung mehrerer 
Claſſen iſt nicht weſentlich, wie ſie denn z. B. bei den kleineren preuß. 
Courantlotterieen nicht vorkommt. Den Ausdruck hollaͤndiſche oder 
alte Lotterie braucht ſcon Bergius, Mag. Art. Lotterie. 

(6) Bei den Roͤmern wurden öfters — (tesserae) ausgetheilt 
oder unter das Volk geworfen (missilia), welche zum Theile Ge⸗ 
winnſte trugen. Doch führte dieſe Cinrichtung noch nicht auf die 


(c) 


(d) 


(e) 
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Lotterieen, welche erſt gegen Ende des Mittelalters auffamen und 
anfangs in einzelnen Ausfpielungen von Waaren beftanden,, oft für 
mohlthätige Zwede; dann famen Belbgewinnfte an die Reihe und 
das Spiel fam in fortwährenden Bang. 1530 eine ®eltlotterie des 
Staates in Florenz. Erſte Ziehung in London im Sahre 1569, 
Gewinnſte in Gilbergeichirr, der Weberfchuß zum Unterbalte der 
Seehäfen beftimmt; in Paris 1572 und 1598 zur Ausfltattung dürf- 
tiger Mädden. Hamburg 1615, Nürnberg 1899 ꝛ2. Bedmann 
a. a. O. 

Z. B. Frankfurter Stadtlotterie, jaͤhrlich 2 Spiele, jedes zu ſechs 
Ziehungen oder „Claſſen,“ deren letzte über 4 Monate nach ber 
erften erfolgt. In der erfien Ziehung find 26,000 Looſe, in ber 
legten nur noch 18,400. Gin Loos koſtet durch alle Ziehungen 
(Glaſſen) 6-14 —24—22-16—8 fl. oder zufammen 90 fl. Den Ges 
winnenden werden außer dem baaren Betrage auch Kreiloofe für die 
nädhfte Ziehung gegeben. Unter ter Borausfehung, dag mit Aus: 
nahme der erforderlichen Freilooſe alle anderen Looſe abaefeßt wer: 
den, zahlen die Spielenden in allen 6 Glaffen 1,455,800 fl., wovon 
bie Ginnehmer 107,500 fl. (7,38 Proc.) erhalten, die Gewinnſte bes 
tragen 1,154,574 fl. (78,2 Broc.), ter Antheil des Staats 141,041. 
(9,65 Broc.), die Decimation der Freilooſe 52,685 fl. — Preußen: 
jährlih 2Zmal 5 zufammenhängende Claſſen oder Ziehungen; ein 
Loos foftet in jeter Elafje 8 Rtihlr., es werden aber audy balbe und 
1/, Xoofe abgegeben. Ertrag, D. 1840-46 rein 943,844 Rthlr., 
A. 1849 1,029,917 Rthlr., nämlich 121, Broc. von den Gewinn: 
fien, die zu 6,595,000 Rthlr. angenommen find, und einige Nebens 
einnahmen, Koflen 207,917 Rthir. Für 1550 if der Antheil der 
Ginnehmer an den Gewinnſten von 3 auf 2 PBroc., tie Hebgebühr 
von 21/, auf 1 Proc. herabgefebt worden. — In Dänemarf 1844 
339,290 Rthlr. Binfäge, 250,502 Rihlr. Gewinnfte, 68,485 Rthlr. 
Reinertrag, in ben Herzogthümern aber bei 93,559 Nthlr. Binfägen 
eine Mehrausgabe von 45,155 Nike. Am 3 ISAI brachte die 
Elaffenfotterie in den Herzogthümern (80,431 Rthlr. Ginfäge) einen 
Reinertrag von 15,513 Rthlr., während im Königreih D. (261,436 
Rthlr. E.) die Mehrausgabe 2376 Rthlr. betrug. — Medienburg- 
Schwerin, Bachtertrag 46527 Rihlr. 

In ter Sranffurter Lotterie werden von Gıwinnflen und Brämien 
unter 1000 fl. 10 ®Broc., von den Höheren 12 Proc. abgezngen, 
bei den preuß. Lotterieen 121/, Proc. Der Reinertrag in Preußen 
it für 1848 auf 875,000 Rthlr. gefeßt, von etwa 7,814,000 Rthlr. 
@infägen. 

Für den nicht verfauften Theil der Loofe muß die Anftalt mitipielen. 


UF) Wohlfeile ver getheilte Looſe reizen flärfer. In der früheren waadt: 


ländifchen Lotterie fofete 1 Billet duch alle Claſſen 30 Schweizer: 
franten, aber in der erfien nur 2 Fr. (1 fl. 33 fr.) Es hat fi 
ezeigt, daß von 2007 Billets nur 164 an reiche Leute, 908 an 
Berfonen in mittelmäßigen Umftänden, 934 aber an „Arme, Falliten 
und Unterflüßte” abgelegt wurden. Der Staat Hatte von jeder 
einzelnen Unternehmung gegen 14,000 Fr. Reinertrag und 6000 Fr. 
Koften. ©. Forel und Jaquet in den R. Verhandl. der Schweiz. 
gemeinnüg. Geſellſch. V, 353 (1828). 


(8) Die britifche GBlaffenlotterie wurde 1826 durch Parla: 


mentsbefchluß für immer aufgehoben. Die lebte Ziehung 
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war am 1°. Juli und bot 8 Gewinnſte zu 30,000 8. St. dar. — 
Aufhebung der Lotterie im Br. Hefien. 1832. Sie war 181532 
für jährliche 8900 fl. verpachtet worden. ©. v. Hofmann, Beis 
träge ©. 94. 


$. 226, 


In mehreren größeren beutfhen Badeorten find andere 
Glüdsfpiele erlaubt und werden von Privatunternehmern, die 
der Staatöcafle einen Pachtzind entrichten, veranftaltet (a). 
Man fucht ihre Zulaffung aus dem Zufammentreffen vieler un 
befchäftigten Reichen, aus der Unmöglichkeit, heimliches Wag⸗ 
fpiel zu verhindern, wenn das Öffentliche verboten wäre, und 
aus dem Umftande zu rechtfertigen, daß man bei der beftehen: 
den Einrichtung Gelegenheit hat, nicht blo8 Betrug zu ver: 
hüten, fondern das Spiel gewiſſen Einfchränfungen zu unter: 
werfen (b). Diefe Gründe mögen in den ſtark befuchten Baͤ⸗ 
dern, bei dem einmal eingewurzelten Hange nach Gluͤcksſpielen, 
die plögliche Aufhebung der Spieltafeln an einem einzelnen 
Orte unratbfam machen, auch fommt die Rüdficht auf die Er: 
fhütterung des Nahrungsftandes vieler Einwohner hinzu; aber 
man follte wenigſtens einftweilen auf die weitere Einſchraͤnkung 
derfelben in Anfehung der Spielzeit, des höchften und niedrig- 
ften zuläffigen Einfages, der Art von Spielen ıc. Bedacht 
nehmen und auf die allgemeine Aufhebung hinwirken (c). 
(a) In Paris waren fortwährend Spielhäufer geöffnet, welde 6 Mill. 
Gr. Pacht trugen, nebft I Mill. pot-de-vin für die Bjährige Pacht⸗ 
zeit. Auf die Folgen derfelben für Wirchichaftlichfeit und Sittlich⸗ 
teit läßt ſchon die Menge der durch fie veranlaßten Gelbflmorde 
ſchließen. — Po iſſon bereehnete 1820, daß im trente-ut-un jährlich 
330 Millionen, in der ronlette 100 Mill. Fr. eingelegt wurten, 
zulammen 430 Mill., weldye, da diefelben @eltftüde im Jahre 12 
— lI5mal über die Tafeln gingen, eine Geldmaſſe von 24 Dill. in 
den Händen der Spieler und Banquierd erforderten. Den Gewinn 
der letzteren fchlug PB. auf ungefähr 8 Mill. an, fpäter wurde er 
auf mehr als 9 Mill. geſchätzt, wovon nad Abtragung des Badhts 
geldes und Beftreitung der Koften noch gegen 1,880,000 Fr. reiner 
Deberfchuß bleiben follten; fiehe Zf dhoffes Prometheus, T, 262 
(1832). — NAufbebung diefer Spielhäufer 1837. 

Auch kommt vielleicht hie und da die Erwägung Hinzu, daß es 
meiftene Ausländer find, die fich zu Grunde richten! 

Baten: bisher 40,400 fl. Pachtzins, welcher, fowie die Abgabe von 
Handelsbuden, ganz für Gebäude, Anlagen, Freibad ıc., in Baten 
verwendet wird, doc 3000 fl. auch für andere Babeorte. -- Homs 
burg 1841 Pachtvertrag auf 30 Jahre, Pachtfumme 24,000 f., wozu 


(6 
(ec 


— — 
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aber noch antere beträchtliche Leiftungen Fommen, namentlich 4 Sabre 
hindurch jährlich 40,000 fi., ſodann 31 Jahre hindurd 10,000 fi. 
jährliche Verwendung für Bauten und Anlagen. Homburg hat durch 
ven ftarfen Beſuch in Folge der Spiele und der von den Spielpadhs 
tern getroffenen Sinrichtungen (Theater, Orcheſter, Lefezimmer ıc.) 
tebr gewonnen, viele Privatperfonen haben Häufer gebaut u. dgl. f. 
die Schrift: Zur Beurteilung der Frage über Aufheb. d. Spielbanfen, 
Homb. 1843. — Die Reichsverfamm ung in Frankfurt beſchloß am 
8. San. 1848 die Aufhebung aller Spielbanten vom I. Mai deſſel⸗ 
ben Jahres an (Stenogr. Ber. Nr. 148), dieß Geſetz iſt aber bis 
jest unvollfländig vollzogen worden. 











ID. Abſchnitt. 
&infünfte aus Gebühren. - 


6. 297. 


Die unter den Begriff der Gebühren ($. 86. Nr. 1) fallen: 
den Staatseinfünfte werden von den meiften Schriftftellern 
zu den Steuern, und zwar zu dem indirecten gerechnet. Dieß 
ift nur dann zuläffig, wenn man das Wort Steuern in 
einem weiteren Sinne nimmt und darunter alle Auflagen. 
verfteht ($. 84.); indeß unterfcheiden ſich die Gebühren fo 
weſentlich von den anderen Auflagen, baß ed immer nöthig 
ift, fie ald eine befondere Art derfelben zu betrachten. Die 
Gebühren werden bei foldhen Gelegenheiten gefordert, wo der 
einzelne Bürger mit einer Staatöbehörde oder einer weſent⸗ 
lichen Staatsanftalt (a) in eine gewiffe Beziehung kommt. 
Sie koͤnnen als eine partielle Vergütung für den Aufwand 
angefehen werben, welchen die einzelne Xeußerung der Staats: 
gewalt verurfacht, und haben infofern mit der Bezahlung für 
geleiftete Privatdienfte Aehnlichkeit. Dagegen wird eine Re: 
gierungdhandlung oder die Staatsanftalt nicht etwa wegen 
der an fie gefnüpften Gebühr angeorbnet, fie geht aus den 
Pflichten der höchften Gewalt hervor und koͤnnte, ohne ihr 
Weſen zu verändern, auch unentgeldlich fein, wie denn auch 
jehr Vieled den Bürgern ohne Bezahlung erwiefen wird und 
in den einzelnen Staaten der Umfang der mit Gebühren 
belegten Zeiftungen der Regierung fehr verfchieden ift. 

(a) Im Begenfag eines bloßen Staategemwerbes. 
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In früheren Zeiten, wo ed an einem Ueberblide der Volks⸗ 
wirtbfchaft und an leitenden Finanzgrundfägen fehlte, nahm 
man eine Manchfaltigkeit von Gebühren für die Staatöcaffe zu 
Hülfe, um dieſe aus vielen Meinen Candien zu füllen. Viele 
offenbar unzwedmäßige Arten der Gebühren find in neuerer 
Zeit aus den Staatörechnungen verſchwunden (a), mehrere 
andere Arten dagegen hat man noch ziemlich allgemein beibe- 
halten, z. B. Stempel, Zaren, Sporteln, Weggelder ıc. Gegen 
diefelben laͤßt fich im Allgemeinen dieſes anführen: 

1) Die Eigenfchaft, welche diefer Elaffe von Einkünften 
den Ramen der zufälligen erworben hat ($. 86.), deutet 
die Unvollkommenheit derfelben an, indem fie fih nicht nach 
der Fähigkeit der Bürger richten, zu den Staatölaften bei: 
zutragen, fondern nach einem andern Manfftabe, der leicht 
die Wohlhabenden unbillig fchont, die Dürftigen bedruͤckt 
und daher als willfürlich erfcheint. 

2) Die wohlthätige Wirkſamkeit der Regierung leidet, wenn 
man die Benutzung ihrer Anftalten durch eine Abgabe erfchwert 
oder ganz verhindert; es ift daher im Allgemeinen beffer, wenn 
die Koften der Staatdeinrichtungen, fomweit der eigene Erwerb 
der Regierung nicht zureicht, auf dem Wege ber Befteuerung 
aufgebracht werden und die Leiflungen des Staates für bie 
Einzelnen ganz unentgeldlich gefchehen. 


(a) 3. 3. die Abgaben, welche fonf die Juden, abgefehen von allen Ber: 
mögensverhältniffen, blos für ihre perfönliche Duldung entrichten 
mußten, wie Leibzoll, Ze leranggebübr Opferpfennig ıc., vgl. Ber: 
gius, Magazin, V, 260. — Lang, Beicichte der deutfchen Steuer: 
verfafflung, S. 198. — v. Kremer, Gteuerweien, I, 43. — In 
Sranfreih kam beim NRegierungsantritte eines Königs unter dem 
Namen joyeux avenement eine Abgabe für die Beftätigung der von 


den Vorgängern ertheilten Bewilligungen vor; — franc-fief, eine 
Entrichtung des Bürgerlichen, ter ein adeliges Gut Faufte u. dgl. 
$. 229. 


Diefe unverfennbaren Unvollkommenheiten der Gebühren 
verbieten bie neue Einführung der meiften Arten derfelben eben: 
ſowohl als die Steigerung der fchon beftehenden. Indeß find 
die einzelnen Arten der Gebühren in Anfehung ihrer Wirkungen 
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verfehieden. Während einige mit folhen Nachtheilen verbunden 
find, daß man ihre baldige Abfchaffung dringend anempfehlen 
muß, lafien fich andere da, wo man ſich an fie gewöhnt hat, 
und wo eine Steuererhöhung Schwierigkeiten findet, einflweilen 
beibehalten, woferne man nur die Größe der Entrichtung mäßig 
und die Art der Erhebung fo wenig ald möglich befchwerlich 
macht; einige Arten können unter diefen Bedingungen felbft 
für ganz unfchädlich gehalten werden, weil es in ihrem Weſen 
liegt, daß eine geringe Bergütung einer gewiflen Staatdleiftung 
dem Zwede derfelben nicht wibderftreitet (a). 


(a) In mehreren Shfoeigertantonen nehmen die Gebühren eine auffals 
lend wichtige Stelle ein, 3. B. nad) den Anfelägen für 1846 in 
Waadt 31 Proc. der reinen Binnahme, Thurgau 28,9, Bafel: Stadt 
19, Bern 15,7, Baſel⸗Land, Luzern 12 Broc. Hottingera.a.D. — 
Belgien 1846 25 Mill. $r. = 22 Proc. ter rohen &. — Baden, 
1848 A.: Ganze Ginnahme aus Gebühren 1,913,000 fl. oder an 12 
Broc. der Bruttoeinnabme des Staates. — Breußen a. 1849 Ihı,, 
Mi. Rthlr. — 13 Proc. — Großh. Heflen, 1848 - 50 R. 1 089,000 4" 
oder 13,9 Proc. des rohen Staatseinfommense. — Medi. Shmerm 
1849 188, 000 Rthlr. = 4,° Proc. 


$. 230, 


In den europäifchen Staaten kommt eine große Manch⸗ 
faltigfeit von Gebühren vor, von denen in den folgenden 88. 
nur die beträchtlicheren aufgeführt und erläutert werden. Sie 
laffen fich je nach der Veranlaffung, bei der fie erhoben wer: 
den, fo überbliden: 

A) in allen Zweigen der Staatöverwaltung vorkommende; 
I. Stempelgefälle, — II. Zaren von Amts⸗ und Bürden- 
ertheilungen; 
B) nur in einzelnen Zweigen der Regierungögefchäfte an- 
wenbbare; 
a) aus der Nechtöpflege: 
III. Gerichtögebühren, — IV. Eintragsgebühr von Con⸗ 
tracten, — V. Erbſchaftsgebuͤhr, — VI. Strafen; 
b) auß der Sicherheitspolizei: 
VII. Poligeifporteln, — VIII Wafferbaubeiträge; 
c) aus der Volkswirthſchaftspflege: 
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IX. Straßenged, — X. Waſſerzoll, — XI. Abgabe von 
Gewerböverleihungen, — XII. von Erfindungdpaten: 
ten, — XII, Beförderungstoften; 

d) aus der Volksbildungsſorge: 

XIV. kirchliche Difpenfationdtaren. 


$. 231. 


I. Stempelgebühr. Diefe Abgabe von Schriften, die 
einer Staatöbehörde vorgelegt oder von ihr felbft auögefertiget 
werben, erhält durch ben vorgefchriebenen Gebrauch des Stempel: 
papierd eine leichte und fichere Erhebung (a). Sie fönnte als 
eine Vergütung für die Bemühung angefehen werben, die der 
Stempelpflichtige den Staatsbeamten verurfacht; allein es ift 
weder leicht ausführbar, noch auch rathfam und billig, fie genau 
nach diefem Umftande abzumeffen ; auch hat man fie gemöhnlich 
nur aufd Ungefähr nach der Wichtigfeit des Gegenftandes, ben 
eine folche Schrift betrifft, fteigen Laffen, und zwar 

1) wo VBermögendverhältniffe vortommen, wie bei Kauf: 
und Miethverträgen, Handwerksrechnungen, Quittungen ıc., 
nach der Größe der in denfelben auögefprochenen Summe 
(Werths⸗- oder Gradationdftempel), 

2) in anderen Fällen nach einer Abflufung, bei welcher 
einfache Eingaben (Bitten, Klagen ıc.) den niedrigften, Reife: 
paͤſſe, öffentliche Zeugniffe, Vollmachten, Xeflamente, Con⸗ 
ceffionen, auch wohl richterlihe Erkenntniffe u. dgl. höhere 
Säge bezahlen (Claffenftempel) (b). 

In mehreren Staaten hat man auch foldye Schriften der 
Stempelgebühr unterworfen, welche gar nicht dazu beflimmt 
find, bei einer Staatöbehörde eingereicht zu werden, fondern 
nur vielleicht zufällig ald Beweismittel eines Anfpruches dienen 
koͤnnten, 3. B. Eaufmännifche Wechſel (c), Frachtbriefe, Regi⸗ 
fler der Kaufleute, Fabricanten, Mälter, Gaftwirthe u. dgl. (d). 
Wenn auch Spielkarten, Zeitungen und Galender geftempelt 
werden, fo trägt dieſe Abgabe, obgleich in die Stempelform 
gehuͤllt, mehr den Charakter einer Aufwandsſteuer an fich, weil 
fie fi an den Verbrauch einer Fäuflichen Waare anſchließt und 
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indbefondere ald eine Belegung bed Luxus angefehen werben 
fann. Es laͤßt fich übrigens Feine beflimmte Sränze für die 
der Stempelabgabe unterworfenen Gegenftände ziehen, denn 
fie ift eine Form, unter der ſich mancherlei Gebühren erheben 
laffen und deßhalb gelten die Regeln für die verfchiedenen 
Arten derfelben theilweife auch von den Stempelabgaben. 


(a) Diefe Art von GStaatselnfünften ift nah Borhorn von einem 
Holländer erdacht worben, nachdem die Generalſtaaten einen Preis 
auf die Erfindung einer neuen, nicht drüdenden und doch einträgli- 
chen Abgabe gelebt hatten. Die Einführung gefchah 1624. Bine Art 
von Stempelpapier fommt zwar fchon in der Nov. 44 vor, aber ohne 
Grmwähnung einer dafür angeordneten Bezahlung. Bedmann, Bei: 
träge zur Geſch. d. Erfind,, II, 300-310. — Ginführung in Eng⸗ 
a in Defterreih 1686. — Mac Culloch, Taxation, 

(6) Beifpiele aus der preuß. Stempelgeiebgebung, f. Philippi, Samm⸗ 
lung fämmtlicher neuen preuß. &efege über die indirecten Steuern, 
S. 491 ff. (1830). Das Saubfgefeh ift vom 7. März 1822. Einen 
Stempel von 5 Gilbergr. brauchen Geſuche und Bingaben, Geſinde⸗ 
Gntlafjungsfcheine, amtliche Ausfertigungen in geringfügigen Ge⸗ 

enftänden, — 15 Sgr. Dienflabfehiere, amtliche Atteſte, erheblichere 
usfertigungen, Beltallungen, autionsinkrumente, Ceſſionen, 
Kundichaften,, Lehrbriefe, Meifepäfle, Vollmachten, Wanderbücher 
u. dgl., — 2 Rthlr. Atoptions:, Che⸗, Erbiheilungs-Verträge, Lei: 
chenpäfle, Majorennitätserklärungen,, Teftamente, — 5 — 20 Rthlr. 
Entſcheidungen in @ivilprocefien, deren Gegenſtand nicht in Geld 
nefhägt werden fann, — 10 #Rihir. friegsrechtliche Erkenntniſſe, 
5— 50 Rthlr. Entſcheide in Straf: und Snfurienfacien. — Den 
Gradationsftempel bezahlen mit 1/., Proc. Wechfelbriefe, im Lande 
traffirt (vor 1830 doppelt foviel), — Yıa Broc. Actien, Schultbriefe, 
Duittungen, die einer Staatsbehörte vorgelegt werben, — 1/s Pror. 
Käufe von Mobilien, foferne fchriftlihe Abfaſſung des Bertrages 
nothwendig ift, Baht: und Miethverträge, Auctionsprotofolle, — 
1/, Broc. der Prämie, Affecuranz : Boligen, — 1 Proc. Käufe von 
Immobilien, Erbpachte, Erbichaften von Ghegatten, Civilproceß⸗ 
Entfcheidungen bis zu 1000 Rthlr. (bei höherem Belaufe bes Ge⸗ 
enftandes resp. 1/s und !,, Proc.) — 2—8 Br. Erbfchaften. — In 
Sranfreich beiteht, flatt des Glaffenftempels, nur ein Dimenfiones 
ftempel, weil man nämlich ſechs Papierforten hat, vom Detavblatt bis 
jum grand registre von 16—22'/, rhein. Zoll. Die Gebühr feigt 
von !/, bis 1’/, Fr., dabei ift die Zahl der Zeiten gefeßlich befchränft, 
grand registre bis 35 Zeilen auf die Seite. Der Gradationsſtempel 
beträgt bucihgehenbe !/, p. mille. Geſetz v. 13. Brum. VII (3. Nov. 
1738), in Rondonneau, Code de l’enregistrement etc. S. 25 
(1810). — De Geörando, Droit administr., IV, 277. 


(c) Bon dem in ber neueren Zeit immer häufiger gewordenen Wechſel⸗ 
ftempel leitet man den Verfall des Wechielhandela her, Kerber, Beis 
träge zur Kenntniß des gewerblichen und commercieflen Zufßandes 
der preuß. Monardie, 1824, ©. 234. — Stempel von Lotterielooſen 
in Baiern, weldyer in D. 1535—37 i4,436 fl. eintrug. 
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d) In Großbritanien ift die Verpflichtung zum Gebrauche des St. fehr 
weit ausgedehnt und bildet eine empfindliche Laſt. Alle Duittungen 
über 5 8. St. hinaus, Anweifungen, Bankſcheine (die Banken koͤn⸗ 
nen ſich durch eine jährliche Pauſchſumme mit dem Stempelamte 
abfinden), Affecuranzicbeine (Betrag 3 Schill. von 100 2. St. der 
verficherten Summe, alfo 13/, p. m.), Zeitungsblätter und eingrine 
Ankündigungen in Beitungen (früher zu 31,,, feit 1833 11/, Schill.), 
alle Bebrauchegettel bei Arzneien 2c. müflen geftempelt werden, |. 
Bailly, I, 487. Bol. Wiederhold, Handb.d. Liter. u. Gefch. d. 
indir, Steuern, 1820. ©. 281. — Nah den irunzöflichen Stempel⸗ 
gefeßen find alle Berhandlungen, Auffäpe, Abfchriften, Regifter :c., 
Die vielleicht vor Bericht gebraucht werden fönnten pour obligation, 
decharge, justification, demande ou defense, flempelpflichtig, ähns 
lich in Oeſterreich, wo ſich die Stempelpflicht gleichfalls auf Privats 
urfunden erſtreckt, jedoch finden viele Befreiungen Statt; f. Mas 
lin£ovsti, I, 122-168. 


$. 232. 


Die Stempelgebühr, obgleich in mehreren Staaten fehr eins 
traͤglich (a), ift eine in vieler Hinficht mangelhafte Art von 
Einnahmen. Sie erregt bei unzähligen Beranlaffungen ein 
läftiges Gefühl von Beengtheit und Bewachung, verurfacht 
unbequeme Sörmlichkeiten, giebt zu vielen Webertretungen An⸗ 
laß und erfordert eine ausführliche, umfländliche Geſetzgebung, 
fie trifft ohne Wahl und Unterfchied die Bürger bei folchen 
Handlungen und Ereigniffen, in denen auf feine Weife dad Kenn- 
zeichen einer größeren Vermoͤglichkeit liegt (b) und halt endlich 
bei ſtarkem Betrage von manchen fonft nüglichen Gefchäften ab. 
Für die Stempelgebühr läßt fich die einfache Erhebungsart und 
bei mäßigen Sägen bie Geringfüigigfeit. jeded einzelnen Bei: 
trage® anführen, der durch längere Gemöhnung noch erträg: 
licher geworden ift und als Erfag für den Zeitverluft, welchen 
eine Privatangelegenheit den Staatsbehoͤrden zuzieht, nicht 
unbillig erfcheint. Gleichwohl find jene Mängel des Stempeld 
überwiegend und mit einem vollfommenen Finanzſyſteme un: 
vereinbar ($. 229.), und bis ein fehr ausgebildetes Steuerwefen 
die Aufhebung diefer Gebühr ausführbar macht, muß man we: 
nigftens ihre Nachtheile zu mildern fuchen. Dazu dienen I) ge: 
linde Strafbeflimmungen für den Nichtgebrauch, zumal in folchen 
Fallen, wo offenbar nur Nachläffigfeit oder Unkenntniß, nicht 
gefegwidrige Abficht obwaltet (c), 2) niedrige Beflimmung des 








sı8 


geringften Stempelfaged (d) und mäßiged Auffteigen deſſel⸗ 
ben, 3) Aufhebung des Stempeld von folden Schriften, bei 
denen die Entrichtung fehr unbequem oder die Webermachung 
ſchwierig wäre, ein flarfer Reiz zu Umgebungen Statt findet 
oder auch, wie bei Anweifungen, Wechſeln, Affecuranzen, 
der Verkehr leiden würde, 4) Befreiung der Dürftigen, der 
wohlthätigen Stiftungen und dergl., 5) Aufftellung einfacher, 
leicht zu behaltender Regeln für den Gebrauch des Stem⸗ 
pels, damit man fi leicht vor Strafen hüten koͤnne. 


Zur Verwaltung der Stempelgebühr gehört Ankauf des 
Papiere, Anfchaffung und Erhaltung der Stempel, Anſtellung 
bed Perfonald bei dem Stempelamte, Ablieferung der Stem⸗ 
pelpapiere an die Verkäufer, denen ein gewifler Nachlaß als 
Gewerböverdienft bewilligt wird, Aufficht zur Entdedung 
von Verletzungen ber Stempelgefeße. Wo vielerlei Schriften 
diefer Gebühr unterliegen, da muß auch für nachträgliche 
Stempelung von Urkunden ꝛc. geforgt werden, was jedoch 
ein befondere& Perfonal erfordert. 


(c) Bin verhältnigmäßig großer Ertrag rührt zunähft von der Höhe 
der Stempelfäße und der Menge von Gegenfländen her, die dem 
Stempel unterworfen find, er bildet alfo infofern das Maaß für bie 
Laft, welche das Stempelwefen den Bürgern auferlegt. Indeß muß 
man auch darauf achten, welche andere Gebühren neben der Stem⸗ 
pelabgabe beftehen, ta z. B. in Großbritanien dieſe fat alle anderen 
Gebühren erfeßt. Sie brachte (mit Binfchluß der Abgabe ven Lohn⸗ 
kutichen in den Stätten und von Haufirern) 1847 7,671,324 2. Et. 
ein. Der Ertrag in den Jahren 1838 u. 39 ſetzte fi jo zufammen : 
2,104,854 8. von Erbſchaften, 1,8-1,500 2. von der Gintragung 
von Bontracten, 907,360 æ. von Brandverfiherungen, 272,417 2. 

‚von Seeverfiherungen, 757,874 8. von Wechieln und Bantfcheinen, 
852,697 8. von Zeitungen und Anzeigen, 495,750 8. von kandkutſchen 
(stage-coaches), 173,488 . von Duittungen (receipts), 468,807 2. 

anderen @egenfländen. Die Koften beliefen fi ın beiden Jahren 
auf 2,7 Broc., und es blieb ein reiner Ertrag von 7,044,951 8. 
brig. N. des Reinertrags für 1819,, 6%/, Mill. — Frankreich, im 
D. 18336 u. 37 32,144,390 Fr., — 1846. 47, 41 Mil. Fr. 33 kr. 
auf den K., 1849 nur 30,905.000, Roften 957,000 $r. = 3,'! Proc. 
— Deflerreih, D. 1846. 47 5,719,000 fl. rein, = Al, fr. 24, I. 
auf den K. Koften nach dem A. für 1849 4,° Broc. — Preußen U. 
1347 41/, Mil. Rthlr. mit 1,92 Proc. Roften, A. 1849 3,557,787 
Rthlr., Koften 57,737, alio rein 31/, Mill. = 22,6% fr. aufden Kopf. 
— RKurhefien, A. 1849 200,000 Rthlr., Koften 18,000 Rthlr. — 
B Br. — Baiern, D. 1885-37: 962,753 fl., Koften 81/, Proe., rein 
860,215 fl. = 12 ft. auf den Kopf. Unter den Ausgaben nehmen das 
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Bapier 47, die Beloldungen 25, der’ Rabatt der Verkäufer 11,3 
Proc. hinweg. — In Baden und Würtemberg if der Ertrag des 
Stempels nicht von den Sporteln auszufdeiden, die Stempelgeiehe 
find aber Hier ſehr mäßig und mild. — Sadfen, A. 1843 — 
163,000 Rthir., 3,5 Broc. 8. — Er. Heflen, 9. 1846-—7 520,000 fi. 
— Belgien 1845 3 Mill. Fr. — ©. Bern 9. 1845 77,000 Fr. = 9 
fr. auf ven Kopf, Zürich 38,000 Er. = 7 kr., Waadt 60,000 Fr. 
— 13, kr. 

(6) Obgleich der Stempel von Kaufs, Miethvertraͤgen u. dgl. ſich nad 
der Bertrage: Summe richtet, fo kann doch die Abgabe nicht als eine 
nach der Vermöglichkeit abgemefiene Steuer angefehen werden, weil 
fie nur die hufällige Bewegung des Vermögens trifft, nicht die Groͤße 
defielben überhaupt, und aus der Bingehung eines foldhen Bertrages 
auf feine Weife die größere Wohlhabenheit der Kontrahenten zu ver: 
mutben ift. 

(c) Die Strafe befleht gewöhnlih in einem Bielfachen tes nicht ge⸗ 

braudyten Stempel. Bei Gefuchen u. dgl., wo nur aus Berfeben 

gefehlt wird, follte nur die einfache Gebühr eincaffirt werten (a. 

preuß. G. $. 23). 

Baiern 3°/, fr., Baden 3 fr., Preußen 5 Sgr. (17'/, fr.). — Für 

manche Fälle, wo eine mehrmalige Zahlung ıc. vorfommt, muß erft 

eine Regel zur Berechnung der, die GStempelgebühr beflimmenden 

Summe aufgeflellt werben. 


$. 233, 


I. Gebühren (Zaren) von ber Ertheilung eines 
Amtes oder eined Ehrenvorzuged, z.B. eines Titels, 
einer Würde, eined Adelsgrades, eines Ordens. Diefe Art von 
Gebühren entfprang wie manche andere aus dem Streben, jede 
Gelegenheit für die Staatscaſſe zu benußen, wo ein ermünfchtes 
Ereigniß Jemandem eine damit verbundene Ausgabe unfühlbar 
macht. Da jedoch die Staatögemwalt feine perſoͤnlichen Beguͤn⸗ 
fligungen ausüben, fondern bei Anftelungen und Beförderungen 
nur aufdie gute Beſetzung der Aemter mit den fähigften Männern 
Bedacht nehmen und Verdienfte belohnen fol, die Verleihung 
ſolcher Vortheile oder Vorzuͤge an Unwuͤrdige Dagegen fehr nach» 
theifig auf die Sittlichfeit und auf die Achtung gegen die Re: 
gierung wirft, fo ift fein genügender Grund zur Erhebung einer 
Zarevorhanden. Die Käuflichkeit von Ehrenvorzügen ift vollends 
verwerflich (a). Anftelungdgebühren find wie vorausbezahlte 
Befoldungsabzüge anzufehen. Nur foldye Gebühren der oben 
bezeichneten Art laffen fich in Schuß nehmen, die fo gering find, 
daß fie bloß die Ausfertigung des Befchluffed vergüten, oder bei 


(d 


—⸗ 
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einer Anftelung ober Beförderung als Zuſchuß zur Wittwen⸗ 
caffe erhoben werden, $. 64. 


(a) Frühere Käuflichfeit der Aemter und Würden. Wemterhandel im by: 
zantinifchen Reiche; in Benedig verfaufte man bisweilen das Par 
triciat (procuratori per denari und per dignita wurden uns 
terfchieden!) und die Vererbung eines Amtes. — Binen Titel oder 
den Adel dem darum Nachſuchenden gegen Geld ertheilen, beißt ſolcht 
Rangvorzüge in der Öffentlichen Meinung zu Grunde richten. — In 
Frankreich wird (Gef. v. 21. April 1832) bei der Ernennung eines 
Advocaten, Notare, greflier, huissier, Mäflers ıc. ein enregistre- 
ment von 10 Broc. ter Gautionsfumme erhoben. 


$. 234. 


II, Gebühren aus der Rechtspflege, Sporteln 
(droits de greffe in Frankreich) werden von den Bürgern 
für die auf fie Bezug habenden Gefchäfte der Juſtizbeamten 
entrichtet (9. 69). Zu ihnen gehören 1) die Gerichtskoften 
bei bürgerlichen Rechtöftreiten, die gewöhnlich der unterlie- 
gende Theil zu tragen bat, und die nach der Zahl und 
Schwierigfeit der richterlichen Werrichtungen geregelt werden, 
2) die Koſten der Strafrechtöpflege im Falle der Verurthei⸗ 
lung, 3) die Vergütung für Handlungen der fogenannten 
freiwilligen Gerichtsbarkeit oder Rechtöpolizei, d. h. des Bel: 
ſtandes, der den Bürgern bei der Feſtſtellung von Rechte: 
verhältniffen geleiftet wird, 3. B. bei Erbtheilungen, Teſta⸗ 
menten, Bormundfchaften, Beglaubigungen und dergl. 

Diefe Gebühren erfegen einen Theil des Aufmandes für 
die Juftizperwaltung (a). Es würde nicht zweckmaͤßig fein, diefe 
Koften ganz vermittelt der Sporteln aufzubringen, denn das 
Vorhandenfein der Rechtsanftalt nuͤtzt auch denjenigen Staats⸗ 
bürgern, die nicht gerade in einem gewiſſen Zeitraume von ihr 
Gebrauch machen, es fichert ihnen für jeden vorfommenden Kal 
den nöthigen Rechtöfchug und hält von vielen Rechtsverletzungen 
ab, deren Erfolglofigkeit man voraudfieht; ferner würde bei jener 
Einrichtung der Aufwand bei Rechtögefchäften häufig für Einzelne 
unerfchwinglich werden und felbft die Benußung jener Anftalten 
erſchweren (db). Dagegen geht auch die Öfterd audgefprochene 
Eorderung, daß die ganze Rechtsverwaltung unentgeldlich fein 

°  folle, zu weit, benn ein befonderer Beitrag ift in Fällen, wo dem 
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Einzelnen vor Anderen ein Dienft geleiftet wird, oder wo er 
wiberrechtlich gehandelt hat, vollkommen billig, und bei bürger: 
lihen Rechtöftreitigkeiten würde die Aufhebung aller Sporteln 
der Proceßfucht zu große Nahrung geben. Deßhalb läßt fich 
die Beibehaltung diefer Claſſe von Auflagen unter gewiffen Be: 
ſchraͤnkungen in Schuß nehmen. 


(«) 


(b) 


Frankreich, 1844 (mit dem enregistrement einigermaffen verflochs 
ten): greßies 4,600,000 $r., bypotheques, beim @intragen und Los - 
ſchen derfelben, 2 Mill., Erſatz von Gerichtsfoften 2,120,000. Dazu 
das anfehnlicdhe droit fixe des enregistrement, 3836 N 37%, Brill. 
angeichlagen. Die Koften des Juſtizweſens waren auf 21 Bill. ange⸗ 
fhlagen, aber ohne die, in den Departementsrechnungen vorkommen⸗ 
den Ausgaben für Gerichtsgebäude und für die Strafanflalten. — 
Baiern 1532 —31 i. D. 1,838,898 fl. Gerichtstaren. — Baden D. 
1844—6 R. 367,093 fl. Taren, Sporteln und Stempelgebühren in 
gerichtlichen und Berwaltungsangelegenheiten, 573,161 fl. Gebühren 
für die Rechtspolizei, wozu nod 89,152 fl. für verfauftes Stems 
pelpapier und 137,560 fl. Strafen kommen, zuf. 1,167,000 fl. = 
0,5 R. auf d. 8. Die befonteren Koften diefer Einnahmen betragen 
76,060 fl. und mit dem Abgang an unbeibringlihen G@innahmen 
119,086 fl. —= 10 Proc, Die Recdtspolizeigebühren machen bedeus 
tend mehr aus als die Koflen der Nedtspolizeiverwaltung, zu 
368,000 fl. angefchlagen, worunter 166,800 A. &ebührenantheil der 
Motare und Affikenten. 
Mürtemberg, RM. 183840 in D.: 

33,594 fl. gerichtliche, 156,018 fi. Notariatsfporteln, 

22,623 „ Ghefporten, 142,645 „ Bermwaltungsiporteln, 
zufammen 355,800 fl., Anſchlag für 1848/49 328,900 }. rein und 
2,100 fl. Koſten. Sener Ertrag madıt 40 Proc. von den Ausgaben 
für die Rechtspflege. Der größere Theil der Koſten if Der lich 
unter den Juftizausgaben enthalten. — Belgien, R. 1939: 195, 
$r., greffe, 784,357 Fr. gerichtliche Handlungen, 812,141 Fr. Hy⸗ 
pothefengebühren, zufammen 1,792, 396 Fr. — In Preußen war 
der Betrag der Sporteln lange Zeit ganz unbefannt, denn man 
hatte ihn im Hauptanfchlage der Staatseinfünfte ausgelafien. Br 
war im Goll 1836 3,928,663 Riblr., 1840 4,198,331 Rihlr., 9. für 
1847 3,931,830 Rthir. — 60 Broc. der Ausgabe für das Juſtizwe⸗ 
ſen. Auch im A. des K. Sachſen waren die Koſten der Untergerichte 
nur nach Abzug der Sporteleinnahme aufgerechnet. — Gr. Hefſen, 
IMS-50 A.: 75,000 


8. B. Die übermäßigen Gebühren, welche in Frankreich bei ven Un: 


terpfandeverträgen vorfommen und welde die Gintragung bisweis 
len verhindern. Bine Hypotbefen- Darleihe von 300 Fr. koſtet 18 
Fr. 10 Gent. Gebühren, die Abtragung der Schuld 121/, Fr. D’Au- 
diffret, 1, 27 


$. 235. 
Zur guten Einrichtung des Sportelmefend in finanzieller 


Hinfiht gehören folgende Bedingungen: 


Rau, pol. Otkon. 3te Ausg. II. 21 
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I) Niedriger Betrag der Säge, fowohl im Ganzen, als 
verhältnigmäßig bei allen einzelnen Arten von Handlungen 
und Gefchäften. | 

2) Die Sportelordnung muß einfach und deutlich beftimmt 
und volftändig fein, fo daß fie ale Willkuͤhr befeitiget. Die 
frühere Bernachläffigung diefer Regel hat oft die Staatöbürger 
ſchweren Bedruͤckungen preidgegeben. Zu dem Maaßſtabe für 
die Feſtſetzung aller Sporteln kann bald unmittelbar ber Zeit- 
aufmand der Beamten, bald die Wichtigkeit und Schwierigkeit 
des Gefchäftes gewählt werben, weil diefe ungefähr mit jenem 
Zeitbedarfe in VBerhältniß fleht (a). Es iſt ſowohl für die An⸗ 
feßung und Erhebung, als für die Entrihtung bequem, wenn 
bei Rechtshaͤndeln nicht alle einzelnen Verrichtungen, fondern 
hur die, welche für Umfang und Umftändlichfeit des ganzen Ge⸗ 
fchäftes bezeichnend find, mit einer Gebühr belegt werden (b). 

3) Das ältere Verfahren, nach welchem die Sporteln den 
richterlichen Beamten ald Befoldungstheile zugewiefen waren, 
brachte eine ſtarke Berfuchung hervor, die Gefchäfte in die Länge 
zu ziehen und die Gebühr hoch anzuſetzen. Deßhalb iſt eö neu⸗ 
erlich allgemein üblich geworben, die Sporteln für die Staats: 
caffe zu erheben und dafür den Gerihtöbeamten fefte Beſol⸗ 
dungen zu geben. Ueberforderungen und Unterfchleife werden 
am beften verhütet, wenn nur der Anfat der Sporteln bei dem 
Gerichte, die Erhebung aber von einem ÖSteuerbeamten ger 
ſchieht, nur ift dieß mühfamer und koſtbarer (c). Den für die 
freiwillige Gerichtöbarkeit angefiellten Beamten, 5.8. Notaren, 
muß ein Antheil an den durch ihre Werrichtungen bewirkten 
Sporteln bewilligt werden (d). 


(a) Beifpiel: Das badifche Geſetz vom 13. Detob. 1840 über die Gebuͤh⸗ 
ven der Reditspolizeiverwaltung ordnet an HE) eine Werthetare für 
die Abtheilung von Berlaffenfchaften und ®emeinfchaften und für 
Bermögensübergaben, je nad dem Betrage des Vermögens von ?/, 
Proc. bis auf !/, p. mille herab, für Bermögensaufnahmen die Hälfte; 
2) eine Taggebühr von 4 fl.; 3) für Teflamente 3—4 fi.; 4) für 
Berträge theils eine fehle, theils eine nach der Vertragsfumme bes 
meflene Gebühr, 5) für Rechnungen 40 fr. vom Bogen ıc. Die fädhf. 
Sportelordnung v. 28. Nov. 1840 hat 127 Eäke * ſtreitige Civil⸗ 
ſachen der Untergerichte, 68 für Unſkrſuchungs⸗ und Denunciations⸗ 
ſachen, 80 für freiwillige Gerichtsbarfeit. 
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6) Bad. Geſ. v. 13. Ditober 1840 über die Gerichtefporteln: 1) die 
Barteien haben bei ihren Gingaben Stempelpapier zu gebrauchen, 
den erften Bogen zu 15 — 30 fr. — 1 fl. bei den 3 Inka anzen; — 
2) Protokolle werden für die Stunde zu 24 fr. bezahlt; — 3) für 
verjchiedene Arten von Verfügungen iſt die Bebühr resp. 15—45 fr., 
30 fr. — 2 il. Id. Bde. — 3 fl. in den 3 Inflangen; — 4) für 
Endurtheile richtet fich die Gebühr nach der flreitigen Summe; to 
eine ſolche nicht zu ermitteln ift, beläuft fie fih hoͤchſtens auf resp. 
6, 18 und 24 

(c) & in Baden, B. v. 20. März 16534 (Meg. Bl. Nr. 13.) Die Ein- 

zugelifte des Sportelertrahenten gelangt an bie Steuereinnehmer. 

Sener erhält 130, ber Untererheber ebenfoviel, der Obereinnehmer 

1/go der Gebühren, zufammen alfo 81/, Proc. 

In Baden werden bie Gebühren der Rechtspolizei von dem Amts⸗ 

revifor erhoben, welder fodann die atgeile der Notare (?/, neoh 

Aa fl. ‚Zefolbung) ausbezahlt, f. a. B. v. 25. Nov. 1841. V. 5 

c. 


(d 


Nas 


$. 236. 

IV. Die Eintrags: oder Regiftergebühr (Sonfir- 
mationdtare in Naffau, Kaufaccife in Baden, Handän: 
derungsabgabe in der Schweiz, enregistrement in Frank⸗ 
reich zum heile) wird von folchen Kauf:, Schenkungs⸗, Pacht: 
u. a. Verträgen entrichtet, zu deren Gültigkeit gerichtlicher Eins 
trag (Protofollirung) erforderlich iſt (a), und erreicht in meh⸗ 
reren Staaten eine beträchtliche Höhe (b). Bei Käufen wird 
die Gebühr von dem Käufer gefordert, Dennoch fällt fie meiftens 
bem Verkäufer zur Laſt, weil derſelbe gewöhnlich mehr zu ber 
Abſchließung ded Vertrages gedrängt ift, als der Käufer. Die: 
fer giebt daher in der Regel nicht mehr aus, als ihm nad) 
Maaßgabe ded Reinertragsd und eined angenommenen Zins⸗ 
fußes rathfam ſcheint und zieht dem Verkäufer ſoviel ab, als er 
dem Staate bezahlen muß (ec). Diefe Auflage, wenn fie das 
Maaß einer Sportelgebühr uͤberſteigt, ift fehlerhaft (d), denn 
1) die verkauften, verfchenkten oder verpachteten Vermögens: 
theile find ſchon einer Grund: oder Hausſteuer unterworfen, und 
der zufällige Umftand, daß fie in andere Hände gelangen, recht: 
fertiget Feine zweite Belaflung, zumal da die Veräußerung nicht 
felten die Folge ungünftiger Bermögensverhältniffe ift. 2) Die 
Gebühr wird nicht aus den Einkünften der Bürger beftritten, 
fondern verfchlingt Gapital und ſchadet Dadurch dem Gewerb: 
fleiße, denn der Erloͤs des WVerfäufers wird in der Regel her: 

21* 
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vorbringend angelegt, es fei nun von diefem felbft, ober in zwei⸗ 
ter, dritter Hand, und wenn die Gebühr dem Käufer zur Lafl 
fällt, fo wird deflen Capital gefchmälert. 3) Es unterbleiben 
auch der Gebühr willen manche nüßliche Ankaͤufe u. a. Unter: 
nehmungen. 

Diefe Mängel, obgleich fie nicht ſchon im täglichen Leben 
fichtbar find, fondern erfi Durch die genauere Betrachtung er- 
kannt werden, machen die Herabfegung der Eintragögebühr 
bi8 zur Größe einer mäßigen Sportelabgabe hoͤchſt rathfam. 
Ihr Ertrag fleigt ſowohl mit der Häufigkeit der Verträge, 
die 3.3. von erhöhter Sterblichkeit, Auswanderungen, Ber: 
armungen ıc. ungewöhnlich vermehrt werben Tann, ald mit 
den Preifen der Liegenfchaften in Folge bed zunehmenden 


Wohlſtandes. 


(a) In Großbritannien iſt dieſe Abgabe ein Theil der Stempelgebuͤhr, 
nach dem Werthe des Gegenſtandes, ungefähr 1 Broc., aber nicht 
genau, ba h B. von 1000 bis an 2000 2. St. 122. bezahlt werben 
(alfe 1,2—0,° ®Broc.), von 2000 an 25 8%. ıc. M. Culloch, Tax., 

. 277. Das läflige frangöflfhe enrögistrement wurde am 30. 
September 1797 eingeführt. Hauptverordnung vom 12. Dee. 1799, 
doch mit manden fpäteren Milderungen. Ueber das droit fixe von 
1—15 Sr. f. $. 234. Das droit proportionnel beträgt !/, Proc. 
bei Weidepachten, Viehvermiethungen, — '/s Broc. bei Affecuranzen 
(von der Prämie), Accorden für Bauten zc. mit der Regierung, den 
Gemeinden und Öffentlichen Anflalten, Koſt⸗, Lehrverträgen, Han⸗ 
deiseffecten mit Ausſchluß der Wechfel, — 1 Broc. bei Accorden uns 
ter Brivaten, Beitpachten, Darleihen, — 2 Proc. Kauf von Mobie 
lien, Rentenverträge, Taufch von Srundftüden, Kauf einer Mäklers, 
Motarftelle sc., — 4 Proc. Kauf, Eeffion ıc. von Grundftüden, Erb⸗ 
pacht ic.; Schenkungen (und Bererbungen) bezahlen nad dem Fi⸗ 
manzgef. vom 21. April 1832 je nad dem Berwandifchaftsverhälts 
niffe beider Berfonen, bei Mobilien 2—6, bei Immobilien 41, — 9 
Proc. — Die bad. Berfaufss oder ImmobiliensAccife (Hauptv. vom 
4. Januar 1812) beträgt 21/, Broc. (1% fr. vom @ulten) vom 
Kaufe oder Taufche und bei Schenkungen von Brundflüden und 
Grundgefällen. Die Gebühr fällt weg, (Gefeh vom 14. Mai 1828), 
wenn Immobilien durd Taufh oder Kauf an Defcendenten, Che⸗ 
gatten oder öffentliche Anftalten gelangen, beim Loskaufe bäuerlicher 
Zaften und bei Taufchen, die das Zufammenlegen von Grundflüden 
bewirken ; ferner, wenn der Unterpfandsgläubiger bei einer Stange» 
verfleigerung bie Liegenfchaften erwirbt, Bel. v. 26. Oct. 1838. 
Samml. aller noch gült. Geſ. ꝛc., Abfchn. IV. 

(db) Das frangöflfche enregistrement trifft zugleich die Erbfchaften, f. $. 
237. Der Ertrag ohne jene war i. D. von 1836 u. 37 120,754, 
Fr., wovon 7I Mill. auf den Berfauf von Liegenfhaften kommen. — 
Es ift lehrreich, durch diefe Gebühr zugleich den Belauf der verſchie⸗ 
denen Berhandlungen in einem Lande Tennen zu lernen, 3. B. aus 
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bem Jahre 1836: 1) Uebertragung von beweglichem Vermögen unter 
Lebenten, titulo oneroso, 441 Mill. Br., — 2) von unbewens 
lichem Bermögen, ebenfo, 1352 Mill., 3) von heiderlei Vermögen 
unter Zebenden, tit. gratuito 549 Mill., — 4) Baht, Miethe, 664 Milt., 
— 5) Schuldbriefe, Werhfel (50 Mill.), billets a ordre (129 Mill.), 
703 Mill. — 6) Bürgſchaften, 181 Mill. — 7) Abzahlungen (li- 
berations), 724 Mill., — 8) befondere Arten von Verkauf, 61 Mill., 
zuf. 46751, Mil. Br, f. Compte general de l’admin. des fin. pour 
1°27, 11, 70. — Die bad. Immobilienaccife mit der Gebühr von den 
Erbſchaften ug 1880: 312,794 fl., 1832—34 i. D. 400,155 fl., 
1836—38 511,503 fl., 1844 - 46 aber 621,925 fl., alfo in 12 Jahren 
eine Zunahme von 35 Proc.! — MWiürtemberg, feit 1. October 139, 
1/s Broe., vorher 1 Broc. beim Berfaufe von Grundſtuͤcken, Grund: 
gefälten ıc., unter der Acciſe Anſchlag 1842—44 i. D. 185,000 fl. — 
elgien, enregistrement, 1846 10,5%1,330 $r. — Waadt. droit de 
nıutation, 1843 --45 1. D. 301,000 Fr. — 19 Proc. der Staatsein: 
nahme. — Im Grtrage der Gebühren in Genf ($. 229 (a)) nimmt 
das, nach franzöfifchen Geſetzen erhobene enregistrement den größ- 
ten Theil ein. Die Handänderungsabgabe machte 1846 in Thurgau 
7,06 Broc., Bafelftadt 7, Schaffhaufen 5,3, Bafelland 5, Solothurn 4 
Brec. der reinen Ginnahme aus, f. die Angaben bei Hottinger. 
(c) Ar. Smith, B.V. Cap. 2. (IV, 227 Baf.). M. Eulloch beftreitet 
tiefen Soap, weil die Berfäufer ebenfalls bedacht feien, einen dem 
Neinertrag entfprechenden Preis zu erhalten, Treatise of... taxation, 
S Ge läßt fi hierüber kein allgemeines Geſetz aufſtellen. 
In manden Fällen ift der Käufer begieriger zu faufen, als ber 
Berfäufer zu veräußern, und dann wırd jener die Abgabe auf fidı 
nehmen muͤſſen. Aber in der Megel Fann der Räufer eher zwifchen 
verfchiedenen Anlegungsarten bes Bermögens wählen, während der 
Berfauf öfter durch die Umſtaͤnde geboten it. In Bezug auf die 
nachtheitige Wirkung ift es gleichgültig, wer von beiden durch die 
Gebühr Berluf leidet. 
(d) 9. Smith, a. a. O. — Bernoulli, Arhiv, II, 24. — Bat. 
Verh. 1631, Beil. VII, 56. 


8. 237. 

V. Erbſchaftsgebuͤhr. Diefe alte und in ben meiften 
Staaten übliche, bald in Stempelform, bald als Beftandtheil 
der Eintragdgebühr vorkommende Entrichtung (a) pflegt nach 
dem Verwandtſchaftsgrade der Erben abgefluft zu werden, fo 
dag in gerader Linie oder wenigfiend von der Berlaffenfchaft 
der Aeltern, Großältern ıc. gar nichts, bei entfernter Verwandt: 
(haft aber oder bloß teftamentarifcher Erbfolge am meiften be- 
zahlt wird. Sie greift zwar ebenfalld das Gapital an (b), 
fhadet jedoch in geringerem Grade, ald die Eintragdgebühr, 
weil erfahrungdmäßig das ererbte Vermögen, ald ein neuer Zu: 
wach, keineswegs fo vollfländig mie der Erlös aus Liegen: 
ſchaften werbend angelegt zu werden pflegt. Diefe Gebühr ver: 


‘ 
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urfacht feinem Einzelnen das Gefühl einer Entbehrung und 
man kann ed nicht für ungerecht erachten, wenn der Staat bie 
lediglich dem pofitiven Rechte angehörende Erbfolge der Sei: 
tenverwanbten oder aus einem legten Willen mit der Bedin⸗ 
gung verbindet, daß ein Heiner Theil einer Verlaſſenſchaft für 
Öffentliche Zwecke abgegeben werden müffe, und zwar eine deſto 
größere Quote, je geringere Hoffnung und Anfprüche der Erbe 
auf die Erbfolge befaß. Aber nur eine ſolche Gebühr, die noch 
aus den Renten beftritten werden ann, alfo etwa ein oder zwei 
Procente nicht überfteigt, ift von jener nachtheiligen Wirkung 
auf die Gapitale frei (c), auch kann eine ftärkere Abgabe nicht 
mehr ald Gebühr angefehen werden und nimmt vielmehr das 
Weſen einer Vermögenöfteuer an, $. 405. Die Abzugögebühr 
von Erbfchaften, die ind Ausland gehen (d), wird immer mehr, 
fo wie die Abgabe von dem Vermögen der Auswanderer, Durch 
Verträge unter den Staaten abgefchafft. 

VI. Seldftrafen. Gründe einer geläuterten Staatsklug⸗ 
beit machen ed unratbfam, von dieſer Strafart bei Ver⸗ 
brechen und Vergehen häufigen Gebrauch zu machen (e), fo 
wie auch die allgemeine Vermoͤgensconfiscation faft gänzlich 
aufgehoben worden ift (f). 


(a) Die Vicesima bhereditatum in Rom befland feit Auguſt, doch mit 
Befrelung der Nfcententen und Defcendenten. In Baden kommt 
ſchon 1622 ein „Lacherbengeld“ vor. Die heutige badiſche Erbfchafte: 
arcife läßt Defcententen frei und fordert von den erbenden Afcens 
denten, Geichwiflern, Neffen, Nichten und Ehegatten 1 fr. vom 
Bulden (12, Proc.), von andern Erben 3 fr. (9 Broc.) Ang. Gef. 
vom 4 Sanuar 16512. Werdopplung dieſer Bebühr, 1850. — 
Baier. Stempelgefeg vom El. September 1825 (Landtagsabſchied) 
$. 7: Geſchwiſter und deren Rinder zahlen 1/, Proc., Erben des 3. 
und 4. Grades !/, Proc., über den 4. Grad 3 Pr., Nichtverwanbte 
5 Proc. — Franz. enregistrement: Geſchwiſter, Ohm und Muhme, 
Neffe und Nichte resp. 3 und 61/, Proc. (bewegliches und unbemwegs 
lihes Vermögen), Nichtverwandte resp. 6 und 9 Broc., Geſetz von 
1832. Betrag der Erbſchaften im Jahre 1638: 1071 Mill. in geras 
der Linie, 134 Mil. unter Ehegatten, — 284 Mill. an Seiten: 
verwandte, — 51 Mil. an Nichtverwandte, zufammen 1540 Dill. 
Fr., wovon 974 Mill. oder 63 Broc. in Liegenſchaften. Nur bei Richt 
verwandten Beträgt das bewegliche Vermögen mehr als das unbe: 
weglicye, resp. 29 und 2ZZMiÜ. und die ganze Erhfchaft von Richt: 
verwandten ift 31/, Broc. der Berlaffenichaften. — Die britifche 
Stempelgebühr von Erbſchaften ift fehr verwidelt. Die probate 
duty von Teflamenten ift gegen 41,, Proc., die Gebühr yon Erb: 
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fehaften ab intestato 2— 3, die legacy duty T—10 Proc. Dieſe 
3 Abgaben bradıten 1843 2,143,127 8. St. ein, M. Culloch, 
Taxat. 258, 

(6) &trafv. Hogendorp (Lotires sur la prosperite publique, Il, 44. 
erwiedert hierauf: Der Erbe fönne das volle Capital fih erbalten, 
er brauche nur auf ben Zins von 1 oder 2 Jahren zu verzichten. 
Aber wie felten wird ein Erbe fih entfchließen, auf viefe Meife die. 
Wirkung der Abgabe aufzuheben! Meiſtens betrachtet man nur das 
als die wahre Erbſchaft, was nad Abzug der Koflen und Gebühren 
übrig bleibt. 

(e) Bergl. v. Ulmenfein, Bon Steuern und Abgaben, ©. 203. (Nimmt 
diefe Abgabe nur dann in Schug, wenn fle zu wohlthätigen Sweden 
verwendet wird. Dieb muß in einem wohlgeorbneten Finanzweſen 
immer ter Fall fein.) 

(d) Detractus, Nachſchoß. Bor Alters wurden ſolche Erbſchaften wohl 
auch ganz vom Fiscus eingezogen, jus albinagii. — Die deutſche 
B. Acſe Art. 18 hebt für die deutfchen Staaten unter einander Nach: 
feuer und Abfahrtsgeld (gabella emigrationis) auf. 

(e) Ausgenommen Wuchergefege, Gonftscation bei Zolls und Acciſebe⸗ 
trug ıc. 

(J) Nur etwa das Bermögen der ohnehin in der Megel unverebelichten 
Deierteure ausgenommen. 


6. 238, 


VI. Gebühren der Polizeiverwaltung (Polizei: 
fporteln) und Polizeiftrafen. Iene kommen bei der 
eigentlichen oder Sicherheitöpolizei, in welcher die Behörden 
von Amtöwegen für das allgemeine Wohl thätig find und 
fi) wenig mit dem Vortheil einzelner Perfonen befchäftigen, 
nicht fo häufig vor, ald bei ber Nechtöpflege, und müffen 
fehr niedrig angefest werden, um die wohlthätigen Wirkungen 
der gemeinnügigen Anſtalten nicht zu fchwächen (a). Gelb: 
firafen find bei der Webertretung von Polizeivorfchriften die 
haͤufigſte Strafart und auch in den meiften Fällen zwedimäßig. 

VIE Bafferbaubeiträgevon denjenigen Grundeigen⸗ 
thümern, die Durch eine Bauunternehmung, 3.3. einen Damm, 
einen Stromdurchſtich u. dgl. Schuß ihrer Grundftüde er⸗ 
halten. Solche Beiträge find überhaupt bei großen Aus: 
gaben, die zunaͤchſt nur einem Xheile der Staatsbürger in 
einem genau beflimmbaren Maaße zu Gute fommen, nicht 
zu mißbiligen, doch follte nicht der ganze Aufwand auf 
dieſe Weiſe beftritten werden, weil die Wirkung ſolcher Maaß⸗ 
vegein immer zugleich der allgemeinen Wohlfahrt nüßt (6). 
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(a) 3. B. bei Päflen, der Leichenfhau, Fleiſchſchau, Waffenpaͤffen gu 
Ausübung der Jagd (die 3. B. in Branfreih gegen 11, Mill. Kr. 
eintragen) u. dgl. 

(6) Baden, vergl. $. 79. — Der Beitrag muß von allen Grundeigen⸗ 
thuͤmern derjenigen Gemeinden geleiftet werben, deren Gemarkung 
ganz oder auch nur zum Theile in dem Ueberfhwenmungsgebiete 


eines Fluſſes liegt. 
$. 239. 


RX. Weggeld (Straßen:, Chauffeegeldb) und 
Brüdengeld. Man hat diefe Abgaben von dem Gebraudhe 
der Kunftftraßen früherhin als Ausfluß eined Straßenregaled 
angefehen, welches jedoch, nad) dem oben aufgeftellten Be: 
griffe eines Regales ($. 167.), nicht anerfannt werben kann, 
denn die durch eine unabmeisbare Pflicht gebotene Sorge des 
Staates für die Landftraßen (II, $. 269.) zieht eine noth: 
wendige Staatdauögabe nach ſich ($.79.), auch iſt der Straßen: 
bau feine einträgliche Unternehmung, da er gewöhnlich mehr 
koſtet, ald das Weggeld einträgt (a). Diefes erfcheint folg: 
lich nur al& eine Gebühr für die Benutzung einer Kunſt⸗ 
firaße und dient, die hiermit verbundene Berfchlechterung 
berfelben theilweife zu verguͤten, weshalb die Gebühr fich nicht 
nach der Art der verjendeten Gegenflände, fondern nur nach 


ihrem Gewichte und der Befchaffenheit der Fuhrwerke richtet. 


(a) In Baden z. B. kofleten die Straßen gegen 340,000 |l., das Wegs 
geld trug 190,000 fl. oder an 56 Proc. der Ausgabe. Verhandl. d. 
2 8. 1828, II, 72. — Sachſen, A. 1543-45 Weggeld 200,000 
Rthlr. Brüdengeld 12,000 Rthlr. = 40 Proc. der Koſten tes 
Straßen» und Brüdenbaues. In Preußen trug das Weggeld 1541 
—46 i. D. 1,16%,840 Mihle. rein. Nah dem N. ir 1549 
1,861,000 Rthlr. Robertrag und 9,5 Proc. Koflen. Der Rohertrag 
auf die Meile Straßenlänge war 1948 i. D. 741 Rthlr., in ber 
Ofbälfte des Staats 833, in der Webälfte 552 Athlr., max. R. B. 
Breslau, I198 Rthlr. rein, min. Koblenz, 327 Rthlr. Der Straßen: 
bau koſtet ohne neue Anlagen 1,800,000 Rthlr. — Defterreik, Bes 
trag der Mäutbe (mit Einfchluß des Waflerzolles) 1846. 47. i. D. 
2,168,000 fl. rein, Koften des Straßenbaues 6,872,000 fl. Delgien, 
Meggeldertrag 1846 1,852,000 Fr. — Wedlenburg: Schw. A. 1848 
44,445 Rthlr. Weggeld, 60,684 Rthlr. Unterhaltungstoften. — Kurs 
hefien, N. 1849 90,000 Rthlr. Weggeld, 162,000 Rihlr. Unterhalt 
der Straßen. — Gr. Hefien, 1845--50 175,000 fl. Weggeld — 
36 Proc. der Unterh.⸗K. 
| $. 240. 


Dad Weggeld ift in Anfehung feiner volkswirthſchaftlichen 
Wirkungen ald ein Theil der Frachtkoſten anzufehen, weldye in 
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der Regel von den Käufernim Waarenpreiſe verguͤtet werben. Die 
Aufhebung des Weggeldes muß daher I) bie Preiſe der Waaren 
zu Sunften der Zehrer erniebrigen und hiedurch zum Vortheil 
der Erzeuger den Abfag erweitern (a), namentlich auch den 
Verlauf ind Ausland, bei dem man indgemein mehrfache Con: 
currenz zu beftehen hat. Diefer Bortheil wird von den ent: 
fegenen Gegenden eined Landes und von ben Erzeugern folder 
Waaren, die im Verhältniffe zu ihrem Gewichte nur einen nic: 
drigen Preis haben, am meiften empfunden. : 2) Sie veran- 
laßt die häufigere Durchfuhr ausländifcher Waaren, welche nicht 
allein den an den Straßen liegenden Ortfchaften mancherlei Ber: 
dienft verfchafft, fondern auch zum Zwifchenhandel und zum An: 
knuͤpfen anderer Handelöverbindungen manchen Anlaß giebt. 
3) Sie bereitet den Reifenden eine Koftenerfparniß. Erwaͤgt 
man hiezu noch die befchwerliche und koſtbare Erhebung des 
Weggeldes (db), fo muß man die Aufhebung deffelben für fehr 
zuträglich erachten (c), auch ift ed nicht unbillig, den Straßen: 
bau aus den allgemeinen Staatdeinfünften zu beftreiten, weil 
der Nugen der Straßen mittelbar allen Bewohnern des Lan: 
des durch den niedrigeren Preid vieler Güter fühlbar wird. 
Hat ein Staat dad Beifpiel der unentgeldlihen Straßenbe: 
nutzung gegeben, fo kann zur Erhaltung des Waarenzuged 
die Nahahmung diefer Maafregel in den Nachbarländern 
nothwendig werben (d). Da indefien ein mäßiges Weggeld 
nur auf großen Streden und nur bei Waaren von einem fehr 
niedrigen Preife eine beträchtliche Wertheuerung verurfacht (e), 
fo kann das Fortbeftehen diefer Gebühr, bei fonft guter Ein: 
richtung, wenigftens nicht ald Hemmniß der Betriebfamteit an: 
gefehen werden, es ift alfo zugleich darauf Rüdficht zu nehmen, 
wie beim Aufbören des Weggeldes der Ausfall gedeckt werben 
fann, und ob feine anderen Einnahmöquellen vorhanden find, 
deren Nachlaß noch dringenderes Beduͤrfniß ift. 


(a) Das Weggeld unterfcheidet fich weſentlich von einer, auf irgend eine 
Baare gelegten Steuer, denn es trifft ſolche Borräthe gar nicht, 
die auf feine Ehauffee fommen, 3. B. das In den Dörfern verkaufte 
und verzehrte Getreide und Holz; es trifft ferner die in der Nähe 
des Marktortes wohnenden Erzeuger weniger unt erhöht ihren reinen 
Ueberſchuß. 


(6) Baden, 1852°— 30 i. D. roher Ertrag 226,181 f., reiner Ertrag 
198,938 fl., alfo die Koften I1,° Proc., wobei die Bemühung der 
Obereinnehmer nicht angefchlagen war. 

Kür diefe Aufhebung die Reden im XI. 3. ter baier. Verhandlun⸗ 

gen von 1828, 

In Franfreih wurde das Weggeld nad der Wiedereinführung von 

1797 im Jahre 1806 aufgehoben, auf dringendes Berlangen ter 

Dep.:Räthe, zur Erleichterung der Landwirthſchaft, vgl. $. 186 (d). 

Es hatte 15 Mill. Sr. eingebradht. — Der Zollvertrag zroifchen 

Baiern und Würtemberg von 1828 feste feh, daß das Weggelt beim 

inneren Berfehre aufhören und nur noch bei der Binfuhr und Durch⸗ 

fuhr durch einen Zollbeifchlag, ferner von Reiſenden beim Eintritt 
in das Sereinagebiet erhoben werden ſolle. Nach dem bair. Gef. 
vom 1. Juli 1834 wird das Weggeld getrennt vom Bolle beim Gin: 
tritte in das Land erhoben, und zwar für die geogr. Stunte von 

Laſtfuhren bei 4 oder weniger Zugthieren 13/, Er. von jeden, bei 3 

oder 6 Thieren 31/, Ir. vom Stüd, und von Reifenden 3 fl. fitr das 

Pferd, doch mit einer Rückvergütung von 3 Fr. für jede Stunde, um 

die der zurückgelegte Weg unter 60 Stunden beträgt. Nach fpäteren 

Ermäßigungen fällt das Weggeld bei der Binfuhr weg und beläuft 

fih bei der Ducchfuhr auf 121/, fr. vom Gentner. Der Ertrag war 

183%/,, nody 101,000 fi., 188/,, und 18% ,, aber wegen ber Herab⸗ 

feßungen i. D. nur 73,700 f. Verh. d. Dep. K. 1840, VII, 356. — 

Die proviforiiche badifche Verordnung vom 22. April 1830 ſprach 

die Aufhebung des Weggeldes aus und wurde 1831 durd die Kam⸗ 

mern genehmigt, Berhandl. d. 2. K. XX, 362. 

(e) Das bad. Weggeld betrug 2 fr. auf das Pferd und die Stunde. Bei 
einer Ladung von 20 Gentnern auf jedes Pferd machte dieß auf den 
Eentner bei 10 Stunden 1 fr. Das preuf. Weggeld (min. I Egr. 
vom Pferd auf die Meile) beläuft fih unter Annahme gleicher La⸗ 
dung für den Gentner bei 40 Meilen auf 7 fr. x. 


$. 241. 

Wo dad Weggeld noch nicht ganz zu befeitigen ift, da Fönnte 
man. wenigftend den Gedanken faflen, die läflige Erhebung def: 
felben auf den Straßen zu entfernen, indem die Ausländer 
beim Eintritte in das Staatögebiet zur Entrichtung angehalten 
würden, der die Inländer treffende Theil aber auf die Befitzer 
von Zugyieh umgelegt würde. Ein mißlungener Verſuch (a) 
zeigt Die Schwierigkeiten dieſer Maaßregel, die, wenn man nicht 
dad richtige Verhaͤltniß zwifchen den verfchiedenien Glaffen derer, 
welche die Straßen benußen, zu Grunde legte, leicht eine oder 
die andere fehr bedrüden könnte. Es wären deßhalb forgfältige 
Vorarbeiten nothwendig, um die Abgabe auf Fuhrleute, Lohn: 
kutſcher, Befiger von Fuhrwerken und Pferden für eigenen Ge: 
brauch ıc. zweckmaͤßig zu vertheilen, und dennoch waͤre es nicht 
wohl möglich, die auf diefe Weife in eine Zugviehfleuer umge: 


an 
9 
— 


(d 


—ff 


wandelte Gebühr zu einem genauen Stellvertreter ded Weg: 
geldes zu machen, indem die von den Straßen weiter entfernten 
Viehbeſitzer verhältnigmäßig zu flark in Anfpruch genommen 
würden. Aderpferde müßten, da fie die Straßen weniger be: 
treten, niedriger angefeßt werben, noch niedriger Zugochfen. 
Eine Abgabe diefer Art wäre leicht mit den Steuern einzufor: 
dern, man eriparte bie Erhebungsfoften des Weggelded und 
könnte die Gebühr um foviel niedriger anfeßen, ed würden 
aber immer viele läftige Ungleichheiten bleiben, fo daß die 
Nüslichkeit diefer Einrichtung noch fehr zweifelhaft fcheint. 
(a) Baieriſche Zugviehfteuer als Weggrldiurrogat (Hauptvererdnung vom 
16. Auguft 1208), aufgehoben in Folge ter Landtagsfißung von 
3822, in welcher die allgemeine Unzufriedenheit mit diefer Abgabe 
ſich laut ausgefprocdhen hatte, hauptfächlich wegen ter zu flarfen 


Belaflung der Aderpferde und Dchfen. Sie trug 181820 455,000 fi. 
Verh. v. 1822, VI, 202. Beil. III, 286. 
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Wo das Weggeld fortbefteht, da iſt hauptfächlich Folgendes 
zu beachten: 1) der Tarif ift nach dem Grade, in welchem jede 
Benubungsart die Straßen verfchlechtert, abzuftufen, aber zu: 
gleih im Ganzen billig anzufegen (a). 2) uhren, für welche 
dad Weggeld aus einer Staats-Caſſe bezahlt werden müßte, 
find von demſelben frei, 5. B. Hof:, Militärfuhren, Poftwägen 
und Dienftreifen der Beamten, mit ber nöthigen Vorficht gegen 
Mißbrauch (6). 3) Jedem, der einen längeren Weg zurüd: 
zulegen hat, wird erlaubt, dad Weggeld fogleich für die ganze 
Strede zu entrichten. 4) Die Einnehmer erhalten eine nach der 
Menge ihrer Berrihtungen abgemeffene Belohnung (c). 5) Die 
Quittungen für das entrichtete Weggeld dienen zur Ueber: 
wachung der Einnahmen. Diefe Quittungen müffen daher 
entweder regelmäßig abgeliefert (3. B. von Zuhrleuten), oder 
wenigſtens den Reifenden häufig abgefordert werben (d). 


(a) Es giebt in diefer Beziehung feine feſte Gränze, nur ein Mehr oder 
Weniger, doch kann z. B. eine Gebühr von !/,. fr. per Gentner und 
Meile für mäßig und wenig flörend gelten, da fie ungefähr 2—3 Proc. 
ter Fracht beträgt. — Preuß. Tarif vom 28. April 1828: für 8 Meile 
I Egr. von jedem Kutjchenpferte, bei Fuhrwaͤgen weniaflens eben: 
voviel, nur wird bei fchmalen Rupdfelgen und einer Beſpannung von 
mehr als 4 Pferden für vpierräderige, von mehr als 2 Pferten für 
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zweiräderige Waͤgen 2— 3 Silbergr. entrichtet. — Nah dem hair. 

Bollgefeße vom 11. Sept. 1825 gab ter Gentner auf tie Stunte 

bei den meiften ®egenfltänten 1), Ir. 
(6) Auch gewöhnlich Armen:, Feuerloͤſchungs⸗, Leichens, Düngerfubren. 
(c) In Belgien wird die Weggeldseinnahme verpadtet. Inte fann 
bei gehöriger Gontrole auch der bezahlte Binnehmer zur nöthigen 
Sorgfalt angehalten werden und an wenig beſuchten Straßen madt 
es ihm eine Nebenbeihäftigung möglich, fidh mit einer Annabme zu 
begnügen, bie ihn nicht vollig ernährt. Seine Bergütung wirt ent: 
weder nach der verrechneten Summe oder nach der Zahl ter ausge: 
ftellten und eingeforderten Zettel ıc. beftimmt; 3. B. früher in 
Baden, 1821: von jedem ‘Manualeintrage ',, fr., von jebem einge: 
fammelten Zettel '/, Er., ferner von jeder Abrechnung 18 fr. unt 
eine Spbaebübt von Ya—l'/, fr. vom Gulden. 
Nach der üblichen Cinrichtung werden dem Binnehmer die Quit⸗ 
tungszettel zugezählt und er muß bei ber Abrechnung den Betrag 
der Stüde, die er nicht mehr vorräthig bat, vergüten. Gegen ben 
Unterfchleif, daß er für die Zettel weniger verrechnet, ale er eins 
nahm, ſchuͤtzt die öftere Nergleichun dertelben. am beften fo, daß 
von jedem Zettel eine Abfchrift im Manuale aufbewahrt wird, bat. 
Straßengeldardnung $. 11. und angef. Inftruction 6. 8 ff. 


g. 248. 


Außer dem Weggelde wurden auch die Straßenfrohnen 
der in der Nähe einer Kunflftraße liegenden Gemeinden als ein 
Ausfluß des früherhin angenommenen Straßenregaled ($.238.) 
betrachtet. Sie werden entweder bloß auf die Beifuhr der Ma: 
terialien für den Straßenbau befchränft und den Befigern von 
Zugvieh allein aufgelegt, oder fie beſtehen auch in Handarbeiten 
des eigentlihen Straßenbaues, ſowohl der erften Anlegung wie 
der jährlichen Unterhaltung. Der oft audgefprochene Grund, 
daß die Landbewohner Zeit genug übrig hätten, um zu bem 
Baue der ihnen vorzüglich nüßlichen Straßen mitzuarbeiten, ift 
bei einem guten Betriebe der Landwirthſchaft, wo es für jede 
Sahreszeit und Witterung Gefchäfte giebt, nicht richtig. Die 
Landwirte ſollten nicht allein belaftet werden, denn alle die 
Befiger von Zugvieh, alle Gewerböleute und felbft alle Zehrer 
in den benachbarten Ortfchaften empfinden den Vortheil der 
Straße. Die Befreiung der landwirtbfchaftlichen Zuhren vom 
Weggelde ift für die große Beſchwerde der Srohnen ein unzus 
reichender Erfag (a), und diefe verlieren auch Durch Verlegung 
auf die Zeit, wo die Feldarbeiten größtentheild ruhen, feines: 
wegs ganz ihr Laͤſtiges, zumal da ed ber Willführ der Beamten 


(d 
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überlafien bleibt, ob fie entferntere Gemeinden beiziehen wollen, 
auch die Leiflung in einer ſchwach bevoͤlkekten Gegend für jeden 
Einzelnen weit flärfer wird, ald da, wo längs der Straßen viele 
Drtichaften liegen (db). Könnte eine folche Beihülfe zu den 
Koften ded Straßenbaues nicht entbehrt werden, fo wäre es 
angemefjener, allen Gemeinden in der Nähe einer Straße 
einen Steuerbeitrag aufzuerlegen (c), etwa mit ber Unters 
ſcheidung mehrerer Claſſen nach-der Entfernung, und mit der 
Erlaubniß die Geldleiftung Durch Arbeiten abzuverdienen, 8.79. 
(a) In Baden wurde_jene Befreiung nur auf 20,000 fl. angefchlagen, 
der Belauf der Frohnen aber auf mindeftens 200,000 fl. 
(6) Bol. bad. Verhandl. 1828, II, 26.— 77. — Wirfli aufgehoben 

wurden bie Straßenfrohnen 1831. 

(c) Bol. Zachariaͤ in den angef. Berh. II, 67. 
$. 244. 

X. Gebühren bei der Benußung der Gewäffer 
(IH, $. 280.) find dem Weggelde ähnlich und nach gleichen 
Srundfäßen zu beurtheilen. Es gehören dahin: 

1) Fluß zoͤlle (a), welche, diefer Benennung ungeachtet, 
nicht wie die wahren Zölle nach der Beſchaffenheit der Waaren, 
fondern bloß nach den verfchifften Gewichtömengen bemefien 
‚werben müffen, obgleich man, um den Verkehr zu befördern, 
zu Gunſten mancher Waaren von fehr niedrigem Preife eine Er: 
mäßigung bed gewöhnlichen Wafferzolles bewilliget, 11, $. 281. 
Reben der niedrigen Feſtſetzung dieſes Zolles ift befonderd da⸗ 
rauf zu achten, daß er mit dem geringften Zeitverlufte von den 
Schiffern erhoben werde. "Die Erhebungäftätten dürfen nicht 
zu nahe an einander fein und die Entrichtung muß fo einfach 
ats möglich nach dem Gewichte der Ladung, wie es fich aus den 
einzelnen Berladungsfcheinen und dem Werzeichniffe aller ge: 
ladenen Frachtſtuͤcke (Manifeft) ergiebt, gefchehen. Zu dieſem 
Behufe wird die Form des zu führenden Manifeftes vorge: 
ſchrieben, ed werden für Gegenflände, die man nicht zu wägen 
pflegt, 3. B. Holz, Reductionsfäße auf Gewicht oder auch fo- 
gleich die Zollſaͤtze felbft aufgeftellt, um alle Willkuͤhr zu be: 
feitigen, auch wird für die befondere Gebühr, die jedes Fahr⸗ 
zeug nach Maafgabe feiner Größe noch neben der Abgabe von 


354 


den Frachtſtuͤcken zu entrichten hat, ber Tarif und das Ber: 
fahren bei der Unterfuchung der Ladungsfähigkeit (Eichung) 
vorgefchrieben. Auf den durch mehrere Gebiete laufenden 
Strömen ift ed nur durch vertragsmäßige Beflimmungen mög- 
lich, die Abgaben fchonend einzurichten (db); auf Binnenflrömen 
iſt ihre Aufhebung wie die des Weggeldes zu beurtheilen ($. 240. 
241.), doch kann fie, bei geringem Betrage der Gebühr, wegen 
ber ohnehin fehr mwohlfeilen Wafferfraxht, nicht für dringend 
nothwendig gehalten werden. Canalzoͤlle und Schleußen: 
gelder koͤnnen fi in ben Händen von Privaten befinden, 
wenn ſolche Communicationsmittel von ihnen angelegt wer: 
den, doch unter der Aufficht des Staates, II, 8. 277. An den 
Ausladeplägen fommen Krahn⸗, Wäggelder xc. hinzu. 

2) Hafen» oder Antergelder (Xonnengeld), 
welche man nach der Größe der in einen Hafen einlaufenden 
Schiffe erhebt. Es fand hierin, fo wie in den verfchiedenen aͤhn⸗ 
lihen Schifffahrtöabgaben, gewöhnlich eine Verſchiedenheit der 
Anfäge für ins und ausländifche Fahrzeuge Statt, welche jedoch 
neuerlich duch Schifffahrtöverträge zwifchen einzelnen Staaten 
meiſtens aufgehoben worden ift, 11, 8. 283. Die niedrige Feſt⸗ 
jegung diefer Gebühren muß unfehlbar dem Beſuche der Häfen 
förderlich werden (c). 

3) Sebühren der Müller (Mübhlenzins, Waſſer⸗ 
laufzin8) für den Gebraud des Waffers (d). 


(a) 3. B. außer den Mheinzöllen in Baden R. 1844-46 153,608 fi. 
Maflerzölle mit 8063 fl. Roften. Großh. Heffen 1845 —46 26,000 fi. 
Waſſerzoll. — Frankreich, Fluß⸗ und Eanalzölle 1844 A. 6,673,000 Fr. 
— In Belgien bat die Herabfegung des Zolles auf der Sambre 
auf 10 Gent. von der Tonne und Megftunde (1. Sept. 1840) den 
Verkehr und felbft den Boflertrag vermehrt. Preußen A. 1847 mit 
Brüdens und Hafengeldern 686,214 Rthlr., 20,825 Nihle. Erhe⸗ 
bungsfoften, ferner 620,164 Rihlr. conventionsmäßige Abgaben auf 
Rhein, Elbe, Weſer und Moſel mit 112,321 Rthlr. Koften und Laften. 

() ©. 1. 5. 281. — Mheinzoll in Baden, 1844 — 46 M. 106,567 fl. 
wovon aber 68,058 fl. Antheile anderer Staaten und 15,383 fl. an: 
bere Koften abgehen. — Großh. Heſſen 1848— 50, 9. 211,000 fl. 
rein. Rafau 1841, Eh rein. 108,600 fl. P 6 

c) Tonnengelder u. a. ifffahrtsabgaben in ben franzöflichen Häfen 

( 1844 “ 3,573,000 $r. rat i zofiſch 

(d) 3. B. im Herzogthum Naffau 1941, A. 23,600. — Man bat ſonſi 
wohl aud ein foͤrmliches Müblenregal angenommen, aber die zur 
Anlegung neuer Mühlen erforderliche obrigfeitlihe Genehmigung 
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Beruht nut anf ago fisetticgen Gruͤnden; vergl. Möfer, Patriot. 
Phant. I 
$. 245. 
xl. Die Sewerböverleihungsgebühr für die Erlaub⸗ 
niß zur Betreibung von Gewerkd:, Dandeld: und Dienſtge⸗ 
thäften follte nicht als eine voraudbezahlte Steuer von dem 


Gewerböertrage behandelt werden, weil fie dann ungeredhter 


Beife alle einzelnen Unternehmer gleich belaftet, wie verfchieden 
auch ihre Einnahmen fich geftalten mögen. Hohe Zaren diefer 
Art (a) können nur bei einer, die vorhandenen Unternehmer 
auf Koften der Abnehmer begünftigenden Beſchraͤnkung des 
Mitwerbend erfchwungen werben und bilden felbft ein folches 
Beichrankungsmittel, welches feine Billigung verdient. 

Xi. Gebühren für die Ertheilung eines Er: 
findungsvorredhtes Wenn bei diefer Maaßregel die 
Zweckmaͤßigkeit der Erfindung nicht vom Staate unterfucht 
wird, fo hat eine Gebühr den Vortheil, dad Nachſuchen von 
Patenten für unbedeutende und unergiebige Neuerungen zu 
verbüten (II, 8. 204.), doch follte fie immer mäßig fein 
und nicht auf einmal, fondern in jährlichen Beiträgen waͤh⸗ 
rend der Dauer des Privilegiumd erhoben werden (b). 

XI. Beförfterungsgebühr, eine Abgabe der Ges 
meinden und Stiftungen, deren Walbungen durch Forftbediente 
bed Staates mit beauffichtet und bewirthfchaftet werden, an 
die Staatdcaffe, um einen verhältnigmäßigen Zufhuß zu der 
Befoldung diefer Beamten zu bilden. Da folche Forften ohne: 
bin aus vollöwirthfchaftlichen Sründen unter der näheren Auf: 
fiht der Staatsforſtbehoͤrden ſtehen müffen (II, $. 155.), fo ift 
ed zweckmaͤßig und ed erfpart an den Koften, wenn fie auch der 
Verwaltung der von dem Staate angeftellten Foͤrſter unter: 
geben werden, ohne daß den Gemeindevorfländen dadurch 
die Mitwirkung, zu der Wahl der Benusungdart oder auch) 
im Falle eined großen Waldbeſitzes die Befugniß zur Auf 
fiellung eines eigenen Gemeindeförfters entzogen würde. Der 
Beitrag muß genau geregelt werden, damit Fein Vorwand 
zu ungebührlichen Forderungen übrig bleibe (d). 
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(a) 3. B. in Frankreich vor der Nevolution, vgl. II. $. 184 (a). 

(d) Kranfreih, 1844 A. 600,000 Fr. 

(ce): Diefe Entridtung ift feine Steuer, wenn fie auch nach dem Fuße 
der Grundſteuer mit erhoben wird. — Code forestier, Art. 106: 
Die Beförfterungsabgabe der Gemeinden und Stiftungen wird alls 
jaͤhrlich durch das Finanzgeſetz beſtimmt und nad der Brundfteuer 
aufgelegt. Vorher beflanden verjchiedene andere Binrichtungen, nas 
mentlih 10 Proc. von den Holzverkäufen, weldhe dem Staate mehr 
eintrugen, ale ihn die Beförfterung foflete, da der Rohertrag der 
Gommunals und Stiftungswaldungen auf 30 Mil. Fr. angerih agen 
wird, |. de Vaulx et Foelix, Code forestier annoté, I, 26. 92. 
(1827). Ertrag A. 1844 1,659,000 Br. — Bad. V. v. 14. Mai 

828: Gtatt der bisherigen verfchiedenen und ungleihen Abgaben 
ein fefter Beitrag (von 6 fr. auf 100 fl. Walpfleuercapital) außer 
den Diäten für erhebliche Geſchaͤfte. Gemeinden, die herkommlich 
einen eigenen Förfter halten, find frei. Vgl. Verhandl. von 1828, 
II. 72. Betrag 1844—46 D. 18,621 fl. 

(d) Es fünnen bei der Bolfswirthichaftspflege noch mandherlei andere 
Gebühren vorfommen, 3. B. die im franz. Finanzgeſetze erwähnten 
Eichungsgebühren (droits de verification des poids et mesures), 
bie na der bad. Maaßordnung (2. Januar 1828, 6. 27) an die 
Gemeinde und die Eicher fallen, Kranfreih A. 1844 1 Mill. Fr. 


$. 246. 


XIV. Die Dispenfationen von verfchiedenen, die Vers 
heirathung betreffenden Beſchraͤnkungen, z. B. verbotenen 
Verwandtſchaftsgraden, fruͤhem Alter, der Trauerzeit, mehr⸗ 
maligem Aufgebote, pflegen eine Einnahme zu gewaͤhren, 
die in ihrem Betrage unerheblich iſt und nicht aufgegeben zu 
werden braucht, indem ſie das zu haͤufige Nachſuchen ſolcher 
Dispenſationen verhindert, welches, bei einer, auf guten 
Gründen beruhenden gefeslihen Verfügung immer nachtheilig 
wirft (a). In wichtigen Fällen kann da, wo die Taxe 
brüdend werden würde, buch Nachlaß geholfen werden (b). 


(a) Beſſer ift es freilich, folche Verbote, von denen man oft dispenſiren 
muß, lieber nicht fortbeftehen zu laflen. 

(6) Sontt gehören noch zu den Bebühren aus der Volksbildungéſorge 
manche andere Entrichtungen, die gewöhnlich nicht in der allge: 
meinen Staatsrechnung eriheinen, 3. B. Prüfungsgebühren, G@ins 
fchreibgebühr bei Lehranſtalten u. dgl. 
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IV. Abſchnitt. 


SS te uernm. 


I. Abtheilung. 


Das Stenerwefen im Allgemeinen. 


Cinleitung. 


$. 247. 

Unter Steuern (a) verfieht man biöweilen im weiteren 
Wortſinne alle Diejenigen Entrihtungen der Bürger an die 
Regierung, welche oben mit dem Namen Auflagen bezeichner 
worden find. Steuern in engerer Bedeutung find folche 
Auflagen, welche nicht wie die Gebühren bei einzelnen Regie: 
rungöhandlungen und ald Zufchüffe zu den befonderen Koften 
derfeiben, fondern ald Beiträge der Bürger zu den Staatsaus⸗ 
gaben überhaupt nad) einem allgemeinen Maaßſtabe erhoben 
werden (b). Die Steuern in diefem Sinne find einer weit 
größeren Ausdehnung fähig, ald die Gebühren und liefern auch 
wirklich in den meiften Staaten einen viel beträchtlicheren Theil 
der Staatöeinkünfte, als jene. Beide kommen aber darin über: 
ein, daß fie, ohne eine Erwerböthätigkeit der Regierung, aus 
dem Vermögen der Bürger gezogen werden, alfo fein urfprüng: 


liches, jondern nur ein abgeleiteted Eintommen (1, $. 251) 
Rau, pol. Dekon. Ste Ausg. IH. 2323 
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gewähren. Durch die Befteuerung werden alfo Staatdeinfünfte 
unmittelbar aus dem Volksvermoͤgen gefchöpft, wobei die Staats: 
gewalt nur die Regel der Entrichtung gefeglich außzufprechen 
und fodann die Einzelnen zu deren Befolgung anzubalten braucht. 
Die Steuern bringen in der Bertheilung des Volkseinkommens 
Aenderungen hervor, deren Unterjuchung in einer Anwendung 
volfswirtbfchaftlicher Kehren befteht. Manche Schriftfteller haben 
diefe Betrachtung in die Nationalöfonomie felbft aufgenommen, 
aber fie fleht in diefer nicht fo gut an ihrer Stelle, weil mit ihr 
die Entwicklung der Regeln für die gute Einrichtung des Steuer: 
weſens verwebt fein muß, und die Volkswirthſchaftslehre das 
Nahrungsweſen der Völker nach feinem Wefen und noch ohne 
Ruͤckſicht auf wirthfchaftliche Maaßregeln der Regierung dar: 


zuftellen bat (c). 

(a) Steuer (ehmals Sture, Stior) heißt im Allgemeinen Stüge, Hülfe; 
daher Steuerruter, — zur Eteuer ter Wahrheit. Engila stiura, 
Schuß ter Engel, bei Otfried, Vgl. Hüllmann, Binanzgefcichte 
des Mittelalters, ©. 435. — Nbaabe hat eine allgemeinere Be: 
deutung, es zeigt jede dauernde Entrichtung an, 3.3. aus dem guts⸗ 
berrlien Berbande, oder des Sohnes, Der ten Hof übernommen 
bat, an die Aeltern. Es giebt daher Privat: und Staatsabquben, 
bedungene und auferlegte. Letztere find Auflagen, f. $. 54. (db). — 
Anders Schön, Grundfäge ter Finanz, ©. 55: „Ste (die Stner) 
ift für den Bürger Abgabe, für den Staat Auflage.“ — Tri- 
butum und aide, adjutorium fommen ungefähr mit Steuer überein, 
impst mit Auflage. Beede wird bald von baten, helfen, abge 
leitet (Möfer), bald von bitten, oder ah von gebieten, vgl. 
Lang, T. Steuerverf. S. 595. 

(d) von Prittwitz nennt die Gebühren Specialfteuern und fegt den⸗ 
felben die Seneralfteuern entgegen. Theorie, 99. 

(c) A. Schriften über die Steuerlehre im Allgemeinen. 

C. Klock, Tractatus de contributionibus Francof. 1655. el. . 
(mehr zum deutichen Staatsredite, als zur Finanzwiſſenſchaft 
gehörend, fo wie tie vielen Difjertationen aus jener Zeit.) 

(3. D. Eulner) Bractifhe VBorfchläge, meldergeftatt Steuer 
und Gontribution ... . einzurichten feyen, ... 1721. 2te 9. 
mit Benennung des Berfallers. Marburg 1741. 40 (Ohne 
theoretiiche Unterfucbungen.) 

C. A. Broggia, Trattato de’ tributi. Nap. 1743. —= Class. 
ital., Parte antica, IV. (Die ältefte geortnete Steuertbeorte.) 

I W. von ber Lith, Politiſche Betrachtungen über bie ver- 
fhiedenen Arten der Steuern. Berlin, 1751. ,— Defl. neue 
Abhantlung von den Eteuern. Ulın, 1766. 

(Strelin) Ginleitung in tie Lehre von Auflagen. Nördlingen. 
1778. — Defi. Revifion der Lehre von Auflagen. Erlangen, 
1821 (mit dem Namen des Berf.) 

F. ®. von Ulmenſtein, Verſuch einer .... Einleitung in die 
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Lehre des t. Staatsrechts von Steuern und Abgaben. Grläne 

@ gen, 1794. 

R. Krönde, Das Steuerwefeh nach feiner Natur u. f. Wirkun⸗ 
gen. Da:mft. 1804. — Nudführlibe Anleitung zur Reguli- 
tung der Steuern, Gießen, 1810. II. — Ueber die Grund⸗ 
fäße einer gerechten Beſteuerung. Heidelberg, 1519. 

de Monthion, Quelle influence ont les diverses especes d’im- 
pöts sur la moralite, lactivite et l’industrie des peuples? . 
Paris, 1808. beutfb von Zimmermann. Gießen, 1,14. 

(Hofer) Ideen zu einer leicht ausführbaren Steuerperäquation 
in einem Staate wie das Großh. Barden. Karlsruhe, 1508. 

D. C. H. Eſchenmaier, Borichlag zu einem einfachen Steuer: 
ſyſteme. Heidelberg, 1808 40°. 

Seeger, Das Abgabe: Syftem. Heidelberg, 1811. 

J. LAS Handbudy ter Steuerregulirung. Erlangen, 1814, 
16. II. 


Christian, Des impositioos et de leur influence sur l'indu- 
sirie agricole, manufacturiere et commerciale et sur la 
prosperite publique, Paris, 1814. 

Krehl, Das Steuerſyſtem nach den Grundſätzen bes Staatsrechts 

und ter Staatsmwirthichaft. Srlangen, 1816. 

. Kepler. Abgabenfunvde. Tübingen, 1818, 

S.v. Kremer, Darftellung beo Steuerweiens. Wien, 1821. 

N. — Zweite unverinterte Auflage, 1925. 

2. von Seutter, Die Beiteuerung der Bölfer. Speier 1828. 

Delecourt, Disput. oeconomicn - politica de tributis ac 

veetigalibus. Lovan., 1829. 

. R. van Hogendorp, Lettres sur la prosperite publique. 

Amsterd., 1830, II. : 
. Ph. v. Seusburg, Ideen über einige Probleme im Gteuer- 
weien, Heitelb., 1931. 
K. Murhard, Theorie und Pelitif ver Beftenerung. Goͤtt. 1833. 
Ueber verhältnipmäßige Befteuerung. Leipzig, 13%. 
| 5 ©. von Fulda, Ueber die Wirkung ter verschiedenen Arten 
| der Steuern auf tie Moralität, den Fleiß und die Induftrie 
des Volks. Stuttg., 1537. 
J. G. Hoffman, Die Lehre von den Steuern ...., mit be 
fonderer Beziehung auf den preuß. Staat. Berlin, 1840. 
M. von Prittwig, Theorie ter Steuern und Zölle. Mit be: 
. fonderer. Beziehung auf Preußen und den beutfchen Bollver- 
ein. Stuttg. 1842. 
J. R. Mac Culloch, A trealise on the principles and practi- 
ol änfuence of taxation and the funding system. Lond. 
1845. - " 
Außerdem die cben ($. 23 (a) — (c)) genannten Werke über 
politiihe Defonomie überbaupt und Finanzwiſſenſchaft ine- 
beiondere, vor Allen Ad. Smith, Unterfuhungen, 5. Bud. 


B. Ueber das Steuerwefen einzelner Staaten. 
v. Savigny, Röm. Steuerverfafiung unter den Kaifern, in den 
Hiſtor. philolog. Abhandl. der berliner Afad. aus den Jahren 
1822 und 23, ©. 27. " 
KR 9 Rang, Siiſtoriſche Entwicklung der teutichen Steuerver: 
faffungen. Balin, 1793 (ſehr lehrreich). 
22* 


an <= »o 


W. A gg wih ‚ Steuerverfaffung im derzogthum Magdeburg. 

erlin, 

Fr. v. — Geſchichte des Finanz⸗ und Sitcderwe ſens 
der Fuͤrſtenthuͤmer Calenber rg um Goͤttingen. Frankf., 1790. 

Gedanken uͤber das dermalige Steuerweſen der Stadt Frankfurt, 
ei. is naeber die Abgaben in der freien Stadt Frankfurt 
a 

(Breib. v. Do- Thil) Ueber Befteuerung im Großh. Heſſen 1318. 
Sartorius, Ueber die gleiche Beſteurung der Landestheile 
des K . Hannover. @öttingen, 1815. 

K. W. Schmidt, Ueberficht der gefammten directen und indirecs 
ten Befleuerung in den preuß. Staaten. Berlin, 1825. II. 
(Unvolkändig und ungleichförmig.) 

(Shüg) Sand ud der Gteuergefeßgebung Wuͤrtembergs. Stutts 
gart 

Menfcher, Sammlung der würtemb. Geſetze, Bd. XVII, Abthl. 
1 u. 2, 1839 u. 40 (von R. Mofer). 

Ueber re directen Steuern in Öefterreich, |. v. Kremers a. W., 


Men ir concernant lofgimpositione et droits. Paris, 1768, ff. 
IV. 4°. (Band 4 hanteln von Frankreich.) 

— Martin, Taxation of the British Empire, 
1833. 


Ueber die Niederlande, f. v. Hogendorp a. a. D. 

Außerdem find bier die in $. 23. (e) u. (f) genannten Schriften 
u vergleichen, namentlih Sinclair, Hanfemann, Ruds 

art, Ubbelohde, v. Raumer, Barnell, Bailly, 
Macarel, d’Audiffret. Werke über einzelne Steuergats 
tungen werben bei den folgenden Abtheilungen angeführt. — 
Gine gute Steuergefchichte fehlt noch. 

Weber die ältere Literatur des Steuerweſens, f. Pfeffinger, 
Vitriarii institut. juris p. illustrat. IH. 3853. — Binde, 
Rameraliftenbibtiothek, 838 — 5868 — Bergius, Kas 
Dereligenbibliothet, ©. , 564 (1762), — Sarl, Handb. I., 
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In dem früheften Zeitalter eines jeden Staated gab ed noch 
keine Steuern, weil theild die noch im Entftehen begriffene Staats» 
gewalt zur Steuerforderung nicht mächtig genug war, theils bei 
geringem Verkehre und mangelndem oder doch ſchwachem Geld⸗ 
umlaufe und der befchränften Anwendbarkeit der Naturalfteuern 
die Einziehung von Steuern fehwierig war. Ald man nad) und 
nach bei dem Anmwachfe der Staatöbebürfniffe mehr und mehr 
genöthigt war, Steuern zu Hülfe zu nehmen, flieg man auf 
manches Widerfireben, wie ed ſchon die Unbeholfenheit der da= _ 
maligen Anlegungs: und Erhebungsweife und die Ungewohnt: 
beit einer folchen Belaftung erwarten ließ. Bei der Vervoll⸗ 








34) 
fommnung der Staatöfunft, befonderd in der neueren Zeit, 
lieferten Dagegen die Steuern einen immer größeren Theil des 
Staatöbedarfed und vermehrten fich deßhalb in ftärferem Maaße, 
als dieſer ſelbſt. Hiezu trug in den legten Jahrhunderten 
die Vergrößerung der Militärausgaben (a), fowie die Zus 
nahme der Staatöfchulden und bie hiedurch veranlaßte Ber: 
äußerung der Domänen ($. 95-96) Vieles bei (b); andere 
Urfachen lagen in der regeren Betriebſamkeit, dem erhöhten 
Wohlſtande und der mehr ausgebildeten Kunft, die Steuern 
anzulegen. Diefe Veränderung, welche in Folge mancher 
eigenthümlichen Verhältniffe nicht in allen ändern gleich 
weit gehen kann (c), legt zwar den Bürgern immer fühls 
barere Opfer für din Staat auf, hat aber auch wieder das 
Gute, daß die Regierung den Erwerböeifer der Einzelnen 
ungeftörter walten läßt und ſich darauf befchränft, einen 
Theil feiner Früchte in Anfpruch zu nehmen (d). 


(a) Ueber den genauen Bulammenhang zwifchen den Militärausgaben 
und dem Steuerwefen, f. Lang, T. Steuerverfaflung, ©. 4 
(d) Wenn man z. B., um 1 Million Schulden zu tilgen, Domänen vers 
kaufte, welche 33,060 fl. eingetragen hatten, fo wurden hiedurch die 
GStaatslaflen zwar eher gemintert als gemehrt, allein die Quote, 
. welche die Steuern von der ganzen Staatseinnahme bildeten, flieg. 
(ec) Man dürfte daher nicht ohme Weiteres diejenigen Staaten für die 
am beſten regierten halten, in denen die Steuern die mehrflen Pro: 
cente der Staatseinnahme ausmachen, weil der geringe Belauf anderer 
Ginfünfte Häufig nur die Folge früherer ſtarker Berichuldung oder 
anderer ungünfligen Breignifje ift. — Der reine Ertrag der Steuern 
(obne Gebuͤhren), verglichen mit dem ganzen reinen Staatseinfom- 


men einiger Länter, iſt in folgender Tabelle dargeſtellt: 















Feines Ein- 
lommen. 


52,422,000 Liv, 
Mi . 





Verhaͤltniß 
von 2 zu 1. 







Reiner Steuer» 
Ertrag. 





Großbritanien 1848 RR. . 44,815,000 Liv. 


Preußen | 159 ... 42 , 
Dänemart, IM RR. . . 09 . 
Sakien, 1943-45 A... 69,1, 
Franheih, mit 1844 9. 543 _ 
d. Gatafteuer 1 1848 N. 593 , 
Drfterreih, 18478. . . 56,1” 
Bürtemberg. 1848, 49 A 49 n 
Baiern, 1897—4 467 „ 
Baden, 1846 47 ®. 6 
Kurbefſen, 18199. . . 4368 „ 
Waadt, 1846 U. . . » 43,3 „ 
Bern, Par 08 „ 
Zurie, no 2° „ 
arg, „u 17 


Diefe Vergleichung iſt abrigen⸗ nicht vollkommen genau, weii die 
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Binfünfte in den einzelnen Staaten nah fehr verſchiedenen Regeln 
ufammengeftellt und abgethbeilt werten. 
(d)' Dal. Hoffmann, bie Lehre son den Steuem, ©. 27. 
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Die Steuern find jedoch dem Mißbrauche fehr ausgeſetzt. 
Unkenntniß der fchonenden Rüdfihten, welche die Volks⸗ 
wirthfchaft erheifcht, und übermäßige Anwendung der Herrfcher: 
macht haben, wie die Gefchichte bezeugt, bisweilen Die Befteuerung 
fomeit getrieben, Daß fie zu einem harten Drude für die Völker 
wurde, daß dad Eigentbum der Bürger den Eingriffen der 
Steuergewalt ohne Schuß preißgegeben war und das Capital 
des Volkes angegriffen wurde. Diefe Uebel entfprangen bald 
aus der übermäßigen Höhe der geforderten Steuerfumme, bald 
aus der fehlerhaften Vertheilung der Steuerlaft unter die Volks⸗ 
claffen und Einzelnen. Es ift daher ein hoher Grad von Ge⸗ 
rechtigfeit, Kenntnig und Gefchidlichkeit erforderlich, um theils 
dad mit der allgemeinen Wohlfahrt noch vereinbare Maaß der 
Steuern zu beobachten, theild diefelben fo einzurichten, Daß fie 
bei gleicher Größe fo wenig als moͤglich wirthſchaftliche Störungen 
bervorbringen (a). Zugleich ift aber auch die Aufftelung fefter 
und zuverläffiger allgemeiner Srundfäge in dieſem Gegenitande, 
in dem man fich fonft nur mit ſchwankenden, der Staatspraris 
entnommenen, oberflächlichen Regeln beholfen hatte, überaus 
wohlthätig und zur Erleichterung der Überbürdeten Glaffen von 
Bürgern unentbehrli. Die Kunft der Befteuerung, eine Frucht 
der allgemeinen Bildung, reift langfam und fcheint, obgleich 
fie in dem jegigen Zeitalter unverfennbar große Fortichritte ge: 
macht hat, doch von ihrer Bolllommenheit noch immer ent: 
fernt zu fein. Die Steuertheorie wird hauptfächlid von der 
Ausbildung der Volköwirthfchaftslehre bedingt, und hat da⸗ 
ber erft fett A. Smith wiſſenſchaftliche Haltung erlangt. 
(a) Das Betürfniß von Steuern war eine der häufigfien Veranlaflungen, 

aus denen Landflände zufammengerufen wurten und eine der Haupt: 

urſachen von der Ausbiltung ber landſtaͤndiſchen Verfaſſung. Die 

Steuern wurden anfangs meiſtens nur auf einmal oder auf be— 

ſtimmte Zeit bewilligt und die vandesfüͤrſten gaben Verſicherungen 

gegen eigenmaͤchtige Belaſtung. So verſprach Ludwig der Branten: 


burger 1 '42 im tirofer Freiheitsbrief: — „auch ſullen wir thein 
ungewenlib Stuir nicht uflegen, on der Zantiuet Wat.“ Erzbiſchof 
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Friedrich von Salzburg erflärte 1327: - „da gaben uns unferes 
Botteshaus Dienitinannen (alie noch nicht alle 3 Stänte), Ritter 
und Knecht, durch Lieb und Treu, tie fie zu tem Herren hätten. und 
nicht durch Recht ihren unit, day wir ab ihren Leuten, ab ihren 
Bogtleuten und Lehenleuten in unferem Gebiete nämen ab eine ges 
meine Schapfteuer.“ Bei der Foderaticn tes Adels in Oberbaiern 
1302 wurte eine Biehſieuer bewilligt, zugleich aber gegen fünitige 
weitere Belaftung Borfehr getroffen; 1307 erfolgte tie erfie Gini⸗ 
yung der 3 Stänte daſelbſt, aus gleichem Anlaß, f. von Krenner, 
Anleit. 3. d. Kenntniß ter baier. Yandtage tes Mittelalters, Muͤn⸗ 
chen, 1504, Beil. I. und 1. — Rudhart, Geſchichte ter Landſtaͤnde 
in Baiern, 1816. 1,91.55. — Breiffer, Gedichte der lantfländ. 
Verjaff. in Kurheſſen, 1834 S. 74. — Tie teutichen Kaifer waren 
durch Die Gapitulationen in gleicher Weife an die Zuftimmung des 
Reicostages gebunten. Dauegen erweiterte fih allmählig tie Steuers 
„ewalt der Landesürſten. indem fie. wie es zur Keiligfeit Des Reichs⸗ 
verbantes unverreitlih war, Lie Neiche: und Kreis: Steuern, die 
Koiten tes Kammergerichts und der Feſtungen, tes Reichstages, ber 
Vertheidigung gegen feintlichen Augriff, ferner alle Steuern, bie 
hergebrachtermaßen ohne ftäntırche Bewilligung erhoben worden waren, 
(4. B. die Prinzeſſinſteuer in Kurhenen, Bfeiffer, ©. 86), für 
ſich allein einziehen durften, auch kamen yläntige Abgaben zur Bes 
zahlung Der Armee unt zur Berzinfung ter Schulden allınählia bins 
zu. Der Reichsabſchied von #54 8. «0 beſtimmt namentlich bie 
Berpflichtung, für Feſtungen und Beſatzungen den Fürften und Obern 
„wit bülflihem Beytrag geheriamlih an Hand zu geben,” ſ. auch 
Pütter, Hillor. Entwickl. ter heutigen Staatsverf. des t. Reiche, 
I, 224, Def. Institut jar. publ. germ. $. 254 ff. — Böpfl, 
Teutihe Staates und Rechtsgeſchichte, 1-36, IH. 181. 


1. Hauptftüd. 
Entwickelung der oberjten Befteuerungsgrundfäße. 


$. 250, 
Dem Befteuerungörechte der. Staatögewalt ſteht die Ver: 


pflihtung der Staatöbürger gegenüber, Steuern zu entrichten. 
Der Grund jenesRechts und diefer Pflicht liegt darin, daß dies 
jenigen, weldye tin Staate leben, die Seegnungen der Staats: 
verbindung empfinden und die Vortheile mancher einzelnen 
Anftalten genießen, dafür auch an den Beſchwerden und Auf: 
opferungen Theil nehmen müffen, ohne welche der Staat feine 
volle Wirkſamkeit nicht äußern könnte. Wo daher Steuern ald 


. 
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Ergänzung der übrigen Staatdeinfünfte zur Befriedigung ber 
Staatöbedürfniffe nothb wendig find, wie dieß in unferen Staa: 
ten ohne Zweifel der Hal ift, da darf man fie auch ald ge: 
rechtfertiget anfehen. Die Gewähr, welche der Staat dem 
Eigenthume feiner Bürger leiftet, ift deßhalb Feine unbedingte, 
fondern nur unter dem Vorbehalte zu verftehen, daß nöthigen- 
falls ein Theil deffelben für die Staatseinnahmen in Anfpruch 
genommen werden dürfe (a). Da die Verbindlichkeit, Steuern 
zu entrichten, eine bloße Folge des allgemeinen flaatöbürger- 
lichen Verhältniffes ift, welches über allen befonderen perfön- 
lichen Beziehungen ſteht (b), fo folgt: 

I) Alle Staatsbürger müffen Steuern entrichten, und zwar 
fortwährend (Allgemeinheit der Steuern), ed wäre 
denn daß Einzelne durch befondere Aufopferungen anderer Art 
einen Erfag leifteten (c), oder daß ihre Vermögensumftände 
fie für jegt unfähig mawyten, ohne Schmälerung der nöthigften 
Unterhaltsmittel etwas an den Staat abzugeven (d). 

2) Alle Bürger follen nad gleichen Regeln und nach 
einem gleichen in ihrem Verhältnig zum Staate begründeten 
Maapftabe beigezogen werden (Gleihförmigkeit der 
Steuern). Wie fchwer ed auch fein mag, biefer Forderung 
der Gerechtigkeit völlig zu genügen, fo bildet dieſelbe Toch 
ein Biel, dem man ſich unabläffig zu nähern fucben m :£- 
Die Steuern entfprechen jenen Anforberungen vollfommener 
als die Gebühren. 


(a) Dal. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, ©. 30. 31. — Ein 
zweiter Vorbehalt befteht in der Beiugniß, in Nothfällen die Abtre: 
tung des Privateigenthums für öffentliche Zwede, aber gegen vollen 
Erſatz zu verlangen. Auf dieſes fogenannte jus eminens und das 
Befteuerungsrecht hat man tie Annahme eines Dbereigenthums der 

Staatsgewalt au ftügen verfucht. j 

(6) Anders verhielt es fich im Altertbume, wo es zwifchen den Un: 
freien und den vollberechtigten Staats- und Stadibürgern noch 
Mittelftufen gab, mit tenen auch eine Ungleichheit der Auflagenbe- 
laflung verbunden war. Die Theten (Onres) in Solons vierter 
Claſſe waren fleuerfrei und obne Theilnahme an Etaatsämtern, bie 
eapite censi in der fechften Glafie des Servius Tullius waren ver: 
mögenslos und tbaten feinen Kriegsdienft, aud hatte tiefe Glafie 
fehr geringen @influß bei der Abflimmung in den comitiis centuria- 
tis. Stalien erlangte noch zur Zeit der römifhen Republik die Frei: 
beit von Grund: und Kopffleuer, weldye bis auf Diocletian fort: 
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dauerte, auc einzelne Städte außer Italien erhielten dieſe Beguͤn⸗ 
Rigung in tem jus Italicum. — Steuerfreiheit des Prälaten: und 
Nitterftandes im Mittelalter und zum Theile noch bis in bie neuefle 
Zeit. Deftere genoß wenigftens ein Etand den Vorzug eines niedri⸗ 
geren Steuerfußes. Die Aufhebung dieſer Ungleichheiten iſt am 
ſchwerſten, wenn dieſe auf verfaffungsmäßigen Rechten beruhen. 
Shilterung tiefes Mißverhältnifies bei Pütter, Hiſtor. Entwid: 
lung ter heut. Staateverfafl. tes t. Reihe, II, 200. Die Furbefl. 
Berfafl. $. 145 fichert den bisher Steuerfreien eine angemefiene Ent: 
fhätigung su. Auch in Sachſen ift eine foldhe bei ter Ginführung 
ber neuen Grundſteuer gegeben worben. 


(c) So war vor der Einführung neworbener Heere, als die Staatsver: 
theidigung zunächſt tem Ritterſtande oblag, auc die Steuerfreiheit 
tefielben nicht unbillig.e Vergl. Ancillon, Meber ten Geift ter 
Etaatsverfaflungen, ©. 246. - Sm preuß. Staate find die Heb: 
ammen von den nicht auf Grundbefitz rubenten diresten Steuern 
beireit, was man wie das Griagmittel eines Beloldungstheiles an: 
feben fann. 


(d) Ta es in jetem ante Arme giebt, die no eines fremden Zuſchuſ⸗ 
ſes betürfen, fo.ift es natürlich, daß zwiſchen hnen unt den Be; 
güterten eine Glaffe gefunden wird, Lie weder empfängt nody geben 
fann. 


$. 251. 


Diefem Grundfaße der Gleichförmigfeit würde nicht Ge: 
nüge geichehen, wenn Seder einen gleich großen Steuerbeitrag 
zu entrichten hätte, denn hiebei würde den Einzelnen ein 
überaus verfchiedener Grad von Beſchwerde auferlegt; für 
Einige wäre diefelbe faft unfühlbar, während Andere fchon 
empfindlihe Entbehrungen zu ertragen hätten. Die Gleich: 
heit der Beiträge läßt ſich zwar billigen bei Vereinen für 
irgend einen einzelnen Zweck, teren Mitglieder in Beziehung 
auf den Mifgenuß des. beabfichtigten Vortheild einander gleich 
zu achten find, aber nicht im Staate, der alle Lebendange: 
legenheiten nüher oder entfernter berührt und den ganzen 
Befig der Bürger fowohl an perfünlichen als fachlichen Guͤ⸗ 
tern befhügt und pflegt. Da ferner der zu erhebende Betrag 
nach der Abgabefähigkeit der mindeftbegäterten Claſſe beſtimmt 
wetden müßte, fo würde im Ganzen nur eine geringe unzu: 
reichende Einnahme zu Wege gebradht. Es kann folglich nur 
eine Verhältnigmäßigfeit beabfihtigt werben, die, 
wenn man die Bellimmung und dad Wefen der Steuern 
beachtet, auf doppelte Weiſe möglich ift, nämlich: 


, 
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I) nad dem Grade des Mitgenuffed an den Vortheilen 

der Staatöverbindung, 

2) nach der in den Vermoͤgensumſtaͤnden begründeten 

Beitragsfähigkeit. 
$. 252. 

Mehrere Schriftfteller haben fich zu dem Grundſatze befannt, 
daß die Steuern nad) dem Genuſſe der Staatsanſtalten 
abgemefferr werden follten (a). Hierzu hat die von Manchen 
angenommene Anficht beigetragen, nach welcher der Staat nur 
für eine Sicherheitsanftalt gehalten wird, weil man daraus 
foigerte, die Wirkungen der Staatsverbindung für jeden Genoffen 
ließen fich nach der Menge der ſchutzbeduͤrftigen Gegenftände 
bemeffen. Dagegen ſprechen nachſtehende Gründe: I) Die ein: 
zelnen Staatsanftalten find nur die verfchtedenen Lebensaͤuße— 
rungen eines organtjchen Ganzen, deffen höhere Weſenheit und 
Bedeutung bei einem folchen Zerreißen feiner Einrichtungen 
nicht erfannt wird. Das Verhältniß des Bürgers und Unter: 
thanen zum Staäte, der jenem die Außeren Bedingungen einer 
achtmenichlichen Eriften, und Entwidlung darbietet (b), fann 
nur willfürlich und unvollftändig in eine Menge von einzelnen 
Beziehungen aufgelöft werden, die doch genau unter ſich zu— 
fammenhängen. 2) Der Vortheil, den jeder Einzelne von den 
Staatdeinrichtungen zieht, läßt fich nicht ausmitteln. Denn 
wenn man auch jede unmittelbare Berührung und Benußung 
derielben berechnen wollte, fo wiirde Doch der nicht minder maͤch— 
tige mittelbare Einfluß der Staatsanftalten auf Sicherheit, Ge: 
werbthätigfeit, Bildung und überhaupt auf alle Seiten der 
bürgerlichen Wohlfahrt, z. B. der Schuß, den ſchon dad bloße 
Beftehen guter Geſetze und Gerichte gewährt, außer Acht bleiben. 
Fur alle perfönlihen Güter, die man dem Staate verdankt, 
fehlt es ganz an einem Bergleichungsmaaßftabe (ce). 3) Der 
Genuß der Staatsanftalten ift in vielen Faͤllen fo veränderlich, 
zufällig oder von der Handiungsweife des Einzelnen abhängig, 
daß man keine dauernde Verpflichtung aufihn gründen fann (d). 


(a) 3.8. Krehl a. a. O. — Kröncke, Grundſätze, S. 4. — v. Kre— 
mer, l, 720. — v. Jakob, Staatsfinanzw. I, „68. — v. Wotteck, 








(6) 


347 


in ber Kortfegung des Stantsrechte Der conftitutionellen Monarchie, 
I, 324. Deſſelben Oekon. Bolitif, ©. 287. (Der Verf. er: 
fennt aber tie Schwierigfeit ver Vollziehung dieſes Grundſatzes.) — 
gagean Schön, Grundſ., S. 6l. — Zachariä, Staatsw., 


Diele höhere Anfiht von der Beflimmung tes Staats if von Pla: 
ton, Ariftoteles unt Cicero an bis auf Fichte und Hegel 
häufig anerfannt wurden. “ 


(c) Krönde, a. a. D., räumt ein, dag ,man alle perjönlihen Vor⸗ 


(d) 


theile bei der Beiteuerung außer Betracht Laffen, und blos au’ den, 
tem Wigenthum gewährten Schutz Rückſicht nehmen , müfle; gegen 
jene Vortheile bringt er die persönlichen Xeinungen tes Bürgers, 
j. B. Ten Waffendienſt, in Anſchlag. Indeß iſt Diele Abrechnung 
willfübrlich. — Auch Thiers (Ueber das Gĩgenthum, d. v. Ober: 
mayer, 1818, ©. 183) achtet nur auf den Schutz, welchen ter 
Stant gewährt. 

Selbſt tie Bertbeidiger dieſes Steuermaaßſtabes haben darauf ver: 
zichret, ibn im Singelnen durchzuführen. Sie beſchränken fih Darauf, 
für die Bergütung der aus Tem Staatsverbande fließenten Vortheile 
ein allgemeines mittleres Verhältniß anzunehmen, welches fie in der 
Größe des Bermögenstefiges zu finden glauben. Auf Diefe Weite ge: 
langt man auf einem Umwege au dem im felgenten $. aufgeftellten 
Sape unt ed gereicht Temielben zu einiger Beilätigung, DaB auch 
ter Getichtspunet tes Schutzes für Habe und Grwerbathätigkeit gu 
ihm hinführt. Uebrigens liezt in tem Hinblicke auf ten Genuß ter 
jämmtlichen Staatseinrichtungen, der nicht fo ungleich fein fann ale 
tas bloße Vermögen, ein Berubigungsgrund Tür Den all, daß man 
nicht im Stante if, die Reichen Kanz in Dem Berbältnig ihres Beh: 
thums höher zu belaften als tie Viinterbegüterten. — Wine Berbins 
dung des Genuß: und Bermögenspiinciped vafuht v. Kremer, a 
a. O. S. 71 84 — Nach v. NRotted darf man fih, obſchon Tas 
Genußrrinciv richtiger fer, doch an das leichter ausführbare und 
wenig vershietene Bermöglichfeitsprineip halten, mit einzelnen Ab: 
änderungen in Hinlicht auf jenes, Oek. Bolitif, a. a. O. 


$. 253. 
Die Beichmerde und Entbehrung, welche von einer gewiffen 


Steuer verurſacht wird, beftimmt ſich nicht fchon allein auß der 
Größe der Eumme, fondern vielmehr aus der Werthmenge, 
welche fie für den Steuerzahlenden vorftelt Dieß hängt das 
von ab, wie viel andere Güter ihm noch übrig bleiben (a). 
Zwar ift bie individuelle Werthſchaͤtzung unerforfchlich und zur 
Beruͤckſichtigung bei der Umlegung der Steuern nicht brauchbar 
(1, $. 62), man fann aber im Allgemeinen annehmen, daß bei: 
laufig eine gewiſſe Geldſumme für den Beſitzer einen deſto 
höheren Werth hat. einen je größeren Theil ſeines ganzen ver: 
wendbaren Guͤtervorrathes fie ausmacht, weil er deſto werth⸗ 
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vollere Gegenftände für fie anfchaffen muß (I, $. 64), daß 
folglich Alle nicht etwa eine gleihe Summe, fondern einen 
gleichvielften Theil (Quote) des zu ihrer Verfügung beflimmten 
Süterbefißes ungefähr gleich leicht oder ſchwer entbehren werben. 
Die Belaftung dur die Steuern wird alfo am gleichförmigften 
und gerechteflen eingerichtet, wenn man fie nach den Ber: 
mögensumftänden der Staatöbürger abftuft. Die nad) die: 
fem Grundfaßge angelegten Steuern find zugleich in Hinſicht 
auf die Volkswirthſchaft die-unfchädlichften und weit mehr alö 
die Gebühren dazu geeignet, nach und nach vermehrt zu werden, 
während die Staatöbedürfniffe wachfen und die Ermerbeein; 
Fünfte der Negierung vermindert werden (b). 


(8) Die Unterfcheitung des concreten und Gattungsmerthes (I, $. #1) 
fintet bier eine wichtige Anwendung, nur daß hier jener nicht nad 
ten Smpfindungen, Gewohnheiten sc. der Individuen, fondern nad 
allgemeinen Erfahrungsſätzen angefchlagen wird. 

(6) Diefer Befteuerungsgrundfag if in Folge eines gewiſſen Gefühls 
feiner &erechtigfeit und Amedmäßigkeit von Bielen, auch ohne genü- 
genden Beweis, angenommen worden; 3. B. Boxhorn, Institutio- 

- nes politicae, Lib. I. c. 10. $. 18, Nr. IX.: In tributis aequali- 

tatis maxima habenda ratio, quae in eo potissimum versatur, ut 
par sit eorum ratio, ac paria hic onera sentiant, quorum in di- 
versis rebus positae sitaeque sunt opes. — N. Smith, B. V. 

- 6. 2 Nbth.2 niebt flatt einer eigentlichen Begründung nur Die Hin: 
deutung auf den Schuß bes Staates und die Achnlichfeit eines großen, 
von Mehreren gemeinfchaftli bewirthſchafteten Landgutes (Barve 
bat hier II, ZU eigenmächtig einen Sag eingeſchaltet). Auch Say, 
Hantb. VI, 44, äußert nur, es fei billig, daß Jeder im Verhältniß 
jeiner Ginfünfte heifteuere, „denn der dem Steuerpflichtigen geleiftete 
Dienft ift um fo wichtiger, je bedeutender feine Ginfünfte find.‘ — 
Den im $. angegebenen Hauptgrund bat fhon Craig bemerft, 
Srundzüge der Politik, II, 210. Bol. II, 6, 


§. 254. 

Dirie in dem Bermögendzuftande einer Perfon begründete 

Möglichkeit, ohne Nachteil für die Befriedigung der dringendſten 
Bedürfniffe Steuern überhaupt oder ein gewiſſes Maaß der: 
felben zugeben, heißt Steuerfähigkeit (Beitragsfähig- 
keit). Man kann daher den im vorigen $. aufgeftellten Grund: 
fag auch fo ausdrüden: Die Einzelnen follen von den Steuern 
im Verhaͤltniß ihrer Steuerfähigkeit getroffen werden. Bei den: 
jenigen Staatöbürgern, welchen die Steuerfähigfeit gänzlich 
fehlt, muß, fo lange dieß der Fall ift, die Steuerpflicht ald ruhend 
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angefehen werden, $. 250. Worin diefe Steuerfähigkeit der 
Einzelnen und des ganzen Volkes beſtehe und aus welchen 
Zeichen fie erfannt werde, dieß ift mit Hülfe volkswirthſchaft⸗ 
licher Kehren zu entwideln. Die Steuern dürfen nämlich die 
Sütererzeugung im Volke nicht fchmälern, die Erwerbung bed 
Nöthigften nicht hindern, dad Volksvermoͤgen nicht ſchwaͤchen 
und fomit auch die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerſtoͤren, 
8. 83. Dabei iſt es aber nicht hinreichend, bloß die Volks⸗ 
wirthfchaft im Ganzen ind Auge zu faflen, denn fie beficht aus 
einzelnen $amilienwirtbfchaften, aus deren Wohlfahrt fich der 
allgemeine Volkswohlſtand zufammenfest (I, $. 81.) und bie 
insgefammt auf gleiche Schonung Anfpruch haben. Nach diefen 
Rüdfihten muß man diejenigen Stellen in der Volkswirth⸗ 
fhaft auffuchen, von denen ein gewifler Steuerbetrag mit den 
geringften wirthichaftlichen Nachtheilen erhoben werden kann. 
Solche Bermögenötheile, aus denen die Steuern beftritten 
werben. Pönnen, d. h. deren man fich zum Theile entäußert, 
um den Steuerbetrag aufzubringen, werden Steuerquellen 
genannt und müfjen von denjenigen Gegenftänden unterfchie- 
den werden, nach welchen blos die Steuerfchuldigkeit jedes 
Einzelnen bemeffen und ausgefprochen wird, d. i. von den 
Steuergegenfländen (Öteuerobjecten) (a). Sind 
die Quellen richtig erkannt, fo hat man die Gegenftände fo 
zu wählen, daß jene in dem angemeflenen Verhaͤltniß ge: 

“ teoffen werden. „Häufig fallen beide zufammen. 
(a) Unpaflend bat man fie auch Steuerregulative genannt, 

$. 259. 

Der Befteuerte kann die Abgabe entweder aus feinen Ein- 
fünften oder aus feinem Stammpvermögen nehmen, 
I, $. 70. So lange es angeht, zieht er jened vor, um ben 
Stamm feined Vermögens zu fehonen, deſſen Verringerung 
nicht allein dem Einzelnen, fondern auch der ganzen Volks⸗ 
wirthfchaft fchädlich wäre. Der Vermögensftamm befteht aus 
vielerlei Sachgütern, welche größtentheild ſchon ihre befondere 
Beflimmung erhalten haben. Da der Regierung mit Steuern, 
die im diefen verfchiedenartigen Gütern entrichtet würden, nicht 
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gedient ſein koͤnnte, ſo muͤßte der Eigenthuͤmer, wenn er aus 
dem Vermoͤgensſtamme eine Steuer beſtreiten wollte, den— 
ſelben theilweiſe in Geld umſetzen. Dieß zoͤge ſchon Verluſt 
nach ſich, auch wuͤrden die Beſtandtheile dieſes Stammes, ſo 
weit es thunlich iſt, zu anderen Arten des Gebrauches verwendet 
und dabei haͤufig einer ſchnelleren Verzehrung preisgegeben 
werden. Bei den Grundſtuͤcken iſt dieß nicht moͤglich, ſie 
muͤßten alſo bei einer Beſteuerung des Stammes wiederholt 
veraͤußert werden und ein ſolcher beklagenswerther Wechſel des 
Beſitzes würde die gute Benutzung der Grundſtuͤcke überaus er- 
ſchweren, zugleich aber ihren Preis mehe und mehr verringern. 
Eine Verminderung der Sapitale ift höchft verberblich (a), 
weil fie eine Abnahme der Production, des Volkseinkommens 
und der Hülfsmittel zur Befchäftigung der Arbeiter bewirkt (b). 
Man würde zunähft einen Theil der umlaufenden Capitale 
zur unproductiven Verzehrung herüberziehen, z. B. die Sum: 
men, die man biöher auf Arbeitslohn und Anfchaffung von Roh: 
floffen verwendete, ſodann auch die Ergänzung der ftehenden 
unterlaffen oder dieſe felbft angreifen, z. B. den Viehſtand. 
Auf diefe Weiſe müßte mit der Verarmung des Volkes eine 
Abnahme der Steuerfähigfeit eintreten, Durch welche auch die 
Regierung ihre Hülfsquellen von. Jahr zu Jahr mehr dahin 
fhwinden füähe. Schonung des Capitales eined 
Volkes ift alfo eine nothwendige Anforderung 
an jedes Steuerfyflem. . 


(a) Tieß gilt nicht bloß von den wahren volfswirtkfchaftlichen Garis 
talen, fondern aud von den verzindlichen Forderungen der Privat: 
perſonen, Die man im gemeinen Xeben chenfalld Gapitale nennt 
U, $. 83), denn dieſelben fönnen nicht ohne Schmälerung jener 
aurüdgezogen und verzehrt werden. | 

(5) Wenn der Grtrug der Steuern für Staatsdienfte innerhalb tes Lau: 
bes angewantt wird, fo entiteht zwar einiger Erſatz für ten legt 
enannten Nachtheil, aber doch fein genügenter, weil die zu dieſem 

ehufe auszugebenden Sunmen aus tem fortiwvährend verminderten 
Bütererzeugniß aufgebracht werden müflen. 


$. 256. 
Eine auf die Genußmittel (1, $. 51.) fallende Steuer 
iſt zwar weniger fchädlich, und es befinden fich unterjenen manche 
leicht entbehrliche Gegenflände, Deren Verminderung. eine der 
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geringften, von den Steuern überhaupt verurfachten Befchwer: 
den fein würde. Gleichwohl ift eine ſolche Steuer ebenfalls 
mangelhaft, denn 1) fie ift nicht nachhaltig, weil fie die Genuß- 
mittel, zuerft die leicht entbehrlichen, fodann auch die werth: 
volleren, nach und nach aufzehrt. 2) Hiebei verlieren die Be: 
ſteuerten mehr, als die Staatdcaffe gewinnt, indem bei vielen 
Gütern, die nicht gleich gut zu einem productiven Gebrauche ge: 
eignet find, eine Veräußerung, allenfalld fogar außer Landes, 
oder der Verbrauch zu einem anderen Zwede, ald zu dem fie 
beftimmt jind (a), nöthig würde, wobei man die Anſchaffungs⸗ 
foften nicht ganz vergütet erhält. 3) Manche Arten der Ge: 
nußmittel find bald für Die Einzelnen, bald fir die bürgerliche 
Geſellſchaft von ſolchem Werthe, daß ihre Verringerung zu be: 
dauern fein würde, 5. B. Sammlungen für Zwecke der Wiſſen⸗ 
ſchaft, der fehönen Kunft oder des Gewerbfleißes. Eine Unter: 
ſcheidung von Claſſen in diefer Hinficht wäre fehr mühlam, eine 
unbedingte Belaftung aller Genußmittel ſchaͤdlich. 4) Die ein: 
zelnen Genußmittel’ find ferner von fehr ungleicher Dauer. Die: 
jenigen, welche langfam abgenugt werden, würden von einer 
regelmäßigen Beſteuerung wiederholt ergriffen und verringert, 
die fchnell verzehrbaren dagegen ihres wechfelnden Vorrathes 
wegen zum Theile gar nicht getroffen werden. Eine folche 
Steuer würde einen Antrieb geben, mehr auf Güter der letz⸗ 
teren Art zu verwenden, welches offenbar nicht vortheilhaft 
wäre. — Hiezu fommt, daß man felten einen großen Vorrath 
von Genußmitteln bei geringem Einkommen, häufiger das 
Gegentheil antrifft. Befteuert man daher die Einfünfte, was 
viel leichter ift, fo werden die zur Erganzung der Genußmittel 
beftimmten Summen mit getroffen und es wird eine befondere 
Belegung der letzteren überflüfjig. 


(a) 3. ®. wenn eine Münziammlung oter ein metallenes »unſtwerk 
eingeſchmolzen oter ein fchönes Hausgeräth als Brennholz verbraudt 
werden müpte. 


. 257. 


Die gefhilderten Unbequemlichkeiten und Nachthrile fallen 
hinweg, wenn die Steuern aus den regelmäßig wiederkehrenden 
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apuen neuer Vermoͤgenstheile gejchöpft werden. Der ge: 
am oder rohe Ertrag einer Erwerbsart (I, 8. 70) iſt 
ade ſchon zur Steuerquelle tauglich, weil von ihm nothwendig 
ee Die Erwerbskoſten beftritten werben müffen, melde man 
nach ihrer Erflattung immer wieder von Neuem für den naͤm⸗ 
lichen Zweck aufzumenden pflegt. Wenn die Steuern dieſen 
Koftenerfag nicht verfchonten, fo wäre die Kortdauer des Er: 
werbes in feiner biöherigen Ausdehnung gefährdet und hiermit 
die Steuerfähigkeit bedroht. Die Steuern koͤnnen daher fort: 
dauernd nur von Demjenigen Theile des Ertraged genommen 
werden, welcher dem Empfänger deſſelben übrig bleibt, nad: 
dem die des Erwerbes willen erforderlichen Ausgaben an an: 
dere Perfonen und: die-nöthigen Verzehrungen ſchon vorhan:, 
dener Sachgüter erfeßt „worden find, fo daß ber Weberreft zur 
Verfügung des Eigenthuͤmers ſteht und von ihm für perfönliche 
Zwede des Nutzens und Vergnügend oder zur Vermehrung des 
Stammvermögend verwendet werben kann, d. b. von den Ein: 
fünften oder dem Eintommen. 1, $. 70. Nr. 8. Müffen 
ber Steuern willen diefe Verwendungen eine Einfchränfung er: 
leiden, fo hat man doch die Beruhigung, daß der Fortgang ber 
Wirthſchaften nicht gefährdet wird und daß die Vortheile, Die 
man mit den Steuern erfauft, die Aufopferung auf Seite der 
Steuerpflichtigen überwiegen. Demnach beruht die Steu: 
erfähigfeitderBürgervorzüglih aufihrem Ein: 
tommen, und nach welchem Maaßftabe auch immer zunaͤchſt 
die Steuerfchuldigkeit auögefprochen werden mag, fo müffen 
bie Steuernfo viel als moͤglich nah dem Berhält: 
niß des Einkommens vertheilt werden. Es ift dieß 
neben den beiden früher erklärten ($. 250.) der dritte 
Hauptgrundfas des Steuerwefens, und von feiner Durch⸗ 
führung wird vornehmlich die Vollkommenheit der Steuer: 
theorie, fo wie ded Steuerwefens in jedem Lande bedingt (a). 


(a) 8. Smith hat diefen Eag ter Steuertheorie zu Grunde gelegt 
und mit ber Lehre von den Zweigen des Ginkommens in Berbin: 
dung gebradht. Br geht davon aus, dag die Steuern nur aus den 
3 Quellen aller Ginfünfte, Grundrente, Bapitalgewinn und Arbeits: 
lohn, herfliegen können (II, 2t0.), und zeigt Ipäter, wie ber Ar: 
beitslohn die auf ihn gelegten Eteuern abmwälze ıc. 
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$. 258. 

Die Einkünfte der Bürger laffen fih, mit wenigen uner- 
beblichen Ausnahmen (a), in vier Abtheilungen bringen, von 
denen zwei, die Grund: und Gapitalrente, lediglich den 
Befiß eines werbenden Vermögend, zwei andere, Lohn: und 
Gewerbsverdienſt, bie Arbeit des Empfängers voraus⸗ 
fegen. Aus diefen beiden Zweigen muß vor Allem der Unter: 
halt des Lohnarbeiterd und Gemwerböunternehmerd beftritten 
werden und zwar nach bemjenigen Bedarfe, welcher durch die 
Natur der einzelnen Verrichtung, 5. B. den Sit derfelben, die 
erforderliche Lebensweiſe u. dgl. beflimmt wird. Der Ueber: 
ſchuß über diefen Unterhaltöbebarf ift reines Einfommen, wie 
es jene Renten ebenfall3 faft ihrem ganzen Betrage nach find, 
1,8. 71.6). Nur das Poftenfreie oder reine Einkommen in 
biefem Sinne follte von den Steuern getroffen werben, Arbeits: 
lohn und Gewerböverdienft aber dürfen nicht nach ihrem ganzen 
(rohen) Betrage, fondern nur nach Abzug des Unterhaltss 
bedarfed befteuert und muͤſſen daher anders behandelt werden 
als die Renten, bei benen ein folcher Abzug nicht gefordert 
werden Fann, weil fie feine Arbeit des Empfängers voraus: 
feßen. Daher find Grunds und Gapitalrente weit ergiebigere 
Steuerquellen, ald Lohn und Gewerböverdienft. 

(a) Arme, Gefangene x. 


$. 259. 


Segen diefen Satz hat man eingewendet, die Rentenem: 
pfänger müßten doch auch leben und alle dringenden Bebürf: 
niffe der Familien hätten auf billige Berüdfichtigung bei der 
Steueranlegung Anſpruch (a). Dierauf läßt fih aber erwidern: 

1) Der Rentner fteht gegen den Lohnarbeiter und Unter: 
nehmer fehr im Vortheil, denn er ift Herr feiner Zeit, kann 
feinen Neigungen leben ober fich aud irgend einer Befchäftigung 
eine andere Einnahme verichaffen, 3. B. im Staatödienfte oder - 
aus einem Gemwerbögefchäfte, wozu ihm fein Vermögen gute 
Gelegenheit eröffnet (d). Unterläßt er dieß, fo ift er zwar in 


feinem Rechte und kann für die Geſellſchaft noch a mancherlet 
Nau, pol. Dekon. Ite Ausg. LI. 
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Weiſe nüglich werden (I, $. 336.), aber er hat mwenigftend 
keinen Anfpruch darauf, daß fein Unterhalt wie Erwerbskoſten 
behandelt werde. Wollte man ihn unbilliger Weife jenen beiden 
arbeitenden Claſſen gleich ſetzen, fo hätte dieß auch den Nach⸗ 
theil, den Reiz zum unthätigen Leben zu verftärken. 

2) Der Unterhaltöbedarf hat fein feftes, beflimmted Ber: 
bältniß zur Rente, wie er ed zum Lohne und Gewerbögewinne 
darum hat, weil Diefe ein gewiſſes Maaß von Arbeit, alfo einen 
gewiſſen förperlichen und flandeömäßigen Bedarf des Ar- 
beiterö oder Unternehmers erheifchen. Der Rentner kann ſich 
in Wohnort und Lebensweiſe nach feinem Einfommen richten. 
Seine Bedürfniffe Hängen nur von perfänlichen Umfländen, 
Erziehung, Gewohnheit ıc. ab, und wenn eine gegebene Ein 
nahme zufällig für den Einen ungenügend, für den Anderen 
ſchon reichlich iſt, fo wäre es nicht gerecht, wenn man bier: 
nach gleiche Rentenbezüge ungleich befteuern wollte (c). 

3) Die Renten find wegen ihrer Einträglichfeit und der 
Ahnung einer größeren Steuerfähigkeit bei den Rentnern fchon 
längft ftärker befteuert worden, es ift folglich im Allgemeinen 
als vorbedachter Entfhluß zu betrachten, daß viele Perfonen 
dennoch bloß von ihren Renten zehren. Nurbiejenigen Familien, 
Die zum Arbeitöerwerbe unfähig und auf eine fpärliche Rente 
ausſchließlich angewieſen find, verdienen einige Rüdficht (d). 

4) Da die Steuern in feinem Falle die reinen Einkünfte 
ganz verfchlingen werden, fo bleibt ben Rentnern immer 
noch der größere Theil für ihre Bebürfniffe übrig. 

(a) Nach Krönde (Grundfäge einer ger. Beſteur. S. 10 fl.) follen die 
Steuern nad der ganzen Binnahme, ohne Abzıg von Xebens: und 
Standesbedürfnifien, auferlegt werden, weil jene, nicht blos das reine 
Binfommen, unter dem fhügenden Ginflufe ver Staategewalt bes 
zogen wird. Er bedient fidy der undeutlichen und entbehrlichen Aus⸗ 
drüde: pofitives und relatives Bermögen und Ginfommen. — 
Nah Schön (Grundſaͤtze, S. 57) foll man dagegen nicht blos Die 
Erwerbskoſten, fondern auch ‘den Unterhalt unt einen kleinen Spars 
pfennig bei der Befleuerung frei laſſen. — Neerlih if haupt: 
fählih von K Murhard der Sag ausgeführt worden, daß nur 
das von dem Dr. fogenannte fubjective reine Einfommen, d. 5. 
basjenige, von weldyem der nöthigfle Unterhalt des Empfängers abs 
gezogen fei, befteuert werten türfe, nicht das objective reine, 


. B. die ganze Grund- und Gapitalrente, f. defien Theorie und 
Zonit der Beſteuerung, S. 438, 447. — Nach von Rotteck 


“ (DOefen. Bolitif, ©. 294) hat Niemand einen. rechtlichen Anſpruch 
auf Freilaſſung Tes Unterhaltes, beim Reichen foll diefe unterbleiben 
und nur dem Dürftigen durch Nachlaß geholfen werden. Der Bers 
faffer unterfcheidet tohes und reines Ginfommen nicht. 

(6) Die Rente muß nicht gerade müßig verzehrt werden, fie fann auch 
dazu dienen, Wrbeitern and Unternehmern, denen fie zufällt, mehr 
Lebensucnuß zu gewähren, oter @riparniffe zu machen. 

(ec) Eine Perſon fünnte in veıschiedenen Ländern oder Gegenden Renten 
bejiehen und demnach ſogar auf mehrfachen Abzug der Unterhal- 
tungsloften Anſpruch maden. — Murhard verlangt mur, daß der 
abſolute Bedarf des Steuerpflichtigen und feiner Familie frei bleibe. 
Hierbei if wenigſtens tie Größe der Familie ein fehr zufälliger Um⸗ 
ftand, und abgefeben bievon wäre es eine lingererhtigfeit gegen ben 
Arbeiter, der z. B. 600 fl. verdient, wenn er foviel feuern follte, 
als der, deſſen Rente gleihe Summe ausmacht. 

(4) Meber die Streitfvage, vb Die Steuer einen gleihbleibenden 
oder einen mit Der Groͤße des Binfommens fleigenden Theil def: 
felben (progreffive Steuer) ausmachen folle, f. 8. 400. Bei 
der Befteuerung des rohen Arbeits: und Gewerböverdienftes ift biefe 
Einridtung nothiwendig. 


$. 260. [259.] 

Die naͤchſten Folgerungen aus vorflehenden Sägen find 
nachftehende: 

1) Das reine Einfommen eines Volkes ift die Quelle, auß 
der ſaͤmmtliche Steuern gefchöpft werde müffen, fo wie daraus 
überhaupt alle diejenigen Verwendungen zu beftreiten find, 
welche nicht zu den Hervorbringungsfoften gerechnet werden 
Eönnen. Die Steuern dürfen aber diefes Einfommen nicht 
aufzehren ($. 34.), weil fonft für viele darauf angemwiefene 
Privatzwede, namentlich für den Unterhalt der Rentner und 
vieler Dienftleiftenden nichts übrig bliebe, alfo ein Theil des 
Volkes in Armuth geftürzt, dad ganze Privatleben aber jedes 
behaglichen Gütergenuffes beraubt und von der ängftlichen Sorge 
um Erwerb und Einfchränfung der Bedürfniffe verfümmert 
würde. Den wievielften Theil des reinen Volfseinfommend die 
Steuern verichlingen dürfen, dieß fann nicht in einer allgemei: 
nen Regel auögefprochen werden (9. 39.), was ſchon daraus 
erhellt, daß eine Quote, die in dem einen Lande in Folge län 
gerer Gewohnheit wohl ertragen wird, in einem anderen, wo 
bisher eine niedrigere beftand, empfindlichen Drud äußern fann. 

2) Auch alle Bolköclaffen, die Bewohner eines jeden Lan: 


beötheiled und alle Einzelnen follen nad) Maaßgabe ihres reinen 
23* 
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Einkommens fteuern, und zwar des ganzen Betrages deffelben, 
denn bie Gerechtigkeit fordert, daß kein Theil deffelben unbes 
feuert bleibe. 

3) Die einzelnen Zweige des reinen Bolkseinkommens follen 
ebenfalls gleichmäßig von den Steuern getroffen werden. 

4 Man kann flatt des reinen Einfommens auch den 
reinen Ertrag, die Eoftenfreie Frucht eines gewiflen Er: 
werbömitteld, ald die Quelle und das Maaß der Vefteuerung 
annehmen, benn jene beiden Begriffe flehen in genauer Vers 
fnüpfung. Die Summe des Reinertraged in einem ganzen 
Volke ift mit dem reinen Volkseinkommen einerlei Größe, nur 
obiectiv, ohne Rüdficht auf die Empfänger gedacht. Das jähr: 
liche reine Einfommen einer Perfon kann den SReinertrag 
mehrerer Erwerbögelegenheiten in fich fchließen, es fann aber 
auch ein einzelner NReinertrag mehreren Perfonen ein reines 
Einfommen gewähren, wie 3. B. der reine Ertrag eines Se: 
werbed an den Unternehmer, den Gapitaliften und die Ar: 
beiter gelangt. 

$. 261. 


Da jedes reine Einfommen eine Steuer tragen kann und 
fol, fo macht die Entftehungsart deffelben Eeinen Unterfchied, 
und dad abgeleitete Einfommen ift gerade fo wie das ur: 
fprünglice (I, $. 251.) zu behandeln. Dieß zieht die be: 
merkenswerthe Folge nach fich, daß eine und Diefelbe Güter: 
maffe zweimal befteuert werben kann, nämlich bei zwei ver: 
fhiedenen Empfängern nach einander, wenn fie für jeden 
derſelben reines Einkommen if. Was 3.3. die Grund: und 
Gapitalbefiger für die Dienfte des Arztes, Lehrers, Künftlers, 
Anwaltes u. dgl. bezahlen, dad wird aus dem reinen Ein: 
fommen der erfteren beftritten. Werden nun die Dienftleiften: 
den reichlich genug bezahlt, fo kann ein Theil ihres Einfom: 
mend wieder ald rein angefehen werden und begründet, 
obgleich e3 ein abgeleitetes if, Doch unzweifelhaft die Steuer: 
fähigkeit ber Empfänger (a). 


(a) Es würde auch in der That ſchwer fein, eine ſolche Unterfcheitung 
bei der Anlegung ter Steuern zu berüdfidhtigen, weil die Graͤnz⸗ 
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$. 262. 

Die Steuerforberung richtet fih zunächft gegen die im 
Staate Icbenden Perfonen wegen ihre Einfommens und in 
Gemaͤßheit deffelben. Weil man indeß ein leicht kenntliches 
Außerliches (objectived) Maag der Steuerpflicht aufftellen muß, 
um die Willführ bei der Erhebung zu befchränfen, fo wird die 
Eteuer meiftens auf gewiffe Gegenftände ($. 254.) gelegt, 
bie man entweder, wie bei rentetragendein Vermögen, ald Ur: 
ſache, oder wenigftens, wie bei manden Genußmitteln, als 
Kennzeichen eines reinen Einfommens anfehen ann. Ferner 
gewährt ed bei unbeweglichen Vermögen, deſſen Eigenthümer 
entfernt fein fann, eine große Erleichterung, wenn man die 
Abgaben von dem Beſitzer fordert und ihm überläßt, fich von 
jenem ſchadlos halten zu laſſen. Deßhalb fcheint die Regie⸗ 
rung bei der Steuerforderung fich bisweilen an die Ver: 
mögenötheile felbft zu halten und die Perfönlichkeit ihrer 
Gigenthümer aus dem Gefichte zu verlieren. Doch muß man, 
ſich fletö erinnern, daß nicht die Sachgüter an und für fich, 
fondern die Bürger in Bezug auf jene befteuert werben follen. 
Die bequemere Einziehung von dem jededmaligen Inhaber 
gewiffer feuerbarer Gegenftände ift daher nur infoweit zus 
käffig, ald dabei eine gute Vertheilung ber Steuer unter 
diejenigen, welche von berfelben getroffen werden follen, zu 
erwarten if. Diefe unmittelbare Befleuerung- der Gü:> 
terquellen nad, ihrem Reinertrage kann alfo da angewen⸗ 
det werden, wo fie in ihren Wirkungen mit der Belegung 


des reinen Einkommens der Steuerpflichtigen übereintrifft (a). 


(a) ei hierüber Nebenius, Der öffentlihe Credit. I, 242. — 
Schön, Bruntf. ©. 66. 60.— v. Rotted, Deton. Polit. S. 208. 


‘6. 263. 
Nach den bisherigen Erörterungen läßt ed fich leicht ent: 
fcheiden, welche Perfonen im Staate fleuerpflichtig feien. Dieß ift 
1) bei den einzelnen Staatöbürgern, die im Ge: 
nufje eined eigenen reinen Einkommens find, fogleich außer 


Zweifel (a); 
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2) bei Gefellfhaften, deren Mitglieder einen Gewinn 
aus dem eingelegten Vermögen beziehen, 3. B. Bergmerks- 
oder Bank:Unternehmungen, ift die Befteuerung des Keiner: 
traged, Der entweder unter die Mitglieder vertheilt, oder zu 
neuer Anlegung zurüdgelegt wird, ebenfalls unbedenklich, 
und derfelbe kann bei der Gefellfchaft im Ganzen weit leichter 
getroffen werden, ald bei den Einfünften der Theilnehmer; 

3) Semeinheiten (Gorporationen), 3. B. Gemeinden, 
Univerfitäten, Elöfter und andere Kirchengefellfchaften dürfen 
mit einer Steuer belegt werden, wenn fie im Befige eines 
rentetragenden Stammovermögend find. Denn wenn auch die 
Steuer eine Vermehrung der Gemeindeumlagen nöthig macht, 
fo wird hiedurch nur ein Theil des Nutzens aufgezehrt, den 
das Einfommen der Gemeinheit den Mitgliedern gewährt und 
fie befinden ſich noch in befferer Lage, als die Genoffen einer 
unbegüterten Gemeinheit. Wären feine Umlagen anmendbar, 
wie 3. B..bei Clöftern, fo träten diefelben Verhaͤltniſſe ein, 
wie bei Stiftungen. Haben aber folche Corporationen, wie 
viele Handwerközünfte und manche Gemeinden, feine anderen 
Hütfsmittel, als die Beiträge der Mitglieder, fo können fie 
nicht befteuert werden, weil dieſe Beiträge lediglich eine Ver: 
wendungdart der ſchon belafteten Privateinfünfte bilden. 


(a) Nah einem anerkannten Gruntfage_gebört bierher auch das Staates 
oberhaupt in Anſehung desjenigen Vermögens und Ginfommens, 
weldhes ihm micht zufolge feiner Regenteneigenſchaft, fondern aus 
irgend einem Brivattitel zufteht. v. Kremer, Dauftell. des Stw, I, 75. 


$. 264. 


4) Die Steuer von einem Stiftungsvermögen läßt 
ih, da die Renten diefes Vermögens nicht durch Beiträge er: 
gänzt werben können, nur fo aufbringen, daß man die für den 
Stiftungszwed beflimmten Ausgaben befchräntt (a). Die ift 
im Allgemeinen der mit jeder Steuer verbundene Nachtheil, der 
in den nüglichen Wirfungen der Staatdaudgaben feine Ver: 
guͤtung findet. Er ift da am geringften, wo die Beflimmung 
einer Stiftung fein gewiſſes Maaß des Bedarfes in fich ent: 
halt, vielmehr der Aufwand je nach den vorhandenen Mitteln 


— 
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eingerichtet werben kann. Bei ſolchen Stiftungen aber, beren 
Gegenftand in die Staatözwede fällt und daher eine Staats: 
ausgabe rechtfertigen würde, ift eine Steuerbefreiung Dann 
zu rechtfertigen, wenn die Einkünfte nur gerade zur Dedung 
bed genau beſtimmbaren Bedarfes hinreichen. Es wäre ein 
Umweg, eine Steuer zu fordern und etwa wieder mit einem 
Staatözufchuffe nachzuhelfen. Wenn nun gleich die Steuer: 
pflicht der Stiftungen ald Regel audzufprechen ift, fo follte 
doch beim nachgewieſenen Eintreten der eben bezeichneten Um: 
fände eine Ausnahme zugelaffen werden, die wieder vorüber: 
gehend im fchwierigen Zeitverhältniffen hinwegfallen fann (b). 
(a) Es ae denn fchon ein Ueberfchuß über dieſe Ausgaben vorhan⸗ 
den fein. 
(5) Diele Säge beziehen fi hauptfächlich auf firhliche und Wohlthätigs 
feitöftiftungen. Die Steuerpflicht eines reichlichen, tie Berürfnife 
der Seelforge überfleigenten Rahenvermögens it nicht zu bezwei⸗ 
feln. — Stephant, Dürfen Stiftungen befleuert werden? Augsb. 
1810. — Harl, Hantb. I, 533. — Die Großh. heſſ. Berordn. v. 
1809 und 1811 laſſen bei geiftlihen Stiftungen den Beweis zu 


daß fle, wenn fie fortwährend befleuert wurden, ihren Zwed ni 
mehr erfüllen Könnten, GCigenbrodt, Handbuch II, 63. 


— 


$. 265. 


9) Eine Beſteuerung ded Domänen: und Regalien: 
Ertrages ift im Allgemeinen eine unnüge Foͤrmlichkeit, 
denn diefer Ertrag bat Feine andere Beflimmung als die 
Steuern felbft und fliegt mit diefen in der Hauptftaatscaffe zu: 
fammen. Zwar muß man, wegen des nach dem Steuerfuße 
umzulegenden Beitraged zu den Semeindelaften, ben Steuer: 
anfchlag jener Einkünfte ausmitteln, aber die wirkliche Entrich- 
tung läßt man am beften bis zu einer Veräußerung beruhen (a). 
Eine Audnahme tritt ein a) wo die Trennung einer Kammer: 
und Steuercaſſe befteht ($. 92.), weil hier die Domänenein: 
fünfte zu einer anderen Verwendung beflimmt find (b); 
b) bei Steuern, welche fih genau nach der Menge von Er: 
zeugniffen richten und den Koftenfaß derfelben in einem feft: 
fiehenden Verhaͤltniß erhöhen, fo daß durd die Steuerfreiheit 
ein Staatögewerbe begünftiget und den Privatunternehmern 
das Mitwerben erfchwert würde. Dieß ift nicht wohl bei ben 
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Landgütern der Fall, weil der Preis der rohen Stoffe fich nicht 
nach dem Koftenbetrage einzelner Verkäufer abändert, eher 
könnte es bei Gewerks- und Handeldunternehmungen eintreten, 
wenn z. B. ein Hüttenwerk des Staates von dem Einfuhrzolle 
für einen wichtigen Verwandlungsſtoff, wie Gußeilen, zum 
Nachtheil ver Privathütten befreit würde, oder eine Domänen: 
brauerei feinen Bierauffchlag zu entrichten hätte (c). 


(a) Borfchriften, wie die Steueranfhläge von den bad. Domänen bei 
den Domänenverwaltungen bereit gebalten werben follen, bei Weh⸗ 
rer, Kam.sDom.:Apm.. S. 156. Def. Initeuction, ©. 8l. 7 

(5) Su den allgemeinen Meihsfteuern in Deutfchland mußten nad ben 
Meichögefegen die Lantesfürften aus ihren Rammergütern beitragen. 
Pfeiffer, Geſch. der landſtänd. Verfaſſung in Kurhefien, S. 60. 

(ec) Bergl. (du Thil) Ueber Befteuerung im Großh. Hefien. $. 2. 


. 266. 


6) Auch Fremde werden häufig bei der Beſteuerung ge: 
troffen, und zwar a) zufällig, wenn fie fich in einem Ver⸗ 
bältniß befinden, an welches eine Steuerfhuldigfeit der Staats⸗ 
bürger geknüpft ift, 3. B. wenn fie Waaren kaufen, in deren 
Preife eine vom Verkäufer vorgefchoffene Steuer mit begriffen 
ift (a), oder wenn fie Grundeigenthum innerhalb des Staats⸗ 
gebieted an ſich bringen. Diefe fih von felbft ergebende Theil: 
nahme der Ausländer ift gerecht, weil denfelben doch theilweife, 
während ihred Aufenthaltes oder durch ihr Eigenthum, bie 
Staatdeinrichtungen zu Gute kommen; b) abfidhtlid, in, 
dem den Fremden, die im Staatögebiete irgend einen Vortheil 
in Anfpruch nehmen, eine befondere Art von Abgaben haupt: 
ſaͤchlich zur Gleichſtellung mit den Einheimifchen abgefordert 
wird, z. B. Gewerböfteuer von Handelsreiſenden. 

Diefe Entrichtungen find zwar infoferne feine wahren Steu⸗ 
ern, als fie nicht. von Staatsbürgern herrühren ($. 247) und 
nur bei der Benußung einzelner, von der Regierung dargebo⸗ 
tener Bortheile gegeben werden, indeß find fie den eigentlichen 
Steuern übrigens fehr ähnlich und dienen zum Theile zur Er⸗ 
gänzung derfelben, weshalb man fie indgemein zu ihnen rechnet. 
Bei den befonderen auf die Ausländer gelegten Abgaben ift es 
rathfam, fie mäßig und frei von läftigen Erhebungdformen ein: 
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zurichten, um ben Verkehr zwifchen den Ländern nicht zu 
hemmen und die Fremden nicht von dem Gebraude der be: 
fleuerten Leiftung abzuhalten. Hierher gehört z. DB. der 
Durchgangszoll. 

(0) Bei den Ausfuhrzöllen läßt ſich gar nicht allgemein befimmen, ob 


fie auf die Ins oder Ausländer fallen, denn dieß hängt von dem 
Mitwerben ab. 


2. Hauptftüd. 
Die vollewirtbfchaftlichen Wirkungen der Steuern. 


—— * 


. 267. j [268.] 
Die Unterfuhung diefer Wirkungen und zwar fowohl ber 
allgemeinen und nothwendigen, ald der von gewiflen Umftänden 
bedingten und vermeidlichen, iſt eine der wichtigften Aufgaben 
der Steuertheorie; es können aber im allgemeinen heile ders 
feiben (1. Abthlg.) nur die Grundzüge gegeben werden, welche 
dann bei jeder einzelnen Art von Steuern, und bisweilen ſelbſt 
wieder bei einzelnen Arten ihrer Anlegung weiter ausgefuͤhrt 
werden müflen. Es ift hiebei ſowohl die Wirkung auf die Be: 
fleuerten, als auf Die Verzehrung und Erzeugung von Gütern 
innerhalb des Landes überhaupt zu beleuchten. . 
In den meiften Fällen kommen die Ausgaben der Bürger 
für perfönliche Zwecke den Einfünften derfelben gleich (a). Die 
Einführung einer Steuer nöthiget dann den Befleuerten, feine 
Ausgaben und folglich feine Genüffe zu befchränten, er empfindet 
aljo eine Entbehrung oder doch eine unangenehme Störung in 
feinen gewohnten Verwendungen, wenn gleich dieſe Befchwerde 
durch die mit Hülfe der Steuern zu Wege gebrachten Vortheile 
der Staatdeinrichtungen reichlich aufgemogen werben mag (b). 
Aber felbfi wenn der Befleuerte diefe Vergütung als zureichend 
anerkennt, und noch mehr im entgegengefeäten Kalle fühlt er 
fi angetrieben, der von den Steuern verurfachten Schmälerung 
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feined biöherigen Aufwandes zu widerſtreben und zwar befto 

eifriger, je flärfer die ihm zugemuthete Entbehrung ift. Diefes 

Streben, die in den Steuern liegende Befchwerbe abzumenben 

(Reaction) kann auf doppeltem Wege einen Erfolg herbeiführen: 
1) durch Vermehrung der Thätigkeit und der Leiflungen, 

aus denen die Einkünfte entipringen, $. 268. 

2) durch Veränderung in den Preifen, damit die Steuer: 

laft auf andere Perfonen hinübergewälzt werbe, $. 269. 

(a) Bleibt von den @infünften ein Ueberſchuß, den man zurüdlegt, fo 
wird Durch die Steuer zunachſt diefe Erſparniß angegriffen. 

(d) Wan fann das Steuerzahlen einen erzwungenen Anfauf perjörllicher 
Güter mit fachlichen nennen. Se vollfommener die von der Regie: 
rung beranftalteten perjönlichen Güter find und fe richtiger der 
Steuerpflichtige fie zu fchägen weiß, beflo mehr nähert fih jener 
Kauf einem Feimwilligen. — Ueber bie irrigen Borftellungen, nad 
welchen man wegen des Zurüdfließens der Geldfummen in das Bolf 


das Dafein dieſes Uebels ganz in Zweifel zog, f. $. 29 ff. unp 
Murhard a. a. O. ©. «00, “ zog 


$. 268. [267.] 

Wenn ed den Befteuerten gelingt, ihre Einnahmen durch 
erhöhte Zhätigkeit um den Betrag der Steuern" auszubehnen, 
fo haben dieſe feinen anderen Nachtheil, ald daß die Steuer- 
pflichtigen etwa ein größeres Maaß von Zeit und Kraft auf: 
wenden müflen. Kann die Gütererzeugung in allen Zweigen 
vergrößert werben, fo wird in dem Volkseinkommen die durch 
die Steuern entflehende Luͤcke wieder erfegt. Dffenber kann 
Diefer Erfaß nicht fchneller zu Stande kommen, als es die beffere 
Benugung des vorhandenen Gapitald und die Anfammlung 
neuer Gapitale möglich macht. Eine allmälige Erhöhung der 
Steuern, befonders wenn biefelben gut vertheilt find, vermag 
allerdings einen Antrieb zu einem folchen gefteigerten Gewerbs 
fleiße zu geben und die Steuerfähigkeit nach und nach auszu⸗ 
dehnen; Rentner treten in die Reiben der Arbeiter ein, Die 
Unternehmer werden betriebfamer, die Arbeiter fleißiger und ge: 
fchieter und die-Hüterquellen erhalten eine beſſere Benugung. 
Diefe Erfcheinungen haben in neuerer Zeit ohne Zweifel beiges 
. tragen, die verftärfte Steuerlaft erträglicher zu machen (a). 
Indeß darf man hierauf nicht ficher bauen. Biele Steuer: 


. 





363 


pflichtige find ſchon fo fehr angeftrengt, daß fie nicht mehr 
teiften tönnen, Anderen fehlt ber Abfab oder die Befchäfs 
tigung oder das Capital ꝛc., daher läßt fich nie vorherfehen, 
wie meit diefe günftige Wirkung der Steuern gehen werde (b). 


(a) M. Gultoch (Taxation, S. 610) ſchlaͤgt diefe Wirkung hoch an 
und glaubt, ohne den Krieg und die erhoͤhten Steuern würde das 
Capital der Briten nicht größer geworden ſein, als es bei jenen 
Umſtänden geworden iſt. 


(6) Bgl. die bei Murhard, ©. 56 angeführten Stellen, und v. Rotied 
- 0.0.8. ©. 300. 


8. 269, [271.] 


Die Ueberwälzung einer Steuer findet dann Statt, 
wenn diejenigen, welche fie an den Staat entrichten, ſich von 
Anderen eine Entfehädigung verfchaffen, indem fie eine Wer: 
änderung im Preife einer Waare oder Art von Leiſtungen be 
wirken. Der Wunfch, den Steuern vermittelft der Ueberwäl: 
zung auözuweichen, ift eine natürliche Folge der unangenehmen 
Empfindung, die fie erregen. Ein folches Hinüberfchieben einer 
Steuerlaft auf andere Perfonen, wenn es nicht vorausgıfehen 
wurde, vereitelt bißweilen die Abficht, die Die Staatögewolt bei 
der Anlegung einer Abgabe gehabt hat. Bei den nachftehenden 
allgemeinen Erfahrungsfägen über diefen Gegenfland muß man 
immer bedenfen, daß die VBerhältniffe des Mitwerbens in ihren 
manchfaltigen Geftaltungen ſehr verfchiedene Erfcheinungen 
‚ bervorbringen und daß fih nur aus der genauen Erforfgung 
der Umſtaͤnde in einem gegebenen Falle ber zu erwartende 
Erfolg mit einiger Wahrfcheinlichkeit beſtimmen läßt. 

1) Eine Steuer fann nur dann übergewälzt werben, wenn 
ſie die Mehrzahl der von ihr zunaͤchſt Getroffenen zu einer gleich: 
förmigen Handlungsweife antreibt und hiedurch eine Werände: 
rung in den Preifen bewirkt. Dieß ift möglich a) auf Seite 
ded Begehrd, wenn die befteuerten Käufer einer Waare oder 
Leitung nicht mehr die nämliche Menge derfelben einkaufen 
wollen; b) auf Seite ded Angebotes, wenn die Verkäufer eine 
ihnen auferlegte Steuer wie eine Koftenvermehrung betrachten, 
die ihnen durch einen höheren Preis erfegt werden muß, und, 
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falls dieß nicht fugleich gelingt, die Erzeugung oder Herbei⸗ 
fhaffung einer gewiffen Waare theilweife aufgeben. 


8.270. . [272. 273.] 


2) Die Uebermälzung von den Käufern auf die Verkäufer 
einer Waare findet bei einer Steuer, die auf das Einkommen 
der Käufer überhaupt gelegt wird, wenig Statt, weil die Ein: 
fchräntungen der Befteuerten in ihren Ausgaben fehr vielerlei 
Waaren betreffen können ($. 269.), wobei die geringe Ab: 
nahme des Abſatzes einer jeden leicht Durch eine ähnliche Ver: 
ringerung bed angebotenen Vorrathes aufgemogen wird. Wenn 
aber eine Steuer gerade eine gewiſſe Ausgabe oder Verzehrung 
trifft, wie z. 8. eine Auflage auf Reit: und Kutfchen- Pferde, 
fo giebt fie eine Aufforderung für Viele, an der nämlichen Aus: 
gabe etwas zu erfparen. Legen in einem folhen Falle die Ber: 
kaͤufer auf die Erhaltung ihres Abfabes großen Werth, weil 
fie ſih vielleicht in ihrem ganzen Unterhalte bedroht glauben, 
fo maffen fie den Berluft ertragen, den ihnen der geſunkene 
Preis auferlegt; koͤnnen fie aber zu anderen Befchäftigungen 
übergehen, fo muß das Angebot ebenfalld Peiner werben und 
der Preid wieder zunehmen, $. 269. Dieß ift mit der Zeit 
allerdingd zu erwarten, wenn der Ergreifung anderer Zweige 
der Hervorbringung weder natürliche noch künftliche Hinder⸗ 
niffe im Wege ftehen, I, $. 160. | 

3) Die Ueberwälzung auf die Käufer gelingt da am leich⸗ 
teften, wo alle Verkäufer einen gleich flarten Antrieb haben fie 
durch Befchränktung des Angebotes zu erzwingen, wie bei folchen 
Steuern, deren Betrag mit ber verkauften Waarenmenge in 
gleihem Verhaͤltniß zu: und abnimmt, z. 3. Zölle und Acciſe. 
Diefe haben für den Verkäufer ganz die Wirkung einer Koften- 
vermehrung und ziehen wie diefe eine Preiserhöhung nad) fich, 
1, $. 163. 1). Bei der Anlegung von Steuern diefer Art pflegt 
man die Uebertragung auf die Käufer auch wirklich vorauszu⸗ 
jegen, denn dieſe find es, Die man mittelbar zu treffen beabfich* 
tiget. Gleichwohl leiden auch bei vollfiändigen Erſatze der 
Steuer die Verkäufer Doc) wegen des verringerten Abfages eine 


Einbuße an ihrem Eintommen, ihr Schaden ift aber noch 
größer, wenn ed ihnen nicht gelingt, den Preis der kaͤuflichen 
Gegenſtaͤnde um den ganzen Betrag der Steuer zu ſteigern (a). 
(a) Canard Brundf. d. pol. Def., überf. v. Bölt, ©. 145. 


| $. 271. 1273. 274.] 


4) Eine Ueberwälzung der Steuern auf Andere ift einigen 
Claſſen der Steuerpflichtigen ſchlechthin unmöglich, weil ihre 
Einkünfte feflgefeßt find, 5. B. den Beamten des Staates, der 
Kirche und der Gemeinden und den Staatögläubigern. In 
gleicher Lage befinden fich während der Dauer des Vertrages 
die Eigenthümer verpachteter oder vermietheter Liegenfchaften. 

5) Sole Steuern, deren Größe fich nicht nach der jedeö- 
maligen Menge ber von den Steuerpflichtigen feilgebotenen 
Waaren oder Leiſtungen richtet, find weit weniger zum Ueber: 
wälzen geeignet, denn es ift nicht zu erwarten, daß alle Ver: 
kaufer in dem Entſchluſſe übereinflimmen, das angebotene 
Quantum zu vermindern, vielmehr kann leicht ein Theil der: 
felben gerade eine Erweiterung ihres Gewerbes bezweden, 
um fich auf diefe Weife in dem vermehrten Abſatze eine Ent: 
ſchaͤdigung zu bereiten. Doch würde die Steuer dann un: 
fehlbar auf die Preife einwirken, wenn eine Claſſe von Ber: 
fäufern fo ſtark befteuert wäre, Daß fie dad überbürbete Ge: 
werbe aufgeben müßte. 

6) Indbefondere fommt es bei Steuern, die den Ertrag 
einer einzelnen Güterquelle, z. B. der Grundftüde oder der Ars 
beit, zu treffen beflimmt find, darauf an, ob der Befteuerte durch 
eine anderweitige Verwendung. jener Quelle oder andere Ein: 
rihtungen der Auflage ausweichen kann (a). Dieß wird. in 
vielen Fällen durch die Befchaffenheit des werbenden Vermoͤ⸗ 
gend verhindert, z. B. bei Ländereien, Gebäuden ıc., in anderen 
Fällen durch die Allgemeinheit der Befteuerung. Deßhalb bleis 
ben die meiften Steuern auf den Renten des Stammvermoͤgens, 
die auch wirklich den größten Theil des fteuerbaren Einfommend 
ausmachen, liegen oder werben noch auf fie hinübergewälzt; bie 
Eohnarbeiter Dagegen müffen für eine Steuerlaft, die im Ber: 
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haͤltniß ihres Einkommens zu groß. ift und ihren nothwendigen 
Unterhalt zu fchmälern droht, durch erhöhten Lohn entichädigt 
werben, weil fonft Auswanderung, vermehrte Sterblichkeit ıc. 
die Menge der angebotenen Arbeit verringern würde (b). 

a) 3. B. man weicht einer Steuer auf Aderrferde aus, inden man 


Zugochſen anfchafft. 

(6) Ganard a. a. O. nimmt zu allgemein an, jede Steuer, fie werde 
vom Käufer oder vom Berfäufer einer Waare erhoben, vertbeile ſich, 
In beiten Fällen auf gleiche Weife unter beide Betheiligte und zwar 
in demfelben Berhältniß, in welchem das Mitiwerben dem einen oter 
dem anderen günftiger if. Wenn 3. B. eine Waare 1001. gilt und 
mit 10 fl. Steuer belegt wird, die Concurrenz des Angebotes aber 
zu der des Begehres fi wie 2 zu 3 verhält, fo follen jene IO fl. in 
eben diefem Verhaͤltniß von beiden Claſſen getragen werden, bie 
Waare foll auf 106 fl. Reigen und der Verluſt für Lie Verkäufer + R. 
betragen Es fommt nicht blos auf die Große des Angebotes und 
Begehres, fondern auch darauf an, nach welcher Fortichreitung beite 
fi) veräntern, und im obigen alle darauf, wieviel Kaufuflige mehr 
als 100 fl. zu geben und wieviel Verfäufer unter 100 fl. zu verfaufen 
geneigt find. — Ueberhaupt hat man fidy zuweilen, obne die vers 
fhiedenen Fälle deutlich zu unterfcheiden, das Ueberiwälzen der Steuern 
zu leicht vorgeftellt und deßhalb die gute Anlegung berfelben vernachs 
läßigt. Hiezu neigt ih aub Ricardo Gap. 8. „Obgleidy einige 
Steuern diefe Wirkungen (nämlich die Hemmung der Production) 
in höherem Grade äußern al& andere, fo muß mau Loch zugefichen, 
daß die verderblichen Kolgen ber Befleuerung weniger von der Wahl 
F deſteuerten Gegenſtaͤnde, als von ihrer ganzen Summe her- 
rühren.” 


$. 272. [274.] 

7) Eine Steuer, die eine gewiſſe Claſſe von Bürgern ver: 
haͤltnißmaͤßig ſtaͤrker ald andere trifft, reizt, woferne die Ueber: 
wälzung nicht bald gelingt, zum Verlaſſen des überbürdeten 
Erwerbszweiges an. Iſt dieß ausführbar, fo muß durch Die Ver⸗ 
minderung des Angebotes das Gleichgewicht in der Einträgliche 
keit verfchiedener Befchäftigungen und Erwerböarten fich wies 
berherftellen. Es kann lange--dauern, bis dieß volftändig ge⸗ 
Ihieht, zumal da unterdeffen aud aus anderen Urfachen das 
Mitwerben in einem gewiffen Nahrungszweige fich verändern, 
z. B. der Abfag geringer werben und dadurch die Erftattung 
der Steuer neue Schwierigkeit finden fann, und während dieſer 
Zeit treten bie in $. 273 gefchilderten Störungen und Verluſte 
ein. Iſt die Ausgleihung endlich erfolgt, fo ift der Mehrbetrag 
(dad Uebermaaß) der einzelnen Steuer auf die Käufer hinüber: 





gewälst, Die Dagegen ihren Güterverbrauch verringern, weshalb 
auch die Erzeugung des überlafteten Gewerbszweiges abgenom⸗ 
men haben muß; die Wirkung hievon feßt ſich auf andere Ge- 
werbe fort, deren Erzeugniffe von jenen verbraucht werben. 
Dieß find die Nachtheile, welche fortdauern, wenn auch bie 


Ueberbürbeten zulest von der Steuer verhältnigmäßig nicht - 


flärker ald andere Bürger’ getroffen werden. 

8) Die Ueberwälzung vermag überhaupt die Fehler im 
der Anlegung einer Steuer nicht völlig zu heilen, weil fie 
- a) in vielen Fällen gar nicht möglich ift, wohin unter ans 
deren auch die Ungleichheit ber Befteuerung einzelner Perfos 
nen in einem und demfelben Stande gehört, b) weil fie oft 
erſt nach langer Zeit gelingt und die Webergangsperiode em⸗ 


pfindlihe Nachtheile bei ſich führt, c) weil auch die endlichen - 


Wirkungen volföwirthfchaftlich fchädlich fein koͤnnen (a). 
(a) Ueber v. Prittwitz's abweichende Anficht f. 6. 274 (a). 


$. 273. [269.] 


Schränken die Befteuerten ihre Verzehrung ein, fo nimmt 
der Abſatz mancher Güter ab und der Preis. derjelben finkt. 
Suchen nun die Erzeuger diefer Gegenflände auch das Ange: 
bot zu vermindern, indem fie ihre Gapitale anders anlegen, fo 
fann der Preis fi) wieder auf bie vorige Höhe erheben, und 
die heroorgebrachte Menge dem jegigen ſchwaͤcheren Begehre 
entfprechen. Diefe Erfcheinungen zeigen fich nicht bei den werth⸗ 
vollſten Dingen, auch nicht in voller Stärke bei einer und ders 
ielben Art von Genußmitteln, weil Die Neigungen der Menfchen 
in Hinficht auf den Güterverbraudh fehr verfchieden find. Das 
gegen bewirkt die Verwendung der Staatdeinfünfte innerhalb 
des Landes eine beträchtliche Verzehrung der Beſoldeten, der 
vom Staate befchäftigten Gewerböleute u. dgl. Die hieraus 
entfpringende Abfagvermehrung kann zum Theile gerade folche 
Güter betreffen, an denen fich die Steuerpflichtigen etwas abs 
brechen; doch auch abgefehen von diefem Falle, muß, da Die Bers 
sehrung der Bürger und der Regierung im Ganzen nach der Ein». 
führung einer gewiffen Steuer wenigftend fo groß bleibt, wie: 


\ 


[ 
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vorber, auch ber Abfab der Gewerböunternehmer fowie die 
Beichäftigung der Arbeiter und der Capitale ungefähr in 
gleichem Umfange bleiben. Es dauert jedoch immer einige Zeit, 
bis die mit der geänderten Richtung der Verzehrung verbuns 
denen Störungen fich verlieren, namentlich bis bie Befteuer- 
ten fich in eine andere Lebendweife gefunden haben, bad An: 
gebot verfchiedener Waaren fi mit dem nunmehrigen Be: 
gehre ind Gleichgewicht gefegt bat, bis die außer Thätigkeit 
gefeßten Arbeiter, 5. B. in Fabriten von Lurusgegenftänden 
oder in Dienften, ein anderes Unterfommen erzielt und die 
Unternehmer ihre Capitale wieder nüglich verwendet haben, 
befonderd da fih in den Staatsaudgaben mancherlei Veraͤn⸗ 
derungen zutragen und bie durch fie in Nahrung gefeßten 
Gewerbe und Landeötheile wecfeln. Ein ſolcher Uebergang 
ift ſtets mit Verluſten am Capital und mit einer Bedrangniß 
von Arbeiterfamilien verknüpft; ift er jedoch beendet, fo bleibt 
nur noch die Einfhränfung übrig,- welche die Steuerpflid: 
tigen fich auferlegt fehen, und auch diefe verliert mit der Zeit, 
bucch die Gewöhnung, einen heil ihrer Befchwerlichkeit. 


$. 274. 270 


Sowohl aus dieſer Urſache, als der Moͤglichkeit der Ueber⸗ 
waͤlzung willen iſt die anfaͤngliche Wirkung einer Steuer haͤufig 
von der ſpaͤter eintretenden und dann fortdauernden verſchieden, 
und alte Steuern werden deshalb bei gleicher Guͤte leichter er⸗ 
tragen als neue (a). Hieraus folgt, Daß man nicht ohne wichtige 
Sründe und nur mit großer Umficht erhebliche Veränderungen 
in ben Steuern vornehmen follte (b), es wäre aber zu weit 
gegangen, wenn man fich fo wenig als möglich zu denfelben 
entfchließen wollte, denn fie werden von Zeit zu Zeit Bedürfniß. 
Bald fordert die Vermehrung der Staatöbedürfniffe Die Er- 
böhung, bald das Bebuͤrfniß einer Erleichterung fuͤr eine oder 
die andere Volksclaſſe die Erniedrigung einer Steuer; bald ge⸗ 
bietet die Gerechtigkeit eine andere Vertheilung der Steuern 
oder die Einfuͤhrung einer neuen Art derſelben, wenn ſich naͤm⸗ 

‚ lich zeigt, Daß bei der bisherigen Einrichtung die Staatsbuͤrger 








nach Maaßgabe ihres Einkommens in fehr ungleichem Manße 
getroffen werden, z. B. wenn Irrthümer zum Vorfchein Toms 
men, oder die befteuerten Objecte fich verändert haben. 


(«) Sanard (Bruntf. d. p. Dek., überf. von Bölf, S. 174) behauptet, 
jede alte Auflage fei gut und jede neue ſchlecht. Er nimmt an, daf 
der Drud jeder Steuer endlich ganz unfühlbar werde und Niemand 
weiter zur Laſt falle (ebend. ©. 157), giebt jedoch zu, daß bie 
Reihen zu einer Berminderung ihres Lurus genöthigt werden. Auch 
mißbilligt er nicht die beffere Vertheilung der Steuern auf die In⸗ 
dividuen, fondern bezieht jenen Satz nur auf die Befleuerung der 
verfhiedenen Zweige von Ginfünften im Ganzen (S. 154), indem 
er glaubt, daß, in welchem Berhältniß dieſe auch belegt fein mögen, 
mit der Zeit doch die Steuern fich gleichmäßig auf alle Zweige ver⸗ 
tbeilen müffen. Die Schwierigkeiten, welche der Herftellung tiefes 
Bleihgewichts entgegenflehen,, die aber nothwentig vorübergehend 
feien, nennt er Reibung (©. 159). — Diefe Lehre Canard's hat 
neuerlih M. v. Prittwitz wieder aufgenommen und weiter vers 
folgt, f. deſſen Kunſt rei nd werden, $. 635—655 und Theorie der 
Steuern und Zölle, ©. 100 ff. Nach der Anficht diefes Berf. wirken 
die Steuern wie eine Vermehrung der Erzeugungskoſten oder eine 
Beriheuerung der Genußmittel, da aber das Binfommen ter ver: 
fbiedenen Volksclaſſen nit von den genannten 2 Umftänvden ab- 
hänge, fo koͤnne es aud von den Steuern nicht verringert werden, 
wenn Diefe nur Zeit gehabt haben, ihre Wirkung zu dußern; fie 
vermindern aljo nur das Bolkseinfommen im Ganzen. Die Stetigs 
feit des Steuerwefens müßte demnach auch da vorgezogen werden, 
wo eine Art von Steuern fehlerhaft angelegt ift, und die gleich: 
mäßige Befleuerung würde als ein Bhantom erfcheinen. 

Limpöt variable c'est pis encore que l’impöt excessif. De Gas- 
parin et Reboul, De l’amortissement, ©. 13. — $ulda, Ueber 
die Wirkung ıc. ©. 17. So lange eine Steuer fih gleich bleibt, 
fönnen die Bürger fih in ihren wirthfchaftlichen Maaßregeln leichter 
nach ihr einrichten. 


(b 


Name‘ 


g. 275. 


In den einzelnen Staaten muß man die Wirkungen ber 
Steuern aus ftatiflifchen Thatſachen zu erforfchen fuchen, indem 
man die Veränderungen in den Preifen der Waaren und kei: 
flungen, fowie in den Quantitäten der erzeugten und verzehrten 
Güter beobachtet und den Einfluß der neuen Steuereinrichtun: 
gen auf dieſe Erfcheinungen ausmittelt. Das Uebermaaß der 
Steuern in Ganzen giebt fich durch die harten Entbehrungen 
der unbegüterten Claffe von Einwohnern, durch die zunehmende 
Berarmung, die VBertheuerung werthvoller Güter, den Verfall 
finzelner Gewerbe, dad Sinken des Steuerertrageö wegen 


angehaufter Ausftände oder ſtarker Abnahme ber befteuerten 
Rau, pol. Delon. Ite Ausg. II. 24 





Confumtionen u. dgl. fund. Weberbürbungen einzelner Volks: 

claffen oder Gewerbszweige laſſen ſich aus partiellen Erichei: 

nungen ähnlicher Art wahrnehmen. Es ift jeboch ſchwer, die 

Mitwirkung fremdartiger Urfachen genau audzufcheiden. Die 

öfter verfuchte Berechnung, welche Steuerfumme im Durd: 

fchnitt auf den Kopf ber Einwohner in jedem Lande komme, ift 
zwar in manchem Betrachte nüglich (a), nur muß man fid hi: 
ten, Kolgerungen aus ihr abzuleiten, zu deren Begründung fie 
nicht zureicht. Auch wenn man die Rechnung, wie ed gefchehen 
fol, bei allen Staaten auf gleiche Weiſe führt, gleiche Arten von 

Abgaben annimmt (b), Überall den Brutto: oder den Nettoer- 

trag anwendet 2c., fo beweift dieſer Ausſchlag doch 1) nicht den 

verfchiedenen Drud der Steuern, weil fomohl der Wohl: 
ftand, als auch der Preis ded Metallgelded gegen die anderen 

Güter in den verglichenen Ländern fehr ungleich fein kann, und 

wegen ber lebtgenannten Urfache die gefundenen Geldfummen, 

um verglichen werben zu koͤnnen, eigentlich noch einer Berich⸗ 
tigung bediürften, zu der ed aber an ficheren Anhaltspunkten 
fehlt (c); 2) nicht den Wohlftand jedes Landes, denn ed 
läßt fich nicht annehmen, daß die wirkliche Befteuerung bemfel: 
ben überall gleichmäßig entfpreche, vielmehr ftehen die Steuer: 
fummen der Gränze, wo dad Uebermaaß anfängt, bald näher, 
bald ferner; 3) nicht die Koftbarfeit oder Sparfam: 
feit der Staatöverwaltung, weil man auch auf die anderen 

Einnahmöquellen Rüdficht nehmen muß, unb ferner erft zu 

unterfuchen ift, ob nicht der Staat, in welchem die Steuern - 

höher find, auch in guten Regierungsanftalten verhältnigmäßig 
mehr leiftet (d). " 

(a) Zu dieſem Behufe ift es dienlicher I) ſämmtliche Auflagen zu neh 
men, weil fie Die, aus dem @infommen der Bürger geichöpften Sum: 
men anzeigen, während in $. 248 die Gebühren weggelafien wurden, 
weil es dort gerade auf die Ausdehnung der eigentlihen Steuern 
anfam; 2) den rohen Betrag, weil die Erhebungskoſten ven den 
Bürgern ebenfalls aufgebradıt werden müflen. Bon manden Staas 
ten iſt derfelbe in den veröffentlichten Aufchlägen oder Rechnungen 
nicht aufgeführt, weßhalb diefe Länder bier wegbleiben mußten. 

In der — war der Reinertrag der Steuern und Gebuͤhren 


nach den Anfdylägen für 1846 auf ten Kopf: Genf 6,7 fl., Waadt 
4,8%, Freiburg 2,7%, Graubündten 2,9%, Bern 1,7°, Zuͤrich 1,%, 
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Aargau 1,%, Luzern 1,2, Wallis 1,10, Glarus 0,%, Zug 0,3 
(aus den Angaben bei Hottinger.) Sug ulben 


Betrag der Beitr. au 
Auflagen. den Po 











Britifches Königreich, 1847... | 53,417,985 8. ©t.| 22,9 fl, 
Hamburg, 1848 9. (ord. Ginf.) | 4,631,000 ME, 21,7 


Niederlande, 1848. 49. R. . . | 51,871,000 fl — 
Frankreich, ohne Salzſt. 18449. . 9971/, Mill. Fr. 13,43 
— — — — — 18404.. |97° Mil. „, 12,47, 
Belgien, 1499. . . . . | 85,835,950 Fr. 8,43 
Baden, 1846. 47.0.) . . 9,080,000 fl. 6,4 , 
Preußen, 9.1847. . . . . | 54,732,000 tl. 5,0, 
—-— —- 9.1... .. . | 53,684,000 „ 5m. 
Großh. Heflen, A. 184850 . 4,775,820 fl. 5, , 
Nurhefien. HD. . - . . | 2,074,000 ti. 4,1, 
Baiern, 1843499. . . . . | 20,895,600 fl. 4,0, 
Hannover, 1888. 99.9.. . . 4,629,950 tl. 4,57, 
Würtemberg, 184548 8.) . | 6,616,700 fi. 3,1, 
Oeſterreich, 1469. . . . . |109,277,000 „, 3,08, 
- — — 1899.) . . . | 69,407,000 „, 3,0” 
Mecklenb. Schwerin, 13490. . 755,400 „, 2,5, 


°) Baden erhält aus ber Bollvereinseaffe den Erſatz feiner wegen ber 


langen Gränze fee großen Gränzverwaltungsfoften. Diefe Ein: 
nahme darf bier nicht beachtet werden, es iſt daher ftatt derfelben 
nur der mittlere Koſtenbetrag im Zollverein (9 Proc.) beigefchlagen 
worden, weil man annehmen fann, daß die badifchen Landesbewohner 
nur ungefähr foviel Zoll bezahlen werben. 


“) Mit Zufchlag von 6 Proc. Erhebungskoſten der directen Gteuern, 


weil diefe Koflen von den Gemeinden getragen werden. 


») Nur die auf dem Meichstage vertretenen Provinzen mit 9'/, Mill. 


(6) 


(e) 


(d) 


Binwohner. — Die Sporteln fehlen. 


Es fommt z. B. viel darauf an, ob man neben den, in die Staats: 
eaffe verrechneten Steuern auch Brovincials, Beziikes Abgaben ıc. 
mit einrechnet. Bei Nordamerica wäre es irrig, bloß die Cinkuͤnfte 
der Bundesregierung berüdfichtigen zu wollen. 

Dan weiß nur im Mligemeinen, daß eine gewilfe Geldſumme im 
England am wenigften ausrichtet, in Frankreich und ben Nieder⸗ 
landen mehr, in Deutfchland noch mehr u. |. f. 

Bol. v. Hoffmann, Gelepgeb. des Gr. Hefl. S. 203 ff. ( Rechtfer⸗ 
tigung der höheren heffifchen Steuerquote.) 


24” 





3. Hauptflüd. 


Einrichtung des Steuerwefens. 


1. 
Zufammenhang ber Steuern. 


$. 276, 

Es wäre fehlerhaft, jede Steuer nur für ſich, in Hinficht auf 
ihre Einträglichkeit, Unfchädlichkeit, Koftbarfeit oder Wohlfeil- 
heit und Leichtigkeit ber Erhebung ıc. zu betrachten und lediglich 
nach diefen Eigenfchaften eine Anzahl von Steuern einzuführen, 
vielmehr müffen nach den oben aufgeftellten Grundfägen bie 
Steuern fi) an die Verzweigung des Volkseinkommens an: 
Schließen, um dieſes in allen feinen Zheilen gleichmäßig und 
volftandig zu treffen. Die fämmtlichen in einem Staate be 
ftehenden Steuern, deren Inbegriff man das Steuerfyftem 
zu nennen pflegt, verdienen nur dann biefen Namen in ber 
That, wenn fie ein zufammenhängendes Ganzes bilden, fo daß 
kein einzelned reines Einfommen frei gelaffen oder zu fehr ge: 
fchont, oder Dagegen überbürdet wird. Schon die Gerechtigkeit 
fordert zu diefem Streben nad) Vollſtaͤndigkeit und Gleichför: 
migfeit auf, wobei man bisweilen einzelne Steuerarten beſtehen 
laffen und einführen muß, die fonft in verfhiedenen Hinfichten 
mit mehr Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten verknüpft 
find, ald die übrigen. 

$. 277. 


Das Steuerwefen der wirklichen Staaten bildete ſich aus 
geringem Anfange allmälig fo aus, daß man, wie die Bedürf: 
niffe der Regierung anwuchfen, von Zeit zu Zeit neue Steuern 
zu Hülfe nahm und dabei, ohne von allgemeinen Grund: 
fügen auszugehen und einen gewiffen Plan im Auge zu 
haben, nur auf die leichte Aufbringung der nöthigen Sum: 
men achtete. Diejenigen Auflagen, denen ſich der Bürger am 
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wenigften entziehen Tann und zu deren Anlegung die heften 
Stügpunkte vorhanden find, wurden zuerft eingeführt, andere 
unterblieben blo8 der äußeren Schwierigkeiten wegen. Da man 
die Ungenauigfeit der Anlegungsart mancher Steuern wohl 
fühlte, fo fcheute man fich, fie zu erhöhen und Dadurch die Klagen 
hervorzurufen, man zog es daher vor, vielerlei Auflagen von ges 
tingem Betrage neben einander einzuführen. Diefe Vielheit 
der Steuern machte die Erhebung umfländlich und koftbar, fegte 
die Steuerpflichtigen ebenfalld einer unnügen Mühe aus und 
erfchwerte den Ueberblick des ganzen Steuerwefend. In der 
neueften Zeit hat man Dagegen den großen Nußen einer verein- 
fachten Steuereinrichtung ſchaͤtzen gelernt, eine Menge von Auf: 
Ingen abgefchafft und dafür die beibehaltenen forgfältiger ange: 
legt, fo daß ihre Erhöhung unfchädlich wurde. Bei der Beinen 
Zahl von Steuerarten, die man in den heutigen Staaten an- 
trifft, ift es viel leichter, ihre Wirkungen wahrzunehmen und fie 
in ein richtiges Verhältniß zu einander zu fegen, ald bei ber 
früheren Menge derfelben. Die wahren, kraft Iandeöherrlicher 
Gewalt aufgelegten Steuern müffen forgfältig von den privat: 
rechtlichen Leiftungen aus dem gutöherrlichen Verbande (Grund: 
gefälle) unterfchieden werden, weil jene ben Bürgern unent: 
geldlich erlaffen werden, bdiefe aber abzuldfen find, $. 156. 
Diefe Scheidung ift in manchen Fällen nur mittelft genauer 
biorifcher Unterfuchungen auszuführen (a). 


(a) Diefe Ausfcheidung Hat zugleich befonters darum praftifches Inter⸗ 
efie, weil den deutfchen Standess und Grundheren die grundherrs 
lichen &efälle verblieben, die Steuern entzogen worden find. In 
mehreren deutſchen Staaten hat die Aufhebung alter Abgaben müh: 
fame Nachforſchungen veranlaßt; f. v. Sensburg Unterf. des Urs 
fprungs und ber Ausbildung alter Steuern und Abgaben, Erl. 1823. 
— Bigenbrodt, Leber die Natur der Beede-Abgaben. Gießen, 
1826. — Neuere Forſchungen zeigen, daß die Namen der Abgaben 
für das Weſen derfelben nicht enticheiden, indem bisweilen Steuern, 

töherrlihe und leibeigenſchaftliche Entrichtungen mit dem näms 
ichen Ausdrude belent wurden. — Ueber bie alten Abgaben in Baben, 
- f Berhandl. d. 1. 8. v. 1637, Beil. I, 153—168 (v. Rau.) 


$. 278, 


Die Vereinfachung ded Steuerwefend findet nothwendig 
darum eine Gränze, weil man keinen heil des reinen Einkom⸗ 
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mend im Volke unbefteuert laffen darf, und bei der forgfältigen 
Ausmittiung der verfchiedenen Zweige deffelben ſowie bei ber 
Anleguhg der Steuern auf diefe nicht gleiches erfahren be: 
obachtet. werben kann, fo daß alfo mehrere Arten von Steuern, 
z. B. von der Grund: und Gapitalrente, neben einander beftehen 
müffen. Hiezufommt, daß man bisher auch noch nicht für rath⸗ 
fam gehalten hat, diejenige Steuergattung, bet der man nur 
mittelbar auf die Einkünfte der Steuerpflichtigen fchließt, aufzu: 
"geben. Manche Schriftfteller haben gerathen, nur eine einzige 
Steuer einzurichten, was freilich, wenn es fonft mit den Grund⸗ 
fägen der Beſteuerung vereinbar wäre, die Verwaltung ſehr 
erleichtern würde. Dieß Ziel hat man erreichen wollen: 

1) durd Einführung einer einfachen Steuer, welche theils 
unmittelbar, theils vermittelſt ber Ueberwaͤlzung alle Staat: 
bürger treffen würde. Dahin gehört, neben anderen Vorſchlaͤ⸗ 
gen (a), die von den Phyſiokraten empfohlene einzige Grund⸗ 
fteuer (I, $. 41.), deren Unzwedmäßigfeit aus der Maren Ein 
fiht in die Vertheilung der Einkünfte leicht erhellt (b), fowie 
überhaupt die Unmöglichkeit jeder ähnlichen Beſteuerungsme⸗ 
thode außer Zweifel ift; 

2) durch eine allgemeine Einfommend: oder Vermögens: 
fteuer, die man fi ald eine Zufammenfegung und Verſchmel⸗ 
zung mehrerer, nach einerlei Hauptgrundfaß angeordneten Ar: 
ten von Steuern denken kann, wobei die auf einem anderen 
Principe beruhenden aufgehoben würden, f. $. 368. 402. 


(a) Plan einer einzigen Mahlfteuer, von einen fpanifchen Finanz⸗ 
manne; ſ. Delecourt, De tributis ac vectigalibus, ©. 

(6) Unter andern ift Ganarbe Preisſchrift ($. 270 und L, $. 45 (d)) 
hauptiächlich zur Beleuchtung dieſes Pioniere Sapıt beftimmt 
geweſen, f. auch v. Jacob, St. Fin. Will. I, $. 502-907. 


$. 279, 


Die größeren und mittleren europaifchen Staaten entftanden 
großentpeild durch allmälige Zufammenfügung mehrerer Feine: 
rer Gebiete. Wo diefe Vereinigung noch neu iſt, wie fie ed in 
Deutfchland nach den legten Veränderungen war (a), ober wo 
dad Andenken an die frühere Trennung fich noch in der ver: 
fchiedenen Gefebgebung und Verwaltungsweiſe ber Provinzen 
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erhalten hat, z. B. in Frankreich bis 1780, im öfkerreichifchen 
Staate und in Spanien bis jebt, da verurfacht bie ungleichartige 
Steuerverfaffung der einzelnen Landestheile vielerlei Unbequem⸗ 
lichkeiten. Sie verhindert, daß die Bewohner verfchiedener Be: 
jirfe gleichmäßig belegt werden, fie erfchwert die Oberleitung 
und die Vervollkommnung des ganzen Steuerwefend, vermidelt 
dad Rechnungswefen und any felbft den Verkehr im Innern 
des Staatögebietes beläftigen (b). Diefer nachtheilige Zuſtand 
läßt fich jedoch nicht augenblicklich aufheben, weil genaue ſtati⸗ 
ſtiſche Vorarbeiten dazu gehören, um ein und daffelbe Steuer: 
ſyſtem im ganzen Sande einzuführen, und weil ed, wenn fein 
Theil des Staates fchon eine vorzügliche Steuerverfaflung hat, 
rathſam iſt, Lieber fogleich eine neue, beffere Einrichtung vorzu: 
bereiten. 


(a) Reicysdeputationsreceß von 1803, Nheinbundesacte von 1806, Ucte 
des Wiener Gongrefies von 1515. 

(d) In Baiern wurden noch 1831 (6. 18 des Finanzgeſetzes) 19 verfchie- 
dene, in einzelnen Landestheilen Gblich geweiene Abgaben aufgeho⸗ 
ben. — Hannover hat feit 1817 ein gleichförmiges Steuerſyſtem. 
Bis dahin war wegen der ungleichen Confumtionsfleuern der Ueber: 
gang von Waaren aus einer Provinz in die andere mit Abgaben 
belegt, wie in Preußen bis 1818. Diefer Staat hat noch jept vie: 
lerlei Grundſteuerſyſteme. Die bad. B. v. 22, März 1811 fpricht 
von 40-50 verſchiedenen Steuerſyſtemen, die damals im Lande be; 
fanden. — Die groß. heſſiſche Browinz Starkenburg hatte 24 vers 
fchiedene Steuerwerfaffungen, Krönde, Anlet. ©. 7. 
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Wenn man nod nicht im Stande ift, die nämlichen Steuern 
im ganzen Sande einzuführen, aber boch vorläufig die Ungleich⸗ 
beiten in der Belaſtung der verfchiedenen Gegenden entfernen 
will, fo muß man fuchen, bie jegigen Auflagen durch Zufchläge 
oder Berminderungen überall in ein gleiches Verhältniß zu der 
Steuerfähigkeitder Einwohner zufeßen. Für dieſe vorläufige Aus: 
gleihung hat man vergeblid) einen einfachen, leicht anwenbbaren 
und genauen Maaßſtab aufzufinden fi bemüht(a). Der Flaͤ⸗ 
henraum ift wegen der ungleichen Fruchtbarkeit, Benugung 
und Bevölferung ded Landes und der verjchiebenen Ausbildung 
der Gewerbe und ded Handels offenbar ganz unbrauchbar. Eher 
könnte man fich noch an die Vol ksmenge halten, Doch wird auch 


Sr 
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fie fehr unguverläffig, wenn in den vorhin genannten Umfländen 
große Verfchiedenheiten obwalten. Die Erfahrung zeigt, daß bei 
gleihen Steuergefegen auf jeden Kopf der großen Städte ein 
höherer Beitrag kommt, ald-fonft im Lande, und daß oͤfters bie 
flarf bevölferten Gegenden im Verhaͤltniß zu ihrer Kopfzahl 
mehr entrichten, als bie fchwächer bewohnten, woraus man 
Schließen kann, daß hier in der Regel eine größere Steuerfähig: 
keit Statt finde. Doch dürfte man auch nur da jedem Kopf nach 
Maaßgabe der dichteren Bevölkerung eineflärfere Summe 
auflegen, wo man in dem guten Fortgange ber Gewerbe, im 
Arbeitölohn und der Lebenöweife der Einwohner die Merkmale 
eines höheren Wohlftandes erkennt, weil auch nicht felten eine 
hohe Bevölkerung mit ungünfligen Nahrungdverhältniffen an: 
getroffen wird (b). Hat man einen Anfchlag der Gebäude, fo 
läßt fi aus diefem einigermaßen abnehmen, ob man die 
Bevölkerung zum Maapftabe nehmen dürfe. 


(a) Betrachtungen hierüber enthalten Benzenberg, Preußens Gelb: 
haushalt, &. 77.131. — Ganilh, Theorie de l’econ. pol. &. 192 
(unklar). — (Hofer) angef. Ideen, 1818. — Hätten wir mehr 
Ratiftifche Thatfachen, weldhe aus mehreren Staaten zeigten, wie 
fih der Steuerbetrag der Landestheile bei gleicher Steuerverfafiung 
ftelft, fo würden wir über den beiten Vertheilungsmaaßſtab für ten 
entgegengeleßten Kal ficherer urtheilen können. Die meiften hierauf 
ſich beziehenden Nachrichten nehmen entweder nicht alle Steuern auf, 
oder laſſen es zweifelhaft, ob Die ungleichen Beiträge der Provinzen 
auch wirklich dem Grade von Steuerfähigfei einer jeden entfpredhen. 
Dieß ergiebt fih 3. B. aus den von Cordier (Agriculture de la 
Flandre frangaise) mitgetheilten Angaben über die Steuer ter franz. 
Departements, wenigftens im Ganzen. — Rechnet man im Großh. 
Heſſen die directen und die Trankſteuern zufammen, fo ſteht der Bei: 
trag der 3 Provinzen ungefähr in demſelben Berhältniß wie die Bes 
völferung ; der Kopf zahlte in Rheinheſſen 4,2, in Starfenburg 2,81, 
in Dberkeifen 2,51, aufder IM. lebten 7670-4755 — 3670 Einw., 
ſ. v. Hofmann Beiträge, ©. 142, 213. 

In Baiern ergiebt der Durchichnittsbelrag der directen Steuern 
und des Auffhlags von 18%/,, u. 182%/,, auf den Kopf nach ber 
Bevölferung der DOM. von 1834 folgende Zahlen: 


Eteuer. | Bevölt. | ı Steuer. BBevolt. 
fl. 
2110 |linterdonaufreis .! 2,7 | 2210 


3860 |Obermainfreis .| 2,59 2970 
2270 3620 


Unterinainfreis .| 2,2 
3050 


(b 


— 














Sfarfreis . 
Rezatkreis 
Regenkreis 
Oberdonaukreis. 
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Die Zölle müflen bei foldhen Bergleihungen außer Anfab bleiben, 
weil fie nicht gerade von der Gegend getragen werben, in ber fle ein⸗ 
gehen. Der hohe Steuerbeitrag des Iſarkreiſes rührt von der flarfen 
Einnahme aus Aufſchlag (Acciſe) in der Hauptfiatt her, der niedrige 
Sap des Untermainkreiles vielleicht von dem geringen Bierverbrauche. 
Die Beränderung der Kreiseintheilung im Jahre 1837 geftattet feine 
Bergleihung älterer und neuerer Ratififihen Zahlen. 
elgien, Mittelbetrag ter directen Steuern, Accife, der Cintrags⸗ 
und Stempelgebühr von 163635, ohne Abzug der im Jahre 1638 an 
Holland abgetretenen Lanbestheile; mit der Bevölferung von 1839: 












Steuer. Bevölt. 


, DOftflandern . 






Brabant . . 14,090 
Antwerpen . 7080 || Wefflantern 10,500 
Hennegau . 8870 || Limburg . . 1830 
Lüttich ... 2590 || Zuremburg . 1170 
Namur... 


Hier ragt ebenfalls Brabant der Hauptflabt willen, fodann aud wegen 
der vielen Bierbrauereien hervor, Antwerpen wegen der ungemöhns 
lich ſtarken Accifeentrihtung von Zuder aus den zahlreihen Siebe 
reienz die in jeder Brovinz erhobene Accife ſteht keineswegs mit dem 
Berbraudh innerhalb der Provinz in gleihem Berhältnig. — Die 
Provinzen des preuß. Staates verhalten fib nah Hanfemann, 
Wenn man die directen Steuern, die Mahl⸗, Schladhts und Claſſen⸗ 
Heuer zufammenfaßt, nad der damaligen Bevölkerung, fo: 






















1 Belt. 


Steuer. 
















Rthlr. | Rthlr. 
Sachſen 2, 20 3100 Schlefien.. 1,8 
Rheinpreußen | 2,10 4430 | Bommern . 1,52 
Deffalen. . 1,93 3380 ‚ Breußen . . 1,2 10-0 
Brandenburg | 1,9 2100 " Polen... 1,22 | 1850 


wo aber die Tranffleuern und Zölle fehlen. — In den öfterreichifchen 
Provinzen fommt nah dem A. für 1645 auf deu Kopf von ſämmt⸗ 
lihen Steuern: De. unter d. @ns 5,27 fl., Steiermark 4, $., 
Kärniben und Krain 3,8%, De. ob. d. Ens 3,75, Böhmen 2,%, 
Mähren und Schlefien 2,°%, Tirol 2,12, Salizien 1,20 fl. 

Die von der ſchweizeriſchen Tagfagung nufgeftellte, 1838 abge: 
änderte Scala des Beitrags zu ten Militärausgaben des Bundes, 
die man für ein richtiges Maaß des Wohlftandes Hält, zeigt das ge: 
ringere Ginfommen der hauptiählid auf Biehzucht hingewiefenen 
höheren Gebirgsgegenden, im Bergleich mit ten fabrik⸗ und handel: 
treibenden Gantonen, welche größere Städte und fruchtbaren Boten 
beſizen. Es ift hiebei ein Bontingent von 2 Proc. angenoms 
men, und der Mann wird bezahlt mit 30 Fr. von Bafel: Stadt, 
2) Fr. Genf, 20 Fr. Bürih, Bern, Aargau, Neuenburg, Baabt, 
15 Fr. Thurgau, Solothurn, Freiburg, St. Ballen, Lucern, Schaff: 
haufen, Appenzell A. R.; 121, Er. Baſel⸗Landſchaft; 10 Fr. Teiftn, 
Glarus, Juraämter von Bern; 7'1/, Fr. Wallis, Bündten, Zug; 
5 Fr. Unterwalden, Schwyz, Uri, Appenzell I. R. — 

Die Steuerverfaflung jedes Landes, namentlich das Berhältnig 
zwiſchen ben verichiedenen Gattungen von Steuern, Hat auf bie 


Steuerquote in den einzelnen Landestheilen fo großen Ginkuß, daß 
ſchon teshalb Feine zuverläffige Regei aufzufinden if. — Hofer 
a. a. D. fehlägt vor, zur Steuerperäquation zwifchen den einzelnen 
Provinzen %/, der Summe nad der Bolfszahl, °/, nach dem Flaͤchen⸗ 
raume umzulegen, in den Amtsbezirken jeder Provinz aber !:, nad) 
dem Plächeninhalte und mit der Reduction des fchlechteren Bodens 
auf eine Fleinere Fläche des befferen. Dieß widerlegen die vorſtehen⸗ 
ten Erfahrungen. 
ll. 


Ausführung der Steuern. 
8. 281. 


Wenn auc der Gegenfland und die Größe der Steuern 
gegeben find, fo hängt doch die Größe der Beläftigung für 
die Bürger und die Schwierigkeit, welche die Regierung bei 
der Erlangung der Steuereinnahme zu überwinden hat, zum _ 
Theile noch von den Außeren Einrichtungen ab, bie 
dazu dienen, jedem einzelnen Steuerpflidtigen feinen Beitrag 
abzufordern und denfelben ber Staatöcaffe zuzuführen. Sind 
jene Einrichtungen mangelhaft, fo fügen fie zu der ohnehin 
in jeder Steuer enthaltenen Befchwerde noch eine zweite zu: 
fällige hinzu; find fie gut, fo vermindern fie die Laſt und 
befördern die Werwirklihung der obigen Grundſaͤtze. Die 
Regeln, welche ſich auf diefe formellen, zur äußerlichen Dar: 
ſtellung eines Steuerfoftems gehörenden Anordnungen beziehen, 
fünnen nad folgenten drei, bei jeder Steuer vorfommenden 
Verrichtungen abgehandelt werden: 

* 1) Feſtſetzung der Steuerfchuldigkeit, 
2) Entrichtung durch die Steuerpflichtigen, 
3) Erhebung (Einzug) für die Staatscaffe. 
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1) Um eine Steuer fordern zu können, müffen vor Allem 
diejenigen Bahlenbeflimmungen aufgeftellt werden, aus denen 
die Stewerfchuldigkeit jedes Einzelnen leicht erfannt wird. 
Dazu gehört: 

a) die Bezeichnung des Gegenftandes ($. 234.), nach wel: 
chem überhaupt die Steuerpflicht bemeflen werben fol, 3. B. 
eines Vermoͤgenstheils, eined Eintommens, einer Ausgabe ıc. 
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b) die Feſtſetzung des Zahlenverhättniffes, welches zwifchen 
dem Steuergegenftande und der davon zu entrichtenden Abgabe 
Statt finden foll, d. i. ded Steuerfußes, welcher, wenn beide 
in einer Gelbfumme ausgedruͤckt find, ein Bruch fein muß. 
Man kann ihn in diefem Falle auf verfchiedene Art bezeichnen, 
z. B. in Procenten, oder mit Benutzung der in Suͤddeutſchland 
üblichen Münzflüdelung in Kreuzern von 100 fl. des Steuer: 
gegenflandes. Der Steuerfuß wird öfter verändert ober bleibt 
längere Zeit hindurch gleich. Es gewährt ſowohl Bequemlich⸗ 
keit als Schug vor möglicher Willkür von Seiten der Er⸗ 
hebungsbeamten, wenn berfelbe nicht blos genau für alle 
Fälle beſtimmt, fondern auch fo leichtverfländlich ausgebrüdt 
wird, daß Jeder fich felbft abnehmen kann, wie viel er zu 
entrichten hat (a). Die obrigkeitliche Verkuͤndung des Steuer: 
fußed und die darauf gebaute Berechnung der Steuerfchuldig: 
keit jedes Einzelnen heißt dad Steuerausfchreiben (b); 

c) die Audmittlung der Quantität des Steuergegenftandes, 
welche von jedem Einzelnen zu verfteuern ift; dieß Gefchäft er: 
fordert bei manchen Steuern, die nach einzelnen Vorfaͤllen er: 
hoben werden, nur die forgfältige Aufficht auf diefelben und 
die Anwendung der allgemeinen Vorfchrift (X arif) auf jeden. 
gegebenen Fall, bei anderen aber die mühfame und umftänd: 
lihe Entwerfung von Berzeichniffen (Liften, Rollen). 

(0) Die Gewißpeit deſſen, was jeter WBinzelne zu zahlen Hat, if im 
Steuerwefen von fo großer Wichtigkeit, daß, wie die Erfahrung aller 
Bölfer zeigt, ein beträchtlicher Brad von Ungleichheit fein ſo großes 
Uebel iſt, als ein fehr geringer Grad von Ungewißheit. A. Smith, 


III, 212. (IV, 166. Baj. Ausg.) 
(d) Bar. Inſtruct. v. 4. März 1816 5. 1. 
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Während der Steuergegenftand und der Steuerfuß in einem 
Geſetze allgemein ausgeſprochen werden fönnen, ift der die 
Schuldigkeit jeded Einzelnen beftimmende Umfang des Steuer: 
objectes eine Thatſache, welche von einem Theile der Steuer: 
pflichtigen aus Gewinnfucht verheimlicht wird. Man bat in’ 
diefer Hinficht, fo weit es Die Natur einer jeden Steuer geftattet, 
darnach zu fireben, daß theild das Eindringen in häusliche Ber: 


‘ 


hältniffe und jedes widrige Audfpähen vermieden, vielmehr nur 
auf folche Umftände geachtet werde, welche offen vorliegen, theils 
aber der Reiz zum Betruge durch eine fichere Erforfchung, welche 
geringe Hoffnung der Verheimlihung übrig läßt, geſchwaͤcht 
werde. Die eigene Angabe des Steuerpflichtigen follte wo möglich 
nur in ſolchen Fällen zu Hülfe genommen werden, wo man im 
Stande ift, fi von ihrer Richtigkeit auf anderen Wegen zu 
überzeugen. Es ift auch in fittlicher Beziehung rathſam, den 
Eigennug mit der Sewifjenhaftigkeit fo wenig, als es thunlich 
ift, in Widerftreit zu bringen und bie Bürger einer fchweren 
Berfuchung zu überheben. Bei manchen Steuern läßt ſich dieß 
nicht umgehen, Doch muß man ſtets erwägen, daß Strafgeſetze 
und Strafzufügungen ein zweites Uebel neben der Steuerlaft 
find, melches man zu mildern fuchen ſollte, und daß eine deſto 
kleinere Strafe ausreicht, je ſchwaͤcher ber Antrieb zur Geſetzwidrig⸗ 
keit und je größer Die Wahrfcheinlichkeit der Entdeckung ift (a). 
(a) Bol. A. Smith, II, 214. 
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2) Bei der Entrichtung der Steuern ift zuvoͤrderſt der 
Vorzug der Geld: vor den Naturalſteuern zu bemerken. 
Diefe waren zwar in früheren Beiten, wo es an Geldverkthr, 
an Verfendungs: und Abjabgelegenheiten noch fehlte, unver: 
meidlich (a), find Dagegen jegt nicht mehr paffend, weil fie die 
Freiheit des Verkaufs befhränken, mühfame Aufbewahrung und 
Ablieferung verurfachen und auch der Regierung Beſchwerde 
auferlegen. Selbft wenn diefe ein Bedürfnig von Naturalien 
hat, z. B. für die Kriegömannfchaft und deren Pferde, fteht man 
fich beffer bei dem freien Einkaufe. Die Naturalentrichtung 
könnte überhaupt nur bei Steuern von dem Bodenertrage vor: 
kommen. Dan bat fie biöweilen für folche Zeitumflände em⸗ 
pfohlen, wo die Landwirthe wegen der niedrigen Fruchtpreiſe 
Mühe haben, die nad) einem höheren Durchfchnitte angefebten 
Geldfteuern aufzubringen. Doch ift auch dieſes kein zureichender 


* Grund; Naturalfieuern einzuführen, weil der Bortheil derfelben 


nur darin liegt, daß man die Naturalien zu einem höheren 
Preife als der gegenwärtige an Zahlungeftatt annimmt, und 
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ein vorkbergehender Nachlaß an der Steuerfumme gleiche 
Wirkung auf einfacherem Wege hervorbringen kann. 


(a) Im perfiihen Reihe kamen NRaturallieferungen für den Hoffklaat 
neben den Geldſteuern vor. Sie follen in ben inneren Provinzen 
mebr betragen haben als an den Bränzen, wo tagegen die Geldab⸗ 
gaben vorherrfchend waren (Strabon). Dieß erflärt ſich nict 
blod aus dem Geldmangel der inneren Gegenden, weil das ein: 
ehende Geld eingeihmolzen und aufbewahrt wurde (Reynier, 
erses et Pheniciens, S. 189), fondern auch aus der Nähe der 
Hofhaltung. — Entrichtung des Heerbanns im fränkifchen Reiche 
in Bold, Silber, Tüchern, Kaffen, Pferden, Schhladhtvieh. Capitul. 
de 8I2. Baluzius, I, 767. — Naturalteibute unter den Mero⸗ 
vingern, Lieferungen, 3. B. für die Sendgrafen, Lang, T. Steuer: 
verfaflung, S. 22-26. Reynier, Ec. publ. et rar. des Celtes,- 
©. 29 (aus den formalis Marceulfi). — Kaiſer Iſaak Komnenus 
erhob auf dem Lande von je 30 Feuerſtellen I Goltflüd, 2 Silters 
Rüde, 1 Schaaf, 20 Hühner, 6 Scheffel Gerſte, ebenfoviel Mehl 
und 8 Bimer Wein, bei 20 oder 40 Feuerſtellen verhältnigmäßig 
weniger. Gregor. Tholoz. De rep. L. IV. C. 3. 8. 18. — Die 
Dalekarlier empörten fih gegen Ehriftian I., weil fle glaubten , er 
wolle tie Steuern in Beld erheben, Monthion, ©. 84. 
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Sonft trägt noch zur leichten Entrichtung bei: 

3) Die Einziehung der Steuern in jeder Gemeinde, damit den 
Bewohnern das Hinbringen an einen andern Ort erfpart wird. 

b) Die Abtragung in Heinen Abtheilungen, wentgftens bei 
den Steuern der Mindeftbegüterten, namentlich der Lohnarbei⸗ 
ter und Eleinen Gewerböunternehmer, deren Einnahmen eben: 
falls in kleinen Beträgen einzugehen pflegen. Bet diefer Ein: _ 
rihtung iſt es leichter, die Beinen Theilſummen der Steuer 
durch jedesmalige Beſchraͤnkung ber Ausgaben aufzubringen. 
Muß man dagegen längere Zeit auf den Steuerzahltag fparen, 
ſo gerät) man allzuoft in Verſuchung, die zurüdgelegte Baar: 
(haft unterdeffen zu anderen Zwecken auszugeben und wird fo: 
dann vom Herannahen des Termins in Berlegenheit gefeht. 
Je mehr einzelne Steuerzahlungen im Jahre Statt finden, deſto 
öfter innen auch Staatdaudgaben vorgenommen werden, und 
ſo entſteht ein fehnellerer Geldumlauf und ein geringerer Geld» 
bedarf, ald wenn 3.3. alle Steuern nur in Viertel: ober Halb: 
jahröterminen eingiengen. Bei einigen Steuern ergiebt fich Die 
3ertheilung in viele faft unmerfliche Beträge von felbft, bei an« 
den hängt es von der Regierung ab, wie viele Theilzahlungen 





fie geftatten will, und hier ift es rathfam, diefelben, wenigſtens 
für die genannten Volksclaſſen, fo weit zu vervielfachen, als 
ed ohne große Vermehrung der Mühe und Koſten der Ein: 
ziehung thunlich iſt (a). 

c) Die gute Wahl der.Zeit, in welcher die Steuerpflichtigen 
im Befige der nöthigen Gelbmittel find. Dieß findet fich bei fol- 
chen Steuern von felbft, die man beim Anfaufe entbehrlicher 
Genußmittel im Preife derfelben mit abträgt. Bei Abgaben der 
Grundeigenthümer nimmt man auf bie Jahreszeit NRüdficht, in 
welche die ſtaͤrkſten Einnahmen zu fallen pflegen, d. h. den Zeit: 
raum von der Getreideernte bis in den Winter. Diefer Umftand 
erftredt feinen Einfluß auch auf andere Volksclaſſen (b). 


(a). Zwölf Monatstermine in Frankreich, wie ſchon in Gallien vor der 
römifchen Herrſchaft und auch während derielben (Reynier, Cel- 
tes, ©. 268. 272), 6 in Baden, 4 in Sachſen. Bgl.v. Malchus, 
Sinanzwifl. 1, 373, 

(65) In Baden werden deßhalb vom März bis zum Ende Junius, auch im 
Detober und November bie direeten Steuern nicht gefordert. 
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3) Bei der Steuererhebung fordert es zunaͤchſt das 
Interefie der Staatscaffe, mittelbar jedoch auch das ber 
Steuerpflichtigen, denen ale Verluſte jener zulegt zur Laſt 
fallen, daß die Steuern mit wenigen Koften, pünctlich 
und voliftändig eingehen. Die Erhebung Poftet nicht bei 
allen Arten von Steuern gleichviel, nicht blo8 weil die Mühe 
des Forderns, Einnehmend, Befcheinigend und Einzeichnens 
davon abhängig, in welden Summen und Zeiten die Zah⸗ 
lung erfolgt, fondern auch weil bie Leichtigkeit des Betruges 
und das darauf beruhende Bedürfniß verfchiedener Auffichte: 
und Siherungsanftalten fehr ungleich if. Gleichwohl kann 
durchgehendd durch einfache Einrichtungen unbefchadet der 
Sicherheit auf eine Koftenverminderung hingewirkt werden (a). 
Zu den Koften müffen auch diejenigen Abzüge von dem Steuer: 
ertrage gerechnet werben, welche Denfelben noch vor der Abliefe- 
rung in eine Öffentliche Gafle vermindern, wenn nämlich ein 
Theil der eingeforderten Summe von den Steuereinnehmern 
erlaubter ober unerlaubter Weife zurüdbehalten wird (b). 





(a) Das Nähere von den Erhebungẽkoſten folgt bei den einzelnen Gtenern. 
— In Großbritanien wurde der Grhebungsaufwand jämmtlicher 
Steuern, welcher 1817—1824 noch über 10 —* betrug, ſeit 1830 
unter 7 pGt. beraßgebracht, 2831 auf 6,1%, 1934 auf 6 Prosent. 
Diefe Reduction rührt zum Theile von der erhöhten Brutto: Gin: , 
nahme her, die zwifchen 1824 und 1831 von 15%/, auf 21 Mif. 2. 
St. flieg; f. Pablo Pebrer, Histoire financiere et statistique 
generale de l’Empire Brit., I, 177. Mit Einrechnung von Irland 
waren 1839 die Rofen der Steuern überhaupt 5,9% Proc., der Zölle 
insbefondere 5,4%, der Accife 6,76, der directen Steuern 4,88 Proc. — 
Breußen, A. 1849, im Ganzen 10,32 Proc. — Defterreich, A. 1849 

. 7, Proc., aber ohne die Roften der Cameralgefälle-Berwaltungen 
und der Finanzwache. — Baden, 9. 1848: befondere Koften der 

Steuern (ohne Zoll) 6,8 Proc., Antheil an den allgemeinen Koſten 

der Steuern und Gebühren 3,62 Broc., alfo zuf. 10, Broc — 

Frankreich, A. 1844, Koſten der eigentlichen Steuern 9,3 Proc. 

(6) „Je vis avec une horreur, qui augmenta mon zele, que pour ces 
30 millions, qui revenaient au roi, il en sortaient de la bourse 
des particuliers, j'ai presque honte de le dire, 150 millions, — 
Je ne fus pas surpris, apres cela, d’ou venait la calamite du 
peuple.‘‘ Mem. de Sully, a 1598. IV, 332 (2ond. A. v. 1778.) 
— 91. Smith, IV, 213, 
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Rudftände in der Steuereinnahme (Ausſtaͤnde, Steuers 
reſte) find für. die Ordnung im Staatshaushalte ſtoͤrend, denn 
die Ausgaben der Staatscaſſe Dürfen Doch nicht verfchoben wer: 
den, die Erhebungsgefchäfte werden vermehrt (a), auch pflegt 
ein Theil der rücftandigen Summen verloren zu gehen. Eine 
aus milder Abficht hervorgehende unbedingte Nachficht gegen 
die Steuerpflichtigen würde mehr Uebles als Gutes be: 
wirfen, indem fie diefelben zur Nachläffigkeit verleitete, die 
Kefte anmwüchfen und die endlich Doch nothwendig werdende 
Strenge noch härter wäre. Eine rüdfichtölofe Eintreibung 
wird dagegen zur zwedlofen Härte, wo die Unvermoͤglich⸗ 
fit am Tage liegt. Hieraus entfpringen folgende Regeln: 

1) Man muß die Steuern fo pünctlih und nachdruͤcklich 
einfordern, daß die Nachläffigkeit, Trägheit oder Widerfpenftig- 
keit der Steuerpflichtigen bezwungen und denfelben ein Antrieb 
gegeben werde, die nöthigen Summen bereit zu halten. 

2) Das hiebei anzuwenbende Verfahren mit einer regel: 
mäßig fortfchreitenben Steigerung der Bmangsmittel muß durch 
dad Geſetz genau beflimmt, auch muß dafür geforgt fein, daß 
die Pfändung weder den nöthigen Lebens: und Gewerböbebarf 





hinwegnehme, noch auch die Steuerpflichtigen aus dem Be: 

fige ihreö unbeweglichen Vermögens treibe (b). 

3) Wenn die einftweilige oder gänzliche Unfähigkeit zur Ab- 
tragung einer Steuerfchuldigfeit dargethan wird, fo muß je 
nach den Umftänden eine billige Friſt oder ein Nachlaß bewilligt 
und hiedurch das Zwangsverfahren gehemmt werden. Es ift 
zweckmaͤßig, vor bem Beginne deffelben dad durch Bernehmung 
der Schuldner richtig geftellte Rüdftandböverzeichniß mit ben 
nöthigen Erläuterungen der höheren Behörde vorlegen zu laſſen, 
damit biefe über Einziehung oder Nachlaß entfcheide (c). Zei⸗ 
gen fich hiebei die Steuerfäße Einzelner als fehlerhaft oder 
durch geänderte Verhältniffe unpaffend geworden, fo wird zu: 
gleich ihre Abänderung nach vorgängiger Unterfuchung einge: 
leitet. Auch ift ed der Ordnung überaus hinderlih, wenn die 
_ Steuerrefte lange in den Rechnungen fortgeführt werden, man 

muß daher eine beſtimmte Zeit feſtſetzen, nad) deren Verlauf fie 

einzutreiben ober niederzufchlagen find (d). 

(a) Die Rüdfände der ganzen Steuereinnahme mit Einſchluß der Ge⸗ 
büßren waren in Baden in den 4 Jahren 1845-48 0,9 Proc. — 
O, Proc. — 1,78 Broc. — 3,8 Beoc. 

(d) Franzoͤſ. Steuers@recutionsverfahren, verordnet 16. Thermitor J. 
VIII, (1800), in Code des contributions directes, I, 192. Il, 270. 
— Thum, Syflem ter directen Steuern in Fr. ©. 169. — Bab. 
Steuer⸗Grecutions-Ordnung v. 8. Zul. 1817. Reg. Bl. 1818.-Nr. 1. 
— Die gewöhnliden Maaßregeln find: schriftliche Mahnung gegen 
eine kleine Gebühr — Erecution durch Einlegung eines GSteuerboten 
(requenten, porteur de contrainte, Preſſer in Würtemberg), dem 
eine Gebühr bezahlt werden muß (1 f. 30 fr. Baten, 1—2 Fr.. 
täglich Franfreid), in das Haus des Bahlpflihtigen (in Baden 
hoͤchſtens 10 Stunden, in Frankreich bis 10 Tage in einer ganzen 
Gemeinde), — Pfändung entbehrlicher beweglicher Dinge, die nach 
beftimmter Fri verkauft werden. Sn beiden Ländern find, (einem 
fhon lange üblichen Grundſatze der Schonung gemäß) 1 Weltfug 
oder fatt ihrer I—2 Biegen, ferner Betten, Kleider, nothwendige 
Serätbe, auch Immobilien, frei, — Beſchlagnahme von Pacht⸗ 
oder Miethzinfen. 

(c) Bad. Inftruct. v. 4. März 1816, 8. 13 f. 

(d) Frankreich: Der Steuererheber hat tie Summen ſelbſt zu bezahlen, 
für deren Ginforderung er nicht 20 Tage nad der Verfallzeit die 
vorgefchriebenen Maaßregeln angewentet bat. Den Re * an den 
Steuerpflichtigen verliert er erſt, wenn er dieſem 3 re lange 
Nachficht gegeben hat, ohne Zmwangsmittel anzuwenden. Gef. vom 
3. Frim. VII. (1799), Art. 148—150. Code des contrib. dir. II, 
141. Bad. Infruct. v. 4. März 1316, 6. 12. Ueber 2 Jahre bür: 
fen feine Rüdflände nachgeführt werben, fie find einzutreiben ober 
in Abgang zu decreliren. 
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Die Steuererhebung follte nicht verpachtet werden (a). Sie 
ift nicht wie ein Gewerbe zu betrachten, deſſen Ertrag durch Be: 
triebfamleit des Unternehmers gefteigert werden Tann; denn die 
Roheinnahme aud Steuern hat ihre gefeßliche Grenze und man 
kann vermittelft guter Aufficht die befoldeten Einnehmer zu ber 
nämlichen ‚Sorgfalt anhalten, welche ein Pachter anwenden 
würde, auch läßt fich die Bezahlung der erfteren fparfam ein: 
richten. Daher iſt ed möglich, der Staatscaſſe den Vortheil zu: 
zuwenden, ber fonft auf Koften der Steuerpflichtigen den Pach⸗ 
tern zufallen würde. Diefe rechrien wegen ber Ungewißheit, 
welcher Theil der Steuern uneinbringlich fein werde, bei ihrem 
Angebote auf den ungünftigften Fall, und gewinnen fchon 
darum (b). Zudem nehmen fie bei der Einforderung nicht jene 
fhonenden Rüdfichten, die man den angeftelten Einnehmern 
anbefehlen kann, weßhalb die Steuerpachter fletd ihrer Härte 
wegen mit dem allgemeinen Haſſe beladen waren (c). Der 
Srund, ber noch außer der Bequemlichkeit der Finanzbehörden 
die Pachtungen empfahl, Daß man nämlich in Geldverlegenheis 
ten von den Pachtern Vorſchuͤſſe erhalten koͤnne, ift in einem 
geregelten Finanzweſen unerheblich, indeß erklärt er die lange 
Beibehaltung der Pachtungen in manchen Ländern (d). 

(a) v. Kremer, a. a. D. 1, 105. — v. Malchus, I, 382. — Mur: 

bard, I, 153. 

(d) de Monthion, ©. 284. Man hat in Frankreich nie bemerkt, daß 
die Pachter verloren hätten. 
(c) 3. 3. die römifchen Zollpachter, die italienifchen und franzöftfchen 
Pachter, von denen wenigftens die fermiers generaux ſich ſehr be: 
reicherten, die ſpaniſchen Bachter, bis 1747, wo die eigene Erhebung 
eingeführt wurde; |. Bourgoing, Reife, I, 226. | 
In Frankreich ſchoß jeter Seneralpachter zu Neders Zeit 1,560,000 
Liv. vor, wovon ihm die Million zu 9, der Reſt zu 7 pGt. verzinft 
wurde. Den Gewinn eines jeden biefer 40 Pachter fchlägt Necker 
(Des fin. de la Fr. I, 49) auf 75,000 &. an. Webrigens umfaßte 
die ferme generale nur die Zölle (droits de traitte) in einem Theile 
des Landes (provinces des 5 grosses fermes), daneben das Tabaks⸗ 
und Salzregal und einige andere Cinkünfte. — In der Türkei be: 
ſteht fett lange die Einrichtung, daß der Paſcha jeder Provinz bie 
Steuerfumme vorfchießen muß, wozu er fle von Bankhäufern borgt, 
“ und fie dann von den Steuerpflidhtigen mit Gewinn eintreibt. Neu: 
erlich wurde die unmittelbare Einziehung eingeführt, aber bald wieder 
aufgegeben (1841). 
Ran, vol. Dekon. Ite Ausg. II. 25 
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Die Erhebung auf Rechnung ded Staates wirb in folgen: 
ber Weife eingerichtet: 

1) Es werden mehrere Glaffen von Einnehmern angeftelt, 
nämlich a) foldye, die von den einzelnen Steuerpflichtigen die 
Zahlungen in Empfang nehmen, Unter: oder Elementar: 
erheber, Einbringer (Würtemberg), percepteurs oder 
receveurs municipaux (a); b) ſolche, die von jenen bie 
Steuern eined ganzen Bezirks fich abliefern laſſen (Ober: 
einnehbmer, receveurs particuliers), und diefelben entweder 
an eine allgemeine Provincialcaffe, oder an c) die Provins 
ciale@innehmer (receveurs generaux) abgeben. 

2) Die Bezahlung der unterften Glaffe pflegt gan; in einem 
gewiſſen Theile der erhobenen Summe zu beftehen, die höheren 
Claſſen können ganz oder zum Xheile auf fefte Befoldungen 
gefeßt werden, und dieß ift zweckmaͤßig, damit Die verfchies 
denen Stellen diefer Art in den einzelnen Sandestheilen im 
der Einträglichkeit nicht allzu ungleich werden (b). 

3) Die Untererheber find für die forgfältige Einforderung 
und Eintreibung der Steuern nach der ihnen ertheilten Weiſung 
(Steuerlifte oder Tarif) verantwortlich, haben regelmäßig nach 
kurzer Zwifchenzeit ihre Einnahmen an den vorgefesten Ein- 
nehmer abzuliefern, auch demfelben ihr Gaffentagebuch mit- 
zutheilen (c). Sie find fireng verpflichtet, jede Zahlung fo= 
wohl zu befcheinigen, ald auch unverzüglich in ihre Rechnung 
einzutragen. 

4) Die höheren Steuerbeamten haben die unteren genau 
zu beauffichtigen und ſich Rechnungdauszüge von ihnen vor: 
legen zu lafjen, auch haften fie für diefelben, wenn fie ihnen 
eine vorfchriftöwidrige Nachficht geftattet haben (d). 

9) Zeder Einnehmer leiftet eine Bürgfchaft in Geld oder 
inländifchen Staatöpapieren, die nach der in feiner Caſſe fich 
fammelnden Summe beflimmt und ihm verzinſt wird (e). 


(a) Ueber die Dienfiverhältnifle derfelben in Frankreich, Ordonn. v. 2. 
Nov. 1839. Sie find in 4 Glaffen oe die höchfte nimmt über 
3600 Fr. ein, die unterfle unter 15 


(6) Frankreich: Die percapteurs find zugleich Bemeindes Rechner und 
werden von den Gemeinden höchitens mit 5 pCt. bezahlt; deßhalb 
bedürfen die flatiflifchen Angaben über die Koften der Steuererhe: 
bung noch einer Berichtigung. Die receveurs particuliers der Ars 
tondiflements (es find deren 368) beziehen 2400 fr. fir und '/, p&t., 
die rec. generaux in den Dep. 6000 Fr. und 1 per mille. — Wuͤr⸗ 
temberg f. $. 280 (a). — Baden: Die Debgehühr des Untererhebers 
(vulgo Acciſors) iſt bei den verfchiedenen Steuergattungen zwifchen 
14 (Gefällſteuer) und 3 fr. vom Bulden der wirklich erhobenen 


umme. 
(ec) Das alle 10 Tage abzuliefernte Caſſenbuch (bordereau) muß in 
Franfreih vom Bürgermeifltr unterzeichnet werden. — Monatliche 


Ablieferung der Cinnahmen und Borlegung des Regiflerd an ben 
Obereinnehmer in Baden. 
Franz. Orbonn. v. 19. Nov. 1826 (Villele). Die Dep. Binnehmer 
müflen fogleih der Staatscafie erſetzen, was tie Bezirkseinnehmer 
f&uldig bleiben. Um zu willen, was diefe eingenommen haben, ift 
folgender Mechanismus eingeführt: der Untererheber muß fi für 
feine Ablieferungen von dem Bezirfseinnehmer eine Quittung auss 
ftellen lafen, die mit einem Fuß (talon) verfehen ifl, d. h. mit einem 
ebenfall6 unterzeichneten Anhange, ter den Hauptinhalt der Quit⸗ 
tung wiederholt und dazu beſtimmt if, von dem Unterpräfecten beim 
Unterzeichnen der ihm vorgelegten Duittung abgefchnitten und zu: 
rüdbehalten zu werten. Orb. 4. San. 1808 (Mollien). Die Uns 
terpräfeeten haben dieſe talons nach ber neueren Beflimmung an bie 
Dep.s@innehmer einzufenden; a. B. v. 1826, 9. 8. 

(e) Die badifchen Untererheber haben meiftens 100 fl., doch einzelne bie 
400 fl. Gaution zu leiften, die Ob.⸗Cinnehmer, wie die Domänens 
verwalter, 800 fl. Im 3. 1834 betrugen bie Gautionen der 1083 
Stenerbeamten 149,000 fi. 
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Wenn bie unmittelbare Einziehung derjenigen Steuern, die 
zu beflimmten Zeitpuncten eingeforbert werben, mit der Beſor⸗ 
gung der Einnahmen und Ausgaben ber Gemeinden verbunden 
wird, fo kann hiedurch an ben Koften beider Gefchäfte etwas 
erfpart werden; Doch wird dDiefer Bortheil wieder Durch den Um: 
fland aufgewogen, baß die Doppelte Stellung eines folchen Erbes 
berö und dad Zufammentreffen zweier Pflichten, zwifchen denen 
Widerflreite möglich find, manche Verwicklungen und Unord- 
nungen verurfacht und eine fraftuolle Beauffüchtigung erfchwert. 
Verſchieden hievon ift die Einrichtung, daß die Gemeinde bie 
Einforderung jener Gattung von Steuern übernimmt und der 
Staatöcafle für die auf ihre Mitglieder treffende Steuerfumme 
im Ganzen haftet. Dieß ift für Die Regierung fehr bequem, aber 
in folchen Gemeinden, wo eine unverhältnigmäßig große Anzahl 
von Steuerrüdftänden aus Nacläffigkeit, Unwirthſchaftlichkeit 

25* 


(d 


— 


ober Bedrängnig der Steuerpflichtigen zum Vorfchein kommt, 
muß die Haftung ben fleuerfähigen Mitgliedern allzu Iäftig 
werden (a). 


(a) v. Malchus, Politik der innern Staatsverwaltung, II, 134, Fi⸗ 
nanzwifl. I, 376. — In Würtemberg befteht diefe Binrichtung ſeit 
lange, als Folge der den Bemeinten und Amtsbezirken geitatteten 
Mitwirkung zur Umlegung der Steuern. Die Erhebung geſchieht 
auf Koften der Gemeinde durch einen von berfelben aufgeflellten Cin⸗ 
nehmer, welder zugleich Semeinderedyner fein kann. Die fäumige 
&emeinde fann Brecution befommen , wenn fie nit aus befonderen 
Gründen einen Nachlaß ausgewirkt hat, Hanbb. F. 24. 


4 Hauptflüd. 
Eintbeilung der Steuern. 
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Bei der wiffenfchaftlichen Betrachtung des Steuerwefens 
entfpricht ed dem praßtiihen Beduͤrfniß, nicht allein die in ein 
vollkommenes Syftem paflenden Steuern, fondern auch folche 
zu beleuchten, welche in einzelnen Staaten beflanden oder noch 
beftehen, wenn fie aud) bei einer genauen Prüfung ald mangel: 
haft erfcheinen mögen. Indeß wäre eine erfchöpfende Darftel: 
fung aller irgendwo verfuchten Arten von Steuern und Anle- 
gungdarten hier nicht belohnend, weil viele berfelben auf den 
erften Blick als unzuläffig erfcheinen, vielmehr genügt es, ge⸗ 
wiſſe Hauptelaffen zu unterfcheiden, in welche dann jede wirt: 
lich vorfommende Steuer eingereiht werden Tann, und fi 
übrigens auf die wichtigeren Arten und Unterarten zu be: 
fchränfen. (a). 


(a) Bei der Häufig angewendeten Unterfcheidvung von Real: und Berfos 
nalfteuern, welche leßtere nicht nach Vermögensumfländen, fondern 
nad irgend einer perfönlichen Beziehung aufgelegt werden follen, 
iR es einleuchtend, daß nur bie erften in ben bier aufgelellten Bes 
griff fallen. Perfonalfteuern würden blos ala fortbauernde Gebühren 
angeiehen werden müflen, wenn man nicht bei ihnen ebenfalls eine, 
nur nicht klar ausgeſprochene Hinficht auf Bermögensverhältniffe aufs 
finden fann, die es dann möglich wacht, ihnen unter den wahren 
Steuern eine Stelle anzuweiſen; — bisherige Wangfleuer in Sachfen ; 
Supenfleuern. 
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Die Steuern können auf mehrfache Weiſe eingetheilt wer» 
den. Zwei Eintheilungen, obgleich wefentlich verfchieden, find 
bisher mit einander vermengt worden. Es ift Daher nöthig, fie 
forgfältig zu unterfcheiden und bie aus ihnen fich ergebenden 
Arten von Steuern mit befonderen Namen zu belegen. 

1. Sieht man auf die Art und Weife, wie die Steuern 
der Beitragsfähigkeit der Bürger angepaßt und zur Erreichung 
dieſes Zweckes an gewiſſe Gegenflände angefnüpft werden koͤn⸗ 
nen, fo ergeben ſich folgende zwei Wege: 

1) Man kann die Bermögensumftände oder die Steuer: 
fähigkeit jedes Einzelnen erforfchen und ihm darnach eine gewiſſe 
Steuerlaft zutheilen. Hier hatman ed mit Perfonen zu thun, 
denen für jedes Jahr eine gewiſſe Steuerfchuldigfeit aufgelegt 
wird. Die Vollkommenheit folcher Steuern hängt zum Theile 
von der Genauigkeit der gefammten Nachrichten über Befig und 
Einkommen der Einzelnen ab. Steuern diefer Gattung koͤnnen 
Schatzungen genannt werden (a). Sie werden entweder 
von den Einkünften der Bürger gefordert, oder auf den Stamm 
bed Vermögens gelegt. 

2) Man fann von gewiflen Verwendungen des Vermögens 
auf deffen Größe fchließen und daher die Steuern an die Au: 
gaben der Steuerpflichtigen arilehnen. Hiezu find nur foldye 
Ausgaben tauglich, deren Größe ald Kennzeichen für einen ge: 
wiffen Grad von Bermöglichkeit betrachtet werden fann. Die 
Steuern diefer Sattung nennt man gemöhnlih Verbrauch s⸗, 
Berzehrungs:oder&onfumtionsfteuern, noch bezeich- 
nender fönnen fie Aufwandsfteuern heißen (b). Man hat 
bei ihnen Peine Perfon mit ihrem Beſitze und Erwerbe fortwäh: 
rend im Auge, fondern hält fi nur an einzelne Handlungen 
des Gütergebrauches, deren jede für fich den Grund einer befon- 
deren Steuerforberung bildet, 3. B. den Ankauf eines Genuß: - 
mittels, oder wenigftend nur an die einzelnen Zweige der Aus: 
gaben, die man ald Merkmale eined gewiſſen Einkommens an: 
fieht, 3. B. dad Halten einer Anzahl von Bedienten (c). Die 
wichtige Eigenthümlichkeit der Aufwandfteuern befteht darin, 


b 4) 


daß der Zwang zu ihrer Entrichtung nur ein bedingter iſt und 
daß man fich derfelben entziehen kann, wenn man ben befleuer: 


ten Aufwand unterläßt (d). 


(a) Diefer alte noch hie und da übliche Ausprud if zwar ehmals nicht 
ganz genau in dem angegebenen Sinne genommen worden, bezeidy 
net aber doch gerade die Steuerbelegung nad einem Anſchlage 
(einer Ehäpung) des Vermögens ober Ginfommens. Beichapen, 
Schagen, davon auch Branticbagen. Die Nothbede wurde in Schwa⸗ 
ben Schagung genannt, Mofer, Würtemb. Finanzgeſetze, II, ©. 
XXXV. — Luther überiegt in Luc. 11, 2. die (in Anfcehung des 
Zeitpunctes viele Schwierigkeiten Darbietende) «noygapy unter Aus 
guftus (Aufzeichnung zum Bebufe der Befteuerung) durch Schatzung. 
— In Dltenburg heißt noch jegt die Gruntſteuer Schagung. — 
Die Schapung in der Rheinpfalz war eine Binfommensfleuer von 
12 p&t. — Haucfdagungen, d. b. Sausfleuern In Osnabrück. — 
Söagung in Frankfurt a. M., fonft die einzige ordentliche Steuer. 
—, degun aeanaſchuß noch jetzt in Baden. — Auch das mittel: 
alterlihe Scaticum ſoll hiermit zuſammenhaͤngen und eine Steuer 
bedeuten, f. Du Cange s. bh. v. | 

(6) Weil es zunaͤchſt eine Ausgabe if, wovon man die Steuern ſchuldig wirt. 

(c) Mit vieler Bintheilung ſtimmt in der Hauptfache überein tie von 
Hoffmann (Breuß. Staatszeitung, 1529. Nr. 304.) entwidelte 
Unterſcheidung der directen und indirecten Steuern, jene follen näms 
lich auf das gerichtet fein, was ift, d. b., eine Sache, eine Berfon, 
eine Befugniß, dieſe auf das, was geſchieht, eine Hantlung. — 
In feiner Lehre von den Steuern ©. 63. 69. unterfcheitet Hoff: 
mann die Steuern von dem Befig und von einer Hantlung und 
nennt jene dDirecte, diefe indirecte. — Bon Brittwig, Theerie, 
©. 102. feßt den Productionsfkeuern (von den Bermögensquellen) 
bie Bonfumtionsfteuern entgegen, welches mit obiger Bintheilung 
übereinfommt. . 

(d) Daher nennt v. Ulmenflein (von St. u. Abg. ©. 161) die hirber 
gehörigen Steuern freiwillige, collectae voluntariae, im Gegen⸗ 
faß der nothwendigen, coll. necessariae. Der von ihm citirte 
Pütter (Institut. juris publici German. $. 257, nicht $. 247) vers 
fteht jetoch diefe Ausdrüde anders: Coll. voluntariae, quarum ne- 
cessitas lege nulla imposita est, und fährt fugleid fort: Hasgue 
invitis subditis omnino nusquam imponi fas est. 
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11. Nimmt man dagegen bei der Eintheilung ber Steuern 
auf dad in der Erhebung angewendete Verfahren Rüdficht, um 
diejenigen Bürger zu treffen, welche eine gewifle Steuer tragen 
follen, fo findet man folgende Verſchiedenheit: 

I) Man wendet fi) an die Perfonen felbft, welchen man 
einen gewiflen Steuerbeitrag abforbern will; foiche Steuern 
beißen directe, eigentlich direct oder unmittelbar er: 
bobene; 





- 
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2) man zieht die Steuer von einem Anderen vorfchußweife 
ein, indem man ſich darauf verläßt, daß diefer im Stande fein 
werde, fich von denjenigen, deren Belaftung eigentlich beabfich: 
tigt worden, Erfag zu verfchaffen; indirecte, mittelbar: 
erhobene, vorgefchoffene Steuern. Die Zumuthung eines 
Steuervorfchuffes kann nicht willführlich gefchehen, fondern nur 
gegen folche Bürger, die ald Verkäufer einer Waare die Gele: 
genheit zum Ueberwälzen auf die Käufer haben oder die fonft 
mit den unmittelbar Befteuerten in einem folhen Berhältniffe 
fiehen, daß fie ihnen an einer fchuldigen Leiftung einen Abzug 
machen koͤnnen. Diefe indirecte Erhebung wird in ſolchen Faͤl⸗ 
len vorgezogen, wo die directe allzu umftandlich und koſtbar fein 
würde. Wenn der Verkäufer eine Steuer vorfchießt, fo tritt er 
zwifchen die zu befteuernden Einzelnen und die Staatöcafje in 
die Mitte und erfcheint ald Werkzeug der Steuererhebung. 


$. 294. 
Solche Aufwandöftenern, welche von dem Berkaufe ‚und 


Gebrauche einer einzelnen Waare gefordert werden, eignen fi 


größtentheild zur indirecten Erhebung von dem Verkäufer, weß⸗ 
halb man überhauptdie Aufwandsſteuern indirecte zunennen 
pflegt; dieß ift aber nicht richtig, weil ed nicht an Beilpielen di⸗ 
rect erhobener Aufwandöfteuern fehlt, wie z. B. die Steuer von 
Hunden, vonfeitpferden, von dem Weinkaufe, dem Schlachten 
ober dem Einbringen zollpflichtiger Waaren für den Hausge⸗ 
brauch u. dgl. Die meiften Schabungen werden Direct er: 
hoben, doc, gibt ed auch hier Ausnahmen und ed kann bei 
einer und derfelben Steuer ſowohl die eine ald die andere Art 
der Einziehung vorfommen (a). Weberhaupt ift die Unterfchei: 
dung der Directen und indirecten Erhebung mehr auf dad Aeu: 
Berliche gerichtet, während der Gegenfaß der Schagungen und 
Aufwandsfteuern in das Wefen der Steuern eingeht (db). Wenn 
bei einer indirecten Steuer die vorausgeſetzte Ueberwaͤlzung nicht 
gelingt, fo daß der Entrichtende die Abgabe felbft tragen muß, 
fo verändert diefe ihre Natur und übt einen übermäßigen, nicht 
beabfichtigten Drud aus, fo wie eine directe Steuer, welche auf 
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Andere unerwartet überwälzt wird, ebenfalld einen anderen 
Charakter annimmt (c). Es muß bie Aufgabe der Finanz: 
verwaltung fein, die Steuern fo anzulegen, daß folde un- 
“ willlommene Wirkungen vermieden werben. 

(a) 3. B. die Befälls und die Zinsrenten (Capital) Steuer. " 
(6) In der Praris if es bis jet üblich geblieben, ven Ausdruck „Lirecte 

Steuern“ zu brauchen, wo man eigentlich die Schagungen meint. 
(c) Man hat wegen der Möglichkeit folcher Umwanpdlungen die ganze 

Gintheilung in directe und indirecte Steuern im gewöhnlichen Sinne 

beftritten, Hoffmann, a. a. O 

$. 295. 

Eine aus dem franzöfifhen Finanzmefen herſtammende 
Unterfcheidung, obgleich von untergeordneter Wichtigkeit, ver: 
dient erwähnt zu werden, weil fie über die Anlegungsweife 
der Steuern einiged Licht verbreitet (a). 

1) Vertheilungs- oder Repartitionsfteuern find 
folcye, bei denen man damit anfängt, feflzufeßen, wie viel fie im 
ganzen Lande einbringen follen, worauf man diefe Summe auf 
bie Provinzen, Kreife, Yemter, Gemeinden und endlich auf die 
. Einzelnen ausfchlägt. Hier laffen fich zwei Falle unterſcheiden: 

a) Man kennt die Zahl der vorhandenen fleuerbaren Ge: 
genftände, und, falls fie nicht gleichen Betrag zu geben haben, 
auch das Zahlenverhältniß der Steuerfehuldigkeit jeder Elaffe. 
Hier ergiebt fih aus der befchloffenen Summe des ganzen 
Steuerertrages fogleich auch, wieviel Steuer auf jeden gegebe- 
nen Betrag des befteuerten Objected, z. B. auf 100 fl. Ertrag 
oder Preis, treffen werde (d). Der Steuerfuß folgt alfo 
unter diefen Umftänden von felbft aus der Steuerfumme. 

b) Wenn man folche Nachrichten nicht befigt oder doch 
die Vertheilung nicht nach ihnen vornehmen will, fo zeigt 
fih der Steuerfuß erſt nach beendigter Vertheilung, und es 
wird fich leicht treffen, daß derfelbe in den einzelnen Gemein: 
den des Landes verfchieden ausfällt, was allerdings eine Un: 
vollkommenheit iſt. 

2) Quotitaͤtsſteuern werden diejenigen genannt, bei 
denen die Beſtimmung des Steuerfußes (der Quotitaͤt) voraus⸗ 
geht und der geſammte Steuerertrag das nicht ſogleich zu er⸗ 





- tennende, fondern erfl zu erwartende Ergebniß ifl. Der Grund, 
warum man folche in ihrem Ertrage fletd ungewiſſe Steuern 
beftehen läßt, liegt hHauptfächlich in der Veraͤnderlichkeit der Zahl 
von Steuerobjecten und der Ueberzeugung, daß es für Die Unter: 
thanen höchft flörend und nachtheilig fein würde, wenn’ ber 
Steuerfuß von Jahr zu Iahr wechfelte. Die Aufwanbdsfteuern 
gehören indgefammt in diefe Abtheilung, aber auch Schagungen 
können nach diefem Verfahren eingerichtet werben, 5.3. die bei 
jährlichen Eonceffionen (Patenten) erhobene-Sewerböfteuer, bie 
Capitals, Befoldungdfteuer ıc. 


(a) Code des contrib. direetes, I, — Thum, Eyſtem ter directen 
Steuern in Frankreich S. 2. 

(6) Dan weiß 3. B., daß ein Sand 1 Million Morgen Bald hat, wo: 
von !/y zu 100 di. bie Hälfte zu SO f. und !/, zuso fl. an eſchlagen 
iſt, alſo der ganze Anſchlag — 571/, Mil. , beläuft Wird 
nun befchloffen, daß fämmtliche Waldungen 190, A. feuern follen, 
fo findet man fogleic, daß dieß '/, p&t. des Anfı Jaſchlage⸗ iſt, und daß 

von den obigen 3 Elaſſen ter Morgen 20—1 zu geben bat. 
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"Man hat vielmald die Steuern in ordentliche und Au: 
ßerordentliche getheiltz jene find die regelmäßig fortdauern: 
den, dieſe werben nur vorübergehend zur Dedung ungewöhnlich 
vergrößerter Staatöbebürfniffe erhoben. Diefe Unterfcheidung 
iſt für dad pofitive Staatörecht und die Statiftil erheblicher als 
für die Finanzwiffenfchaft, weil fie nur das wirkliche Vorkom⸗ 
men, nicht die Natur der verfchiedenen Arten von Steuern bes 
trifft. Indeß läßt fich doch eine allgemeine Betrachtung an diefe 
Eintheilung Inüpfen. Die den Beſteuerungsgrundſaͤtzen am 
meiften entfprechenden Abgaben pflegen ordentliche zu fein, 
zu außerorbentlichen wählt man gewöhnlich ſolche, die am 
leichteften anzulegen find und viel einbringen, wenn fie gleich 
ſolche Mängel an ſich tragen mögen, daß man fie nicht ohne 
große Nachtheile fortbeftehen laſſen bürfte. 


(a) Die Steuern erhielten bisweilen ihre Benennung von dem Zwecke, 
u dem fie verwendet wurden, 3. DB. die beutfhen Prinzeſſin⸗ 
euern, — Gervisgelder (für, die Gafernirung der Truppen) ac. 





Nachträge. 


Zu $. 80 ©. 94: Nach dem franzoͤſiſchen Unterrichtsgeſetz vom 19. Jan., 
26. Febr. und 15. März 1850 erhält der Schullehrer von ber Ge⸗ 
meinde tie Wohnung und mindeſtens 200 Fr. Gehalt, fein Einkom⸗ 
men muß aber mit Schulgeld und Er änzungebetzag ienigftene auf 
600 Fr. kommen. Das Schulgeld wird wie die direete Steuer er 
hoben, wenn der Lehrer es nicht ſelbſt einziehen wi. 

Zu $. 182 ©. 230. Im preuß. Staate betrugen biefe Abgaben i. D. von 
1843—47 714,128 Rthlr. oder gegen 10 Proc. des Rohertrages 
ber Brivatbergwerke. Der Zehnte insbefondere belief fi auf 490,427 
Rtälr., die Quatember⸗ und Receßgelder auf 104,267, Freikure auf 
33,087 Rihle. Der Zehnte wurde meiftens in Geld, nach Preisfägen, 
die unter dem Marktpreife fiehen, erhoben. R. v. Carnall (Die 
Bergwerke in Br. und deren Beſteuerung, 1850) fchlägt folgende 
Abgaben vor: 1) 250,000 Rthlr. Erſatz der Verwaltungskoſten des 
Staats, nah dem Werthe der gewonnenen Grzeugniffe umzulegen, 
2) 119,600 Rthlr. Ertragsfteuer, 5 Proc. des Reinertzages, 3) 73,2% 
—8 Feldesſteuer, 1— 2 Pfenn. von 100 DLachter des Gruben⸗ 
eldes. 


Su $. 187 (e) ©. 242. Ein Umlaufsſchreiben tes franzöſ. Handelswmini⸗ 
ſters von 1849 (Dingler, P. J. CXIV. 124) nimmt als Regelf ür 
einen Sugochien ober eine Milchkuh täglich 60 Grammen 3, Kol, 
alfo jährlih 43,0 Bf. 

Zu $. 231 ©. 316. Das Gef. v. ... März 1850 führt in Frankreich einen 
Wechſelſtempel ein, bis 100 Fr. 5 Eent., von 100-208 Fr. 10 Ct 
-.. über 1000 Fr. , p. mille. 

Zu $. 231 ©, 317. Der Seitungsftempel trug im brit. Reid, 1848 513,289 
2. St., naͤmlich 153,016 2. von Zeitungsblättern und 153,016 2. von 
Anzeigen zu 1 und 1, P. 

Zu $. 236 ©. 324. Das a. franzöfliche Bef. v. 1850 verorbnet von ber 
Uebertragung der Renten (Staatefchuldbriefe) eine Gebühr von '/s 
p. mille des Rennbetrages. 








Zuſätze zu Dem zweiten Abdrud. 


Da der Verfafler durch die gleichzeitig nöthig gewordene 
6. Ausgabe des Bandes I. und die A. Ausgabe ded Bandes I. 
(2. Hälfte) zu ſehr in Anſpruch genommen ift, um eine neue 
Ausgabe ded gegenwärtigen Bandes bearbeiten zu Tönnen, fo hat er 
fih entſchloſſen, den unveränderten Abdruck deſſelben zu geſtatten, 
und nur folgende Zuſatze beizufügen. 


Zu $. 23. (e) Bockh. Neue Ausgabe 1850. 
(f.) v. Reden, Allgemeine vergleihende Finanzſtatiſtif. Darmſtadt 
feit 1851. 1. Bd. in 2 Abth., 1. Bd. Heft 1—4. 1854. 
2) Dieterici, Tabellen und Nachrichten für den preuß. Staat 
für das Sahr 1849. IV. Bd. 1853. 
3) Lehzen, Hannovers Stantehaushalt. 1853. 54. 1. Bd. und 
H., 1. Abth. 
Amtlihe Beiträge zur Statiſtik der Staatsſtnanzen bes 
SGroßh. Baden. Karlsruhe 1851. 4°. 
4) Porter, neue Ausgabe in 1 Bande 1851. 
Tables of the revenue, population, commerce etc. of the 
United Kingdom, vom Board of trade herausgegeben, jährlich 
1 Band Fol. Part XXU. enthält das Jahr 1852- und er 
ſchien 1554. 
9) Meber Belgien: Expose de la situation generale du 
Royaume en 1841—50. 1852, III, 671. 

Zu $. 48. (a) Neuere franzoͤſiſche Civilliſte 25 Mil. Fr. 

Zu $. 49. (a) Nah dem badiſchen Belek vom 3. März 1854 if die 
eigeniftche Civilliſte ebenfalls, wie in Baiern, unveraͤnderlich. Sie 
beträgt 652 490 fl._ Nach dein Finanzgeſetz für 1854' beläuft fich 
bie ganze Hofflantsausgabe auf 976919 fl. oder 8,2 Broc. des 
orbentlichen reinen Staatsanfiwands. 

Zu $. 72. (a) Bogelmann, Die babifche Militärverwaltung. Karls: 
ruhe 1858. 

Zu $. 9. (Ü) In den letzten Zahren iſt theils durch Bereinbarung mit 
ben Landſtänden, theils ohne biejelbe in mehreren. Heineren deut⸗ 
fen Staaten die Heberweifung der Kammergüter in das Staats⸗ 
gut wieder aufgehoben worden, 3.8. Meiningen, Weimar, Gotha, 
Naſſau. 


‘ 
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106. Nr. 6. Bad. Inſtruction für den Wiefenbaumeifter der 
Gameral-Domänenverw. v. 2. Mai 1850. 


110. (d) Ueber Domaͤnenverpachtung ſ. Seelig in Rau und 
Hanſſen Archiv N. F. IX., 29. 


135. Fuͤr die Zulaͤſſigkeit einer neu einzufuͤhrenden Belaſtung der 
Grundſtuͤcke ſ. Bening im Archiv, N. F. X., 202. 

153. (e) Die preuß. Seehandlung iſt feit 1810 eine Staats⸗ 
unternehmung. Sie Hat unter vorzuͤglich guter Leitung (ſeit 1820 
unter Rother) mit Bortheil eine Menge verfchiedener gewerblicher 
Geſchaͤfte geführt, neuerlich aber fih von einem Theile derielben 
zurüdgezogen. Ihr wirtbichaftlicher Zuftand ift nicht öffentlich 
bekannt, fie liefert aber jährlich 100 000 Thlr. an die Staatscafie 
ab. Vertheidigung gegen verfchiedene Angriffe: (Rother) Die 
Berbältniffe des k. Seehandhungsinftituts, Berlin 1845. 4°. 


182. (c) Nach dem preußischen Geſ. v. 12. Mai 1851 wird flatt 
bes Zehnten eine Abgabe von 5 Proc. des rohen Ertrags ber 
Bergwerke erhoben (für 1853 auf 316 465 Thlr. angeichlagen), 
ferner 4 Proc. des Brlöfes als Auffichtsfteuer (U. 64 907 Thir.) 
und 1 Thlr. Receßgeld von jeber Grube (A. 4518 Thlr.). Die 
ſaͤmmtlichen &ewerkichaftögruben brachten dem Staate 1843 — 17 
i. D. 714128 Thlr. ein, für 1863 find 524 736 Thlr. ange: 
nommen. 


186. Jugler in Rau und Hanifen, Archiv N. F. X., 275. 
Hannover if in die Abtheil. II. zu fegen, indem es nur. eine 
Steuer von 1/, Thlr. vom Gentner erhebt, welche 1848—51 1. D. 
115 000 Thlr. eintrug. Der Staat bat nur 3 Salzwerte und 
Antheil an Lüneburg. Vergl. Lehzen, I., 188. 

Belgien. Die Salzfteuer ift ſeit 1844 18 Fr. von 100 Kil. = 
4,2° fl. vom Zolleentner. Grtrag 1841-50 i.D. 4'342 49% Fr., 
welches 11 Pfb. auf den Kopf anzeigt, 

188 a. (ce) Borichläge zu einer allgemeinen Salzſteuer in Deutſch⸗ 
land bei v. Thielau, Gemeinſchaftl. Productionsßeuer von 
Salz und Rübenzucker in D., 1851. 


. 204. (a) Das Öfterreih. Patent v. 29. Rov. 1849 verorbnet die 


Ginführung des Tabalsınonopols in Ungam und Siebenbürgen. 

213. (ec) Die Briefzahl war 1853 über 410 Mill., der Reinertrag 
1104 000, 1854 1'288 000 2. St. 

216. (8) Breuß. Bel. v. 24. Dee. 1849 umd deutſch⸗ oſterreich 
Poſtverein, zwiſchen Oeſterreich und Preußen am 6. April 1860 
geſchloſſen, Reviſton dieſes Bertrages v. 5. Der. 181: Cinfach 
iſt ein Brief, der nicht voll 1 Loth Zollgewicht wiegt. Jedes Loth 
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mehr zahlt den Betrag eimes einfachen Briefes weiter. — Sm 
Nordamerika iſt das Gewicht des eimfnchen Briefes !/, Unze, in 
Frankreich 71/, Gramm. (0, Loth), in Belgien bis an 10 Gr. 
(0,% Loth). 
2162. (e) Belgien, Gef.v. 22.April 1849: bis zu 30 Kilometer 
(4 geo. M.) Entfernung 10, darüber 20 Eent. — Franfreid: 
Das Porto wurde 1849 auf 25 Cent. erhöht, am 20. Mai 1854 
wieder auf 20 Gent. ermäßigt. Das nämliche Porto in Sardinien, 
April 1854. — Spanien, 24. Dct. 1849: allgemeine Gebühr 
1 Real = 11, Kt. 


AN Deutfſch-oſterr. Poſt vere in: bie zu 10 Meilen 3 Kr. oder 
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1 Sgr., bis zu 20 Meilen 6 Kr. (2 Sgr.), darüber 9 Kr. (3 Sgr.). 
Tranfitgebuͤhr für zwifchenliegende Länder 1 Silberpfennig auf 
3 Meilen. — Niederlande 19. April 1850: bis 30 Kilom. 
5 Gents (3 Kr.), bis 100 Kil. 10, über 100 Kil. 15 Cents. — 
Nordamerif. Freiftaaten bis 3000 engl. (652 geo.) Meilen 3, 
darüber 6 Gents (zu 11%, Kr.) . 


217. (5) Deutfh:-öferr, Boftverein: für 1 Pfb. auf je 
5 Meilen !/, Kr. Eonv.: Münze oder 2 Silberpf., aber das Porto 
eines Paletes darf nicht weniger als das eines einfachen Briefes 
betragen (vergl. den vorigen Zufaß). 


(e) Die fogenannie Nachnahme ift im beutich-öfterreich. Poſtverein 


bis zu 50 Thlr. erlaubt, gegen !eo Gebühr, aber die Poſt zahlt 
die Summe nicht aus, bis fie am Beflimmungsorte bes Poftftüdes 
eingegangen if. Baare Einzahlungen find bis zu 10 Thlr. ge: 


‚Ratte, gegen !/ı2o Gebühr. Revid. Bertrag v. 1851. Art. 63. 64. 
. 231. (5) Deſterreich. Stempel: und Tax⸗-Geſetz v. 9. Febr. 1850. 


Die Gebühr von Teftamenten, Veräußerung unbeweglicher Güter, 
richterlichen Erkenntniſſen ꝛc. wird nicht mehr in Stempelform er: 
hoben. Ber Bingaben foftet in der Negel der 1. Bogen 15 Kr., 
bei Handelsbücern iſt der 6Kr.:Steinpel zu nehmen, bei Ber 
fiherungen von 100—200 fl. ift die Stempelgebühr 30 Kr., von 
8—1200 fl. 3 fl., von 1600-2000 fl. 5 fl. x. 


(ec) Deſterreich, a. Geſ.: bei Wechfeln bis 100 fl. 3 Kr., von 500 — 


1000 fl. 30 Kr., von 1000 — 1500 fl. 45 Kr., 1500 — 2000 fl. 
1. x. Franz. Se. vom 5 Juni 1850: von Wechſeln, billets 
& ordre oder au porleur u. a. Sandelseffecten bis 100 Kranken 
5 Gent., von 1— 200 Branfen 10 Gent. sc. Bon dem mittleren 
Betrage zwifchen den 2 Graͤnzzahlen beträgt die Gebühr meiftens 
3/, pr. mille, von Actien !/, oder 1 Broc., jenachdem bie @efell- 
Schaft bis 10 Jahte oder länger dauert. 


ws 
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(d) Das beit. Geſeß von 1860 Yet hedeutend niedrigere Gaͤtze, ſo 
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baß man eine Cinbuße yon !/, Dil. 2. St. srwmice. Schuld⸗ 
briefe verfchiebener Art (bond, mortgage ete.) geben 21, Schill. 
von 100 2. St. Neues el. v. 1853 (16. u. 17 Viet. e. 59), 
nad welchem flatt des Stempelpapieres von 1 Penny aud ein 
Stempelblättchen von gleihem Betrage aufgeklebt werben Tann. 
Diefe geringe Abgabe wird von Duittungen und Anweifungen 
(mit Ausnahme der checks und Grebitbriefe ber Bankhaͤuſer) 
erhoben. Aflerurangpoligen für eine Summe unter 500 2. geben 
2/. Schill. für je 50 2., bei einer höheren Summe 1 Schill. für 
je 100 £., über 1000 8. für je 1000 2. 10 Schill. , 
236. (5) In Würternberg ift die Abgabe vom Berkaufe der Liegen⸗ 
haften auf 1 Proc. des Kaufpreifes geießt worden, und beim 
abermaligen Berkaufe binnen 3 Jahren mit Bermehrupg der Zahl 
von Gigenthümern auf 5 Bror., Geſ. v. 18. Sept. 1852. 

237. (a) Die Berdoppelung der badilchen Erbidyafts- und Schen- 
fungsabgabe von I auf 2 und von 3 auf 6 Kr. iR durch das 
Geſ. v. 30. Maͤrz 1850 geſchehen. Nur für Ehegatten if ber 
Satz von 1 Kr. geblieben. — In Defterreih (Bei. v. 1850) iſt 
bie Abgabe 1-8 Proc. 

280. (5) Iu den öfterreichifchen Provinzen war 1848 der Beitrag 
jebes Kopfes mit Cinrechnung des Salzes, Lottos, Tabaks und der 
Bor (Czoͤrnig, Ueberſtchtstafeln, 1650, ©. 100): 16,5 A. 
Defberreich unter ber Guns, 9,5 Kuſtenland, 8 Deſterreich ob der 
Enns, 6,‘ Karnthen, Rrain, 5, Steiermart, 5, Böhmen, Mäbren, 
5,2 Tirol, 2,9 Balisien, 2,0 Dalmatien, Durdichnitt 5,° fl. 

287. (8) Breußifches Gef. v. 30. Sul. 1853 über MBeitreibung 
der Steuern und anderen öffentlichen Abgaben in ben oͤßlichen 
Provinzen. 


Gedruch bei E. Polz in eeipiis. 
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2. Abtheilung. 


Die einzelnen Arten von Steuern. 





x 1. Hauptſtück. 


Die Schatzungen. 


Einleitung. 
§. 297. 


Die Schatzungen (Einkommens⸗ und Vermoͤgensſteuern) 
legen der Regierung die Nothwendigkeit auf, die Vermoͤgens⸗ 
umſtaͤnde der einzelnen Buͤrger ſo weit zu erforſchen, daß die 
von jedem derſelben geforderten Steuerbetraͤge zu ſeiner Steuer⸗ 
faͤhigkeit ungefaͤhr ein und daſſelbe Verhaͤltniß haben. Die 
Steuerforderung iſt unbedingt und fuͤr den, der nicht ſeine Zah⸗ 
lungsunfaͤhigkeit darzuthun vermag, unausweichlich. Waͤhrend 
hierin ein Vorzug der Schatzungen liegt, hat man dagegen bei 
der Anlegung derſelben mit großen Schwierigkeiten zu kaͤmpfen, 
die theild aud der verwickelten und veraͤnderlichen Beſchaffenheit 
der Einkünfte, theild aus ber Abneigung der Steuerpflichtigen 
entfpringen, ihren Befig und Erwerb fund werben zu laffen. 
Da auf die Redlichkeit und Vaterlandsliebe hierbei im Allge: 
meinen nicht genug zu bauen iſt (a), fo muß man ſich überall 
nach äußeren, offentundigen Kennzeichen umfehen, auf die 
Duelle jeder Einnahme zurüdgehen und das Einkommen jeder 
Perſon in feine Beſtandtheile auflöfen, wenn es wirklich zufam: 
mengefegt iſt. Zugleich iſt auf die Wahl der Perfonen, denen 


die Ausführung der Schagungen anvertraut wird, aroßt Sorg: 
Rau, pol. Dekon. Ste Ausg. III. 2. Abth. 


falt zu wenden, damit alle Anfäge von redlichen und wohlunter: 
richteten Männern aufgeftelt und geprüft werden, wozu auch 
der Beftenerte mit feinen Einwendungen gehört werden muß (b). 


(a) Der Einzelne beforgt oft, daß, wenn er aud bie ſtrengſte Wahrheit 
fagen wollte,. Andere es ihm nicht nachfhun und daß er alſo durch 
feine Bewiflenhaftigfeit uͤberbürdet werde, er hält es daher für eine 
Art erlaubter ftillfchweigender Uebereinfunft, daß Alle ungefähr gleich 
viel von ber Wahrheit abweichen. Freilich iſt dieß nar ein Mil: 
derungs⸗, Fein Entichuldigungsgrund. Der Eigennutz foll vor dem 
Pflichtgefühl des Bürgers und der Ueberzeugung, daß die Steuern 

| ut verwendet werden, zurüdweichen. 
(8) Das bad. Gef. vom 8. Juli 1848 enthält nicht bloß neue Beſtim⸗ 
, mungen über den in jeber Gemeinde beftehenden Schaßungsrath, 
der aus den verfchiedenen Ständen von der Gemeindebehörde gewählt 

wird und mit dem Katafterbeamten zuſammen wirft, fondern auch 
bie Anordnung eines Steuerfhwurgerichtes für jeden Bezirk von 
30—60000 Einw. zur Enticheidbung freitiger Steuerfragen. Diefe 
Ginrichtung iR nicht zur Ausführung gekommen. 


$. 298. 

Die genaue Erforfhung der reinen Einfünfte, die alle 
einzelnen Bürger in jedem Zeitabfchnitt (Jahr) wirklich beziehen, 
wuͤrde für diefe überaus laͤſtig, für die Regierung mühfam und 
koſtbar fein und dennoch nicht gelingen, weil das Einfommen 
der Steuerpflichtigen von vielen Umftänden abhängt, die un: 
moͤglich ganz zur Kenntniß der Regierung kommen können. 
Man muß fich folglich mit einer ſolchen Annäherung an die 
Wahrheit begnügen, bei welcher bie Abweichungen theils fich 
mit der Zeit auögleichen, theild wenigftend nur eine unbedeu⸗ 
tende Wirkung auf die Steuerfumme felbft äußern, wozu die 
Feſtſetzung eines niedrigen Stenerfußes beiträgt (a). Aus die: 
fem Grunde Tonnen bei dem Anfchlage bed fleuerbaren reinen 
Ertrages - 

I) ſolche Verfchiedenheiten nicht beachtet werden, welche in 
den Perfönlichkeiten liegen (fubjective), und zwar 

a) in dem vorzüglichen Fleiße und Eifer, oder der Traͤg⸗ 

beit und Unwiſſenheit einzelner Steuerpflichtigen in 

Bezug auf den Erwerb, bei dem man vielmehr auf 

die Vorausſetzung des üblichen regelmäßigen Verfah⸗ 

rens bauen muß. Nur da, wo man fidh an feine äußere 

Quelle des Einfommend halten Bann, wie bei dem Ar⸗ 
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beitöverbienfte und manchen Gewerböunternehmungen, 
bann auch die Handlungsweiſe bed Befteuerten als Ur: 
fache einer gewiflen Einnahme nicht außer Betracht 
bleiben; . 

b) in dem ungleichen Unterhaltöbedarfe der einzelnen Fa: 
milien, an deſſen Stelle eine mittlere Größe fir jebe 
Claſſe von Bürgern und jede Stufe ded rohen Ein» 
kommens aufzufuchen if; _ 


3) auch der von äußeren Umſtaͤnden herrührende Wechfel im 


Betrage BP Einkünfte von Jahr zu Fahr kann nicht genau 
verfolgt werben, vielmehr muß man einen Durchſchnitt 
berfelben aunehmen und von ber Vergangenheit auf die 
Zukunft ſchließen. 


Auf diefe Weiſe tritt an die Stelle der unerforfchlichen 


wirtlichen Einnahme ein mittlerer Betrag derfelben, der 
zugleidy den Durchfchnitt der gleichzeitigen und unter gleichen 
äußeren Umftänden erfolgenden Einkünfte vieler Steuerpflichti- 
gen bildet (b). 


(@) 


(b) 


Sind 3. B. die Abweichungen von ber wirklichen Reineinnahme 
10 p&t. und beträgt der Steuerfuß '/, derfelben, fo iſt die Steuer 
hoͤchſtens um 11/, p&t. der Einnahme zu groß ober zu flein, was 
wenig in Betracht Fommt. 


So wird 3. B. für mehrere Wohnhäufer von gleicher Beichaffenheit 
und Lage gleiche Rente angefeht, wenn auch zufällig das. eine etwas 
höher als das andere vermiethet worden if. — Murhard nennt 
diefen mittleren oder „idealen“ Betrag des reinen Cinkommens Mente 
und gründet bierauf den Unterfchied der Menten: und Einkommens⸗ 
feuer, a. a. D. ©. 19. 267. — Die Schwierigkeiten einer volls 
RRändigen und genauen Beſteuerung aller reinen Binfünfte haben 
—2* Schriftſteller zu dem Rathe bewogen, das Streben nach Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes ganz auf eben. 3. G. Hoffmann (Die 
Lehre von ben Steuern, ©. 37 ff.) legt vorzügliches Gewicht auf 
den Umftand, daß die Empfänger eines gewiflen Ginfommens in 
Folge von vielerlei perfönlichen Ber ältniffen fehr oft nicht einen 
gleichen Theil deffelben mit gleicher Xeichtigkeit angeben fönnen. „Wer 
teuern nad dem Cinkommen vertheilt, der unternimmt zu beſtim⸗ 
men, welcher Theil des Cinkommens eines Jeden nüglicher durch 
oͤffentliche Dehörben als durch ihn felbft verwendet werde . ... Bei 
ben Lebensverhältnifien, welche fich unter gefitteten Bölfern in ber 
Reihe von Jahrhunderten ausgebildet haben, beruhen alle Berfuche 
zur Begründung eines ſolchen Urtheils auf einer wohlgemeinten Selb 
taufhung“, ©. 40. — Aber man fann nicht auf bie —— 
gen ich verzichten und der bei ihnen mögliche Fehler iſt doch deſto 
iner, je forgfältiger man in der Anlegung zu Werke geht. 
4* 


\ 
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Bei den Schakungen wirb für jeden Steuerpflichtigen und 
für jede Art von Einkünften deffelben eine gewifle Jahresſchul⸗ 
digfeit der Steuer fefigefeßt. Dazu iſt erforderlich 

1) die Anlegung (Regulirung) der Steuer, d. b. bie 
Berfertigung der Steuerbüder, Steuerbefhreibungen 
ober Katafter (a). NHierunter verfieht man die Berzeichniffe 
aller, cine Steuerfchuldigkeit begründenden Gegenflände (Ber: 
mögenötheile, Gewerbe, Arbeitözweige zc.), mit Angabe folder 
näherer Bezeichnungen und Zahlen, daß daraB dad Verhaͤltniß 
ber Beitragöpflicht der Einzelnen zu erkennen if (db). Wieviel 
Leder in einem gewiſſen Jahre wirklich zu bezahlen habe, dies 
hängt zugleich von dem jebeömaligen Steuerfuße ab, welcher 
veränderlich if. Der Steueranfchlag (allivrement), d. i. die 
Verhältnißzahl, welche für jeden fleuerbaren Segenftand neben 
der Befchreibung der Hauptmerkmale defjelben im Katafter fiebt, 
muß wenigftend zu dem wahren fleuerbaren Einfommen ober 
dem aus diefem fih ergebenden Mittelpreife (Verkehrswerth) 
der Steuerquelle durchgängig in gleichem Verhaͤltniſſe Reben, 
wenn er nicht mit einer jener Größen zufammenfällt (c). Er 
kann auf mehrfache Weife ausgedrüdt werben; er if namlich 
entweder 

a) ein Anfchlag ded audgemittelten fleuerbaren (reinen) Ein: 
fommend, oder 

b) das fogenannte Steuercapital, ein Anfchlag des mitt⸗ 
leren muthmaßlichen Preiſes oder Verkehrswerthes einer 
Einnahmsquelle. Bei manchen Steuergegenſtaͤnden, na⸗ 
mentlich einem Arbeitsertrage, kommt der Preis nicht wirk⸗ 
lich vor und kann nur in Gedanken (durch eine Fiction) 
angeſchlagen werden; oder 

ce) ein gewiſſer Theil des ermittelten Einkommens oder Prei⸗ 
ſes; Steuerfimplum (Anfchlagstheil, Steuerein: 
beit). Die Anfegung foldyer Simpla gefchieht, um Die 
jährlich zu erhebenden Summen init größerer Leichtigkeit 
finden zu koͤnnen (d). 

2) Die Entwerfung der jährliden Erhebungs:-Liften 


a 
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(Heberollen), welche entſtehen, indem man den beſchloſſenen 
Steuerfuß auf die im Kataſter enthaltenen Anſchlaͤge anwendet 
und hieraus die von jedem Steuerpflichtigen jaͤhrlich zu entrich⸗ 
tende Summe berechnet (e). 


(a) Der 


(8) 


(d) 


Urfprung be Wortes Kataſter if von Jac. Gothofredus 
(Cod. Theodos.) zuerft richtig erklärt worden aus einer Zuſammen⸗ 
ziehung von capitalionis registrum ober wohl capitum registrum, 
was durch die alt Trangöflide Schreibart oapdastre beflätigt wird, 
Capitatio war fowohl Grund⸗ als Kopffteuer, caput das einzelne 
ſteuerbare Object. daſter, Cadastre, iſt alſo unrichtig. ©. Du 
Fresne du Cange, Glossarium, s. v. capdastrum und cala- 
stram,. — v. Saviang a. a. O. ($. 247.) — Macchiavelli 
(Istorie Fioreatine, 4 Buch) berichtet, das Wort fei zuerſt für eine 
Bermögensfteuer in Florenz gebraucht worden, wegen des Abıneflens 
des Vermögens, accatastare, welches eigentlich aufflaftern, aufſchich⸗ 
ten bebeutet, wie catasta Holzfloß.. Diefe Ausbrücde deuten auf 
zuragsasıs, Aufitellung, Anordnung, Zuftand sc., und es Eonnte leicht 
estasto, welches zuerit die Steuer ſelbſt bezeichnete, auch in dem 
Sinne genommen werten, wie unfer „Katafler.”“ Diefe lebtere Ab: 
leitung läßt ſich jo denken, daß, nachbem,das Wort auf die erftere 
Weiſe ſich gebildet hatte, feine Verbreitung durch die Grinnerung an 
ein anderes, ähnlich lautentes, ſchon vorbantenes Wort befördert 
worden if. j 

Die Erhaltung und Fortführung der Katafler erfordert eine beſon⸗ 
dere Fürforge, vgl. $. 338. — Kedeifen, Das Steuer: und Kas 
taflerwefen mit befonderer Müdficht auf die Berhältniffe in Wuͤrtem⸗ 
berg. Stuttgart 1848. \ 


Es könnten 3. B. in Folge einer Beränderung in ben Preifen bes 
Metallgeldes oder der Bodenerzeugniffe alle Eataflrirten Ginfünfte 
einer gewiflen Art um gleich viel zu niedrig angelegt fein, was fid 
dadurch unfchädlich machen ließe, daß man den Fuß der davon zu 
erhebenden Steuer in gleichem Berhältniß über den ber afıderen 
Steuern erhöhte. Wenn dagegen etwa die Mente der Waldungen 
t/; unter dem wahrer Betrage, die der Welder '/, über bemielben . 
angefchlagen wäre, und doch bei beiden gleicher Fuß angewendet 
mwürbe, fo entflünde eine offenbare Ungleichfürmigfeit der Belaftung. 
Dei der Errichtung eines neuen Kataſters muß man darnach fireben, 
diefe Anfäge ber wirflichen Größe nahe zu bringen. Da aber Fleinere 
Fehler nicht zu vermeiden find, fo if es nüglic, wenn alle Anfchläge 
nach gleichen Regeln gebildet werten, weil man dann hoffen kann, daß 
Die Abweichungen von ber Wahrheit eher gleicher Art find und daher 
das Verhaͤltniß der verfchiedenen kataſtrirten @egenflände dennoch 
iemlich richtig bleibt. 

an könnte 3. B. 5 Prorent von der Rente jedes Grundſtuͤcks als 
Gimplum annehmen. Soll nun /, der Rente als Örundfleuer ee 
ben werden, fo braucht man nur 4 Simpla zu forden. In Naſſau 
3. B. ift das Steuercapital von Grundflüden '/, des Mittelpreifes, 
und von jenem wird 2 (!/a fr. vom Gulden) ale Simplum anges 
Icht. In Sachen bilden 10 Ngr. oder 100 Pfen. Reinertrag die 

teuereinheit, die zu 10 Rthlr. Capitalwerth gerechnet wirb (30). 
Man giebt jährlich die Zahl der zu erhebenden Pfennige an. 
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Ai teuerräutnigtdt 2er f. Ds Bamkeeih om Hallen If es 
üblich, eine veränberliche Zahl von Brocenten (ceatimes additionnels) zur 
Hauptfumme einer Steuer zu fchlagen. | 

$. 300. 

Die Schagungen geftalten ſich bei ihrer Entflehung nicht 
nach der wiffenfchaftlichen Unterfcheidung, fondern nach der be: 
quemften Art, diefelben zu belegen. Doch laflen fich die in den 
wirklichen Staaten vorkommenden Schaßungen in folgende Ab⸗ 
theilungen bringen: 

I. Steuern von dem Einkommen, und zwar 

A. von den einzelnen Zweigen deſſelben. 
1) Die Grundrente kann belegt werden 
a) bei den Eigenthümern, in der Grundfleuer 
(f. den folg. I. Abſatz); 
b) bei benjenigen, welche vermöge eines Realrech⸗ 
tes einen Theil davon beziehen, durch die Ge⸗ 
fällfteuer (2. Abfaß). 
2) Diefelbe mit einer Zindrente verbunden zeigt fidh 
in der Hausrente und bildet den Gegenftand der 
Daudfteuer (3. Abfab). - 
3) Die Capitalrente findet fich 
a) in Verbindung mit Gewerbeverdienft in dem 
Einfommen der Gewerböunternehmer, welches 
ber Gewerbſteuer unterliegt (4. Abſatz); 

b) abgefondert in dem Zinfe audgelichener Capi⸗ 
tale, für welche die Zins⸗ oder Gapitalfteuer 
beſtimmt ift (2. Abfaß). 

4) Der Arbeitdlohn, ohne Verbindung mit anderen 
Einnahmen, kann eine befondere Lohnſteuer be 

- gründen (6. Abſatz). 

B. von dem zufammengefaßten Einkommen jedes Steuer- 
pflihtigenim Ganzen; allgemeine@intfommenß: 
feuer (7. Abſatz); 

‚1. Steuern von dem Stamm des Vermögens, Bermoͤgen s⸗ 

. feuer (8. Abſatz). 


— 


* 











1. Abſatz. 
Grundfteuer. 





A. Allgemeine Grundfäke. 
$. 301. 


Die Grundfteuer (a) ift beſtimmt, einen heil der Grund: 
rente, d. i. des reinen Ertraged, welchen das Grundeigenthum 
gewährt (I, 207), für die Staatdcafle in Anfpruch zu neb: 
men (b). Die Grundrente kann aus fehr verfchiedenen Be: 
nutzungsarten einer gewiſſen Bodenfläche herrühren, indem eine 
folhe bald zum Bergbau, bald zum Landbau, zu einem Ge- 
werks⸗ oder Dienftgefchäft, zum Ueberbauen ıc. angewendet 
wird und in allen diefen Fallen dem Eigenthümer einen Rein: 
ertrag zu gewähren vermag. In den meiften Staaten ift die 
Grundrente der größte Beftandtheil ded reinen Volkseinkom⸗ 
mens, und die Grundfteuer nimmt daher unter den Schagungen 
in Hinfiht auf Ergiebigkeit und Sicherheit die erfte Stelle 
ein (c)., Ihr hohes Alter erklärt fich leicht aus der am Tage 
liegenden Steuerfähigfeit der Grundeigner, welche in einer Zeit, 
wo ber Reichthum faft blos in Kändereien beftand, noch mehr 
bervortrat, als feit der Wermehrung des beweglichen Ber: 
mögend. Auch giebt es Peine andere Steuer, deren Anlegung- 
fo vieles Nachdenken und fo große Vorarbeiten veranlagt hätte, 
ald dieſe. 


(a) * ithen III, 215. — Eraig, Grundzüge der Politik, III, 24 
— Ricardo, Irinciples, I, Cap, 9—12. — v. acob, 
h at u, 863. — Lo$, II, 233. — v. Kremer, 1,121. — v. Mal⸗ 
aus, Finanzwifl. I, 186. — Murkarı. ©. 263. — Hoffmann, 
Bon vn Steuern, &. 9. — v. Prittwitz, Theorie der St. und 
Zölle, ©. 132. — Benzenberg, Ueber dad Katafler, Bonn 1818. 
U. Bde. Biweite Bub: 1824. — Späth, Ueber die Grundſteuer 9). 
dem reinen und rohen Grtrage, Mün en, 1818. — (Herzo 
Staatswirthſchaftliche Blätter, nn. Heft. 1821. — Sräsell, 
Grundfteuer und deren Kata — 5— pis, 1821. — — 
Das Grundſteuerkataſter. 24. — v. Groß, Die Meiner: 
tragsſchaͤzung des Grunbbefiges nush Vorſchriften zu einer, auf Ver⸗ 


‘ 





mefung, Bonitirung und Kataſtrirung gegründeten Gteuerregu- 

(rung: Neuf. a. d. D. 1828. — Self, Srundfäge zur Aufnahme 

und Grhaltung von Grundkataſter in ben beutfchen Staaten. Weſel 
und 2eipzig. 1840. — Klemm, Staatswirthfchaftliche Blätter. 
Stuttg. 1842. Heft II-IV. 

(d) Daher ſchlaͤgt Jakob den Namen Grundrentenfleuer vor. 

(c) Die Grundfieuer macht in vielen Staaten ungefähr !/, bis an *, 
der reinen Staatseinnahme aus. Sie beträgt 3. B. in den 10 Pro: 
vinzen von Deflerreich (ohne Ungarn, Oberitalien ıc.) 1,2 fl., in Bas 
den i R., in Würtemberg 0,* i. auf den Kopf der Ginwohner. 


$. 302. 

Die Grundrente, ald ein Einfommen, von welchen bie 
Koften der Bodenbenutzung ſchon abgezogen find (a), kann 
ohne Rachtheil eine mäßige Steuer ertragen und dürfte nicht 
unbefteuert bleiben (b). Die Grundfteuer bleibt auf den Grund: 
eigenthümern liegen (c), denn diefe find nicht im Stande, jene 
auf eine andere Claſſe von Bürgern zu wälzen. Dieß läßt fich 
fo nachweifen: 

1) Die Steuer kann nicht durch Vertheuerung der Bodens 
erzeugniſſe den Käufern derfelben aufgebürdet werden, weil 
hiezu eine Verminderung der Production erforderlich wäre, zu 
der die Mehrheit der Grundeigner fich nicht entfchließen würde, 
wenn auch Einzelne geneigt wären, den Anbau des Landes eins 
zufchränten. Eine ſolche Grundfteuer, welche die Rente ganz 
aufzehrte oder fie fogar noch überfliege, würde allerdings den 
Landbau entmuthigen und das Angebot verringern, namentlich 
wenn man die undankbareren Grundftüde nicht mehr ohne Scha⸗ 
den bauen könnte (d). Aber von einer folchen fehlerhaften An: 
legung abgefehen, ermuntert die Grundfteuer eher zur Vervoll⸗ 
tommung, ald zur Vernachlaͤſſigung des Anbaues, weil diefe 
den Eigenthiimer von der Steuerpflicht nicht befreien würbe, fo 
wie es demfelben auch in Bezug auf die Steuer nichtö helfen 
kann, wenn er eine andere Benübungdart ber Grundſtuͤcke 
vornimmt. 

2) Eben fo wenig fann die Steuer auf die Pachter gewälzt 
werben, benn wenn die Eigenthümer, um jene zu höheren Pacht: 
zinfen zu nöthigen, ihre Ländereien häufiger ſelbſt bewirthſchaf⸗ 
ten wollten, jo würden fie ebenfalls von der Auflage getroffen 
werben. 


(e) 


(6) 


(ec) 
(4) 


[4 
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Mag auch die Srtragsfähigfeit zum Theile die Folge eines früheren 
Eapitalaufwandes für Urbarmachung und Grundverbefferungen fein, 
fo kann man doch die Zinfen deſſelben nicht unter die Koften rechnen, 
denn die Zinfen eines ficher und fortvauernd angelegten Capitals 
find ebenfalls reines Einkommen. 
Mac Culloch (Treatise on the principles and practical io- 
fliuence of taxation and the fonnding system, Lond, 1845, ©. 43) 
verwirft die Grundfleuer. Derjenige Theil der Grundrente, welcher 
von einem auf Gebäude, Binftiedigung, Entwaͤſſerung ıc. verwens 
beten Capitale herruͤhre, laſſe fih von dem anderen nicht leicht 
fcheiden. Beſteuere man jenen ebenfalls, fo halte dieß von weiteren 
Bodenverbefierungen ab; gelinge aber die Trennung beider Theile, 
fo fei doch eine Steuer, die nur ein eingelnes Ginfommen treffe, uns 
gerest, Diefer lebte Sag hätte nur Gewicht, wenn es neben ber 
runbfteuer feine anderen ahapun en gäbe, gegen ben erfßen ift zu 
erinnern, daß der Unterhalt aller Mauern, Gräben, Gebäude ıc. 
unter die Koften gehöre, die reine Zinsrente von Meliorationen aber 
ohne Nachtheil befteuert werben fönne, ferner baß feine Grundfteuer 
fogleich, etwa alljährlich, nach dem Meliorationen erhöht werde, ſon⸗ 
dern nur nach langen Zwifchenzeiten sc. — Auch mehrere Deutfche 
haben fi neuerlih gegen die Grundſteuer ausgefprochen, 3. B. 
Gr. Moltte, Ueber die Sinnahmequellen des Staates. ©. 179. — 
v. Bedeborf in v. Lengerfe, Annalen der Landw. VII. Jahrg. 
Supplementheft. S. 72. (1849). — Biegler, zur focialen Reform 
des preuß. Abgabenwefens, Berlin, 1830. S. 19. Die Cinwuͤrfe dies 


“fer Schriftfteller fommen in $. 311 ff. zur Unterfuhung. Die Mei: 


nung berfelben iſt jedoch nicht, daß die Grundrente gar nicht belcgt 
werden toll, denn fie find einer allgemeinen Gintommenfleuer nidt 


entgegen, 

A. Smith, IN, 216. 232. 

Ricardo, a. a. D., unterfcheibet mehrere Arten von Steuern, die 
auf ten Ertrag der Landwirthſchaft gelegt werben fönnen: 1) ſolche, 
die ſich nach der Menge von Erzeugniſſen richten und folglich wie 
irgend eine Bergrößerung der Hervorbringungstoften anzufehen find, 
Cap. 9; 2) folche, die gm im Berhältnig der Grundrente ftehen und 
von denen das im $. Gefagte gilt; 3) ſolche, die auf alle Ländereien, 
auch auf die fchlechteften, rentelofen gelegt find, und befhalb, da fie 
dem Bigenthümer ſolcher Grundßüuͤcke nicht zur Laft fallen können, fo 
wie bie unter Mr. 1 betrachteten wirfen müflen, S. 211 ber 2. A., 
©. 180. d. Ueberi. v. Baumſtark. — Uebrigens läßt ſich das Eintre⸗ 
ten biefer Wirkung nod bezweifeln, weil es in jedem Lande nur we: 
nig ganz rentelofe Grundftude giebt, deren Dedebleiben ſchwerlich das 
Angebot don Bodenerzeugniflen in fühlbarem Maaße vermindern 


könnte. 
$. 308. 
Die Grundfleuer foll benjenigen Theil des Reinertragd von 


Grundftüden treffen, der dem Eigenthümer als ſolchem zufällt. 
Die Einkünfte find jedoch in der Wirklichkeit nicht immer fo von 


einander gefchieden, wie fie in dem Begriffe gefondert werden 


müflen. Es muß daher bei der Anlegung der Grundſteuer ber 
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Hall zu Grunde gelegt werden, in welchem ber Eigenthuͤmer bie 
Benubung einem Andern überläßt und nur die Grundrente be» 
zieht. Uebernimmt er die Bewirtbichaftung felbfl, fo muß die 
Grundrente erſt aus dem gefammten Reinertrage ber Erdarbeit 
herausgefunden werben, und felbft bei Pachtungen iſt fie nicht 
immer ganz abgefondert anzutreffen. Es kann nämlich mit 
ihr verbunden fein 


" D) der Zins des angemwendeten Capitalesz; 
a) Bei ganzen Landguͤtern wird zugleich das ſtehende Ca⸗ 
pital an Gebäuden und Gerätbfchaften mit vermiethet, 
bisweilen auch ber Viehftand, und ber Pachtzins ent: 
hält dann die Zinsrente diefer Gegenftände (I, $. 200) 
nebft einer Vergütung für die Abnuͤtzung oder die Aus⸗ 
befferungstoften c. Waldungen, viele Weiden und 
einzelne Garten und Feldftüde find jedoch von einer 
ſolchen Vermifhung verfchiedener Einkünfte frei, auch 
geben folche vereinzelte Grundſtuͤcke einen Anhalts⸗ 
punkt, um da, wo die Bodenbefchaffenheit, Lage ıc. die: 
felbe ift, die bloße Grundrente aus zuſammengeſetzten 
Pachtungen auszuſcheiden. 

b) Die Betriebsauslagen muͤſſen von dem Pachter beſtrit⸗ 
ten werden, weshalb die Zinſen des auf ſie verwendeten 
umlaufenden Capitals dem Grundeigner nur dann zu⸗ 

fallen, wenn er zugleich Landwirth iſt. 

2) der Gewerbsverdienſt des letzteren, worin nach Abzug des 
Unterhaltsbebarfs ebenfalld oft ein reines Einfommen ent: 
halten iſt. Der Pachtzins begreift diefen Gewerbsverdienſt 
nicht in fi, man kann daher, wenn man jenen mit dem 
ganzen Neinertrage vergleicht, abnehmen, welcher Theil 
des letzteren ald Belohnung für die Gewerböthätigkeit des 
Eigenthuͤmers anzufehen ifl. 


$. 304. 
Bei der Grundſteuer zeigt fich fogleich bie oben ($4298) 
erklaͤrte Unmöglichkeit einer ganz gleichmäßigen Belegung bed 
. seinen. Einkommens fehr deutlich. Ein und daſſelbe Grundſtuͤe 








giebt nicht nur bei einer Verſchiedenheit in der Benutzungs⸗ 
weile, fondern auch wegen ber Ungleichheit in den Ernten und 
in den Preifen der Erzeugniffe zu verfchiedenen Zeiten nicht bie 
nämliche Rente (a). Die genaue Erforfchung der jededmali- 
gen wirklichen Grundrente würde unverhältnigmäßig viel 
Koften verurfachen, auch würde diefe unermeßliche und endlofe 
Arbeit unfehlbar nachläffig betrieben werden und Dadurch wieder 
viele Fehler veranlaffen. Man muß fich deshalb mit der mitt: 
leren Grundrente begnügen, weldhe man von jedem Grund: 
füde nady genauer Berüdfihtigung aller Eigenfchaften deſſel⸗ 
ben erwarten fann. Die Grundfteuerbefchreibung kann wegen 
ihrer Schwierigkeit und Koftbarkeit nicht oft verändert werben, 
fie muß alfo ſolche Umflände, die einem häufigen Wechfel 
unterworfen: find, unbeachtet laflen und nur das Dauernde 
in Rechnung bringen. 

(e) Auch die Veränderungen in den Wirthfchaftskoften zufolge der wech: 
felnden Preife der Arbeit u. dgl. haben hierauf Ginduß; ferner 
Unfälle, die den Cinzelnen fchwer treffen und fi nur in längeren 
Zeiträumen gegen die ginfigen Jahre wieder ausgleichen. Schil⸗ 
derung dieſer unvermeidlichen Unvollkommenheiten bei I. G. Hoff; 
mann, Die Lehre v. d. St., ©. 40 und 106: „Das Cinkommen 
aus landwirthſchaftlich benutztem Boden iſt bei weitem abhängiger 
son den perfönlichen &igenichaften feines Bewirthfchafters und von 
Begebenheiten , welche die Wirthſchaftskoſten und die Fruchtpreiſe 
beftimmen, als von der Größe und Beichaffenheit des benupten 
Raums." „Diefe (die gewöhnliche) Grundſteuer if eine ſehr fchlechte 


oem, Mittel zur Beftreitung des Staatsaufwandes zu erheben.“ — 
te Vorzuͤge der Grundſteuer entwickelt Lo, Handb., a. a. O. 


. $. 305. 


An der Regel benugen bie Menfchen ihr Vermögen fo gut, 
als fie Finnen, nur ift bei der Abſchaͤtzung des Ertrages kein uns 
gewoͤhnliches Maaf von Capital, Kenntniß und Fleiß, fondern 
die in einer. gewiflen Gegend übliche Behandlungsweife zu 
Grunde zu legen, $. 208. Es bleibt alfo als vorübergehend 
und zufällig außer Betrachtung, wenn 1) mit Hülfe eines vor: 
züglichen Gewerbfleißed von einzelnen Ländereien ein höherer 
Ertrag gewonnen wird, als ihn Srundflüde derfelben Beſchaf⸗ 
fenheit und Lage regelmäßig gewähren, es feinun durch eine 
außgezeichnete landwirthſchaftliche Behandlung ober durch vors 


—4 
2 


uͤbergehende Verwendung zu einem anderen Zwecke (a); ein 


folcher Mehrertrag des einzelnen Bewirthfchafters ik nicht ein- 
mal Srundrente, fondern Gewerböverdienkt; 2) wenn diefelben, 
z. 8. in der Hand eines dürftigen ober nachläffigen Landwir⸗ 
thes, weniger abwerfen, als in der Regel anzunehmen ifl. Dies 
ber gehört auch der Einfluß, den die Größe der Befigungen auf 
bie Rente Außert. Wenn der Morgen eined großen Landgute& 
weniger einträgt, ald der eined mittleren und Eleineren, fo hat 
der Eigenthümer des erften feinen Anfpruch auf einen niedrige. 
ven Steuerfag, da es in feiner Wahl fteht, diefen Umſtand zu 
andern (b). Dagegen kann auch ber Beſitzer weniger Morgen 
feine Steuererleichterung verlangen, weil der Befigfland zu 
veraͤnderlich ift, weil eine übermäßige Zerſtuͤckelung, bei der dic 
Rente wieder abnimmt (I, $. 373), eher eine Erfchwerung 
verdient, ald eine Beguͤnſtigung, und weil die freie Zeit zu 
einem Nebeneswerbe benußt werden kanu; 3) wenn fie vorüber: 
gehend auf eine nicht werbende Weife zu perfönlichem Genuß 
verwendet werben, wie Luſtgaͤrten (c), Spielpläße u. dgl. Hier 
verzichtet der Eigenthämer eine Zeit lang freimilig auf die 
Rente, weil ex ein perfönliches Gut höher anfchlägt; die Steuer 
wandelt ſich während dieſes unproductiven Gebrauches in 
eine Aufwandfteuer ($. 292) um, welche auch zuläffig ifl, in= 
dem derjenige, welcher eine folche fichere Einnahme aufgiebt, 
wahrfcheinlih aus anderen Quellen ein reichliches Einfommen 
bezieht (d). _ 


(a) 3. B. eine Bleiche, Gellerbadn, ein Zimmerplaß, Trodenplag, Turms 
plaß, eine Reit oder Kegelbahn ꝛe. Nur überbaute Plätze fordern 
wegen der Widmung auf lange Zeit eine andere Behantlung. 

(5) Andere verhält es ſich freilich da, wo die Theilung gefeplich verbins 
bert oder erfehiert it. — Die franzöftfchen Beiche ‚rechtfertigen die 
Regel, den Durchſchnitt vom Grtrage beider Bewirthichaftungen, 
in großen und Eleinen Gütern, a nehmen, wobei die Beſitzer der er- 
ſteren etwas zu kurz Eommen, mit bem Sage: Le but, qu on se pre- 
pose dans I’&valuation d’une commune, est d’atteindre le taux 
woyen du produit des terres, et la loi dit ‚positivement qu’on 
n’aura aucun €gard au plas ou moins d’industrie des propristai- 
res; c’est une industrie que de diviser son domaine 
en petite tenue. Heoueil methodique etc. Art. 563. 

(c) Diele geben jedoch immer einige Nutzung an Holz, Gras, Blumen ıc. 

(d) Die yofitiven Steuergefege flimmen hiermit überein. —. Diefer Ball 
gibt ein Beiſpiel davon, daß ducch Steuern auch verfchiedene nice 





finanzielle Zwecke des Gemeinwohles beförbert werben können, wie 

hier die Begünftigung der proburtiven Bodenbenugung, obſchon 

auch abgefehen von diefem befonderen Grunde die in $. 304 entwil: 

felten Säge zu jener Folge führen. Monthion in der angef. 

Shrift hat da vorzüglich mit dieſen Nebenzweden und Nebenwir⸗ 

tungen ber Steuern beichäftiget. Sie bürfen jedoch nicht mit ber 
tbeftimmung im Widerſtreit ſtehen. 


| $ 306. | 

Die Seld-Grundrente, die der Eigenthümer bei der eigenen 
Benugung bezieht, ift ferner von Jahr zu Iahr veränderlich, 
weil die Preife der Erzeugnifle, und mit Ausnahme der Wal⸗ 
dungen auch der Raturalertrag einem Wechfel unterliegen, 8.304. 
Die Preife ändern ſich zwar bisweilen unabhängig von ber 
Größe bed Erzeugniffes Dur Zunahme oder Abnahme des Be: 
gehrd, 3. B. Erweiterung des Abſatzgebietes, Mißernten im 
Audlande u.dgl., öfter jedoch nach der größeren oder geringeren 
Ergiebigkeit der einzelnen Jahre. Daher gewinnen bie Land: 
wirthe nach fchlechten Korn⸗ Obſt⸗, Wein:, Heu⸗ ıc. Ernten 
nicht in gleichem Verhaͤltniß, wie die Preife fleigen, und 
finden dagegen bei großer Wohlfeilheit in der Fülle bes 
Ernteertrags einige, obfchon Feine ganz zureichende Entſchaͤdi⸗ 
gung, I, 8.160. Nimmt man, wie ed unvermeidlich ifl, die Er- 
tragsfäße und -Preife nach dem Durchſchnitte einer längeren 
Sahredreihe in das Katafter auf (a), fo gleichen fich geringere 
Beränderungen von Jahr zu Jahr leicht aus und können unbe: 
achtet bleiben. In Mißjahren hilft man durch Steuernachläffe. 
Wenn aber die Preife der Rohſtoffe anhaltend niedrig find, 
z. B bei einer Reihe guter Ernten oder Unterbrechung der bis⸗ 
berigen Abfagwege, — oder anhaltend hoch, 3 DB. in Folge 
einer Zunahme der Bevoͤlkerung ober. der Ausfuhr, fo verliert 
der Durchſchnitt einer früheren Periode feine Anwendbarkeit auf 
die gegenwärtige und es wird eine Berichtigung nöthig, die ent» 
weber in einer einflweiligen Aenderung ber Fataflrirten Ans 
fchläge, ober wenigſtens in einer Veränderung des Steuerfußes 
befieben kann (b). Auch die Schwankungen im Preife des Gel: 
des koͤnnen eine aͤhnliche Wirkung haben. 


(a) Behr (Wirthfchaft des Gtants, 5. 200) verlangt, daß die Grund⸗ 
euer nach dem wirklichen Ginfommen umgelegt werbe, weil nur 
mit diefem die Steuerfähigfeit gleichen Schritt halte. 
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(5) Hiernach Hat man in ben meiſten Staaten ſeit ber eiſheit ber 
18207 Jahre gehandelt, indem die Katafler aus der theureren Zeit , 
herftammten. 88 fann nirgends an der Kenntniß derjenigen ſtatiſti⸗ 
Icen Zhatſachen fehlen, nach denen dieſe Verichtigung vorzuneh⸗ 

§. 307. 

Der Vorſchlag, die Grundſteuer im Kataſter in Boden⸗ 
erzeugniſſen (in natura) anzuſetzen und nach den Preiſen jedes 
Jahres die Steuerſchuldigkeit in Geld zu beſtimmen (a), be: 
zwedt zwar eine Erleichterung der landbauenden Claffe, hat 
aber Folgendes gegen ſich: 

.D Die rohe und reine Einnahme ber Landwirthe iſt aus 
der in $. 306 angegebenen Urfache Feineöweges fo verfchieben, 
ald der Preis der Bodenerzeugniffe. Es wäre fehlerhaft, die 
jährliche Steuerzahlung nur nad) diefem Verkaufspreiſe abzus 
meffen, ohne dabei auch die erzeugte Menge in Betracht zu zies 
hen, deren Berüdfichtigung aber zu umftändlich fein würde (b). 

2) Man Hätte vielerlei Feld» und Sartengewächfe zu beach: 
ten. Inder einen Gegend kann der hohe Preis eines Handels: 
gewächfes für Die Wohlfeilheit des Getreides entfchädigen ıc. 
3) Da fchon ein Theil der Steuern, namentlidy die Auf: 

wandsſteuern, unftändig ift, fo wäre es für die Orbnung im 

Staatöhaushalte uͤberaus ftörend, wenn nun auch die beträcht: 

lichfte unter den Schatzungen jährlich einen veränderlichen Er⸗ 

trag hätte. Wollte man dagegen den Sefammtbetrag der Grund⸗ 
fteuer gleich bleiben laffen und nur nach den jedesmaligen Prei- 
fen der Erzeugniffe die Abgabe der verfchiedenen Arten von 

Ländereien neu beftimmen, fo würde jede Erleichterung eine 

Beichwerde auf einer anderen Seite hervorbringen, z. B. ein 

fehr wohlfeileö Getreidejahr würde den Steuerantheil der Wein» 

berg: und Waldbefiger, ein fehr gelinder Winter den der Aders 

befiger erhöhen (c). 

(a) Lotz, Handbuch ber Staatsw. II, 257 (219 der 1. A.). — Shön, 
Grundfäße, ©. 194. — ©. dagegen die Hec. des erfieren Werkes in 
ben Heibelb. Jahrb. 1823. Nr. 64 (v. Rau). 

(d) Bei welchem Breife der Ianbwirthfchaftlichen Brzeugnifle die Grund⸗ 
vente am größten fei, dieß iſt im Allgemeinen gar nicht anzugeben, 
weil fein fefles Verhaͤltniß zwifchen den Preifen und Duantitäten 


det, I, $. 160 (e). Soviel ift jed ifel, daß. w 
ha von 1 a at —S Hei die 
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boppelte wird. Bel Hol und Wolle ift dieß cher der Fall, weil die 
Preisverinderungen bderfelben fat nur von dem Begehre ausgeben. 
— Bei verfihiedener Fruchtbarkeit und verfchiedenen Preifen blei⸗ 
ben auch die Koſten bes Landwirthes nicht ganz gleich, aber wenn 
man bdiefen Umftand ebenfalls beachten wollte, fo würde die Berwiks 
felung vollends unlöslid. 

(c) In dem v. Lob a. a. DO. aufgeftellten Beifpiel find die Waldungen 
mit einem Steuercapitale von 2 Mill. Klaftern Holz angelegt, wo: 
von fie 20 p&t. oder 400,000 Ki. zu fleuern haben.- Zu einer Grund: 
fteuerfumme von 7,200,000 rl. follen die Waldungen nach dem Preife 
von 3 rl. für die Klafter 1,200,000 rl. beitragen. Nun fteigen die 
Preife der Bodenerzeygnifle, Waizen um bie Hälfte, Roggen, Gerfte, 
Hen und Holy um ?/,. Da man im Ganzen auch nur 7,200,000, rl. 
aufbringen will, fo verteilt man die Laft fo, daß die Beſitzer der 
MWaizenfelder 192,000 rl. mehr, alle andern Brundeigner aber we⸗ 
nigee als bisher bezahlen, während vielleicht die Steuerfühigfelt - 
ber Waldbefitzer am allermeiften jugenommen at. Hiezu fommt, 
baß fein Adler bloß Walzen oder Roggen ıc. trägt, vielmehr immer 
einige Abwechslung vorfommt und alfo die Breit 
niffe zufammengefaßt werden müßten. 


- 8. 308. 

Die Beſitzungen des Bauernftandes waren hiöher indge- 
mein mit erheblichen bäuerlichen Laſten belegt. Da ein folches 
Realrecht auf Dienfte und Abgaben einen Theil des Reinertras 
ged dem Berechtigten zumendet, fo kann die Steuerpflicht des 
belafteten Eigenthümersd fi) nur auf den demfelben bleibenden 
Ueberreſt der Grundrente erftreden. Derjenige Theil des Rein: 
ertrages aber, welchen der belaftete Eigenthümer wieder abge: 
ben muß, bildet in den Händen ded Berechtigten eine Gefällt: 
vente, für welche derfelbe ebenfalls beſteuert werben muß, da 
fein Antheil nach Abzug der Erhebungskoften ebenfalld reines 
Eintommen iſt. So wie ed die Gleichheit verlegen würde, wenn 
man die Befällberechtigten fleuerfrei ließe ($. 339), fo wäre es 
eine Meberbürbung, den Eigenthümer zehnt⸗, zins⸗, frohn⸗ ıc. 
pflichtiger Grundſtuͤcke ebenfo zu behandeln, wie den, deſſen Be: 
figungen ganz unbelaftet find (a), und diefer Unterfchied muß 
ſchon bei der Grundfteuer beachtet werden, weil diefe verfchiede: 
nen bäuerlichen Laften mit ber Art des Srundbefiges zuſammen⸗ 
bangen (b). Bon Dienftbarkeiten gilt daffelbe (c). Die Hypo: 
thefenfchulden haben ähnliche Wirkung und ihre Nichtbeachtung 
bei der Steuerbelegung der Grunbeigenthümer ift eine der groͤß⸗ 
ten Unvolllommenpeiten der biöherigen Steuerfyfteme. Da in: 


e mehrerer Erzeug⸗ 


deß die Belaflung mit Unterpfandsfchulden eine voruͤbergehende 
und veränderliche ifl, auch nur eine einzelne Art der Verſchul⸗ 
bung bildet, fo kann fie an einer anderen Stelle abgehandelt 
werden, f. $. 401 a. 


(e) Man könnte dieß nicht damit rechtfertigen, daß man ſich objertiv an 
ben reinen Ertrag ber Güterquelle, nit an das Einfommen 
der Berfonen halten wolle, denn jenes wäre eben in folder Weiſe 
unzuläfflg, vergl. $. 262. 


(6) In Oefterreih wurde bei der Therefianifchen Grunbfleuerregultrung 
- (1750— 1756) den Gefällberechtigten eine Dominicalfteuer aufge: 
legt, eine Grleihterung ber belafteten Gigenthlimer fcheint aber 
nicht vege kommen zu fein, da man in Nieberöfterreich die Ruſtical⸗ 
(bäuerliben) und Dominicals (gutöherrlichen) Beflgungen auf 
leihe Weiſe nach den Breifen ber verfchiedenen Bodenclaflen an- 
Plug, in Mähren fogar bei einem Theile der Länderrien das rusti- 
cale höhere Anfäße erhielt, ald das dominicale von gleicher Bodens 
güte; f. Linden, Grunpdfteuerverfafl. der öſterreichiſchen Monar⸗ 
hie, I, 8.10. 43. — Bei der Sofephintfchen Grunbdfteuer (1784 und 
1785) durften zwar bie Meallaften bei der Ausmittlung des Ertra⸗ 
ges nicht abgezogen werben, es wurde ihnen aber ein gewiſſes Maaß 
gefest, indem bie Steuern und Grundlaſten zufammnengenommen 
nicht über 30 p&t. des Rohertrags betragen follten, und da jene im 
Durchſchnitt auf 12 f. 13'/, kr. gefeßt wurden, fo blieben für diefe 
17 fl. 46%, Tr. von 100 fl. übrig; v. Kremer, II, 60. £inden, 
I, 72. Diefe Berminderung der Grundgefälle, eine für die Berech- 
tigten harte Manßregel, trat vom 1. November 1789 an ein und 
wurde fchon 1790 mit dem ganzen Sofephinifchen Grunbfleuer; 
fofteme von Leopold Il. wieder aufgehoben, doch follten wenigſtens 
von jept an die herrfchaftlichen Grundſtuͤcke eben fo hoch ale bie uns 
terthänigen (bäuerlichen) befteuert werden, woraus für biefe eine 
Abgabenverminderung entftand. Linden, I, 76. — Das Patent 
von 1817 $. 14 verbietet die Berüdfichtigung ber „Bapitalfhulden, 
Gelddienſt⸗, Natural Abftattungs», Roboth⸗ und Behentverbinplich- 
feiten." Das Bebürfniß einer Abänderung dieſer Beſtimmung 
wurde nicht verfannt. In Riederöfterreich, wo das Katafter 1835 in 
Doltug trat, wurde noch kurz vorher, auf den Antrag der Stänbe, 
die Hebertragung eines Theild der Grundſteuer von belaftetem Lande 
auf die Berechtigten verfügt und einflweilen ber Abzug ber bisheri⸗ 
gen Urbarials u. Sehntfleuer von dem anfhtage ber bäuerlichen 
ändereien angeordnet, Decr. vom 1. Juli 1834. Während unbelafte- 
tes Eigentbum von 100 fl. Reinertrag 16 fl. 55%, fr. giebt, fo trägt 
der belaftete Gigenthümer nur 13 fl. 13'/, e. und ber Berechtigte 
die übrigen 3 fl. 421/, x. Linden, I, 555. II, 14 und Beil. Nr 4. 
— Das. mailändifche Katafter trifft den Grundeigenthümer nadh 
Maaßgabe feines feften ober veränderlichen Pachteinfommens, parte 
dominicale, und ber Antheil des Bauern (parte colonieca) wird 
unter bie Wirtbichaftsfoften" gezählt; jedoch geichah dieſe Ausſchei⸗ 
dung nicht ohne Fehler, 1. Burger, Reiſe durch Oberitalien, II, 240. 
— In ben öfllihen Provingen des preußifchen Staates gab es viele 
Bauern, welche Gefälle in Geld oder Fruͤchten an bie Domänencafte 
entrichteten und dafür von der Grundſteuer frei ‚geblieben waren. 
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Don mußte daher bei den Gefaͤllabloͤſungen einen ber laͤndlichen 
Grundfteuer entiprechenden Theil ausſcheiden und ale Gteuer ſtehen 
laſſen. Um die Beſitzer hiezu geneigter zu machen, wurde ihnen die 
Abloͤſung des Meſtes mit dem 20fachen ſtatt bes 25fachen eſtattet, 
B. v. 23. Juni 1836, re 1. Dec. 1843. Schimmel: 
fennig, die preußifche dir 42. 

(c) Ueber die Ausmittlung der Reallaften ſ. Wuͤrtemb. Inſtt. vom 10. 
— 1820 in Meyicher’s Danmalung Roter * Sammlung 
der wirt. Fin. Geſetze, IL) XVII, 2. ©. 


8. 309, 

Um dieſer Korberung der Gerechtigkeit zu genügen, bat man 
in den meiſten beutfchen Staaten bei ber Kataflrirung jebes 
Grundftuͤckes auch die Grunblaften forgfältig berechnet, ihren 
mittleren Betrag in Gelb angefeht und von dem Reinertrage 
bes als laftenfrei angenommenen Srundflüdd abgezogen. Der 
Ueberreſt bilbet den fleuerbaren Ertrag des Eigenthümerd; zu: 
glei) wird aber von dem Berechtigten eine beſondere Gefaͤll⸗ 
fleuer erhoben (a). Died Verfahren gewährt ben belafteten 
Eigenthuͤmern volle Sicherheit und Bequemlichkeit, nur wird 
dadurch die Kataftrirung viel umfländlicher und koſtbarer. 

Man könnte jedoch auch die Grundlaften ganz aus dem 
Katafter weglaffen und ſich damit begnügen, den Grundeigen: 
thuͤmer zu einem verhälmigmäßigen Abzuge an den zu entrich: 
tenden SBrundgefällen zu ermächtigen. Dieß bewirkt für das 
Kataflrirungsgefchäft, fü wie für die jährliche Erhebung eine 
fehr erhebliche Erleichterung (b). 

(a) 3. 9. bad. Grundſteuer⸗Ordnung v. 1810, $. 4: Zehnten, Beeten, 
Binfen, Guͤlten, Erbpaͤchte, Theilgaben, Holy und Weideberechtigun⸗ 
gen follen abgezogen werben ; Verordn. v. 6. Gept. 1813: auch Froh⸗ 
nen, bie auf en SruntRdde haften (dagegen ift nah V. v. 4. März 
1811 der Abzug bes Handlohns nnd Sterbfalls nicht geflattet, weil ° 
fe nicht jaͤ ei eintreten; ein unbefriebigender a): — Ghenfo 
würtemb. @ef. v. 15. Zul 1821. 8.21. 22. — Im Großh. Heſſen be: 
ruht auf diefem Abzuge ber Unt qhied des fogenannten Raub: und 
Bur s Steuercapitales. — Bair. Grundſt.⸗Geſ. v. 1828, $. 4. 

(d) Ausführlide Schilderung diefer Schwierigkeiten, wie ke fih in der 
Erfahrung barftellen, beiv. Groß, a. aD. ©. 52-61. „Es 
giebt Länder, wo man nach Aufopferung von mehreren 100,000 fl. 
u er Meberzeugung gelan gt it, baß es befler fei, die auf ben 

ndftüden ruhenden Reallaften als gar nicht vorhanden ji bes 
rg und dem Empfänger und Beben ji u überlaflen, fi mit eins 
ander nr “ a ä hnlihem & Sinne Benzenberg, 

283. — Breuß Srunbfleuer ef. für bie weftl. Provinzen v. 21. Yan 

1839, $. 24: "Privatrchtlice Laſten werden im Katafter nicht bes ' 

Man, polit. Delon. Ste Ausg. TIL. 2. Abth. 3 


rüdfichtigt. 5. 41: Im wielerne der Bigenthümer von einem Derech⸗ 
tigten Entſchaͤdigung verlangen kann, beflimmen bie beſtehenden 
Geſetze. 


$. 310. 
Dieſes zweite einfachere Verfahren iſt indeß mit verſchie⸗ 
denen Nachtheilen verbunden. 

a) Bei verwickelten baͤuerlichen Verhaͤltniſſen kommt es oft 
vor, daß die Berechtigten und Pflichtigen ſich uͤber die Art und 
Groͤße des Abzuges, z. B. bei einer untheilbaren Leiſtung, die 
in Geld angeſchlagen werden muß, nicht vereinigen, und fuͤr 
dieſen Fall muͤßte man wenigſtens eine leichte, unkoſtſpielige 
Schlichtung ſolcher Streitigkeiten, etwa durch ein Schiedsgericht, 
anordnen und für daſſelbe eine Inſtruction geben (a). 

b) Der Gefällberechtigte wird hiebei mittelbar (indirect) 
befteuert. Während der Staat die Erhebungsfoften der Gefäll- 
fleuer erfpart, entfteht für den Grundeigenthümer die Befchwerbe, 
daß er diefe Steuer vorſchießen muß, und hierin liegt bei den, 
‚nur von Zeit zu Zeit eintretenden Handlöhnen, Fallgebühren :c. 
ein empfindlicher Nachtheil. _ 

c) Bei manchen Gefällen, vorzüglich bei Zehnten, hat der 
Berechtigte verfchiedene Einfammlungs-, Transportkoſten, Ver⸗ 
lufte u. dgl. zu tragen, die Entrichtung des Pflichtigen bildet, 
den Rohertrag bed Gefälles und nur der nach Beſtreitung jenex 
Koften übrigbleibende Theil ift fteuerbares Eintommen. Der Be: 
techtigte würde alfo zu hoch befteuert, wenn ihm gerade foviel 
abgezogen würde, ald die dem Pflichtigen gebührende Steuerer: 
leichterung ausmacht. Ohne Kataſtrirung der Gefälle läßt fich 
diefe Ermäßigung nicht genau vornehmen. - 

Es ergiebt fi hieraus, daß die beſchriebene Abkürzung 
bed Kataftergefchäfted nur da zu empfehlen if, wo wenige 
Srundlaften beftehen und wo diefe fchon in eine einfache Zorn 
umgewandelt find. 


(ea) Soll der belaftete Gigenthümer jährlich den vollſtaͤndigen Erſatz der 

een Steuer durch den Abzug an der Xaft erlangen, fo 
muß es befannt fein, ben wievielften Theil der ganzen Rente des 
Grundftüdes bie Laft ausmacht. Es ift ein Geldanſchlag der Iepteren 
erforderlich und wenn mehrere Gefältberechtigte vorhanden find, fo 
muß man für den Anfpruch eines Jeden einen Geldſatz haben. — Fehlt 


18 


es hieran, ober kann mam ſich Über den Anſchlag nicht verſtaͤndigen, 
fo koönnte nur etwa angeordnet werden, daß von jeder Leiſtung an 
die Berechtigten der ebenfovtelite Theil zurück behalten werde, ale die 
Gteuer von der ganan Mente beträgt. Dieß hätte die Wolge, daß 
in den einzelnen Jahren ber Abzug bald größer bald Heiner if, ale 
der für den Berechtigten ausgelegte Theil der Steuer. Es fei 3.8. 
die ganze Rente 16 ., die DBelaftung ?/s, die Steuer !/,, fo hat 
von der Eteuerfchuldigfeit der Cigenthümer 1 fl. 20 fr., der Be: 
rechtigte 40 fr. zu tragen, Wirt nun jedesmal '/; abgezogen und 
beläuft fich in einem einzelnen Jahre, wo die ganze Aente auf 11 fl. 
fintt, die Laft auf 4 fl., fo iſt der Abzug von */, nur 30 flatt 40 Er. 
und die Ausgleihung erfolgt erft in einem längeren Beitraum. — 
Bei der franzöfifchen Verordnung: II (le proprietaire) est autoriss 
& retenir la contribution de la, portion du revenu, dont il ne jouit 
as, Rec. Art. 329, bleibt es unbeftimmt, nach welcher diefer beiden 
oben der Abzug erfolgen foll. Wahrſcheinlich gefchieht es nad 

der zweiten und zwar fo, baß ber @igenthümer der jährlichen 
Leiftung zurückbehaͤlt, weil dieß der Fuß der Grundſteuer fein follte. 
So verorbnet auch das angef. baierifche Gele von 1828 in $. A, 
daß im Mheinfreife der Bigenthümer dem Rentenempfänger '/, ber 
Rente in Abzug bringen dürfe. — ‚Bei der proviforifchen Grund: 
Beuer im bentgianifchen Gebiete wurde 1815 daſſelbe vorgefchrieben. 

inden, I, 19. 


$. 311. 

Die Regeln, nach denen die Regierung in Hinficht auf 
diefe Steuer handeln fol, werden zum heil von der Mei: 
nung bedingt, die man über die Wirkung einer gleich: 
bleibenden und einer veränderlihen Srundfleuer auf 
bie Preife der Ländereien gefaßt hat, und dieſer Gegen⸗ 
fland bedarf deßhalb einer Unterfuchung. 

Wenn in einem Lande keine andere Schatzung beſteht, als 
die Grumdfleuer, und zwar eine unveränberliche, fo wird die 
durch fie verurfachte Minderung des Reinertrages wie eine 
Srundlaft oder eine Werringerung der Fruchtbarkeit bei ber 
Erwerbung der Srundftüde in Anfchlag gebracht werben. Eine 
ſolche fefte Srundfleuer erniedrigt alfo den Kaufpreis des Grund⸗ 
ſtuͤckks etwa um das 20,25 oder 33 fache und der Käufer, der nur 
den nach Abzug der Steuer uͤbrig bleibenden Reinertrag bezahlt 
bat, verliert Durch jene nichtd an der erwarteten Rente. Dages 
gen leidet derjenige, welcher dad Grundftüd nach der Einfühs 
rung der Steuer zum erfienmale verkauft, den vollen Verluſt, 
und ber Staat erfcheint ihm gegenüber wie ein Gefaͤllberechtig⸗ 
ter, denn der Werth des immerwährenden Anſpruchs auf die 

2* 
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Steuer wird gerabe durch jene Summe auögebrüdt, um welche 
- fich der Preis der Kändereien erniedrigt. Wer nicht verfauft, 
ſieht wenigftend feinen Bermögensanfchlag und feinen Grebit 
verringert. Jede Steuererhöhung bringt eine ähnliche Wirkung 
hervor, eine ältere Steuer aber entzieht den jegigen Grundeigen: 
thuͤmern nur einen Theil des Reinertrags, auf den fie gar feinen 
Anfpruch machen können, weit fie ihn nicht bezahlt haben. 


6. 312, 


Diefe Wirkung ift nicht der Grundfteuer allein eigen, fons 
dern fommt bei jeder Schagung vor, bie auf einen verkäuflichen 
Gegenſtand von veränderlichem Preife gelegt wird, z. B. bei 
der Steuer auf Häufer, reale Gewerbs⸗ und andere Berechti⸗ 
gungen, Staatöfchuldbriefe u. vergl. Jede Clafje von Steuer: 
pflichtigen, die eine Schagung tragen muß, leidet eine Schmäle: 
rung ihres Einkommens und wird in dem Falle überbürbdet, wenn 
andere Claſſen nicht ebenfalls verhältnißmäßig befteuert find, 
nur druͤckt fich diefe Belaſtung nicht überall in einem Pleineren 
Preisanfchlage des Vermögens aus (a). Doc dürfte man nicht 
fchließen, daß eine folche ältere Grundſteuer, welche Die einzige 
Schatzung wäre, von ben Befleuerten gar nicht ald Befchwerbe 
empfunden würbe. Denn 1) aͤußert ſich der Einfluß einer ſolchen 
Grundſteuer auf den Preid der Liegenfchaften keineswegs in 
allen Fällen. Ein Theil der Ländereien befindet fich in fefter 
Hand bei Körperfchaften, ein anderer vererbt fich ohne Preidan- 
Schlag an Nachfolger in Fideicommiſſe, an einzige ober bevorzugte 
Kinder und Teſtamentserben, und bei Erbtheilungen unter Ges 
fhwiftern pflegt ein niedriger Anfchlag zu Brunde gelegt zu 
werben. In allen diefen Hallen wirb kein von der Steuer ers 
niedrigter Preis bezahlt, ein folcher zeigt ſich nur etwa bei einen 
VBermögensüberfchlage, z. B. für eine Verpfaͤndung. 2) Der 
Preid der Grundſtuͤcke iſt bei einerlei Höhe der Grundrente ſehr 
wechfelnd, wie es die Beränderung im Begehr und Angebot ſo⸗ 
wie im Zinsfuße (I, 8.119.) mit fich bringen, zudem iſt die Rente 
ſelbſt je nach den Preifen der Robftoffe, der Benukungsart des 
Bodens ıc. ungleich und fchon hieraus folgt die Nothwendigkeit 


eines veränderlichen Preiſes des Grundeigentbums. Daher 
laͤßt fich neben dieſen häufigen und ſtarken Preisihwankungen 
die Wirkung einer feften Grundſteuer nicht herausfinden, dieſe 
erfeheint Dem Eigenthuͤmer wie jede andere Ausgabe, z. B. für 
Bewirtbichaftungdtoften ; fie wird nicht unfühlbar, weil man 
dad deutliche Bewußtfein nicht hat, daß man ihretwegen befto 
woblfeiler gefauft habe (b). | 


(a) Eine Steuer vom Arbeits und Gewerbaverdienſt und von dem Capi⸗ 
tale trifft nur das Binfommen der Befteuerten, ohne deſſen Vermoͤ⸗ 
gen dem Berfehrswerthe und Preife nach zu erniedrigen. Wenn ein 

ndgut von 10,000 fl. Preisanfchlag, welches eine Rente von 400 fl. 
abwirft, mit 80 fl. befteuert wird, fo bleiben nur noch 320 fl. übrig, 
und der Preis wird auf 8000 fl. finfen, es gehen alfo an der An- 
faufsfumme 2000 fl. verloren. Bin Kaufmann, der von 10,000 fi. 
Capital 800 fl. Zins und Gewerbögewinn bezöge und davon 80 fl. 
Steuer gäbe, hätte in feinen @infünften gleiche Ginbuße, und fein 
Capital trüge ihm */, p&t. weniger ein, der Anfchlag feines Vermoͤ⸗ 
ens bliebe aber der nämliche. 

anßen, Natur und Wirkungen der feit Tangen Sahren unverän: 
dert gebliebenen Grundfteuer, Oldenburg 1851, ©. 35. — Mit 
den Reallaften verhält es fi darum anders, weil diefe oft einen viel 
Rärteren Theil des Meinertrages Hinwegnehmen, auch das Gepräge 
der Unveränderlichfeit wegen ihrer privatrechtlichen Natur beut- 
liher an fi tragen. 


(b 


— 


6. 318, 


In den bisherigen Sägen ($. 311. 312.) wurde der Fall 
angenommen, daß feine andere Schagung befteht, als die Grund⸗ 
feuer. Wenn dagegen alle Einkünfte, alfo auch alle Arten, Ver: 
mögen werbend anzulegen, gleichmäßig befteuert find, fo fällt 
jene Wirkung der Srundfleuer auf die Preife ber Grundſtuͤcke 
ganz hinweg. Wird z. B. von jeder Rente */, ald Steuer ge: 
fordert, alfo der Ertrag von je 100 fl. Gapital von 4 auf 3'/, 
Proc. vermindert, fo wirb ein Srundftüd, welches vor der An- 
legung der Steuern 100 fl. galt, und dann der Grundfteuer 
willen auf 87/, fl. fank, nicht mehr um diefen Preid zu haben 
fein, weil fonft der Käufer nur dad Zöfache bezahlte, während er 
bei anderen Anwendungen feined Vermögens erſt aus 28°/, fi. 
einen Bulden Rente nach Abzug der Steuer bezieht. Waren, fo 
lange die Grundſteuer allein befand, die Güterpreife niebriger 
geworben, fo müflen fie bei dem Hinzulommen anderer Schag: 
ungen wieber in bie Hoͤhe gehen, weil fo lange, ald man aus 


or 
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Ländereien eine höhere Rente erhält, ein ſtaͤrkerer Begehr nach 
denfelben eintritt. Je vollkommener dad Schatzungsſyſtem ges 
. worden ift, deflo vollſtaͤndiger flellen fich diejenigen Preife des 
Grundeigenthbumd wieder her, welche ohne ale Schatzungen 
ftattfinden würden, und nur Darum, weil diefe gewöhnlich ſtaͤrker 
auf das liegenfchaftliche Eigenthum fallen, ald auf bad bewegliche 
Vermögen, läßt fi annehmen, daß noch einige Erniebrigung 
der Ländereipreife in Folge der Grunbdfteuer übrig bleibt (a). 
(a) Unter der Vorausſetzung, daß fih die Ginträglichkeit verfchiedener 
Anlegungsarten eines Vermögens mit der Zeit durch das Mitwer⸗ 
ben völlig ausgleichen müfle, ift die Wirfung der ungleichen Steuer: 
belaftung fo zu verdeutlichen. Es fei bei einem Zinsfuße von 4 p&t. 
der eine <heil des Vermögens mit !/, pCt. oder 1/, der Rente bes 
fleuert (3. B. Ländereien und Häufer), ein anderer Theil mit Y/, pGt. 
oder 2,5 der Mente (3. 3. die vom Gigenthümer ‚zum Gewerböber‘ 
triebe gebraudten Eapitale), ein britter Theil gar nicht belegt 
(3. B. die ausgelichenen Gapitale), fo läßt die Steuer den 3 Claſſen 
von. Bermögensbeflgern 31/,— 3%), und 4 p&t. der Rente übrig. Dieß 
fann nicht fortdbauern. Die abnehmende Nachfrage nah Liegen: 
ſchaften wird den Preis derfelben erniebrigen, zugleih wird man 
mehr auszuleihen fuchen und der Zinsfuß wird herabgehen. Sinkt 
derfelbe auf 3°/, p&t. und der Preis der Liegenfchaften auf 933/, p&t., 
fo ſtehen alle drei Verwendungen wieder im Gleichgewichte. Obige 
Borausjegung trifft aber nicht genau ein, weil 3. B. das Grund⸗ 
eigenthum wegen feiner Sicherheit und ber —2 — auf Rentener: 
böhung mehr gefucht wird, fo daß deßhalb die Preife etwa um bie 
vreifade ente höher fliehen müflen, ale außerdem (etwa 281/, fadh 
ftatt 25 fa), — weil das mwechlelnde Mitwerben umd die Unmögs 
Tichkeit einer fcharfen Ausmittlung der Grundrente immer vielerlei 
Schwankungen in die Breife bringen, — ferner weil bei dem Außs 
leihen viel auf den Grad von Sicherheit und Bequemlichkeit des 
Bläubigere anfommt, und weil ein geringer Unterjchied nicht zu: 
reicht, um viele Gapitaliften zu Gewerbsunternehmungen, ober bis⸗ 
herige Unternehmer zum Ausleihen zu bewegen sc. 


6. 314. 


Aus der in vorfiehenden 88. beleuchteten Annahme, Daß eine 
durch lange Zeit gleichgebliebene Grundfteuer für die jegigen Be: 
figer ganz unfühlbar geworden fei, hat man die Regel gefolgert, 
diefe Steuer durchaus unverändert zu laflen, indem fie dann einem 
Theile des Grundeigenthums entfpreche, ben die früheren Ber: 
Täufer ohne Erfab abgegeben hätten und ber gleichfam bem 
Staate anheimgefallen fei, während jede Verminderung ber 
Grundſteuer ein unverdientes Geſchenk, jede Erhöhung derſelben 
eine Eigenthumsentzichung bilde (a). Wenn die jegigen Grund: 





eigenthümer wirklich ihre Beflgungen um einen Preis erworben 

bätten, der nur die nach Abzug der Steuer übrig bleibende Rente 

vergütete, fo wäre diefe als fleuerfrei anzufehen, und bie Regie: 
sung koͤnnte in Berfuchung fommen, diefe Eigenthuͤmer als Em: 
pfänger eines unbelafieten reinen Einkommens glei, anderen 

Ständen, die ein folches genießen, noch einer weiteren Schatzung 

zu unterwerfen (d). Allein faft in allen Staaten ift durch Das 

Hinzukommen anderer Schagungen jene Preiserniebrigung der 

beſteuerten Grundſtuͤcke größtentheild wieder aufgehoben worben, 

6.313. Aber ſelbſt da, wo dieß nicht gefchehen wäre, müßte doch 

die behauptete Unfühlbarkeit aus den in $. 212 angegebenen 

Gruͤnden bezweifelt werden. Wird endlich die Grundſteuer nicht ge⸗ 

ſetzlich fuͤr unveraͤnderlich erklaͤrt, werden vielmehr Abaͤnderungen 

vorbehalten oder wirklich vorgenommen, ſo koͤnnen die Kaͤufer kei⸗ 
neswegs auf das Fortbeſtehen der gegenwaͤrtigen Steuerſaͤtze 

bauen (c). 

(a) Dieſe Anſicht ſcheint von Craig hetzuruͤhren, Politik, MI, 40. — 
Rah ihm if fie vorzüglich von Sartorius entwickelt worden, 
Ueber die gleiche Beſteüerung des K. Hannover, beſonders ©. 92. — 
van Hogendorp, 1,185. — Murhard, ©. 294 ff. — v. Pritt⸗ 
wig, Theorie der Steuern und Zölle, ©. 132. — v. Bülow⸗Cum⸗ 
merow, Preußen ıc. II, 181 (1843) erflärt fogar, die Grundſteuer 
fei ihrem Welen nach feine Steuer, ſondern eine Grundrente, und 
glaubt, der Staat fei nicht zur neuen Anlegung einer foldyen bes 

rechtigt, weil dieß eine Gapitalsberanbung oder eine Schmälerung 

. des Örumdvermögene fi. — Aechnlich Schüpenberger in der 
franzöf. Deputirtenfammer, 26. Jun. 1845. — Mac Culloch, 
Taxation, ©. 62. — v. Bededorfa. a. D. — Klebs, in den 
Berhandlungen des landw. Eongrefles v. 1848 und in Defon. Neuigk. 
1849. Nr. 95. — Dagegen Krönde, Ueber die Grunbfäge einer 
gerechten Deeurung, 5te Abhandlung, S. 276. — Benzenberg, 
Ueber das Katafter, I, 387. — Log, Handb. II, 273. — Lacave⸗ 
Laplagne (Finanzminifter) in der Deputirt. Kam. a. a. Tage. — 
Klemm, Stantswirthfchaftliche Blätter, III, 5. — Harfort, Be 
merkungen über die Grundfleuerausgleihung, Berl. 1849. — v. Bas 
tow a. a. O. S. 5. — Janßen a. aD. — v. Struenfee, 
Die Bembfsurt mit bei. Beziehung auf das Königreich Preußen, 
1850, ©. 81. 

(b) Murharb baut fo feſt auf die Unfühlbarfeit älterer Grundſteuern 
für die fpäteren Grundbeflter, daß er es für zuläffig erachtet, dieſel⸗ 
ben ned, einer neuen Einfommenfleuer neben jenen zu unteewerfen, 
weil fie fonft ‚gar nicht mit ihrem eigenen Ginfommen in Anfpruch 
genommen wären, ©. 365. Wr „Hatte nich den ale eine 
ichtige Folgerung aus dem von ihm bekämpften Principe darge⸗ 

Tuer e. 277. — Ebendahin zielt der Oldenburgiſche Ein: 
fommenfteuerentwurf v. 1850. f. Janßens a. Schrift, 


c) v. Batop, a. a.D. zeigt, va die preußife Grundfeuer viele Ders 
a änderungen erlitten A daß bie ee hefehe wiederholt eine 
neue Anlegung derſe in Ausſicht geftellt Haben 


$. 315. 

Beränderungen in ber Srundfteuer (a) ohne gleichzeitige 
und gleichmäßige Aenderungen in ben übrigen Schagungen 
geben aus dem Beſtreben hervor, die gegenwärtige Grundrente 
durchgängig in gleichem Verhaͤltniß und in Uebereinſtimmung 
mit der Belaflung der anderen Zweige des reinen Einlommens 
zu befleuern und Mißverhältniffe zu befeitigen, die in dieſer 
Hinfiht wahrgenommen werben. Findet man die Grundfieuer 
im Allgemeinen zu hoch ober. zu niebrig, fo läßt ſich leicht Durch 
Abänderung des Steuerfußes helfen. Der Beweggrund hiezu 
kann liegen 1) in der Zunahme ber Grundrente wegen ber 
Fortſchritte des Anbaus, der Bevoͤlkerung und des Wohlſtandes, 
— oder dagegen in dem Sinken dieſer Rente, welches wenig⸗ 
ſtens bisweilen voruͤbergehend von geſtoͤrtem Abſatze und geſun⸗ 
kenem Preiſe der Bodenerzeugniſſe verurſacht wird. Wer Laͤn⸗ 
dereien beſaß, waͤhrend ihre Rente anwuchs, der iſt faͤhig und 
verpflichtet, eine Steuererhoͤhung zu ertragen, und wer ſeine 
Rente abnehmen fah, hat Anſpruch auf Erleichterung. Von 
ſolchen Erwerbern, welche die Grundſtuͤcke um einen geminder⸗ 
ten Anſchlag an ſich brachten, gilt Gleiches, J. 312 Nr. I. Nur 
diejenigen Erwerber kommen in Nachtheil, welche erſt kuͤrzlich nach 
ber erfolgten Zunahme der Rente gekauft und einen der: 
felben entfprechenden Preis bezahlt haben, ohne dabei auf bie 
Vermuthung einer baldigen Erhöhung ber Grundfieuer Rüd: 
ficht zu nehmen. Die Zahl ſolcher Käufer ift aber verhältniß- 
mäßig Bein und der leßtgenannte Umfland nicht erweislich, 
weßhalb fich eine Ausnahme zu ihren Gunften nicht ausführen 
ließe; 2) in der gewonnenen Ueberzeugung, daß die bisherige 
Grundfteuer in Vergleich mit der Befteuerung anderer Zweige 
bes reinen Einkommens zu hoch ober zu niedrig gewefen fei. 
Der letztgenannte Fall kommt nicht leicht vor, öfter aber der 
erftere. Hätte die Ucberbürbung lange gebauert, fo würben 
allerdings viele Srundflüde um niedrigere Preife an die jetzigen 








Beſitzer gelangt fein, die deßhalh von ber Steussermäßigung 
einen unverhofften Bortheil zögen und bei den von jetzt an ers 
folgenden Landweräußerungen größere Preife erlangten. Je 
kuͤrzere Zeit jedoch feit der Feſtſetzung dieſer Grundſteuer verflofien 
wäre, deſto weniger könnte man ſich durch diefe Erwägung von 
der Herabfegung abhalten Laffen, und da auch für biefen Kal 
die in 8.312 enthaltenen Bemerkungen ihre Anwendung finden, 
fo läßt es fich auch rechtfertigen, wenn der Staat fi überhaupt 
lediglich an das Verhältniß der Steuer zu der Rente hält, ohne 
die Bedingungen zu beachten, unter denen die leßtere von dem 
Grunbbefiger erworben worden ift, wenn er alfo bloß darauf be: 
dacht ift, von der Grundrente eine eben fo große Quote zu erhe⸗ 
ben, als von anderen Einkünften (b). 


(es) Die en life Grundſteuer, auf bie man ſich oft beruft, iR von eigens 
Hünlider rt. In England waren lange Zeit hindurch periodifche 


des ganzen Beitraums 4 Schilling vom 2. St., d. B. Yo—!/s ale 
Steuer erhoben, der Durdfchnitt war 3 Sch. 3 P. vom 2. St. 
(161/,9&t.) des tlataſtrirten Reinertrages. 1798 (38. Jahr George III, 
C. 60) wurbe der damalige, ſchon lange gleichgebliebene Fuß von 
4 Sch. vom L. der Anichläge von 1693 als immerwährend er 
Hört. Die Summe war 2,037,627 2. Bugleih wurde auf Pitt's 
Antrag beſchloſſen, die unveränderlihe Grundſteuer abfäuflid 
zu machen, nämli fo, daß ber Gigenthümer gegen Hingabe einer 
ewiflen Summe in Etaatspapieren fih von biefer Steuer befreten 
nne. Die 3 procentigen Etaatsichulphriefe Randen damals zu 50, 
was dem Käufer berfelben 6 pCt. Zinfen verfchaffte.e Nach dem Ber 
feße follte jedes 2. St. Grundſteuer mit 40 2. in foldhen Obliga⸗ 
tionen nad dem Nennbetrage abgelöf werden. Die 40 2. trugen 
aber 1/, 2. Zins, der ablöfende Örunpegne mußte alfo den Vor⸗ 
tgeil der Anlegung auf fichere® unbewegliches Bermögen und bie 
Sicherheit gegen eine künftige Steuererhöhung mit der Nufopferun 
jenes 1/, 8. St. erkaufen. Bei jenem Curſe der 3 pCt. verzinft de 
die fungsfumme zu 5 pCi. oder fie iſt bas 20 fache der Steuer 
(20 years purchase), bei einem Curſe von 75 ift fle das 30 face, 
bei dem jebigen Eurfe von 92 das 36%, fahe. Pitt (Mede im Uns 
techanfe, 2. April 1798) verkennt nicht bie Nachteile einer un⸗ 
wandelbaren Srunbfleuer: „Ich geſtehe gerne zu, daß ich «6 für einen 
urſprünglichen Mangel (an original defect) der jebigen Ber: 
theilungsart betrachte, daß Leine periodiſche Reviflon angeorbuet 
werben War. Ich glaube es wäre weile und guträglich für das Land 
eweien, wenn man eine folche Borforge getroffen hätte. Zwei wichtige 
oriehrungen (guards) wären nöthig, nämlich zu verhindern, daß 


Ungleichheit zu guoß wirkte, ‚und zugleich Veebeſſerungen wit zu ent⸗ 
muthigen.” Aber er flügt fich — daß man dieß nicht gethan, die 
Steuern ſchon lange ungeaͤndert gelaſſen habe und die Landfäufe ſich 
hiernach gerichtet hätten. ©. u. a. The Soots Magerime. LX, 21. 
Rees, Cyclopaed. XX. Art, Land-Tax, — Die Ablöfungen bauemı 
zwar noch fort, jedoch in geringem Umfange. Die Grundſteuer in 
England, Wales und Schottland belief fich 1839 noch auf 1,174,1008. 
brutto. — Die Beränderungen in der Grundrente haben die 
Steuer tm Laufe der Zeit fo ungleich gemacht, daß fle in den am 
meißen aufgeblühten Gegenden nur */., ftatt %/,, im manchen anderen 
aber dagegen bis zu %;,0 der Rente ausmadıt. ine neue mie 
würbe jedoch fchen darum unausfährbar fein, weil Schottland urd 
bie Unionsurfunde Dagegen geichügt if. Uebrigens ift doch nur ber 
Steuerbetrag jeder Drtfchaft der nämliche,; unter die ein: 
elnen zugehörigen Grundbefiger wird die Steuer jährlich neu, nad 
aaßgabe der muthmaßlichen Rente, yertheilt. Sinclair, Hist. of 
the Revenue, Il, 340. — Bailly, I, 567—584. 
Das frangdf. Geſetz v. 1. Aug. 1850 fihafft 17 pCt. Zuſchlaͤge für 
allgemeine Zwecke ab, welche bisher mit der Grundfiemer verbunden 
waren. 
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Zeigt fih eine Ungleichheit in der Beſteuerung einzelner 
Arten von Ländereien oder ber Grundſtuͤcke verſchiedener Gegen 
den, fo fann eine gleichförmige Belaftung nur burch eine Ver: 
änderung in den Steueranfchlägen bewirkt werden. Die 
Beforgniß, daß die Steuererhöhung bei einem vermehrten Bo⸗ 
denertrage von ferneren Berbefferungen der Ländereien abhal⸗ 
ten und den Gewerbfleiß entmuthigen möchte, ift nicht begruͤn⸗ 
det (a), weil eine in richtigem Berhältniß erhöhte Steuer im: 
mer noch den größten Theil des erzielten Mehrertrages in den 
Händen des Eigenthuͤmers läßt, auch ohnehin diefe Maafregel 
immer nur nad) längeren Zwifchenzeiten erfolgt und die geſchickte 
Bewirthſchaftung des einzelnen Lanbwirthes von der Grunds 
feuer nicht betroffen wird, $. 208. Nur eine willfürliche, das 
billige Maaß üÜberfleigende Erhöhung der Katafteranfäße koͤnnte 
jener Befürchtung Raum geben (db). Man entdedt bisweilen 
Fehler in den Schäßungen, die eine Abänderung nöthig mas 
hen (c). Die Grundrente einzelner Städe oder Bezirke 
wird nicht felten durch natürliche Berfchlechterung, z. B. Ab» 
fpülen, Verſumpfen, Berfanden, Borrüden der Gletfcher, Ber: 
ſchuͤtten ıc, erniedrigt; fie fleigt auch oft aus Urfachen, die 
außerhalb des Gewerbfleißes des Baubwisthe liegen, z. B. durch 


2 
höhere Preife oder erleichterten Abſatz; aber felbft eine durch 
Kunft bewirkte Ertragsvermehrung, wenn fie dauernd ift und 
folglich entweder auf der Urbarmachung oder Grundverbefferung 
beruht, oder aus dem herrfchend gewordenen befjeren Betriebe 
herruͤhrt, Tann füglich eine Erhöhung des Steueranfchlages bes 
gründen (d). 

Auch bei diefem Kalle ift der Zweifel erhoben worden, ob 
nicht die zu hohe oder zu niedrige Belaftung einzelner Grund⸗ 
ftüde fich fchon längft durch die Darnach abgemeffenen Preife für 
die gegenwärtigen Beſitzer audgeglichen habe. Hierauf ift außer 
den obigen Gegengründen noch dies zu erwiedern: Es iſt fei: 
neswegs ficher, daß ein zu gering befleuertes Grundftüd ver 
haͤltnißmaͤßig höher verkauft wird, denn es kann auch, da man 
nicht fo leicht an Die Unrichtigkeit bed Katafterd glaubt und Der 
Reinertrag ſchwer zu erforfchen iſt, der Käufer fein Preiögebot 
gerade nach dem Steueranfchlage abmeſſen. Dauert das Stei- 
gen oder Sinten der Grundrente fort, fo hat der größte Theil 
der jebigen Beſitzer von diefer Wirkung felbft noch Nuben oder 
Schaden gehabt, und esift alfo billig, daß bie Steuerfäge ver- 
ändert werben. 

Uebrigens ift es fchon wegen der Größe und Koftbarkeit des 
Geſchaͤftes nicht rathfam, die Revifion der Grundfteuerbücher 
ſchon nach kurzen Zwifchenzeiten zu veranftalten. Wie oft dieß 
geſchehen folle, dieß hängt hauptfächlich von der Größe der in 
der Rente der einzelnen Landeötheile und Bodenbenugungsarten 
eingetretenen Beränderungen ab (e). 


(a) Hiermit übereinflimmend find A. Smith, UI, 216 f.— Monthion, 
Quelle indueace etc. S. 91, — Malchus, Yin. I, 222 und die dort 
angeführten Schriftfteller, — v. Seutter, Befteuerung d. Bölfer, 
S. 111, — Burger, Reife durdy Ober Italien, II, 255. 

(d) In tiefer Hinficht mag es zweckmäßig fein, daß ein, in Akbar's Ges 
fegbuch (16. Jahrh.) aufgenommenes, aber vermuthlich weit älteres 
und noch geltendes perfifches Gejeß verbot, die Steuern unter dem 
Borwande einer durch Verbeſſerungen bewirften &rtragserhöhung 
u vergeößern. Reynier, Des Perses et des Phenic., ©. 264. 

(c) Diefeib: Wirkung, nur im größeren Maaßſtabe, Hat die Aufhebung 
der Steuerbefreiungen, vgl. 6. 250. Hoffmann (Die Lehre v. den 
©. S. 118.) betrachtet den Abfauf der Grundſteuer als das befte 
Mittel zur Beſeitigung der Steuerfreiheiten und Begünftigungen. 
Aber wurde man fpäter umbin können, die Grundrente in einer ans 


beren Form zu beſchahen? Das preuß. Gefetz v. 24. Wehr. 1860 vers 
ordnet die Aufhebung aller Grundfteuerbeftetungen, läßt aber noch 
unentſchieden, ob den bisher Befreiten eine Entſchaͤdigung geaeden 
werden folle, wie dieß in Braunfchweig (1822) vollkändig, in Weimar 
a) zu !/,, in Sachſen (1834) M %/,, Meiningen (1846) zu */z, 
annover (1826) zu */, gefcheben it, v. Patow a. a. O. S. 60.— 
Gegen die Entichädigung v. Struenfee a. a. D. ©. 106. 

(d) In der Lombardei beträgt nah Burger bie, in Gemäßheit des alten 
Katafters erhobene Grundſteuer in den ebenen Gegenden, die ſchon 
lange bewäflert und gut angebaut find, 2627 p&t. bes jehigen 
Pachtertrages, in den nicht bewäflerten bergigen Gegenden, die nad 
der Kataflrirung zu einem viel befieren Anbau gebracht worben find, 
nur 13—16 pG&t.; Reife, IL 169. — In allen Eataftrirten Gegenden 
von Frankreich gab es einzelne Grundeigenthümer, die !/,, %;2, ſelbſt 
Y/., dagegen auch andere, die nur Yo — "so ihres Heinertrages 
fteuerten. Nach den fataftrirten Gantonen zu fchließen, gab es ein 
ganzes Departement, welches flatt '/, nur 1713 enfrichtete, und deren 
5, die nur '/, abgaben. Gaudin, Memoires, II, 261. 297. — 
Benzenberg, Ueber das Kataſter, I, 355, ſ. auch Log, IL, 276.— 
Im öfterreih. Staate bat fi neuerlich gezeigt, daß bie bisherige 
Grundſteuer von dem genau ermittelten Reinertrage in Galzburg 
nur 82, p6t., Defterr. unter der Enns 16,5 pBt., Steiermark, 
Kärnthen, Krain 17,'8, Oeſterr. ob der Enns 20,'5 pEt. betragen 
bat. Im Böhmen, Mähren und Schleften macht fie nicht über 16 pSt. 
und diefer Yuß wird nun allgemein eingeführt, doch Fr Salzburg 
dieß Jahr nur 12 pCt. Minift. Vortrag zu dem DB. für 1849. Pas 
tent v. 10. Det. 1849. — In der Öftbälfte des preuß. Staates 

* zahlt man 23 verichiedene Grundſteuerverfaſſungen, bei denen bie 
T Meile von 862 bis 3852 Rthl., der Kopf von 111/,—29%/, &:- 
bezahlt und ohne Zweifel große Ungleichförmigfeiten obwalten. Die 
meiften Beränderungen gehen in der Rente des Waldbodens vor, der 
auch am feltenften verfauft wird. Das Steigen der Holzpreife und 
bie Berbefierung ter Wege und Straßen hat in neuerer Zeit bie 
älteren Baldfleuerfäße fo unanwendbar gemacht, daß das Bedürfniß 
einer nerichtigung derfelben lebhaft empfunden wird. Beifpiel: 
H. Naflauifches Gef. über die Reviſton des Waldſteuerkataſters vom 
3. April 1840. 

(e) Nah v. Malchus etwa alle 30 Jahre. — Smith (III, 224) räth, 
dem Grundeigenthüimer, der Berbeflerungen vornehmen will, die 

Nichterhoͤhung der Steuer auf eine gewiſſe, verhältnißmäßigne Zeit 
zuzufihern. — Preuß. Grundfleuergef. v. 1839, $. 26: Reviſion der 
Kataftralabfhägungen von Zeit zu Seit. — Die Unveränderlichfeit 
iſt ausgeiprochen in dem bair. Geſ. v. 15. Aug. 1828, $. 3: „Für 
die Grundſteuer wird nur eine Betragsgröße ausgemittelt, und es 
bleibt dieſelbe unverändert, fo lange der Befteuerungsgegenfland 
dauert.” Dennoch find nah $. 76 Minderungen und Hekrun en 
durch Glementar⸗ oder fonftige Zufälle und Unfälle zuläffig. — In 
Sranfreih hat man, fo oft man Unrichtigkeiten wahrnahm, das 
Gleichgewicht nur durch Erniedrigung der zu hohen Gontingente 
herzuftellen gelucht, woburd ber ganze Betrag der Grundſtener fi 
von Zeit zu Zeit verringerte. Die im Jahr 1848 angeflellte Unter: 
fuchung zeigte, daß die einzelnen Depart. von '/; —!/,, der Rente 
entrichteten, e# wurden daher 52 Dep. erleichtert, fo daß ihre Steuer 
1/y—'jye betrug. 


B. Anlegung der Srundfeuer. 
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Die Anlegung (Regulirung) der Grundſteuer befteht 
in der Berfertigung eines Kataſters (Grundſteuerbuches, Grund⸗ 
ffeuerbeichreibung), welches bei jedem Grundflüde ober ganzen 
Landgute eine, die Steuerpflicht bezeichnende Verhaͤltnißzahl 
angiebt, 9.290. In der Beichaffenheit und Werfertigungsweife 
ber Katafker drückt ſich die Guͤte oder Mangelbaftigkeit der 
Srundfleuereinrichtung eines Landes oder Zeitalterd aus. Im 
Alterthume fcheint man bei der Srundfteuer nur auf die Größe 
und Benutzungsart der Ländereien Rüdficht genommen zu ha⸗ 
ben (a). Im Mittelalter befand neben den vielen grund» und 
lehnherrlichen Abgaben lange Zeit keine allgemeine Grund⸗ 
fteuer (db), in ben deutfchen Ländern erfchien eine folche zuerſt 
ald eine Art der auf verfchiedene Weife aufgelegten Beeden (c), 
fodann als Beſtandtheil einer allgemeinen Vermoͤgensſteuer, 
Schasung, Schoß, Eontribution ıc. (d), aus der fie ſich 
fodann al8 eine befondere Steuergattung hervorhob, indem die 
Befleuerung anderer Vermoͤgenstheile, namentlich der beweg⸗ 
lichen Habe, unterblieb (e). Diefe Steuern wurden früherhin 
meiſtens nicht fortbauernd, fondern nur je nach Bedürfniß er: 
hoben. Die Befchreibungen der fienerpflichtigen Ländereien (f) 
waren lange Zeit hindurch noch fehr unvolllommen. Bei dem 
Mangel allgemeiner leitender Grundfäße fehlug man in den 
einzelnen Ländern vielerlei Wege ein, um eine billige und zus 
gleich einträgliche Steuer zu Stande zu bringen, führte auch 
ſtatt einer einzigen Grundſteuer häufig mehrere, nach verfchiebe- 
nen Gegenfländen angelegte, jedoch das Grundeigenthum trefs 
fende Steuern ein; auch gehört der Rame Grundſteuer erfl 
der neueſten Zeit an. Bei der fehr ungenauen Kenntniß von 
dem Ziächeninhalte ber Srundftüde bediente man fich bisweilen 
in Bezug auf dad Aderland nur eines Anfchlages der Aus⸗ 
faat (9). Die Befchaffenheit der Ländereien blieb entweder 
ganz unbeachtet, oder wurde nur infoferne berüdfichtiget, als 
man einige (gewöhnlich drei) Abflufungen der befferen und 


fchlechteren Ländereten unterfchted und für fle ohne genaue Er: 
mittlung des Ertragdverhältniffed allgemeine Anfäge annahm (h). 
Diefe Mängel wurden wegen des niedrigen Betrages der gans 
zen Grundſteuer wenig empfunden, doch war man von Zeit zu 
Zeit auf Verbefferungen bedacht, ſowie die Steuer erhöht wer: 
den mußte. In neuerer Zeit wurden bie beiden Haupttheile des 
Kotaftergefchäftes, namlich die Meffung und Schaͤtzung, fehr 
vervolllommnet, wozu fchon die Aufhebung der biöherigenSteuers 
freiheiten einen Antrieb gab und die Ausbildung der praktiſchen 
Geometrie fowie der landwirthſchaftlichen Schaͤtzungskunſt die 
Mittel lieferte (Ü). 


(a) In Aegypten wurde fon früh, angeblih von Seſoſtris, um 
bie KRoften der Ganalbauten zu decken, das der Kriegerfafle zuge⸗ 
wielene Dritttheil des Landes einer Steuer unterworfen, nur mit 
Ausnahme des von den Gigenthümern felbft gebauten Antheils. Zur 
Zeit der Ptolemaͤer mußten auch fchon bie * von ‚hen Des 
figungen feuern. Die Abgabe fol b des Ertrages geweien fein, 
und in einem fo überaus fruchtbaren Rande Eonnte auch */, des Rob: 
ertvages wohl aufgebracht werden. (Reynier vermuthet cher vom 
reinen Grtrage.) Die Ausdehnung der Ueberſchwemmungen be: 
ſtimmte jährlich, welche Ländereien befteuert werden fonnten, und 
ba feſte Graͤnzen des Cigenthums unter diefen Umfländen unnüg 
gervelen wären, fo mußte jährlih durch eine Bermeflung jedem 

ndbefiger ein gleiches Stüd des vom Mil befruchteten Landes 
zugetheilt werden. So erklärt fid ber Sufammenhang der Land⸗ 
vermeflung mit der Steuererhebung. Beides war ein Geſchaͤft der 
Briefterfafte, jedoch verfchtedener Abteilungen berfelben. Reynier, 
De l’&con, pubi. et rurale des t., des Carthagin. ©. 1%. — 
Im perf if hen Reiche mußten laͤſtige Grunpfteuern, nicht blos 
an den König, fondern auch an die Satrapen entrichtet werden, wo: 
bei viele Erpreſſungen vorlommen fonnten; es waren Gelbfkeuern 
und Naturallieferungen. Bei den Streitigkeiten der griechifchen 
Pflanzfädte in Kleinafien über die Bertheilung der Steuern ließ 
Darius das Gebiet derfelben vermejfen und die Steuer nad 
Barafangen umlegen, was vielleicht auch in andern Provinzen gefchab. 
Herodot. VI, 42. — Reynier, Perses ei Phénicione, ©. 174. — 
Eine neue Vermeſſung und Steuerregulirung in Perſien foll unter 
Kobad I. (reg. feit 491) begonnen und von Kosru 1. (feit 531) 
beendigt worden fein; f. Hartleben, Juſtiz⸗, Kameral⸗ und Bolie 
Kifana, 1822. Rr. 33. und ben bort citirten Silv. de Sacy. — 
n Bezug auf Sparta rügt Ariftoteles, daß die Steuer nicht 
pünctlich erhoben werde, ba der größte Theil der Kändereien ben 
Spartiaten (Stabtbürgern) gehöre, Politie. II, 7. — Athen Hatte 
feine befondere Grundſteuer, aber der Grundbefig wurde in ber, je 
nad den DBebürfniflen des Staats eingeforderten Bermögensfteuer 
vorzüglich mitgetroffen. Schon die Bezeichnungen der Solonifchen 
Glaffen (Bentakoflomedimnen, d. 5. fünfhundert Scheffel @inneh- 
mende u. f. w.) beuten darauf bin, daß fle hauptſaͤchlich auf Grund⸗ 
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befig achams waren und die Abgaben in jeber Claſſe groͤßtantheils 
ale Grundſteuer gelten fünnen. .‚Reynier, Grecs, ©. 284 ff. — In 
Rom war diefe eine ſehr erhebliche Einnahmsquelle. Sie hieß capi- 
tatio, welches Wort indeß auch für Kopffleuer gebraucht wurde, 
oder agri tributum. In Italien war noch zur Beit bes Freiftaats 
alles Land fleuerfrei geworden, feld in ven Provinzen genofien 
viele Städte in dem jus Ätalicum aud biefen V ‚ allein diefe 
Befreiung Italiens ging unter Diocletian bei der Ginführung ber 
iadietio ee zeiben) verloren. Man fcheint einen gewiflen 
Steuerranfhlag ale Einheit angenommen zu haben, nach der man 
‚die jebesmalige Steuerfumme berechnete. Savigny überfeßt caput 
durch Steuerhufe. Nach den von Ulpian (L. A D. de censibus, 
L. 15) mitgetheilten Rubriken des Kataſters (tabula censualis) 
wurde von Aedern und Wiefen nur die Morgenzahl, von Rebland 
die Zahl ber Nebflöde, von Delgärten Bauıns und Morgenzahl, 
von Beide und Wald die ungefähre Morgenzahl (quot jugerum 
esse videanter), alles nad, ber eigenen Angabe des Grundbeſitzers, 
eingetragen. Es bleibt ungewiß, wie man ein folches capat berech⸗ 
nete, wie viel Weinflöde 3. B. einem Morgen Acker gleichgeiebt 
wurben; doch müflen wohl ſolche Verhältnißzahlen beftanden haben. 
Edict der 8. Honorius und Theodofius (L. 2. Ced. de immu- 
nitate nemini cane. X, 15): Possessores ... pFo jugerum numero 
vel capitam, quae possidere noscuntur, dare cogantur. Was für 
Ader ober Wieſe zu nehmen fei, darüber entfchied die Benußung in 
ben letzten 10 Jahren. Dies möchte fchwerlich zureichen, um Savig- 
ny’6 Bermuthung zu begründen, daß alle 10 Jahre das Kataſter 
erneuert worden fei. Die Steuer wurbe zum Theil in Raturalien 
entrichtet. road zu vielen Bebrüdungen Anlaß gab. Hegewiſch, 
Rom. Fin., ©. 273—306. Reynier, Econ. publ. et rurale des 
Geltes, 274. — Die römifche Grundſteuer fcheint ih in Gallien 
auch unter ben franfiichen Königen erhalten zu haben (Reynier, 
Celtes, 277), und es ift A unwahrfcheinlih,, daß die römifchen 
Katafter bei fpäteren Kataflirungen im feänfifchen Reiche zum 
Borbilde gepient haben mögen. Childebert II., König von Aus 
Rrafien, befahl im I. 590, das unter feinem Vater Siegebert 
verfertigte Katafter von Poitou zu erneuern. Auh Chilperich 1. 
ließ fein Land Eataflriven (desoripliones novas et graves in omni 
regao suo fieri jussit, Gregor Turon.); |. Encylop. method., 
Abth. Finances, I, 152. — von Löw, Gelchichte der deutichen Reiche: 
und Territorialverf., S. 58. 93. 

Ausgenommen bie dova annna im fränkifchen Meiche und ben cen- 
sus regalis von einzelnen Grunbeigenthümern. Ilſe, Geichichte 
des beutichen Steuerweiens, I, 21. 25. Bergl. v. Raumer, Ge 
ſchichte dee Hohenflauffen, IX. Bud IV, 3. 

Die Beede (petitio, precaria exactio) war nah Cichhorn ur- 
iprünglid eine Abgabe, durch die man fi von dem Kriegsbienfte 
losfaufte (Heerfieuer, Heerfchilling), wurde aber fpäterhin 
ohne Hüdticht auf jene Entflehungsart und auf verfchiedene Weife 
erhoben, nah Köpien, nah Häufern, nad dem Biehflande, nad 
Landhufen; |. Gigenbrodt, Meber bie Natur der Beedes Abgaben, 
&ieß. 1826. — Lang (Hifter. Entwidl., ©. 20. 54.) erklärt die 
Beede für eine Steuer, bie ber Lehnherr von feinen Vaſallen erhob. 
Dieß ſcheint auch urfprünglich das Wefen der franz. taille geweien 
zu jein, die ſchon 1185 vorkam. Unter Karl VII, wurde fie eine blei⸗ 
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benbe Steuer, um bie erſten ſtehenden Truppen (9000 Ketter) zu 
Iten, welche an die Stelle der zügellofen Lehenmiliz traten. Die 
war wie die Beede eine Bermögensfleuer, u blos nad 
dem Orunbbeftb umgelegt (taille z6elle), theils auf das Ginkommen 
aus Ländereien, Häufern, Gewerben und Zinerenten gelegt (taille 
—e einige Brovinzen hatten auch eine taille mixte; |. 
uucrkp bth. Finandes, I, 837. — ara entſtand 
eede aus den ſaheren donis annuis, Sife, ©. 54. Ueber die 
* in Bietembeg, | ‚ f. MRofer, Sammlung der Wuͤrt. Finanz⸗ 
—* ‚a.00D,, &. 97. — Bo Iegereich für bie Beige 
an rundſteuer © tamelfennig, ie ken 
Stenern. 2. Ausg. 1r. Bd. 1848. 4, — Dear Schoß wurde von 
den Städten auf das paie Land übertragen und traf dort aud 
Handwerker, Taglöhner, den Bichfland ꝛc. In dieſer Vermögens: 
ſteuer begnügi⸗ man oft mit der eidlich erhaͤrteten eigenen u 
gabe des Steuerpflichti ige und beflimmte nur den Gteuerfuß, 3 
burg. B. v. 15. April 1589 Hei Hari, Handb. II, 152: von 7 


- Güterwertb 1 Pf., nach dem jehigen der Güter on wie A 


ein jeber eben wollte *, bei dem und Pflichten. — 
B. v. 19. Dec. 1576, zur Tuͤrkenſteuer von 100 f. Haup * hie 
1 Säpredenberg er UM f.), aud von Vieh und verfäuflihen B F 
raͤthen. Steue-D. einer baterifchen Hauptſtadt v. 1606, Hart, 
168. In der Mark Brandenburg wurde eine folche Migebe ei: 
sonen fon 1281 mit —* cher Zuſtimmung Kingeft N ei 

der ſchon efiehenden Raturalabgabe (1, Che Finde Wispel) 
oder 2 Ch. Haber von der Hufe). Sie betru re von der De 
oder 2 Pf. vom Pfund (talentum). Hieraus 2* ſpaͤter der Hu⸗ 
fen⸗ und Giebelſchoß, zu welchem im 16. Jahrh. die Gontribu: 
tion als won: e Grundfteuer kam Schimmelfennig I, 335. — 
In Sachſen findet ſich fhon 1481 eine Vermögensfleuer, ſei 1488 

ls Schockſteuer, noch ed wurde das Schod Groſchen (2%), auf bie 
Köln. Mark) ale Einheit angenommen und eine Zahl von igen 


fahrende Habe von ber teuer befreit wurbe) erbielt ein Acker Feld 


davon als Steuer angefeht. Nach ber nu ch von 1660 (wo bie 
l 


Schock, Wieſe 5, Garten 6 x. Schimmelfennig, 1, 39%. 


| Sul Bergine, Mag. VII, 217. — Schleife Sgahung v. 1527, 


(e) 


die eigene Angabe (Indietion) von beweglichen umb umbes 
weglichen Vermögen gegründet, nach Beſchluß von 1721 durch eine 
neu geregelte Sandfener erſetzt. 
Doch war in England ſchon das von Ethelred feit 991 erhobene 
und anfangs zur. Leiftung des Tributes am die däntfdgen Könige 
beftimmte Dänengeld (danagild) eine Grundſteuer, 1 Schilling von 
der hide Landes, ‚daher der fpätere Rame bidagiam. Die hide, hyde 
der Angelfachfen war, wie die Hufe in Deutſchland, eine Adernak- 
rung, mit I PBiluge zu beflellen,, ihre Größe war aber nicht gleichs 
förmig angenommen. Gpäterhin rechnete man fle zu 106, zu 86 
oder i20 acres (fähflich (G Aydo, Hüt Härte) f vie General introduction 
gem Domesdaybook , „Hiſtor. Grundlagen 
es beutfchen Stats: no —E Wr (Heidelb. 1844.) 
— In der Republik Mailand ward 1208 eine Kataſtrirung des Ber 
mögene (stima e catastro de’ beni) begonnen und 1248 beenbet. 
Niemand war frei. Wan bezahlte anfangs 10 soldi 5 den. von_100 
lire (etwas über '/, p&t.). Die fpätere Erhöhung des Steuerfußes 


(e) 


brachte dielem Katafler den Namen Schmerzensbuch (libro del .do- 
lore) gu Beat; Carli, Del censimento, ©. 185 ber Classici 
mod. . 


Bei den älteren Landbüchern war bie Befteuerung nur ein Meben: 
zweck, Hauptfache die Befimmung der Eigenthumeverhaͤltniſſe, der 
grumdherrlichen Gerechtiame u. dgl. Das Domesdaybook (do- 
mus dei, weil in der Kirche verwahrt), auch liber judiciarius, cen- 
sualis etc. genannt, wurde unter Wilhelm I. von England, wahr: 
fcheinli, 1086, zu Stande gebradht. Abdruck, mit Begifieen und 
Einleitung, von ber Archivs (record) Commiſſion beforgt, 1783 
bis 1816, IV. B. Kol. — Aehnlich das im 3. 1375 unter Karl IV. 
verfaßte Landbuch der Kurmarf Brandenburg, herausgegeben 1781 
vom Minifter v. Herzberg, und das noch altere neumärkifche Land⸗ 
bu‘ von 13375 1. G. W. v. Raumer, Die Neumark Br. im 9. 
1337, Berl, 1837. — Kataſter der Provence von 1471, auf welches 
man nody Später zurüdfam, um die fleuerbaren Grundſtücke, die in 
ben Befig der fleuerfreien Stände gelommen waren, ausfindig zu 
machen, ferner in Alencon, wo brei Klaflen von Ländereien unters 
Ichieden wurden, Bodinus, De republica, L. VI. e. 1. ©. 929 ber 
Ausg. v. 1591. (Der Berfafler Ichildert treffend die Vortheile eines 
Kataſters.) — Eolbert beabfichtigte eine neue Regulirung ber taille 
reelle, es wurde auch von einer Berfammlung ber Intendanten in 
ben Provinzen, wo jene beftand, eine Verordnung entworfen, beren 
Genehmigung aber Colberts Tod verhinderte, Monthion, Par- 
tieularites ©. 23. — Die nad) der Declaration v. 21. Nov. 1763 
beabfichtigte Aufſtellung eines allgemeinen Kataflers wurbe nicht aus- 
geführt, doc) hatten vor der Revolution mehrere Provinzen, ungefähr 
die Hälfte des Landes, ihre Grundfteuerfatafter u. daher die taille 
reelle. Encyel. meth. Fin. I, 153. Daneben befand bis zur Revo⸗ 
Iution eine Grundfleuer von 2/20 und 1/go des reinen Bobenertrages 
(3 vingtiemes et quatre sols par livre en sus), weldhe Neder 
auf 76, Mill. Liv. anſchlug. Das dritte ’/., kam erfi 1782 hinzu. 
Administr. des fin. I, 4 u. 110 (1785). 
Die Schäßung nah Hufen, nad ganzen, halben und Biertelshöfen, 
nach Pflügen u. dgl. war nothwendig KR oberflaͤchlich. Pommeriſche 
Steuer nach Hufen, 1653. — General⸗Hu nie in Oflpreußen, unter 
Friedrich Wilhelm I, nachdem ſchon früher ein Hufenſchoß von %/s, rl. auf 
die Hufe ohne Rüdfiht auf den Boden beftanden hatte. — Im Mag: 
deburgifchen wurbe bis 1531 der zehnte Pfennig (10 pCt. des ange⸗ 
fchlagenen Rohertrags) , feit jenem Sabre ber 5Ofle, von 1534 an 
ber TOofte erhoben; 1 Hufe Land oder 1 Wilpel Ausfaat war zu 10 
sl. Ertrag angefebt. 1692 Fam ein Katafter zu Stande, mit Uns 
terfcheidung von 4 Ackerclaſſen, die von Scheffel Ausfaat 4, 3, 2 u. 
1 Bi. im Simplum fleuern follten ; dieß Simplum wurbe 1693 vers 
doppelt und alle Monate erhoben. Klewitz, Steuerverf. im Herz. 
Magbeburg, II, 9. (1797.) — In Schweden wird noch jept nach 
Hufen gefteuert, aber es gibt dort vielerlei Arten von Hufen (hem- 
man), die in Anfehung der Stantslaften fehr von einander abweis 
gen; f. auch Forfell, Stat. v. Schw. (1835), S. 82. — In Der 
erreih wurden bei der Thereflanifchen Steuerregulirung (1748— 
54) da, wo man die Groͤße des Landes nicht Fannte, 3 Metzen Aus⸗ 
aat auf 1 Joch angenommen. Linden, Grundfteuerverf, d. öfterr. 
onarchie, I, 8 (1840). — In Böhmen wurde 1654 ein gewiffer 
Dodenertrag unter dem Namen Anfäffigkeit zur Ginheit ger 
Ran, polit. Dekon. 3te Ausg. II. 2 Abth. 3 


(k) 


nommen. Nach ber Megulirung von 1748 beſteht die Anfäffigkeit 
aus 180 fl., von denen 60 fl. die Steuer bilden. Linden, I, 117. 
In Dänemark ift in dem unter Chriſtian V. 1681-—1688 zu Stande 
gebrachten Kataſter das Land nad Tonnen Hartforn angefchlagen; 
worunter man fich feinen gewiflen Flaͤchenraum, fondern einen ges 
wiſſen Bodenertrag denfen muß. Vom beften Boden gehen 28,000 
DI Eflen (2 Tonnen Land) auf 1 Tonne Hartkorn, vom fehlechs 
teten in Sütland erft 16 T. Land. Dergius Bolizeis und Kame- 
ral⸗Mag. VIII, 219. — Bergfde, in Rau, Archiv, IV, 315. — 
In Medlenburg, wo die Kontribution nad Hufen zu 300 Scheff. 
Landes beflimmt wurde, verordnete man 1751, wie viel Land nad 
der Güte des Bodens auf den Scheffel gehen folle, nämlich in 6 Elaf- 
fen, 75 bis 300 I Ruthen Ader, 50-150 D R. Wiefen (1 uber 
Heu = 2 Scheff.) ꝛc.; ſ. Taxations⸗Inſtruction, Art. 9. Beil. IV. 
zum Grbvergleiche von 1760. — In Schlefien wurde duch Inſtruc⸗ 
tion vom 8. Dec. 1746 eine Unterfcheidbung von 4 Aderklafien, in 
denen die Ausfaat 6⸗, 55, A und 3 fach geerntet würde, ferner von 
4 verſchiedenen Mittelpreifen der Fruͤchte aufgeftellt. Bon dem aus⸗ 
gemittelten Ertrage zahlten feit 1744 geiftliche Stiftegüter 50, 
ritterlihde Gommenden 40%,, Bauern 34, bifchöfliche Guͤter 33'/,, 
Ritter⸗, ferner Pfarrer: und Sculgüter 28'/, p&t.; v. Edlln,-in 
Europ. Annalen. 1819. V. S. 183. Shimmelfennig, I, 251.— 
Böhmen, Batent v. 6. Sept. 1748: 8 Claſſen, von 21/,—6 fahen 
Körnerertrag. 6 Abftufungen des Getreidepreiſes. Für Baufoften 
wurden 2 Körner abgezogen, vom Ueberreſt wurde 1/, ale Steuer 
angelegt. Linden, I, 117. — Bamberg, B. v. 1716, Schaͤtzungsin⸗ 
firuction v. 1731: Jedes Grundſtuͤck wurde nach dem reinen Grirage 
geihäpt, baraus ber Werth berechnet und !/, deflelben ale Steuer: 
capita angeiebt, wobei auch die lebten Verkaufe und bie eigene Ans 
abe bes Befitzers berüdfichtigt wurden. Mayer, Berf. einer Abh. 
ber Steuer u. Abg., Bamberg, 1795 ©. 191. 195. — Heſſen⸗Darmſi. 
Inſtr. v. Aug. 1700: Es wird die Nusfaat und der Ertrag jedes 
Grundſtücks ermittelt. Auf je 1 marburger Mütte oder 31/, Darmfl. 
Malter Kom Ertrag kommen bei zehntpflichtigen Srundflüden 185, 
10 oder 5 fl. Steuercapital je nach ber ntfeenung und Frudtbars 
keit. Zugleich findet eine Vermeſſung ftatt und die Morgenzahl wird 
beigefeßt. — Gaſſer, Einleit. zu den öfen. polif. u. Cameralwifl. 
1729, ©. 312, glaubt, es fei billig, von 1 preuß. Scheff. Ausſaat 
monatlich 8, 6, 4 und 2 Pfenn. zu forbern, je nachdem die Saat 
eben fo vielfach geerntet wird. Vergl. überhaupt v. Boſſe, Darſtell. 
bes ſtaatswirthſch. Zuftandes in den d. Staaten, ©. 305. 
Buonaparte fchilderte im Staatsrathe treffend die Bortheile, 
welde ein gutes Srundfteuerfatafter gewährt, ndem es in die Bes 
fteuerung der Grundrente Feſtigkeit bringt und die Willkür beſeitigt, 
Bresson, Hist. Ananc. II, 246. Gr ſetzte wahrſcheinlich voraus, 
bag nach der Vollendung bes Kataflers die Grundſteuer in eine 
Duotitätöfteuer umgewandelt werben würde, was jedoch in Frank⸗ 
reich noch nicht geichehen ift. 


. 317. — 
Wenn man die Anfchläge der Rändereien nicht von jedem 


einzelnen Stüde befonder& berechnen, fondern clafienweife ab: 





% 
ſchaͤtzen will, was die Arbeit um Vieles erleichtert, fo kann man 
die genaue Kenntniß von dem Flächeninhalte jedes Grund: 
flüdes nicht entbehren. Die bloße Schäßung der Größe nach 
dem Augenmaaße führt zu großen Irrthuͤmern (a), auch ge⸗ 
währt weder das Abfchreiten, noch die flüchtige, kunſtloſe Mef: 
fung eine vollkommene Zuverläffigkeit (6). Daher ift zu einer 
guten Kataftrirung eine mit allen Hülfsmitteln der Kunſt be 
wirkte Bermeflung erforderlich (c), Die zwar koſtbar ift, Dagegen 
aber nicht bloß zur guten Umlegung der Grundfteuer, fondern 
auch in anderen Hinfichten wefentliche Dienfte leiftet. Sie bildet 
eine nothwendige Grundlage der genauen Landeskenntniß, die 
bei vielen Regierungsmaaßregeln benutzt wird, fie verhütet 
Gränzfireitigkeiten, weil die Graͤnzen dabei new berichtiget und 
fefigeftelt werden, fie erleichtert die Abtheilung von Ländereien, 
3. B. von Semeinweiden, die Audtaufchung zum Behufe der 
Zurundung, die Anlegung von Kunſtſtraßen, Entwaͤſſerungs⸗ 
und Bewäfferungsgräben u. dgl., und macht in allen Fällen die 
viel koſtbarere Meflung einzelner Stüde unnöthig. Eine neue 
Bermeflung eined Landes zum Zwede der Stenerregulirung ift 
jedoch nur da zu rechtfertigen, wo bie biöherigen Angaben über 
die Größe der Srundftüde fo ungenau find, dag jene Maaßregel 
zur gerechten Steuervertheilung nothwendig. if. 


(c) Bei den Berfuhen im Fuͤrſtenthum Neuburg giebt die Schägung . 
der größten Stüde zufammen 385 Morgen, die wirkliche Größe war 
aber 1103 M. und der Fehler ſchwankte hiebei wiſchen 84 und 43 
pCt. des wahren Betrages, |. Beiträge zur SteuersRectifie. im 
Herz. Neuburg, 1806. Seite 48. Die Bellimmung nad der Ausſaat 

“ würde weniger fehlerhaft geweien fein. 

(d) Bei der durch Kaifer Joſeph II. 1785 angeorbneten Kataflrirung 
geihah die Meffung mit Ausnahme der allzu unregelmäßigen Yigu- 
ren durch die Richter und Gefchworenen jedes Dorfes, mit Ketten 
oder Striden, |. Inftruction zur V. v. 20. April 1755 in Bergius, 
Sammlung deutfcher Landesgeſetze, X. 326 ff. Bei Abhängen, fowie 
bei Grundſtuͤcken, die nicht Rechtecke find und doch noch durch bie 
Landleute gemeflen werden durften, Eonnten grobe Fehler vor ſich 

eben. In 4 Jahren war die Arbeit in den beutfchen Landen ber 

onarchie und in Galizien beendigt, aber 1790 unter Leopold IL. 
wurden die früheren Steuerfäße wieder eingeführt, was freilich ne 
wegen ber Art der Grtragsihäßung gefchah. Statiftifche Ergebni 
der Sofephinifchen Kataftrirung in Andre, Neueſte Zahlenfiatiſtik, 
1823. Bgl. Kremer, II, 48. 

(c) Schon vor längerer Zeit wurden Vermeflungen zur Anlegung der 
Orundfteuer angewendet. Die Benezianer nahmen in Morea eine 


3* 
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folge Bermeflung vor, Rante, Hiſtor. polit. Zeitfchrift, IL, 444, 

In Würtemberg und Weimar geſchah es in der erfien Hälfte des 

18. Jahrhunderts, in Piemont fing man 1698 an. — Heflens Darıms 

ftabt, f. $. 316 (h) In Magdeburg wurde 1720 eine foldhe beab⸗ 

fichtiget Klewitz, TI, 61.), in Weflpreußen fand man bei der 

Steueranlegung nad der Inftruction von 1772 in mehreren Landes⸗ 

theilen Bermeflungen vor, Schimmelfennig, I, 163. 

\ $. 318. 

Soll eine Vermeſſung lediglich zur Steueranlegung dienen, 
fo genügt es, jede Gemeindeflur abgefondert für fi aufzuneh⸗ 
men und in eine Charte zu bringen. Dieß Berfahren iſt aber 
nicht zureichend, um eine genaue Landeöcharte zu geben, weil 
bei dem Aneinanberfügen der einzelnen $lurcharten in Heinerem 
Maaßſtabe viele Fehler unvermeidlich find. Will man Daher zu⸗ 
gleich auch die anderen erwähnten Zwecke erreichen, fo muß ber 
Aufnahme der Fluren die Dreiedmeflung (Triangulirung) vor: 
ausgehen. Es wird nämlich durch hoͤchſt forgfältige Meffung 
einer großen Standlinie, Aufnahme ber Winkel und trigone: 
metrifche Berechnung die Lage einer Menge von Punkten be: 
ſtimmt und fo ein großes Netz von Dreieden entworfen, welches 
der Vermeflung einzelner Stüde zur fefien Stüße dient und bie 
Grundlage ber Eharte bildet. Diefe Triangulirung wirb ſoweit 
fortgefeht, bis für jede Flur eine hinreichende Anzahl von Punc⸗ 
ten beftimmt ift. Der Mehraufwand, den diefe Arbeit verurfacht, 
wird durch die vielfach daraus zu erwartenden Vortheile leicht 
vergütet und es ift zu rathen, Daß die Staatöbehörben flatt ver: 
fhiedener Meffungen für verfchiedene Zwecke, z. B. finanzielle 
und militärifche, fich zur Weranftaltung einer vollfommenen 
Landesvermeſſung vereinigen (a). 


(a) In den deutfchen Staaten, 3. B. Baiern, Oeſterreich, Würtemberg, 
Sroßherz. Heflen, Hannover, Rheinpreußen, Oldenburg ift man von 
der Triangulirung ausgegangen, in der Lombardei und in Frank⸗ 
reich nicht. In dieſem Lande wurde erſt 1817 befchloflen, die Kata: 
ſtermeffung zur Berfertigung einer neuen Charte flatt der Caſſi⸗ 
ni’fchen zu benugen. In Sachſen ging die Vermeſſung durch das 

Ingenieur⸗Corps voraus, und die Kataftermeflung lehnte fi an die 

100 fenntlichen trigonometrifhen Bunfte an, „wiewohl zur Gripa- 

zung der Zeit und ber Roften Feine eigentliche Chartirung beabfich⸗ 

tigt wird.” — Bei dem Mangel der allgemeinen Triangulirung 
muß man in jeder Flur eine befondere Standlinie meflen und Dreis 
eckpunkte beſtimmen, was ebenfalls umſtaͤndlich if und bie Gefahr 
zu fehlen vervielfaht; vgl. Gebhard, Das Grundfteuerkatafter, 
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S. 77. — v. Groß, teinertragsichäßung, S. 23. — Dagegen Log, 
Handb. Il, 267. — In mehreren Staaten find für militaͤriſche 
Zwecke unter der Leitung des Seneralftabes Meffungen veranftaltet 
worden, die ber Civilverwaltung fremd blieben, 3. 8. in Baiern 
und Baden. In lepterem Lande leitete das militärifch: tupogra- 
phifche Bureau eine auf ein Dreiecksnetz geflügte Bermeflung, an: 
fänglich im Maapfabe !/n.ooo feit 1835 im "/gs.oon. Die (vortreffs 
lihen) gedrudten Charten find im !/so.000- Beide Maanpfläbe find 
für andere Verwaltungszwecke zu Fein. Diefe Unternehmung foftete 
1819—40 289,000 fl., womit bie Triangulirung beendet und bie 
Aufnahme von 153 DM. bewirkt wurde. ©. Berh. der 2.8. 1841. 
Beil. IV, 94. 1842. Beil. V, 120 (von Bogelmann). 1848 war 
eine neue Vermeſſung zur Kataftrirung beabfichtigt, welche jedoch 
noch nicht au &usführung fam. Gef. Entwurf v. 31. Dec. 1847, 
Commiſſ. Beriht d. 1. K. (v. Marſchall) v. 13. März 1848. 


$. 319. 


Weberficht der Sefchäfte bei einer Kandesvermeflung (a): 

I. Borarbeiten. 1) Entwerfung von Inſtructionen für 
dad Perfonal, mit den nöthigen Formularen, Charten⸗Muſtern 
u. dgl. (b). 2) Anftelung des in zwei oder drei Abflufungen 
eingetheilten Meſſungsperſonals (ce), für deſſen Unterweifung 
man erforderlichen Falled Sorge tragen muß. 3) Anfchaffung 
der Inſtrumente. 

1. Zriangulirung im Großen, woburd ein Ne von 
Dreieden erſter und zweiter oder auch noch dritter Orbnung 
entworfen wird (d). 

III. Meffung der einzelnen Gemeinde⸗-Fluren, 
worüber für den gegenwärtigen Zweck nur Folgendes zu be: 
merken ift: I) Den Anfang macht die Beflimmung der Lage 
vieler einzelner Puncte (Dreiede vierter Ordnung, Detail: 
netz) (e). 2) Die Gränzen der Flur und der einzelnen Stüde 
werben mit Zuziehung der Ortöbeamten befichtigt und berich: 
tigt (f). 3) Die Meflung der größeren Flurtheile (Feldlagen, 
Gewanne) oder der Eulturarten ohne Aufnahme aller einzelnen 
Stüde (Stüd:, Parcellarmeffung) iſt ungenügend, weil 
man die Größe ber einzelnen fleuerbaren Grundftüde nicht 
genau, fondern nur nach einer Muthmaßung erhält und alfo 
erhebliche Unrichtigkeiten vorkommen, weßhalb die Stüdmeffung 
ungeachtet ihrer Umftändlichkeit den Vorzug verdient (g). 
4) Da die Meflung abhängiger Srundflüde nicht die wahre 


Größe, fondern nur bie horizontale Grundfläche (Projection) 
Darftellt, fo muß, um die Schäßung zu erleichtern, die Neigung 
und Richtung der Abhänge erforfcht und angemerkt werden (Rh). 
5) Der Feldmeſſer hat zugleich befchreibende Verzeichniſſe der 
Srundftüde zu verfaflen, die ald Grundlagen des Katafterd bie: 
nen, — Meßregifter (tableau indicatif des proprietaires et 
des proprietes). 6) Die Vermeſſungen werden forgfältig ges 
‚prüft (i). | 

IV. 3eihnung der Charten und Berechnung bed Flaͤ⸗ 
cheninhalted jedes Stüdes (k). Der Maaßſtab ber Eharten 
muß fo gewählt werden, daß er, je nach dem vorhandenen 
Grade von Zerftüdelung ded Grundeigenthums, eine für prak⸗ 


tifchen Gebrauch genügende Genauigkeit gewährt (D. 


(a) v. Malchus, Finanzw. II, 204. — Gebhart, a. a. D., ©. 79 
bis 119. — v. Groß, aa. D., ©. 9. 192. — Self, a. a. 
D. — Klemm, die Landesvermeflung, 1842. 


(d) Beilpiele: Frankreich. Hauptinfiruction v. 5. Nov. 1805. Zufammens 
ſtellung aller Vorfchriften im Recueil methodique ete. Tit. IV. — 
Baier. Inflruction für die allg. Lanbesvermeflung vom 12. Apr. 
1808, neue 3. vom 19. San. 1830. Reg.⸗Bl. Nr. 6. — K. Oeſterr. 
Inſtr. v. 28. März 1818, neue N. 28. Febr. 1824, f. Linden, 
I, 273. — Inſtruct. über das Verfahren bei der Vermeffun des 
Grundeigenthums in den Rhein.⸗Weſtfaͤl. Provinzen ber Bra 
Monardjie, 12. März 1522, mit 1 Heft Formulare. — Großh. heil. 
Inſtr. v. 30. Juni 1824 und mehrere fyätere Vorſchriften. — 
Wuͤrtemb. Infteuctionen v. 20. Ang. 1825 u. 28. Juli 1830 für das 
Bureau ber Brimärfatafter, v. 8. Oct. 1531 für die Ausführung 
der Landesvermeflung, bei Mofer, Würt. Fin. Gef. II, 2. ©. 
1670 u. 1802. — Sädf. Initruction für das Bermeflungsperfonal, 
11. März 1835. Sächſ. Dienft- und Gefchäftsanweifung für das 
Bermefiungsperfonal, 5. Mat 1837. — Oldenb. Inſtruction für das 
Verfahren bei der Bermeflung des Grundeigenthums in den Krei: 
fen Vechta und Cloppenburg, 24. Febr. 1836. 

(c) Baiern u. Würtemberg: Trigonometer, Ober:Geometer, Geometer; 
— 3 Glaflen von Beometern, jede mit einem beflimmten Maaße von 
Vorkenntniſſen u. Befugniflen, nad dem Ergebniß einer Prüfung, 
Großh. hefſ. V. v. 14. Suni 1832. - 

(d) Dan nimmt zu ben Puncten der Hauptdreiede Türme oder flarf 
gebaute Signale. Die Seiten der Dreiecke erfter Orbnung können, 
je nach der Lage ber Puncte, mehrere Meilen lang fein, in Rhein: 
preußen haben fie wenigfiens 6000 Ruthen, die der 2ten Drbnung 
3 bi6 6000, der 3. 1—3000 R. Der Meflungsfehler darf bei der 2ten 
Ord. nicht / zooo, bei der Zten nicht !yooo betragen, Inſtr. $. 20. 32. 

(e) Graphiſche Triangulirung in Oeſterreich. 

(7) Gr. heil. Inftr. hiezu v. 30. Juni 1824. Gef. v. 23. Octob. 1836. 
Ueber Eigenthumsgraͤnzen enticheidet in Streitfällen das Gericht, 
über Gemarkungsgrängen die Verwaltungsbehörbe. 


(5) In Frankreich Halte zwar die conflituirende un 1791 eine 
geführ 


(R) 


(i) 


(X) 


Barcelarmefiung beſchloſſen, da diefe aber nicht aus t worten 
war, fo fcheute man fih, als unter Buonaparte die Sache wieder 
aufgenommen wurde, enfanglih vor dem großen Aufwande der 
Studmeflungen. 1802 beſchloß man, bloß 1800 Gemeindefluren 
meflen und Fhäken zu lafien um darnach hie Steuerfäße der ganzen 
Departements zu berichtigen. 1803 wurde die Meffung aller Gemeins 
den und aller Eulturmaflen in denfelben angeordnet. Die Grund: 
eigenthümer ſollten die Größe ihrer einzelnen Beſitzungen anzeigen, 
und wenn bie fo entflehende Summe Fleiner war, als das Bermefs 
fungsergebniß im Ganzen, fo follte der Unterfchied auf alle Barcellen 
verhältnißmäßig ausgefchlagen werden. Hiebei blieben aber viele 
Jerthuͤmer unvermeidblih, weil die Fehler bei den einzelnen Anga⸗ 
ben nicht gerade der Größe ber Stüde proportionirt waren, und 
man ging endlich 1808 zur Parcellarmeflung über, Benzenberg, 
1, 81-89. — Duc de Gaöte, Memoires, II, 259. Gegen bie 
Barsellarmeffung, v. Seutter, Beſteurung der Völker, ©. 128 bis 
33. — Im Großh. Heflen hängt bee Beichluß der Parcellarmefiung 
von jeder einzelnen Gemeinde ab, welche die Koflen zu tragen hat. 
Der Staat gab dazu Die Koften der Gewannenmeflung. Steuergef. 
v. 13. April 1824 Art. 34. Gef. v. 11. San. 1831. Belanntm. 
v. 20. Suni 1831. Verh. der 2. KR. 1833. Beil I, 51. 


Gs iſt Sache der Taratoren, den Einfluß zu würdigen, ben bie 
Abhängigkeit eines Grundſtuͤckes auf ten Werth deſſelben übt; daher 
braucht bei der Meſſung nur den Grad ber Neigung ermittelt zu 
werden. In der bair. Inftruction von 1811 iſt die Angabe des Nei- 
gungswinfele in der harte verordnet. Neuere Bezeichnungsart 
duch Linien des horizontalen Durchfchnittes,-3. B. von 20 zu 20 
Fußen. Ueber den Werth abhängiger Flächen F Rau, in Andre, 
Def. Neuigkeiten, 1829. Nr. 68., vgl. v. Liechtenftern, in Berg⸗ 
haus und Hoffmann’s Hertha, I, S. 63 u. 391. — Grävell, 
a.a.D., ©. 368 (will den Werth von der fchiefen Grundfläche allein 
beftimmt wiffen). — In Sachfen wird fowohl der Flächeninhalt des 
Abhanges, als der Grundfläche im Katafter angegeben, a. Infr. $. 29, 
Hiezu dienen insbefondere Probelinien, welche viele Grundſtücke 
durchſchneiden (Transverfalen, Revifionsdiagonalen) und welche man, 
nachdem fle in der Charte gezugen worden find, in der Flur nad: 
mißt. Man pflegt auch die Graͤnze des noch zuläffigen Fehlers vor: 
ufchreiben; 3. B. 1/, pCt. bei großen, 1 p&t. bei Heinen Linien, 
— ec. Art. 261. 262, — !/a pCt. des Flaͤchenraums 
Defterreih, — 1 pCt. des Flächenraumes, Rheinpr. Inſtr. $. 72, 
— 2/, bis 1 pCt. je nah dem Maaßſtab der Charte, Fair. Inſtr. 
$. 72, — 1 per mille bei den Dreiecken Ater Ordnung, !,soo für bie 
nachgemeflenen Linien, %450 für die Flächen der Barcellen, Olden⸗ 
burg. Inſtr. $. 112, — !/, pCt. des Flaͤchenraums, Würtb. I. v. 
1831. $. 109, — !/, p&t. bei der Stüdmeflung, 2 p&t. des Flaͤchen⸗ 
raums, Gr. Hefl. Inſtr. v. 30. Juni 1824, 6. 15. Infr. v. 4. April 
1831. 8. 8. 


Zur Abkürzung hat man Rechenmafchinen -erfunden, |. Zobel und 


-Müller,. Beihreibung einer Flaͤchenberechnungs⸗ und Theilungss 


mafchine, Münch. 1815. Diefe M., welche die Berechnung der Tra⸗ 
peze unmittelbar, ohne die Zerfällung in Dreiecke, bewerfftelligt, ſoll 
die Hälfte der Beit erfparen, ihr Gebrauch if aber wieder aufgeges 


ben worden. In Bern wurde 1830 eine andere Erfindung für gleis 
hen Zweck angefünbigt. Neue Mafchine (Planimeter) von Weltli 
in Zürich, bei welcher der Fehler nur etwa !/, p. m. beträgt, f. 
Stampfer in Dingler, Polyt. Journ. CXVI, 424 (1850). 

() Mailand Y/a000 der natürlichen Größe, rebucirte Charte jeder Flur 
von Yon — Branfreih: Negel "/zon, ausnahmsweiſe 1/00, wo 
feine Parcellen unter 2 Hektaren vorkommen, dagegen !/ıaso, wo 
über 4—5 Stüde auf 1 Het. — Oeſterreich: Regel 1 Zoll gleich 
40 Klaftern oder ? / 00, bei größeren Maflen halbes Man oder !/,re0- 
— Mürtemberg „Yasoo, bei geringer Serftücdelung nur ?/sooo, bei 
Städten "ao — Rheinpreußen !/sooo, "asoor "/ıaso, je nachdem bie 
vorfommenden Parcellen über 4, oder 1—4, vder nur 1 M. und 
darunter enthalten. — Baiern !/sooo Regel, ausnahmsweiſe */e,on 
für Ortichaften und andere Gegenden, bei denen jener Maaßſtab 
nicht genau genug ift, nach Gutbefinden der Katafteritelle. F. 11 des 
Gef. v. 1828. — Gr. Heflen, für Gewanncharten I p. m., Gemar: 
Eungskarten Y/sooo — Sachen Yarıo- — Oldenburg Y/sooo Regel für 
Slurcharten, bei geringer Zerftüdelung !/.000 bis sooo, bei größerer 
I/sooo bis zu 1/0 (für Dörfer und Städte). — Baden, Gel. Entw., 
Regel !/s000, bei größerer Zerftüdelung Yıooo, für Hofpläße ıc. Y/s00. — 
Die Größe des Maaßſtabes zeigt ſich hauptſaͤchlich zum Behufe ber 
Flächenberehnung wichtig, wenn die Seiten jedes Grundſtuͤcks auf 
der Eharte gemeflen werden. Die Vervielfältigung der Charten durch 
den Steindrud gewährt ben einzelnen Butsbefikern, Gemeinden ıc. 
vielen Nuten. So in Baiern. Der Mebertrag auf den Stein ges 
ſchieht fhnel mit dem Storchfchnabel. Die Steine werden aufbe 
wahrt, um Aenderungen einzeighnen zu koͤnnen. 


$. 320. 


Die verfchiebenen Wege, die man in neuerer Zeit verfucht 
bat, um die Steueranfchläge der Grundſtuͤcke zu erhalten, laſſen 
fih in folgende Hauptabtheilungen bringen: | 


A. Benugung eines einfachen Zhatumflandes, aus Dem man 
auf den fleuerbaren Ertrag fließt, und zwar I) des 
Kaufpreifes der Grundflüde, 2) des Pachtzinfes 
derfelben. 

B. Berechnung des muthmaßlichen mittleren Bodenertrages, 
1) des rohen, von dem man feine Benutzungskoſten 
oder doch nur einen kleinen Theil berfelben in Abzug 
bringt, 2) des reinen Ertrages. 


Diefe, in den folgenden 86. darzuftellenden Hauptmethoden 
find nicht immer abgefondert und ausfchließlich angewendet, fon: 
bern e& find oͤfters mehrere derfelben mit einander in Verbin: 
dung gefebt worden, was auch ald zwedimäßig anzufehen ifl. 








2 


. $. 321. 

A. I) Anlegung nach den wirklichen Kaufpreifen 
der Ländereien (a). Diefe Preife fleben im Allgemeinen 
in dem nämlichen Berhältniffe zu einander, wie der Reintrag 
(1,8.219), und drüden das Ürtheil der landbauenden Elaffe über 
den ungefähren Berfehröwerth der Srundftüde aus. Wollte man 
jedes einzelne Grundftäd für ſich behandeln und ſich lediglich an 
die wirklichen Preife halten, welche innerhalb eines gewiſſen Zeit» 
raumes dafür bezahlt worden find, fo würde man fogar bie 
Bermeflung erfparen ($. 317), weshalb diefe Reguliungsart 
zugleich den Vorzug der Einfachheit und Wohlfeilheit hat. Die 
Verkaͤufe von Liegenfchaften werben ſchon der Beglaubigung 
wegen bei den Gerichten aufgezeichnet (regiftrirt) und die 
Steuerbehörde kann fich Leicht die Auszüge aus diefen Eins 
tragungen während eines feflgefeßten Zeitraums verfchaffen (b). 
(a) Bol. Sartorius, Ueber die gleiche Beh. ©. 73. — v. Malchus 

I, $. * > v. Senshurg, Ideen über einige Probleme im Steuers 

wein ©. 9. \ 

(5) In Tirol wurde, nachdem man (Cdict v. 6. Aug. 1774) die eigene 
Einihägung der Cigenthümer ats unbrauchbar erkannt und darauf 
eine Schaͤtzung durch Sacverfländige angeordnet hatte, eine Nevis 
fion der Ratafterfäße verordnet (B. v. 16. Mai 1780), ber die Durch⸗ 
fchnittsfaufpreife der Grundftüde von 1760 bis 1780 zur Unterlage 
dienten. Die fämmtlichen abgelhäßten Anfchläge eines Bezirkes 
wurden nach der Bergleihung der Verkaufspreiſe mit den Schaͤtzunga 
fummen einer Anzahl von Grundftüden im Ganzen berichtigt. 
Krehl, Beiträge, S. 157. Kremer, II, 40. 2inden, I, 130. — 
Auch die baierifche, duch das Gdict v. 13. Mai 1808 angeorbnete 
proviforifche Grunbfteuer - Regulirung , die aber mit der Einführung 
des Definitivum wieder aufgehoben wird, ift auf die Kaufpreile ges 
baut. - Die Broviforium H in 1111 Meilen von Baiern ausges 
geſührt worden und hat nur 815,000 fl. gekoftet, |. Rudhard, Weber 
den Zuftand des 8. — I, 77. — Rivet in Rau's Archiv II, 
1—45. — D’Audiffret, (I, 31) ſchlaͤgt vor, die Grundſtuͤcke und 
das enregistrement den nämlichen Beamten zu übergeben und durch 
vollſtaͤndige a re aller Käufe, Bachte sc. das fleuerbare 
Bermögen eines Jeden Far zu machen. Jede andere Art, bie Grund: 
fleueranfchläge zu erhalten, erachtet er für weniger genau. 


$. 322, 
Indeß bat die Benutzung ber Kaufpreife zur Hauptgrund: 
lage des Katafterd auch erhebliche Gründe gegen ſich. 
Wenn gleich bei ganzen Maſſen von Grundftüden ange: 
nommen werden kann, daß die Geſammtheit der Kaufpreife fich 


“2 
beiläufig ebenfo verhalte, wie der ganze Reinertrag, fo trifft 
bieß doch bei einzelnen Stüden keineswegs zu, weil in jedem 
befonderen Verkaufsfalle eigenthuͤmliche Umſtaͤnde obwalten, 
welche den Preis gegen die allgemeine Regel erhoͤhen oder er⸗ 
niedrigen koͤnnen. Dieſe Umſtaͤnde find 

J) per ſoͤnliche; hohe Werthſchaͤtzung des Käufers, z. B. 
wegen der Rundung ſeiner anderen Befitzungen, — Rotd 
oder ſchlechte Wirthſchaft des Verkaͤufers, — Concurs, 
Uebernahme eines Grundſtuͤckes durch Verwandte nach einem 
niedrigen Anſchlage; 

2) in der Beſchaffenheit des Gegenſtandes gegruͤndet; 
namentlich werben die Beſtandtheile gebundener Bauernguͤter 
unter uͤbrigens gleichen Umſtaͤnden in der Regel wohlfeiler er⸗ 
kauft, als wenn ſie außerhalb bed Verbandes (walzend) 
wären (a): 

3) Örtliche; geringe Menge von verkäuflichen Ländereien 
im Vergleich mit der Volksmenge, 3. B. in Gebirgögegen: 
ben (b), oder wo viele Befigungen in fefter Hand find, wie bei 
Corporationen, Lehnträgern ıc., — große Anzahl von Feld: 
arbeitern, die Land zu pachten oder zu kaufen fuchen, — Ver⸗ 
fchiedenheit des Zindfußes in reichen und armen Gegenden, 
1, $. 232; 

4) zeitliche; häufige Auswanderungen, — Kriegsnoth 
oder andere große Unglüdsfälle, — Veränderungen des Zins: 
fußed ; auch der wechfelnde Preis des Geldes gegen die anderen 
Güter kann einwirken (0). Wählt man zur Benußung der 
Preife einen furzen Zeitraum, fo fallen in ihn zu wenige Kauf: 
fälle, befonders in folchen Gegenden, wo dad Grundeigenthum 
überhaupt wenig wechfelt (d). Nimmt man einen langen Beit: 
raum, fo umfaßt derfelbe oft eine folche Verfchiedenheit hoher 
und niedriger Frucht: und Landpreife, daß ed ungerecht wäre, 
diefe ruͤckſichtslos gelten zu laffen und bie zufällig bei höheren 
Dreifen verkauften Grundftüde höher zu befteuern. 


(a) Daher wurde in Baiern ein Zuſchlag zu dem Steuerfage der gebuns 
denen Güter angeorbnet, bei den größten Gütern bis an 40 pBt. 
Wieder aufgehoben 1814. S. Rivet, a.a.D., ©. 23. — In Tirol 
wurde der Durchſchnitt ans den Raufpreifen der Ruſtergrundſtuͤcke 


m 


. in jeber Gemeinde etwas ermäßigt, wenn darunter Heine Stüde 
waren. Bei Käufen unter 100 fl. zog man ?/, ab, bei 2000 —2500 
noch 2/2, von 3500 fl. an aber nichts mehr, f. Linden, I, 140. — 
Bergl. $. 307 (b). 

(5) Deßhalb ift in Baiern eine befondere Nusgleichung der Steuerfäße 
zwiſchen ebenen und Brbirgögegenben angeordnet worden, um leb- 
tere nicht zu überbürben, |. Rivet, a. a. O., ©. 28. 

(ec) In Frankreich Hat man die Raufpreife von 1790 an für unbrauchbar 
angefehen, was ſich wegen ber aus dem Revolutioneguftande bers 
Rammenden Berwirrungen leicht erklaͤren laͤßt. Deßhalb follen nad 
der franzoͤſ. Steuergefeßgebung die Preife nur benugt werden, um 
das Verhaͤltniß der Eulturarten, Ader, Wiefe, Weinberge ıc. unter 
einander richtig zu beflimmen, Recueil, Art. 426. 598. 

(d) 3.8. A manchen Gegenden des Schwarzwaldes. — Gartorius, 
a. a. O. 


$. 323. 


Aus diefen Gründen bürfte man bie Raufpreife der einzel: 
nen Srundftüde den Steuerfäßen nicht ohne manchfaltige Be: 
rihtigungen zu Grunde legen. Durch diefe geht aber einerfeits 
die Einfachheit des Steuerfoflems verloren, andererfeits iſt den: 
noch Fein ficherer Erfolg zu erwarten, weil die Abweichungen 
der Kaufpreife von dem Durchſchnittsverhaͤltniß zwifchen Rente 
und Preid auch in einerlei Drt und Zeitpunct in Feiner Hin: 
ficht gleichförmig find. In Baiern find nachſtehende Berichti- 
gungsmittel angewendet worden: 

)) Ausfchliegung aller derjenigen Kaufpreife, welche wegen 
eines der genannten individuellen Umftände ($. 322) nicht dem 
Extrage zu entfprechen fcheinen (erceptionsmäßige Käufe). 

2) Ergänzung ſowohl der ganz fehlenden, ald der unans 
wendbar fcheinenden Kaufpreife vermittelfteiner Schaͤtzung (a). 
Diefe ift hier fehwieriger, als in anderen Faͤllen, weil fie nicht 
für die Gegenwart, fondern für einen verfloffenen Zeitraum vor: 
genommen werben muß; fie iſt auch minder zuläffig, weil fie 
nicht geradezu den mutbmaßlichen mittleren Ertrag auöfpricht, 
fonbern eine Größe, die unter Dem Einfluffe verfchiedener ande: 
rer Umſtaͤnde fleht, und die man nicht fowohldurch Berechnung, 
als nach Gutduͤnken feſtſetzen fol. 

3) Das Auffuchen von Durchſchnittspreiſen der Ländereien 
mittlerer Güte in jeber Benubungsart (Mittelmerthe), um 
hiernach hie einzelnen Schäßungen zu verbeffern (b). Die Ber: 


44 


fahren ſetzt voraus, daß die Schäßungen innerhalb eines jeben 
Bezirked unter einander in einem richtigen Verhaͤltniſſe ſtehen, 
was jedoch nicht ficher-anzunehmen iſt; auch liegt in der als 
Anhaltöpunct aufgeftelten Mittelclaffe, die nicht überall mit 


Beftimmtheit zu erkennen ift, eine Urfache von Ungleichheiten. 
(a) Die Wetthangabe durdy den Wigenthümer felbft wurde in Baiern 
ale untauglich befeitigt, dagegen aber eine Schägung durch vereibete 
Toratoren und fobann eine Beftimmung des Breifes (Current⸗ 
werthes) durch das Gutachten des Beamten vorgeichrieben. Man 
erkannte, taß es unmöglich fei, dur die Taratoren den wahren 
Mittelpreis zu erhalten, und fuchte fpäterhin diefelben nur dazu 
ns daß fie alle Stüde in ihrem Bezirke gleichmäßig be⸗ 
andelten. 

Bair. Inſtruct. v. 29. Nov. 1809. Rivet, ©. 15. — Das Ber: 
fahren war folgendes: 1) Man ſuchte in 6—8 Diſtricten eines Ams 
tes die Kaufpreife vieler gleichartiger Neder und Wieſen von mitt: 
lerer Güte, fowohl der freieigenen, als ber mit der gewöhnlichen 
mittleren Belaftung verbundenen. Hieraus ergab ſich, wit 
fihtigung der Morgenzahl, ber Durchfchnittspreis eines Morgens. 
2) Die fämmtlidhen Steuerbezirke eines Amts wurden nach ter 
Bodengüte (Bonität) claſſifleirt, und für diejenigen, in welden jene 
Mittelwerthe nicht felbft gefunden waren, ſolche durch Schägung 
nach der Slaffification aufgeftellt. 3) Die Mittelmerrhe wurden nun 
mit den, bei den früheren Regulirungsarbeiten erhaltenen Anfügen 
des mittleren Kaufpreifes (Gurrentwerthes) von Grundflüden der 
entfprechenden mittleren Belchaffenheit verglichen und hieraus bie 
Megel abgeleitet, ob die bisherigen Säge in dem gangen Bezirke er: 
höht oder erniedrigt werden follten. 


$. 324. 

Da die zufälligen Umflände, welche ben Preis bald hoch, 
bald niedrig ſtellen, fich bei einer größeren Anzahl von Fällen 
einigermaßen auögleichen, fo ift eö beffer, ſich flatt der Preife 
einzelner Grundftüde vielmehr an ganze Glaffen derfelben zu 
halten. Hiebei ift aber die Eintheilung der Ländereien in jeder 
Gemeinde in gewiſſe Claffen nach ihrer Ertragsfaͤhigkeit eben fo 
wichtig, ald das Ergebniß ber Kaufpreife felbft, weit diefe für 
jede Claſſe befonders zufammengeftellt werden muͤſſen. Zahlen⸗ 
fäße für den reinen Ertrag braucht man bei den Claſſen nicht 
auszumitteln, weil die Durchfchnitte der zu jeder Glafle gehören; 
den Kaufpreife die Stelle berfelben einnehmen. Die Güte Diefer 
in Raffau (a) und Baden (b) befolgten Methode hängt 
hauptfächlic) davon ab, daß I) die Elaffeneintheilung forgfältig, 
mit vollſtaͤndiger Berudfichtigung aller Bedingungen ber Er - 


(b 


Nr 


x 


tragsfähigfeit vorgenommen werbe (c); 2) daß für bie Auf: 
fuhung ber Kaufpreife eine Periode gewählt werde, in der bie 
wenigften Störungen ber Production und ded Verkehrs Statt 
gefunden haben (d); 3) daß man alle diejenigen Preife, Die 
aus einem ber angegebenen Gründe ($. 322) muthmaßlich 
nicht in richtigem Berhältniß zu dem Ertrage ftehen, ganz hin: 
weglaſſe oder nur mit Berichtigungen gebrauche; 4) daß auch 
bie aus den fehlerfreieflen Kaufpreifen abgeleiteten Claſſenſaͤtze 
nod) einer Prüfung unterworfen und mit den für benachbarte 
Bezirke gefundenen zufammengehalten werden (e). — Unter 
diefen Bedingungen vermag das befchriebene Verfahren weit 
mehr Genauigkeit zu geben, als dad in $. 322. 323 erwähnte, 
auch geht diefe Methode bei folchen Gegenden, für welche man 
nicht genug Kaufpreife ausfindig machen kann, in die Reiner: 
tragsſchaͤtzung felbft über (f); gleichwohl bleiben immer Läftige 

Unvollkommenheiten übrig. 

(a) Naſſau: Steuergei. v. 10. u. 14. Febr. 1809, in der Sammlung 
der landesherrl. Edicte, Wiesb. 1817, I, 362. 

(6) Baden: Ge. v. 20. Juli 1810. Samml. d. Berorbn. und Inftruct. 

über bie directen St. im ®r. Baden. I. Abth. 1817. Der gute Er⸗ 

folg diefes Grundſteuerſyſtems läßt auf eine fehr einfichtsvolle Aus: 
führung fließen, gleichwohl find allmählig Mißverbältnifle fichtbar 
geworden, die nicht allein aus dem Mangel einer Bermeflung 
erflären Iaflen. — Bemerkungen gegen biefe Methode in Krehl, 

Beiträge, S. 177. 

Naſſau: Claſſen nad ben natürlichen Werthe, Geſ. F. 50. Baden: 

Clafification nach der natürlichen Fruchtbarkeit und nach der Entfers 

nung von den Wohnplägen. Die Elaflen follten nicht im Boraus ent⸗ 

worten werden, fonbern ſich bei der Betrachtung a er Flurtheile von 
felbft ergeben und dann auf 6 reducirt werben, Geſ. $. 80. 83. 85. In 
der Regel werben die Stüde eines Feldbezirks (Bewannes) in 
einerlei Claſſe gebracht, doch find Ausnahmen wegen einer natürlichen 

Berfchiebenheit geftattet, $. Si. Man dat in beiden Ländern unter: 

laflen, nähere Anleitung über dieſe Elafleneintheilung zu geben. 

(d) Raſſau: die letzten 10 Jahre. Baden: für jedes der beiden Jahr: 
zehnde 1780—89 und 180008 (open der Kriegsunruhen wurde 
1790—99 ausgefchloffen) wird der Burchfchnitt gejogen und aus 
beiden wieder das Mittel genommen, $. 91. Die Breit bes erfleren 
Jahrzende konnten ben landwirthſchaftli Verhaͤltniſſen einer 
Ievie „griteren Seit nit mehr gut entiprehen! vgl. Krehl, 

(e Raflau x Es werden auch Bachtzinie zu Huͤlfe en, die man 32 

nimmt. Wan legt — — Son einigen Pe 
ſtuͤcken aus jeder @lafle den Schäßern vor, welche nad) Erwägung aller 
zufälligen Berhältniffe Ihr Gutachten ausſprechen. Dieß wird den 


(e 


⸗ 


Steuerpflichtigen befannt gemacht, deren Einwenbungen man wies 
der den Schägern zur Beantwortung mittheilt. 6. 50—61. Baben: 
Die mittleren Kaufpreife der Claſſen werden den Taratoren vorges 
legt, deren Schägung, wenn file von jenen Durchſchnittspreiſen abe 
weicht, motivirt werden muß, $. 96. 97. In beiden Ländern findet 
eine Prüfung der Anfäge in befondern Reviflonsverfammlungen 


ſtatt. 

(M Bad. Geſ. $. 6: in ſolchen Fällen ſoll der 25fache Reinertrag genom⸗ 
men werden. Dieß if jedoch nur als letzte Abhülfe geftattet und es 
ift das dazu nöthige Berfahren nicht angegeben worden; mo möglich 
ſoll ınan fih an die Analogie anderer Gegenden halten, V. v. 8. Febr. 
und 4. Mai 1811. — Bel Baldungen wird der 15fache nachhaltige 
Holzertrag nach dem Breife auf dem Stamme genommen, ohne 
Einrechnung der Rebennußungen. $- 7. 118. 


$. 325. 

A. 2) Anlegung nach den Pachtzinfen (a). Diefe 
pflegen dem Reinertrage zwar genauer verhältnigmäßig zu fein, 
als die Kaufpreife, ftehen aber doch auch unter dem Einfluffe 
zufälliger Umftände des Mitwerbend. Inöbefondere ift bei gro: 
Ben Pachtglitern der Zins jedes Morgens gewoͤhnlich unter 
übrigens gleichen Umftänden nieder, bei Heinen Stüden aber, 
um die fich duͤrftige Landbewohner bewerben, viel hoͤher. Andere 
Schwierigkeiten find 1) dag häufig die Pachtverhältniffe ver- 
widelt find und mancherlei gegenfeitige Leiftungen vorkommen, 
die erft mühfam zu Geld angefebt werden müffen; 2) daß in 
vielen Gegenden nur eine geringe Zahl von Pachtfällen vor: 
kommt, von denen noch ein heil wegen zufälliger Urfachen von 
der mittleren Rente abweicht, ein anderer Theil unrichtig ans 
gegeben wird. Hiezu trägt bei, daß man bei ber. Erforfchung 
ber Pachtzinfe auf feinen fo langen Zeitraum zurüdgeben kann, 
als bei den Kaufpreifen. Es muß deshalb vielfältig an bie 
Stelle des wirklichen ein abgefchäßter Pachtzind treten, welcher 
nicht8 anderes ift, alö der, nur ohne genauere Berechnung aus⸗ 
gefprochene Reinertrag, $. 328. Aus diefen Gründen ift der 
Pachtzins nicht geeignet, die Hauptgrundlage eined Kataſters 
zu bilden, aber er gewährt bei ber Reinertragsſchaͤtzung ein fehr 
brauchbares Hülfsmittel (b). 

(a) Sartorius, a. a. O., S. 78. — v. Malchus, I, 199. — Im ves 
netianifchen Gebiete war eine ſolche Grundſteuer, die in 1/0 ber bei 


dem Steuerbeamten regiftrirten Bachtzinfe beftand. ſelbſt⸗ 
wirthſchaftende Gigenthämer zahlte nur 8 pBt. des abgeichäßten 
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Pachtzinſeo, A. Smith, HI, 218. — Aehnlich fonft in einem Theile 
der vereinigten Niederlande. Moͤgel. Annal. II, 166. 

(db) Die Franzöf 
behalte der noͤthigen Berichtigungen, auf die PBachtzinfe ziemlich 
hoben Werth. Recueil des lois etc. Art. 6. 7.; f. auch Gaudin, 
Men. II, 315. 


hen Steuergefeße legen im Allgemeinen, mit dem Bor: 


$. 326. 


B. 1) Anlegung nach dem rohen Ertrage, oder we- 
nigſtens nach einem ohne vollftändigen Koftenabzug gebildeten 
Ertragsſatze. Der Gedanke, eine Grundfteuer lediglich nach dem 
rohen Frtrage anzulegen, konnte leicht durch das Beiſpiel des 
Zehntin veranlaßt werben (a). Zur Empfehlung dieſes Ber: 
fahrens gereichte vorzüglich der Umfland, daß der rohe Ertrag 
weit leichter zu ermitteln if, al& die Culturkoſten (6); auch hat 
man fich noch auf den Grund geflüßt, baß der rohe Ertrag oder 
die aus bemfelben abgeleitete natürliche Ertragsfähigkeit (c) 
gerade das anzeige, was die Grundftener belegen folle, nämlich 
die unveränderlihe Mitwirkung des Bodens zur Production. 
Hieran tnüpft fich die Hoffnung, daß man, indem man fich zu: 
naͤchſt an den Naturalertrag halte und die wechfeinden Geld: 
preife befeitige, eine auf alle Zeiten hinaus brauchbare Kataſtri⸗ 
rung zu Stande bringe. 

ieher gehört auch der Vorſchlag eines als einzige Steuer zu erhe⸗ 

(0 an Sehnen an en Opauban, f. fen Projes ax 
dixme royale, Paris 1707. @6 follte von allen Einfünften, auch 

and Gewerken und Handel, ohne einen Abzug, gleichmäßig einerlei 

Duote, zwifchen !/,, und !/ss erhoben werben. Diefer Blan fand in 

Deutichland einige Vertheidiger (Gundling, Beierin, Karl), 

wurde aber durdy von ber Lith und v. Juſti bef pe, f. Ber: 

ins, Polizei: und Kam.⸗Mag. IX. 196—210. In Dalmatien be 
eht noch der Zehnte als Grundſteuer. Gr wird in Geld erhoben, 
nad) einer jährlichen Ertragsſchaͤzung. Neues Regulativ v. 12. Der. 

1837, Zinden, I, 197. — Die von K. Joſeph (20. April 1785) 

angeordnete Grundſteuerregulirung (das Joſephinum, flehe oben 

$. 317. (5)) beruht auf der Angabe des rohen Ertrages durch bie 

Eigenthuͤmer, mit nachfolgender amtlicher Prüfung. Indeß warb 

doB im Steuerfuße auf die Berfchiedenheit der Bewirthſchaftungs⸗ 

foßen einige Nüdficht genommen, indem man von je 100 fl. Roh⸗ 
ertrag bei Medern, Weinbergen, Teichen 10. fl. 37'/, kr., bei Wiefen 
und Gärten 17 fl. 55 kr., bei Weiden und Waldungen (nad Abzug 
des Hauerlohne) 21 fl. 15 fr. als Steuer anſetzte. Gm urchfchnitt 
follte die Steuer 12 fl. 131/, Er. betragen und die gutsherrlichen La⸗ 
ſten follten nicht mehr als 17 fl. A62/, fr. p&t. ausmachen, damit 
dem Grunbeigenthümer 70 p&t. bes Robertrages füher blieben. 


Kremer, N, 43 ff. Linden, I, 59 f. Diefe Kataſtrirung, als auf 
einem unrichtigen Grundfage ruhend, Fonnte Fein guted Ergebniß 
liefern. Bielleiht war es die Folge von der Anerkennung biefer 
Wahrheit, dag man fih mit zu niedrigen Angaben über ben Er⸗ 
trag begnügte. Auf 1 Joch Aderland in Nieberöfterreih wurde, 
ohne Abzug ber Saat, nur ein Ertrag von ungefähr 6 Metzen bes 
rechnet (S 1'/, Malter vom bad. — 3 Scheff. vom preuß. M.), und 
bei Wielen nur gegen 10 Gentn. Heu (= 7 Str. bad. — 5,? Etr. 
preuß. M.)! — Indeß hielt man doch neuerlich dafür, daß die Sofes 
phinifchen Anfchläge mit einer forgfältigen Berichtigung noch mins 
ber unrichtig feien, als die bisherigen älteren Anfäge, man legte alfo 
jene dem proviſoriſchen Katafler, bis zur Bollendung bes definitiven, 
zu Gruubde, in Nieberöfterreidh, De. ob d. Ens, Steiermark, Mähren, 

Schleflen, Kärnten und Galizien. Batent v. 1. Mai 1819. Linden, 

1, 79. 263. — In Baiern wurde, nachdem 1808 die definitive Grund⸗ 

ſteuerſetzung befchlofien worden war, 1809 die Kataflrirung nad 

dem nur durd einige Abzüge verringerten Robertrage angeordnet. 

Schaͤtzungs⸗Inſtruction v. 13. Mai 1811, befannt geworben durch 

den Abdrud in den Verhandl. der 2. Sammer, 1822, Beil. V, 442. — 

Nach einiger Unterbrehung wurde in dem Geſetz v. 15. Aug. 1828 

die Fortiegung ber Sutafeirung nah dem naͤmlichen Hauptgedanken 

ausgeiproden. Bonitirungs - Inftruction und Snflruction für bie 

Ziquidirung, Kataftrirung und Umfchreibung ber defin. Grundfteuer, 

beide v. 19. Ian. 1830. Neg.:Bl. Nr. 10. — Schriften über bieß 

Syftem: (Daäzl) Bon dem ınögl. rechtlichen und national: dfonom. 

Maapftabe zur Repartition der Grundſt., 1814. — Defl. Anleitung 

zur Berechnung des Meinertrages, 1823. ©. 31. — Beweis, daß bie 

ın 8 p&t. des Mohertrages ausgefprochene Grundft. gerecht und na- 
tionalöf. fei, Münden 1816. — Gebhard, Ueber Güterarrondi- 
ung, 1817. ©. 95 (gegen das Syſtem, worauf fich eine literariſche 

Fehde zwifchen dem Bf. und Gruͤneberger erhob). — Späth, 

ann. über die Brundfteuer nad dem reinen und rohen Ertrag der 

Stüde, Muͤnchen 1818. (Ebenfalls gegen das Syſtem.) — v. Grün: 

berger, Kurzgefaßte Geſchichte und Darftellung der Kataftercoms 

mifftonsarbeiten, Muͤnchen, 1820. — v. Malchus, I, 6. 43. 46. — 

Betterlein in Rau, Archiv, 1835. II, 45., vergl. ©. 67 ebb. 

Man hat fogar die Ausmittelung des Reinertrages für unmöglich 

erflärt, was wenigfiens in Bezug auf diejenige annäbernde Genauig⸗ 

feit, De überhaupt im Steuerweien erfirebt werben kann, nicht 
uzugeben if. 

(c) 86 wird nämlih in Baiern beim Ackerlande unter Borausfeßung 
der Dreifelderwirthichaft nur der Ertrag von zwei Getreides Eruten 
mit Ausfchluß ber im britten Jahre möglichen Rugung ber Brach⸗ 

flur, ſowie der Weide berechnet und die Musfaat abgezogen, — bei 
Wieſen bleibt die Weide, bei Waldungen bleiben bie — 2* ung 
außer Anſatz, Gef. 8. 5. — Für jede Bodenclaſſe werben ters 
gründe ausgewählt, deren Ertrag mit Ban Ir der eidlichen An⸗ 
gaben des Cigenthuͤmers oder RPachters ſorgfaͤltig abgefhägt wird, 


8. 23, 
$. 327. 
Der befchriebenen Beranfchlagungsart ftehen hauptſaͤchlich 
diefe Gründe entgegen: 


(8 


— 
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1) Der Rohertrag verfchiebener Srundftüde ſteht keineswegs 
in dem nämlichen Verhaͤltniß, wie ber reine, es kann folglich, 
indem bie Steuer fih an jenen anfchließt, eine gleichförmige Be⸗ 
fleuerung der Grundrente nicht erreicht werden. Dieß zeigt fich 

a) bei der Vergleihung verfchiebener Arten von nugbaren 
‚Ländereien, indem z. B. gleicher Rohertrag von Wiefen nicht 
fo viele Koften verurfacht, ald von Aders oder Rebland (a); 

b) bei verfchiedenen Claſſen der Güte. Der Reinertrag uns 
ergiebigerer oder entlegener Grundſtuͤcke bleibt hinter dem ber 
fruchtbaren oder günflig gelegenen weiter zurüd‘, ald der Unters 
ſchied im Robertrage anzeigt, ed werben baher, wenn diefer ents 
fcheider, die fchlechteren Ländereien unverhaͤltnißmaͤßig ſtark in 
Anſpruch genommen. Bei einem fehr unfruchtbaren Ader kön: 
nen die Koften leicht SO oder 85 pEt. des gefammten Erzeug⸗ 
niſſes hinwegnehmen, während fie bei den beften Feldern viel; 
leicht 60 oder noch weniger p@t. ausmachen. Eine Steuer von 
2/,. des Rohertrags belaftet alfo die Grundrente des beſten 
Aderlanided nur zu '/,, die des fchlechteften Dagegen zu '/, oder 
1/,. Wird von dem Rohertrage etwas abgezogen, um den Steu: 
eranfchlag zu bilden, fo bewirkt dieß eine deſto flärkere Berichtis 
gung jene Fehlers, je mehr die Abzüge den fämmtlichen Koften 
proportionirt find (b) 5 

c) bei verfchiedener Bewirthfchaftungsweife; denn ein mit 
größerem Gapitalaufwande durch Heberwindung von Schwie: 
rigkeiten erzielter Ertrag läßt weniger Ueberſchuß, ald ein leicht 
erlangter (c). 

2) Im Ertrage des Bodens wirken Naturkräfte, Arbeit und 
Capital zuſammen. Es läßt fich nicht berechnen, welcher Theil des 
Erfolges aufjebe dieſer Urfachen komme, und dieß ift auch nicht noͤ⸗ 
thig, weil die Rente in ihrer Geſammtheit den Gegenſtand der 
Srundſteuer bildet. Die natuͤrliche Ertragsfaͤhigkeit iſt, wenig⸗ 
ſtens beim Acker⸗, Garten⸗ und Wieslande, unerforſchlich und 
druͤckt ſich insbeſondere nicht in der Groͤße des Rohertrags aus. 

3) Die jedesmaligen Mittelpreiſe der Rohſtoffe dürfen nicht 
unbeachtet bleiben, weil von ihnen dad Geldeinfommen der 


Grundeigenthuͤmer abhängt und die Steuern in Geld entrichtet- 
Rau, yolit. Delon. Ite Ausg. III. 2. Abth. 4 


werben. Die Annahme gleicher Getreidepreife in einem ganzen 
Lande bewirkt für die Bewohner der Gegenden, in denen fort: 
dauernd niedrige Preife einheimifch find, eine empfindliche 
Ueberbürdung (d). ' 


(a) Bei guten Wiefen Tann der Reinertrag 80 pt. des rohen fein. — 
Bon den Waldungen foll nad dem bair. Beleg ($. 26.) nur der 
Holzertrag auf dem Stamme, alfo ſchon mit Abzug des Hauerlohns, 
angerechnet werden. Da nun die nicht mit berüdfichtigten Neben: 
nußungen mehr betragen können, ald die Beauffihtigungss und bie 
anderen allgemeinen Dewirthfchaftungstoften, fo it in biefen Fällen 
der kataſtrirte Ertrag fogar noch niedriger, ale der reine; Better: 
lein, a. aD. ©. 61. 

(6) Diefe Bedingung ift in ven Vorfchriften des bair. Geſetzes nicht er: 
füllt, da 3.8. die Brach⸗ und Stoppelfrüchte gerade auf gutem Bo: 
den und in günftigem Klima am meiften gebaut werben. Wo beide 
Nutzungen nicht flattfinden fönnen und biefer Abzug wegfällt, da tft 
der Steuerfab ein weit höherer Theil des ganzen ages. 

(c) Uebereinſtimmend Linden, l, 264. 

(d) In Oeſterreich wurden die Mittelpreiſe der Marktorte von 1772—81 
angenommen, mit Mörigen für entlegenere Ortſchaften. — Im 
Baiern wird dagegen allgemein der Scheif. Roggen zu Sfl., Raizen 
und Kern zu 12, Gerfte zu 6, Haber zu 4 fl. —8 — der Centner 
Heu zu 36 kr. Der Ertrag wird in Roggen ausgedrückt und ſteigt 
von einer Claſſe zur andern um !/, sh. 


$. 328. 

B. 2) ErforfhungdesKReinertraged(a). Diefed Ber 
fahren ift unmittelbar aufdas Ziel gerichtet, welche8 die anderen 
Methoden nur Durch Ummege zu erreichen vermögen, nämlich 
auf die Erforfhung derjenigen Größe, welche dad Maaß der 
Steuerfähigfeit bildet ($. 302), und zwar auf eine gründliche 
Weife. Daher ift diefe Kataftrirungsart in der neueren Zeit am 
häufigften gewählt worden, und ba fie, wie es für einen guten 
Erfolg nothwendig ifl, mit einer Vermeſſung in Verbindung 
geſetzt wurde, fo pflegt man beide ald weſentlich zuſammenhaͤn⸗ 
gende Gefchäfte anzufehen (b). Nach manchen früheren Unter: 
nehmungen diefer Art (c) gab die Öfterreichifche Regierung im 
Herzogthum Mailand das erfie Beifpiel einer folchen forgfältig 
eingerichteten Grundftenerregulirung (d). Im 19. Jahrhun⸗ 
dert wurden in Frankreich (e), Dänemark (f), Defterreich (g), 
Rheinpreußen (h), Würtemberg (i), im Großherzogthum Hefs 
fen (k), Hannover (l), Sachſen (m), Toscana ıc., ähnliche 
Arbeiten ind Werk gefeht. 








(@) 


(b) 
(e) 
(d 


— 





(e) 


(8) 


(h) 
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Groß und Klemm (Heft IT u. IV). — v. Ylotow, Verſuch einer 
Anleit. z. Abſchaͤzung d. Grundſt. nach Claſſen, befonders zum Be: 
hufe einer Srundfeuer sRectification. Lpz. 1820. — v. Malhus, 


I, $. 47 fi. 

Dieß iR nicht richtig, weil die Meflung auch bei anderen Kata⸗ 
frirungsarten nötbig ifl. 

Im Herzogthum Würtemberg fam 1713—41 ein Katafter zu Stande, 
Moier, a. a. O., ©. CKXI. — Bol. $. 316 (Rh). _ 

Beſchluß diefer Maaßregel im 3. 1718 unter K. Karl VI., Stiftung 
der Ober » Katafler: Eommilflon, Giunta del censimento generale. 
1719 Beginn der Vorarbeiten. 1721—23 Meffung. 1726 Beendung 
ber Schägungen. 1732 war die wieberbolte Prüfung berfelben ebens 
falls beendet, 1733 unterbrady der Krieg die Sache, 1749 ward fie 
wieder aufgenommen, 1760 traten bie Steuerfäße von 1732 in An: - 
wendung. Carli, Relazione del censimento dello stato di Milano, 
a. a. O. ($. 316 (d)). Deutfh: Mailands Steuerverf., überf. von 
Wikoſch, Wien 1818. — Tarantola, Braktifche Darftellung der 
mailändifchen Steuerregulirung, aus dem Ital. Jena 1821. 40. — 


ſ. die 8. 301 genannten Schrifter von — Gebhard, 


v. Kremer, I, 68. — Burger, Reiſe durch Oberitalien, 1832. 


DI, 227. — Morandini, Del censimento Milanese, Mil. 1832. 
II. 8. — 2inden, I, 412. — Das mailänd. Katafter it bei ber 
neuen öfterreih. Steuerregulirung (e) beibehalten worden. 
Bel. $. 320 (d). Oyon, Collection des loix, de6crets, instraetions 
et eirculaires relatifs au Cadastre de la France, Paris 1804 ff. 

Bde. — Recueil möthodigue des lois, decrets, röglemens, in- 
structions et d&cisions sur le cadastre de la France, 1811. 4°. mit 
1 Heft Fol. — Thum, Handbuch des Kataflers, Mainz 1818 (Auss 
zug aus dem vorigen). — Benzenberg, I, 74. — Auch im Königs 
reich Weſtfalen wurde eine foldhe Kataflrirung beabfihtiget, (Geſ. 
v. 21. ug: 1808), fie Fam aber nicht zur vollen Ausführung. 
B. v. 1. Dctob. 1802; aber das neue Kataſter iſt noch nicht ein⸗ 
eführt; f. Bergſöe, in Rau, Archiv. IV, 318. 

atent v. 23. Dec. 1817. Se ätungeinfrurtionen von 1826 u. 1828. 
v. Kremer, Il, 59. — NAusführlid Linden, I, 269—411. Weber 
die Arbeiten im öfterreich. Dberitalien f. Maggi, Sul nuovo cata- 
sto, 1845. — Rezzonico in Giora. del Inst. Lombardo. 1845. 
K.- Eabinetsordre, 26. Zul. 1820. — Allg. Inftruct. über das Ber: 
fahren bei Aufnahme des Kataflers von ertragsfähigem Grundeigen⸗ 
thum in den chein. weitfäl. Provinzen, 11. Febr. 1822 mit 1 Yolios 
heft Formulare. — Inflruction über das Berfahren bei der Er⸗ 
mittlung des Reinertrags von Grundeigentum, 3. Jun. 1822. — 
Mehrere Berorbnungen gefammelt in: Verordnungen und Ins 
fiructionen über die Berwalt. der directen Steuern für den Reg.s 
Ber. Düffeldorf. 1833. 4% (Amtliche Nusgabe). — A. Gef. v. 21. Ian. 
1839, Gef. Samml. Nr. 3. — v. Biebahn, in Rau, Ardiv, II, 
145. Das Katafler wurde 1834 foweit vollendet, daß die Steuer 1835 
nach ihm erhoben werden Eonnte, doc; blieben noch einige Geſchaͤfte 
für die folgenden Jahre übrig. Der Steuerfug beträgt, da bie 
Steuerfumme im Ganzen nicht erhöht werden follte, (ohne die Zus 
fhläge) 11,91% p&t. des Tatafleirten Meinertrags, ber von den Laͤn⸗ 
dereien in den Provinzen Weflfalen und Rheinland 22,660,000 xl. 
ausmacht, oder mit den Wohnhäufern 27,253,000 rl., woraus fi 


‚ die Steuerfumme v. 3,248,000 rl. ergiebt. In der oͤſtlichen Halfte 
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bes preuß. Staates beftehen bie alten, fehr verfihietenartigen Grunds 

fleuern, von denen in ber Provinz Preußen auf tie TI Meile 639 rl., 

auf den Kopf der Einw. 11 Sgr. (min.), in Sachſen auf die DM. 

3598 rl., auf den Kopf 35 Sgr. treffen. Hoffmann, Die Lehre 

' 1. ©. 129. 

(i) Das Bel. v. 25. Suli 1821 orbnete die Herftellung eines proviſori⸗ 
chen Steuerfatafters an, nach welchen die Grundſteuer auf die Amts⸗ 
Bezirfe und Gemeinden vertheilt wird, während die Umlegung auf 
die Binzelnen duch die Gemeinden nad örtlihen Normen gefdyieht. 
— Snftruetion für die Oberamtss Steuer: Commiflarien, 6. Sept. 
1821. Fortſ. Febr. 1822. Die Ausmittlung des rohen und’ reinen 
Ertrages geihah nur für ganze Fluren und Flurſtücke (Gewende, 
Gewanne). Diefe Arbeit wurde 1823 vollendet. Ueberſicht der ſta⸗ 
tiftifchen Brgebnifle in Memminger, Würt. Jahrbücher, 1823, 
N, 403. Zugleich wurde zur Begründung eines definitiven Kataſters 
eine Landesvermeflung veranftaltet (f. $. 319 (5)), bis zu deren 
Beendigung die Shägung der einzelnen Stüde verihoben worden ift. 

(k) Geſ. v. 13. Apr. 1824 über die Bollendung des Immobiliarkataſters. 
Sinftructionen v. 30. Jun. 1824 (Nufftellung des Kat) u. 31. San. 
1825 (Bonitirung). — Hoffmann, Beiträge, ©. 67 

() V. v. 9. Aug. 1822. — Ubbelohde, ©. 218. 

(m) Angeordnet im Landtagsäbfchieb v. 30. Oct. 1834. Ueber die Meffung 
f. $. 319 (8). — Geichäftsanweifung z. Abfchägung des Grundeigens 
thums, 30. März 1838. — Gef. v. 9. Sept. 1843. Berorbn. v. 
26. Ort. 1843. 


$. 329. 

Man bat neuerlich verfchiedene Einwendungen erhoben, 
welche entweder diefe Methode überhaupt ald verwerflich dar⸗ 
ſtellen oder wenigftend zeigen follten, daß fie im Verhaͤltniß 
zu ihrem Erfolge zu große Befchwerlichkeiten mit fich führe. 
Dahin gehören hauptfächlich folgende Puncte (a): 

1) Die großen Koften eines folchen. Katafterd, welche leicht 

‚ ben ein: oder zweijährigen Ertrag der ganzen Grundſteuer 

binwegnehmen können (b). 

Der Aufwand, der fich theild nach der Art des Verfahrens, 
theild nach der Zerſtuͤckkelung des Grundeigenthums richtet (c), 
ifi allerdingd groß, mag er nun aud ber Staatöcaffe, oder von 
den Grundfteuerpflichtigen, oder theilweife auf beiden Wegen 
getragen werden (d). Allein er vertheilt ſich nicht allein auf 
eine ziemlich lange Periode, fondern der größere Theil der Kos 
fin kommt auf Die Meſſung und die zugehörigen Verrichtun⸗ 
gen (e), und hierdurch wird, zumal wenn zugleich für die Auf⸗ 
zeichnung aller eintretenden Aenderungen geforgt ift, ein viels 
feitiger, dauernder Bortheil erreicht (5.317), der biefen Aufwand 
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wohl vergütet. Diefer Ruben iſt deſto größer, je unvolltommner 
bie Kenntniß von dem Slächeninhalte jedes Grundftüdes bisher 
war. Hätte man vermittelft früherer Meſſungen wenigftens 
einen foldhen Grab von Genauigkeit erlangt, wie er ungefähr 
bei den Schägungen zu erzielen ift, fo könnte eine neue Katafter: 
mefjung allenfalls noch verfchoben werden ($. 317), fo wie 
überhaupt bei niedrigen Steuern und einem geringen Betrag 
der Srundrente in einem Lande das Beduͤrfniß einer genauen 

Regulirung der Grundfteuer viel ſchwaͤcher ift. 


(a) ſ. = B. Sartorius, Ueber die gleiche Befteurung ıc. S. 61 ff. — 
v. &dlln, in Europ. Ann. 1819. 

(6) Ueber die Katafterfoflen. 1) In Srankreid fielen ſich 
(Gouin's Budgetsberichte pro 1837, der Deputirtenfammer vors 
gelegt im April 1836) die Koften fo: 

bi6 1822 fataflrirt 11,159,928 Heft. für 49,356,594 Fr. 
von 1822 — 1835 29,880,173 „ „ 69,542,704 
1835 in Arbeit 2,120,099 „ „  4,982,232 „ 
noch übrig . . 8,902,360 „ m 20,919,546 „ 


bemnad wäre der ganze Aufwand . . . . 144,801,000 $r. 


und es foftet 1 Heftar 1 geogr. DI Meile 
bie 1822 4,12 Fr. 11,439 fl. 
1822 —35 2,2 , 6,004 „ 
von 1836 an 2,9 „ 6,056 „ 


Dan fann alfo die Koften neuerlid auf 6000 fl. für die OD Meile 
annehmen, oder 16%/, fr. für den pr. — 23,% fr. für den bad. Mor 
gen. Nach früheren Erforſchunden in Frankreich berechnete Ben- 
jenberg (!, 405) die dortigen Koften auf 3898 rl. (6870 fl.) für 
die DO Meile. Seht werben die Koften bed Kataſters auf ungefähr 
200 Mill. Fr. geſchaͤtzt. — 2) In Baiern war der Kofenanthlan 
für die Beriode 1831—37 6312 fl. auf die I Meile. Der Umſtand, 
daß in Baiern nicht der reine Ertrag geludt wird, hat auf bie 
Koften feinen flarfen Einfluß, fo daß diefe füglich hier mit anderen 
verglihen werben können. Nach den Ergebniſſen von 1839 — 41 
find die befonderen Koften (nebft 60,000 fl. jährlichen allgemeinen) 
a) auf die I Meile fir die Triangulirung (ohne bie Koflen der 
fchon früher beendigten Hauptdreiede) 187 f. — Meſſung 3516|, 
— Bonitirung 135 fl., — @laffifieirung 1262 fl., — Blanarbeiten 
94 fl., zufammen 5194 fl.; b) auf jedes Blatt für Steindrud 74fl., 
— Berechnung 47fl., — Katafteroorarbeit 29 fl., zuf. 150 fl., ober 
auf die OD M. (zu 10 Blättern, welches das minim. ift) 1500 fl., 
mit a) zufammen mindeſtens 6694 fl.; ec) auf die Gemeinde (5-6 
auf eine DMeile) für Liquidation, Kataftrirung ıc. 1098 fl. Summe 
7792 fl. im günftigften Balle. Das Meflen koſtet auf das Tagwerf 
131/,. = 9,8 fr. aufd. pr. = 13,% fr. auf den bad.M. Der ganze 
Aufwand für das Katafter bis Ende 1841 war 12,855,000 fl., und 
es war etwas über die Hälfte der gungen Arbeit vollendet, fo daß 
noch * en 9 Mill. fl. noͤthig find. Aber im Iſarkreiſe muß ein Theil 
der Min noch einmal vorgenommen werden. Verhandl. d. K. d. 


Abg. 1840, Bell. XXU, K (von Trautner). 1843. Beil. LIL 
(B. Friederih.) — 3) Die Koften des Katafters in Wefalen 
und Niederrhein werden auf 4,712,688 rl. angeſchlagen, mit Eins 
fhluß der, nad ihrer Brauchbarkeit geichäßten älteren Arbeiten und 


‚ bee nod 1 beenbigenben Geſchaͤfte (Denkichrift v. 10. Octob. 


(ec) 


(4) 


(e) 


1835); auf jede I Meile fommen 5583 rl. oder 9770 fl., auf den 
Morgen 26,2 fr. In diefen drei Ländern iſt übrigens die Häufer 
feuer mit einbegriffen. 4) Im K. Sachfen 5798 fl. uf die OM; 
Runde, Die fühl. Landesabihäsung S. 20. 5) Im Gr. Heflen 
fam die Meffung mit Elaffeneintheilung für die DM. auf 7600, 
6) In Baden fchäßte man 1847 die Meſſungskoſten auf 2,200,000 fl. 
wabei aber die Waldungen, als ſchon vermeflen, nur fehr wenig Kos 
ſten verurfachen. Dieß beträgt 7900 fl. auf die GM. 
v. Groß (a. a. O., S. 80) Fr wenn man jährlih 60 Meil. 
fataftriren will, die Koften für jede auf 8000 fl. Benzenber 
(I, 404, vergl. II, 164, 410.) nimmt die Koſten nad dem franzoͤſ. 
Derfahren auf die I M. im Durdfchnitt zu 7000 fl. (4000 ri.) an, 
yaust aber, eine DM. Wald fönne für 1750 fl., Ader in großen 
ütern für 3500 fl., Ader in Fleinen, aber zufammenliegenden 
Befitzungen für 5250 fl., zerftüceltes Land von 10—16,000 Barcellen 
auf der OD M. (2—3 per Hektar) für 7000, von 33—49,000 Bars 
cellen (6—9 per 9.) jogar nur für 10,500—12,225 fl. Tataftrirt 
werden. — In Baiern iſt die Zahl der Barcellen auf der D M. 
zwifchen 985 (Berchtesgaden, Alpengegend) und ungefähr 45,000 
(Segenden in Unterfranten), im D. des ganzen Landes 12,259, in 
Oberbaiern 8041, in Unterfranken 29,330; ſ. a. Bericht von Trauts 
ner; in Sachfen 7366. 


In den weftlichen Provinzen des preuß. Staates werben bie Koſten 
durch einen Zufchlag zur Grundſteuer aufgebradht. Su Frankreich 
wurden fie bis 1822 ebenfalls: größtentheild auf die Brunds 
feuer des ganzen Landes umgelegt, doch ſchoß die Stäatscafle mehr⸗ 
mals Hinzu. Jetzt wird jährlich 1 Mill. Br. aus der letzteren bezahlt, 
das Uebrige haben bie einzelnen Departements durch facultatine 
Steuerzufchläge ($. 54) zu deden, die 1832 u. 1833 gegen 4,600,000 
Fr. beirugen, 1836 4,269,000 Fr. Für 1844 vermuthete man nur 
noch 918,000. Anfangs waren 3, feit 182% find 5 Gent. (pGt.) erlaubt. 
(Hiebei ſtehen die früher Eataftrirten Gegenden im Bortheil.), Bgl. 
v. Malchus, Politik d. inn. Staatsverwalt., II, 97. — Bei ber in 
Baden benbfihtigten Meflung follte der Grundeigenihümer 12 Tr. 
vom Morgen und 5 kr. von der Barcelle beitragen. Beil. d. 1. R. 
v. 22. März 1848. 


Bezahlungsweife in Frankreich, Recueil, Art. 932. ff. 
Bom Hektar Bon der Barcelle 
Der Geometer abält . . L Fr. — 25 Gent. Ä 
Der Indicateur böhftene . — 2 — 


Der Ingenieur verificatenr, 
neb 3—4000 Fr. Belol- Ä 
dung, höchftene . . „ — 30 Emt. ı— 


Der Steuer: Gontrolur . — 4 — 2 — 
u. 20 $r. v. jeder Gemeinde. 
Der Sturdireorr . . — — 12 — 


und fire Bergütungen 
1 &r. 34 Gent. | 48 Gent. 
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Außerdem erhält der, St.⸗Inſpector 100 Fr. vom Ganton u. 20 Fr. 
von jeder Gemeinde. Die Taratoren werden tagmweife bezahlt. Schon 
die nach der Zahl der Hektaren angefegten Ausgaben machen 3420 fl. 
von ber II M. — Anſchlag von Gebhard (a. a. O., ©. 125) für 
die I Mele bei dem Maabftabe von "/zz00 UNd "/sono, Trlangulirung 
500—650 fl., Detailmeffung 1600— 2100 fl., Reviflon 350-500 fl., 
Berechnung und Entwerfung der Grundbücher 450550 fl., Lithos 
graphirung 300—400 fl., alfo im Ganzen resp. 3300 —4200 fl. 


$. 330, . 


2) Die lange Dauer ber Arbeit, ald Urfache von Ungleichs 
förmigfeiten, indem z. B. bei fortwährender Zunahme 
der Srundrente die fpäter kataſtrirten Gegenden verhält: 
nißmäßig höher belegt werben. 


Allerdings ift eine fchnelle Beendigung nicht möglich, ſchon 
weil man biezu eine große Anzahl von Keldmeffern haben müßte, 
die dann feine Beichäftigung mehr fanden (a). Indeß war bie 
Verzögerung, welche in der Kataſtrirung mehrerer Länder flatts 
fand, nicht in dem Wefen des Gefchäfted gegründet, fondern 
rührte von den Unterbrechungen her, an denen Außere Ereig⸗ 
niffe oder Veränderungen im Plane bed Werkes oder einge 
tretene Bedenklichkeiten Schuld waren. Wo feine folhen Ums 
fände eintreten, ift die erforderliche Zeit nicht fo lang, daß fie 
einen Abhaltungdgrund abgeben könnte (b), zumal wenn man 
die Borficht braucht, in den zuerft fataflrirten Landestheilen ein⸗ 
zelne Gemeinden oder Bezirke aufzufparen, um ſie zulegt nachs 
zubolen und aus ihnen auf die Veränderungen in den anderen 
gleihartigen Gegenden einen Schluß zu machen. Die Bergleis 
hung ber Ergebniffe am Ende der ganzen Arbeit dient ebenfalld 
dazu, die aus der Verfchiedenheit der Schäßungdzeit entſtande⸗ 
nen Ungleichheiten zu befeitigen. 


(a) Zur Mefiung ift warme Jahreszeit und gute Witterung nöthig, die 
übrige Zeit wird zum Zeichnen und Berechnen benüßt. 

(5) In Frankreich wurde in 9 Jahren '/, des Landes vollendet, jährlich 
23340 M., die weftliche Hälfte des preuß. Staates (844 DM. 
wurde (freilih mit Benutzung früherer Arbeiten) in 13 Jahren aufs 
genommen, alfo jährlih an 65 OM. — Das Herzogthum Mailand, 
gegen 220 I Meilen groß, aus 2387 Gemeinden beftehend, wurde in 
etwas mehr als 3 Jahren gemeflen und gezeichnet. — In Sadjfen iſt 
in 5 Sommern 1838 —42 bie Vermeſſung, Mbichäpung und Her⸗ 
Rellung des Kataſters bewirkt werden. 





56 
$. 881. 

3) Die Unmöglichkeit, eine volle Genauigkeit zu erreichen, 
weßhalb man bezweifelt hat, ob die großen Koften wohl 
angewenbet feien (a). 

Hierauf läßt fich Folgendes ermwidern: a) Eine mathema⸗ 
tifche Genauigkeit ift bei der Ausmittlung einer Größe, die fogar 
jährlich .wechfelt und die der einfichtövolle Grundeigenthümer 
felbft nicht ficher anzugeben vermag, nicht zu erreichen. Kann 
man indeß 5.3. auch nur bis auf 10 pCt. der Wahrheit nahe 
kommen, fo hat dieß, bei dem gewöhnlichen Fuße der Grunds 
fteuer, höchflend eine Abweihung von 11, — 2 pCt. in ber 
Größe der Steuer zur Folge. b) Die anderen Arten der Ans 
legung leiften in dieſer Hinficht bedeutend weniger, befonders 
wenn die Kaufpreife und Pachtzinfe bei der Reinertragsſchaͤtzung 
mit zu Hülfe genommen werden. — Jedoch wird die Güte des 
Erfolges von der Richtigkeit ber Schaͤtzungsgrundfaͤtze und von 
der Gefchidlichkeit der Zaratoren bedingt. Daher bietet bie 
Wahl diefed Verfahrens allein noch nicht die Bürgfchaft des 
vollfommenen Selingens dar, vielmehr feßt dieſes bie Benußung 
derjenigen Fortfchritte voraus, welche die Landwirthſchaftslehre 
und die Abſchaͤtzungskunſt insbefondere in der neueften Zeit ge- 
macht haben (b). 

4) Die Veränderungen im Eigenthum, in der Benutzungs⸗ 
weife und dem Ertrage ber Ländereien, bie auch ein fehler: 
freies Katafter mit der Zeit unbrauchbar machen müffen. 

Was die Eigenthbumsverhältniffe betrifft, fo kann für die Folge 
jeder Wechfel in der Perfon des Eigenthümers, fowie jebe Thei⸗ 
lung unter mehrere Herren pünktlich aufgezeichnet und ſo der 
jedesmalige Beſitzſtand deutlich erkennbar gemacht werben, 
8.338. Daffelbe gilt von den Eufturveränberungen, z. B. der 
Rodung von Waldungen ꝛc. Aenderungen im Reinertrage, wenn 
fie nicht auf einzelne Stüde befchränkt bleiben, erfordern von 
Zeit zu Zeit eine Durchficht der Ertragdanfähe, welche aber nicht 
mit großen Schwierigkeiten verknüpft if. 


(a) 3. B. D’Audiffret, Syst. fin. de la France, I, 31: Toute dvalaa- 
tion sp6culative d’une richesse aussi variable que la propriets 
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immobiliöre, toute celassißieatien des bien-fonds reposant sur les 
probabilit6&s qui naissent du rapprochement d’un grand aombhro 
de faits, lorsqu’elles sont sousmises au jugement si divers de 
Fiptelligenee bumaine, sont exposees à des graves erreurs et 
aux contestalions des interets froisses. Das franzöf. Katafter iſt 
allerdings nicht ganz nah Wunfch ausgefallen. In den zuerft Fatas 
ſtrirten Bezirken verurfachte der Mangel an Uebung und Geſchick⸗ 
lichfeit ſolche Fehler, daß man hier bie Abſchaͤtzungen wird wiebers 
holen müflen. Dan getraut ſich daher noch nicht, die Grundfteuer 
nad ten Katafterergebniften auf bie Landestheile umzulegen, vol. 
6. 337 (c). — Das 1835 vollendete roͤmiſche Katafler zeigte ER 
fehlerhaft u. e8 wurde 1545 eine Commiſſion zur Berichtigung dee: 
felben ernannt. Die Erfahrungen in Sachſen find dagegen für das 
neue Katafter fehr günkig, indem man bei Käufen, Verpfändungen, 
Abloͤſungen u. dgl. fih der Kataftereinheiten zu bedienen pflegt, 
Runde a. a. O. S. 5. 
(5) Ueber die Mängel des mailaͤnder Kataſters, |. Burger, a. a. O. 


$. 332, 


Die Reinertragsfchägung für dieſen Zweck muß aufdauernde 
Umflände und übliche Bewirthfchaftungsart gegründet, fiemuß 
nach gleichförmigen Grundfägen im ganzen Lande eingerichtet 
werben, weil e8 vorzüglich darauf anfommt, daß bie Anfchläge 
ber ſaͤmmtlichen Srundflüde unter einander in das richtige Ber: 
haͤltniß treten. Hiedurch unterfcheidet fich diefe Schägung we: 
fentlich von derjenigen, welche man bei Domänenverpachtungen 
vornimmt, $. 122. Als Hauptregeln können folgende ange: 
nommen werden (a): 

H Der Reinertrag jeder Art von Grunbflüden wird, abge: 
ſehen von den Reallaften, vorzüglich von der Befchaffenheit und 
Lage ded Bodens und dem Klima ($. 127) (b), — ferner von 
der üblichen Bewirthfchaftungsart ($. 128, I); — fodann von 
den Abfasverhältniffen beftimmt, die ſich in den Preifen der Er: 
zeugniffe am nächften Marktorte und der Entfernung von dem: 
felben äußern (ec). Daher muß für die Abnahme der Preife 
mit jeder Meile weiterer Entfernung eine Regel aufgeftellt wer: 
den, doch mit Rüdficht auf die Befchaffenheit des Weges (d). 

2) Zür die Preiſe ſowohl der Bodenerzeugniſſe, ald der 
Arbeitskoſten und der anderen Ausgaben, müflen Durchfchnitte 
aus einerlei Zeitraum und zwar dem nämlichen im ganzen 
Lande gefucht werben (e). 

3) Zür Gewaͤchſe, deren Ernteertrag von Jahr zu Jahr vers 








3. 


fchieden iſt, wird ein Mittelfag aus längerer Erfahrung ange: 
nommen, alfo mit Rüdficht auf Unfälle und Verluſte. 

4) Der Roh: und Reinertrag von Aeckern muß wegen ber 
Abwechslung der Feldgewächfe nach dem Durchſchnitt einer 
ganzen Periode, alfo z. B. nach der üblichften Zruchtfolge für 
3 oder 6 Jahre berechnet werben (f). 

9) Bei Waldungen ift zunächfi der nachhaltige Ertrag auf: 
zufuchen, der nad) Bodenart und Klima, Holzart und Betriebs: 
weife zu erwarten iſt. Hier ergiebt ſich aber die Schwierigkeit, 
daß der gegenwärtige Ertrag eined Waldes nach der bißherigen 
Behandlungsart und dem gegebenen Holzbefland oft beträcht: 
lich unter demjenigen fteht, welcher bei guter Bewirthſchaftung 
zu erwarten iſt (dem normalen), daß jedoch eine geraume 
Seit verftreichen kann, bid die Wirkungen einer unvortheilhaften 
Behandlung gänzlich befeitigt find. Würde man fich lediglich 
an den jegigen Zuſtand halten, fo würden der Staatdcaffe bie 
Fruͤchte einer kuͤnftigen befjeren Bewirthfchaftung entgehen; 
wollte man aber den auf einem gemiflen Boden möglichen nor: 
malen Ertrag zu Grunde legen, fo würden die Eigenthümer in 
ber nächften Zeit offenbar überbürdet. Es if daher am ficherfien, 
in folchen Fällen für jegt nur den gegenwärtigen Ertrag in 
Anfchlag zu bringen, jedoch eine Prüfung und allenfallfige Er⸗ 
böhung der Ertragsſaͤtze nach Ablauf einer feſtgeſetzten Friſt 
vorzubehalten (9). Man hat alfo darauf zu achten, ob die vers 
ſchiedenen Altersclaſſen bis zur Umtriebözeit ſaͤmmtlich vorhans 
den, und wie vollſtaͤndig oder luͤckenhaft die einzelnen Beſtaͤnde 
ſind. Neue Waldungen ohne alles aͤltere Holz erhalten den 
geringſten Ertragsſatz. Der Naturalertrag wird nach den ver⸗ 
ſchiedenen Holzſorten und den oͤrtlichen Preiſen derſelben auf 
dem Stamm zu Geld angeſchlagen, die Koſten, mit Einſchluß 
des Aufwandes für Verwaltung und Befchüßung, werben abges 
zogen (h) und bie Nebennugungen beigefügt (i). 


(c) Ueber die Grundmängel des bisherigen Verfahrens |. Hoffmann 
in der Zeitfchrift für die gef. Staatéwiſſenſch, I, 350. Tübins 

' gen 1844. 
(6) Bei Aeckern, Wielen ıc. kommt auch die Entfernung der Ländereien 
voon den Wirthichaftsgebäuden in X Daher werten im ſaͤchſ. 
Katafter die Gntfernungen jedes Orunbflüdes vom Dorfe in Zahlen 
angemerkt, und bie Arbeitsoften bei einer Entfernung von 250 bie 


(e) 


° 
— 
a 
u 


(©) 


E) 


(A) 


@ 


500 Ruthen um 10, Bei einer größeren um 20 p&t. erhöht; Ge⸗ 
Ihäftsanweil. F. 34—36. Berechnungen hierüber bei Blod, Mit 
theilungen, TIL, 380. 
Frankreich: Marktpreife aus dem Durchſchnitt der Jahre 1783 — 
1790 und 1797—1803. In Belgien nahm man dafür neuerlich den 
Durchſchnitt von 1812—26.— Gr. Heflen: D. 1818—23. — In Des 
Rerreich wurden die Marktpreiſe von 1824, als die niebrigften, zu 
Grunde gelegt. In Sachſen theilte man 46 Bezirke des Landes ab 
und nahm für jeden einen gewifien Moggenpreis an, von 2 tl. 
12 ggi. — 3 rl. 2 ger. für den Scheffel. Ausführlich hierüber 
Runde a. a. O. ©. 54. 
Mheinpreuß. Inſtruct. F. 135. — v. Flotow rechnet für l Meile 
Entfernung vom Marktorte, wenn naͤmlich dort wirklich der Ver⸗ 
kauf geſchieht, 2 pCt. ab, ©. 37. 
Ehmals fuchte man die ausführliche Koſtenberechnung zu erfparen, 
indem man das Mehrfache der Ausfaat als Wirthfchaftsforn abzo 
($. 128 (d)) 3. B. in dem preuß. und brandenburg. Sufenfhoß, 
Nähere Borfchriften in der öfterreich. Schaͤtzungsinſtr. bei Linden, 
1, 353. — Die Gegenflände des Anbaus und ihre Aufeinanderfolge 
G. 2. Stoppelttähte) werden nad der Ortsgewohnhelt angenoms 
men, nur daß der Bau von Handelsgewächien als norübergehend 
befier underücfichtigt bleibt. 
Papius, Die Srundfleuer von der Holzwirthichaft, Frankf. 1842. 
&. 53. — Pernitzſch, Unterfuchungen über Zuwachs der Wälder, 
Sranff. 1842. ©. 107. — Da ber groͤßere Holzvorrath eines Hoch⸗ 
waldes hinweggenommen werden kann, fo wird in Frankreich der 
Niedermald als Negel angenommen, wobei ausdrüdlich die Abſicht 
erwähnt if, bie rufe von Alterem Holze zu begünftigen. eo. 
Art. 368. 370. — Deſterreich: man legt diejenige Abtriebaperiode 
zu Grunde, welche die befleren Forſtwirthe ber Gemeinde ober der 
Begend befolgen. — Sachſen: man richtet fih nach der in jedem 
Walde beſtehenden Betriebsart. Der Ertrag wird theild nach den 
5 Bopdenclaflen, theils nad den 5 Abftufungen des Wuchſes beur: 
tbeilt und es find hiezu für jede Glafle gewifle Brtrageläße fhon in 
der Geſchaͤftsanweiſuug aufgeftellt, 6. 71 ff. und Beil. C. — Nafl. 
B. v. 3. April 1848 zu dem Gef. v. 30. März über die Revifion ber 
Waldfteuer, 6. 8: fir Domänen-, Gemeinde⸗ und Stiftungswals 
dungen wird der Rohertrag nach dem beſtehenden Wirthſchaftsplan 
und den jüngften periobifhen Ertragstabellen, bei Randesherrl. u. 
(anderen) Deinatwalbungen nad einem, von der Abſchaͤtzungscom⸗ 
miffion angenommenen Wirthſchaftsplan geihäßt, — $. 10: in der 
Regel nah der a enden Holzart; Baus und Werkholz wird 
ale Scheitholz angelchlagen. ' 
Sachſen, $: 84. 85. Alles Holz wird ald Brennholz berechnet. Fuͤr 
Unfälle zieht man beim Nadelwald 16, beim Hochwald des Laub- 
holzes 12, beim Niederwald 8 pCt. ab, für Eulturfoften beim Bes 
inn der Umtriebsgeit 5 ri. — 3 rl. — 18 ger. auf den Ader, für 
uffichtefoften — 528*— 6 ggr. — Defertei : 1—5 p6t. Abzüge. 
— Heſſen: die Koſten dürfen nicht über 12 fr. vom Morgen 
agen. 
Doh nur folche, welche ohne Schmälerung des Holzertrages Statt 
finden können. Gewöhnlich laͤßt man fie deßhalb ganz außer Anſatz. 
— Raſſan, a. B. $. 10: Rebennugungen werden mit eingerechnet, 
ſoweit es nicht angeht, fie gegen Culturkoſten auszugleichen. 
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6) Für die Schäßung jeder Art von Grundſtuͤcken wird eine 
ausführliche Anmeifung (Inftruction) aufgeftellt, alfo außer den 
in Nr. 4 und 5 genannten auch für Wiefen, Weiden, Gärten 
verfchiedener Art, Heiden, Teiche, Torffliche, Steinbrüche, Lehm: 
gruben u. dgl. Der Ertrag des Nutzviehes, ald Frucht des Ga: 
pitaled und Gewerbfleißes, bleibt außer Anfa&, doch muß der 
Seldanfchlag der Wiefen und Weiden da, wo einträgliche Vieh⸗ 
zucht getrieben wird, von felbft höher ausfallen. 

7) Da die Gebundenheit der Landgüter in den meiften 
Ländern fhon aufgehoben, in den andern aber ihre Fortdauer 
zweifelhaft ift und immer freie (walzende) Grundflüde und 
einzelne Zertheilungen vortommen, fo müfjen alle einzelnen Be⸗ 
flandtheile eines Gutes abgefondert gefchäßt werben. Gleichwohl 
werben die Koften nicht fo berechnet, wie fie fich bei der getrenn⸗ 
ten Benutzung der einzelnen Grundflüde ſtellen würden (a), 
fondern unter Annahme eined Landguted von gewiffer mittlerer 
Größe in jeder Gegend. 

8) Zu den Koften gehören Ausfaat, — Ankauf von Dünge- 
mitteln, die man nicht felbft erzeugt, z. B. Gips, — Arbeit: 
lohn, bei welchem auch der Unterhalt ded Landwirthes einge: 
rechnet werden folte, — Futter, Wartung, Stallung und 
Abnügung ded Spannviehed (db), — Ausbeſſerung und Ab: 
nüßung der Seräthfchaften, — Baukoſten, — Zinfen des fliehen: 
den und umlaufenden Gapitaled (c), — ferner Zinfen der 
Gebäude, im Falle eine befondere Hausfteuer erhoben wird. 

9) Es iſt ſehr rathfam, zur Unterftügung diefer Abſchaͤtzungen 
die Ianpwirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe in jeder Gegend des Lan⸗ 
des forgfältig zu erforfchen. Dagegen follte man ſich hüten, in 
der Schäkungsinftruction Zahlenverhältniffe ald allgemein an: 
wendbar binzuftellen, die nur von einzelnen Dertlichkeiten ber: 
genommen find (d). 

(a) Alfo nicht unter der Annahme, daß man für Geld adern läßt und 


ben Dünger baar ankauft. 

(d) Sachſen: 1 Arbeitstag eines Mannes = 1!/,, einer Frau — 1 Metze 
Roggen, 1 Tag Bierbegefpann —= 51, —7, Dchfengelpann 33, — 
413/, Meben (1 fühl. M. = 0,97 bad. Maltr = 0,128 pr. Sch.) 
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(ce) Das umlaufende Bapital gehört im Falle der Berpachiung dem 
Pachter, und ber Verpachter Hat darum Feine Vergütung dafür zu 
erwarten. Die Zinfen des flehenden Gapitales fallen, wenn ein gans 
zes Landgut vernachtet wird, dem Gigenthümer neben der rund: 
vente zu, und brauchten in ſolchen Fällen nicht abgezögen zu werben, 
wenn nicht auch öfter einzelne Grundſtuͤcke in Pacht gegeben 
würden. v. Groß, ©. 32, if gegen biefen Abzug, weil die Zinfen 
fein Theil der Productionskoften jeien. DBeifpiel der Berechnung bei 
v. Flotow, MAnleit. zur Abihäg. der Srundflüde, ©. 43. ff. — 
Block, Mitiheilungen, II, 48-70 fi. 

(d) Hoffmann, in der Tübinger Beitichrift, a. a. D. 


§. 334. 

Eine große Vereinfachung gemährt die Eintheilung ber 
Ländereien jeder Art in Glaffen, fo daß viele in der Ertrags⸗ 
fähigkeit ungefähr einander gleich kommende Stüde in eine 
Glafje mit einem gewiffen Ertragdfage zufammengeftellt werben. 
Diebei bleiben allerdings Beine Verſchiedenheiten unbeachtet, 
und ed giebt Fälle, wo man ungewiß ift, wohin ein Grundftüd 
zu feßen fei, welches gerade zwiſchen zwei Claſſen in,die Mitte 
faͤllt. Dagegen ift die Abkürzung der Arbeit ein fehr großer 
Bortheil, und ed kann nun die Audmittlung Der Claſſenſaͤtze 
defto forgfältiger und grümndlicher gefchehen. Wenn man keine 
Claſſen zu Hülfe nahme, fo würde unvermeidlich bei der unge: 
heuren Menge von einzelnen Schägungsgegenfländen eine 
Webereilung einreißen, bei der weit größere Fehler begangen 
werben könnten. 


$. 385. 


Demnach zerfällt das Abſchaͤtzungsgeſchaͤft in nachſtehende 
Haupttheile: | 

1) Elaffeneintheilung(Elaffification), d. h. Aufſtel⸗ 
lung einer gewiſſen Zahl von Claſſen der Laͤndereien, mit An⸗ 
gabe deutlicher Unterſcheidungsmerkmale, 8. 127. Bisher geſchah 
dieß für jede einzelne Gemeinde beſonders, wobei man der leich⸗ 
ten Ueberſicht wegen uͤberall nur eine kleine Zahl von Claſſen 
geſtattete (a). Indeß kann eine Claſſeneintheilung, wenn ſie 
den Lehrſaͤtzen der Bodenkunde ſowie allen vorhandenen Ver⸗ 
ſchiedenheiten der Bodenarten entſpricht, als Richtſchnur fuͤr 
das ganze Land aufgeſtellt werden, noͤthigenfalls mit Zulaſſung 
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von Zwifchen: und Untexclaffen. Ein folches allgemeines Syſtem 
der Bodenclaffen gemährt den Vortheil, daß man bie Abfchäz- 
zungen leichter prüfen kann, während fonft eine gewifle Boden⸗ 
art bier die te, dort die Ate oder Ste Claffe bilden kann und 
nicht als eine und diefelbe erfannt wird. Es iſt zweckmaͤßig, für 
jede Claſſe gewiffe Saͤtze des Rohertrages anzugeben (d), jedoch 
nur als Stuͤtzpuncte, nicht als unbedingte Vorſchrift. 


2) Berechnung des rohen und reinen Ertrags jeder Claſſe 
in jeder Gemeinde. Hiebei fann man fich an beflimmte, den 
Character jeder Claſſe deutlich an fich tragende Muſterſtuͤcke 
(types, €talons) halten, bei denen die wirklichen Ergebniffe 
ber Bewirthfchaftung, ferner die Kaufpreife und Pachtzinfe, ſo⸗ 
weit fie ſich erfahren lafien, zu Hülfe genommen werden. In 
einer Provinz oder einem kleineren Staate, wo keine große Ber: 
fehiedenheit der landwirthſchaftlichen Berhältniffe vorkommt, 
kann man die Koftenberechnung für jede Bobenclafle fhon im 
Allgemeinen aufftellen, doch müffen dann noch immer in jeder 
Gemeinde nach den Preifen u. a. örtlichen Umftänden die nd» 
thigen näheren Beftimmungen und Berihtigungen hinzugefügt 
werden (c). 

3) Einreihung aller Stüde der Gemeindemarkung in die 
Claſſen, Einſchaͤtzung, Claſſirung (classement). Hie⸗ 
durch wird man zugleich in den Stand geſetzt, die für bie Ab: 
ſchaͤtzung brauchbaren Pachtzinfe und Kaufpreife jeder Elaffe 
zufammen zu fielen und mit dem Ergebniß der Claſſenberech⸗ 
“nung (2) zu vergleichen, $. 324. Die Einfhäsung kann noch 
vor der Glaffenberechnung gefchehen (d), und dieß hat ben 
Vortheil, daß man dann für die legtgenannte Arbeit mehr 
Anhaltspuncte erlangt. 


(a) In Mailand waren nur 4 Elafien erlaubt, in Frankreich find beim 
Wderlande 5, bei anderem nur 3 vorgefchrieben ‚ doch mit Ausnah⸗ 
men, Ree. 2.510. — Im Gr. Heflen Inſtr. v. 13. April 1824 5.6) 
und Abeinpreuben 0 nfir. $. 115) lat über 5 Glaflen — Oeſter⸗ 
reich: die Zahl der Wlaflen Gm nicht ohne hin anglichen Grund ver⸗ 
vielfältigt werben. — Bol, v. Flotow, ©. I 

(b) So in der fädl. Beihäftsanweifung, 12 Slufen des Bodens für 

Aderland, für jede 4 Höhenflufen, nad Bebürfnig mit Swilhen, 
und Unterclaffen ; bei Wiefen 11 Saupts and 9 Zwiſchenelaſſen; 


(cd) 


(e) 
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Baldungen 5 El., vgl. $. 128 (a) und (e). — Entwurf eines ähn- 
lichen Claſſenſyſtems für Altenburg bei Runde, Beil. ©. 80. 

Bin Beifpiel gibt die a. fühl. Geihäftsanweifung. — In Würtem- 
berg ſollen für das prosiforifche Katafter die Koften bei Aderland 
auf 2/ —/ bei Wieſen 1 —!ı, bei Weinland auf 2/,— 1, des 
Mohertrages gejeht werden, und wo fie fi bei der Ausmittlung 
hoͤher zeigen, da müflen fie auf jenes Maaß zumidgeführt werben, 
woraus Ungleichheiten entfliehen, zu deren Vermeidung die Grmär 
Bigung ber Koftenfiße von anderen Ländereien nöthig wird, Gef. v. 
15. Iul. 1821, $. 21. Inftr. $. 71-73. — In Oeſterreich Dürfen die 
Koften betragen: bei Aedem 20-60 p&t., ausnahmsweile bis 70, 
bei Weinbergen 30—80, bei Wieſen 10—30 p&t. Solche Vorſchrif⸗ 
ten, wenn fie unabweichlid find, erregen Berenten, weil die Koſten 
bisweilen wirklich ein ſolches Maaß überfleigen. Man trifft Grund⸗ 
ftüde an, die fo unergiebig ober entlegen find, daß ber Reinertrag 
verfchwindet, 3. B. Sumpf, Steingerölle, Ylugfand, vgl. I, $. 216. 
Sind tiefelben zugleid, auch zimtig preislos, fo darf fein oder nur 
ein ganz niedriger, unfühlbarer Steueranfhlag gemacht werben. 
Nach dem preuß. Grundſteuergeſ. $. 19 darf für Land, welches noch 
irgend eine Benugung gefattet, der Reinertrag nicht unter 11,, Ser. 
(5/4 &.) vom Morgen angefept werten. In Sachſen iſt in jeder 
Glaffe und Stufe der geringfte zuläffige Meinertragsfag der gemeine 
Weidewerth, welcher in der unterftien Claſſe und der höchften (fältes 
fen) Lage auf 1'/, Meben vom fädhl. Ader (0,9 Sch. auf d. pr. M. 
— 0,4 Malter auf d. bad. M.) perabfinft, — Nur wenn ein negar 
tiver Reinertrag zum Vorſchein kime, dürfte man eine unrichtige - 
Berechnung vermuthen. Vgi. Rec. Art. 515. — Die Borausfegung 
der Rheinpr. Inſtr. $. 137, daß in der Negel „bie Eulturkoften ber 
geringeren Aderclafle zu ihrem rohen Ertrage in eben dem Berhält- 
niffe fehen, wie die Koflen der Iten Glaffe zum rohen Ertrage der: 
felben “, läßt fih nicht wohl mit der Erfahrung vereinigen, außer 
etwa, wenn das ſchlechtere Ackerland einen größeren Theil der Zeit 
hindurch bloß als Weide benugt wird; f. auh Burger, Reife, II, 
242. — In Dänemark fuchte man das vollfommenfte Land auf, gab 
ihm die ah 24 und beflimmte nach der Abweichung von 
ihm die Anfchläge der anderen Ländereien. Bon den fchlechteflen 
Heiden und Sümpfen kamen erft etwa 400 Raumtheile einem Theil 
Normalboden gleih. Bergfde, a. a. O. 

Mheinpreußen, allg. Inftr. $. 127. — Die Inftruction über die Er⸗ 
mittlung bes Reinertrages, $. 4, unterfcheidet 1) Maffenclafflrung, 
d. h. die Eintheilung ber ganzen Bewmeindeflur in größere, ben ver: 
fhiedenen Claſſen entiprechende Abtheilungen, 2) die belondere 
Glaffirung, wobei nämlich einzelne Grundflüde ausnahmsweiſe aus 
der Abtheilung, in die fie bei der Maflenclaffirung gefegt worden 
find, In eine andere Claſſe verfeht werben. 


. 336. 
Eine gute Schäbung läßt fich nur durch das Zufammen- 


wirken mehrerer Glafien von Perfonen bewerfftelligen.. Man 
braucht nämlich 1) ortskundige Männer, welche den Schäßern 
jedes Srundflüd zeigen und auf alle örtlichen Umftände auf: 
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merffam machen Binnen, Zeldanzeiger (indicateurs); 
— 2) Zaratoren, Schäker (experts), aus der Mitte 
ber ausübenden Landwirthe genommen, die eine ‚gründliche 
Kenntniß der &andwirthfchaft befigen und auch den Betrieb ber 
Gegend, in welcher fie zu fhägen haben, genau kennen. Sie 
müffen zugleich in Hinficht auf Reblichkeit volles Wertrauen ges 
nießen. 3) Eeitende Beamte, die mit dem Steuergeſetze 
fowie mit den Grundfäßen der politifchen Delonomie und ber 
Landwirthfchaft vertraut find und fih immer in denjenigen Lan⸗ 
beötheilen aufhalten, deren Abfchägung im Gange iſt. Ihr Ein⸗ 
fluß dient auch dazu, für die Gleichförmigkeit im Schaͤtzungs⸗ 
verfahren zu forgen, ohne bie auch bei aller Gefchidlichkeit und 
Gewiſſenhaftigkeit der Taxatoren die einzelnen Bezirke nicht in 
ein richtiges Werhältniß zu einander kaͤmen. Diefe Beamten 
müffen durch mündliche Belehrung und Verabredung fo vorbes 
reitet werben, daß fie ganz in einerlei Sinn verfahren (a). 


(a) Die Einrichtungen in den einzelnen Staaten weichen unter anderen 
‚darin von einander ab, daß man bald den unter 2) genannten 
Schägern, bald den Schägungs- Eommiflaren (3) mehr übertragen 

"Hat. Bei der Wahl ber beften Anordnung iſt darauf zu achten, wie 
die Bildung unter den Landleuten fich verhält und über welde Ans 
zahl von Commiflaren man verfügen fann. Franfreih: Die Steuers 
eontroleure de Dep. werben vom Bräfecten in bie zu Eataftrirenden 
Gemeinden gefendet, um allen Verhandlungen der Schäger beizus 
wohnen und dieſe lets auf den rechten Weg zu lenken, das Protokoll 
zu führen und Bericht zu erflatten. Der Steuerinfpector nimmt 
yon den Schäkungsarbeiten während ihres Kortganges Cinficht und 
berichtet an den Steuerdirector, Rec. 607 ff. 641. — Rheinpreußen: 
In jedem Neg. «Bezirke wird eine Elaffificationscommifften aus 3 
gebildeten Zandwirthen, oder es werben auch mehrere ſolche Com⸗ 
mifflonen errichtet, und zur Beforgung aller Kataftergefchäfte eines 
Verbandes (Bezirkes) beauftragt. Gin Steuerbeamter führt das 
Brotofoll, mehrere Conttoleure find beigegeben. Die Commiſſion 
theilt den Verband in Diſtricte und ſtellt für jeden die Claſſen auf. 

in Mitglied beforgt in jeder Gemeinte bie Auswahl der Muſter⸗ 
ftüde und die Maflenclaffirung, dann wird die Binfhäbung (Bars 
cellen = Glaffirung) von den beiden anderen Commiffionsmitgliedern 
mit Hülfe von Gnfgägungs, Gontroleuren vorgenommen (nad) der 
früheren Borfchrift in der allgemeinen Inflr. von 3 Taratoren). 
Die Grtragsberehnung gefchiehbt fpäter von der obengenannten 
Commiſſion für alle Gemeinden. — Sachſen: In jedem Bezirke ein 
Obereommiffar, der mehrere Gehülfen (Sperialeommiflere) unter 
DD Sener febt die Claſſen fett und wählt die bezeichnenden 
flerſtuͤkke; die ſe übernehmen bie Cinſchaͤtzung mit dem Beiftande 
eines Ausichuffes von Ortseinwohnen, wozu auch Ausſchußmitglie⸗ 


der einer {chen supeihägten Nachbargemeinde kommen. — Oeſter⸗ 
reich; In jeder Gemeinde ein Ausſchuß, der unter dem Bezirks⸗ 
GJuſtiz⸗ und Bolizei:) Beamten arbeitet. Auf je 12-15 M. ein 
Schägungscommiflar, der die Hauptgeichäfte übernimmt; in jedem 
Kreife zur a — ein Schägungsinfpector. Linden, I, 317. 
Aehnlich in den noch nicht Fataftrirten Theilen der Tombarbifchen und 
in den venezianifchen Provinzen. In jeder Gemeinde iſt eine de- 
legazione von drei Mitgliedern zur Schäßung beftellt. Linden, 
‚421 " 


g. 397. 


Zur Bollendung des Katafterd gehört, daß bie ausgemittel: 
ten Zahlen einer forgfältigen Prüfung unterworfen werden. 
Jeder Grundeigenthünier muß von denfelben, fo weit er bethei- 
ligt ift, in Kenntniß gefegt werden (a), um innerhalb einer 
gewiffen Frift allenfalls Beſchwerden vorbringen zu koͤnnen, zu 
welchen vorzüglich die Einſchaͤtzung Anlaß geben kann. Zur 
Unterfuhung folcher Befhwerden (Steuerreclamationen) 
iſt es dienlich, befondere Prüfungsausfchüfle zu errichten, in 
denen fowohl unterrichtete Staatöbeamte, ald achtbare, land: 
wirtbfchaftöfundige Bürger, aus den Grundbefigern gewählt, 
Sit und Stimme haben (b). Das hiebei zu beobachtende Ber: 
fahren, je nach den überhaupt zuläffigen Gegenftänden einer 
Beſchwerde, muß durch eine Verordnung genau geregelt wers 
ben. Da inzwifchen hiebei zunächft nur die Verhaͤltnißmaͤßigkeit 
der Einſchaͤtzungen und Berechnungen innerhalb eines gewiffen 
kleineren Bezirkes zur Sprache fommen kann, fo ift noch eine 
umfafjendere Prüfung nöthig. Es muͤſſen nämlich die Ertrags⸗ 
ſaͤtze mehrerer Fleineren oder größeren Bezirke mit einander und 
mit dem, was fonft über das Verhältniß diefer Gegenden zu 
einander thatfächlich bekannt ift, verglichen werben, um, fallö 
fich noch eine Ungleichförmigkeit der Berechnungsmeife entdeden 
läßt, durch deren Berichtigung ein volllommenes Ebenmaaß 
berzuftellen (c). Nach diefen Berbefferungen ift das Katafter 
ald ungefähre Darftelung des gefammten Bodenertrages in 
einem Lande zu betrachten und kann der Bertheilung der Grund: 
fleuer auf Provinzen, Bezirke ıc. zur Unterlage dienen. Doch 
bewirken ſchon die Veränderungen, die fih in den Preifen der 


Erzeugniffe ıc. ereignen, bald, daß die Katafterfäge nicht mehr 
Rau, polit. Deton. Ite Ausg. III. 2. Abth. 5 


genau die wirkliche Grundrente ausbrüden, fondern nur ale 
Verhältnißzahlen anzufehen find (d). 


(e) 


0) 


(e) 


(4) 


Franfreih: Jedem Grundeigner wird fchriftlicd angezeigt, wie jeder 
Theil feines Befipes eingeichägt, und wie ber Grtrag jeder Claſſe 
angenommen worden if. Zugleich werben alle dieſe Liften auf dem 
Nathhaufe zur Binficht aufgelegt, Rec. 684 ff. Nehnlich Rheinpr. 
allgem. Inſtr. $. 158. 159. 


Mailand: 6 Schaͤtzungscommiſſare und 6 der geichidteften Feld⸗ 
mefler bildeten eine einzige Gommiffion zur Unterfuhung aller Be: 
fhwerden. — Frankreich: Der Steuercontroleur und det Schäßer 
unterfuchen in jeder Gemeinde den Grund der Beichwerde, nehmen 
ein ausführliches Protokoll auf, und der Bräfert entſcheidet n 
Bernehmung des Präfecturrathes; Rec. 743—45. — In Deflerrei 
werden die Beichwerden von einem anderen Schaͤtzungscommiſſar mit 
Zuziehung ‚des Beamten und Gemeinde» Ausichufles unterſucht. Die 
Entfdeidung erfolgt von der Provincialbehörde. — Rheinprenßen : 
Prüfnngscommifflonen,, in die aus jeder Gemeinde ein Deputirter 
ernannt wird, unter Vorfitz des Landraths und Theilnahme des 
Steuerbeamten ıc. Die Bezirksregierung enticheidet über die Bor 
fehläge diefer Commiffion. Allg. Inflr. $. 170 — 180. — Baben: 
Kevifionsverfammlungen in beionders hiezu abgetheiften Diſtricten 
von 25—40,000 Einwohnern, jedoch nur aus Staatsbeamten. Bdict 
von 1810, $. 26. — Baiern: Eompromißgerichte aus 1 Obertarator 
und 2 Taratoren. Gef. v. 1828, $. 101. 


Frankreich: Cantonsverfammlungen, aus jeder Gemeinde ein vom 
Bemeinderath gewählter GrundeigentHümer, um bie Schaͤtzungen 
der einzelnen Gemeindefluren in richtiges Verhaͤltniß zu bringen, 
Rec. 766 fi. Die Vertheilung der Grundſteuer unter die einzelnen 
Dep. geſchieht Übrigens noch immer nah älteren Berhältnißzahlen 
und man benugt bie Katafterergebniffe nur, um diejenigen Dep., 
welche tGiberbürbet fcheinen, zu erleichtern. Diefe Methode der de- 
grövements ohne Grhöhung der Steueranichläge anderer Randes- 
theile iſt jeit 1819 in Gebrauch, ſ. Rapport aa roi, 1828, ©. 32. 
Der Dep. Rath (conseil general du dep.) vertheilt jührlih das im 
Finanzgeſez angegebene Gontingent jedes Dep. unter die 
(arrondissements),, der Bezirksrath beflimmt den Antheil jeder ein- 
zelnen Gemeinde, und nur in diejer wird die Umlegung nad dem 
Katafer vorgenommen, vgL 6. 331 (a). — Mheinpreußen: Gabis 
binetsordre 17. April 1828. Verord. des Fin. Min. v. 22. April 1828. 
Sn jedem Neg.: Bez. prüft eine Commiffion, aus Deputirten ber 
Kreisfände, der Brovincialftände, aus den Landräthen und dem reſpi⸗ 
cirenden Regierungsrathe beftehend, die Neinertragsfäge aller Dis 
firicte, nach dem Vortrage des Generalinſpectors des Kataflere. Um 
die ſaͤmmtlichen Regierungsbezirke in richtigem Berbältniß anzulegen, 
wurde eine Bommilfion aus fändifchen Abgeorbneten und den Res 
gierungspräftdenten gebildet. 


nr $. 299. — Das preußifche Grundſteuergeſ. $ 16. erflärt aus⸗ 
druͤcklich, daß die Katafterfäge nicht als die wirklichen wirthfchafts 
lien einerträge geltend gemacht -werben können. 





— 


§. 338, 

Was die Form des Grundſteuerkataſters betrifft, ſo muß 
baffelbe in tabellariſcher Anordnung alle Thatſachen, welche auf 
die Befleuerung jedes Grundſtuͤcks Bezug haben, überfichtlich 
barftellen. Jede Gemeinde erhält ihr eigenes Katafter. Um aus 
demfelben leicht die Hebeliften verfertigen zu können, hat man 
ed durchgehends vorgezogen, die einem jeden Eigenthuͤmer ge: 
hörenden Gegenflände zufammen zu fiellen, wobei allerdings 
auch ein der Eharte entfprechended, nach der Lage der Grund: 
ftüde in der Flur geordnetes Verzeichniß derfelben nicht zu ent⸗ 
behren ift (a). Dad eigentlihe Kataftler (Mutterrolle, 
matrice du röle cadastral) enthält bei jedem @igenthümer 
Ramen und Wohnort, fodann bei jedem Grundftüd die Flur⸗ 
abtheilung (Section) und Nummer in der Eharte, — die 
Groͤße, — die Art der Benutzung, — die Bodenclaffe, — den 
daraus ſich ergebenden Anſatz ded Preifes oder Reinertrages 
oder Simplums, — die Reallaften (falls dieſe ebenfalls Fataftrirt 
werden), — und ben nad Abzug derfelben übrig bleibenden 
Steueranfchlag (d). Alle Veränderungen im Beſitzſtande durch 
Verkauf, Vererbung, Theilung ꝛc., fowie in der Benutzungsart 
oder im Steueranfchlage, 3. B. bei natürlichen Verſchlechte 
rungen, beim Weberbauen eines Grundflüdes, welches nun in 
die Hauöfteuer Übergehtic., werden entweder in befonderen Um⸗ 
ſchreibebuͤchern (c), oder im Katafter ſelbſt, welches zu dies 
fen Nachträgen leeren Raum enthalten muß, aufgezeichnet (d). 
Die Kortführung der Grundfteuerbücher wird am beften bes 
fonderen Beamten übertragen, die mit der Steuererhebung 
nicht® zu thum haben (e). 
den cin Bud abe 


* enthuͤmer, nur mit geringerer Ausfuͤhrlichkeit, für entbehrlich zu 
alten. 


(6) Formulare bei v. Malchus, Organismus ber Behörden, II, ©. 
XVNII. ff. Deffen Bolitit d. Inn. Verw., II, ©. LI. ff. — Taran⸗ 
tola, Prait. Darftellung der Mail. Steuerregulirtung. Beil. VI. 
Das Mailänder Kataſter enthält die Benubungsart nit, die man 
in der Grflärung der Flurcharte unter der Nummer jedes Grund» 
ſtuͤkes nachiehen muß. 
B* 


(ec) rd Alle Cigenthumsveraͤnderungen werben in einem Tages 
buch nad der Seitfolge aufgezeichnet. I der Mutterrolle wird der 
ganze Artifel des Bigenthümers, bei dem fih ein Zus oder Abgang 
ereignet hat, geftrichen und fobann in dem Umichreibebuche, (livre 
de mutations), welches als eine Kortfegung der Mutterrolle anzus 
fehen iſt, neu eingefchrieben, Rec. 862. 876. Diefe Einrichtung if 
fehr beichwerlidh, ſ. Benzenberg, I, 493. — Baiern: Das Ums 
fchreibefatafter nimmt nur die Zus und Abgänge und die nach den⸗ 
felben abgeänderte jedesmalige Steuerfchuldigfeit des Befikers auf, 
Inſtr. für die Liquidirung der Grundſteuer, 19. Jan. 1830. $. 83. 
Neuerlich hat man in Unterfranfen eine andere Yorm der Kataſter 
eingeführt, wobei bie Betheiligten fogleich ihre Anerkennung eine 
— und für Beſitzveraͤnderungen einiger Raum frei bleibt. 

eicht diefer nicht aus, fo muß dennoch ein Umfchreibebuch beiges 
jogen werben. — Mailänder Abs und Zufchreibebuh, Tarantola, 
eil. VII. 

(d) Vorſchlag v. Benzenberg, II, 184, im Katafter bei jedem Grund⸗ 
Rüde Raum für 14 halbe Zeilen zu laflen. — Sehr zwedimäßig ift 
die Einrichtung des badiſchen Katafters, welches aus einzelnen Bogen 
(Steuerzetteln) befteht und in welchem alle Veränderungen nachge⸗ 
tragen werden, ohne daß man eines Umfchreibebuchs bebürfte. Aur 
iR ein folcyes Katafter nicht mit gleicher Bequemlichkeit zu gebrauchen, 
wie ein eingebundenes. 

(e) In Baden find hiezu die Steuerperäquatoren beftimmt, die von 
Kreis s Steuerreviforen überwacht werden und jährlid das Ab⸗ und 
Zufchreiben bei fämmtlihen Schagungen, fowie die Entwerfung der 
Steuerliften beforgen; |. Sammlung der auf Grhaltung des Katar 
fters ber, birecten Steuern in B. bezüglichen Verordn. und Inſtrut⸗ 
tionen, . 


- 2. Abfap. — 
Gefällfteuer. 


$. 339. 


= Nachdem einzelne dingliche Rechte auf Nukungen aus Laͤn⸗ 
‚dereien fi) von dem Eigenthumdrechte gefondert und eine Be⸗ 
ſchraͤnkung deffelben gebildet haben, zerfällt die ganze Grund: 
rente in den Anthetl des Eigenthuͤmers oder erblichen Nugnießers 
(Srundrente im engeren Sinn), und den der anderen Be: 
rechtigten. Diefer Antheil bildet im Falle der dem Eigenthümer 
obliegenden Entrichtung die Örundgefälle. Die Steuerpflicht 
"der Gefällheren im Allgemeinen kann keinem Zweifel unter: 
liegen, weil diefelben im Genuſſe eines reinen Einkommens find. 


Eine befondere Gefaͤllſteuer kann jedoch nur dann ftattfinden, 
wenn bie Gefälle bei der Ausmittlung der Grundrente beräd: 
fihtigt worden find und die Berechtigten nicht fehon mittelbar . 
(indirect) durch die Abzüge der gefälpflichtigen Grundeigen: 
thümer getroffen werden, 8.309. DieAnlegung einer Gefällt: 
(Dominical:) Steuer ift in Anfehung der zu befolgenden 
Grundfäge nicht fchwierig, wohl aber wegen der Unterfuchung 
verwidelter thatfächlicher Werhältniffe fehr mühfam und um: 
ſtaͤndlich, wofern nicht alle diefe bäuerlichen Leiftungen fchon 
erforfcht und ineine einfache Einrichtung umgewandelt find (a). 
Die Gegenftände. diefer Steuer find 1) jährliche Entrichtungen 
aus dem Ertrage der Ländereien, Zehnten, — Grundzinfe in 
Geld oder Naturalien, unter verfchiedenen Namen, Kanon, 
Bülten, — Holzberedhtigungen; 2) Zahlungen bei Beſitzver⸗ 
änderungen der Ländereien, Handlohn ıc.; 3) Frohndienfte, Die 
jedoch meiftens ſchon umgewandelt oder abgeldfet find. — Rechte 
aufgewifle Benußgungdarten fremder Ländereien, wie die Weides, 
Jagd⸗, FiichereisBerechtigungen, fallen nicht in den Begriff 
von Gefällen, kommen aber in Bezug auf die Steuerpflicht 
mitjenen überein und innen auf gleiche Weiſe befteuert werben. 


(e) Bad. Grundſteuer⸗O. 6. 68. — Baier. Srundkeuergei. v. 15. Aug. 
1828, $. 47. Inſtruction v. 19. San. 1830. $.2 53. — Wür⸗ 
temb. Inſtruct. für die Ob. Amts: Steuer: ommifarien, 6. Sept. 
1821 2* 15 ff. Handbuch ber Steuergeſetzgebung Mürtembergs, 

.1 


g. 340. 


Zur Ausmittlung aller Gefälle und anderen Rechte dienen 
die Angaben der belafteten Eigenthümer ald Grundlage, ob fie 
ſchon für ſich allein nicht zureichen, weil bei ihnen ſowohl in ber 
Größe der Laften, ald in der Perfon des Berechtigten manche 
Fehler begangeh werben koͤnnen. Man verbindet damit die von 
den Berechtigten felbft zu erhebenden Angaben über Umfang 
und Maaß der Berechtigungen. Zweifelhafte Puncte werden mit 
Hütfe von Urkunden, z.B. Zlurbüchern, gerichtlichen Entſchei⸗ 
Bungen u. dergl. aufgeklärt, und es muß den Berechtigten 
oder deren Stellvertretern geflattet werben, bei der Feſtſtellung 
aller diefer Berechtigungen anweſend zu fein, Der Betrag ber 
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feften Leiflungen wird nad) den Durchfchnittöpreifen ber Ges 
gend zu Geld angefchlagen. Für verfchiedene, nur in geringer 
Menge vorkommende Entrichtungen, z. B. Geflügel, pflegt man 
für das ganze Land einen gleichmäßigen Preisanſatz zu geben. 
Bei veränderlichen Gefällen wird entweder der Durchſchnitt 
aus einem beftimmten Zeitraum, fowohl in Anfehung der Größe 
ber Naturalnugung als in Betreff des Geltpreifes, oder eine 
Schätung zu Grunde gelegt. Der Zehntertrag indbefondere 
kann aus dem bei der Grundfteuerregulirung gefundenen Rob: 
ertrage abgenommen werden. Bei den Beſitzveraͤnderungsab⸗ 
gaben wird für jede Art der Veränderungen, z. B. Bererbung, 
Verkauf, eine gewiffe Periode feftgefeßt, innerhalb deren man 
einen ſolchen Kal annimmt. Dem Berechtigten iſt es frei zu 
ftellen, durch Vorlegung feiner Rechnung den Beweis zu führen, 
daß der Ertrag Peiner gewefen fei, ald man ihn angenommen 


hatte. 


g. 31. 


Bon dem Robertrage der Gefälle find abzuziehen: 

J) die auf denfelben ruhenden Laften und Gegenleiftungen, 
z. B. die Bekoͤſtigung der Frohnarbeiter, die. für dad Berech⸗ 
tigungsholz zu bezahlende Vergütung, die Unterhaltung eines 
Zuchtſtieres (Zafel):c. Der Zehnte pflegt mit ben beträchtlichften 
Laften belegt zu fein, II, $. 70, Nr.4. Das Verfahren bei der 
Ausmittlung folder Laften kann aus den zur Umwandlung ober 
Ablöfung von Sefällen aufgeftelten Regeln abgenommen wer: 
den, nur daß man für den Zweck der Befleuerung einen minder 
umftändlichen Weg wählen muß (a); 

2) die mit der Einziehung verbundenen Koften, Verlufte 
und Befchwerden. Hier kann man ſich allgemeiner Anſaͤtze für 
ben erfahrungsmäßigen Betrag dieſer Koften bei jeber Art von 
Gefällen bedienen (b), jedoch mit Rüdficht darauf, Daß der Ein⸗ 
zug deſto mehr Mühe verurfacht, je Bleiner die einzelnen zu er 
bebenden Leiftungen find. Statt diefer Ausmittlung ber Koften 
fönnte man einen allgemeinen Ueberfchlag anwenden und ben 
Ertrag mit einer Heineren Zahl vervielfachen, ald der angenom: 
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mene Zinsfuß ſonſt mit fich bringt, z. B. mit 18 oder 17 flatt 
20, allein dieß waͤre wegen ber großen Verſchiedenheit zwifchen 
mehreren Gattungen von Gefällen ungenau. 

Wo diefe Abzüge flattfinden, da macht die Gefällfteuer eines 
belafteten Srundftüded mit der gehörig verminderten Grund» 
ſteuer zufammen nicht foviel aus, als die legtere allein betragen 
würde, wenn Beine Gefälle beftänden (c). 


(0) Das bad. Grundſteuergeſetz, F. 77. 78. und bie V. v. 22. Apr. 1811 
geben folgende Anfäge verichiedener jährlicher Laſten: ) 
Ausbeſſerung. Neubaurente. 
20 fl. 30 fl. 


Diarchbaus . . oo. 
Kirche ohne Thurm, Chor 17 „, 13 „, 
„» Langhaus . . . 13. 27 „ 


- Kiche mit Thum . . . 23 „ 47 „ 
in Orten von mehr als 500 und 800 @inw. resp. 20 und 30 p&t. 
mehr; Unterhalt eines großen oder Heinen Rindfaſels resp. 90 und 
60 fl., eimes Ebers 20 fl., eines Widders 10 fl. 
(6) Würtemberg: bei Zehnten, Teils und Zinsgefällen von Aeckern und 
Biefen wird !/,o, von Aedern '/, abgezogen. Obnehin wird aber 
von allen Gefällen der ausgemittelte Ertrag nur zu */, angelest. 
(c) Das Gegentheil fcheint in der bair. Inftruction für die Liquidation 
x. 6. 50 ff. angenommen worden zu fein. 


3. Abfap. 
Hausfteuer. 


$. 342, 

Es giebt feinen anderen Steuergegenfland, der fo leicht zu 
erkennen ift, als Die Gebäude, weßhalb die Schwierigkeiten ihrer 
Befteuerung hauptfächlich in den anzuwendenden allgemeinen 
Srundfägen liegen (a). In einem Gebäude ift ein beweglicher 
Guͤtervorrath fo feft und dauernd mit einem Grundflüde ver 
bunden, daß beide ein Ganzes bilden, welches von jebem jener 
beiden Beſtandtheile gewiſſe Eigenthümlichfeiten annimmt. 
Während die Unbeweglichkeit der Gebäude ihre beliebige Be: 
nugung befchränkt und die Lage auf den Ertrag einen erheb⸗ 
lichen Einfluß übt, laffen ſich die Gebäude doch auch nicht nach 
den für die Grundſteuer geltenden Regeln befleuern, denn 
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fie find ald Kunfterzeugnifle von befhränkter Dauer, unterliegen 
einer Verfchlechterung und werben auf ganz andere Weiſe bes 
nut, ald die Srundftüde. Die getrennte Befleuerung des über: 
bauten Plate (area) und ded Gebäudes, wobei jener in bie 
Grundfteuer, dieſes aber in eine andere Schaßung gezogen 
wird (b), verdient feine Nachahmung, weil hieburch das wefent: 
ih und innig Verbundene willfürlich gefchieben wird. Die 
Gebäude: oder Haudfteuer bildet daher eine befondere Art 
" von Schagungen (c). Für fie eignen fih nur folche Gebäude, 
d. h. durch Umfchließung und Bedachung für den Aufenthalt 
oder die Thätigkeit der Menfchen taugliche Bauwerke, welche 
einen Ertrag geben, oder deren Nutzen wenigflend einem Er- 
trage gleich zu achten iſt. Dieß ift hauptfächlich bei den Haͤ u⸗ 
fern der al. Man darf indeß nicht die zufällige augenblidliche 
Art ded Gebrauches beachten, mo fie wechfelnd ift, fondern nur die 
aud der Befchaffenheit des Gebäudes ald Regel anzunehmende. 
Bon der Haußfteuer folen daher, außer den zum Staatseigen⸗ 
thum gehörenden Gebäuden, die aus einem allgemeineren 
Grunde ($. 265) nicht belegt werben, auch alle Diejenigen Ge: 
bäude befreit bleiben, die ihrer ganzen Einrichtung oder ihrer 
dauernden Beflimmung nach nicht als Ermerbömittel zu be: 
trachten find (d). Selbft Wohngebäude haben in folchen Faͤl⸗ 
len auf Befreiung Anfpruch,. wo jene Rüdfichten eintreten, 
welche die Schonung des Gorporationd« und Stiftungdver- 
mögens gebieten, $. 263. 264. _ 
Gleichwohl if ei Ugemei ausſt in i heuti l⸗ 
en Cinriätung von Kemtih zeum Urfprane, Gebäie In Den 
Städten wurden fonft in dem Schoß mitgetroffen. Als diefer fpäter 
durch Aeciſe u. a. ftädtifche Abgaben erfebt wurde, legte man nur ges 
ringe Steuern auf die Häufer, und auf dem Lande wurden bielelben 
ebenfalls niedrig nach beftimmten NAnfägen belegt 3. B. im Herz. 
Magdeburg von einem bienftfeeien Aderhof 16 Ggr. monatlich, von , 
einem Kofiatens oder Häuslingshaufe .8 Gar. monatlih, Klewitz, 
I, 12. In ber franzöf. taille werden nad ten Vorſchriften & 
die Generalite von Paris v. 1775 MWohnhäufer in Städten zu Yan 
auf dem Lande zu !/o des Miethertrages befleuert. — Die öfters 
reichiſche Thereſianiſche Steuerrectification (1750 ff,) gab das Beis 
fpiel einer Befteuerung der Häufer nady ihrem Ertrage. Für das 
Land ordnete man 6 Claſſen an, in Wien wurde 1/, des Miethertra- 


ges gefordert, in den anderen Städten und Märkten der muthmaßs 
iche Kaufpreis angelchlagen, v. Kremer, II, 22. Zinden, I, 11. 
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Auch die Joſephiniſche Steuerverfaflung enthielt eine befondere Haus: 
fleuer,, welcher Name erft gegen Ende des vorigen Jahrhunderts in 
Deutfchland häufiger gebraucht wurde. Die franzöftfihe Hausfteuer, 
gleichzeitig mit dee Srundfleuer angelegt, trug bei, zur Ginführung 
jener Auflage aufzumuntern. 

(6) In Kranfreih wird der Bauplak (superficie) ne als bes 
ſtes Aderland befleuert, das Gebäude befonders nach feinem Mieth- 
ertrage, nad) Abzug des Platzes; Roc. Art. 391. Ebenso Rheinpreuß. 
allg. Inſtr. $. 98. 100. Oeſterr. Batent v. 23. Dec. 1817. $. 13: die 
area wird wie das zunächfi Hegende Brundflüd angefchlagen. 

(c) Da jedoch die Haus- und Grundfteuer auch Manches mit einander 
gemein haben, fo ift e6 zuläffig, Die auf beibe fich beziehenden Geſetze 
und Verordnungen mit einander r verbinden, wie bieß nad dem 
—— gon ailand in Frankreich, Rheinpreußen, Sachſen ıc. 

eſchehen iſt. 

—** Schulhaͤuſer, Armen⸗, Krankenhaͤuſer, Gebaͤude für Samm⸗ 
lungen von Hülfsmitteln der Wiſſenſchaft oder Kunſt, — nicht bes 
wohnbare Luſthaͤuſer in Gärten, — Gebäude für Gemeindezwecke, z. B. 

Geſchaͤftszimmer, Spritzenhaͤuſer und dergl. Die Geſetze —8 
dener Länder weichen in Bezug auf bie Befreiungen von der Haus: 
feuer von einander ab und Taflen bisweilen feſte Grundfäße ver: 
miſſen. Die Rathhäufer der Gemeinden find 3. B. in Oeſterreich 
und Baden frei, in Sachſen bezahlen fle die Grundfleuer von dem 
Bauplatze. 

§. 343. 


Bei den ſteuerpflichtigen Haͤuſern ſind zunaͤchſt die Wohn⸗ 
und Gewerbsgebaͤude zu unterſcheiden. 

I. Wohnhaͤuſer find wegen der Größe des in ihnen ent⸗ 
baltenen Vermoͤgens ein einträglicher Steuergegenftand, den 
man ſchon vor Alters belegt hat, ehe man den volkswirth⸗ 
fchaftlichen Grund diefes Verfahrens erfannte (a). Derfelbe ift 
in dem Falle am einleuchtendften, wo ein Haus vermiethet 
wird, denn dann wirft es einen Ertrag ab, welcher nach Abzug 
einiger Koften ein reines Einkommen übrig läßt. Obfchon nun 
im volföwirthfchaftlichen Sinne nur die Wohnungen hervor: 
bringender Arbeiter ein wahres Gapital find, welches zu ben 
"Unterhaltömitteln gehört (I, $. 126) und fich vor den anderen 
Arten derfelben lediglich durch feine Dauer auszeichnet, fo bils 
den doch alle Miethwohnungen für den Eigenthümer ein wer: 
bendes Vermögen, alfo Eapitale im privatwirtbfchaftlichen Sinne 
(1, $. 223), deren Rente in der Befleuerung der wahren Capital: 
rente völlig gleich zu ſetzen ift, $. 261. 


(a) Die Hausfleuer war in den alten Beeden, Landfteuern, Shapungen ic. 
inbegriffen. Rauchgeld, Heerdgeld u. dgl.; vgl. Lang, ©. 60. 


(3 
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$. 344. 

Um bie reine Haußfteuer zu finden, mäffen vom Miethzinfe 
abgezogen werden (I, $. 224) 1) die größeren Ausbeflerungen, 
welche üblicher Weife der Miether nicht übernimmt und welche 
nur im Ueberblide eines längeren Zeitraums beiläufig ange: 
fhlagen werden können; 2) die Werfiherungsfoften gegen 
Feuersgefahr; 3) die Vergütung für die endliche Werthszer⸗ 
flörung (a), deren Eintreten je nach dem Alter bed Gebäudes 
und feiner Bauart früher oder fpäter zu erwarten if. Der 
Merth eines Gebäudes nimmt unter übrigens gleichen Umſtaͤn⸗ 
den jährlich ab, fowie ber Zeitpunct näher rüdt, wo baffelbe 
ganz unbrauchbar wird. Doch wirken die Zunahme des Begehrs 
und dad Steigen der Baukoften, hauptſaͤchlich durch Vertheue⸗ 
rung ber Bauftoffe fowie der Arbeit, dem Sinken der Häufer: 
preife fo mächtig entgegen, baß diefe eine Zeit lang anfehnlich 
zu fleigen pflegen, bis der flärkere Verfall eines Haufes enblich 
den Preis unaufhaltfam verringert (b). Privatperfonen pflegen 
ſich zwar beim Kaufen und Bermiethen von Häufern dieſe Zah: 
lenverhältniffe nicht deutlich genug zu machen und auch feine 
Summe für den künftigen Neubau zurüd zu legen (c), die Ges 
rechtigfeit fordert jedoch Die Berüdfichtigung diefer befchränkten 
Dauer. Deßhalb dürfen neue und alte, maffine und leichter ges 
baute Häufer, auch wenn fie gleiche Miethe eintragen, doch in 
ber Befteuerung einander nicht gleich gefeßt werden. Um bie 
aud diefer Urfache nöthig werdende Ermäßigung zu berechnen, 
fann man den nah Nr. 1 und 2 übrigbleibenden Reinertrag 
als eine Beitrente anfehen und deren jetigen Werth im Zeit: 
puncte der neuen Anlegung diefer Steuer zum Steueran⸗ 
fchlage nehmen, oder vom Ertrage die Neubaurente (Red: 
bificationsbetrag) abziehen, d. h. die jährliche Zahlung, die - 
mit Bins und Zinfeszind während der ganzen Dauerzeit eined 
gewiffen ‚Gebäudes zu dem Betrage der Erbauungöfoften an: 
wäcft. Da die Erneuerung oder wefentliche Veränderung eines 
ganzen Haufes ohnehin eine neue Beſtimmung des Steuerfaßes 
erfordert, fo kann man fich bei der erften Anlegung der Hauß: 
fteuer Damit begnügen, nach der jegigen Beſchaffenheit und ber 


25 
muthmaßlichen Dauer der Gebäude gewiffe Claſſen, z. B. 25- 
bis 50-jährige, — 20: bis IMDjährige, — und noch längere 
Dauer zu unterfcheiden, und für jede einen beflimmten, von der 
Miethe abzuziehenden Reädificationdbetrag anzunehmen (d). 
Insgemein hat man für alle Häufer einen gleichmäßigen Anfat 
aller diefer Ausgaben I—3, oder irgend eine gleiche Beruͤck⸗ 
fihtigung derfelben angewendet (e); 4) die auf einem Haufe 
rubenden Reallaften (f). 


(a) Oeſterr. Batent v. 23. Dec. 1817, $. 6: Bom WMiethertrage foll ein 
Abſchlag vorgenommen werben für die Unterhaftungskoften und für 
den, im Berlaufe einer beftimmten Seit ganz oder zum Theil zu 
Grunde gehenden Capitalwerth. 

(5) Unter en eines Zinsfußes von 4 pE&t. ift ein Haus, weldes 
noch 50 Jahre lang gleihe Einnahme abwirft, jebt die 21,482fache 
Rente oder 0,8%%3 des Baucapitals wertb; 15,000 fl. 3. B. geben 
alfo 12,889 fl. jegigen Werth. 

(c) Der Käufer bietet zwar für ein fefter gebautes Haus mehr, als für 
ein minder bauerhaftes, achtet aber hiebei oft nur auf ben Unter⸗ 
ſchied der Baufoflen, ohne au bebenfen, daß von dem vergänglicer 
ren Gebäude bei gleichem Alter fchon ein größerer Theil zerftört if. 

- An forgfältigften bat man bei Der Berechnung der Baulaften, 3. 2. 
des Zehntherrn (6. 341), den Cinfluß der Dauerhaftigfeit aut bie 
japeline Ausgabe in Betracht gezogen. 
e Zeittente, welde mit Bine und Binfeszine das erforderliche Neu⸗ 
baucapital gibt, beträgt in Prorenten biefes Gapitales bei einem 
Zinsfuße von 


(d) 









2 p&t. | 3 p&t. 4 pEt. 

und 25 jähriger Dauer 3_ pEt. | 2,° »Gt. | 2,0 pt 
50 „ [2 ‚\ „ 0,% „ [2 5 [A 
‚715 r „ 0° „ 0,8 ,, 6,2 ,„ 
100 „ [2 0,8 ’ 0,16 [2 O, „ 


Wollte man, mit v. Jacob (1, $. 625.), keine Zinfen einrechnen, fe 
würden für bie nbnügung, in vorftebenten Friſten 4- 2— 11, —1 
p&t. des Bapitales vom Miethertrage abzuzichen fein. — Die vers 
fhiedenen Theile eines Gebäudes find von ungleicher Dauer. Blod, 
Landwirthſch. Mittheil., II, 30, fchlägt Reparatur, Derihlehterung 
und Aſſecuranz maffiver Gebäude jährlich zu 2/,— %/, p&t., nid 
maffiver zu 12, — 2%/, pGt., und beider im Durchſchnitt zu 11, — 
11 


. an. . 
(e) In Frankreich (Rec. Art. 392) wird von der Miethe '/, abgezogen, 
wie ſchon feit 1775 in der taille personnelle, nach dem preuß. Grund⸗ 
feuergef. $. 17. 1/,—!/a berfelben, in Oeſterreich 15 pCt. (gegen '/,), 
in Naſſau wird die Miethe nur mit 14%, capitalifirt, was, gegen 
die Bervielfahung mit 20 gehalten, einem Abzuge von 28 pCt. 
gleich fommt. Nach dem weſtfäl. Gef. v. 2. Aug. 1508 6.49 follte 
die Hälfte des Miethertrages abgezogen werden. In Mailand zog 
man '/s ab, aber zugleih darum, weil die Häufer fpäter kataſtrirt 
wurten und fonft gegen bie Ländereien zu hoch gefchägt worden 
wären. Sadfen: der Abzug für Unterhaltung und allntälige Ver: 
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ſchlechterung beträgt in 18 Abftufungen von i—300 tl., in feinem 

Kalle aber die Halfte ber rohen Mietheinnahme; Geſchaͤftsanweiſ. 

$. 117— 119. — Hefl. Safl. Tarat. Ordn. von 1700: wegen ber 

Keuersgefahr und anderer Laften wird nur !/,, bes Werihes als An- 

—— genommen, bei Ländereien !/, deſſelben. 

(f) Die bad. Häuferfteuer-D. F. 7. verbot den Abzug von Bülten, Zin⸗ 
fen u. a. Grundabgaben, mit Ausnahme der Mübhlengülten, aber 
bie DB. v. 21. Februar 1811 geflattet auch andere Reallaſten abzu: 
ziehen. Zinſe werden mit dem 20:, Erbpachtsabgaben mit dem 25: 
fahen Betrage vom Steuercapitale abgezogen. 


$. 345. 


Die nach dieſen Abzügen übrigbleibende reine Hausrente 
befteht aus zwei Theilen (a), nämlich 1) dem Zinfe des Bau: 
capitales oder des bei einem älteren, verfchlechterten Haufe noch 
vorhandenen Theiles defielben; Baurente (building rent); 
2) der Rente bes überbauten Platzes, einer wahren Grund⸗ 
rente (b). Zwiſchen diefen beiden Beftandtheilen findet eine 
erhebliche Verfchiedenheit Statt. Die Baurente ift gleichförmis 
ger, die Grundrente veränderlicher. Bei zerfireuten Wohnungen 
ift zwar die Lage indgemein nicht von folcher Wichtigkeit, daß 
man für einen Bauplag beträchtlich mehr bezahlte, als feine 
landwirthfchaftliche Nutzbarkeit mit fich bringt. Je größer das 
gegen eine Ortfchaft wird, deſto mehr Werth hat die Lage eines 
Platzes im fchönften oder lebhafteften Theile, die Miethe und 
ber Preis ber Häufer können bier weit über das Verhaͤltniß der 
Baurente hinausſteigen, und diefer an ben Bauplatz gefnüpfte 
Vortheil (1, $. 229 (a)) drüdt fich in einer hohen Grundrente 
und in einem hoben Preife des Platzes aus (c). Ein verringers 
ter Begehr ober ein übergroßed Angebot von Wohnungen 
druͤckt zunächft den Preis der Baupläge herunter. Eine Zeit 
lang könnten zwar die Kaufpreife und Miethen der Häufer fo 
niedrig fein, daß fie auch die Baurente nicht mehr vollftändig 
vergüten, allein dieß würde von neuen Bauten abhalten, und 
ed gehören außerordentliche Umftände dazu, wenn diefer Stand 
der Preife von längerer Dauer fein fol (d). 


(a) 9. Smith, IH, 239 (IV, 189 Baf.) Ricardo, Gap. 14, folgt 
Smith in diefem Gegenſtande. — In England find oft Grund⸗ 
eigner und Bauherr zweierlei Perfonen, und das Haus fällt nadh 
gewiſſer Zeit dem Grundeigner anbeim. 


. 
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(6) Auch in England wird für diefe Einnahme das Wort ground - rent 
gebraucht, waͤhrend man ſonſt die Mente von Ländereien land-rent 


nennt. 

(ce) Doch wirkt die vollländigere Benupung der fchon bebauten Bläße 
einer Bertheurung der Miethen und ter Baupläge entgegen, indem 
man Höfe, Gärten ıc. überbaut, höhere Gebäude aufführt oder neue 
Stockwerke auffeßt, woburd mit geringeren Koften neue Räume 
gewonnen werden, da man Yunbament, Keller, Bedachung, area ıc. 


erſpart. 

(d) In alten, ſehr geſunkenen Städten, z. B. Venedig, find ſolche Ver⸗ 
haͤltniſſe · moͤglich, denn wenn auch ber Preis eines Hauſes ſehr nie⸗ 
drig geworden iſt, fo findet der Cigenthumer noch immer feinen Bor: 
theil dabei, durch Ausbeflerungen wenigſtens den jetzigen Ertrag 
ih zu erhalten. Deshalb kann es Jahrhunderte dauern, bis Neu: 
bauten wieder vortheilhaft werden. 


$. 346. 

@ine neue auf die Hauseigenthuͤmer gelegte Steuer (a) 
muß zunaͤchſt aus der Hausrente beftritten werben, weil das 
Angebot von Wohnungen nicht verringert und alfo die Auflage 
nicht auf die Miethbewohner überwälzt werben kann. Die Ber 
minderung des reinen Ertrags der Häufer drüdt die Rente und 
den Preis der Baupläge herab. So lange aber diefe noch fo 
viel eintragen, ald etwa Ader: oder Bartenland gleicher Art, 
und dad Baucapital daneben’ fich verzinfet, fo fann man noch 
ohne Verluſt neue Bauten vornehmen, um dem jedeömaligen 
Begehr von Wohnungen zu entfprechen. Erſt dann würbe dieß 
unterbleiben, wenn die Rente ber Baupläge unter jenes Maaß 
berabfänte und die Baurente fo gering würde, daß man bie 
Luft verföre, Capitale auf kofibare Ausbefferungen, Wergröße: 
sungen ober Neubauten zu wenden. So tönnte folglich eine zu 
hohe Haußfteuer die Ueberwälzung auf die Miethleute bewirken, 
jedoch erſt nach langer Zeit, und wenn nicht in der Zwifchenzeit 
ſchon andere Umflände die Miethen erhöht und die Neigung 
zum Bauen wieder belebt haben. Auf dem Lande, wo die Baus 
pläße die niebrigfte Rente abwerfen, wäre jene Verringerung 
derfelben unter. big Rente von Gartenland am leichteften mög- 
fich, bier aber kommen überhaupt wenige Miethen vor, denn 
die Eigenthuͤmer bauen meiftens für eignen Bedarf. Es läßt 
fid) demnach annehmen, daß die Steuer, fo lange fie mäßig iſt 
von den Hauseigenthuͤmern getragen werben muß. | 





(a) Die englifhe Hausſteuer, von welcher Smith und Ricarbo fprer 
chen, wurde von den Hausbewohnern entrichtet. Bei ihr if eine 
Heberwälzung nur in foferne möglid), als ein Theil der Mietber, um 
nicht mehr im Ganzen für die Wohnung auszugeben, fih auf einen 
fleineren Raum befhränft, fowie auch die Cigenthuͤmer aus demſel⸗ 
ben Grunde mehr Haustheile zu vermiethen fuchen und auf biefe 
Weife, ein Sinfen der Miethe hervorgebracht wird, welches jedoch 
gwerlih fo viel beträgt, als die ganze Steuer. Soweit eine folde 

teuer von den Miethbeivohnern getragen wird, hat fie, wie Smith 
richtig bemerkt, die Natur einer Aufwandoſteuer. 


g. 347. 


Gin vom Eigenthümer felbfl bewohnte Haus 
($. 343) giebt fein. Einkommen, fondern erfpart nur eine Aus⸗ 
gabe und gewährt den Nuten ded Gebrauch (a). Es iſt daher 
der Zweifel entflanden, ob in diefem Kalle eine Schagung zu⸗ 
läffig fei (b), oder ob nicht mit gleichem Rechte auch andere 
nügliche oder angenehme Vermoͤgenstheile einer folhen Steuer 
unterworfen werben dürften. Man fann zwar nicht jeben Theil 
des Beſitzes darum, weil er eine Ausgabe eripart, einer Ein⸗ 
nahme gleich achten, allein bei Häufern iſt Died zuläffig. Denn 
1) ift Wohnung ein allgemeines, unabweisbared Beduͤrfniß, 
und es läßt fich. nach dem Stande, Geſchaͤfte und Familienver⸗ 
haͤltniſſe eines Jeden ein gewifles Maaß ded Bedarfes ermitteln. 
Budem ift die Ausgabe für die Miethwohnung ſehr beträchtlich, 
da fie nach den Umfländen ben achten, ſechſten und ſelbſt einen 
noch größern Theil vom Durchſchnittseinkommen einer Familie 
ausmachen kann. Daher wird der Genuß einer Wohnung ſchon 
in verfchiedenen Fällen einem gewiflen Einkommen gleichgefebt, 
z. B. bei Dienflwohnungen ber Beamten, bei Gewerbsgehuͤl⸗ 
fen ıc. 2) In der Regel kann jebed Wohnhaus fowohl im Gan⸗ 
zen als theilweife zum Vermiethen benugt werben. Bei ber 
eigenen Bewohnung trifft daher der Verzicht auf dieſe Einnahme 
und bie Erfparung einer Ausgabe zufammen, und ed läßt ſich 
annehmen, als feien Bermiether und Miether in einer Perfon 
vereinigt. 3) Andere Genußmittel, wie Gerltälde, koſtbare Ge 
raͤthe und bergl., find entbehrlich, zum Theile nicht leicht vermieth⸗ 
bar, größtentheild von kürzerer Dauer, minder koſtbar und zu⸗ 
bem nicht fo offenkundig, ald Häufer. Wo fie daher nicht gewerb- 
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mäßig vermiethet werben, welches dann unter bie Gewerbfteuer 
fällt, da eignen fie ſich nicht zu Gegenftänden einer Einkom⸗ 
menöftener. - 


(0) Nur dann könnte man das Gegentheil behaupten, wenn man auch 
den perfönlichen Bortheil des Gütergebrauches zu tem @infommen 
rechnen wollte. Der Sprachgebrauch if diefer Grweiterung des Be⸗ 
griffs von Ginfommen, revenu, reditus, nicht günftig; aber ſelbſt 
menn man ihn zugiebt, muß doch wieder das Einkommen an Sad 

itern von dem aus dem Gebrauchsnutzen unterschieden werden. 

efer Anſicht iR Log, III, 315, welcher die vom Cigenthümer bes 
nusten Häufer nur nach Maaßgabe der auf fie verwendeten Ausgaben 
einer Conſumtionsſteuer unterworfen ſehen will. 


$. 348. 


Die von den Eigenthümern benüsten Wohnungen dürfen 
jedoch in manchen Fällen nicht ganz fo wie die vermietheten be: 
Handelt werden. Die Gleichftelung beider beruht auf der Vor⸗ 
audfegung, daß der Eigenthümer bei jedem Theile ſeines Haufed 
die freie Wahl bat, ihn zu vermiethen oder felbft zu gebrauchen, 
und biefe Annahme ift nicht in allen Fällen zuläffig. Auf dem 
Lande und in kleinen Städten ift oft ein Haus für dad Beduͤrf⸗ 
niß des Beſitzers zu groß, kann aber nicht vermiethet werben, 
weil ed an Perfonen fehlt, die eine Miethwohnung von ber ges 
gebenen Beichaffenheit fuchen und bem Eigenthäimer in Hinficht 
auf die nöthige Sicherheit und Schonung ded Gebäudes zufagen. 
Dieß tritt z. B. bei Schlöffern, Pfarrhäufern u. dgl. in Dörfern 
häufig ein, auch iſt dad Beduͤrfniß einer fchonenden Behandlung 
ſolcher Wohngebäude ſchon praktiſch anertannt worden (a). Es 
iſt daher der Billigkeit gemäß, bei folchen Häufern, deren Raum 
den mittleren Wohnungsbebasf einer Familie Kbertrifft, dan 
Steueranſchlag verhältnißmäßig zu verringern, woferne ber 
Eigenthämer darauf Anfpruch macht. Die Schwierigkeit ber 
Ausführung liegt darin, daß man für ben durchſchnittlichen 
Raumbedarf einer Familie keinen feften Maaßſtab befigt und 
daher and ber ganzen Befchaffenheit des Hauſes die Vermoͤ⸗ 
gensverhältniffe und das Wohnungsbeduͤrfniß ber Bewohner, 
für Die ed fih eignet, abnehmen muß. - 

(a) Mailand: Wohngebäude auf dem Lande, die der Gigenthümer felbft 


benugt, nur nad dem Bauplape, der wie das benachbarte Sand ge⸗ 
fast wird, — Bair. Hauſerſteuergeſeß. 15. Auguſt 1828: Bfarr- 


( 
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häufer in größeren Orten, wenn fe bloß zur Wohnung des Pfarrers 

verwendet werden, follen nur nad dem Nuten bemeflen werden, ven 

fle in diefer Hinfiht geben, $. 17. Bfarchäufer und nicht vermiethete 

Schlöffer auf dem Lande gehören unter die Gebäude, melde man 

nur nad) der Größe des Bauplapes anfchlägt, $. 4, f. $. 350 (b). — 

Sachſen, Geſchaͤftsanweiſ. F. 111. Bei Schlöffern u. a. großen Wohn: 

ebäuden auf dem Lande werden nur 10 Wohnſtuben berüdfichtigt, 

Falle nicht zur Dermietfung oder anderweitigen Benutzung der übs 

sigen Gelegenheit ift, und Feine Kammern oder anderen Räume. — 

iethwohnungen, bie längere Zeit leer fliehen, verbienen einen 

Steuernachlaß, den fie 3. B. nach dem a. oͤſterreichiſchen Geſetze er⸗ 

balten, |. auch Berhandl. d. bair. K. d. Abg. 1834. X, 359. Beil. V, 

259. — Unbewohnte Luftgebäude follten Bies nah dem Bauplabe 

befteuert werben. 

§. 349, 

Unter die äußeren Hülfsmittel zur Anlegung ber Hausſteuer 
gehören vor allen die Miethzinfe (a). Die wirkliche Mieth: 
ſumme für jede einzelne Wohnung ift nicht ganz genau zu er: 
fahren, fie ift ferner veränderlich und zufällig, auch ifl ein großer 
Theil nicht vermiethet. Es muß Daher der muthmaßliche mittlere 
Preis (Verkehröwerth) jeder Wohnung abgeichäßt werben (b). 
Hiebei find folgende Regeln zu beobachten: 

1) Bei einer Anzahl von Häufern jedes Ortes hat man die 
im Durchſchnitt eines gewiffen Zeitraumes wirklich entrichteten 
Miethzinfe zu erforfghen, zu vergleichen und fi) hieraus eine 
Stufenleiter der Miethpreife für Wohnungen verfchiedener Be⸗ 
fchaffenheit und Lage in jeder Ortſchaft zu büden (c). 

2) Bei jedem Haufe ift die Zahl, Größe und Befchaffenheit 
ſowohl der bewohnbaren, als der anderen zugehörigen Räume, 
z. B. Keller, ferner die Lage in Bezug auf Annehmlichkeit oder 
gewerblichen Vortheil (d) zu würdigen. Der Zufland derjenis 
gen heile, welche fhon nad) wenigen Jahren verfchlechtert 
werden (Tapeten, Anftrich ꝛc.), kommt nicht in Betracht. 

3) Sodann ift für jeded Gebäude oder jede Claſſe der nöthige 
Abzug für die Abnugung und Ausbefferung ($. 344) fowie für 
die Schwierigkeit des Vermiethens ($. 348) vorzunehmen. 


(a) v. Satob, II, $. 1039 ff. — v. Malchus, I, 232. 

(5) Die mailänvifche Hausfteuer folgt dem wirklichen Miethertrage. 
Derfelbe Grundſatz ift für die öfterreichiiche definitive Grundſteuer, 
welche die Gebäude mit umfaßt (Epict v. 1817, $. 5. 13.) aufgeftellt. 
Die proviforifhe Hausfteuer in Defterreich, welche aber nur einer 
Reviſion unterworfen werden foll, um dann ale befinitiv zw gelten 


si 


(angef. Gef. v. 1. März 182, Inftruct. v. 26. Sun. 1820), wird 
in den größeren Stäbten nah ber vom Gigenthümer ganz ausführ: 
lich angegebenen, von den Miethleuten beftätigten und amtlich ges - 
prüften wirklichen Größe des Miethzinfes erhoben, mit Yusnahme 
ber vom Bigenthiimer benugten Theile, die man durch Bergleihun 
anderer Wohnungen anſchlaͤgt, Linden, I, 493 ff. — In Kran 
reich dagegen wird die mittlere Miethe (valeur locative) zu Grunde 
gelegt, ebenfo in Mheinpreußen, Baiern und Sachien. 

(ec) Branfreih, Rec. Art. 535. — Baiern, angef. Gef. v. 15. Aug. 1828, 
$. 14: Zu Muferhäufern dürfen nur ſolche genommen werden, 
deren Miethertrag von den Gigenthümern und Dliethbetwohnern an: 
egeben und von den Schägern anerfannt, auch von den fämmtlichen 
auseigenthümern nicht beftritten worden: ift. 

(d) Lebhaftigkeit der Straße. 


$. 350, 


Die Abſchaͤtzung ber Miethpreife reicht für fich allein nicht 
bin, denn fie fegt voraus, daß man in häufigen Wermiethungen 
einen Anhaltspunct finde, diefer fehlt aber an Heinen Orten und 
befonder& bei zerfireut liegenden Häufern. Sowohl diefer Fälle 
wegen, als auch zur leichteren Ermittlung der Abzüge (9. 344) 
iſt es rathfam, zugleich die Kaufpreife ($. 391) mit in Betracht 
zu ziehen. Man hat noch verfchiedene andere Wege eingefchla- 
gen, um für die Gebäude des platten Landes, bei denen man 
von der Richtfchnur der Miethpreife verlaffen wird, zu billigen 
Anfägen zu gelangen, allein man ift dabei nicht ficher, ein 
richtiges Verhaͤltniß folcher Häufer unter fih, oder derfelben 
überhaupt gegen flädtifche zu treffen. Beiſpiele folcher anderer 
Hülfsmittel find: 1) eine Claffeneintheilung nach der Anzahl 
der benußten Räume, mit einem gewiflen Steueranfchlage für 
jede Elaffe (a); ein Verfahren, welches bei einem niedrigen Be⸗ 
trage der Schatzungen ſich wenigſtens durch feine Einfachheit 
empfiehlt; 2) die Veranſchlagung nach dem bloßen Bauplage(b), 
welche zu niedrige Anfäße giebt; 3) auch die Aufftellung eines, 
nach dem Bauplage bemeffenen minimum fann hieher gerech: 
net werden, indem fie eine freie, nach billiger Berüdfichtigung 
der oͤrtlichen Verhältniffe verfahrende Schaͤtzung voraußfegt 
und berfelben eine fehr niedrige Schranke vorfchreibt (c). 


(a) Deſterteich, Inftruction v. 1820, bei Linden, I, 524. v. Kremer, 
il, 138. de Tegoborski, I, 176. In den altöflerreidiichen Bros 
vinzen wird nur in Wien fammt den Vorflädten und umliegenden 
Ortiſchaften und in 16 anderen Städten bie proviforifche Haus⸗ 
Rau, polit. Dekon. Ite Ausg. IIL 2, Abth. . 


euer nach dem Zinsertrage erhoben, |. $. 349. (6 r alle an: 
h h hen ie en — — ——— 40 fr. 
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erforderlich, für die es aber an leitenden Segeln gebridt. — Im 
Sachſen werben Gommunalgebäube, bie = einem öffentlichen Zwecke 
eihäftsanwı $. 122. 
Das misimum des für ein Haus anzu⸗ 
nehmenden Ertrages ift 1) der Ertrag des Bauplages, den man als 
beftes Aderland betrachtet, 2) dazu für das Gebäude, je nachdem es 
nur ein Erdgeſchoß, oder auch 1 ober mehrere Stodwerfe bat, der 
2», 3: oder Afache Ertrag ber area. Das Dach wird nit ale Stud» 
werk angefehen. — Gbenfo rheinpreuß. Inſtruct. $. 102. 103. — 
Nur ganz fchlechte Hütten oder fehr verfallene Häufer dürfen auf bas 
minimum felbft gefeßt werben, Rec. 543. 


$. 351. ° 


Legt man die Hausfteuer nach den Kaufpreifen an, fo ifl 
ein Abzug für Ausbefferungen u. dgl. unnöthig, weil ber Preis 
fih von felbft nach der Zeftigkeit und Dauer eined Gebäudes 
ſtellt. Gleichwohl fliehen einer Befteuerung nach den wirklichen 
Häuferpreifen aus einem gewiffen Zeitraume noch erheblichere 
Bedenklichkeiten im Wege, ald bei Ländereien ($. 322), denn 
1) find nur von einem Xheile dee Gebäude ficher bekannte 
Kaufpreife zu finden; 2) die Häuferpreife flehen unter dem 





Einfluß zufäliger Umftände, weil jedes Haus eine Befonderheit 
bat, welche von den Kauflufligen nah Beduͤrfniß, Geſchmack 
und Neigung gewürdigt wird, während der Werth eined land⸗ 
wirthſchaftlich benugten Grundſtuͤckes eher eine allgemeine An⸗ 
ertennung erhält. Auch im Mitwerben finden darum flärkere 
Beränderungen Statt, weil die meiften Menfchen, der mühfamen 
Berwaltung willen, fi vor der Erwerbung mehrerer Häufer 
fheuen. Daber find die Preife fehr ungleichförnig. 3) Am 
meiften zufällig-ift der Preid ganz vereinzelter oder ſolcher Ge⸗ 
baude, die an ihrem Orte Die einzigen ihrer Art find. Manche 
Häufer haben koſtbare Einrichtungen und ſolche Zubehörungen, 
weiche nicht gerade den Werth der Wohnung erhöhen und deß⸗ 
halb von einem Miether nicht leicht "vergütet werben würden, 
bennoch aber zu dem Werthe des Haufes gerechnet werben muͤſ⸗ 
fen und hin und wieder oder theilweife auch von einem Käufer 
bezabit werben. Nach dem Grundſatze, daß nur dad Einkommen 
befteuert werden fol, müßten folche Gegenftände ganz außer 
Anſatz bleiben (a). 
(a) Ad. Smith bemerkt, daß eine nach den Koften der Erbauung an- 
gelegte Hausfeuer die meiften reichen und großen Wamilien von 
gland und vielleiht von allen Ländern zu runde richten würde. 
Die ganze reine Rente ihrer Güter beträgt heinahe nicht mehr, als 
6'/2 oder 7 pt. der Erbauungskoſten ihrer Häufer, an denen meh⸗ 
rere Senerationen gearbeitet haben, Ill, 244 (IV, 195 Baf.). Landgr. 
He. Infte. v. Sun. 1658. $. 9: Die Wohnhaͤuſer und Ssfeiten 
follen nicht nad der Koſtbarkeit der Gebaͤw, fondern nachdem ſich 
der Beſitzer derſelbigen entweder vor ſich felbften oder durch Ders 
leyhung der logiamenter Nus machen kann, in Anſchlag gebracht 
werden. — Bad. Gäuferfleuerorbnung vom 18. Sept. 1810. $. 50: 
Shiöffer auf Dörfern, ehemalige Kloftergebäude u. dgl. follen, 
„wenn fie auch groß und Foflbar gebaut find, X nicht hoͤher ge⸗ 
ſchätzt werden, als fimple Wohngebäude, welche in Beziehung auf. 
die Perſon des Bigenthimers die erforderlihe Wohnungsbequemliche 
feit enthalten würden.“ 
$. 352. 


Demnach müffen, wenn man die Kaufpreife zu Srunbe legen 
will, theild die wegen zufälliger Störungen zu hoben oder zu 
niedrigen Preife ausgeſchieden, theild aber die nicht verkauften 
Häufer abgefehägt werden. Die ficher bekannten und ald beweifend 
angenommenen Kaufpreife geben eine Stufenleiter, vermittelft 
welcher man die übrigen Gebäude durch Schäkung eimzureiben 

6 * 
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im Stande iſt (a). Eine Claſſeneintheilung ber Gebaͤude iſt 
wegen ber großen Verſchiedenartigkeit derſelben von geringerem 
Nutzen, ald bei der Grunbdfteuer (db). Zur Prüfung, richtigen 

- Anwendung und Ergänzung der Kaufpreife leiftet Die Beachtung 

des Miethertrags, ber fich bet ben Zaratoren unvermeidlich und 

ſelbſt unwillfürlich geltend macht, gute Dienfte. Es zeigt fich 
daher auch von diefer Seite, Daß ed am beften iſt, fich an beide 

Stüßpuncte zugleich zu halten und die mittleren Kauf und 

Miethpreife in folche Webereinflimmung zu bringen, baß, nad) 

den nöthigen Abzügen, bie letzteren zu ben erfleren im Verhaͤlt⸗ 

niß des bei Liegenfchaften flattfindenden Zinsfußes fiehen (c). 

(a) Hierauf beruht die bad. Häuferfleuer, f. das angef. Geſ. v. 1810 u. 
Inſtruct. v. 16. Febr. 1812. Sie foll nach dem reinen Ertrage an⸗ 

elegt werden ($. 1), der aber aus dem mittleren Localwerthe ers 
Phlofen wird ($. 6). Die wirklichen Kaufpseife von 1800 — 1809 
werden, nach den nöthigen Mobificationen, zum Maaßſtabe genom⸗ 
men, um die anderen Gebaͤude darnach einzuſchaͤtzen. . 

(5) Sie ift in Würtemberg eingeführt, ſ. Inftruct. v. 1821 und Handb. 
©. 67. Für jede Claſſe, in die ein Gebäude fällt, wird das arith⸗ 
metifche Mittel zum Anfchlage genommen, 3. B. 7750 fl. für die 
Claſſe von 7501—8000 fl 

(c) Wenn man die Einwohnerzahl eines Ortes in das gelammte Hanke 
Reuercapital dividirt und bie auf jeden Kopf treffende Summe 
verfchiedene Orte vergleicht, fo zeigt fich eine Stufenfolge, die einis 
germaßen den Graben von Wohlhabenheit ber Städte und Dörfer 
entfpricht, obichon kein folches einzelnes Kennzeichen untrüglich if. 
Breilich wird hierbei vorausgeleßt, daß die Steuer in allen Landess 
theilen gleichmäßig angelegt ſei. Die Hausfleuercapitale in Baden 
betrugen im I. 1845: 178,830,000 fl., oder auf. den Kopf 130 fl. 
Diefer Ausfchlag auf den Kopf war 1834 nur 126 fl., das max. der 
einzelnen Steuerbegirte war 222 fl. in der Obereinnehmerei Manns 
heim, worauf bie Q.⸗C. Karlsruhe mit 207 fl., Heidelberg mit 172 fl. 


folgten. Das minimum war 51 fl., O.⸗E. St. Blafien im Schwarg 
wald, zunächft daran 69 fl. Thiengen, 86 fl. Buchen (Odenwald), 
90 fl. Bonndorf (Schwarzwald). erfwürbig ift die ähnliche Stufen⸗ 
folge der Bevölferung und der Hauptfleuercapitale jedes Kopfes. In 




















Baden war: 
. St. ’ Si. 
1830 Bevolt. | —*— x 1889 Bevoͤlt. àña 
Neckarkreis..5532151fl. Unterrheinkreis 5266140 f. 
Murg⸗ ....13B313149 s || Mittels =. . | 5604 | 137 ⸗ 
Kinzig s 4718 | 130 = || Ganzes Land . | 4586 | 127 + 
Dreifams. . . ı 4487 | 118, || Obercheinfreis | 4812 | 117 ⸗ 
Mainz: .... | 3670 | 106 = || Seekreis ... . | 2975 | 110 = 
Su: . 2.22. 2784 | 103 : 


f. Verh. d.1.8. v. 1833, Beil. IV, 432 (Bericht über die Steuer 
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Fir 5 Kim u ; a etemberg (Memminger, Beſchreib. 
$. 353. 

Im dem regelmäßigen BZuftande, wo ein Baucapital fi 
genügend verzinfet, Bönnen zur Prüfung der Steueranfchläge 
auch die Erbauungdfoften benugt werden, foferne fie zwed: 
mäßig, nicht blos für individuellen Gebrauch angewendet und 
nicht zufällig vergrößert worden find. Diefe Baufoften mit dem 
Preife des Bauplatzes zufammen müflen dem mittleren Kauf 
preife eines volllommen gut erhaltenen Gebäudes entfprechen, 
für ein älteres aber nach Maaßgabe der erfolgten Werfchlechter 
rung gemindert werden. Diefe Ausmittlung ift vorzüglich bei 
ſolchen Häufern bdienlich, die wegen ihrer Abgelegenheit keine 
Vergleihung zulaffen und faft fein Mitwerben wahrnehmen 
laflen, Dabei aber von gewöhnlicher Befchaffenheit find (a); nur 
iſt hier die oben (6.34%) erklärte Schwierigkeit bed Wermiethens 


gehörig zu berucfichtigen. Dagegen eignen fich die Anfchläge - | 


zur Feuerverficherung nicht für die Kataftrirung, weil ein Theil 
des Werthes und Koftenfages ald unverbrennlich und nicht ge: 
fährdet ausgeſchloſſen bleibt. 


(a) Bad. Bel. $. 49: bei größeren ifolirten Gebäuden fol die Schä 
zung nicht nach den Baukoften, fondern nur nad dem Werthe ei 
die Bewohnung ıc. eingerichtet werden. 


§. 354. 

an Anfehung der Mittheilung des entworfenen Steuerſatzes 
an den Eigenthümer, der Prüfung erhobener Beſchwerden, der 
Richtigflellung der Anfchläge im Ueberblicke ganzer Landestheile, 
der Kataftrirung und öfteren Revifion finden die, für die Grunds 
feuer aufgeftellten Regeln ($. 337. 338) auch hier ihre An- 
wendung. Bauveränderungen, die den Werth und Ertrag erhoͤ⸗ 
ben, erforbern eine neue Schaͤtzung. 

$. 355. 

II. Gebäude, die zur Betreibung eines Gewerbes 
dienen und daher für den Unternehmer ein Theil des ſtehen⸗ 
den Capitals find (8.342), lafien fich wieder in zwei Abthei- 
kungen bringen; 
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1) Einige find fo befchaffen, daß fie von vielen Gewerbötens 
ten benugt werben koͤnnen und häufigen Begehr finden, weßhalb 
der Unternehmer fie nicht eigen zu befigen braucht, ſondern fie 
miethen kann. Sie geben baher dem Eigenthümer einen Mieth⸗ 
ertrag und können wie Bohngebäude behandelt werden. Zu 
diefen vermiethbaren Gewerbsgebaͤuden gehören 5. B. 
Kramläden, Arbeitd: und Vorrathsraͤume, die feiner befonderen 
Einrichtung bedürfen, wie die Werkftuben mancher Handwerker 
u. dgl. Sie werden, auch wenn fie dem Unternehmer, ber fie 
benußt, felbft gehören, gerabe fo gefchägt, ald wenn fie vermies 
thet wären, und es verfteht fich, Daß bei der Befteuerung des Ges 
werb3unternehmers die Ausgabe für Miethe oder ber Zinſen⸗ 
verluft bei eigenem Beſitze mit unter den Koften des Betriebes 
aufgerechnet wird (a). 
(a) v. Jacob, 1, $. 643. 

— 8. 356. 

2) Bei nicht oder nur ſchwer vermiethbaren Gewerbsge⸗ 
bäuben, die feine abgefonderte Nutzung geben, fordern blos als 
Hülfsmittel zur Erlangung eined Gewerböertrages mitwirken, 
kann zwifchen zwei Befteuerungsmethoden gewählt werden. 

a) In der Borausfegung, daß das in folchen Gebäuden 
„ enthaltene Sapital fich in Dem Gemerbsertrage nothwendig ver: 
zinfen müffe, wird von ihnen eine befondere Hausſteuer erhoben, 
die man nach den wirklichen oder abgefchägten Kaufpreifen und 
den Erbauungskoſten anfeßt. Dagegen wird dasjenige Einkom⸗ 
men, welched mit Hülfe der Gebäude entfteht, bei feiner Beſteu⸗ 
erung unter ber Annahme, als befäße der Empfänger keine eige⸗ 
nen Gebäude, berechnet; man nimmt alfo unter die Betriebs⸗ 
koften der Landwirthfchaft (8.333), der Gewerke, Handels: und 
Dienftgefchäfte nicht bloß die Unterhaltungdkoften und die Wer 
ichlechterung, fondern auch den Gapitalzind der Gebäude auf (a). 
Nur dann ift diefer Abzug unndthig, wenn die Grundſteuer nach 
Kaufpreifen regulict wird. 

b) Man behandelt die Gebäude wie andere Theile des ſtehen⸗ 
‚ den Eapitales, deren Zind, odfchon er dem Begriffe nach immer 
als ein eigenthümliches Einkommen anzufehen iR, doch in der 
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Erfheinung mit der Grundrente oder dem Gewerbseinfommen 
verknuͤpft vorkommt z. B. bei Brunnen, Mafchinen, Werkzeugen. 
Der Srundeigenthümer (bei landwirthfchaftlihen Gebäuden) 
und ber Sewerks⸗ oder Handeldunternehmer wird daher zugleich 
als Beſitzer des Gebaͤudecapitales betrachtet, und von feinem 
rohen Ertrage wird nur die Audgabe für Unterhalt und Sicher: 
heit der Bebäude, fomie deren Abnuͤtzung abgezogen, bie wahre 
Hausrente aber wie ein Beftandtheil der Srundrente oder des 
reinen Gewerbsgewinnes behandelt und mit biefen zufammen 
In Anfchlag gebracht (6). Es faͤllt demnach eine befondere 
Hausſteuer der Gewerbögebäube hinweg und ed wird nur die 
&runds und Gewerbfieuer der Eigenthüümer deſto höher angefeßt. 

Bei landwirthſchaftlichen Gebäuden hat man audzumitteln, wel: 
her Sapitalwertb und reine Zins von Stallungen, Scheunen 
u. dgl. in jeder Gegend auf einen Morgen Adler oder Wieſe 
wifft, und darnach folche Srundeigenthämer, die nicht auch im 
Befige zugehöriger Gebäude find, verhältnigmäßig niedriger in 
die Grundſtener zu legen, wie denn auch dieſe ohne Gebäude ver- 
pachteten Grundflüde einen geringeren Pachtzind abwerfen 
würden. 


(a) Ausprüdlih in Bezug auf die Hausfteuer vorgeſchrieben in Mailand, 
Linden, I, 540. 
(8) v. Jacob, 1, 643. 644. 


g. 357. 


Das erfigenannte Verfahren ift das übliche. Das zweite 
aber, obichon nicht von Schwierigfeiten frei, hat mehrere Vor: 
zuͤge vor jenem. - 

1) Es ift der viel häufigere Fall, daß die Gebäude mit den 
Srundflüden oder ber Betreibung von Gewerben fich in einer 
und der nämlichen Hand befinden. Deßhalb verurfacht ed weni: 
ges Mühe, für ſolche Grundeigenthuͤmer oder Gewerbsunter⸗ 
nehmer, bei denen diefe Verbindung nicht flattfindet, Einen Ab: 


zug zu berechnen, ald wenn man überall die Ausgabe für Ges 


bäudemiethe zu den Betriebskoſten zu fchlagen und eine eigene 
Hausſteuer anzufegen hat. Ohnehin kann man bei einer forg- 
fältigen Grundfteuerſetzung nicht umhin, nad) den Erfahrungen 
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jeder Gegend das Werhältnig zwiſchen dem Gebäuberapital und 
dem Flächenraum und wohl auch der Fruchtbarkeit ber Feld⸗ 
güter zu erforfchen (@). 

2) Die Koftbarkeit der Gebäude trifft keineswegs immer 
mit dem Nutzen, ben fie in einem Gewerbe leiften, überein, 
was ſich bald aus der verminderten Ausdehnung deſſelben, 
bald aus einem unnöthigen, hbelberechneten Bauaufwand und 
bergl. erflären läßt. Die befannte Neigung ber Gewerböleute, 
ihre Gebäude zu vergrößern oder zu vervolllommnen, ift viel⸗ 
fältig eine Urfache von Zindverluften geworden. Die Noth⸗ 
wendigfeit einer fchonenden Behandlung if zunaͤchſt bei lands 
wirthfchaftlihen Gebäuden anerfannt worden (b), tritt jedoch 
auch bei manchen Gewerks⸗ und Handelögebäuden ein. Diejenige 
Gebäuberente, welche man aus der abgefonderten Betrachtung 
der vorhandenen Gebäude vermuthen müßte, ift von ber in dem 
Sewerbsertrage wirklich enthaltenen oft verfchieben, und offen 
bar ſollte nur die leßtere, nicht die erfte, befteuert werben. 


(a) Thaer (Mögelinifhe Annalen, VII, 513) hält eine genaue Nuss 
mittlung diefer Art für unmöglich und räth daher, von foldyen 
@rundflüden, deren Gigenthümer Feine Gebäude beſitzt, 1, — 1, 
des Reinertrages abzuziehen. — Ein allgemein anwendbarer Zahlen⸗ 
ausdruck laßt fich allerdings nicht wohl finden, da aud die Bewirth⸗ 
fhaftungsmweife, die Koften‘ der Baumaterialien und der Arbeit, bie 
Größe der Landgüter ıc. mit einwirken, doch wird man in egebenen 
Fällen die zu befolgende Regel entdecken Eönnen. Klebe se t das 
Gebaͤudecapital für 1000 Morgen auf 4000 —10,000 rl. an. [od 


angenommenen Berhältnifien auf 100 Scheffel Roggenwert * 


für den bad. Morgen beträgt, 
irten Morgens Ader abzuſezen. Beide 


die man bei der BeRteuerung ausicheiden muß. Klemann (Ency: 
Flop. lantw. Verh. S. 316) rechnet bei guten, nicht neuen Gebaͤn⸗ 
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ben ben Preisanfchlag zu */, des Rohertrages vom ders und Mies: 
land. Setzt man bielen 3. B. auf 10 Scheffel Roggen, fo wäre bas 
Gebändecapital auf den pr. Morgen 16 fi. 

Sn Frankreich wird von Scheunen, Ställen,- Keltern, Kelleen x. 
Bloß die area nad dem Anſchlage des beften Aderlandes befteuert, 
Ree. 396. — Ebenſo Rheinpreußen, ug. Inſtr. 6. 109. — Sachſen, 
Landw. Gebäude nur nach der Grundflaͤche, Gewerkogebaͤude, Gaſt⸗ 
bäufer ıc. nur nach dem mittleren muthmaßlichen WMiethertrage, 
und wenn Liefer nicht zu ermitteln ift, nach dem GErtrage des Raums, 
wenn man benfelben ale Wohnung vermiethen würde, mit Abzug 
von 50 pE&t., bei Schuppen, Kalköfen sc. bie 70 pCt. $. 127. — 
Die dftern Hausfeuer trifft nur die Wohngebäude. 


(d 


un 


4. Abfap. 
Gewerbfteuer, 


$. 358, 
Die Schatzungen konnten bei ihrer erften Einführung nicht 
we nad) einem volkswirthſchaftlichen Syfteme der verfchiedenen Ein: 
Fünfte, fondern nur nach gewiffen leicht Eenntlihen Arten und 
Gruppen derfelben angelegt werben. Man behandelte baher 
das Einkommen der Gewerböunternehmer (Gewerbsleute) als 
ein Ganzes. Daffelbe wurde zuerſt in den alten Vermoͤgensſteuern 
(Schoß) nach dem in einem Gewerbe enthaltenen Capitale an⸗ 
gelegt (a). Kleinere Gewerbsleute und bloße Lohnarbeiter er: 
hielten niedrige feſte Anfchläge (6). Als diefe allgemeine Schaz⸗ 
zung außer Gebrauch fam und durch mehrere befondere Schaz: 
zungen, in den Städten auch zum heil durch die Accife erſetzt 
wurde, begnügte man ſich meiſtens mit geringen feften Anfägen, 
außer bei einigen Gewerben, bie einen leichtfenntlichen Maaß⸗ 
ſtab darboten (c). Die heutige forgfältig abgeftufte, alle Ge: 
werbe umfaffende Gewerbfteuer gehört aber dem 19. Jahr⸗ 
hundert an (d). 

Unter Gewerbe verfieht man im weiteren Sinne jede Be: 
Ihäftigung, welche die Erlangung von Sachgütern bezwedt, im 
Segenfage folcher Verrihtungen, bei denen die Vergütung 
(Honorar, Befoldungıc.) einer höheren Beſtimmung wegen nicht 
zum Hauptbeweggrund gemacht werben darf. In einem engeren 
Sinne werden bloße Lohngefchäfte ausgefchloffen und nur die: 


, . 
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jenigen Erwerbdarten Gewerbe genannt, die mit Hülfe eines 
Capitals betrieben werden. Sie erfordern einen Unternehmer 
(I, $. 136), welcher gewöhnlich. auch Lohnarbeiter zu Huͤlfe 
nimmt. Die Gcewerböfteuer ift die den Unternehmern aufgelegte 
Schatzung. Unterfuht man die Steuerfähigfeit diefer Elaffe von 
Staatöbürgern näher, fo findet man, dag in ihrem nach Beſtrei⸗ 
tung aller Betriebökoften übrig bleibenden Einkommen zwei 
wefentlich verfchiedeneBeftandtheile unterfchieden werben müffen. 


(a) 


(b) 
(<) 


(d) 


8. B. koburg. Vermögensfleuer v. 1583, Art. 4, Hefl. Infruct. v. 
Sun. 1658, 6. 19. Hell. Inftr. v. 1700: Handelsleute 1/, p&t. ihres 
Capitals, Meifter in geringen Handwerfen 50 fl. Steuercapital, für 
jeden Geſellen 25 fl. mehr. — Magdeb. Inftruction v. 1689. $. 3. 
(bei Klewis, II, 7): von jedem Thaler „profitirter Nugung“ 4 Ser. 
als simplum. In der franz. taille personnelle war das Gewerbs⸗ 
einfommen wie jedes andere befteuert. - 
g. B. das Nahrungsgeld in mehreren preußifchen Provinzen; in ber 
Grafihaft Glaß von den meiften Handwerkern 18 Gr. 

3. B. Mühlen, Brauereien, Bäder, wo man auf ben Umfang bes 
Betriebs Ruͤckſicht nahm. In den preußifchen Städten waren di 
Rädtifchen Bürger der zur Abwendung ber Cinquartierungslaß be 
flimmten Servisfleuer unterworfen, in welder bie Handwerker 
nach der Zahl ihrer Geſellen, Stühle ıc., Kaufleute nach ihrem Ge⸗ 
ihäftsumfang, ferner jene fogen. Bonfumtionsgewerbe nad ihrer 
Ausdehnung belegt wurden. Der Servis war eine fläbtilhe Bes 
meindeabgabe und die Gemeinde konnte ihn Beliebig aufbringen, 
theild von Ländereien und’ Gebäuden (Brundfervis), theils von 
Gewerbsleuten, Befoldeten, Lohnarbeitern ıc. (Nahrungs⸗ und 
Gehaltsfervis). Das Gef. v. 30. Mai 1820 verorbnet, daß der 
Servis in die Staatöcafle gezogen wird und ermächtigt bie Ges 
meinden, Ihn auf bie Siegenfdaften umzulegen. — Die bamb. Schaͤz⸗ 
yungein frntion v. 1731 geht in der Beruͤckſichtigung gewerblidger 
Berhältniffe ſchon gerüs weit, f. Mayer, Verſuch einer Abh. über 

. 198. 


‚Steuer u. Abg., 


Kam au ber Name Kin und wieder fchon früher vor (nad Mayer 
a. a. O. ©. 187 wurde fihon 1653 in Bamberg eine Handwerks⸗ 
und Gewerböfteuer eingeführt), fo ift doch v. Juſti der Ucheber des 
Vorſchlags einer nach genauer Nusmittlung der Gewerbsgewinnſte 
eingerichteten Gewerbfteuer, Stantswirthidy. II, 373. Gr will Bei 
den Zweigen des Handels einen Gewerbögewinn von 10— 13 p&t. 
annehmen, bei den anderen Gewerben foll ber Meberfchuß des &r- 
löfes über die Koſten oder ber Arbeltsverdienſt erforſcht und von 
dem ganzen Einfommen des Gewerbsmannes follen ?/, für den’ Uns 
terhalt abgezogen werben. Vgl. Bergius Maga. IV, 127. — Zur 
Einführung der heutigen Gewerbfteuern fcheint die franzöfliche Bas 
tentfleuer den Anftoß gegeben zu haben. — Ueber die Gewerbſteuer 
f. v. Jakob, I, $. 863 ff. IT, $. 1063 ff. — v. Malchus, I, 8. 53 
—b55 und die dort angeführten Schriften. — Späth, Abh. über 
die Aufnahme der Gewerbfieuer, Sulzbach 1822. — Hoffmann. 
Die Lehre v. d. &t., S. 189. — v. Beittwig, Theor. d. Gut., 
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Soͤlle, ©. 157 (verwirft Die Gewerbſteuer, weil fie mit bee Zeit auf 

die Zehrer falle und weil der Bf. überhaupt die Steuerpflichtigfeit 

für ein „wefenlofes Phantom“ Hält und bloß die Steuerfähigkeit 

anerkenut). — Schon Sartorius (Meder die gleiche Beſteuerung, 

&. 310) erflärte fich gegen die Gewerbſteuer. 
$ 


. 399. 

Diele Beflandtheile, find: 

1) Gewerbsverdienſt, Sewerbsprofit, von welchem 
der Unternehmer feinen und feiner Familie nothwendigen Un- 
terhalt zu beftreiten und die bei feinem Gefchäfte vorfommende 
Wagniß zu. tragen bat, I, $. 237. Was diefe Ausgaben übrig 
laſſen, ift reines, alfo fleuerbared Einkommen und bildet den klei⸗ 


neren Theil des ganzen Profites, I, $. 242. Zwar ift der nofh: 


wendige Unterhalt in ‚einem gewiſſen Gewerbe ſchwer zu be: 
flimmen und man hat deßhalb meiſtens nur das ganze (rohe) 
Einkommen des Unternehmers in Betracht gezogen, allein man 
„Darf nie vergeflen, daß hievon Koften beftritten werben müffen, 
die fo nothwendig find, ald die Betriebsausſsgaben (a). 

2) Zins des angewendeten Gapitald. Er befteht, da die 
Erhaltungskoſten ıc. fhon unter den Betriebsausgaben berechnet 
werden, aud reinem Einkommen. Hat der Unternehmer einen 
Theil ded Capitales geborgt, fo muß er den Zins mit feinen 
Stäubigern theilen. Diefe fehr Häufige Xheilung der Zinfen ' 
zwifchen Dem Unternehmer und Eapitaliften ift ſchwer zu erfor: 
ſchen, deßhalb nimmt man als Regel an, daß beide fich in einer 
Derfon vereinigt finden, doch folte in der Anlegung der Steuer 
immer auf die Fälle jener Theilung Rüdficht genommen wer: 
den, fo weit fie befannt find, 3. B. bei Pachtern einer Fabrik, 
Mühle u. dal. (b). 

Im Pleinen Gewerböbetriebe, 3. B. bei den meiften Sand: 
-werlömeiftern, kommt noch ein Dritter Theil des Gewerbs⸗ 
eintommens hinzu, indem nämlich der Unternehmer auch an den 
einzelnen Gewerböverrichtungen Antheil nimmt, fo daß er an 
der Ausgabe für Gehuͤlfen etwas erfpart und folglich auch eini: 
gen Lohn bezieht, 1.5.1187. Diefer kann zum Zwede der Bes 
fieuerung dem Gewerböverdienfte gleich behandelt werden. 


(a) A. Smith nimmt an, der Gewerbsprofit enthalte neben dem Zinfe 
meiftene nur eine ſehr mäßige Vergütung für die Wagniß und 


Mühe der Capitalanwendung. Er folgert Hieraus, daß diefer Theil 
des Proſits (der eigentliche Gewerbsverdienſt) nicht beſteuert wers 
den bürfe, weil fonft der Gewerbsmann die Steuer auf die Käufer 
der Waaren oder duch Grriebrigung des Binsfußes auf die Gapis 
talbefiger wälzen müfle. — J. St. Mill, Prine. of polit. ecen. II, 
361: Von dem Gewerbseinfommeng mag ungefähr die Hälfte ale 
Sinsrente anzunehmen fein. - 


(5) v. Jakob theilt da6 aus Gewerben fließende Ginfommen in eine 

perfönliche und eine Capitals Induftrierente, welche leßtere nicht 
allein den Gapitalzins, fondern aud einen Mehrbetrag für Gefahr 
und Mühe enthalten foll (Staatsfinanzwifl. I, $ 676). Nach obiger 
Darhellung iR dieſer Mehrbetrag Beſtandtheil des Gewerbsge⸗ 
winnes. 


§. 360. 


Die Gewerbe ſind ſchwerer zu veranſchlagen, als die Grund⸗ 
ftüde und Gebäude, weshalb auch die Gewerbſteuer weniger 
einzutragen pflegt, ald man nad) ber Ausdehnung und Ergiebig- 
keit der ihr unterworfenen Nahrungszweige erwarten dürfte (a). 
‚Die Schwierigkeiten entfpringen 1) aus der Berfchiedenartig: 
feit der zu befteuernden Gewerbe, deren jedes feine eigenthuͤm⸗ 
lichen Berhältniffe des Gapitales, der Koften u. dgl. befibt, 2) 
aus dem Mangel an leicht tenntlichen Anhaltspuncten für manche 
Gewerbe, 3. B. Bankfgefchäfte; 3) aus dem flarten Einfluß, 
den Örtliche und Zeitumflände auf die Einträglichfeit eines Ge: 
werbed üben; 4) aud der Verſchiedenheit in dem Ertrage, den 
ein und daſſelbe Gewerbe den einzelnen Unternehmern gewährt, 
weil ihre Fähigkeiten, ihr Capital und manche zufällige Umſtaͤnde 
den einen gegen den anderen in Bortheil fegen. 

(a) v. Malchus, 1, 242. — In Baden trııg 1844 u. 35 Im D. die Ge⸗ 
werbfteuer 663,197 fl. oder 22,° p&t. der Schapungen, in Baiern 
1837 —41 i. D. 761,981 fl. oder 12,3 pCt. der Schagungen, in 
Oeſterreich 1847 i. D. 741,000 fl. oder 6'/, p&t. der Sch. — In Würs 
temberg iſt das feſte Verhältniß angenommen, daß die Grund⸗ und 
Befällfteuer 17/24, die Gebaube *%/,,, die Gewerbe 3/,, zu der Summe 
von 2 Mill. fl. tragen follen. — In Breußen wird die Gewerbſteuer 
nur als Ergänzung der anderen Steuern, namentlich der Claſſen⸗ 
fteuer, angeſehen. Sie trifft die Handiwerfsmeifler nur, wenn le 
mehr als 1 erwachfenen Behülfen haben. Geſetz v. 30. Mat 1820. 
Hoffmann, Die Lehre ıc. ©. 195. — Großbritanien hat feine Ger 
werbfteuer. — Im Kirchenſtaate wurde durch das Cdict v. 14. Det. 


1850 eine Gewerbſteuer angeordnet, bie aber nicht durchzufuͤhren 
war, " 
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Die Gewerbfteuer ift zunächt als die von der fogenannten 
fiäptifchen Nahrung, (Gewerke und Handel) zu entrichtende 
Schatzung betrachtet worden. Geht man indeß von dem Begriffe 
einer Sewerböunternehmung aus, fo findet man einen weiteren 
Kreis von Steuerpflichtigen, und da ed nur auf das Dafein 
"eines reinen Einkommens ankommt, fo macht e8 keinen Unter 
ſchied, ob ein Gewerbe productiv ift oder nicht. Die Gränzen, 
beidenen Die Gewerböunternehmungen einerfeitö von den höheren 
und niederen Kohnarbeiten, andererfeitö von einer bloßen Anle: 
gung eines zindtragenden Capitales fich unterfcheiden, müffen 
durch die Gefehgebung genau beflimmt werden. In der Aus⸗ 
übung hat man meiftend die niedrigeren Zweige der Lohnarbeit 
mit zu der Gewerbfleuer gezogen, weil diefelben manchen mit 
ganz geringem Gapitale betriebenen Gewerben nahe ftehen. Die 
fänmtlichen Unternehmungen, welche einer folchen Steuer unter: 
worfen werben könnten, laffen fich fo überbliden: 

1) Erbarbeit; Gewinnung von Mineralftoffen, Landwirth⸗ 
ſchaft in ihren verſchiedenen Zweigen. 

2) Gewerke; Handwerke, Fabriken, Bau⸗Unternehmungen, 
Koſthaͤuſer; 

3) Handel und deſſen Huͤlfsgeſchaͤfte, — Fuhrleute, Reeder, 
Schiffer, Bankhaͤuſer, Banken, Canal⸗ und Eiſenbahngeſell⸗ 

ſchaften (a). 
4) Dienſtgewerbe und ſolche, die den Gebrauch von 
Sachen betreffen, 3.8. Lohnkutſcher, Unternehmer von &heatern, 
Kunftreitergefellfchaften, Menagerien, Badeanftalten, — Mufl: 
canten, Schornfleinfeger, Friſeure u. dgl. - 

9) Gemiſchte Gewerbe, 5. B. Schenk: und Gaſtwirth⸗ 
fchaften, die aus Nr. 2) 3) und 4) zufammengefebt fi nd, 
Apotheker aus 2) und 3) ꝛc. 

6) Gewerbe, bei denen aus der Uebernahme einer Bag. 
niß (Rifico) Gewinn gezogen wird, PrämiensAffecuranzen 
gegen Feuer: und Seegefahr, Eebensverficherungen zc. 


(a) Fuͤr ſolche Sejellichaften pflegen in der Verleihungsurkunde ſchon 
Bekimmungen wegen ber Steuer aufgeſtellt zu werben. 
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Unter diefen 6 Abtheilungen ber Gewerbe ifl nur bei der 1. 
bie Zuläffigkeit einer Beiziehung zur Gewerbſteuer zweifelhaft. 

Bei der Gewinnung der Mineralſtoffe find die Berg 
werlöunternehbmungen gewöhnlich darum von diefer Steuer 
frei geblieben, weil man ihnen vermöge bed Bergwerksregales 
eine eigene höhere Abgabe auferlegt hatte, deren Ermäßigung 
nach dem Zuße der Gewerbfteuer jedoch fehr rathſam ifl, 
$. 181. Steinbrüce, Torfſtiche, Lehm⸗, Gypsgruben u. dgl. 
unterliegen der Grunbdfteuer und bringen ald Gewerbsunter⸗ 
nehmungen in der Megel neben der Grundrente nur einen 
geringen Reuerbaren Gewerböertrag. 

Zu derLandwirthſchaft gehoͤren: gewöhnliche Landwirthe, 
welche Feldbau und Viehzucht mit einander verbinden, — Wein⸗ 
bauer (Rebleute), Gemuͤſe⸗, Obſt⸗ und Blumengaͤrtner, — Per: 
ſonen, die ohne eigenen Feldbau Schaafzucht betreiben oder 
Kuͤhe zur Milchwirthſchaft miethen (Hollaͤnderei⸗Pachter), — 
Teich: und Flußfiſcher u. dgl. (a). Hiebei iſt zupoͤrderſt die 
Steuerfähigkeit größerer Pachter am wenigften zu bezwei⸗ 
feln, da diefe in Bezug auf Gapitalzind und Gewerböverdienft 
anderen Unternehmern gleichflehen und ein reines Einkommen 
erwerben, welches von keiner anderen Schakung erreicht wird (b). 
Kleine Pachtungen dagegen bringen wegen ded großen Mit: 
werbend unbegüterter Landleute faum mehr aldö gemeinen 
Urbeitölohn ein. Bei welcher Ausdehnung des Betriebes die 
Gewerbfieuer der Pachter anfangen und nach welcher Regel 
fie fleigen fol, dieß kann nach der Größe des abgefchäßten 
Pachtzinfes und des angewendeten Gapitales, insbeſondere 
des Viehſtandes feſtgeſetzt werben (c). 

(a) Die m aldbefiger fönnen nicht zu den Gewerbsleuten gerechnet 
(b) BL Fulda, Handb. $. 191. 192. — v. Maldus, IL $. 54. 
(ce) Die ot. taille personnelle traf auch die Pachter. Encyclop. a. a. 

D.6 Nach dem Steuer-Regulativ des Beneralgouvernem. Sach⸗ 

fen v. 3 "Ron, 1813 (bei Harl, Steuerreg. I, 373) wurden Badter 

it einem Steuercapitale an ee t, welches IT ihres Pachtzinſes ber 


‚ in Weimar verfleuern ter ganzer HN 1/, des Pacht⸗ 
— in Sachſen (Geſ. v. 4. Der. 1845, 8. 37) zahlen Re von 


6 


gen über 100 bis 1000 xl. , p&t., von gelßeren ° 2 — 
an fleinen bi zu 50 rl. 8'&gr., von 50100 xl. 15 &gt. — Be 
der britiſchen Snlommenfeusr giebt der Pachter * fowiel als ber 
Grundeigner. 

§. 363. 


Die Steuerfaͤhigkeit des ſelbſtwirthſchaftenden Grundeigen⸗ 
thuͤmers iſt ſtreitiger und ſchwieriger zu beſtimmen. Derſelbe 
zieht neben der Grundrente auch einen Gewerbsverdienſt und 
Capitalzins wie der Pachter (a), bei kleineren Beſitzungen auch 
Arbeitslohn, und dieſe Einkuͤnfte werden von der Grundſteuer 
nicht erreicht. Solche Landwirthe, die ihren Laͤndereien viel mehr 
Ertrag abgewinnen, als man bei der Anſetzung der Grundſteuer 
auf laͤngere Dauer und nach der uͤblichen Bewirthſchaftung 
annehmen durfte, z. B. durch eine ſtarke Viehnutzung ($. 333, 
Nr. 6), koͤnnten offenbar eine Gewerbſteuer tragen, auch ſind in 
mehreren Laͤndern auch wirklich alle Landwirthe, ſowohl Pachter 
als Eigenthuͤmer, unter die Gewerbſteuerpflichtigen eingerechnet 
worden (b). Jedoch ſtellen ſich dieſer Maaßregel in Bezug auf 
die Grundeigenthuͤmer mehrere Gruͤnde entgegen, wie denn auch 
die Erfahrung zeigt, daß dieſe auf ihrem Eigenthume arbeitenden 
Landwirthe von den oben genannten anderen Einkuͤnften nur 
wenig erhalten. 1) Während die Ausdehnung eines Gewerkd: _ 
oder Handelögefchäftes fich nach dem Gapitale und der Abſatzge⸗ 
legenbeit richtet und deßhalb zu einem Maaßſtabe für das Eins 
fommen der Unternehmer dient, beftimmt fich der Umfang einer 
landwirthfchaftlichen Unternehmung nach der Größe des Gutes, 
als einem gegebenen Umftande, aus dem fich keinesweges auf 
eine verhältnigmäßige Einträglichkeit [ließen läßt. Die Ländes 
zeien müffen auch unter ungünftigen Umfländen fortgebaut wer: 
den, und der Befier ift bei ihrer Benutzung durch ihre Lage und 
Beichaffenheit mehr befchränft. Naturereigniffe und unvortheil- 
bafte Preife ſchmaͤlern bisweilen das Einkommen ber Grunbei- 
genthümer, ohne daß fie ein andered Ermwerbömittel zu Hülfe 
nehmen könnten, und fie haben dann wohl Mühe, auch nur die 
Grundfteuer aufzubringen. 2) Die Gründrente wird zum Theil 
von den Binfen der Unterpfandsſchulden aufgezehrt. 3) Wäh- 
vend große Unternehmungen in anderen Gewerben nicht nur 
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einen größeren Capitalzins ſondern auch einen höheren Procent⸗ 

faß des Gewerböverdienfled vermuthen laffen, ſtehen große Land» 

güter in der legteren Hinficht meiftens ben mittleren nach und 
beichäftigen auch gewöhnlich ein verhältnigmäßig geringeres Gas 
pital (t, $. 373), weßhalb ihre Eigenthuͤmer fon von der 

Grundfteuer ſchwer getroffen werden, $. 308. Kleine Grund: 

eigner befinden fi) dagegen nach Abzug der fchon befteuerten 

Grundrente ungefähr in gleicher Lage, wie Kleine Pachter, $. 

362 (c). 4) Die Betrachtung anderer Schakungen, namentlich 

auch der anderen Gegenſtaͤnde der Gewerbfteuer, zeigt, daB es 

unmöglich ift, die Capitale volftändig zu befleuern. Dieß recht: 
fertigt eine Schonung des landwirtbfchaftlichen Gewerbes, wel: 
ches ſich der Schätung weniger entziehen fann. Wollte man 
nun die Steuer nur aufeinen ungewöhnlich hohen Ertrag legen, 
fo würde die Kataftrirung fehr verwidelt und ber Ertrag keines 

wegs belohnend fein (d). 

(a) Thaer, Landwirth. Gewerbslehre, $. 75. — Daß der Bins von bem 
ſtehenden und umlaufenden Gapitale ein neben der Grundrente fies 
genbes Ginfommen ift, bat man auch bei den Berechnungen ber 
esteren anerfannt, indem man 3. B. den Zins des Viehſtandes unter 
die Culturkoſten rechnet, |. $. 333. 8. 

(d) Nach dem naflauischen Bewerbfteuergefeg v. 1841 erhält ein Land⸗ 

wirth für eine volle Fuhr (1 Pferd oder 2 Ochfen) 100 fl., für Ya 
a (1 Pf. unter 33. od. 1 Ochs od. 2 Kühe) 57 fl., ohne Spann 
vieh 50 fl. Steuercapital, ein Weingärtner unter 11% M. 50 fl., 
von 11%—3M. 100 fl., von3—65M. 200 fl. und für fe 3 M. weis 
tee 100 fl. mehr. Ein Simplum if !/,0 des Aniala 6.— Großh. 
Heften nad) dem Geſetz v. 2. October 1813. Das Ri v. 16. Juni 
1826 läßt dagegen die Landwirtbe frei. — Die bad. Gewerbsſti. v. 
6. April 1815 befleuert die Landwirte, aber nicht höher als Tags 
löhner. Der Befegentwurf v. 1847 unterfcheidet aber 3 Klafien, mit 
einem Grundfteuercapital unter 5000 fl., von 5—15000 fl. und über 
15000 fl. — In Weimar wirb der felbftwirthichaftende Grundeigen- 
thümer fo behandelt, ale wenn er fremdes Land baute. 

(c) Die Viehſteuer kann als eine nah einem Theile des Capitals anges 
legte landwirthichaftliche Gewerbſteuer nejehen werden. Sie kam 
ſchon im 13. Jahrh. vor, Lang, S. 102. In den alten Vermoͤgens⸗ 
fteuern wurde das Vieh mit angefebt. Im K. Preußen befand neben 
dem Hufenfchoß ein Horn; und Klauenfoß (Ruh 24—30 Gr., Zugs 
thier 15 ®r., Schaaf oder Schwein 3 Gr.). Magdeb. Vichfleuer 
bis 1716 (Pferd 4 oder 8 Gr., Ochſe 3, Kuh 2 Er. ıc.), Klewitz, 
I, 58. Die alte Schockſteuer traf auch den Viehſtand. — Das ang. 
heſſ. Geſ. v. 1813 ordnete eine Viehſieuer als Beftandtheil der Ge⸗ 
werbfteuer an, und feßte als Steuercapital (worunter Gier fleuer- 
bares Ginfommen verflanden if) von 1 Pferde 2 F. 30 fr., von 
1 Zugochſen oder Barren 2 fl., 1 Kuh oder 1,, 2—Zjährigem Bugs 
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ſtier ı fl. 30 fr., von 10 Schaafen 1 fl., 1 Ziege (weil man bie Ziegen: 
zucht nicht begünfligte) 45 fr. — Daneben erhielten alle Landwirthe 
ein Steuercapital von 18 fl. — ine Befleuerung des Viehſtan⸗ 
des Tann zwar ans tem in Note (a) bemerkten Grunde vertheis 
diget werden, bat jetach wenigftens bei tem Arbeitsvieh gegen 
fh, taß der fehr veränderliche Ertrag der Landwirthſchaft (oben 

Mr. 1) genaue Beredinungen verhindert und es fehr zweifelhaft 

macht, ob Liefer unentbehrliche Theil des Kapitales ſich auch wirklich 

verzinfe. Bine Auflage von Nugvich, zumal wenn ein geringer 

Betrag deſſelben, z. B. 1—2 Kühe, 10—20 Schaafe ar. frei bleiben, 

würte fich nod am eriten in Schutz nehmen laflen, menigftens in 

Zeiten, wo bie wirklichen Preiſe ter lantwirthichaftlidden Crzeug⸗ 

nifte in Vergleich mit den bei der Grundſteuer angenommenen vor⸗ 

theilhaft ericheinen. Die Ausführung iſt jedech wegen ber zu be- 
rückfichtigenten Berfchiedenbeiten ſchwierig; z. B. ob Milchverkauf 
möglich iſt oder nicht, ob die Schaafe von hochfeiner, feiner, mitt: 
lerer oder grober Wolle find, ferner wegen ber wechſelnden Zahl des 
Maſtviehes. Bol. $. 333, Nr. 6. 
(d) Hiermit fimmt Bierſack überein, Ueber Beſt. ©. 152. 
| §. 364. 

Das Einfommen des Unternehmers ift ein Theil des ge: 
fammten Gewerböertrages und muß in einer und derfelben 
Art von Unternehmungen mit biefem ab: und zunehmen. Ber: 
gleicht man aber mehrere Gewerbszweige, fo kann in ihnen 
der Antheil ded Unternehmers einen fehr verfchiedenen Theil 
des ganzen Ertraged abwerfen. Dieß läßt fich erläutern, 
wenn man bie Einnahme des Unternehmerd in ihre Beſtand⸗ 
theile zerlegt, & 339. . 

1) Der Capitalzins muß verhältnißmäßig deſto mehr be: 
tragen, je foftbarere flehende Einrichtungen in einem Gewerbe zu 
Hülfe genommen werben und je langfamer das umlaufende Ca⸗ 
pital fich erfeßt, 3.8. wenn Vorräthe längere Zeit hindurch lie: 
gen bleiben muͤſſen (a). Die gewöhnliche Wohlhabenheit in ei: 
nigen Glaffen von Gewerböleuten (3.3. Bädern, Fleifchern, 
Brauern, Müllern) beruht hauptſaͤchlich auf diefem ftärkeren 
Gapitalbefige und der dadurch verminderten Ausdehnung des 
Mitwerbens (b). Der Zind vom umlaufenden Capital ift am 
geringften, wenn der Berwandlungäftoff nicht vom Unternehmer 
angefchafft zu werden braucht, wie bei Schneidern, Buchbin⸗ 
dern, vielen Mahl:, Del:, Schneidemüllern (nämlich ben fog. 
Kundwerken), bei Webern, Bleichern, Färbern ıc. in ber Regel; 


ferner bei Commiffiond: und Speditiondgefchäften. 
Rau, polit. Dekon. Ite Ausg. III. 2. Abth. 7 
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(a) Wenn in dem einen Gewerbe 120, in dem anberen 400 fl. ſtehendes 
und umlaufendes Capital Dazu gehören um für 100 fl. Erzeugniſſe 
abzufegen, fü nimmt von dieſem Grlöfe der Zins (zu 4 pCt.) in dem 
einen Kalle 4,8, in dem antern 16 pE&t. hinweg. 

(6) Schuhmacher, Schneider, Weber, Strumpfftrider, Tünchex ıc. haben 
ein geringes ſtehendes Gapital. Ihr umlaufentes wirt jedoch be. 
deutend, wenn fie viele Gchülfen beichäftigen. 


$. 365. 


2) Welcher Theil (Procentfag) des Rohertrags dem Unter: 
nehmer ald Gewerböp.erdienft zufalle, dieß wirb bedingt 
theild von der Größe des erforderlichen Gapitales, weil mit Die: 
fer die Stärke der Wagniß, die Schwierigfeit der Gründung und 
Leitung des Gewerbes und die geringere Stärke des Mitwerbens 
einigermaßen zufammenhängt (a), — theild von der Menge und 
Schwierigkeit der Arbeit, 3.3. dem Maaße von Kenntniffen, Se: 
fchidlichkeit, Erfahrung u. dgl. Daher muß einem Großhändler, 
Mafchinenfabricanten, Apotheker, Bauunternehmer, Buchhaͤnd⸗ 
ler, cheinifchen Fabricanten, Uhrmacher, Juwelier zc. eine größere 
Quote des Erlöfes als Gewerböverbienft zufallen, ald einem 
Fleifcher, Schmied, Müller, Weber, Zimmermeifter zc. (b). Wenn 
der Pleine Unternehmer auch gemeinen Arbeitslohn bezieht 
($. 359), fo fann diefer nur nach dem für die Gehülfen jeder Art 
von Gewerben beftehenden Sage angefchlagen werden. Diefe 
beiden Einkünfte machen zufammen einen defto größeren Theil 
des Ertrages aus, je mehr überhaupt der Unternehmer zur Er: 
zielung deffelben einwirkt. 


(a) Daß die gefahrvollere Unternehmung einen höheren Bewinnfag trägt, 
kommt hier nicht in Betracht, weil die Wagniß wie eine Ausgabe 
ee erden muß und deßhalb Fein größerer reiner Gewinn an⸗ 
zuſetzen ift. 

(d) Gin Abſatz von 100 fl. erfordert vielleicht in dem einen Gewerbe 5 
Arbeitötage des Unternehmers zu 2 fl., in dem andern nur !: Tag 
zu 5 fl., alfo resp. 16 und 2'/, p&t. 


$. 366. 

Auch dad Verhaͤltniß Ded reinen Gewinneß zu demgan: 
zen Gewerböverdienft ift nicht immer gleich. Bei vielen im Klei: 
nen betriebenen Eunftlofen Gewerben fteht fich der Unternehmer 
wenig befjer al& feine Eohnarbeiter (a). Eıweitert fich der Bes 
trieb, fo wird er nicht bloß wegen des größeren Capitales, fon: 


90 


dern auch wegen der Gelegenheit zu Erſparungen, Verbeſſe⸗ 

rungen, neuen Unternehmungen u. dergl. lohnender und wirft 

einen verhäftnigmäßig größeren Gewinn ab. Ebenfo verhält e8 
fi) mit Gewerben, die mehr Geiftesthätigkeit in Anfpruch neh: 
men, und bei denen daher fchon der Lohn höher ſteht. Welchen 

Theildes Gewerbsverdienſtes der Unterhaltöbedarf hinwegnehme 

und mo dagegen der entbehrliche, dem Wohlleben angehörende 

Theil ded Aufwandes anfange, dieß läßt fich freilich nicht genau 

audrechnen, doch wird ſich mit Hülfe der Erfahrung ohne großen 

Fehler eine Stufenteiter der ungefähren Unterhaltöfoften in den 

verfchiedenen Gewerbözweigen für jeden Ort oder Bezirk (db) 

aufftellen und eine mittlere Quote des reinen Gewerbsverdienſtes 

bezeichnen laffen (c). 

(a) Staatseinrichtungen, welche den Zutritt zu einer Art von Gewerben 
erfchweren, 3. B. firenges Zunftweten, können die Lage folcher Unters 
nehmer verbefiern. - 

(d) Wegen der ungleihen Koften der Wohnung, tes Holzcs, felbft der 
Lebensmittel sc. 

(c) Bände man 3. B. in 4 Gewerben ben mittleren Bedarf einer Fa⸗ 
milie zu 300 - 400—500— 600 fl., und wäre der ducchfchnittsmäßige 
Gewerböverdienft ohne Zinfen 350 —500 — 660-900 fl. , ſo betrüge 
der reine Gewinn ungefähre !—!—1/a—s de6 rohen. Schlägt 


man aber die Bapitalzinfen dazu, jo werben die Quoten des reinen 
Sinfommens nicht bloß größer, fondern noch ungleicher. 


G. 367. 

Die verfcbiedenen Kennzeichen, aus denen man die wirth: 
fchaftlihen Berhältniffe bei einer Gewerböunternehmung und 
insbefondere dad aus ihr fließende reine Einfommen beurtheilen 
kann, müffen bei der Anlegung der Gewerbfteuer forgfältig bes 
achtet werden. Jedes derfelben dient dazu, in der einen oder 
andern Art von Gewerben die Gewinnfte mehrerer Unternehmer 
in ihrem Verhältniß zu einander richtig aufzufaflen, allein die 
Vergleichung von Unternehmungen verfchiedener Art kann nur 
aus der Gefammtheit aller Umſtaͤnde mit, Sicherheit angeftelt 
werden. Bei verfchiedenen Gewerben tritt bald das eine, bald 
das andere Kennzeichen deutlicher hervor. Hieher gehören: 

1) Die Größe des ſtehenden Capitales, woraus füch, 
mit Rüdficht darauf, ob e8 ununterbrochen und vollftändig im 
Gebrauche if (a), die Menge der Erzeugniffe vermuthen läßt. 

. * 
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Bei manchen Gewerken ift diefed Merkmal vorzüglich bezeich: 
nend, 3. B. die Anzahl von Webflühlen (b), Spindeln in 
Spinnereien, Scheermafhinen, Drehbaͤnken, Druderprefien, 
_ Bütten in der Papiermühle, Keffeln in der Färberei, Drudtifchen 
in der Kattunfabrif, Gängen oder Rädern bei Mahl⸗, Walf:, 
Schneide, Stampfmühlen (c), Hammern und Herdfeuern bei 
Hüttenwerfen, Drahtzügen, Maſchinen verfchiedener Art (d). 
Daffelbe gilt von einigen anderen Gewerben, 3. B. Zahl und 
Beihaffenheit der Zimmer in einem Gaſthofe (e), Pferde eines 
Fuhrmannes und Kutfchers, Größe eined Schiffes (f). In vie: 
len Fällen giebt auch die Ausdehnung der zur Arbeit und Auf: 
bewahrung nöthigen Räume ein gutes Merkmal. 


(a) Würtemb. Initruct. v. 13. Dec. 1834, €. 36: Bei den Mübhlenwer: 
fen find 4 Claſſen unterfchieden je nach dem Theile des Jahres, in 
welchem fie in Gebrauch find. Handb. ©. 91. Das Nafl. Gel. v. 
1841 theilt zu diefem Behufe das Jahr bei verfchiedenen Gewerben 
in 2, 3 u. 4 Abſchnitte. 

(6) Das Tach. Gef. v. 24. Dee. 1845 unterſcheidet hiebei 1) Bugs od. 
Jacquardſtuhl, a) von 3 oder mehr Ellen Breite, b) von geringerer 
Breite, 2) gewöhnliche Stühle. 

(ce) Preuß. Gew.⸗Sti⸗Geſ. v. 1820. Beil. B. Art. I. Ein Mahlgang, der 

gewöhnlich Das ganze Jahr Wafler hat, zahlt jährl. 12 ri., fo aud 

ein Graupengang, 1 Deipvefle, 1 Sägegatier an einer Mühle, vie 
mehr als eine Säge hat (ſonſt gilt die einzige nur als haider Mahl: 

aang), 6 Srubenlocher eines Stampfwerkes. — Saͤchſ. Gef. v. 1845: 

Gin Gang einer Waflermühle monatl. !/, rl., eine hollaͤnd. Wind⸗ 

mühle 3-6 rl., eine Dampf⸗ oder Thiermühle 20—40 Ser. für 

die Pferdekraft; amerifan. Muͤhlen doppelt. 

Niederländ. Gel. tiber tie Gewerbſteuer (droit de patente) ». 21. 

Mai 1819 u. 6. April 1823: Außer dem durch tie Arbeiterzgahl bes 

ſtimmten Claſſenſatze zahlt ein Farber von jetem Kefiel 2,° fl., ein 

Tuchpreſſer von jeder Tuchprefle 4 fl., ein Kattunfabrifant von 

jeder Druckwalze 8 f., ein Gerber von jeder Kufe oder Grube 

0,51, fl, — Mahlmüblen (Tab. 3) 2—4 pEt. tes Dlietbzinies 

(valeur locative). Miele chemifche Gewerke erhalten ihren @laflens 

fag für jeden Dfen, Keflel, oder jede Feuerflätte, 3. DB. ein Hochoien 

El. 1—8, 1 Baar Walzen bei einen Gifenwalzwerf El. 9—10 x. — 

Diele Geſetze gelten aus nod in Belgien. - 

(e) 9. Niederländ. Gef. Tab. 13, auch die Zahl ter Badewannen in 
Bädern, der Billarte. 

(N Niederländ. Gef. v. 1823: von der Tonne Latungsfähigfeit eines 
Flußſchiffes je nach defien Beichaffenheit 0,%—0,% f., die Tonne 
(2000 Pfo.) zu 1 Cubik⸗GElle angenommen. 


$. 368. 
2) Größe ded umlaufenden Capitals (a). Biöweilen 
ergiebt fich eine gute Gelegenheit, die Menge verbraudter 


(d 


— 


101 


Stoffe fennen zu lernen, wenn nämlich von denſelben eine Auf⸗ 
wandsſteuer (Zoll oder Accife) entrichter wird; Fleiſcher, Braue⸗ 
reien, Branntweinbrennereien (b), Mühlen, wo eine Mabhliteuer 
beſteht; Weinhandlungen, Fabriken, weiche bloß zullpflichtige ein: 
geführte Stoffe verarbeiten. In anderen Nahrungszweigen ift 
Die Menge der bereit zu haltenden Borräthe von verkäuflichen 
Dingen in die Augen fallend : Apotheken, Kaufläden ıc. Bon 
vorzüglicher Wichtigkeit aber und zugleich leicht wahrzunehmen 
ift die Zahl der Gehülfen. Mit ihr fleigen und fallen auch 
die anderen Betriebsausgaben, und je mehr diefelben im Ver: 
haltniß zum Aufwand für die Arbeit betragen, je mehr nament: 
ich Mafchinen und Stoffe koſten, in deito flärkerem Grade wird 
durch dad Hinzutreten jedes neuen Arbeiters der ganze Ertrag 
und der Antheil ded Unternehmers vermehrt (c). Daß es uͤbri— 
gend hierbei nicht allein auf die Zahl der befchäftigten Arbeiter, 
fondern zugleich auf die Künftlichfeit oder Einfachheit ihrer 
VBerrichtungen und den darnach abgemeffenen Kohn ankommt, 
erkennt man deutlich, wenn man fid z. B. die Abflufung von 
den Comptoirbedienten eined großen Bankhauſes bid zu den 
Weibern und Kindern, die in einer Tabaks⸗, Papierfabrif ıc. 
arbeiten, vergegemmwärtiget. Mit gehöriger Beachtung aller in 
einem Gewerbe obwaltenden Verhaͤltniſſe läßt fi von dem 


genannten Merkmal ein fehr nüglicher Gebrauch machen (d). 


(a) Auch die Dauer des Umlaufes kommt in Betracht. Wenn ein Krä⸗ 
mer fein Capital Amal im Jahre umfegt, fo braucht er zu dem Jah: 
reserlöie von 12,000 fl. nur Z000 fl, weldye 150 R. Zins tragen, bei 
einjährigem Umlaufe wird er 600 fl. Zins erhalten müjlen. 

(5) Preuß. Sewerbiteuergeieg von 1820. Beil. F. G.: Aufje 24 Scheffel 
jährlihen Berbrauh an Malz oder Branntweinfchrot 8 gr. Ge: 
werbiteuer. — Niederlande: Bierbrauer und Gffigfieder von 14,000 
und mehr Hektol. Mulzverbrauh in die 1. Klafle, von 10—14,000 
H. in die 2te... . unter 250 9. in die 14 El. 

(c) Es fei bei 3 Gewerben A, B, C die Bertheilung des ganzen Erlöfes 
nad Brocenten folgende; 


A BB 6 
1) Arbeiteohn - - 2 2 2 2 60 40 20 
2) Materialverbrauh -» » >» 2 25 40 50V 
3) in . 2 2 2 2 er 2 2 rn. 6 10 14 
4) Gewerbsverdienntt.. 9 10 16 
100 100 100 


Erweitert fih nun dad Geihäft, ſo daß auf je 100 fl. des Erlöſes 
10. fl. mehr für Arbeiter ausgegeben werden, fo wächit der Lohnaufs 
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(4) 


wand bei A um !/,, bei Bum !/,, bei C um ?,,, und ba die anderen 
Antheile ſowie der ganze Erlös ungefähr in gleihem Verhaͤltniß 
ausgedehnt werden, fo fleigen die den Unternehmern zufallenven 
Einfünfte Nr. 3u.4 bei A von 15 auf 17%/,, bei B von 20 auf 25, 
bei C von 20 auf 30 fl. — 10 Arbeiter in einer Schwefelfäurefabrif, 
Gasfabrik 2c. zeigen ein größeres Cinkommen des lnternehmers 
an, als gleiche Zahl bei einem Schuhmader, Schloffer, Buchbinder ze. 
Die Zahl der Gehülfen fann demnad nur in Verbindung mit andes 
ren befannten Berhältnifien zu Bildung von Steuerfäßen in vers 
fchiedenen Gewerben gebraucht werden. 

3. B. Nieterländ. Gelege v. 1819 und 1823. In Tab. I. des erſten 
Geſetzes ift eine Menge von Gewerben genannt, bei denen die Steuer 
fih lediglich nach der Zahl der Arbeiter richtet. Dazu muß in jeder 
Fabrik ein Berzeihniß der Arbeiter aufliegen. ei Spinnereien 
wird nur die halbe Zahl berechnet. Bei 1—3 Gehülfen gehört ver 
Unternehmer der 1. Abth. der Gewerbe in die 13., bei der 2. Abth. in 
bie 15. Claſſe, bei 3—6 Gchülfen resp. in die 12. und 14. Sl. u. f. f.. 
bei 300-400 Gehülfen resp. in die 1. u. 3. Claſſe. Bei manchen 
der zugehörigen Gewerbe finden noch Zufäge nad dem ſtehenden 
Gapitale Statt ($. 367), und bei einer Anzahl vun Handwerkern 
ugleih eine Abſtufung nad den Wohnorten. GEs bezahlt 4. B. ein 
— Schreiner, Küfer, Holzdrechsler, Schieferdecker, Maus 
rer, Blafer, Schuhmader ıc. in den 6 Abtheilungen der Wohnorte 
bei TO u. m. Gehülfen 62-18 fl.. bei 50—70@. 45—13 fl., -... 
bei 1—3 Gehülfen 2,0% — 0,0 fl., ohne GBehülfen 1,0 — 0,50 fl. 
In Würtemberg werden tie Handiwerfe in Hinficht auf Capital und 
Ginträglichfeit ın 4 Abtheilungen gebracht, deren jede 9 Claſſen in 
fi begreift, 1) bei nicht vollem, 2) bei vollem Betriebe durch 1 
Menfchen, 3) mit 1 Gehülfen, 4) mit 2—3 Gehülfen, .... 9) mit 
10—24 Gehülfen. Jede Glafle hat wieder Abftufungen, bie dazu 
dienen, nad indiwiduellen, localen ıc. Rüdfidhten einen Spielraum 
für die Einſchätzung darzubieten. In der 4. (höchften) Abtheilung 
1. B. ſtehen Buchdruder, Inſtrumentenmacher, Juweliere, Ramins 
feger, Hammerichmiede, Wechanifer, Dethgerben, Scyieferdeder u. a. 
Hier ift der Steuerfag in der 1. Claſſe 42 fr. bis 2 fl. 24 fr., in ber 
2ten 2fl. 12 Fr. — Tfl. 12 fr., in der 3ten 2 fl. 48 fr. — 9 fi. ..... 
in der Yten 23 fl. 48 fr. — 56 fl. 18 fr. So beftehen- bloß für die 
Handmerfe 180 verfchiedene Säpe, wobei jedoch viters eine Zahl 
3—4mal vorfoinmt, was ſchon eine unnöthige Verwickeltheit andeu⸗ 
tet. — Sm Großh. Heffen wird bei einem Theil der Gewerbe für fe: 
ven Gehülfen !', des Normalfteuercapitals zugefeßt. — Sachſen: für 
jeben Geſellen vder technifch ausgebildeten männlichen Gehülfen 1/, 
des Tariffages mehr, für Gehülfen ohne ſolche Biltung, ferner für 
weibliche und für Lehrlinge %/,, doch ift ein Lehrling frei. 


$. 369. 
3) Größe des Abſatzes oder der bezahlten gewerblichen 


Leiftungen, 5. B. Menge der transyportirten Waaren, der be: 
herbergten Perfonen. (a). Bei manchen Gewerben bietet ſich 


eine 


Gelegenheit dar, diefe Menge zu erfahren, aus der man 


dann den ganzen Gemerböertrag ermitteln fann (b). In meh⸗ 
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reren Staaten hat man die Steuerfäge nach der Einwohnerzapl 

des Ortes abgeftuft, weil man annahm, daß fich nach ihr der 

Abſatz der Gewerböleute richte (c). Hieruͤber läßt fich Folgen: 

deö bemerfen: a) Bei Gewerben, deren Erzeugnifle eine weite 

Berfendung ertragen, iſt Die Größe des Wohnortes gar nicht 

entfcheidend. Viele Fabriken find wegen des wohlfeilen Brenn: 

ſtoffs, der Wafferkraft, der Nähe des Verwandlungsſtoffes ıc., 
auf dem platten Lande angelegt worden. b) Andere Gewerbe, 
die in der Regel nur einen örtlichen Abſatz haben, können doch 

in benachbarten Drtichaften zahlreiche Abnehmer finden, 5. 3. 

Dorfhandwerker in der Naͤhe von Städten, oder ausnahmsweiſe 

für einen weiteren Umkreis arbeiten, 5. B. Töpfer bei vorzüg: 

lich gutem Lehme, Schuhmacher, Schreiner, Bierbrauer zc. bei 

. auögezeichneter Geſchicklichkeit. c) Wenn ein Gewerbe in einem 

gegebenen Falle für rein örtlich erfannt wird, fo fann man aus 

der von den Einwohnern verbrauchten und nicht etwa auf andere 

Weiſe bezogenen Waarenmertge auf den Abfag fämmtlicher Ge: 

werbögenoffen ded Ortes jchließen und hieraus einen Mittelfa 

des auf jeden Unternehmer kommenden Ertrages ableiten. 

d) Manche Handwerker arbeiten zwar nicht allein für die Orts⸗ 

bewohner, finden jedoch an einem volkreicheren Wohnfige wegen 

der Leichtigkeit der Beſtellungen und des Verkaufs erhebliche 

Vortheile, und ein Theil der zugehörigen Verrichtungen, 3.3. 

die Ausbefferungen älterer Gewerfswaaren, ift faft ganz auf 

den Ort beſchraͤnkt. Bei folchen Gewerbszweigen iſt ed ange: 
meffen, im Allgemeinen den Steuerbetrag nad) der Größe des 

Wohnortes fleigen zu laffen, doc) nicht fo ftarf, wie im vorigen 

Falle, und ebenfalls mit ver Rüdficht auf die individuelle Aus: 

dehnung des Betriebes. 

(a) Nieterl. Gef. v. 1519 u. 1823, Taf. 6. Krämer bei einem Abfag 
von 150,000 fl. u. m. in die 1. Claſſe, Dei 100,000 — 150.000 
exel. in tie 2te, 75,000 — 100,000 in Die 3te ...., unter 1000 fl. 
in die 17. Cl. — Taf. 15. Theater u. a. Belufiigungen im Schau: 


fpielhaufe bezahlen 1 p&t. des Eintrittsgeltes jeder Borflellung, das 
Haus als voll angenommen. 

(d) 3. B. Naffau: Bierbrauer unter 50 Ohm jährl. in die 1. Glafle, 
unter 75 in die 2te, unter 100 in bie 3te und für je 50 Ohm welter 
um 1 Claſſe höher. 
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(e) 


(4) 


Sp 3.23. tie frauzöflfche Steuerpatentabgabe, |. $. 374. Irde der 7 
Bewerbsclaffen hat wieter 7 Stufen, die oberfte für Städte von 
100,000 Einw. und darüber, die unterfte für weniger ald 5000 @. 
Doch erſtreckt ſich dieſe Gintheilung nit auf alle Gewerbe. — 
Preuß. Gef. v. 30. Mai 1820. Gef. Samml. Rr. 14. (Sinnhold) 
Die Gewerbfteuerverfaflung des Pr. Staats, Liegnig, 1831. 4°. 
Hier werden unterfchieden 1) die 10 größten Städte, 2) tie 133 
(jet 121) mittleren, 3) die übrigen Orte über 1500 Ginw., 4) die 
fleineren. — Das a. bad. Geſetz nimmt viererlei Orte, nämlich Dörs 
fer — Stäbte und Märkte unter 3000 &. — ſolche von 3—6008 — 
und über 6000 E. an, der Entw. v. 1847 erhöht diefe Zahlen auf 
4000 und 10,000. — Naſſau: nur Städte und Land. — Auch in 
Oeſterreich richten fich bei den verichiebenen Arten der Gewerbe bie 
FR zum Theile nach der Größe der Orte. 
Daß preuß. Geſetz fellt für jedes Gewerbe in jeder ber 4 Abthei⸗ 
lungen einen Mittel: und einen niedrigften Sag auf. Jener wit ber 
Zahl der Sewerbtreibenten der Stadt oder (in ter 4. Abtheilung) 
des Kreifes vervielfacht, zeigt die von denfelben im Ganzen aufzus 
bringende Summe. Wer nicht einmal ten niedrigen Satz zu ent⸗ 
richten vermag, muß das Gewerbe niederlegen. Orößere Gewerbs 
treibende müſſen das decken, was die Eleineren in demfelben Nah⸗ 
rungszweige unter dem Mittelfage bezahlen, und für dieſe Ginreihung 
find beflimmte Progreffionen vorgefchrieben. So z. B. 


Abth. 1. 2. 3u. 4. 
für Kaufleute 
Mittelſaz... Or. 18c. 12 r1. 


Niedrigſter Sag . . 12, 5 „ 6„ 
für Handwerfer 

Mittel . . » . dal. 6 rl. 4 rl. 

Niedrigfler Sub . . 4 2, 2. 


Die Steigerung ift 4-6 —8—12— 18—24—30-—-36—45— 60 r1. 
u. fe fe — Den Kaufleuten, Gaſt⸗, Speiſe⸗ und Echenkwirthen, Bäfs 
fern, Schlädhtern, ift es geflattet, die Steuer unter ſich durch Abge⸗ 
orbnete umlegen zu laffen. Den übrigen Gewerben fann dieß, wo 
die Dertlichfeit e8 ausführbar macht, ebenfalls bewilligt werben. 
Jede ſolche Geſellſchaft wählt jährlich aus ihrer Mitte 5 Abgeorbs 
nete, und zwar 1 aus den größten, 1 audtden geringiien, 2 aus ten 
mittleren Unternehmern, den fünften beliebig; a. Geſ. 6.26 bie 59. 
— Bea Biden und Fleiſchern in Städten der 2 eriten Abtheilun: 
gen werden auf jeden Einwohner resp. 8 und 3-6 Pfenn. teten 
Thlr. zu 24 Groſchen) gerechnet, um daraus die Steueriduldigfeit 
aller Meiſter in jedem diefer beiden Gewerbe zu finden; 3. B. 10,000 
Einw., zu 5 Bf. angefeßt, machen 243 rl., wovon bei 15 Bädern 
auf jeden 16'/, rl. Mittelfag kommen. Bemerkungen gegen tiefes 
Geſetz bei v. Jakob, 11, $. 1099. 


$. 370. 
4) Auch der voffenkundige Grad von Wohlftand 


einer Claſſe von Gewerbtreibenden, fowie Einzelner unter ihnen, 
fann mit in Erwägung gezogen werden, nur iftim letzteren Falle 
zu erforfchen, ob der Gewerbsmann nicht zugleich andere Ein: 


nahındquellen habe. Die Höhe des Lohnes der Gehuͤlfen ver: 
dient ebenfalls Beachtung, weil hierin die Untergränge für dem 
Antheil ded Unternehmers liegt, 8.359. Ob und wie weit das 
wirkliche Einfommen der Sewerbtreibenden diefen unterften Be: 
- trag überfteigt, dieß läßt fich auch ohne ein gehäffiges Ausfpähen 
häuslicher Dinge aus der ganzen Lebensweiſe diefer Familien 
und aus der fihtbaren Zus oder Abnahme ihred Vermögens ab: 
nehmen (a). Dat man fich für ein Gewerbe eine foiche, wenn 
auch nur einem gegebenen Orte und Zeitpuncte entjprechende 
Regel gebildet, fo kann wieder der Einzelne mit der Mehrzahl 
feiner Genofjen verglichen werden, und hiebei wird von felbft 
der mit fremdem Capital Wirthichaftende ($. 359, 2) den Ein: 
druck einer geringeren Vermoͤglichkeit hervorbringen. Iſt ein 
Betrieb verpachtet, 3.3. eine Gaft: oder Schenfwirthfchaft, ein 
Brauhaus ıc., fo muß der volle Steuerbetrag zwifchen Pachter 
und Berpachter gethrilt werden. 


(a) Späth, a. Abhandlung, will die Regulirung nur vorgenommen 
fehen nad) dem Aufwande tes Unternehmers und nad tem Kauf: 
preife, den man für cin Gewerberedyt entrichtet. Lepter Umftand 
fallt mit der Berfäuflichfeit der Berechtigungen hinweg. 


$. 371. 


Die große Verfchiedenartigkeit der bisher betrachtiten Um: 
ſtaͤnde koͤnnte zu dem Entſchluſſe führen, fich bei der Entwer⸗ 
fung eines Gewerböfatafters ganz auf die beftellten Schäßer zu 
verlaffen und ihnen in der Bildung der Steuerfäge freie Hand 
zu geben (a). Dann würde fi die Sorge der Regierung nur 
darauf befhränfen, eineleichtverftändliche, Die Natur der zu be: 
fleuernden Einfünfte und die Bedingungen und Kennzeichen 
ihrer Größe entwidelnde Geſchaͤftsanweiſung aufzuftellen (b) 
und fodann fähige und zuverläffige Taratoren aus den Bürgern 
jedes Ortes oder Bezirkes zu wählen, die unter ber Leitung eines 
Beamten arbeiteten. Dieß Verfahren wiirde zwar die Beach⸗ 
tung aller gegebenen Verhaͤltniſſe erleichtern, allein es hat auch 
erhebliche Schattenfeiten, denn der Mangel thatfächlicher An: 
lehnungspuncte gibt der Willfür und dem Irrtum zu weiten 
Spielraum und ed ift nicht möglich, durch fpätere Prüfung und 
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Vergleichung der Steuerfäge die möthige Gleichfoͤrmigkeit im 
ganzen Lande zu erreichen. Es ift deßhalb ficherer, durch allge 
meine Borfchriften einige Begränzung des vor den Schägern 
liegenden Feldes zu geben. In manchen Staaten iſt man fogar 
in der Auffielung allgemeiner Regeln zu weit gegangen, fo daß 
für dad Ermeſſen des einzelnen Falled zu wenig Freiheit blieb. 
Dad reine Einlommen der Unternehmer hängt von vielerlei 
Urfachen ab, diefich nicht an gleichförmige Merkmale und Kenn: 
zeichen Inüpfen laffen, und wenn dem Gutbünten gar nichts 
überlaffen wird, fo fann ed nicht auSbleiben, daß die Anichläge 
bisweilen unrichtig werden. 


(a) ©. 2. 3. der bair. Gefeßentwurf von 1828, dem in dieſem Buncte 
der Ausſchuß der Kammer der Abgevroneten beiftimmte. Dahin neigt 
ſich — Jakob, II, $. 1092, doch mit einigen Beſchraͤnkungen, 


(6) Die Difeigen Geſetze und Inftructionen lafien hierin viel zu wün⸗ 
fchen übrig. 


g. 372. 


Aus diefen Sägen ergeben ſich nachftehende Regeln zur 
Anlegung der Gewerbſteuer: 

1) Als Vorarbeit dient die Erforfchung der wirthichaftlichen 
Verhältniffe aller Gewerbe, der zu einem gewiflen Erzeugniß 
erforderlichen Menge von Arbeit und Capital, Die Art wie ſich 
der ganze Erlös vertheilt u. dgl. Man kann bei jedem Gewerbe 
von.einem gewiffen Lohnſatze ald minimum auögehen und un: 
terfuchen wieviel jeder einwirkfende Umſtand zur Vermehrung 
dieſes Fleinften Einkommens beiträgt. 

2) Da fih nicht bei allen fteuerpflichtigen Gewerben die naͤm⸗ 
lichen Anhaltöpuncte finden, fo werben jene in mehrere Abtheilun⸗ 
gen gebracht, deren jede ihre befonderen Hülfdmittel zur Schägung 
darbietet. So können die Handwerfe mit kleinem und dagegen 
mit beträchtlichem Eapitale, — Zabriken, — Gewerke, welche 
die gemeinften Nahrungsmittel bereiten, ald Bäder, Fleifcher, 
Bierbrauer, — der Großhandel nebft dem Bankgeſchaͤfte, — 
ber Kleinhandel, — Saft: und Schentwirthfchaften, — Fuhr⸗ 
und Schiffergewerbe, — Dienftgewerbe rc. in ebenfoviele Grup: 
pen getrennt werben (a). Für jede derſelben werden die bei ihr 
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vorzüglich brauchbaren Kennzeichen der Einträglichkeit bezeich- 
net, bei einigen die Größe des Ortes, bei anderen die flehenden 
Vorrichtungen ıc. ($. 367—70). 

3) Bei jeder Abtheilung von Gewerben ift die Regel an: 
zugeben, um den Steueranfchlag nach derZahl und Befchaffen: 
beit der Gehülfen zu erhöhen. 

4) Es ift zweckmaͤßig, für jede Abtheilung oder für mehrere 
derfelben eine Anzahl von Claſſen aufzuftellen, deren jeder ein 
gewifler Steuerfag oder irgend ein Anfchlag beigefegt wird. 
Die verfchiedenen Arten von Unternehmungen können fchon im 
Allgemeinen in diefe Claſſen eingereiht werden, aber dieß darf 
nicht fo unbedingt geſchehen, daß auf individuelle Umftände nicht 
die gehörige Nüdficht genommen werden fönnte. Man muß 
alfo etwa noch die Wahl zwifchen mehreren Haupt⸗ oder Unter: 
claffen freigeben, oder eine Abänderung ded aus der Stellung 
in einer Claffe fich ergebenten Anfchlages geftatten (b). 

5) Einer Sommiffion von achtbaren und unterrichteten Bür: 
gern jedes Ortes, zum Theil aus der Claſſe der Gewerbtreiben: 
den, wird unter Mitwirfung des Katafterbeamten die Abfchäz: 
zung aller einzelnen Steuerpflichtigen auf den, in vorftehenden 
Sägen enthaltenen Grundlagen Übertragen. 

6) Laͤßt fich ein brauchbarer Anfchlag für fammtliche Unter: 
nehmer eines Gewerbes an cinem Orte im Ganzen erlangen, 
fo fann die Vertheilung der Summe unter die Einzelnen dem 
Bereine der leßteren überlaffen werden, weil fie gegenfeitig ihre 
Gewerböverhältniffe am beften ennen. Freilich entſtehen hiebei 
keicht Streitigkeiten, zu Deren Vermittlung der Beiftand eines 
Steuerbeamten nöthig wird (c). 


(a) Deiterr. Induſtrial- oder Gewerbäfteuer, Batent vom 31. Der. 
1812, Deeretv. 11. Sept. 1822. 1) Yandesfabrifen in 8 Claſſen von 
40 - 1500 fl., 2) Großhandlungen in 9 Abtheilungen von Orten, für 
jete mit 3—8 Claſſen, 3) Künfte und Gewerbe ebenſo, von 1—300 fl. 
4) Dienfigewerbe ebenfalls in verichiedenen Abtheilungen für Wien, 
Provinzialhauptfiädte, Eleinere Stätte ꝛc., überall mit mehreren 
Glaffen nach Art des Gewerbes, Ort, Gehülfenzahl. Capital und 
Geichiclichfeit des Unternehmers. — Würtemberg: 1) Sand: 
werfer und Kleinhändler (unter 200 fl. Gewerbecapital), 2) Hands 
lungen und Fabriken, 3) Mühlen und andere Werfe, die von mehs 
reren Runden gegen Lohn benugt werten, 4) Wirthfchaftsgewerbe, 
a) im engeren Sinne, b) Getränfefabriten. Zu 1) f. 8. 368 (d). — 
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(8) 


Bu 2) muß jeder Gewerbsmann fi nach feinem ganzen Gewerbe: 
Gapital in eine von 15 Hauptelaſſen emreihen, worüber dann eine 
Prüfung angeftellt wird. Hierauf beftiimmen die Schäßer, in welche 
von den .3 Unterclaflen jeder Hauptelafle der Unternehmer zu ſetzen 
ſei. — Auch für 3) und 4) beſtehen Claſſen und in denſelben Ab: 
fufungen. — Die meiften Unterfcheidungen haben die Nieberländ. 
Gewerbsgeſetze. — Saächſ. Bel. v. 24. Dec. 1845: 1) Kaufleute, 
2) Händler, 3) Fabrikanten, 4) Gaſt⸗ und Speifewirthe, 5) Fleifcher 
und Bäder, 6) Müller, 7) Schiffer, 8) Yuhrleute, 9) Bachter von 
Land und Gewerksanftalten, 10) Handwerker, Künftler, 11) Um: 
dergiehende Sewerbeleute. 

8.8. Großh. Heff. Gef. vom 16. Juni 1827: 7 Claſſen von Gewer: 
ben, die erite mit 2 Unterabtheilungen; ferner Orte des 1., (Darım- 
ſtadt und Mainz) 2. und 3. Ranges, alſo 24 Fächer für die Nor⸗ 
malſteuercapitale, 3. B. in der unterften Clafle nach den 3 Arten 
von Wohnorten 12—6—3 fl. Nach der Zahl von Gehülfen und dem 
Miethwerth der benugten Bäume werden Zufchläge zu den Claſſen⸗ 
fügen gemacht; f. v. Hoffmann, Beiträge, ©. 77. — Bat. Ges 
werbfieuerordnung: 10 Claſſen des perfünlicdhen Verdienſtes. Gin 
Theil der Gewerbe itt ohne Nüdfiht auf die" Orte eingereiht, 3. B. 
Schiffbauer in die Ite, Papiers, Mahl⸗, Oel⸗ und Pulvermüller in 
die Ate, Spediteurs in die Ste, Banquiers in die Bte Elafle; andere 
kommen an verfchiedenen Orten in verfchiedene Claſſen; z. B. Tün- 
her, Schornſteinfeger, Hutſtaffirer, Bürftenbinder, Mäfler fteben 
auf Dörfern in der Iten, in Städten über 6000 €. in der 4. Blafle. 
Nach der Zahl der Gehülfen wird ein Zufchlag gemacht, $. 373 (a). 
Abgeänderte Bintbeilung in 16 Claſſen und mit der Befugniß, eins 
zelne Meifter gewiſſer Handwerke in die nächfihöhere und niedrigere 
Elafie zu Segen, Entw. v. 1847. — Naffau: 22 Claflen mit einem 
Steuercapitale von 20 — 30,000 fl. Die meiften Gewerbe find, je 
nachdem fie in einer Stadt vder auf dem Lande betrieben werden, 
fet in eine gewifte Claſſe gebracht, andere werden ohne Nüdficht 
auf den Ort nach verfchiedenen Kennzeichen eingeihäßt, 3. B. Mahl: 
müller. — N. Niederländ. Gef. Tarif A 15 Blaflen, deren Steuer: 
fäge von 180 fl. bis 0,5 fl. herabgehen. Tarif B. 14 Claſſen und 6 
Dei ungen der Mohnorte, 3. 3. Blaffe 1. 100—50 fl., 14. Claſſe 
1,0 0,5 fl. 


(c) Bol. $. 369 c) und d). In Sachſen werden in großen und Mittel: 


fädten 26, 16 oder, 10 rl. auf jeden Großhändler angenvinmen und 
die Summe für jeden Ort wird durch einen Ausichuß der Bethei⸗ 
ligten umgelegt. Bei Babricanten gefchieht die Bertheilung in einem 
ganzen Steuerbezirk. 


g. 373. 


In einigen Ländern wird die Gewerbfteuer in zwei abgefon- 


dertausgemittelte Abgaben zerlegt, nämlich die Eteuer von dem 
Arbeitöverdienft des Unternehmers, mit Beifchlägen für Die ge: 
gebene Zahl von Gehülfen, und in die Steuer von dem Ertrage 
des angewendeten Sapitaled (a). Diefe Eheilung entfpricht den 
beiden Quellen desGewerbseinkommens, namlidy Arbeit und Ca⸗ 








pital, und fommt ungefähr mit ber Unterfcheidung des Gewerb⸗ 
verbienftes und Capitalzinfes (9. 399) überein, nur daß jener 
ebenfalld unter dem Einfluffe des Gapitales fteht und mit ihm 
fteigt oder finft, 8.36%. Gegen diefe Einrichtung läßt fich vorzuͤg⸗ 
lic) erinnern, I) daß durch die Zufammenfehung ded Steueran: 
ſchlages aus zwei Theilen der Ueberblid einer Unternehmung im 
Ganzen, nach feiner Gefammterfcheinung und im Bergleiche mit 
dem Zuftande anderer Unternehmer erſchwert wird; 2) daß man⸗ 
che andere gute Kennzeichen unbenutzt bleiben und hauptfächlich 
die Erforfhung des Capitales zu Grunde gelegt wird, die öfters 
fehr ſchwierig ift, z. B. wenn die Vorräthe in verfchiedenen Zeits 
puncten des Jahres fich fehr verändern, oder wenn ein Xheil bes 
umlaufenden Capitals nicht in die Augen fällt, wie im auswaͤr⸗ 
tigen Handel, in Bank: und Affecuranzgefchäften u. dgl. (b). 
Doc ift die Erfahrung diefer Methode nicht ungünftig. Zu tb: 
rem guten Erfolge gehören folgende Bedingungen (c): a) Der 
Arbeitöverdienfi des Unternehmers fol nicht bloß nad) dem 
Grade der perfönlichen Mitwirfung deffelben in jedem Gewerbe 
($. 369), fondern auch nach der Ausdehnung des Betriebes ge: 
Ihäßt werden. Hiezu giebt allerdingß die Zahl der Gehuͤlfen einen 
Maaßſtab, es ift aber nöthig, mehrere Claſſen von diefen ju uns 
terfcheiden ($. 369), fo daß eine Zahl von Gehülfen einer nie: 
drigeren Claſſe den Steuerfag des Unternehmers weniger erhöht, 
ferner fcheint es beffer, den Beiſchlag für jeden Gehuͤlfen fo 
zu beflimmen, daß er eine Quote jenes Steueranfchlaged bildet. 
b) Es muß genau vorgefchrieben werden, welche Theile beidem 
Gewerbscapitale zu beachten feien, und wie daffelbe, mit Zus 
ziehung des Unternehmers, abgefchägt werden folle (d). 
(a) Bad. Gewerbfteuergei. v. 6. Apr. 1815 (Ramm) Sammlung der 
Berordnungen u. Erläuterungen, w. auf das Gew. St. Gef. im Er. 
DB Bezug haben, 1834. Gefegentwurf vom 31. Dec. 1847 moch nicht 
zur flandifchen Berathung gelangt), Es find 1) 10 Glaflen tea 
perfönlihen Verdienftes von 500 — 6000 fl. Steuercapital, 
was, nad dem jehigen Fuße von 23 fr. auf 100f., 1 R. 55 fr. — 
23 fl. macht. (Neuer Entwurf, 16 Claſſen bis zu 12 000 fi.) 
Bei den Gehülfen werten unterfchieden a) Arbeiterinnen, Knechte, 
Hausknechte ıc., jene mit 50 fl., die Dänner mit 100 fl. Beifchlag 


für den Unternehmer, b) gewerbsfundige Arbeiter; find es 1—5 
(Entw. 10), fo wird für jeden dem Berrienftcapital bee Gewerbe: 
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(8) 


(c) 
(@) 


manncs !/, zugefügt, won jedem über 5 aber nur 100 fl.. wie bei 
a) (B. v. 29. April 1816). 2) Zum Betriebscapitale werden 
gezahlt: Mafchinen, Geräthichaften und Werkzeuge, — vorräthige 
Natur⸗ und Kunftproducte nach ihrem Durchſchniitsbeirage. — Werth 
der Gewerböberechtigungen, aber nicht Geldvorräthe und acliva, 
fo wie auch die passiva nicht beachtet werden. Yür dieſes Betriebs: 
capital find 15 Glaffen gemacht, 3. B. 1. Claſſe 4—600 fl., gerech- 
net zu 300 f., 10. Claſſe 7—9000 fl., gerechnet zu 7800 fl., 15. Claſſe 
über 22,000 fl., für voll angefchlagen. (Entw. 20 Claſſen, tie legte 
über 45,000 fl.) — In Würtemberg (a. Inſtr. v. 13. Dec. 1834) 
ift bei Fabrifen und Hantlungen mit jeder Clafle des Gapitales cin 
beftimmter Steuerfab der „Arbeitsrente” des Unternehmers und 
jedes Gehülfen verbunden, 3. B. in der 1. Glafle, von 2—500 fl. 
Capital macht der Steuerfag a) von der Verfehröjumme in 3 Uns 
terabtheilungen 48 ir. — 1fl. 24 fr., — 2fl., b) von der Arbeites 
rente bes Principals 2 fl. 24 kr., jedes Gehülfen Ir Elafle 36 kr., 
2r Claſſe 1 fl. 12 Er. Inder 15. (höchften) Claſſe, von 125,001 bis 
160,000 fl. u. f. w., wird entrichtet a) von der Verkehrsſumme 
540 — 580 — 640 fl., b) von ter Arbeitsrente Fi Principals 15 fl., 
eines Gehülfen ir Glafle 5, 2r Claſſe 10 fl. Bei Mühlen und 
anderen Werfen, fowie bei Gaft: und Schenfwirthfchaften wird gleich⸗ 
fall& eine befondere Steuer der Arbeitsrente von tem Ertrage jedes 
—5 oder jeder Maſchine und ein Beiſchlag für die Gehülfen 
angeſetzt. 
Beim umlaufenden Capitale kann am leichteſten gefehlt werden und 
namentlich muß der bei Abnehmern ausftehende Theil deſſelben wegen 
ber Unmöglichfeit feiner Ausmittlung ganz außer Anfag bleiben. Das 
ftehende Gapital wird nur nach feiner Große, nicht zugleich als Kenn⸗ 
eigen berüdfidhtigt. x " 
gl. v. Malchus, I, $. 56. ‚ 

Das Steuercapital der Gewerbe in Baden war zu Ende bes Jahres 
1834 147 Mill. fl. (119 fl. auf den Kopf der Ginwohner, max. 133 fl. 
im U.⸗Rhein⸗, min. 110 fl. im Ob. :RhHeinfreife), wovon nur un: 
gefähr 22 Mill. oder 15 pCt. auf das Betrieböcapital treffen. Bon 
174,000 Steuerpflichtigen verjteuterten 157,800 gar fein Betriebes 
capital (weil fie nämlid unter 400 fl. Hatten), worunter 87,650 
Zandwirthe und 10,950 Taglöhner, 12,000 fanden in Claſſe 1—4, 
mit höchftens 1500 fl., 4200 in Cl. 5—9 mit mehr als 15000 fl. 
Betricbscapital, Bei fat allen Gewerben ift ein Theil der Unter- 
nehmer ohne Anfag für das Betriebscapital geblieben, 3. B. 2060 
Bäder, 54 Bierbrauer, 962 Specerrihändler, 243 Mahlmüller, 29 
Goldarbeiter. Im Durchſchnitte derjenigen, welche ein ſolches Capi⸗ 
tal verfteuern, beträgt daſſelbe bei Kattunfubrifanten 31,929 fl., 
Banquters 30,460 fl., Bapierfabrifanten 11,450 fl., Tabaksfabri⸗ 
fanten 9700 fl., Bijouteriefabrif. 8940 fl., Buchhändlern 5200 fl., 
Apothefern 3880, Buchdrudern 2660, Mahlmüllern 1900, Holz⸗ 
bändlern 1890, Brauern 1730, Rothgerbern 1490, Specereihändlern 
1050, Gaftwirthen 920, Bädern 420 fl.; dieſe Säte find vermuth⸗ 
lich alle zu niedrig. — Betrag des ganzen Gewerbfteuercapitals 
für 1847 

Betriebscapitale - © 2» 0 0. 32,818,600 fl. 

Anfchläge des perfünl. Verdienſtes 132,855,125 „, 

Zufag für Gehülfen . -. - » . 10,238,025 „, 


zufammen 175,911,750 fl. 
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$. 374. 


Die franzöfifche Patentfteuer hat das Eigenthuͤmliche, 
daß auf die Verfchietenheiten in der Lage der einzelnen Unter: 
nehmer nur wenig (a) NRüdjicht genommen wird. Jedes 
Gewerbe erhält cinen einzigen, oder mehre nach der Einwoh⸗ 
nerzahl ded Ortes abgeftufte Steuerfäße, und alle Gewerbsleute 
in einerlei Gefchäft und Ort entrichten gleichviel, weßhalb auch 
die Steuer fogleich bei der jährlichen Erlaubniß zur Betreibung 
eined Geſchaͤftes vorausbezahlt wird und fich einer Gebühr naͤ⸗ 
bert, $ 243. Gin Vorzug diefer Patent:Abgabe ift ed, daß fie, 
mit Befeitigung jeder Willfür, nach einer feften Regel und ohne 
Mühe erhoben wird (b). Wenn man aber von ihr rühmt, daß 
fie zur Erweiterung der Gewerbögefchäfte erınuntere, weil fie 
dann immer weniger fühlbar werde (c), fo ift dieß ein zwe.: 
deutiger Vorzug, denn diejenigen Gewerböleute, die ihren Be⸗ 
trieb nicht auszudehnen vermögen, werden dabei zu ſtark getrof: 
fen. Die Patentfteuer enthält eine weder gerechte noch volks⸗ 
wirtbfchaftlich zweckmaͤßige Brgünftigung des großen Betriebes, 
und hierin liegt eine weit größere Ungleichheit, als in den Feb: 
lern, die man bei der Einfchägung der Gewerböleute nad) ihren 
muthmaßlichen Einfünften unvermeidlich begeht. 

(a) Nur in dem droit proportionnel, welches in 5 Proc. von dem muth⸗ 
maßlichen Mierbzinfe der für ein Gewerbe verwenteten Hausräume 
beſteht, unterfcheiten fich die Entrichtungen mehrerer Unternehmer 
derfeiben Art an einem Orte. Es wird nur in den erften 5 Claſſen 
ter Gewerbe erhoben. Im den Nieterlanden ift die franzöftiche Ger 
ſetzgebung infofern abgeindert- worden, ale man bei der Binholung 
des jährlihen Gewerbſcheines (Batentes) nur eine geringe Gebühr 


bezahlt und Dagegen der Gewerbſteuer nach deutſcher inrichtung 
unterworfen ift. 

(db) v. Malchus, I, 6. 55. 

(ce) Eine 1829 in Frankreich niedergefeßte Commiſſion trug auf Aen- 
derung des Gewerbſteuerſyſtems an und wollte, daß Jeder nach den 
Kennzeichen feines Cinkommens befleuert würde; jeder Gewerbe: 
mann follte felbft Declarationen und Regifter führen. Dieß verwarf 
das Minifterium nach der Julirevolution, weil es nicht wollte, daß 
bie Steuer ſogleich jedem Kortfchritte der Betriebfamkeit auf dem 
Buße nachfolge, was übrigens auch gar nicht nöthig if. Neues Ges 
jeß, auf ber Srundlage des alten, vom 25. Apr. 1844. Anfchlag der 
Patentfteuer für 1849 48 Mill. Zr. oder 11,2 Broc. der directen 
Steuern. Der Ertrag war 1822: 22,366,000 Fr., 1835: 27,231,000 
Fr., 1936: 32,145,000 Fr. 
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Weitere Bemerkungen zur Gemerbfteuer. 

1) Man darf nicht hoffen, das in den Gewerben befchäftigte 
Gapitalin einer, feiner wirklichen Größe nahefommenden Schäz: 
zung mit der Befleuerung zu erreichen. Gleichwohl wäre es 
nicht zu rechtfertigen, wenn man deßhalb die Gewerbſteuer ganz 
binweglaffen wollte. Da aber die unvermeiblichen Fehler in der 
Anlegung bier ſchon größer find ald bei den früher erflärten 
Schatzungen, fo ift eine etwas fchwächere Belegung rathfam. 

2) Die feuerpflichtigen Gewerbe müflen im Gefege einerfeit8 
gegen die höheren Dienfte, andererfeitö gegen bie Einnahme aus 
Renten ohne Bewerböbetrieb und gegen die einfache Lohnarbeit 
genau abgegraͤnzt werben (a). 

3) Gemerböleute, die ihr Geſchaͤft ganz im Kleinen, mit 
einem geringen Gapitale, ohne Sehülfen betreiben, behandelt 
man am beften wie Kohnarbeiter, und unter Umftänden, welche 
die Dürftigkeit der Unternehmer beweiſen, follten diefe ganz 
befreit werden (b). 

4) Wenn ein Unternehmer mehrere Gewerbe zugleich be: 
treibt, fo find 2 Fälle zu unterfcheiden; a) ftehen die Gewerbe 
in einem inneren Zufammenbange, fo daß fie einander gegen: 
feitig unterfiügen und bedingen, fo find fie zufammengenommen 
als ein einziges Ganzes zu betrachten. Man kann zum Behufe 
bed Anfchlages das vorherrfchende, oder, wenn dieß nicht aus⸗ 
zumitteln ifl, dad höber befleuerte Gewerbe zu Grunde legen 
und für das andere einen Zufchlag feftfeßen, mit Rüdficht auf 
die Summe der Gapitale, Arbeiter ꝛc. — b) Sind fie einander 
fremd, fo fteht der Forderung der vollen Gewerbfteuer für jedes 
einzelnenichtsim Wege (ce). Eine gute Geſetzgebung über Zunft: 
weſen oder Gewerböberechtigung muß dazu dienen, nahe ver: 
wandte Gewerbe in Beziehung auf Die Befugniß zu ihrem Be: 
"triebe zufammenzumerfen (d). 


(a) Der Verlauf eigener Erzeugnifte ift fein befonteres Handelsgewerbe, 
wenn er nur durch Weilbieten zu Haufe oder durch Beſuchen eines 
Wochenmarktes bewirkt wird. Es muß auch beflimmt werden, welche 
Veränderungen der gewonnenen Rohftoffe den Landwirthen ohne Ent: 
rihtung einer Gewerbfteuer geflattet And. 
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(6) In Baden (Gew.⸗St. O. 8. 9) find befreit von der Beſteuerung 
des perfönlihen Verdienftes: Perfonen über 65 Jahre — wer einen 
Invalidengehalt bezieht, oder 15 Jahre im Deilitär gedient bat — 
wer aus öffentligen Mitteln unterflügt wird, oder dazu geeigen- 
fchaftet if; ferner ($. 16. Ne. 12) Wittwen und ledige Weiböper: 
fonen, die ein nur zur 1. Claſſe gehörendee Gewerbe treiben. — In 
Preußen find Solche Handwerker frei, „bie in ber Megel nur um Lohn 
oder auf Beftellung arbeiten, ohne auch außer den Sahrmärften ein 
offenes Lager von fertigen Waaren zu halten, fo lange fie das Ges 
werbe nur für ihre Perfon oter mit 1 erwachſenen Schülfen und 
mit 1 Lehrling betreiben.“ A. Gel. $. 12, vgl. $. 360 (a). — Sadıs 
fen: gannwerke ohne @ehülfen geben nur 25 des ZTariffages, und 
wenn fie nur mit Ausbeflerungen berät find, "/—2/, deflelben, 
Geſ. $. 39. — Bei alten oder kranken Meiftern ift 1 Gefelle frei. 
Das preuß. Geſ. von 1820 $. 18. brüdt dieß undeutlich fo aus: 
„wenn fie abfichtlich mit einander in Verbindung gefeßt find“ — 
und „wenn fie zufällig von einer Berfon betrieben werden.“ Im 
1fen Kalle follen fie nach dem gemeinfchaftlichen Umfange nur imal 
befteuert werden, im 2ten jedes Gewerbe beſonders. Franzoͤſ. Gef. v. 
1844 $. 7: nur die Steuer des am höchften belegten Gewerbes 


$. 376. 


9) Die eigene Angabe des Steuerpflichtigen, zumal wenn 
er, ohne eine beflimmte Summe auszufprechen, ſich nur in 
eine der aufgeftellten Claſſen zu feßen bat, kann zwar be: 
nutzt werben, darf aber nicht von Der forgfältigen Unter: 
fuhung von Seite der Schäger abhalten. 

6) Zu der Prüfung und Entfcheidung der gegen die vor: 
läufigen Anfchläge erhobenen Beſchwerden (Reclamationen) ift 
Örtliche Kenntniß fo nothwendig, daß wenigſtens in jeber mitt: 
leren und größeren Stadt eine befondere Berfammiung von 
achtbaren und unterricpteten Bürgern aus ben verfchiedenen 
Gattungen von Bewerbtreibenden gebildet werden muß (a). 
Für Dörfer und Meine Städte ift es, um ben Prüfungsausfchuß 
zahlreicher und beffer zu befegen, angemeſſen, denfelben einem 
ganzen Bezirke vorzufegen. 

7) Eine Bergleichung ber Anfchläge in einem größeren Lan 
destheif in Hinficht auf Gleichfoͤrmigkeit, obgleich ſchwieriger, 
als bei der Grundſteuer, ift doch immer ausführbar und nüglich. 

8) Die Gemerbfteuerkatafter behalten ihre Brauchbarteit 
nicht lange und erfordern Daher a) eine jährliche Berichtigung, 
wobei die Veränderungen in den Perfonen nachgetragen, auch 


einzelne neue Einfchäßungen vorgenommen werden, wenn ein 
Rau, yolit. Dekon. 3te Ausg. III. 2. Abth. 8 


(< 


— 
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Gewerbömann auf Derabfeßung anträgt, oder eine Erhöhung 
den Beamten angemeffen fcheint, b) eine allgemeine Revifion 
nach nicht langen Swifchenzeiten. 


(a) Baten, $. 48: An jedem Drte befteht fowohl zur Einſchätzung als 
zur Unterfuhung ter Beſchwerden eine Gemwerbefteuer : Deputation. 
Mürtemberg, Inftruct. $. 3a. da: Die Schäpungsconmiffion (be: 
ftchend aus 1 Oberamts: Steuereommiflär, 1 Bezirksſchätzer, zwei 
Echäpern aus der Semeinte und 2 aus benachbarten Orten) wirb 
zum Behufe ter neuen Ginfhägung in Folge erhobener Beſchwerden 
um 2 Perfonen verftärft. Nah Grledigung der Reclamationen er: 
folgt die Vergleichung aller in einem Oberamte erhaltenen Anfchläge 
durch eine —ppͤüüfungs⸗Commiſſion. 


5. Abſatz. 
Zinsrenten= oder Capitalfteuer. 


$. 377. 

Waͤhrend Die Rente der Gewerbdcapitale in dem Einkommen 
der Unternehmer mit dem Gewerböverdienft vermifcht vorfommt 
(8.359), giebt es auch eine vereinzelt ſtehende Zinsrente, 
welche theils als Leihzins von auögeliehenen Geldfummen, 
theils als Gewinntheil (Dividende) von den Actieneinla: 
gen herrührt. Die Empfänger ſolcher Zindrenten pflegt man 
vorzugsmweife Sapitaliften zu nennen, weil fie großentheils 
ohne Beichäftigung von ihren Renten leben und dann als eine 
befondere Claſſe in der Geſellſchaft erfcheinen. Diefe im Sinne 
des gewöhnlichen Lebens ausfchließlich fogenannten Capitale 
bilden Beinen eigenen Theil des Volksvermoͤgens, ausgenommen 
wenn fie von Anleihen in das Ausland herrühren, (I, $. 34), 
oder fo lange fie zwifchen der Rüdzahlung und der neuen An⸗ 
legung in der Geftalt von Geldfummen bei dem Gapitaliften 
vorhanden find. Das in Geldform audgelichene Bermögen kann 
von dem Schuldner ald Hülfdmittel zur Güterergeugung, d. b. 
ald wahres Capital verwendet werden, und in diefem Falle ift 
der Zind ein urfprüngliched Einfommen (I, $. 251), dieß ges 
ſchieht aber nicht immer und die Forderung des Gläubigerd oder 
Actienbeſitzers ift nur ein Anfpruch an Andere, die oft nicht ein: 
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mal einen gleichen Betrag von beweglichem Vermoͤgen in den 
Haͤnden haben. Eine Beſteuerung, die den Guͤterquellen in der 
Volkswirthſchaft folgte ($. 263), wuͤrde daher das Einkommen 
aus Ziyſen ganz unberuͤckſichtigt laſſen, weil dieſes von den 
Schuldner aus ihrem Gewerböverdienft oder ihren Renten ent: . 
richtet wird. Ein Steuerfpftem aber, welches ſich an alle Zweige 
des Einfommens anfdhließt, muß auch diefe abgefonderte Zins: 
vente treffen, weil fie, wie die Grund: und Hauödrente, ein foften: 
freies, reines Einkommen iſt. Die Zinsrentenſteuer wird 
gewoͤhnlich Capitalſteuer genannt, — eine Bezeichnung, 
welche fidy nur nad) der im Privatteben üblichen Bedeutung des 
Wortes Sapital rechtfertigen läßt. Eine folche Abgabe war in der 
älteren Bermögenöfteuer vieler Städte und Länder begriffen (a), 
wurde aber fpäter, als jene fich in mehrere abgefonderte Steuern 
auflöfle, indgemein aufgegeben. Auch in neuerer Zeit hat man 
ſich meiftens vor ihrer Einführung gefcheut, und ob es ſchon 
nicht an einzelnen Beifpielen derfelben fehlte (b), fo find ihr doch 
viele Stimmen ungünftig. Dieß fann zum Theil aus der Un- 
gewohntheit einer Zindbefleuerung und der natürlichen Abnei⸗ 
gung vor jeder neuen Art der Belaflung, ferner aud der Ver: 
kennung der Grundfäge-de8 Steuerwejens und aus bem Wider: 
fireben der Zinögläubiger erflärt werden, und infoferne hat diefe 
Stimmung ald vorübergehend Fein Gewicht. Doch find auch 
bedeutendere, aus der Natur Ddiefer Abgabe hergenommene 
Gruͤnde gegen fie aufgeftellt worden, welche eine forgfältige 
Beleuchtung erfordern (c). 


(a) Sie kam in dem altdeutfchen Schoß vor ($. 402), ſo aud in der 
franzöfifchen taille personnelle, wo Renten und andere Ginfünfte 
zulegt mit 5 Proc. belegt waren, Patent v. 1775. — Heſſen⸗Darmſt. 
Steuer Snfr. v. 1658 Art. 10: „capitalia, davon die pensiones 
noch im Gang und genofien werden fünnen“. — Koburg. Ausichreis 
ben v. 1589 Bert. 15: von ausgelicheneım Gelde. — SteuersD. einer 
bair. Stadt v. 1606 bei Karl, I, 177: von 1 fl. Zins 8 Pf., von 

- Hauszins 5 Pf., von baarem Borrath und Ausftänden in Bewerben - 
nur 1 Pf. Die baierifche Zinsfleuer, bei welcher das Simplum 5 
Proc. der Zinfen betrug, befand noch bis in das 19. zahl. 

(db) Würtemb. Gel. v. 22. San. 1820. — Weimar. Gef. v. 29. Apr. 1821 
über die allg. Einfommenefleuer, Gef. v. 24. Juni 1840, die Bel. 
des Einf. an Gapitalrenten betr. — Benniylvanifche Schagung v. 
1840, welche die ausgeliehenen vder in öffentl. Unternehmungen ger 
wendeten Bapitale zu 1, p. m., das Grund; und bewegliche Cigen⸗ 


8 * 
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(ec) 


thum zu 1 'p. m. trifft. — Engliſches Ginfommensfleuergeieb v. 22. 
uni 1842. = 5 u. 6. Vietor. Cap. 35. — Die fähfliche Gewerbfleuer 
(Gef. v. 24. Dec. 1845 6. 50. 51) uhd die Bermögensfteuer mehrerer 
Gantone der Schweiz treffen auch die Zinsforderungen. In mehre- 
ren Staaten bat man eine folde Steuer zur Dedung vermehrter 
Staatsausgaben cine Zeit lang zu Hülfe genommeu, bis die Abs 
nahme des Bedarfs eine Steuerverminterung zuließ, 3 B. die 
öfterr. Claſſenſteuer, Patente v. 1. Nov. 1799 u. 20. Aug. 1506, aufs 
gehoben 1829; — kurheſſ. Claſſenſteuergeſ. v. 31. Oct. 1833, auf: 
gehoben 1840; — badifche Gapitaliteuer, V. v. 19. April 1815, in 
dem nämlihen Jahre wieder aufgehoben, als der Friede die außer: 
ordentliche Hülfe unnöthig machte; — außerord. Beitenerung im 
Grh. Heflen, Gef. v. 17. Nov. 1824. — In den legten Jahren haben 
übrigens .in mehreren Ländern die Zinanzverlegenheiten der Regie: 
rungen zur Ueberwindung jener Bedenken und zur Anordnung ber 
Binsrentenfteuer aeführt; 3. B. bair. Gef. v. 4. Jun. 1848 und 11. 
Sul. 1850. — Bad. Gef. v. 4. Jul. 1848. VBollzuges®. v. 19. Sul. 
1849. 

Kür die Capitalſteuer: v. Jakob, I, 8.645 ff. — Fulda, Hanbb. 
$. 180. — Krauſe, Nationals und Staatsöfon. II, 311. — v. 
Motte, in Verh. der bad. 2. 8. v. 1831 Beil. VII. 1. Def. 
Dekon. Polit. S. 322. — v. Benzel: Sternau, Commiſſionsbe⸗ 
richt der 2. Kammer über den Entwurf des Gewerbsgeſetzes in Bais 
ern, 1828. — Duchesne, Essai sur les finances, Par. 1831. — 
Motion v. Baffermann, Verb. d. bad. 2. K. 1842, Beil. IL, 63. 
1843. 44. Beil. X, 109. Bericht v. Mathy, Beil. XII, 115. — 
Unter gewiflen @infchränfungen wird die Capitalfteuer zugegeben 
v. Ad. Smith, II, 253. (IV, 203 Baf.). — Gegen fie u. v. 
Kremer, I, 197. — v. Malchus, I, $. 58. — Motive zu dem 
Entwurf des Gewerbiteuergefeges in Baiern, 1828. — Murharb 
Bel. ©. 36 —421. — Arndt, Die materiellen Grundlagen S. 
‚414. —, (Berger) Rapport au Grand Conseil (Canton Vaud) 
sur la motion de Mr. Mercier, tendaute à soumettre les créan- 
ces à un impöt. Lausanne 1837. — 9. Prittwig, Theorie der 
Steuern u. Zölle, ©. 100, vgl. defien Kunft reich zu werben, $. 535 
— 655. — Helferih, Ueber die Einführung einer Gapitalfl. in 
Baden, Tüb. 1846. — Br. Moltke, ©. 219 (hält fie für eine 
Steuer vom Gelde). — Berfchiedene Meinungen gefammelt bei 
Murhard, ©. 405 ff. — Verhandl. der hair. Deputirtenlammer 
v. 1828. XI. Bd. 

$. 378, 


DerHauptgrundf uͤr dieZinsrentenſteuer iſt die Forderung der 


Gerechtigkeit, daß kein Theil des reinen Einkommens, beſonders 
kein anſehnlich großer, und keine unzweifelhaft ſteuerfaͤhige Claſſe 
des Volkes von der Beiziehung zu den Staatslaſten befreit blei⸗ 
ben dürfe (a). Wo dieß geſchieht, da genießen die Zinsglaͤubiger 
eine unverdiente Schonung, während die anderen Einwohner in 
unbilligem Maaße belaftet werden. Diefen Nachtheil vermögen 
die Aufwandöfteuern nicht zu befeitigen, weil fie auch die anderen, 
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fhon mit Schagungen belegten Einkünfte und Stände treffen. 
Es ift öfter behauptet worden, die Zinsgläubiger würden durch 
die Schatungen, welche ihren Schuldnern aufgelegt find, fchon 
mittelbar getroffen. Dieß wäre nur dann richtig, wenn bie Ga: 
pitaliften erweislich darum niedrigere Leihzinfen erhielten, weil 
ihre Schuldner der Grund:, Haus: und Gewerbfleuer unter: 
worfen find. Allein da der Berfchuldete nicht mehr Auflagen 
entrichtet ald der Schuldenfreie, fo fann dad Dafein diefer 
Steuern nicht von dem Borgen einer Geldſumme abhalten, wo: 
ferne damit ein gewerblicher Bortheil erreicht wird oder eine 
dringende Audgabe zu beftreiten iſt. Eine doppelte Befteuerung 
der nämlichen Einkünfte findet nicht Statt, weil die Zinörente 
ein befondered, durch daB beiderfeitige Mitwerben beflimmtes, 
nach eigenthümlichen Geſetzen fich richtendes Einkommen if. 
Die Zinöfteuer darf daher in einem vollkommenen Syſtem der 
Schatzungen nicht fehlen. Hiezu fommt, daß da, wo die Rente 
der Gewerbscapitale ihre Abgabe trägt, dad müffige Verzehren 
von Gapitalzinfen nicht begünftigt werden follte. 
Die gegen diefe Steuer aufgeführten Gründe betreffen 
1) die Wirkungen derfelben, und zwar 
a) auf die Schuldner und auf die ganze Production, 
$. 379-332, 
b) auf die Staatdeintünfte, $. 383, 
c) auf den Staatöcrebit, $. 334 — oder 
2) die Ausführungsart, nämlich Die mit ber Kataflrirung der 
Bindforderungen verbundenen Schwierigfeiten, $. 388. 


(c) Kraufe a. a. DO. rechnet für den preuß. Staat 1206 Mill. rl. 
Schulden auf dem Grunteigenthum, 262 auf den Häufern, 646 in 
ven bürgerlichen Bewerben, 95 Mill. andere, zuſammen 2212 Mill. ri. 
— Kür Baiern ſchlug Geier (Verhandlung. 1828. XI, 144) die 
ausfichenten Forderungen auf 400 Mill. fl. an, wovon aber bie 
Hälfte als ſchlecht ſtehend oder im Handel enthalten abgehen follten. 
Die Steuererbebung nad) dem Gef. v. 1848 zeigte einen verfleuerten 
Betrag von 313 Mill. fl. — Die würtemb. Steuer ließ 18'3,,, auf 
191 Mitt. A. Schließen. Der Anfchlag für 18'%,,, deutet auf 226 Mill., 
der badiſche Voranfchlag für 18%/,, (1 p. m. oder 192,000 fl.) 
zeigt 192 Mill. fl. an. — In Franfreih waren am 1. Juli 1840 
12,544 Mill. Fr. Hyvothefeneinträge, wovon 1250 Mill. als Bürg⸗ 
fchaften an den Staat, die Gemeinden ꝛc., alfo 11,294 Mill. (rund 
11,300) mabre Schulden, unter denen 3767 Mill. aus Darleigen, 
1533 Mill. beim Kaufe von Liegenfchaften übernommen; Yinanz: 
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miniſter Geudchaux, Assembl. nat. 10. Oct. 1848. Unter diefer 
Summe find viele fchon Yetilgte aber no nicht gelöfchte Schulden 
begriffen, weßhalb Thiers nur 4500 Mil. annahm (wohl zu nied⸗ 
tig). — In Belgien follen gegen 600 Mill. Fr. Hypothekenanleihen 
fein. Demnad wären diefe Schulden auf den Kopf 

in Preußen (unfiher) -. » 2»... fl. 231 

„Frankreich, bloße Hypoth.⸗Schulden „ 155 

» Baden, fteuerbare Zinsforderungen . „ 161 


„ WBürtemberg „ " „ u 128 
„ Baiern " W m 82,5 
$. 379. 


An Bezug auf die Wirkungen einer Zinsſteuer ift vor Allem 
zu erforfchen, wer diefelbe eigentlich zu tragen habe. Wenn dem 
befteuerten Zindgläubiger (Capitaliften) eine Ueberwälzung auf 
den Schuldner durch Steigerung des Zinsfußes gelänge, fo wäre 
die Berwerflichkeit Diefer Steuer fogleich erwiefen. Der Wunſch 
und das Beftreben der Eapitaliften vermögen offenbar eine folche 
Ueberwälzung nicht zu bewirken, wenn ihnen nicht dad Mitwer: 
ben dabei günftig iſt. Dieß wäre auf Doppelte Weiſe denkbar, 
theil8 durch eine Abnahme der zum Ausleihen angebo>» 
tenen Capitale, theils Dur eine Bermehrung des Be: 
gehres von foldhen. 

Das Angebot verleihbarer Capitale koͤnnte dann 
verringert werden, wenn die Eigenthuͤmer, um der Steuer aus⸗ 
zuweichen, eine andere Anwendung vorzoͤgen, wozu ſich folgende 
mögliche Wege darbieten (a): 

1) Eigene Betreibung von Gewerben, wobei man im Ge: 
werböverdienfte Erſatz für Die Gewerbfteuer erhält. Dieb ift in 
anderer Hinficht zuträglich, weil es die Gapitalbefißer in der 
Production befhäftigt, und hat auf den Zinsfuß einen Einfluß, 
weil In dem naͤmlichen Maaße auch der Begehr von Eapitalen 
abnehmen muß, denn fo lange die Gelegenheiten diefelben nüßs 
lich anzumenden ſich nicht vermehren, werden die eigenen Unter: 
nehmungen der Gapitalbefiger nur die Stelle der mit geborgten 
Summen betriebenen einnehmen. 

2) Anlauf von Ländereien oder Gebäuden, die jedoch eben: 
falls mit Steuern belegt und nicht fo wohlfeil zu erlangen find, 
daß man die Abgabe nicht empfände ($. 313); überbieß würs 
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den biefelben fogleich im Preife fleigen, wenn fie häufiger begehrt 
würden, und endlich müfjen in diefem Falle die Verkäufer fich 
wieder um eine werbende Anwendung des Kaufgeldes bemühen, 
ed treten alfo nur andere Befiger der verleihbaren Summen auf. 

3) Anlegung im Auslande, Dieß ift bei dem lebhaften Ver: 
Eehre in Staatöpapieren leicht auszuführen, man kann aber auch 
fonft in Wechfeln und Baarfendungen Summen außer Landes 
ſchaffen, die dann der einheimiſchen Betriebfamkeit entgehen. 
Eine folhe Wirkung der Zinöfteuer kann allerdings eintres 
ten, ed ift aber wahrfcheinlich, daß fie bei einer mäßigen und 
billigen Anlegung der Steuer nicht fo haufig vorfommen werde, 
um den Zinsfuß zu erhoͤhen. 


(a) Da, man der Steuer willen Gapitale aufzehre, iſt am wenigſten 
glaublich. 


§. 380, 

Fuͤr dieſen Sag laſſen ſich folgende Gründe anfuͤhren: 

a) Ein Theil der Capitale, die den Stiftungen, Corporatio⸗ 
nen, Gemeinden, Minderjährigen ꝛc. gehören, bleibt ber größeren 
Sicherheit willen innerhalb ded Landes; 

b) ebenfo die Sapitale ſolcher Privatperfonen, welde ber 
Sicherheit willen ihre Schuldner in der Nähe zu haben fuchen. 
Biele Rentner lieben die Anlegung in Staatöpapieren überhaupt 
nicht, oder fcheuen, in der Erinnerung früherer Berlufte, die 
ausländifchen mehr als die einheimifchen. Wer einen größeren 
Zindfuß höher anfchlägt, ald die Reichtigkeit, da8 geliehene Geld 
in kuͤrzeſter Friſt zurückzuziehen, der ſucht lieber einen Privat: 
Schuldner im Lande. Daffelbe gilt von der großen Menge der 
Hypothefenforderungen, die gar nicht aus Darleihen, fondern aus 
der Uebernahme bei Erbtheilungen herrühren, vgl. $. 378 (a). 
Nur der kleinere Theil der verleihbaren Summen, vorzüglid . 
der in ben Händen der Großhändler und Banfherren befindliche, - 
ift folglich fo beweglich, daß er fchon bei einem geringen Unter: 
fhiede im Ertrage von einem Lande in dad andere wandert. 
Gerade diefe Capitale aber vermag die Steuer auch am wenigften 
zu erreichen, fo daß die Eigenthümer diefelbe weniger zu fürchten 
haben, als andere Gapitaliften (a); 
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6) der Bezug von Zinfen aus einem anderen Bande verur: 
facht größere Bemühungen und Koften ; 

d) Wenn der Zinsfuß bei der Zunahme des Wohlftandes 
finkt, fo müflen die Capitaliſten größere Verluſte ertragen, ald 
ihnen die Steuer zufügt, fie empfinden hierin, daß ihr Einkom⸗ 
men ein reines ift, welches ohne Nachtheil für die Guͤtererzeu⸗ 
gung durch gebieterifche Umftände verringert werden kann, und 
werden fich alfo einer kleinen Verkuͤrzung um fo eher un: 
terwerfen ; 

e) die Eapitaliften können gefeßlich verpflichtet werben, die 
im Auslande audgeliehenen Summen gleichfalls zu verfteuern, 
während man bie inländifchen Darleihen auswärtiger Gläubiger 
von der Steuer befreit, weßhalb diefelbe Fein Abhaltungsgrund 
ift, Summen ind Land zu fenden. Dad unbewegliche Vermögen 
befteuert man zwar der Leichtigkeit wegen an dem Orte wo ed 
fich befindet, bei ber Zinöfteuer aber, deren Gegenflände zerfireut 
find, muß man die Belegung, die ohnehin immer zunächft auf 
die Perfon gerichtet iſt ($. 262), am Wohnfige des Rentenem: 
pfaͤngers vornehmen, wie die bei den Aufwandsſteuern von felbft 
gefchieht. Nur wenn man die Steuerpflicht nicht aus der ge: 
fammten Staatöbürgereigenfchaft, fondern allein aus der Be: 
ſchuͤtzung des Eigenthums herleiten wollte ($. 352), könnte man 
die Befteuerung folcher Forderungen, bie der Staat nicht fhüßt, 
mißbilligen und müßte Dagegen dad Vermögen Fremder eben 
falls befleuern. Beide Methoden find übrigens, wenn man fie. 
in allen Ländern zugleich und gleichförmig befolgt denkt, im Er⸗ 
folge für Die Steuerpflichtigen, wentgftens bei einerlei Steuer- 
fuß, ziemlich gleich, nur daß der Regierung des leihenden Volkes 
(1, $. 80) die erfte, Der des borgenben die zweite mehr Ein: 
nahmen verfchafft (b). 


(a) Biele denken fih das Eapital als ein in feinem Lande gebundenes, 
wie auf Flügeln hinfchwebendes Gut, welches, wenn es 44 hie und 
da befruchtend niederlaͤßt, die groͤßte Schonung fordert. A. Smith: 
„Der Cigenthümer von Grundſtücken iſt nothwendig ein Bürger 
des Landes, in welchem ſeine Beſitzung liegt; aber der Capitaliſt iſt 
eigentlich ein Weltbürger und nicht nothwendig an ein beſonderes 
Land geknüpft. — Eine Steuer, welche das Capital aus einem be 
ionderen Zande treiben würde, müßte, foweit fie dieß thäte, jede 
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Duelle des Gintommens, fowohl bes Oberhaupts als des Volkes 


(society) austrocknen.“ III, 254 (IV, 294 Baf.). Diefe Vorftellung 


iR wenigftens in_ ihrer Allgemeinheit nicht richtig. Bon einem gro: 

Ben Theile des Capitales it fchen das Heraugziehen mit Schwierig⸗ 

feiten verbunden. Unficherheit des Eigenthums, willfürlihe Bes 

drüdungen u. dgl. können leichter eine Auswanderung ter Capitale 
bervorbringen, als eine mäßige Steuer in einem wohlgeorbneten 

Staate. In einem Fleinen reihen Staate wäre es allerdings anders, 

weil man hier das Ausland ganz nahe hat und ohnehin häufig ges 

zwungen if, Summen in vemielben anzulegen. In Laufanne wurde, 
nachdem Mercier im großen Rath auf eine Zinsfleuer angetragen 
hatte, in neuen 2eihverträgen ausbebungen, daß der Schuldner bie 

Steuer, wenn fie eingeführt würde, tragen follte. Das wäre in 

einem größeren Staate ſchwerlich zu erwarten, auch bleibt es zwei⸗ 

felhaft, ob biefe Verabredung durchzuführen geweien wäre. 
(d) Das bad. Gel. v. 4. Jul. 1848 wollte (Art. 3) auch die im Lande 
wohnenden Fremden beiziehen und machte hiebei zwifchen Deutichen 

und Ausländern einen Unterfchied. Das provif. Gel. v. 14. Zul. 1849 

505 biefen Art. 3 auf. Das im Auslande angelegte Vermögen ift 

ebenfalls fteuerbar, ebenfo Weimar, Geſ. v. 29. Apr. 1821 $. 24. 

\. 381. 

Nach einer anderen Meinung fol die Ueberwälzung dadurch 
verurfacht werden, daß, wenn nad) der Einführung der Zins: 
fteuer den Schuldnern an ihren Steuern eine entfprechende Er: 
leichterung zu Theil wird, dieß die Neigung zum Borgen er: 
hoͤht; man erwartet deßhalb einengrößeren Capitalbegehr 
und eine folche Erhöhung des Zindfußes, daß die Borgenden 
noch eben foviel Zind bezahlen, wie zuvor, die Capitaliften aber 
für die Steuer entichädigt werden. Diefe Vermuthung beruht 
auf folgendem Schluffe: Der Gewerböunternehmer fann defto 
mehr Zins geben, je mehr ihm vom rohen Ertrag feines Gewer: 
bes nach Beftreitung anderer Ausgaben übrig bleibt. DieSteuer: 
verminderung wegen der Schulden läßt ihm einen Ueberfchuß, 
und er fucht deßhalb mehr zu borgen (a). Der Sapitalift, der 
einer Schmälerung feiner Einnahme wibderftrebt, ſteht im Mit: 
werben gegen den Schuldner, welchem eine Audgabe abgenom⸗ 
men wird, ohnehin im Vortheil, und diefer entfchließt fich leich⸗ 
ter, im Ganzen noch foviel zu geben ald biöher, wenn er die 
ftärfere Goncurren, wahrnimmt (b). 

(a) Freilich geht diefer Vortheil für ihn wieder verloren, wenn der Zins 
in gleigem Verhältnifie anwächft! 

(6) Krönde, Anleit. zur Regulir. d. Steuern, S. 35. — Defl. Grund⸗ 
fäße einer gerechten Defeuerung, 6. 19. — (du Thil) Ueber Be 

fleuerung im Großh. Heflen, ©. 26. 


‘ 


§. 382. 

Diefe Wirkung ift nicht wahrfcheinlich, weil a) ein Abzug zu 
Gunſten der verfchuldetenSteuerpflichtigen an ihren Schabungen 
fih nicht vollftändig ausführen läßt, f. 8.384; b) nur ein Theil 
der Schulden zu gewerblichen Zwecken gemacht wird, während 
viele andere aus dem Ankaufe von Liegenſchaften (Immobilien) 
oder aus Verluften und Unfällen herrühren und dann, wenn der 
Schuldner fid in einer befferen Lage fieht, fogar häufiger abge: 
tragen, als vermehrt werden; c) die Gelegenheiten, Capitale in 
Unternehmungen zu verwenden, in dem vorauögefegten Falle 
ſich nicht erweitern (a) ; d) wenn ferner die geringere Ausgabe, 
welche aufgenommene Capitale dem Schuldner verurſachen, fo: 
gleich eine Zunahme der Nachfrage bewirkte, fo müßte daffelbe 
auch bei einer Erniedrigung des Zinsfußes gefchehen, und es 
müßte diefe hiedurch in Kurzem wieder aufgehoben werben ; dieß 
ift aber gegen die Erfahrung. Gapitalfteuern haben au), wo 
fie Statt finden, dad Sinken des Zindfußed nicht verhindert, 
und es ift nicht befannt, daß fie denfelben höher erhalten hätten, 
ald anderswo. 

(a) Smith, II, 252. 


6. 388, 


Durch die vorftehenden Säge wird die Beforgniß einer Stei- 
gerung des Zinsfußes fehr gemindert, doch kommt es hiebei auch 
auf die Höhe der Steuer an. Wäre diefe gering, z. B. nur 
yo oder */,s der Zinfen, fo dürfte man weder dad Hinaudgehen 
von Gapitalen befürchten, noch die Zunahme des Begehres erwar⸗ 
ten, und bie Gapitaliften fönnten fchwerlich ihre Schuldner mit 
der Drohung des Kündigend zur Bewilligung eines höheren 
Zinſes bewegen, weilfie feine Ausficht hätten, im Kalle der Heim: 
zahlung die Summen anderswo beffer unterzubringen. Bei den 
meiften Darleihen vermag der Capitaliſt keinesweges, nad) Gut: 
duͤnken zu fordern und zu gebieten, vielmehr fleht er unter der 
Macht des Mitwerbend. Nur Darleihen auf perfönlichen Eredit 
mit ſtaͤrkerer Wagniß machen eine Ausnahme, bei biefen aber 
ändert fi durch die Zinsſteuer am wenigften, weil fie Beinen 
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Abzug bei dem Schuldner zulaffen. Um die Heberwälzung noch 

mehr zu erfchweren, Bönnte man die Steuererleichterung der 

Schuldner erft einige Zeit nach der Einführung der Steuer be: 

ginnen laffen, auch iſt es dienlich, Die Gapitaliften nach einer ge: 

wiffen Abftufung in Elaffen zu feßen, fo daß das Verhaͤltniß 
der Abgabe zu dem Capital nicht buchſtaͤblich überall daſſelbe ift. 

Je mehr man ferner diefe Steuer anderen Schatzungen aͤhnlich 

zu machen weiß, ohne dadurch die Befteuerungsgrundfäße zu ver⸗ 

legen, defto deutlicher wird auch die Ueberzeugung bervortreten, 
bag man jene auf fich nehmen müfje, ohne eine Ueberwälzung 
zu verfuchen. Bon dem gefeßlichen Verbote einer folchen ift 

wenig Erfolg vorauszufehen (a). 

(e) 3. 3. bei der, in der ehemaligen engliichen income-tax enthaltenen 
Binsfteuer (v. Raumer, Brit. Beſt. S. 164), fowiein ber jegigen 
Sinfommenfteuer. — Ebenſo mwürtemb. Abgabengelek v. 22. Juni 
1820, $. 14: Kein Gapitalbefißer ift berechtigt, fich Die Steuer vom 
Schuldner vergüten zu laflen, bei Strafe des 15 fachen. — Bair. 


Zinsſteuer, Verordn. v. 1794, Gef. v. 1848 6. 1, Gel. v. 11. Jul 
1850 Art. 1. . 


$. 384. 

Wenn man den Schuldnern der Zindgläubiger bei der Be: 
fteuerung ihrer Einkünfte den Abzug der zu entrichtenden Zinfen 
geftattet ($. 401), fo wird hierdurch der Bortheil, den die Zine- 
ventenfleuer der Staatöcaffe gewährt, bedeutend vermindert, 
jedoch nicht ganz zerflört, weil es viele Zinsforberungen gibt, bei 
denen fein Schuldner eine Minderung feines Steueranfchlaged 
in Anspruch nehmen kann, z. B. die Staatöfchulden und die 
Forderungen an Auswärtige. Uebrigens ift auch Der Mehrertrag, 
den die Zinöfteuer abwirft, nicht der einzige Grund für ihre Em⸗ 
pfehlung, fondern zugleich die gleichmäßigere Vertheilung der 
Staatölaften. Die Beiziehung einer bisher zu wenig befleuerten 
Elaffe von Bürgern würde aus Gründen der Gerechtigkeit und 
Staatöflugheit felbft dann rathfam fein, wenn fie gar keine Ber: 
mehrung der Staatdeinfünfte zu Wege brachte. IR es fpäter 
einmal nöthig, zur Dedung vermehrter Staatsbedürfniffe die 
Steuern zu erhöhen, fo läßt fich dDieß dann um fo leichter aus: 
führen, in je richtigerem Verhaͤltniſſe alle Einkünfte und alte 
Stände der Geſellſchaft belegt find. | 
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$. 383. 

Man hat befürchtet, dag eine Zindfteuer nachtheilig auf den 
Staatdcrebit wirken, den Preis der Staatbobligationen herabs 
drücken und neue Anleihen erfchweren möchte. Allein eine alls 
gemeine Maaßregel, deren Gerechtigkeit einleuchtend ift, und 
welche der gewiffenhaften Erfüllung eingegangener befonderer 
Berbindlichkeiten nicht im Wege fteht, kann dem Eredit des Staa- 
tes nicht fehaden, zumal da fie dieſem neue Huͤlfsquellen eröffnet. 
Der Leihvertrag, den der Staat mit feinen Släubigern abfchloß, 
verbietet die Beſteuerung derfelben nicht, denn er kann ihnen 
Feine Befreiung von allgemeinen Bürgerpflichten verfchaffen, 
und ed ift in Anfehung ihrer Steuerfchuldigkeit gleichgültig, 
von wem fie ihre Zinfen beziehen, wie z. B. auch der Eigenthuͤ⸗ 
mer eined an den Staat vermietheten Haufes fich Der Hausſteuer 
nicht entziehen fann. Eine Erniedrigung bed Curſes der inlän- 
dDifchen Staatöpapiere fönnte unter gewiffen Umftänden ein: 
treten, würde aber dann’ wie eine Erniebrigung des Preifes be: 
fleuerter Immobilien ($. 312) angefehen werben müffen. Wo 
die Zilgung der Staatöfchuldfcheine im vollen (Nominals) Be: 
trage fortfchreitet, die Schuldenmaffe nicht groß ift und der 

Staatscredit übrigens feft ſteht, da kann diefe Wirkung nur fehr 
gering und nicht fchädlich fein, auch vermindert fie fich noch, wenn 
man die Steuer anfangs ganz niedrig anfegt und ſpaͤter etwas 
vergrößert. Unter ungünftigeren Schuldverhäftniffen könnte es 
freilich rathjam werden, die Befteuerung der Staatögläubiger 
und fomit bie ganze Zingfteuer noch zu verfchieben. Schon dieß 
erfordert die Billigkeit, daß man eine folche Abgabe nicht ganz 
kurz nad) einer Herabfeßung der Binfen von der Staatsſchuld 
neu einführe. 


9. 386, 

Die Audführung der Zinsſteuer ifl darum mit großen 
Schwierigkeiten verbunden, weil ed an offen vorliegenden Kenn: 
zeichen ber Zindforderungen gebricht. Wo man nicht auf die red⸗ 
chen Angaben ber Steuerpflichtigen bauen kann, da muß man 
darauf gefaßt fein, Daß diefer Zweig des Einkommens unvoll⸗ 
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fländig kataſtrirt wird. Wenn jedoch eine Steuer ald gerecht 
und voll3wirthfchaftlich unfchädlich anerfannt wird, fo darf man 
fich Durch äußere Schwierigkeiten nicht abhalten laſſen, die fich 
ohnehin mit der Zeit vermindern, indem fowohl die Geſchicklich⸗ 
feit der Beamten und Schäger mit ihrer Erfahrung zunimmt, 
als auch der Geſetzgebung fich neue Huͤlfsmittel zur Veranſchla⸗ 
gung darbieten. 

Zwiſchen den einzelnen Arten von Forderungen findet in 
Abſicht auf die leichte oder ſchwere Erforſchung eine große Ver⸗ 
ſchiedenheit ſtatt. Die Schulden des Staates find genau be 
Tannt, hypothekariſche Forderungen laſſen fi aud den Pfand: ' 
büchern leicht abnehmen, ebenfo auch dad Vermögen der Stif 
tungen, Eorpordtionen und Minderjährigen aus den obervors 
mundfchaftlichden Verrichtungen ber Staatöbehörden. Dagegen 
ift man bei den im Auslande angelegten und ben bloß auf pers 
fönlihen Credit im Inlande dargeliehenen Summen von Stüß- 
puncten jener Art gänzlich verlaffen. Gleichwohl dürfte man 
nicht nur gerade die Arten von Gapitalforderungen befteuern, 
die man genau zu erforfchen vermag, weil dieß, abgefehen von 
der rechtlichen Ungleichheit, die Gapitaliften ermuntern würde, 
ihre Gapitale den jteuerfreien Darleihen zuzumenden, wodurch 
dann die Pfandfchuldner zu etwas höherem Binfe genoͤthigt 
werben koͤnnten. 


6. 387. 


Die zur Befeitigung diefer Schwierigkeiten gemachten Bor- 
fhläge find mit anderen Nachtheilen verfnüpft, namentlich fol- 
gende beide: 1) Indirecte Befteuerung des Gapitaliften, in- 
dem der Schuldner ermächtigt wird, jenem einen beflimmten 
Theil der Zinfen abzuziehen, während er jelbft in der Schagung 
als fchuldenfrei behandelt wird. Hiebei würde die Staatöcaffe 
bloß den Ertrag der Steuer von den Staatögläubigern erhal 
ten (a). Dagegen ift zu erinnern, daß bei Schulden, die mit 
dem Erwerbe nicht zufammenhängen ($. 401 a), der Schuld: 
ner keinen Anfpruch auf eine Steuerermäßigung hat, und daß 
bier, wo berfelbe zum Werkzeuge der Beſteuerung für den 
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Gläubiger werden fol, allerdings eher eine Verſuchung vorhan⸗ 
den ift, jenem die Uebernahme der Steuer zuzumuthen. 2) Ber: 
pflichtung der Gläubiger, alle auögeliehenen Summen, wenig: 
fiend die, welche über I Jahr verliehen find, bei einer Staats: 
behörde eintragen zu laſſen, mit der Androhung, daß fie im ent- 
gegengefeßten Falle nicht klagbar fein follten(d). Dieß ift für 
die Zinögläubiger fehr Läftig, für die Schuldner bisweilen hoͤchſt 

“widrig und nachtheilig, die ungleiche Dauer der Darleihen über 
und unter l Jahr veranlaßt manche unbeabfichtigte Uebertretun⸗ 
gen, und ed ift auch ein ſtarker Reiz vorhanden, das Geſetz zu 
verlegen, welches ohnehin durch häufigeren Gebraud von Ans 
leihen auf kurze Zeit umgangen werden kann. Die Verpflichtung 
der Beamten zur Verſchweigung der Einträge befeitigt den 

Machtheil nicht völlig, weshalb dieſe Einrichtung nicht gebilligt 
zu werden verdient. 


(a) Sowohl bei der früheren britifchen Ginfommensfteuer (der Schuld; 
ner zug 10 p&t. ab), als bei der heutigen iſt dieſe Einrichtung ans 
utreffen, Art. 102 u. 103. Der Schuldner iſt als fchuldenfrei bes 
Heuer: und zieht dem Gläubiger 7 Pence von je 20 Schill. der Zinfen 
ab; Verträge, welche diefen Abzug aufheben follen, find ungültig, 
und der Gläubiger, welcher den Abzug nicht zugeben will, ift fer. 
fällig. — Aehnlich war es im Großh. Heffen, 17. Nov. 1824, $. 15, 
wobei e8 gleichfalls verboten war, durch Bontracte diefen Abzug zu 
befeitigen, $. 17. 

(5b) v. Jafob, II, $. 1057. — Dagegen u. a. Eraig, II, 77. 


$. 388, 


Demnad) bleibt fein anderes Mittel übrig, als die eigene 
Angabe der Zinögläubiger und die forgfältige Prüfung derfelben 
durch eine Commiſſion von Bürgern befjelben Wohnorts. Ob: 
ſchon man hiebei nicht hoffen darf, alle Unrichtigfeiten zu beſei⸗ 
tigen, fo fönnen doch den Steuerpflichtigen mehrere gewichtvolle 
Beweggründe dargeboten werden, fih von der Wahrheit nicht 
zu entfernen (a). Dazu dient: 1) Geheimhaltung der Angaben 
durch die zu ihrer Prüfung und zu der Erhebung der Steuer 
beauftragten Perfonen. Die namentliche Aufführung der ein: 
zeinen Poften ift entbehrlich, fo lange kein Zweifel Darüber ent⸗ 
fteht (b). 2) Scheu bed Sapitalifien vor dem nach feinem Tode 
zu erwartenden Kundwerden feiner Unredlichkeit. Wenn auch 
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die Einziehung einer Strafe nach dem Tode deſſen, der fein Ber: 
mögen zu niedrig angegeben hat (c), nicht zu rechtfertigen ift, 
weil fie Unfchuldige trifft, fo läßt fich doch erwarten, daß wenige 
Menſchen gegen die Schande gleichgültig fein werden, die auf 
ihren Namen fällt, wenn ihr Vermögen zur Kenntniß der Ges 
rihtöbehörde kommt (d). 3) Man hat öfter Durch gleichzeitige 
Beiziehbung anderer Volksclaſſen zu einer neuen Steuer die 
Rechtmäßigkeit der Zindfteuer fühlbarer zu machen gefucht 
$. 382 (e). Wenn diefe anderen Claſſen noch feine Schakung 
getragen haben und wenn alle Zweige der Einkünfte in richtigem 
Verhaͤltniß belaftet werden, fo ift jenes Verfahren zuläffig, es 
hat jedoch Feinen großen Nugen, denn die Allgemeinheit der 
Steuerpfliht und der wirklichen Belegung aller Einnahmen 
kann, auch wenn die einzelnen Steuern verfchiedene Benennun⸗ 
gen und Einrichtungen haben, als befannt vorauögefeßt werden. 
4) Einrechnung der Capitalſteuer unter diejenigen Auflagen, 
deren Größe zur Beflimmung der Wahlfähigkeit und Wählbars 
keit für Gemeinde: Aemter, Ständeverfammlungen zc. gebraucht 
wird. 5) Anordnung einer näheren Unterfuhung in ſolchen 
Zallen, wo aud der Lebendweife oder anderen offenfundigen Um: 
fländen erheblicher Verdacht der Berheimlichung entfteht, wobei 
dann die zur Prüfung beftellte Commiffion den Capitaliſten zur 
Angabe feiner einzelnen Einnahmödquellen anhalten kann (f). 
(a) In Würtemberg wurden anfänglich $ 120 Mill., 1843 ſchon 191 
Mill. fl. Zinsforderungen verfleuert. Der Zuwachs fann in 5 Jahren 
nicht wirklich 71 Mill. betragen haben, es müflen alfo die Angaben 
pollländiger geworden fein. — In Baiern erfolgt die Erhebung 
lediglich nach der Selbſiſchaͤtzung, Geſ. v. 11. Zul. 1850, Art. 4. 
(5) Bei der öfterreichifchen Elaffenfteuer fonnten die Angaben verfiegelt 
der Ortöbehörde überliefert werden und wurden dann nur von ber 
Landesftelle (Regierung) eröffnet. v. Kremer, H, 209. — Bei der 
bad. Bapitalfteuer v. 1815 übergaben die Eapitaliften ebenfalls ihr 
Berzeichniß zur Schonung ter Schuldner verflegelt, ter Geſammt⸗ 
betrag war auf dem Umſchlage bemerft, und nur dann erfolgte Die 
Eröffnung, wenn der Gläubiger auf Zins oder Capital gegen ben 
Schuldner klagte, um zu fehen, ob der Boten wirklich angegeben 
fei. Rah dem bad. Gel. v. 1848 wird der Betrag der Zinsforde⸗ 
rungen nad gewiflen Arten derfelben ſummariſch angezeigt. Das 
fertige Katafter wird 14 Tage zu Jedermanns Binficht aufgelegt. 
— In Weimar wird die Kafton gleichfalls verfiegelt übergeben und 
nur der ganze Zinfenbetrag außen angemerkt. — In Kurhefien 
waren Giaffen angeordnet und jeder Gapitalift brauchte ſich nur in 
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eine derſelben zu jeßen, ohne fein Bermögen genau anzugeben. Es 

waren 24 Glaflen, deren jede ihr Simplum hatte, 3. B. Ei. XXIV 

von 51— 75 rl., Simplam 1 Gr., &. XIII von 901 —1000 rl., 

Simplum 2 rl. 12 ®r., El. I von 5001-5500 rl., Simplum 20 rl. 

20 ©r. 

(ce) Nach dem würtemb. Geſetz ($. 10) befleht die Strafe der Verheim⸗ 
lihung im 15 fachen bes Steuerbetrages, um ben bie Staatscafle 
verfürzt worden ifl; fie wird auch dann erhoben, wenn die Ber- 
ſchweigung erft nah dem Tode eines Bapitaliften bekannt geworden 
iſt. — Lesteres gilt au in Baden ($. 15), die Strafe ift das Vier: 
fache der Steuerverfürzung. — Auch in Weimar (Gef. v. 24. Jun. 
1840, $. 12) müflen die Erben die nach dem Tode des Erbfaflers 
entdeckte Verheimlihung büßen, doch haben fie die Strafe nur für 
höchſtens 4 Jahre au bezahlen. Die Strafe ift für jedes Jahr tem 
verfchwiegenen Capitale gleich. _ 

(d) Dieb ift wenigftens dann der Kal, wenn Abweſende oder Minters 
jährige miterben, oder ein legter Wille vorhanden, ferner wo eine 
Erbichaftsfteuer zu erheben ifl. — Ueber die in Athen eingeführten 
Denunciationes und Eentrolmittel, Antidofis und Apograpbe, 
ſ. v. Raumer, Brit. Beſt., S. 261. — Murhard, ©. 518. 

(e) Beifpiele: Die öfterr. Elaflenfteuer, welche zugleich die Privatbeſol⸗ 

dungen, Hauszinien (mit Ausnahme der ſelbſtbewohnten Theile) 

und Gewerbseinfünfte traf. Vom Betrage des Binfommens wurden 

Schuldzinfen, Laften, andere auf einem Gewerbe liegende Steuern 

abgezogen, ber eigene Unterhalt aber nicht. Der Steuerfuß flieg von 

2':, p&t. (bei 100-300 fl. W. MW. Binnahme) bis auf 20 pCt. (bei 

140,000 fl. und mehr). — Angef. kurheſſ. Gefeß, nach welchem Bes 

foldungen (nad Abzug der Ausgaben für Gehülfen, Dienfkleidung, 

Fourage ıc.), Penfionen, Ginfommen aus höheren Dienften, Dad 

tungen und Grundgefälle mit den Gapitalzinfen zufammengeworfen 

wurden. — In Würtemberg find mit ten Gapitaliften zugleich Die 

Befoldeten befteuert worden. — In England bildet die Zinsfteuer 

einen Beſtandtheil der income- oder property-tax; fo aud in 


Beimar. 
(N) Dchareih, a. Patent. 


2 
⸗ 


$. 389. 


Für eine im Vergleich mit anderen fleuerbaren Einkünften 
niedrige Belaftung der Zindrenten fprechen folgende Erwägun- 
gen: 1) Die Neuheit der Steuer macht, daß diefe von Manchen 
ald ungebührlicy angefehen wird, und dieß giebt einen ſtaͤrkeren 
Reiz zur Unredlichleit, überdieß ift es billig, nach der langen 
völligen Steuerfreiheit nur almälig zu einer beträchtlichen Be: 
laftung diefes Einkommens überzugehen. 2) Der Zinsfuß wird 
im Fortgange des Wohlſtandes, wenn Friede und Ordnung uns 
geftört find, allmälig niedriger. 3) Der Zind geht nicht ganz 
regelmäßig ein, e8 fommen Unterbrechungen, Anrufen der Ge: 
richte, Concurfe ıc. vor. Die höhere Zinseinnahme von Dar: 


* 
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leihen, die mit geringer Sicherheit angelegt ſind, duͤrfte ohnehin 
keine ſtaͤrkere Belegung ſolcher Forderungen zur Folge haben, 
weil ſie zum Theile nur Aſſecuranzpraͤmie iſt. 4) Auch die in 
der leichten Verheimlichung der Capitale liegende Verſuchung 
kann hiebei in Betracht kommen (6). — 

(a) Bel. Fulda, Handb. $. 181. — Die wuͤrtemb. Capitalſteuer war 
anfangs !/, pCt. (20 fr. von 100 fl.), dann feit 1830 °/,, feit 1833 
2/, p&t. Das Finanzgefeg vom 22. Sul. 1836 feßt fie für 183%, — 
18/5 auf 2/0 p&t. herab, gleichzeitig mit anderen Steuerreducs 
tionen. 1849 Erhöhung auf !/, Proc. — In Sachfen werten bie 
Eapitaliften nach dem Tarif D zum Gewerbſteuergeſetz getroffen; 
"60—100 rl. Sins geben !:, ri., 100-200 rl. 25 Ser. u f.; alfo 
ungefähr von %, Proc. bie 1,8 Proc. Bon mehr ale 4500 rl, mer: 
ben 100 rl. entrichtet. — Baier: !/,, der Zinseinnahme. — Ba: 
den: 1 p. mille des Capitals. 

Es ift rathſam, überall den niedrigften in einem gewiſſen Zeitpuncte 
vorfommenden Zinsfuß anzunehinen. Beitrenten dürfen nicht nad 
ihrem vollen Betrage belegt, ſondern es muß ter Zins ihres jeßigen 
Werthes ermittelt werden; 3. DB. eine 20jährige Rente von 100 fl. 
it zu 3 Proc. 1487,71. werth und der Zins hievon beträgt 44,%2 fl., 
die zu 100 fl. nach fehlenden 55,2% bleiben als zur Tilgung gehörend 
auber Anſatz. So beflimmt aud das bab. Ge Art. il. Leibrenten 
follen nad demfelben 8fach zu Capital angefchlagen werden, ewige 
Renten 25fach. — Lotterieobligationen dürfen beſteuert werden, wie 
wenn der Zins ausbezahlt würde. Actien und Schuldbriefe, bei denen 
es offenkundig if, daß die Dividenden und Sinſen ſtocken, müſſen 
fo lange befreit bleiben ıc. 


$. 390. 


Eine befondere Berüdfichtigung erfordern folche Perfonen, _ 
die von den Zinfen eines Heinen Capitales nur gerade noch le: 
ben koͤnnen und außer Stand find, durch Arbeit etwas zu er: 
werben, denen alfo der Vortheil, über ihre Zeit frei verfügen zu 
fönnen ($. 259), nichts hilft, 3. B. Wittwen, Waiſen in frühem 
Alter, Sreife ıc. Die Gränze des aus diefem Grunde fleuerfrei 
zu laffenden Zinseinkommens muß jedoch fo gezogen werden, 
daß die fünftlichen Bedürfniffe Der Höheren Stände audgefchlofs 
fen bleiben. Ein ganz geringer Betrag von Zinseinnahmen 
follte überhaupt billiger Weife unbefteuert bleiben, ſowohl wegen 
der Mühe der Kataflrirung, ald um der arbeitenden Elaffe die 
Neigung zum Ueberfparen nicht zu verringern; namentlich gilt. 
dieß von den in Sparcaſſen angelegten Summen (a). 


(a) In Würtemberg find (a. Geſetz von 1821, $. 5) befreit: die Binfen 
ber Zucht⸗, Waiſen⸗, Irrenhaͤuſer, der Univerfität, der Wittwens 
Rau, pollt. Defon. 3te Ausg. III. 2. Abth. j 9 


(b 


uf 
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caffe, derjenigen milden Stiftungen, die erweislich ein Deficit Haben. 
der Sparcafle, — ter Mittiwen, Maifen und Gebrechlichen, die nicht 
über 2000 fl. Capital befigen und deren Hauptmahrungsquelle in 
diefen Zinfen liegt. Das Finanzgeſetz von 1836 beſtimmt die Ichtere 
Befreiung fo: Wittwen, Waiſen und Gebrechliche, tie nicht über 
3000 fl. Capitalvermögen beiigen und teen übriges Ginkommen 
nicht mehr beträgt, als. der Zind and einem Gapitalvernögen von 
30008. Die befreiten Capitale beliefen ſich 182%,, auf 101, Mill. 
f., Memminger. Jahrbücher, 1829. I, 96. — In Kurbeflen fing 
die Steuer bet einer reinen Binnabine über 50 rl. an, in Deiterreich 
bei 100 fl. 20 fl. Fuß. — Die brit. @infommensfteuer läßt ein Ge⸗ 
famınteinfominen unter 150 8. St. frei. — Weimar, $. 14: Nur 
dad Sparcaflenguthaben und die im Sahre 1815 der Etaatscafle 
freiwillig vorgeſchoſenen Steuern ſind frei. — Baiern, Geſ. von 
1848, 6. 3: Capitale unter 500 oder 1000 fl., ſofern fie das einzige 

Vermoͤgen eines Ginzelnen oder einer Familie bilten; Gef. v. 1850: 
Kapitalrenten unter 20 fl. frei, von 20— 100 fl. nur halb ange: 
Schlagen. — Baten, Art. 4 u. 5: befreit find die Armen: u. Krans 
fenanflalten,, die auf &egenfeitigfeit gegründeten Berfiherungsans 
falten, Sterb: und Kranfenpflegecaffen und dal., ferner Summen 
unter 500 fl., „wenn fie das einzige rentirende Vermoͤgen bes Steuers 
pflichtigen bilden“. 


h) 


6. Abfap. 
Befteuerung des Arbeitslohns. 


$. 391. 

Das durch Lohnarbeit erworbene Einfommen darf fo wenig 
als ein anderer Zweig defjelben unbefteuert bleiben, indeß ift es 
gerecht und zweckmaͤßig, daß der mittlere Unterhaltsbebarf des 
Arbeiter und feiner Familie von der Lohneinnahme abgezogen 
und nur der Ueberreft als fleuerpflichtig angenommen werbe, 
wie überhaupt der mit einem Einfommen nothwendig verknüpfte 
Koftenaufwand in Abrechnung fommen muß, $- 239, 260. 
Deßhalb ift Die Lohnſteuer feine fehr ergiebige Quelle von 
Staatöeinkünften. Cie muß ſowohl im Ganzen, als bei jeder 
Glaffe von Lohnarbeitern in richtigem Verhältniß zu dem muth⸗ 
maßlichen Reineinkommen angeordnet und deßhalb mit Ruͤckſicht 
auf die Lebensweiſe und den durchſchnittlichen Bedarf der Steuer⸗ 
pflichtigen feſtgeſetzt werden. Da der ſtandesmaͤßige Bedarf 
keine ſcharfe Berechnung zulaͤßt, der ganze (rohe) Lohnverdienſt 
aber viel leichter zu erforſchen iſt, als der reine, ſo haͤlt man ſich 
in der Anlegung der Steuer gewoͤhnlich an jenen, und dieß iſt 
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zufäffig, woferre man nur den Steuerfuß in folcher Fortſchrei⸗ 

tung fleigen läßt, Daß er immer ungefähr eine gleiche Quote des 

muthmaßlichen (reinen) Lohneinkommens bildet (a). Dagegen 
ift Die kürzere Dauer des legteren kein Grund, daffelbe ſchwaͤcher 
zu befleuern, ald ein immetwaͤhrendes. Einkommen, weil auch die 

Steuer felbfi von jedem Arbeiter nur fo lange erhoben wird, als 

er im Bezug des Lohnes ift (b). Die bei kuͤnſtlicheren Befchäf: 

tigungen im Lohne mitbegriffene Vergütung der Borbereitungs: 
koſten (I, $. 194) follte, weil in ihr ein Koftenerfaß enthalten 
ifl, geringer belegt werden, und obſchon ein genauer Ueberfchlag 
diefer Summen nicht möglich ift (I, $. 191), muß man doch 
bei der Feſtſetzung des Steuerfußed auf diefen Umftand Rüd: 

fiht nehmen. Ä 

(0) Wenn man 3. B. fände, daß das reine Binkommen in folgendem 
Berhältmiß zur ganzen Lohneinnahme flünde: 

bei 300 fl. Lohn 30 fl. rein. eder 10 pCt. 

„» 900 „ „" DD, „ „45 „ 

„1000, 20%, 20 

[2 1500 . . 375 „ 2 2 25 „ 

„ 2000 „ ⸗ 600 „" h „ 30 7 
und wenn die Steuer !/,, bed Meinertrages fein follte, fo könnte 
man fle bei dieſen 5 Saͤten dee rohen Ainfommens auf 3 — 7, — 
20— 37,5 und 60 fl., d. h. auf [-1,5—2— 25 und 3 p&t. der 
Einnahme fegen. 

(6) Nah der früher im Großh. Heflen angewendeten, von Krönde 
(Ausrührl. Anleitung S. 93) angegebenen Methode follte ber Ar: 
beitöverdienft wie eine Leibrente behandelt werden. Man nahm in 
der Borausießung, daß der Erwerb mit bein 20. Jahre anfange, 
eine 15 jaͤhrige weitere Lebensdauer an, zug hievon 6 Jahre Fir 
Krankheiten ıc. ab und erhielt fo eine Yiährige Rente, deren ans 
fänglicher Werth (bei 5 Proc. Sins) dem Tfahen Jahresbetrage 
gleich if. So würten alfa 800 fl. Arbeitsverdienk einen Capital⸗ 
anfchlag vun 5600 fl. geben. Hiebei if ſowohl die Letensdauer zu 
furz (fie beläuft fich im 20. Jahre auf etwa 35 Jahre), als die Zeit 
der Unterbtechungen zu lang angenommen. überhaupt aber ift ter 
Lohn eines Arbeiters nicht wie eine Leibrente anzujehen, er enthält 
(den Erſatz der Borbereitungsfoften ausgenommen) nicht die all: 
mälige Ruͤckzahlung eines Capitals neben einen Zinfe, fondern ein 
für die perfönlichen Beduͤrfniſſe des Arbeiters beſtimmtes Einkom⸗ 
men, und ſo lange daſſelbe dauert, ſo lange kann es auch beſteuert 
werden. Die Steuer hoͤrt ja ebenfalls mit dem Tode des Arbeiters 
auf! Die durch die Notur des Lohnes gebotene ſchonende Behand⸗ 
(ung deſſelben wird in höherem Grade erreicht, wenn man die Ver⸗ 
ſchiedenheit des rohen und reinen Arbeitslohns beachtet. Allerdings 
follte der Arbeiter etwas von feinem Lohne für fein Alter, feine Fa⸗ 
mifie x. zurüdlegen, was keim Einpfänger einer Capitaltente nicht 

ſo nothwendig ift allein dieß if auch möglich, weil ven der Steuer 
. 9% 
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immer nur ‚eine Quote bes muthmaßlichen reinen Ginfommens in 
Anfprucd genommen wird. — Die Betrachtung des Lohneinfommens 
als einer Leibrente findet fih auch bei Mac Culloch, Taxation, 
©. 127., tagesen hat.nun aud Mill, Prioc. of Polit. Econ. Il, 358 
(1849) die richtige Anficht ausgeiprochen. Indeß will der Bf. bei 
der Befteuerung des Lohne nicht den Unterhalt abziehen laflen. fon- 
dern nur das, was der Arbeiter für feine alten Tage, für feine Kin⸗ 
der sc. zurücklegen follte.” Er will daher nur etwa !/, vom Lohnein⸗ 
fommen abziehen, um den Reſt wie eine Rente zu behandeln. 


$. 392. 


Unter die Lohnfteuer fallen alle Perfonen, die ein bloßes 
Lohneinkommen ohne Beimifchung von Gewerböverdienft und 
Capitalzind genießen, und zwar aud den mandhfaltigen Zweigen 
der Eohnarbeit, von den einfacben Berrichtungen der Tagloͤhner 
‚an bis zu den höchflen Dienften der Lehrer, Künftler, Geiftlichen, 
Aerzte, Beamten. Doch kann man fogleich ſolche Elaffen von 
Arbeitern auöfchließen, die in der Regel nur den nöthigften Un- 
terhalt beziehen und daher nicht als fleuerfähig anzufehen find, 
wie dad Hausgefinde beiderlei Gefchlechts, die Handwerkögefellen 
und überhaupt folche Gehülfen, deren Befteuerung auf die Lohn: 
herren zurüdfallen würde, zumal da diefe Arbeiter doc, Auf: 
wandsfteuern entrichten müffen (a). Es macht in Hinficht auf 
die Steuerpflichtigfeit feinen Unterfchied, 1) ob die Arbeit un: 
mittelbar zur Production, oder zum Handel, zum Gütergebraudh, 
oder zu perfönlichem Vortheil dient; 2) ob die Bezahlung nach 
der Zeit erfolgt (Zag: und Wochenlohn, Jahresgehalt), oder 
ftücdweife für die einzelnen Arbeitöleiftungen, wie 3. 8. die mit 
dem Namen Honorar (Ehrenfold) belegte Vergütung höherer 
Beichäftigungen; 3) ob die Vergütung für eine gleichzeitige, 
oder wie bei Ruhegehalten für eine beendigte Thätigkeit, oder 
auch, wie 3. B. bei geiftlihen Pfründen, nur wegen der Ans 
nahme einer nüglichen Wirkſamkeit im Allgenieinen gegeben 
wird; 4) von wem und in welcher Form der Lohn bezahlt wird, 
z. B. von Privaten oder Corporationen, — in Geld oder zum 
Theil in Naturalien. | 


(a) Am weiteften geht das fühl. Geſ. v. 24. Dec. 1845, nach welchem 
aud) Maurerlehrlinge, Kindermäbchen, Ammen, Spinnerinnen und 
Spulerinnen Schagung geben müllen, bie beiden Ießtgenannten 2 
Sgr. jährlich. \ 
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- $. 398. 


Die flreitige Frage, ob insbefondere die Staatödiener bes 
fteuert werden dürfen (a), iſt zu bejahen, weil die Steuerpflicht 


lediglich von dem Dafein eines reinen Einfommens bedingt. 


wird, und, wenn dieſes vorhanden ift, Die von dem Staate be: 
joldeten Dienftleiftenden in Abfiht auf die Befteuerung den⸗ 
jenigen, welche ihre Bezahlung von einem anderen Dienftherrn, 
3. B. der Kirche, der Gemeinde, einer Gefellfchaft zc. beziehen, 
ganz gleich fiehen. Die Regierung befindet fich in einer zwei⸗ 
fachen Beziehung zu dem Beamten, naͤmlich theils als Beſtel⸗ 
ler, Bezahler und Anordner feiner Dienftgefchäfte, theild als 
Befteuerungsgewalt. In diefer Hinficht iſt der Staatödiener wie 
jeder andere Angehörige des Staates den allgemeinen Bürger: 
pflichten unterworfen (db). Man muß jedoch in jedem gegebenen 
Lande und Zeitpuncte erft noch unterfuchen, ob jene thatfächliche 
Vorausſetzung wirklich eintrete, d. h. ob die Befoldungen und 
Gehalte ıc. der Staatöbeamten, in Vergleich mit der Bezahlung 
anderer Arbeiten und mit dem ftandesmäßigen Bebürfniß der 
Dienftteiftenden fo groß feien, daß eine Steuerfähigkeit (ein reis 
ned Einfommen) vorhanden ift, vgl. $. 97. 

(a) Die Literatur biefer Steeitfrage bei v. Malchus, I, 269. Für 


die Beflenerung der Staatsbeamten ſtimmen v. Jalob, Fulda, 


Krehl u. 9., ferner Murhard, Sefeuerung. S. 419, — gegen 
dieſelbe Rrönde, Sartorius, Loß, v. Malhus, ferner Er. 
Moltte, S. 290.— Das Kür und Witer, ohne Gntfcheidung, doch, 
wie es feheint, mit einer Hinneigung zu dem leßteren, in Zachariaͤ, 
Abhantlungen aus tem Gebiete der Staatswirthichaft, 1835, &. 21. 

(d) Bol. $. 385. — Quo facilins etiam tributa tolerent privati, ab iis 
praestandis excipi non debent magistratus, nam rem per se in- 
gratam populo gratissimam reddit imperantium oxemplum. Box- 
horn, Iostilut, politicae. L I. B. 10. $. 18.0. X 


6. 394. 


Gegen die Zuläffigkeit der Befoldungsfteuer find hauptſaͤch⸗ 
lich folgende Gründe geltend gemacht worden: 1) Die Anftels 
lung fei ein Vertrag, ed dürfe Daher die Beſoldung nicht ver: 
Fürzt werden. — Die widerlegt fi) durch die Unterfcheidung 
Des allgemeinen flaatöbürgerlichen Verhaͤltniſſes von dem bes 
fonderen des Beamten. 2) Die Einnahme aus Staatödienften 
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fei von dem Ertrage gewerbemaͤßiger Beichaftigungen fehr ver- 
f&bieden, indem der Staat in der Zeftfegung der Befoldungen 
und anderen Dienfibezüge ein natürliches Monopol habe, feine 
Beamten fpärlich bezahten könne, und diefe nicht im Stande 
feien, durch Fleiß und Unternehmungögeift ihre Einkünfte zu 
erhöhen, zudem ihre Einnahme vollftändiger bekqnnt fei, al8 Die 
von Gewerbtreibenden, welche man weniger . genau mit ber 
Steuer zu treffen vermag (a). — Diefe Säge können nicht die 
Rechtmäßigkeit der Steuer überhaupt zweifelhaft machen, ſon⸗ 
dern betreffen nur die Höhe derfelben und müffen in diefer Hin⸗ 
fiht allerdings beachtet werden ; Dagegen kommt auch wieder die 
Sicherheit und lebenslängliche Fortdauer der Befoldungen in 
Betracht. 3) Statt Befoldungen zu bewilligen, und dann wie: 
ber etwas von ihnen hinwegzunehmen, follte man fie lieber ſo⸗ 
gleich niedriger anfeßen (db). — Hierauf iſt zu erwidern: 
a) Was die Erhebungsweife betrifft, fo geſchieht diefe auch 
wirklich ganz leicht dur) einen Abzug bei der Auszahlung der 
Befoldungen. b) Die befondere Anfeßung der Steuer hat aber 
bad Gute, daß der Beamte feine doppelte Beziehung zum 
Staate deutlich erkennt und feine Berufsthaͤtigkeit mehr nach 
Gebühr vergütet fiebt. c) Der Steuerfuß ift Veränderungen 
unterworfen, die ſowohl von der Höhe der Schagungen im Gans 
zen, als von dem wechfelnden wirthſchaftlichen Zuftande der ver> 
ſchiedenen Volksclaſſen herrühren können. Waren z. B. Beſol⸗ 
dungen in einer Zeit bewilligt worden, wo das Getreide oder 
auch alle Waaren gegen Muͤnzmetalle hoch im Preiſe ſtanden, 
fo koͤnnen jene unter geänderten Umſtaͤnden eine ſtaͤrkere Be: 
fieuerung ertragen, als die zu einer anderen Zeit feftgefeßten fe). 
4) Die Steuer fei ſchaͤdlich für den Staatödienft, indem fie die 
Befoldungen zu fehr verringere, und fie widerftreite den mo: 
narchiſchen Principe, indem fie die Worrechte der Beamten aufs 
bebe und dadurch die der Krone felbft gefährde (d). — Der 
erfte Einwand fällt hinweg, wenn bie wirkliche Einführung for 
wie die Fortdaugr der Steuer von der erweißlichen Steuerfähig« 
feit abhängig gemacht wird. In Hinficht auf den zweiten muß 
auf die große Verſchiedenheit zwifchen dem Staatöoberhaupte 
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und deffen vertragemäßig angeftellten Beamten, ferner auf die 
Unverträglichkeit der Steuerfreiheiten mit ben allgemeinen ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundfägen hingewiefen werben. 5) Die Steuer werde 
leicht dadurch unwirkſam gemacht, daß man den Beamten Zu: 
lage giebt. — Daß dieß gefchehen könne, ift außer Zweifel, 
allein eine ſolche Bereitelung des erwarteten Vortheild Durch die 
Staatögewalt felbft kann hier nicht in Betracht gezogen werben, 
weil fie ganz von dem Willen ber Regierung abhängt (e). 

(a) ZBadariä, a. a O., ©. 39. 

(6) Sinclair, History etc. erflärt es für eine handgreiflihe Thorheit, 

mit ber einen Hand Beloldungen gu geben und wit der anderen 

wieder einen Theil derielben wegzunehimen. 

Zaharid, ©. 44, hält ſolche, 3. B. wegen geänderter Geldpreiſe, 

unter der Form der Befoldungsfleuer gemachte Abzüge nicht für eine 

wahre Steuer. 

(d) Zachariaͤ, ©. 49. 

(e) Die Befoldungserhöhungen ber Beamten in neuerer Zeit laſſen fi 
aus der Bertheuerung der Lebensbebürfniffe erklären und würden 
auch ohne Befoldungsfteuer erfolgt fein. 


$. 39. 

Obgleich demnach im Allgemeinen die Beſoldungsſteuer für 
gerecht und zweckmaͤßig zu halten ift, fo ann ed Doch da, wo die 
Dienfteinkünfte unverhältnißmäßig niedrig find ($. 393), rath: 
fam fein, alle, oder doch wenigftens die unteren Beamten für 
jegt unbefteuert zu laffen. In den höheren Stufen des Staate- 
dienſtes pflegt wegen der Seltenheit der erforderlichen Faͤhig⸗ 
feiten und der ſchwereren Berantwortlichkeit die Einnahme fo 
hoch zu fein, daß fie eine Befleuerung erträgt. Die Rebenein: 
fünfte und Amtswohnungen, nach mittlerem Betrage, müffen 
mit eingerechnet, dagegen foldye der Amtöführung wegen ge: 
machten Audgaben, welche unter den Begriff von Laften fallen, 
z. B. Reiſen, Bezahlung von Gehülfen, Haltung von Pfer: 
den ıc., in Abzug gebracht werden (a). Die Rubwgehalte, ats 
ohnehin knapp bemeffen, folten nicht nach gleicher Regel wie 
bie Befoldungen behandelt und die Wittwengehalte ganz frei 


gelaflen werden (b). 
(a) In Würtemberg wurde vie Beioltungsfleuer duch das Y.nanz- 
geſetz vom 22. Juni 1820 eingeführt, nachdem tie Beſoldungen fchon 
1799 amd 1813 bis 1815, doch im dieſen Jahren nur von 2000 fl. an, 
in ver Bermögensfteuer beigezogen worden waren. Das Haupigeſetz 


(e 
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ift vom 20. Juli 1821. Die Steuerfäße von 1833 wurden im 
Binanzgeith vom 20. Juli 1849 wieder anfehnlich erhöht. Sie be: 
tragen 3. D. bei 600 fl. 8 fl. oder 11/5 Broe., bei 1200 A. 24 fl. oder 
2 — bei 1800 fl. 48 fl. ober 22/, Prot., bei 2400 fl. 80 fl. oder 
31/s Prot., bei 4800 fl. 288 fl. oder 6 Proc., bei 6000 fl. 432 fl. oder 
7,3 Proc. — Der Ertrag war 181%/., 52,429 ff. — 9. für 180, 
261,300 fl. — Die barifche Blaffenfteuer (ein unbeftiimmter Aus 
druck, der in mehreren Ländern verfchiedene Schaßungen bezeichniet) 
nach dem Gef. v. 31. October 1820 trifft neben den Staatsbeamten 
auch afle anderen Befolveten, Lehrer, Advocaten, Aerzte, Künfller, 
Schriftſteller ꝛ2c., ferner die Apanagien und Wittwengehalte des 
geoßherz. Hauſes. (Schon 1815 war zum Behufe der Kriegskoſten 
eine ähnliche Steuer von '/., der Ginfünfte angeorbnet worden, 
ed kam aber nur der \halbjährige Betrag wirklich zur Crhebung.) 
Sie wurde zu Hülfe genommen, um bei der Entwerfung des Vor⸗ 
anfchlages eine Lüde in den Staatseinkünften auszufüllen, dieß vers 
anlaßte aber eine zu hohe Feſtſetzung des Steuerfußes und führte 
das Bedürfniß einer Srniedrigung herbei, die im Geſ. v. 10. Juli 
1837 gegeben wurde. (S. Berihte v. Mörbes u. Rau, in den 
Verhandlungen beider Kammern v. 1837.) Nah bemf. wird jede 
Befoldung mit einer gewifien Zahl verrielfaht, um damus das 
Stenercapitäl zu bilden, ‚welches nach dem Fuße ber Gewerbſteuer, 
alfo jest mit 23 fr. auf 100 fl., belegt wird. Diele Vervielfachunge: 
zahl ift bis auf 2000 fl. 3, — von 2001—3000 fl. 6, von 3001 — 
4000 fl. 7, von 4001 — 5000 fl. 8, .... ven 8001 fl. an 12. Man 
muß aber jedes Cinkommen in die verfchiedenen Taufende zerlegen 
umd für jedes derfelben bie entfprechende Bervielfachung antvenden, 
3. B. bei einer Einnahme von 4700 f|l.: 
2000 3 — 6000 fl. 
1000.>€ 6 = 6000 „ 
1000 >€ 7 = 7000 „ 
100 >€ 8 —= 5600 „ 


4700 geben alfo 24, 600 fl., 
wovon die Steuer jetzt 94 fl. 18 Fr. oder 2 Proc. ausmacht. Die 


‚Wahl der Multiplicatoren deutet auf die Vorausfekung -eines ges 


wiffen Verhaͤltniſſes zwifchen rohem und reinem Ginfommen, 2000 
fl. Beſoldung sc. werden wie 6000 fl. Betriebscapital bebantelt, 
welche 240-300 fl. Bing abwerfen, es ift alfo angenommen, daß in jenen 
2000 fl. ungefähr 12—15 Proc. reines Ginfommen enthalten feien. 
Dagegen zeigt das Steuercapital von 24,600 fl. ein reines Ein⸗ 
fommen von 984 — 1230 fl. = 22 — 26 Proc. an. Berechnet man 
bie ganze Steuer eines gewiflen Ginfommens, fo erhält man bei 
1000 fl. 11 fl. 30 fr. oder 1,15 Proc., bei 2000 fl. 23 fl. oder 1,8 
Proc., bei 3000 fl. A6 fl. oder 1,5% Proc., bei 4000 fl. 72 fl. oder 
1,9 Proc., bei 5000 fl. 103 fl. 30 fr. oder 2,17 Proc., bei 6000 fl. 
138 fl. oder 2,2 Proc., bei 10,000 fl. 310 fl. 30 fr. vder 3,1 Broc., 
bei 30,000 fl. 1230 fl. 30 ft. oder 4,' Proc. Der Ertrag war nach 
dem Älteren Geſetz im D. von 1835 und 1836 190,033 f, bagegen 

im D. von 1839 und 1840 122,768 fl., 1844—46 144,911 fl. 1847 - 
hatten die 25,397 Steuerpflichtigen ein Ginfommen von 9,533,270 
fl, wovon nur 360,860 in Beträgen über 2000 fl. — In Baiern 
waren bis zur Ginführung der Ginfommensfleuer (1848. Gdict v. 
10. Dec. 1814) Befoldete in der 5. Elafle der Familienſteuer zu 
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1/, pt. ihres Dienfleinlommens angefest. — In Oeſterreich find die 
Staatsbeamten und Lehrer unbefteuert; Deer. v. 7. April 1810. 
v. Kremer, II, 200. — In Preußen entrichten die Beamten Claſ⸗ 
fenfteuer, wobei fie nach ihrer wirtbfchaftlihen Lage im Ganzen mit 
anderen Glaflen von Staatsbürgern verglichen werden follen, ohne 
daß beflimmte Abgabenfäge aufgeftellt worden wären. B. v. 25. Aug. 
u. 12. Dee. 1820. In einigen Regierungsbezirfen hat man folgende 
Megel angenommen : von 150—200 ri. 4 ıl. Steuer, von 2—300 rl. 
6 rl., von 3400 rl. 8 ri., von 4—-600 cl. 12 rl., von 6—900 rk. 
18 xl., von 10001200 rl. 24 ıl. u. f w., ſ. Sinnhold, bie 
Claſſenſteuerverfaſſung des pr. Et. 1831. — In Sachſen fleigt die 
Befoldungsfteuer mit den Einkünften von %,,, bis auf 21, Broc. 
Sadfen: Benfionirte und Wittwen geben bei Ruhgehalten unter 
300 ri. nur die halbe Steuer. Bel. v. 24. Dec. 1845, 6. 15. 


q. 396. 


Weitere Bemerkungen über die Befteuerung des Lohnes. 
)) Der Arbeitslohn ift zwar nirgends zum Gegenftande einer 
ausfchließend auf ihn fallenden und alle feine Zweige treffenden 
Steuer gemacht worden, allein in den meiften Staaten ift er 
auf irgend eine Weiſe mit Schatungen belegt worden; bald hat 
man ihn der Gewerbſteuer unterworfen, bald die verſchiedenen 
Arten der Lohnarbeit zu verfchiedenen Steuern gezogen u. dgl.(a). 
Diefe Behandlung ift einer gleichförmigen, die Eigenthümlichkeit 
des Arbeitöverdienftes gehörig berüdfichtigenden Beſteuerung 
deffelben nicht günftig. 2) Bei der Anlegung der Lohnſteuer hat 
man, mit Auönahme der aus Staats:, Kirchen: und Gemeinde: 
caffen Befoldeten, Fein anderes Hülfsmittel, als die eigene An: 
gabe des Steuerpflichtigen und die Prüfung derfelben durch 
einen Ausfhuß wohl unterrichteter Ortöbürger. Diefe Angaben 
erfordern eine Öftere Erneuerung, z. B. alle 3 oder 9 Jahre, 
oder fogar jährlich, und jedenfalls müffen offenkundige Aende: 
rungen, wie Befoldungderhöhungen, Erweiterung bed Berufs: 
zweigs ıc., jährlich angezeigt werden. Beſondere Koften, Die 
nicht den perfönlichen Unterhalt, fondern die Befchäftigung be: 
treffen, 3.8. Anſchaffung literarifcher oder künftlerifcher Huͤlfs⸗ 
mittel, find von der DurchfchnittSeinnahme abzuziehen. 


(a) Die öfter. Erwerbſteuer trifft neben den Gewerbsleuten auch die 
Brivatlehrer, Advocaten, Notare, Maͤkler, aber Aerzte, Beamte und 
Sewerbegebülfen find. frei. — Baden: Taglühner, Lohnbediente, 
Krautfchneider, Spielleute x. find Po Gewerbſteuer gezogen, zu 
welcher bie Taglöhner wit „500 fl. Steuescayital eingetragen wer⸗ 


(b 


— 


’ 
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den; Dienfleiftende, bis zu den Scribenten, Bollgardiften, Amts: 
boten, ferner Lehrer aller Art, Aerzte, Hebammen ıc. werben von 
der Glaffenfteuer getroffen. — In Würtenberg find neben ten 
Stuatsbenmten aud tie Aerzte, Atvocaten, A andlungegehüffen, 
gutsherrichaftl. Beamten :c. zur ‚Befofbungsfteuer pflichtig; Tag: 
löhner u. dgl. zahlen feine Schagung. — Die bair. Yamilienfteuer 
beträgt in ter 4. Claſſe für unbetoldete Lehrer, Schreiber, Schrifte 
ſteller und Künftler jährlich 1 R. 30 Er. se., in der 1. Claſſe für Tag- 
Löhner ohne Grundeigenthum 40 fr. Wittwen und ledige Weibs- 
perfonen 20 fr., in der 2. Claſſe für Dienfibotn und Gehuülfen, die 
nicht in Koit und Wohnung des Dienſtherrn fiehen, m. 40 fr., w. 
20 fr., vgl. $. 395 (a). — In Preußen fallen alle höheren Dienfle 
unter die Glafienfteuer, im Großh. Hefien unter die Berionaliteuer, 
ebenfo In Sachſen, wo die Berfonalftener mit der Gewerbſteuer vers 
bunten ift. , 


6. 397. 


Die Kopffteuer, welche ohne Rüdficht auf Berinögen und 
Einfommen blos nad) ber Zahl der Perfonen aufgelegt wird, 
entfprady dem Kindesalter des Steuerweſens, in dem fie ſich Durch 
die Leichtigfeit der Anlegemg und Erhebung empfahl(u) Nach: 
dem längft andere, ergiebigere und gerechtere Steuern eingeführt 
worden find, hat ſich Doch neben ihnen in einigen Staaten eine 
der Kopffteuer ähnliche Abgabe erhalten, die unter dem Namen 
Derfonalfteuer alle Familienväter und einzeln lebenden Per: 
fonen (b) oder fogar alle Erwachfenen (c) in ganz gleichem 
Betrage trifft. Sie muß fehr niedrig fein, um von Allen extra: 
gen werben zu fönnen. Ihr Nugen fann nur darin gefunden 
werben, daß fic von den feiner anderen Schagung unterworfenen 
Staatöbürgern, alfo namentlich den Zohnarbeitern, einen billi 
gen Beitrag liefert, indeß bleibt die rüdfichtölofe Gleichheit der 
Steuerfumme und die mühfame Einforderung derfelben auch 
von denjenigen Staatdangehdrigen, welche ſchon aufandereWeife 
befteuert find, immer eine wejentliche Unvollkommenheit diefer 
Steuer, welche deßhalb befier Durch eine geregelte Lohnſteuer 
erſetzt wird (d). 

(a) Kopffteuer in Perfien, in Rom unter den Königen, fobann auch wie⸗ 
der unter den Kaifern; doch waren nur Plebejer ohne Grundeigen⸗ 
thum biefer Capitatio unterworfen, die zur Unterfcheidung von Der 
Grundfleuer bisweilen den Namen hamana trug; ſ. Savigny, 
a. a. Q. und Ereuzer, Röm. Antiquitäten, S. 367. — Der tür: 


kiſche Charadſch von den erwachienen männlichen Rich Mosians ift 
fein einfaches Kopfgeld, da ex 3 Abfufungen von 10, 6 und 3 Piaſtern 


(b) 


(e) 


(d 


ar 


bat. Urquhart, Turkey and its resources. Lond. 1833, S. 87. — 
Auch in anderen europäifhen Staaten find früherhin Kopfſteuern 


in manchfaltiger Meife vorgefommen, in Glarus befteht eine folche - 


noch jetzt. Verſchiedene Borfchläge älterer Schriftfteller zielen dahin, 
einige Abftufung anzubringen, wodurch die Steuer fid) einer nad) den 
Gintünften aufgelegten nähert, |. 3. B. Bergius, Boliz.: und 
Gameralmagazin, V, 347. \ 

Franzoͤſiſche Perfonalfteuer: der dreifache Betrag des Lohnes gemei- 
ner Sandarbeit, Der Sap bes Tagluhnes darf zu dieſem Dehufe nach 


den Bel. v. 21. Apr. 1832 nicht über 1%/, Fr, nicht unter 70 Ct. 


angenommen werden und wird für jede Gemeinde von dein conseil 
general des Departements beflimmt. Iede Berfon, die ifre eigenen 
Ginfünfte hat, wenn fie auch nod im älterlihen Haufe wohnt, iſt 
Reuerpflichtig. Der Rohertrag if g. 34 Mill. Br. ohne die Zufchläge 
(centimes additionnels). — Die niederländische und „belgifche Ber: 
fonalfleuer beſteht aus ſechs einzelnen Abgaben, welche fämmtlich zu 
den Nufwantsfleuern gehören, nämlih 1) von dem Micthbetrage 
der Wohnung, 2) von Thüren u. Tenftern, 3) von ten Keuerftellen, 
4) vom Hauorathe (mobilier), 5) vom Grfinte, 6) von Bierden, 
j. unten $. 426. 427. Diefe ganze Perſonalſteuer trägt in Belgien 
ohne Zuſchlaͤge 7°/, Mill. Sr. ein. — Die großh. heſſiſche Perſonal⸗ 
feuer gehört zu den Wohnungsiteuern. 

Nach der ehemaligen öflerr. Perfunalfteuer (Patent v. 23. Nov. 
1802) zahlte jede PBerfon über 15 Jahre jährlih 30 kr., fpäterhin 
21. Mur das Militär und erweislich Dürftige waren befreit, in 
Tirol und Borariberg wurde von Dienfiboten und Taglöhnern nur 


ber halbe Betrag entrichtet. Diefe Steuer befteht feit 1830 nicht, 


mehr, wohl aber im lombardiſch⸗ venezianifchen Königreich Die fchon 
von Karl VI. eingeführte Berfonalfteuer des platten Landes von 
3,2 Lire für jede Mannsperfon zwifchen 14 u. 60 Jahren. 

Gründe für dieie Abgabe, unter der Vorausſezung, daß fie eiwa '/, 
der Ginnohnergant treffe und gegen ';, p&t. des geringften Cinfom⸗ 
mens treffe, bei Moltke, ©. 158. _ 


7. Abjap. 
Hllgemeine Einkommensſteuer. 
1. Als eine befondere Art von Schakungen. 


$. 898. 
In mehreren Staaten ift eine@infommendfteuer neben 


den anderen Schagungen eingeführt worden, auch hat man fie 
Öfter& zur einzigen Schakung in Vorjchlag gebracht (a). Ihr 
Weſen befteht darin, daß das Einfommen aller Bürger, aus wel: 


hen Quellen e8 auch fließen mag, auf gleichförmige Weiſe er: 
mittelt und nach gleichem oder doch wenig verfehtedenem Buße 


belegt wird, fo daß es fich für jeden Stenerpflichtigen in eine 


.. 
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Hauptfumme zufammengezogen darſtellt. Man unterläßt hiebei 
die umftänhliche und forgfältige Erforfcehung der einzelnen Ein: 
Eünfte, theilö weil fie langwierig, mühfam und koſtbar ift, theils 
weil in der Anlegungdart zwifchen den verſchiedenen Zweigen" 
bed Einkommens fein Unterfchied gemacht werben fol; Dagegen 
ſucht man fich auf einem fürzeren Wege einen ungefähren Ueber: 
fchlag des fteuerbaren Einkommens zu verfchaffen. Die Vortheile, 
“welche eine folche Steuer gewähren ann, liegen 1) in der Leich⸗ 
tigkeit und Einfachheit der Anlegung, weßhalb diefe Steuer ein 
brauchbares Mittel ift, um in Zeiten vermehrter Bedürfniffe 
fehleunig eine beträchtliche Hülfe zu gewähren (b), 2) in der 
Allgemeinheit, indem Peine Claſſe von Staatöbürgern befreit 
bleibt und namentlich auch die Gapitaliften beigezogen werden. 
Dieß gereicht diefer Steuer befonderd zur Empfehlung; 3) in 
ber Berüdfihtigung ber Schulden, deren Zinfen von dem fteuer: 


baren Einfommen abgezogen werden können. 


(a) Lips, Ueber die allein wahre und einzige Steuer, Erlangen 1812. 
— Hermes, 15. Heft. — Zachariä, Staatsw., ©. 425—433. — 
Murhard, Beſteuerung, ©. 506 (hier zugleich viele Autoritäten 
pro et contra). — Gin Auflag im New Monthly Review, überfe 
m Buchholz, NR. Monatsihrift, Sept. 1834. — Ueber —E 
mäßige Beſteuerung, Leipz. 1834. Cap. 1.— Benda, R. Peel's Fi⸗ 
nanzſyſtem, oder über die Vorzüge der Cinkommenſteuer, Berlin. 
1842. (Geht nicht in die Steuertheurie ein, fondern fucht nur die 
Staatsanleihen zu tadeln.) — Gr. Moltfe, ©. 254. — v. Sparre, 
Die allg. Cinkommenſteuer als einzige directe Abgabe, Gießen, 1848. 
— 9. Groß, Allgem. progreffive Srunds und Einkommenſteuer, 
Sena, 1848. — Ziegler, Zurforialen Reform, 1850. — J. St.Mill, 
Princ. of. pol. II, 378. Dagegen von Malchus, 1, 175 und die dort 
angeführten Schriftflellee Sartorius, Log, Fulda, Sismondi. 
— Edinb. Rev. Apr. 1833. ©. 143. — Mae Culloch, Taxat. 
&. 113. — David in Journ. des Econ. XXI, 368, — Cochut ia 
Revue des 2 mondes, 1849. I, 115. — Baumftart, Zur Ginfoms 
mensfteuer:Frage. Greifswald, 1850. 

(d) Sie ift aus diefem Grunde auch zu einer außerordentlichen Auflage 
wohl geeignet. Die ziemlich gangbare Eintheilung der Steuern in 
ordentliche und außerordentliche Tann in der Wiflenfchaft nur infos 
ferne anerkannt werben, ale manche Arten von Steuern, bie zwar 
einträglid aber fonft unvollfommen find, eher auf ein oder einige 
Jahre, als dauernd angewentet werden dürfen. 


$. 399. 


Einer die Stelle aller anderen Schatungen vertretens 
den Einkommensſteuer ſteht dig Ungenauigkeit der Anfchläge 
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entgegen, welche wegen deö gewählten, für alle Arten von Ein: 
fünften gleichen Verfahrens unvermeidlich ifl. Die Mittel, welche 
zur Ausführung diefer Steuer allein übrig bleiben, find 1) die 
eigene Angabe der Steuerpflichtigen, auf die man fich hier um 
fo weniger verlaffen kann, da ed meiſtens an Gelegenheit fehlt, 
unwahre Erklärungen zu berichtigen und zu beftrafen (a) ; 2) die 
Prüfung diefer Angabe und die Schaͤtzung durch einen Ausfhuß 
von Mitbürgern, welche auf die ihnen befannt gewordenen Ein: 
fünfte, die Vermoͤgensumſtaͤnde und auf die Lebensweife jeded 
Steuerpflihtigen zu achten haben. Auch hier find große Fehler 
nicht zu vermeiden, weil 3. B. dad werbende Vermögen einer 
Perfon fi) zum heile nicht in der Nähe ihres Wohnortes be: 
findet, weil man ſich bei oberflächlicher Betrachtung leicht über 
die Einträglichkeit eines Erwerbszweiges täufht u. dgl. (b). 
3) DerBorfchlag, die Steuern durch Abgeordnete erft im gan- 
zen Staate auf die Provinzen, dann in diefen auf Bezirke u. |. w. 
vertheilen zu laffen, und endlich in jedem Orte die auf denfelben 
treffende Summe durch einen Schäßungsausfhuß im Verhaͤlt⸗ 
niß des mutbmaßlichen reinen Einfommend umzulegen (0), ift 
ebenfalls nicht befriedigend, weil man ohne Katafter der fteuer: 
baren Erwerböquellen die Austheilung auf die einzelnen Lan: 
beötheile nicht mit der erforderlichen Genauigkeit bewirken kann, 
und weder der gute Wille, noch die Einficht der Abgeorbneten 
den Mangel ficherer ſtatiſtiſcher Anhaltspuncte erfegt. 


(a) ©. die bei Murhard S. 523 ff. mitgetheilten Stellen mehrerer 
Schriftſt ee 

(8) Rurhard, ©. 531, fomie Schön und der Ungenännte im Her: 
mes legen auf die Verbindung diefer Schäkung mit ber eigenen An- 
abe beionderes Gewicht. 

(c) Der a. Nuffag im Hermes und Murhard, ©. 534. 


$. 400. 


Eine Eintommendfteuernebendenanderen Schaz 
zungen einführen, beißt dem bisher angenommenen noch ein 
zweiteö neues Schatzungsſyſtem beigefellen. Ein ſolcher Zuftand 
ift offenbar unvolllommen, weil man mehr Arten von Steuern 
hat, ald es nöthig und nüglich ifl, weil ferner Die neu hinzuge: 
Fommene Steuer wefentlihe Mängel an ſich trägt ($. 389) 
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und: die Ungleichheiten ber bisherigen Beſteuerung nur mindert, 
nicht ganz befeitigt. Doch if dieſe Steuerart dann zu rechtferti= 
gen, wenn man in den älteren Schaßungen eined Landes erheb⸗ 
liche Lüden und Fehler wahrnimmt, denen man nicht leicht 
und fchnell abhelfen kann, fo daß man Bedenken trägt, den Fuß 
diefer Steuern zu erhöhen, oder jogar eine Herabſetzung beffel- 
ben für nöthig erachtet (a). In diefem Falle ift der Fuß der 
nur zur Ergänzung beflimmten Einfommenöftener fo niedrig, 
daß die Mangel der Anlegungdart weniger empfunden werden. 
Man follte jedoch dann die Einkommensſteuer nur ald ein einſt⸗ 
weiliges Huͤlfsmittel anfehen und auf eine gründliche Verbeſſe⸗ 
rung Bedacht nehmen, die nur in einer vollkommeneren Ans 
legung faͤmmtlicher Schatzungen befteht. Zur guten Einrichtung 
der Einfommenöfteuer gehört I) eine genaue Beſtimmung der 
bei jedem Zweige der Einkünfte zuläffigen Abzüge von Laften 
und Koflen; 2) die Befreiung folcher niedriger Einkünfte, bei 
denen feine Steuerfähigeit anzunehmen ift (6); 8) die Unter: 
fheidung der aus Renten und aus Arbeit fließenden Einkünfte, 
indem bie leßteren fchonender behandelt werden müffen (c). — 

Wo für einzeine Schatungen gute Katafter vorhanden find, 

kann man zwar diefelben zur Einfommendfteuer benupen (d), 

ed ift aber gu bebenten, daß dann die fo belegten Zweige bed 

Einkommens genauer, alfo flärker getroffen werden, ald die an: 

deren, und ed ift daher eine Ausgleichung durch den gewählten 

Steuerfuß billig. 

(a) Die ehmal. franzöfiiche taille personnelle fann als ſolche Steuer 
betrachtet werben; 1 Sous p. livre oder !’so des Cink., vom Arbeitövers 
dienft der Handwerker uud Taglöhner nur Y/, p&t., Declar. v. 11. Aug. 
1776 9. 7.8. In Grosbritanien if neuerlich eine Ginfommens 
feuer zum drittenmale eingeführt worden. 1) Die auf Pitt’s Bors 
ichlag befchloffene income-tax von 1798 ließ Sinfünfte unter 60 2. St. 
frei, traf von 60-65 2. St. zu "/.0 u. ſ. f. in fleigendem Betrage, 

bei 200 8. erreichte fie den Sup von '0? Den Gewerbsverdienſt der 
Pachter nahm man zu %, (in Schottland 1/,) des Pachtzinſes am, 
io daß fie mithin resp, 7!/, oder 5 p&t. deſſelben zu fleuern hatten. 
2) AS diefe Steuer nach dem Frieden von Amiens aufgehoben 
worben war, wurde fie bald darauf 1803 wicter eingeführt unter 
ben amtlichen Mamen properiy-tax. Sie war tinigerınaßen abge: 
ftuft, von 150 2. St. an beliet fie fih auf 5 p&t. des Sinfommens. 


1805, nach den Borfchlägen von For u. Grenville, wurde fie 
wieder auf 10 pt. aller Sintünfte geiest, 1816 aber vom Barkt- 
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ment aufgehoben. Sie hatte v. 1810— 1815 i. D. 15 Mil. 8; 
eingebracht, wovon tie Koftm 10 p&t. wegnahmen, |. von Raumer, 
Brit. Beiteur :Syft., S. 136—176. Beachtenswert war unter an: 
bern die Anordnung, daß im Kalle der Beſchwerde gegen eine Abs 
fhägung durd Lie Commiſſare oder auch, wenn Gewerbtreibende 
ihre Vermögensumftände geheim Halten wollten, befontere Schieds⸗ 
männer {referses) ernannt wurden, denen man im lebteren Falle 
bie auͤsfuͤhrliche Nachweiſung vorlegte.e — 3) Die neue Steuer, 
Geſ. v. 22. Jun. 1842 (5. u. 6. Vietor. Cap. 35) wird amtlich eben- 
falls property -tax genannt. Robert Peel beantragte fie am 11. 
März 1842, bei Vorleaung des Voranfchlags, welcher bei den da: 
maligen Ginfünften und Ausgaben einen Ausfall von 2,570,000 %. 
zeigte und eine Steuererhögung nothwentig machte. P fchlug 
den Ertraa auf 3,771,000 8. an. Nach dem Gefeg follte die Steuer 
nur bis 1845 beflehen, allein ihre Dauer if verlängert worden 
und ihre Abichafung nicht fobalb zu erwarten, weil eine Ber: 
minderung bei den Aufwandölteuem eher Noth thut. Da die bris 
tische Grimdſteuer hoöchſt fehlerhaft und niedrig ift, die Gewerb⸗ 
feuer ganz fehlt, die Capitalſteuer ohnehin, fo iſt die Verflaͤrkung 
der Schapungen ganz zwedmäßig. Die Srlänter find befreit. Der 
Buß, nach welchem die verfchiedenen Einkünfte belegt find, iſt 7 Pence 
vom 2. St. — 7/,40 oder 2.01 pEt., bei Pachtern 317, Bence vom 
2. St. des Bahtzinjes, in Schottland nur 2!:. Pence. Das fchwer: 
fällige, in 194. rt. abgefaßte Geſet enthält nähere Borfchriften für 
Schägung und Anlegung der Ginfünfte unter verichiebenen Abtheis 
[ungen (schedules), nämlich A. Liegenichaften in Großbritanien, 
mit Ginichluß ter Säufer, auch Zehnten, Yifchereien, Gifens und 
Salzwerfe, Brüden. Candle, Sifenbahnen sc. — B. Pachtungen, — 
C. Binfen und Dividenden, weldhe aus den Staatseinkünften bezahlt 
werden, aber mit Freilaſſung der Einnahmen, welde an Unters 
fügungsgefellichaften, Sparcaflen, die Staatscafle, die Königin 
und bie fremden Gefandten fallen. Die Steuer wird bei Bezahlung 
der Binfen fogleich abgezogen, — D. ®ewinn und Verdienſt (pro- 
Äts or gains) von Mermögen, von einem Gewerbe, Geſchaͤft, Be⸗ 
ruf ıc. (profession, trade, employment or vocation), und zwar 
wenn entweder der Empfänger in Großbrit. wohnt, oder das Vers 
mögen uber Gewerbe dort feinen Sig hat, — B. Beſoldungen ıc. 
aus der Staatdcafle. — Binfünfte unter 150 2. find durchgehends 
frei (9. 163.). Ueber den Abzug an ten Schuldzinfen f. $. 387 (a). 
— Die gleihe Behandlung des Arbeitslohns, Gewerbeverdienſtes, 
der Zinss und Grundrente ift offenbar fehlerhaft, $. 391. Bine Abs 
gabe von nicht voll 3 pCt. ift bei den erfigenannten 2 Zweigen, welche 
aus rohem Gintommen beftchen, ſchon fehr mäßig, bei den Renten | 
“ aber überaus niedrig. Der Ertrag im J. 1843 war 5,387,455 2. 
1848-1849 aber 5,605,532 2. und zwar unter Sched. A. 2,655,796,- 
— B. 320,098, — C. 750,781, — D. 1,528,398, — E. 348,459 
2. St. woraus fich die befteuerten Ginfünfte auf ungefähr 196 Mill. 
2. berechnen. Leber viele Steuer |. au Edinb. Rev. Nr. 51, ©. 210 
(1842) ımd Mac. Culloch, Taxation, ©. 143. 

Weimar'ſche Einfommensfteuer, Gef. v. 29. April 1821, f. Stich—⸗ 
ling, Das Cinkommensfſt.Syfem des Er. S. Weimar, 1844. Die 
Steuer trifft Tas Grundeintommen nach ten Anfchlägen der alten 
Lanpfteuer. die Befeldungen, Ruhegehalte fiber 30 rl., Zehnten und 
antere @efälle mach Abzug der Erhebungsfuften, — Verdienſt ter 
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(6) 


Pachter (zu '/; des Bachtziniss angenommen, — frei 5i6_50 ri. 
Pachtzins), — Leihzinſen und Leibrenten unter Annahme eines 
Zinsfußes von 3 pE&t., — fotann den Gewerböverdienft. Auch“ Hier 
iſt Pr bie gleiche Behandlung hoͤchſt ungleicher Einkünfte 
auffallend. 

Die preußifhe Elaffenfteuer (Edict v. 30. Mai 1820 und 
fpätere Berordnungen) ift von ganz eigenthümlicher Art; fie wird 
nämlich (fowie die ältere Berfonalfteuer ſeit 1811) in allen Dörfern 
und denjenigen kleineren Städten erhoben, welche der Mahl: und 
Schlachtaceife nicht unterworfen find, und hiedurch erhält ihre u 

t 


zuläffige Höhe eine Gränze. Es follte bei ihr, „um bie Steuer n 


in eine Sinfommensfteuer ausarten zu laſſen“, fein Zahlenanfap des 
Vermögens oder Einfommens ausgeiprochen werden, fondern nur 
eine auf wenigen und leicht erfennbaren Merkmalen berubende Abs 
ftufung flattfinden. Es find neuerlih 4 Claſſen mit 12 Stufen ans 
geordnet, in denen ſowohl Familien als einzeln Lebende ihre ges 
trennten Anfäge haben, nämlich I. Beſonders wohlhabende und reiche 
Ginwohner; die Familien in 3 Stufen 48—96—144 ıl., die Eins 
zelnen 24—48— 72 rl. jährlih. I. Wohlhabende Grumdbeflger, 
Kaufleute ꝛc.; die Bamilie 12—18—24 fl., der Cinzelne 6— 
9—12 rl. IM. Geringere Bürger und Bauern, die Haushaltung 
4—6—8 rl, der Einzelne 2—3—4 rl. IV. Tagelöbner, Ges 
finde. Hier zahlt in der unterften Stufe jede Perſon zwifchen 16 und 
60 Sahren jährlich 1/, xl., aber Höchtens 3 Perſonen in 1 Familie; 
in den beiden folgenden Stufen die Haushaltung 2—3 rl., der 
Einzelne 1—1!/, rl. Die Aufnahme und Schägung gefchieht von 
den Gemeindevorftänden unter Leitung der Landräthe. Sinnhold, 
Glaflenfleuerverfaflung des pr. St.. Liegnitz, 1831, 4%. — Hanfe- 
mann, ©. 133. Hoffmann, Die Sehre von d. St. S 152. Bei 
einer folchen ungefähren Schagung nad den offenfundigen Vermö⸗ 
gensumfländen find viele Unrichtigfeiten unvermeidlih, die nur 
weniger fchaden, weil diefe Abgabe lediglich zu einer Hülfsfleuer 
neben ben anderen Steuern beftimmt ift. A. fur 1849 7,571,652 rl. 
Aufhebung der bisherigen Befreiungen, 7. Dec. 1849. — Nah aus: 
führlichen Verhandlungen wurde auf dem vereinigten Landtage (1847) 
der Entwurf einer, die beiden oberen Abtheilungen der Glaffenfteuer 
erfegenden Ginfommensfteuer abgelehnt. Der erſte verein. pr. Lands 
tag, I, 40. II, 1576-1694. , _ 

Die ehemal. bad Erwerb: und Bermögensfteuer Bat. u. 8. B 
v. 31. Aug. 1808, aufgeh. 1813, traf das „reine Ginfommen“ in dem 
Sinne, daß die Laften, Schuldzinfen, Schnten u. dgl., nicht aber 
Unterhaltskoiten abgezogen wurden ($. 5), doch wurden Apanagien, 
Beloltungen und Ben onen nur in halbem Betrage angeieät. Der 
Fuß war fleigend, von !/z Proc. (bei 301—500 fl.) bis 6 Proc. 
(über 150,000 fl.) — In Lübel wurde (v. 26. Juni 1815) ein 
„Schoß“ vom Ginfommen eingeführt; abgeändert duch V. v. 2. 
April 1817. Steuerfuß ſteigend. — In den legten Jahren hat man 
häufig die Ginfonmensfteuer zu Hülfe genommen. Bair. Gel. v. 4. 
Zuni 1848 (Reg. BI. Ne. 18), Gef. v. 11. Sul. 1850,,9.6ff.e — 
Sächſ. B. 27. April u. 12. Aug. 1849. — Deflerreih. Gef. v. 29. 
Dctob. 1849, zunädft nur für das 3. 1850 beflimmt, f. Hübner, 


- Das Einf. St. Gef., 3. Aufl. Wien 1850. 


Baiern: Die erften 200 fl. jedes Cink. bleiben frei, — Sachſen: 
Ginfünfte bis zu 200 rl. frei, — in Oeſterreich Befoldungen ıc. bie 





145 


60V fil., Renten bis 300 fl., Gewerbsleute in der unterfien Claſſe der 
Erwerbfteuer. 

(c) Bel. $. 391. Nach tem preuß. Entwurfe von 1847 ſollte das ſog. 
nicht fundirte Eink. (Lohn und Gewerbseinf.) nur zu 2/, belegt 
werben. Diefe Grleihterung ift noch fehr mäßig, da ber Unterhaltsbes 
darf weniger als 2/, übrig läßt. Weberhaupt if eine u. biefelbe Quote 
nicht bei jeder Größe eines Arbeitsertrages anwenpbar. — Defters 
reih: Renten u. Gewerbsverdienſt 5 Proc. Beioldungen von 600 
—1000 fl. 1 Proe., für das 2te Taufent 2 Bror. u. f. f. — Baiern: 
fein Unterfchied. — Sadfen: Arbeits- und Gewerbsverdienft wird 
zu ”/o, Beloldung, Gehalt zu %/ıo, Grundrente zu 9,0, Capitalzins 
vol angeichlagen, V. v. 12. Aug. 1848. $. 6. 


$. 400. 


Ein Steigen bed Steuerfußed mit ber Höhe des fleuer: 
baren Einkommens ift bei dieſer Steuer theild vorgefchlagen (a), 
theild wirklich angeordnet worden (b). Abgefehen von fremd⸗ 
astigen oder verwerflichen Beweggründen, fann für dieſe fog. 
progreffive Steuer die Erwägung geltenb gemacht werben, 
daß, je größer dad Einkommen einer Perfon ift, deſto entbehr> 
lichere, dem Luxus angehörende Verwendungszwecke bei einem 
heile der Audgaben vorkommen und daher, wenn man dad 
Eintommen in eine Anzahl gleicher Summen zerlegt, der con: 
crete Werth der legten, entbehrlichitien Summe defto niedriger 
ift, je mehr folhe Summen vorhanden find, 8. 253. Außer ei: 
ner Betrachtung dieſer Art hat vermuthlich auch bie Hinficht 
auf das Arbeitseinfommen, bei welchem allerdings das Steigen 
des Steuerfußed ganz angemefjen ift ($. 391), zu der Empfeh: 
lung ber progreffiven Steuer beigetragen. Gegen biefelbe fpre: 
chen aber folgende fehr erhebliche Gründe: I) Die Abnahme 
des concreten Werthes ber Eheilfummen findet nur bei dem Auf: 
wande für perfönliche Zwecke in vollem Maaße flatt, nicht bei 
der Erfparung neuer Capitale oder bei der Verwendung für ge: 
meinnügige Zwecke, fle haͤngt auch zu fehr von individuellen 
Umfländen ab und iſt zu ungleichförmig, um bei der Beſteue⸗ 
rung berüdfichtigt werben zu koͤnnen. 2) Es laͤßt fich keine 
Bahlenregel für die Kortfchreitung des Steuerfußes als die 
allein richtige oder als die befte aufftellen. Daher würde eine 
gewiſſe Wilfür herrfchen und man Fönnte leicht zu einer ſtaͤrke⸗ 


ren Fortfchreitung, ald man für gut hält, fortgeriffen werden. 
Rau, yolit. Deton. 3te Außg. II. 2. Abth. 10: 
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3) Eine fortgefegte Steigerung führt zu einem Puncte, wo 
eine Vermehrung des Einkommens durch die Steuer ganz auf: 
gezehrt wird. Sollaber die Steigerung bei einer gewiffen Höhe 
des Einfommend aufhören, fo ift es unbillig, bei niedrigeren 
Beträgen deffelben die Quote noch zunehmen zu laffen. Noch 
weit unter jenem Puncte wird durch den zunehmenden Steuer: 
fuß der Eifer zum weiteren Erwerbe gelähmt und eine ſtarke 
Berfuchung hervorgerufen, die wahre Größe des Einfommens 
zu verheimlichen oder Die Steuer zu umgehen (c). 9) Wäre 
die Steigerung überhaupt nuͤtzlich, ſo müßte fie im ganzen 
Schagungdwefen angewendet und daher auch in der Grund:, 
Haud:, Gemwerbfteuer zc. eingeführt werden. Dann würde fie 
aber wegen der großen Laft für Wohlhabende und ber mit 
der Verwaltung eined ausgedehnten Beſitzes verbundenen 
Schwierigkeiten als fehr drüdend empfunden werden. Nach 
diefen Erwägungen erjcheint die progreffive Steuer nicht als 
empfehlenswert. 


(a) Die Aeußerung von 3. 3. Rouſſeau (Discours sur l’ccon. polit., 
Ouvrages, I, 252 der Genfer Ausg.) enthält ſchon den Gedanken, 
daß die Steuer in flärferem Berhältniß als das Vermögen fteigen 
folle. In der erften Zeit der frangöfifchen Revolution trieb der Haß 

egen die Weichen zu dieſem Vorſchlage. In neuerer Beit fand ders 
elbe in den focialiftifhen u. communitifchen Anfichten eine lebhafte 
Unterflüßung, da man ihn als ein fanfteres Mittel betrachtete, die 
Ungleichheit des Vermoͤgens zu verringern; ſ. z. B. W.-Obers 
müller, Das Gütergleichgewidht, Conftanz 1840. Ziegler, Zur 
focialen Reform des preuß. Abgabenweiens, S. 79. Doch Hat vie 
Progreffion auch Bertheidiger gefunden, die von biefen Standpuncte 
weit entfernt find, z.B. v Groß, a. a. O. ©. 8. Gegen bie 
progreffive St. Mac Culloch, Taxat. ©. 141. — Jollivet, De 
Yimpöt progressif, Parıs, 1793. — Thiers, Ueber das Gigentbum, 
d. v. Obermayer, 1848, ©. 195. — v. Sparre, ©. 59. 

(d) Die Nationals Convention genehmigte am 7. Febr. 1793 die pros 

greffice Steuer der Stadt Paris und faßte am 17. Mär 1793 den 

eſchluß, daß ein impöt gradue et progressif sur le luxe et les 
richesses, tant fonciere que mobiliere, eingeführt werden folle, 
was aber doch fpäter nur bei der Zwangsanleihe von den Reichen 
geſchah. Mehrere deutfche Steuergefege enthalten eine Steigerung- 
(vgl. $. 388. 409 (a)), die britifhe Ginfommensiteuer aber nicht 
und bie öfterreichifche nur bei den Beſoldungen. Progreſſive Eins 
fommenöfteuer als ftädtifche Umlage in Brandenburg, T Biegler, 
ur foc. Reform, — aud mit ſchwacher Steigerung in Köln und 


uͤſſeldorf. 
(c) Dies kann auf mehrfache Weiſe geſchehen, ſ. Jollivot, ©. 14. 
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H. Als Inbegriff der einzelnen Schakungen. 


$. 401. 

Wenn die-fämmtlichen einzelnen Schabungen vollſtaͤndig 
ausgeführt, nach gleihmäßigem Grundfage dem reinen Ein- 
kommen angepaßt und mit aller Sorgfalt eingerichtet, wenn fie 
endlich unter einander in ein richtiges Verhaͤltniß gebracht find, 
wie ed der Größe der verfehiedenen Theile bed Volkseinkom⸗ 
mend entfpricht (a), fo bilden diefe Steuern ein wohlgefugtes 
Ganzes und machen bann eine befondere Eintommenöfteuer 
überflüffig. Dieß Ganze ift nicht fowohl eine einzige Steuer, 
als vielmehr eine Verbindung mehrerer einzelnen Steuern, 
deren jede in ber Befchaffenheit der Steuerquelle und der dar: 
auf gebauten Anlegungsweife ihre Eigenthümlichkeit hat. Eine ' 
folche Seftaltung des Schatzungsweſens ift ein Biel, dem man 
allmälig näher zu fommen trachten fol. Eine ſchnelle Erreichung 
defjelben iſt ſchon wegen ber dazu erforderlichen Vorarbeiten 
und Erfahrungen unmöglich; hiezu kommt aber, daß man 
Aenderungen in der Befteuerung, weil fie mandherlei Störun- 
gen im Verkehr bewirken, nicht gerne oft vornimmt, ($. 270) 
und durchgreifende Verbefjerungen meiftens bis auf das Ein- 


treten eines dringenden Beduͤrfniſſes verfchiebt. 


(a) Und eiton ben bei der Befteuerung der Sinsrente zu nehmenden Rück⸗ 
fichten, © . 390. 


§. 401 a. 


Wenn man alle Einkünfte eined Steuerpflichtigen zum Be- 
bufe der Belegung mit Schagungen zufammenfaßt, fo entſteht 
auch die Frage, ob und wie die ſchuldigen Leihzinfen zu berüd: 
fihtigen feien. Ein Abzug dieſer Leihzinfen von dem ausgemit: 
telten reinen Einkommen kann bei der Grund: und Haudrente, 
wenn man beide abgefondert für fich betrachtet, nicht in An- 
fpruch genommen werben, denn jene Audgaben find nicht mit 
dem Ertrage der Grundftüde und Häufer wefentlich verbunden, 
wie etwa bie Koften der Reallaften, fie nehmen nicht gerade ei: 
nen Theil der genannten Renten als folder hinweg, fondern 
bed Eintommend der Schuldner im Allgemeinen. Bei der Ge: 

- 10* 


14 b 
werbfteuer ift ed anderö, weil diefe auch die Zinsrente deö Un: . 
ternehmers treffen fol ($. 359) und folglich diefelbe nur ſoweit 
treffen darf, als fie Leßterem felbft angehört. Daffelbe gilt von 
der Zinsrentenfteuer in dem Falle, wo ein Capitaliſt auch Schul: 
den hat. Hält man ſich jedoch an die Geſammtheit aller Ein⸗ 
tünfte einer Perfon, fo kann man die Schuldzinfen, die einen 
Theil der erfteren aufzehren, nicht überfehen. In den biöherigen 
Steuergefegen ift diefer Gegenfland meiftend unbeadhtet geblies 
ben, was wegen feiner eigenthümlichen Schwierigkeiten leicht 
zu erflären ift. Die Geſtattung eines Abzuges an den Schaz- 
zungen wegen der Schulden eined Steuerpflichtigen iſt feines- 
weges nothwendig durch das Beſtehen einer Zindrentenfleuer 
bedingt, denn die Lage des Schuldners, in welcher allein der 
Grund zu jenem Abzuge gefunden werden Tann, bleibt diefelbe, 
der Zindgläubiger mag befteuert fein oder nicht; allein da, wo 
dieß gefchieht, hat man allerdingd mehr Aufforderung, diefen 
Abzug zu bewilligen, theils weil erdichtete Angaben von Schul: 
den dann hinwegfallen, wenn der Gläubiger eine Schatzung 
entrichten muß, theild weil diefe den Ausfall vergütet, der fonft 
aus ber Erleichterung ber Berfchuldeten entftehen würde, vgl. 
§. 388. 


$. 401 b. 


Ein Abzug aller Schulden würde überaus mühfam und 
ſchwer audzuführen fein, ex iſt aber keineswegs nöthig. Die 
Schulden der Privatperfonen können in zwei Gattungen ge: 
theilt werden: 

1) Erwerbsſchulden, dieeiner gewiflen Einnahmsquelle 
willen gemacht werden. Hieher gehören nicht allein Anleihen zu 
Ankäufen, zur Betreibung von Gewerben, zu Bauten, Grund: 
verbefferungen u. dgl., fondern auch fohche zur Behauptung des 
Beſitzes von Ländereien, Gebäuden u. a. flehenden Gapitalen, 
wenn man fonft zur Beftreitung dringender Ausgaben ſich jener 
Gegenſtaͤnde entaͤußern müßte (a). 

2) Verzehrungsſchulden, die keine Beziehung zu einer 
Einnahme haben und nur als ein Vorgriff. (Anticipation) auf 
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die Einnahmen künftiger Jahre zu betrachten find, mögen nun 
die Audgaben, für welche man borgt, vermeiblich oder noth: 
wendig fein. Ä 

Ein Abzug diefer zweiten Gattung der Schuldzinfen von 
den Einkünften ift nicht zu verlangen, weil der Staat ſich nicht 
um bie wirkliche Verwendung des Einfommens befümmern- 
fann und nur deſſen Größe in Vergleich mit dem mittleren 
ſtandesmaͤßigen Bedarf der Steuerforderung zu Grunde legt. 
Unter den Erwerböfchulden wäre hauptfächlich bei denjenigen 
der Abzug der Schulden billig, welche dem Schuldner den 
Schein einer größeren Steuerfähigfeit geben, wie z. B. Ankaͤufe 
von Liegenfchaften oder Neubauten, welche aldbald zu der 
Hausſteuer angefchlagen werden. Bei Örundverbefferungen da= 
gegen ift dieß nicht der Fall, weil die Grundfteueranfchläge nur 
nad) langen Zwifchenzeiten erneuert und berichtigt zu werden 
pflegen. Nun läßt fich aber nicht mehr ermitteln, wie der 
Schuldner die geborgte Summe verwendet hat, und man muß 
überhaupt in diefer Angelegenheit auf volle Genauigkeit ver: 
zichten. Es würde zur Erleichterung der Schuldner hinreichen, 
wenn man die fämmtlichen Unterpfand6> und die Schulden der: 
jenigen Gewerböleute, welche ber Gewerbſteuer unterworfen 
find, in Abrechnung bringen ließe, die legtgenannte Art der 
Schulden nur infoweit, aldfie regelmäßig verzinfet werben und 
höchftend bis zum Belaufe des mwerbenden Vermögens diefer 
Gewerböunternehmer (b), und die Hypothekenſchulden, foweit 
fie nicht offenkundig zu Meliorationen verwendet wurden, für 
die noch feine Srundfteuereryöhung Statt gefunden hat. Diefer 
Abzug darf nur auf Antrag des Schuldners, nicht von Amts: 
wegen vorgenommen werden. 


(e) Ein Gewerbsmann, der mit geborgtem Gapitale wirtbichaftet, Tann 
mit einem Landwirthe auf einem gepachteten Gute verglichen wer: 
den; wie biefeim der Bachtzins, fo iſt jenem der Leihzins als Koften- 
aufwand abzurechnen. Gin Hauds oder Grundbefiger, deſſen Rente 
faſt ganz von feinen Leihzinfen verfchlungen wird, if offenbar übers 
bürdet, wenn er ſoviel abgeben muß, als ein jchuldenfreier von glei- 

em Liegenichaftsbefige. 

(5) Bgl. Hoffmann in der flaatswiff, Zeitfchrift, I. 1845, S. 294. 
Der Verf. ift mehr für den Abzug aller Schuldzinfen. 
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3: Abjap. 
R Allgemeine Bermödgensfteuer. 


$. 402. 

Die größte Einfachheit und Gleichförmigfeit im Steuer: 
weſen bat man biömweilen vermittelft einer Auflage zu erreichen 
gefucht, welche jeden Bürger im Verhältniß feined ganzen Ber: 
moͤgens ohne alle Rüdficht auf die Beichaffenheit feiner Be⸗ 
ffandtheile treffen follte. Diefe von mehreren neueren Schrift: 
ſtellern (a) wieder empfohlene Bermögendöfteuer war ſchon 
im Altertbum (b), ſodann in vielen Ländern und Reichsſtaͤdten 
unter dem Namen Schoß, Lofung häufig zu finden (c), und 
befleht noch jeßt in einigen Staaten neben anderen Steuern (d). 
Man hat fie aus einem flaatörechtlichen Grunde vertheidigt, 
weil man nämlich die Steuerpflicht und dad Beſteuerungsrecht 
- aus dem Schuße ableitete, den der Staat ben Bürgern gewährt, 
und daraus folgerte, Feder müfle nach der Größe feined ganzen 
ſchutzbeduͤrftigen Beſitzthums getroffen werden. Diefer Grund 
ift nicht befriedigend, denn die Beſchuͤtzung des Eigenthums iſt 
nicht die einzige Grundlage der Beſteuerung ($. 250). Zudem 
würde der Staat feiner Beflimmung fogar entgegen handeln, 
wenn er von bem Vermögen, welches er befchirmen fol, einen 
ſolchen Steuerbetrag forderte, der daſſelbe mit der Zeit auf: 
zehrte. Das Staatdreht kann zwar einige Erfordernifle eined 
guten Steuerſyſtems angeben, aber die Grundzüge deffelben 
muͤſſen aus ben Sägen der Volkswirthſchaftslehre abgeleitet 
werden. ' 


(a) Harl, Handb., I, 515 (fpäter Hat fih der Berf. für eine allgem. 
Örwerbs: und GBinkommenöfteuer ausgefprocdhen, ſ. deſſen Allgem. 
Archiv, 1827. ©. III.). — Krönde, Anleitung, ©. 21. — Derf., 
Ueber die Brundfüße einer gerechten Beſt, I. Abhdl. — Mathy, 
Borfchläge über die Einführung einer gerechten Bermögensfteuer 
in Baden. Karleruhe 1831. — Pebrer istoire finance Il, 342 u. 
mehrere englifche, ebend. S. 335 genannte Aufläge. — Dagegen u. N. 
Mac Culloch, Taxation, ©. 114. 

(6) 3. B. die laffeneinteilung von Servius Tullius, Auch die 
atheniſche außerordentliche Bermögensfteuer (Bisphora), welche nur 
in Zeiten eines erhöhten Staatsbedarfes und in einem Fuße von 
1—5 p&t. erhoben wurde, war nach Claſſen angefegt. 
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() Schoß, Schatzung, ordentliche Jahresiteuer der deutſchen 


Reichsſtaͤdte, ſchon im 14. Jahrh. vorkommend, in Nürnberg und 
einigen anderen Städten Lofung geriannt, f. Knipschild, ju- 
rib. et privileg. civitatum imperial. 1687. ©. 418. Nach dem nürn 
berger Zofungszettel von 1702 (in Schlözer, . Staatsanzeigen X, 
187) mußte man bei der vollen Steuer von alfen beweglichen wer⸗ 
benden Gütern und Borrätben 1 p&t., mit Freilaflung von 100 
Simra Getreide, und 3 Fuder Wein, — von Hausmiethen, Renten 
und Zinfen aus fremdem Cigenthum '/,, vom Grtrag eigener Laͤn⸗ 
dereien und von den Ginfünften aus tem Obereigenthum !/, abs 
geben („verlofungen“). Befreit waren Bierrathen, Kleider, Haus: 
rath. Diele Miſchung von VBermögenss und Einkommensſteuern 
wurde nach der eigenen Angabe der Bürger ohne andere Sicherung 


“als durch den Eid erhoben. Bei Ländereien in eigener Verwaltung 


wurden die Baufoften, überall aber die Schulden abgezogen; vgl. 
auch Schlözer, IV, 85. VII, 464. — Lang, S. 162. — Steuerverordn. 
v. Ulm von 1709 (aus Ländereiert 1/, p&t., aus verlichenem Bermös 
gen Y/., aus Borräthen, Banrfchaft sc. !,; p&t.), v. Ravensburg, 
1795 (Ländereien */,, fahrendes und nusgelichenes Bermögen '!3 
pCt.). Hari, Handb. II, 29 u. 53. — Der gemeine Beeuni 

war eine außerordentliche deutſche Neichsfteuer, die jedoch außer 
Gebrauch Fam, weil ınan zu gleichem Zwecke die Befteuerung nad) 
Römermonaten, nac einer feſtſtehenden Matrikel der einzel: 
nen Gebiete, wegen des größeren Spielenums, ten fie den Landes: 
fürften gewährte, vorzog. Der gemeine Pfennig wurde 1411 einge: 


"geführt. Gr beftand z. DB. 1542 in 1/, p&t. des Vermögens, was 


(d)- 


auch in den vereinigten Niederlanden als zweihundertfter Pfennig vor 
fam. Pfeffinger, Vitriar. illustrat. II, 348. — Klock, .De 
aerariv, ©. 712. — Lang, ©. 182. — Fünfzehnter Pfernig 1402 
im Bisthum Bamberg, 1. Mayer, S. 161. — Koburg, 1589 vom 
Gulden 4 Pfennig, bei Hartl, I, 155. — Säcftiche Vermögens. 
feit 1454, Später unter dem Namen Schoditeuer. Schimmelfeunig, 
I, 390. — Heſſ. B. v. 19. Dee. 1576 über die Aufbringung der 
Türfenfteuer, von 100 fl. 1 Schredenkerger nad „ yandgebender 
Gelübnus und Trew“ erhoben, die Nitterfchaft frei. — In den 
niederländifchen Provinzen war der Schoß, Schot, fehr haufig; f. 
die für die holfändifche Finanzgeſchichte lehrreiche Schrift: Over de 
belastingen, het beheer der geldmiddelen ... stande de republick 
der vereenigte nederlande, Amst. 1837. ©. 86. 

Mehrere Schweizercantone, 3. B. Sürih, Gef. v. 24. Jun. 1832, 
I per mille des reinen Vermögens. — Schafthaufen, 23. Febr. 1834 
(alle nicht zum Gewerböbetriebe dienenden Hausgeraͤthſchaften frei, 
Steuereinheit I p. m.) — Glarus. (gewöhnlih 2 p..m.), — St. 
Ballen. (1 p. m., Ertrag 9. 60,000 fl.) — Genf, taxe des gar- 
des, im 16. Sahık. eingeführt, 17983 aufgehoben. 1816 wiederher⸗ 
geſtellt. Die erflen oder einzigen 5000 Fr. find frei, von 15,000 
bis 50,000 Kr. zahlt man !/, per mille, von dem Dehrbetrage 1 
p. m. Werk: und Dausgeräthe, Sammlungen für Kunft und Wif- 
jenfchaft, endlich Grundſtücke im Canton find frei, nicht aber die 
auswärts beiefienen. Ertrag 1831: 166,700 fl. (zu 13 Kr.) 1835 
44 D. 108 000 Fr., f. J. Vuy, Essai sur la taxe des gardes 
Geneve, 1838 und Hottinger, Stagtsh. d. fchweiz. Cidgen. ©. 113. 
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$. 488. 

Die VBermögensfteuer, wenn fie flreng durchgeführt wird, 
unterfcheibet fich von der Befteuerung der Einfommenszmeige 
bauptfächlich in folgenden Stüden: 

1) Sie trifft das nicht werbende Vermoͤgen gleich ſtark wie 
das werbende. Eine folhe Belegung der Genußmittel iſt nicht 
nachhaltig und zum heile mit fehr Läfligen und gemeinfchäb: 
lichen Folgen verknüpft, $. 256. Wer im Verhältniß zu feinem 
Einfommen ein ungewöhnlich großes Mobiliar hat, erleidet 
Berlufte, bis erdaffelbe fo weit erniedrigt hat, daß er die Steuer 
aus feinen Einnahmen zu tragen im Stande ift, und er muß 
biebei neben den überflüffigen auch fehr werthuolle Dinge der 
- Steuer willen aufgeben. Hiezu gefellt fi die große Schwierig: 
keit der Erforfhung ſolcher Wermögenötheile. Wil man ge: 
haͤſſige Nachfuchungen des Mobiliard vermeiden, fo ift man auf 
die eigene Angabe der Steuerpflichtigen befchränft, die nur da, 
wo firenge fittliche und religiöfe Grundfäge herrfchen, die erfor: 
derliche Zuläffigkeit hat (a), zumal da auch der Geldanfchlag 
der Gegenftände vieler Wilfür und Ungewißheit Raum giebt. 
Allgemeine Ueberfchläge des Mobiliars, z.B. nad) dem Ver⸗ 
bältniß zum Haudfteuercapital (b), wenn fie auch im Ganzen 
der Erfahrung enffprechen mögen, fallen doch auf die einzelnen 
Steuerpflichtigen in fehr ungleichem Verhältnig zu ihrem wirt; 
lichen Befige. Deßhalb hat man hie und da heile ded Ge⸗ 
brauchSvorrathed ganz von der Steuer befreit (c). 

2) Sie belegt die werbenden Güter nicht nach ihrer Er: 
tragöfähigkeit, fondern nach ihrem Preis: oder Koftenanfchlage, 
was bei vielen Dingen, deren Anfchaffung feinen verhältnißs 
mäßigen Vortheil bringt, 3.3. bei wenig benugten Mafchinen, 
unnöthig koſtbaren Geräthen zc., ferner bei Gapitalien, die ver⸗ 
fchiedene Binfen abwerfen, die Eigenthümer fehr befchwert. Mit 
Ausnahme dieſes Punrtes trifft binfichtlich der werbenden Ber: 
mögenötheile die Vermoͤgensſteuer mit der Einkommensſteuer 
überein. 

3) Der Grundfag der Vermoͤgensbeſteuerung iſt auf die 
aus der Arbeit herfließenden Einkünfte nicht anwendbar. Man 
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hat diefe nur herbeiziehen fonnen, indem man aus ihnen ein 
eingebildetes Stammvermögen berechnete. 


(a) In manchen deutfchen Reihsftädten Fam es fogar vor, wie noch jetzt 
i ber taxo des gardes, daß der einzelne Bürger gauz feis 
nem Pflichtgefuͤhl uͤberlaſſen blieb, indem er keine Angabe ſeines 
Bermögens zu machen brauchte und feinen Beitrag einlegte. ohne 
baß Jemand defien Größe erfuhr: .,gefchwerne Steuer‘ Knip- 
schild, a. a. D.,-©. 11. Machiavelli (Discorsi sopra la 
prima deca di T. Livio, 1, Ep. 55) preiſt dieſen Bug Deutfcher 
Treue mit greßem Lobe. Neqae erim dubium est, quin singuli 
justam portionem solvant, qued alioquin totam summam contri- 
butae pecaniae minorem fore apporteret, quam alias esse soleret, 
atque illinc patefacta fraus aliam indieendi colligendique tributi 
rationem suasisset, ſ. Intein. Weberf. Francof. 1619. ©. 191. — 
gang, ©. 166. — Auch bei dem Schoß in Bremen fand die geheime 
Selbſtſchätzung ſtatt, und das Steigen der Steuer zeigte, daß we 
nigſtens die Unredlichkeit nicht zunehme. Diefe Abgabe hörte nad) 
1830 auf. — In Zürich werben Vie Formulare, auf denen jeder 
Steuerpflichtige fein Vermögen und Ginfommen angegeben hat, nad) 
vorgängiger Prüfung durch den Gemeinderath, In ein Megifter eins 
getragen, welches 14 Tage Jedem zur Ginficht offen liegt und dann 
von einer Commiſſion nogmals geprüft wird, a. Geſ. $. 12 ff. 

(6) Wie bei Mathy, a. a. 

(c) ©. $. 402 (c) von —E Das dortige Geſetz, daß, um ben 
Staat nicht zu verfürzen, Niemand mehr von den genannten feuer: 
freien Dingen haben Kalte, als fein Stand erfordert, war fo unbe: 
flimmt, daß es feine Wirkung haben fonnte. 


$. 404. 


Die Vermögensfteuer, ald fortdauernde Abgabe betrachtet, 
ift demnach den Einfommenöfteuern nachzufzgen. Sie fchließt 
feinen Vorzug in fich, der nicht, wie 3.3. die Beiziehung der 
Gapitaliften und die Erleichterung der Schuldner (a), auch bei 
jenen Steuern angebracht werden fünnte, und zeigt gerade in 
ihren Eigenthümlichkeiten erhebliche Mängel. Wenn übrigens 
die Schatungen in einem Lande noch fehr unvollfommen find, 
fo fann in Zeiten eined außerordentlich vermehrten Staatöbe: 
darfs eine allgemeine Bermögensfteuer, ald eine Auflage von 
furzer Dauer, eher gerechtfertigt werden, da unter folhen Um: 
fländen, die befondere Opfer fordern, Ungleichheiten leichter er: 
tragen werben, eine minder genaue Regulirung weniger ſchaͤd⸗ 
lich ift und überhaupt die gefchilderten Rachtheile bei ein und 
zweimaliger Erhebung noch nicht fehr fihtbar werden (b). 


(2) Hierauf legt Mathy, a. a. D., Gewicht. " 
(d) Breuß. außerorbentl. Bermögenfteuer im Sahre 1812. Edict v. 24. 
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Mai. Inftruction von demfelben Tage, u. v. 6. Suni. Es wurden 
3 pCt. von allem werbenten Brivatvermögen und 5 pE&t. von jes 
dem durch Arbeit ohne Vermögen erworbenen Einfommen über 300 tl. 
in Anfprudy genommen. In jeder Provinz, jetem Kreife und größeren 
Drte wurde eine Commiſſion gebiltet, um die Bermögensangaben 
zu empfangen und zu prüfen. Die Kaufleute fonnten fih durch 
eine Commiſſion aus ihrer Mitte ſummariſch abfhäsen laffen. — 
In den Niederlanden war neuerdings eine Beamögenskeuer in Bors 
fchlag gekommen, Die jedoch nicht ausgeführt wurde. Gruͤnde gegen 
fie in der Schrift: Bedeakingen over belastingen op het inkomen 
of de bezitliagen der ingezetenen, ’sGravenhage, 1843. ©. 16. 
(vom Berfafler der in $. 402 (c) genannten holländischen Schrift.) 
— Die in Baden beabfinhtige außerordentlihe Vermoͤgensſteuer 
(Gele vom 10 Mai 1849, V. vom 23. Zul. 1849) it, nachdem 
die Angaben der Steuerpflichtigen ſchon abgeliefert waren, nicht er: 
hoben worden. - | 


$. 405. — 


- Eine Abgabe von Erbſchaften, wenn fie fo ſtark iſt, 
daß fie den Charakter einer Gebühr verliert ($. 237), kann als 
eine auf den Tod des Steuerpflichtigen hinausgefchobene Vers 
mögenöfteuer angefehen werden. Sie hat für fi, daß fie wenig 
empfunden wird, weil der Exbe fie entrichtet, "bevor er noch das 
ererbte Vermögen ald daß feinige betrachtet hat. Doch ift fie in 
mehrfacher Hinficht fehr unvollfommen, denn 1) trifft fie die 
einzelnen Verlafjenfchaften aͤußerſt ungleich, je nachdem der 
Erblaffer lange oder fur; im Genuffe feines Vermögens 
war (a); 2) fie greift ihres hohen Betrages wegen den 
Stamm ded Vermögens an und giebt feinen folchen Antrieb zu 
Erfparungen, wie eine jährliche Abgabe, weil Jeder weiß, daß 
ihn die einmal entrichtete Steuer nie wieder erreicht. 3) Es ift 
billig, daß die Erbfchaftöfteuer nach der Nähe der Verwandt: 
fchaft abgeftuft werde, wobei Nachkommen frei bleiben, nicht: 
verwandte Keftamentderben Dagegen am meiſten abgeben (b). 
Die naͤchſten Verwandten, insbefondere Nachkommen, haben 
meiftens fchon vorher einigen Mitgenuß ded Vermögens gehabt 
und daſſelbe einigermaßen al8 das ihrige angefehen, weshalb der 
Anfall der Erbſchaft für fie Fein ganz neuerZufluß und Gluͤcks⸗ 
fall ift. Diefe Anordnung widerftreitet aber wieder Dem Zwecke 
einer allgemeinen Befteuerung des Vermögens, und Beſitzun⸗ 
gen, bie ſich lange fort in gerader Linie vererben, tragen der 
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Staatöcaffe nichts ein (c). 4) Wollte man die Erbfchaftöfteuer 
als Erfagmittel einer einzelnen Art der Schagungen, 3.8. der 
Zinsſteuer, angefehen, fo wärefie, während fie diefe Beflimmung 
nur unvollfommen erreichte (Nr. 1— 3), noch darin fehlerhaft, 
daß fie auch die anderen Vermoͤgenstheile mit beträfe, deren 
Ertrag ſchon fonft befteuert ifl. Man müßte folglich dad unbe: 
wegliche und das von dem Eigenthümer felbfi in ein Gewerbe 
verwendete Gapitalvermögen von der Erbfchaftsabgabe befreien, 
was jedoch die anderen Mängel nicht befeitigte. 


(a) Dieſem Mangel ift nicht abzuhelfen,, denn es wäre allzu umftaͤndlich, 
die Steuer in jedem alle nad der Dauer des Vermoͤgensbefitzes 
abzumefjen. 

(6) Preuß. Säpe des Erbſchaftsſtempels, f. $. 231 (5). — Franzöfiſche 
Regiſtergebuͤhr, $. 236 (a). Das bewegliche Vermögen giebt wenis 
ger als das unbewegliche. — Defterreich. Erbfteuer, Yeit 1759. Ba: 
tent v. 8. Sept. 1810. Blutsverwandte find frei, auch Erbichaften 
bie zu 100 R., ferner Yotterieloufe, Bergwerkskure, Geräthe, Wälche, 
Kleider, Vorraͤthe in der Landwirthichaft ꝛc. Schulden werden abges 
zogen. Der Buß ter Steuer if 10 Proc. 

(c) In der neueften Zeit iſt öfters der Vorſchlag gemacht worden, bie 
Erbfolge der Seitenverwantten auf die näheren Grade zu beichrän- 
fen und die hiedurch erblos werdenden Berlaffenichaften zum Beften 
der Armen zu verwenden, wozu in den Bemeinden ober Amtöbezirs 
fen ein beſonderes Armengut angefammelt werden Fönnte, auch) 
fönnte dieß wenigſtens mit einem gewiflen Theil der Erbſchafts⸗ 
fummen gefchehen. Die Hauptichiwierigfeit würde in der Gefahr 
einer unzwecfmäßigen Verwendung beſtehen; |. Hilgard, Zwölf 
Paragraphen über Bauperismus, 1847. — de Maurocordato, 
Essai historique sur les divers ordres de succession ab intestat. 
Par. 1847, &. 7. 100. — Brater, Die Reform des Erbrechts zu 
Bunften der Nothleitenden, München, 1848. 
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2. Hauptſtück. 


MHufwandsftenern. 


1. Abfap. 
Allgemeine Betrachtung der Wufwandsftenern. 


$. 406. 


Bei den Aufwands⸗, Verbrauchs⸗, Verzehrungs:- 
oder Confumtionsfteuern ($. 292) wird die Steuerfähig- 
keit der Bürger nicht im Einzelnen erforfcht, fondern ed wird 
voraudgefeßt, dieſelbe laſſe fi aus dem Aufwande erkennen, den 
Leder für gewiſſe Zwecke macht, fo daß man durch eine an dieſen 
Aufwand gefnüpfte Steuererhebung alle Bürger ungefähr in 
gleihem Verhältniß zu ihrem reinen Einkommen treffen koͤnne. 
Diefe Steuern hängen alfo nicht unmittelbar mit den Einnah⸗ 
men, fondern mit den Ausgaben zufammen. Obfchon fie allge: 
mein im Gebraud) find und in mehreren Staaten fogar dem Er: 
trage nad die Schaßungen übertreffen ($. 416), auch viele 
Erfahrungen zuihren Gunften fprechen, fo ifl Doch ihre Zweck⸗ 
mäßigkeit und Verträglichkeit mit den allgemeinen Grundfägen 
der Befleuerung in neuerer Zeit Öfterd in Zweifel gezogen wor: 
den (a). Mit der Abwägung der Vorzüge der Schagungen und 
der Aufmandsfteuern fteht zugleich die Vergleichung der directen 
und indirecten Erhebungsmweife in Zuſammenhang ($. 294), 
weil die erfigenannte Art von Steuern gewöhnlich unmittelbar, 


die zweite aber größtentheild mittelbar erhoben wird. 


(a) Gegen die Aufwandsiteuern: Cſchenmaier, Ueber die Conſum— 
tionsſteuer, Heidelb. 1813. — Krönde, Grundfäge, Nr. 3. — 
208, Handb. II, 175. — v. Lichtenflern, Aphorismen und 
Notizen über wichtige Zweige des Yinanzwefens, Altenb. 1821. ©. 
31. — Behr, Wirthſch. des St., ©. 142. — von Ulmenſtein, 
Ucber bie Borzüge und Mängel der indirecten Beftenerung. Düfleld. 
1831. — Revue encyclopedique, Det. 1831, S. 46. — v. Rotted, 
Def. Pol., S. 345 ff. — Für diefelben: v. Sonnenfels, Grund: 
fäge, II, $. 165 ff. — v. Raumer, Das britiiche Beſteuerungs⸗ 
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ſyſtem, ©. 229. — Monthion, ©. 123. — v. Jakob. I, 563. — 
Fulda, $. 202 ff. — v. Maldus, I, 8.60. — de Hogendorp, 
a. Schrift — Mac Culloch, Taxation, ©. 148. — J St. mitt, 
Prisc. II, 420. — Im der SEchrift: Weber die billigfte Vertheilungs⸗ 
regel ter Eteuern, Berl. 1850, wird vorgeichlagen, tie St. nur nad) 
den Ausgaben ter Bürger anzulegen und dieſe in Steuereinheiten 
auszubrüden, welde aus bem geringften Ginfommen einer Familie, 

‚auf den Kopf ausgefchlagen, beflehen. — Aehnlich der Vorfchlag 
von Revans, 1847, f. Mill, II, 380. 


$. 407. 


1. Berhältniß der Steuer zu den Einkünften. Die 
Aufwandsfteuern beruhen auf der Annahme, daß die Menfchen 
in der Regel fich fo viel perfönlichen Nugen und Genuß durch 
fachliche Güter zu werfchaffen fuchen, als e8 ihre Vermoͤgensum⸗ 
flände geftatten, und daß darum den verfchiedenen Abftufungen 
der legteren in jedem Stande auch ein verfchiedenes Maag von 
Aufwand entſpreche. Dieß ift auch im Allgemeinen wahr, nur 
geftattet die Natur diefer Steuern, mit Ausnahme ganz uns 
entbebrlicher Dinge, Beine genaue Berechnung über dad Ber: 
haͤltniß der Steuerbeiträge jedes Einzelnen zu feinem Einfom- 
men, und man vermag nur die burchfchnittämäßigen Audgas 
ben verfchiedener Stände zu beobachten, um darnad) den Fuß 
der Steuern in einem richtigen Verhältniß anzuordnen, Im 
Einzelnen kann ed nicht audbleiben, daß bei gleichem Einkom⸗ 
men Einige mehr, Andere dagegen weniger auögeben. Ber 
in Folge eines unverhältnigmäßig großen Aufwandes ſtaͤrker 
von der Steuer getroffen wird, als Andere, der fann fich nicht 
beklagen, da ed nur bei ihm fteht, ſich einzufchränfen, wozu die 
Steuer eine nügliche Warnung giebt. Wer dagegen ungewoͤhn⸗ 
lich fparfam lebt, giebt in der ſchnelleren Anhäufung von Capi⸗ 
tal der Geſellſchaft und mittelbar auch der Staatscaffe einen 
Erfaß für die zu geringe Steuer, die er entrichtet. Uebrigens 
dürften doch fchon wegen biefer unvermeidlichen Ungleichheir 
ten die Aufwandsſteuern nicht die einzigen fein, vielmehr follten 
fie nur neben den Schagungen beftehen, was auch daraus ers 
belt, daß fie, infofern fie auf Lebensmittel gelegt find, die Ars 
beiter unb Gewerböunternehmer, im Vergleich mit den Grund⸗, 
Haus: und Gapitalbefigern zu fchwer belaften. Könnte man 
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allen Aufwand befteuern, fo würde es noch leichter fein, Die Be: 
laftung der Eteuerfähigkeit ayzupaffen. Allein da dieß das 
Steuerwefen allzu verwidelt machen und dad Privatleben all: 
zufehr beengen würde, muß man gewifle Steuergegenflände 
auswählen, welche ald gute Kennzeichen der Steuerfäbigfeit 
gelten Tönnen und auch in anderen Hinfichten zweckmaͤßig find. 
Hierdurch wird ebenfalld die Gleichförmigkeitin der Befteuerung 
verhindert; da jedoch die Erfahrung zu diefer Auswahl mandye 
nüßliche Lehren dargeboten hat, fo ift man im Stande, wenig: 
ſtens gröbere Fehler zu vermeiden. 


8. 408, 


I. Bolk3wirthfchaftlihe Wirkungen. Wird eine 
Aufwandöfteuer von dem Verkäufer einer Waare oder Leiftung 
vorgefchoflen, fo empfindet diefer eine dringende Aufforderung, 
die Steuer auf die Känfer zu überwälzen, was auch in der Re: 
gel ($: 273) bald erfolgen muß, indem einige Verkäufer ihr 
_ Angebot verringern, andere daffelbe ganz aufgeben würden, wenn 
der Preis nicht aldbald in die Höhe ginge. Die Käufer können 
fich bei einem nicht ganz unentbehrlichen Gegenftand badurdy 
helfen, daß fie eine etwas kleinere Menge deffelben anfchaffen, 
alfo im Ganzen dafür nicht mehr ausgeben, ald zuvor; fie koͤn⸗ 
nen fich auch eine andere Ausgabe verfagen, um den befteuerten 
Genuß unvermindert fortzufegen. Die Wirkung einer folchen 
Steuer ift alfo feine andere, ald die Entbehrung, welche in der 
Regel (a) von einer jeden Steuer verurfacht werden muß. Nur 
Dann wäre Died volkswirthſchaftlich Ichädlich, wenn ed vom Ueber: 
fparen abhielte oder zum Angreifen ded Capitals antriebe, oder 
eine Entbehrung an den nöthigften Dingen veranlaßte; diefe 
Folgen können aber Durch gute Anlegung eben fo gut verhütet 
werden, als bei den Schagungen. Hateine Aufwandsfteuer ſchon 
längere Zeit beftanden, fo hat fich die Lebenweife nach ihr ein⸗ 
gerichtet, und man iſt daran gewöhnt, fie ald einen wefentlichen 
Beftandtheil des Preifes zu betrachten. Auch die verminderte 
Hervorbringung jener Gegenftände ift feine ben Aufwands⸗ 
fteuern allein anhängende Wirkung, und vergütet ſich Durch ſtaͤr⸗ 
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fere Erzeugung derjenigen anderen Güter, welche vermittelft ber 


Verwendung der Staatseinfünfte flärkeren Begehr erhalten (b). 


(a) Mit Ausnahıne des in F. 268 erklärten Falles. 

(6) Es wird. von den Aufwandsftenern gerühmt, „daß fie theils die Zeh: 
rer, theild die Erzeuger der befleuerten Gegenſtaͤnde zu größerem 
Fleiß und Kunftfleiß anfpornen; Mac Culloch, S. 149 und die 

— dort angeführte Stelle von Garnier. Indeß haben fie in, diefer 
Hinfiht feinen erheblichen Vorzug vor den Schagungen. 


$. 409. 

Man hat ed ald einen Nachtheil der Aufwandäfteuern ange: 
fehen, daß fie den Gütergenuß der Bürger ſchmaͤlern, weil mit 
den Ausgaben die Steuer anwaͤchſt, während die Schagungen 
gleich bleiben, der Steuerpflichtige mag eintaufen, fo vieler will. 
Allerdings liegt hierin eine Unannehmlichkeit, die aber mit einer 
vortheilhaften Seite der Aufwandsſteuern in Verbindung fteht. 
Jeder Einzelne ift gleichfam felbft zu Hülfe gerufen, um an der 
guten Anlegung der Steuer mitzuwirken; er darf nur feine 
Ausgaben befchränten, um auch feinen Steuerbeitrag zu ver: 
mindern. Diefe Freiheit, welche nur bei den Auflagen auf die 
nöthigften Dinge ganz hinwegfallt, ift ein wohlthätiged Schuß: 
mittel gegen den Drud der Steuern, denn man entbehrt leichter 
einen Genuß, ald man fich der firengeren Eintreibung ausſetzt, 
wie ſie bei den Schagungen vorfommt, und in einer vorüberges 
henden Zahlungsunfähigkeit kann man fich vielleichter helfen (a). 
Diefer Umftand und die Beforgniß vor der Willfür in der Ans 
legung der Schatzungen haben beigetragen, bie Aufwands⸗ 
fleuern bei Voͤlkern beliebt zu machen, die den Befchränfungen 
der bürgerlichen Freiheit am meiften abgeneigt find. Daher 
wurden fchon in früheren Zeiten, als die Schakungen noch 
fehr mangelhaft waren, Aufmandöfteuern bereitwillig übers 
nommen. Sind die befteuerten Genüffe von einer allgemein 
beliebten Art, fo hat die Möglichkeit, fich der Steuer zu ents 
ziehen, wenig Nachtheit (b). 

(a) Die Aufwandsfleuern find darum getadelt worden, weil fie bezahlt 
werden müßten, wenn ber Befleuerte ein Bedilrfniß ' empfindet. 
Allein man kann auch fagen: — wenn er bei Geld if, um ein Bes 
dürfniß zu befriedigen. 

(5) Die Behauptung Cſchenmaier's (S. 54): — Der Beitrag zum 


Staatsaufwande foll niemals in der Willkür des Beitragenden liegen 
dürfen," — geht daher zu welt. 
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$. 410, 


Bei den Unterfuchungen über Vortheile und Nachtheile 
der Aufwandöfteuern fommt viel Darauf an, welche Gegenftände 
der Befteuerung man voraudfest. Sind diefe ganz unentbehr: 
liche Dinge, fo üben die Steuern in der That einen Drud aus, 
ber um fo fehwerer Laftet, weil diefe Steuern eine fehonende 
Rüdficht Auf Perfonen und Zeitumftände, z. B. Mißwachs, nicht 
leicht zulafien. Sie könnten daher ein Volk bis zur Erfhöpfung 
audfaugen, ohne dag man durch ihren abnehmenden Ertrag über 
ihre Werderblichkeit belehrt würde (a). Wenn dagegen nur Ge: 
genftände des Luxus belegt find, fo befigt die Regierung indem 
veränberlichen Ertrage dieſer Steuern ein Kennzeichen für bie 
Wirkungen derfelben. Vermehrt ſich die Einnahme eben fo ſtark 
oder fogar noch ftärfer, als die Volksmenge, fo beweifttdieß, daß 
dad richtige Verhältniß zur Steuerfähigfeit nicht überfchritten 
worben ift (db). Eine fortwahrende Abnahme würde dagegen 
anzeigen, daß die Steuer ſchwer empfunden wird und der Volks⸗ 
wohlftand gefährdet ift (c). Doc ift ed noch Bein ſchlimmes 
Zeichen, wenn ber Verbrauch eined Gegenflandes um fo viel 
geringer wird, ald die auf ihn gelegte Steuer beträgt. Auch 
die Folgen einzelner Ereigniffe, 3. B. einer Veränderung in der 
volfswirthfchaftlichen Gefeßgebung, einer guten und fehlechten 
Ernte und dergl., drüden fich deutlich in dem Ertrage der Auf: 
wandöfteuernaus. Die Einnahme aus Schagungen ift viel weni: 
ger veränderlich. Zu den nüßlichen Seiten jener Steuern pflegt 
man die von felbft erfolgende Beiziehung von Fremden, bie fich im 
Lande aufhalten, zurechnen, während man biefelben gewöhnlich 
nicht mit Schagungen belegt, weil dieß von ber Regierung ihres 
Baterlandes gefchieht. Da jedoch umgelehrt die Aufwandsſteuern 
der im Auslande verweilenden Bürger ber Staatöcaffe entgehen, 
fo haben in diefer Hinficht nur folhe Länder Gewinn, in denen 
die Fremden mehr verzehren, als den abwejenden Staatöbür: 
gern in’d Ausland gefendet werden muß (d), und je drüden- 
der in einem Staate diefe Gattung der Steuern ift, deſto mehr 
geben fie Reiz, im Auslande zu leben (e). 
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(c) Bergl. von Ulmenftein, ©. 19. 32. 

(6) In Frankreich Hat von 1820— 1826 die Bolfsmenge jährlid um 
%/,; Broc., der Ertrag der dort fogenannten droits indireets (größ- 
tentheile Trankſteuern) 3 Broc., der Patentfleuer 3%, Proc., der 
Zölle um 4 Proc. zugenommen, f. Dupin, Forces product. et 
eommerc. I, ©. XVI. Im D. von 1836—38 und 1813—45 haben 
die Tranffteuern fih von 82,964,000 auf 98,346,000 Fr. erhoben, 
d. i um 16,9 Proc. oder jährlih 2,* Proc. 

(c) 3. B. der Ertrag der Malzfteuer auf den Kopf der Binwohner war 
in Großbritanien und Irland: 1831 4 Sch. 2 P., 1838 4 Sch, 
18411 3 Sch. 3%, P. 

(d) Dies ift beionders für Heine Staaten von Gewicht, wenn fe durch 
Bäder, Naturfchönheiten sc. Fremde anziehen. 

(e) Dies zeigt das Beilpiel von Großbritanien deutlich. 


g§. all. \ 


IN. Was die Entrichtung der Aufwandäfteuern betrifft, 
fo ift diefelbe bei der mittelbaren (indirecten) Erhebung für den 
Verkäufer, der die Abgabe vorfchießen muß, allerdings un⸗ 
bequem, er entfchädigt fich aber, indem er die Auslage fammt ben 
Zinfen für die mittlere Dauer der Bwifchenzeit bis zum Wieder: 
erfage und fammt Rebenverluften auf den Preid feiner Verkaufs⸗ 
artikel fchlägt. Die Steuerpflichtigen dagegen koͤnnen bie 
Steuern in beliebig Heinen Abtheilungen entrichten und dieß 
iſt ein unverkennbarer Vortheil, weil man nun nicht längere 
Zeit hindurd auf die Steuerzahlung zu fparen braucht. Es 
gehört Ueberlegung und beharrlicher Wille dazu, um fich troß 
der häufigen Berfuchung zum Ausgeben des Zurüdgelegten ſtets 
auf den bevorftiehenden Steuertermin gefaßt zu halten. Eine an 
gewiffe Ausgaben ſich von felbft anſchließende Steuer fordert 
den Befteuerten fogleich von felbft zu der nöthigen Einfchräntung 
auf. Sie wird bisweilen bezahlt, ohne daß der Steuerpflichtige 
ed weiß, ein Fall, der, da eine Verheimlichung von der Staat: 
gewalt nicht beabfichtiget wird und Jeder die Steuergefege 
kennen lernen kann, nichts Tadelnswerthes in ſich fchließt und 
nur die leichtere Entrichtung andeutet (a). Directe Zahlungen 
in die Staatscaſſe erregen mehr unangenehme Empfindungen. 
Demnach wirken jene Steuern in hoͤherem Grade ebenſo, 
wie eine abſichtliche Vervielfaͤltigung der Erhebungstermine, 
8. 286 (b). 

(a) Gdudin, Mem. I, 215. 
Rau, yolit. Dekon. Ite Ausg. III. 2. Nbtb. nn 


— 





162 


„Die Accife muß große Summen Geldes aufbringen und doch bie 
Unterthanen nicht enerviren, indem fie das Gontingent bei lauter 
Pfenning und Groſchen zufammenträgt.“ Entdeckte Goldgrube in 
der Acciſe, |. $. 428. — Uebrigens hat obiger Bortheil feine Bränze, 
welche hauptfächlich — beſtimmt wird, in welchen Terminen 
die Einnahmen der Befleuerten eingehen. 


6 


—R 


$. 412. ' 


IV. Ertrag für die Staatscaffe A. Ungewiß: 
heit. Daß die Regierung bei diefen Steuern auf feine ges 
wiffe Summe rechnen könne und daß diefelben deßhalb zur fiche: 
ren Bededung des Staatsaufwandes untauglich feien (a), if 
eine der Erfahrung widerftreitende Behauptung. Nur bei ber 
erften Anlegung ift oft der Ertrag ziemlich ungewiß, befteht 
aber eine ſolche Steuer einige Zeit, fo kann man fich an den 
Durchſchnitt halten, die Schwankungen von Jahr zu Jahr bleis 
ben in gewiflen Gränzen und heben fich zum heit bei verſchie⸗ 
‚denen Steuern gegenfeitig auf (b). Starte Ausfälle treten nur 
bei außerordentlichen @reigniffen ein, wie Kriege, innere Unrus 
hen, ſchwere Seuchen, Mißwachs, bei denen man auch in den 
Schatzungen viele Rüdftände findet und häufige Nachläffe be: 
willigen muß. Jedoch bleibt die Beränderlichfeit im Ertrage ber 
Aufwandöfteuern unbeftreitbar eine Eigenthümlichkeit derfelben, 
deren Nachtheile Üübrigend durch die Möglichkeit eines flarfen 
Anwachfe bei der Zunahme ded allgemeinen Wohlftandes 
($. 410) vergütet wird. Auch fallen die befchwerlihen Aus⸗ 
flände (Refte) hier ganz weg und die fehuldig (fällig) gewor⸗ 
dene Summe geht fogleich auch wirklich ein, wenn man fie nicht 
freiwillig flundet. 

(a) Efhenmalter, S. 39 ff. 


(d) In den 10 Jahren 1821 — 1830 entfernte fi fowohl der hoͤchſte 
als der niebrigfie Jahresertrag ber frangöf. Tranffleuern nicht mehr 
als 6 Proc. von dem Durchſchnitte. 


q. 418. 


B. Gefahr des Betruges. Da die Zahlumgsverbindlich- 
feit bei ben Aufwandöfteuern von einer befonderen Thatſache, 
3. B. von einem Einkaufe oder einer Production, beſtimmt wird, 
fo kann man die Entrichtung umgehen, wenn man jend Hands 
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lung zu verheimlichen vermag. Hierin liegt die ungünfligfte 
Seite folher Steuern, nur muß man fich hiebei ſtets erinnern, 
daß die Größe dieſes Uebels zum Theile von den Steuereinrich- 
tungen abhängt. Die einzelnen Folgen find nachflehende: 

1) Es beficht ein Reiz zum Steuerbetruge, den der Staat 
durch Strafen wieder aufzuheben fuchen muß. Die Wirkung 
einer Strafe ala Abhaltungdgrund beflimmt fich indeß nicht al: 
fein aus ihrer Größe, fondern zugleich aus dem Grabe von 
Wahrfcheinlichkeit, daß fie den Schuldigen erreichen werbe, und 
bie Hoffnung, unentdedt zu bleiben, treibt da wo ein beträcht 
licher Gewinn zu erwarten ift, ſtets von Neuem zu biefer Gefeg: 
widrigkeit an. Diefelbe pflegt, als ein erſt durch die Anordnun⸗ 
gen des Staates kuͤnſtlich hervorgerufenes Vergehen, in der 
Meinung der meiſten Menſchen milder, als andere Verbrechen, 
beurtheilt zu werben. Sie wird bald von den Verkaͤufern felbft, 
bald von den Gehuͤlfen berfelben, oft gewerbemäßig und mit 
großem Scharffinne geübt. Ihre Häufigkeit untergräbt bie Sitt« 
lichkeit, — ſchwaͤcht das Anfehen der Geſetze, — ſtellt die Buͤr⸗ 
ger dem Staate feindlic gegenüber, — hält vom nüßlichen 
Fleiße ab, — zieht, befonders bei den Zöllen, Menfchen, die oͤf⸗ 
terd mit vorzüglichen Anlagen audgerüftet find, in eine gemein: 
fhädliche Beichäftigung, — bringt Gewinnfte auf Koften der 
anderen Bürger, weil doch die Zehrer gewöhnlich eben fo hohe 
Preife bezahlen müffen, ald wenn die Steuer wirklich vorgefchof: 
fen worden wäre, — fchmälert die Staatdeinnahmen und flürzt 
mit der Zeit auch die Uebertreter felbft meiftend in wirthſchaft⸗ 
liches Berderben. 


. 414. 


2) Die Regierung muß zur Verhütung folcher Betruͤge⸗ 
seien ein zahlreiches und koſtbares Auffichtöperfonal aufftelen(a). 
Ueber die Größe der Erhebungskoften läßt fich Feine allgemeine 
Regel auffiellen, doch kanmman annehmen, daß diefelben immer 
um mehrere Procente höher ſtehen, als bei den Schaßungen (b). 
Diefe dem Volke zur Laft fallenden Koften find eine unproduc⸗ 
tive and unfruchtbare Verzehrung. Zreilich erfordert Dagegen 

11* 
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die Erhebung ber Aufwandsſteuern nur eine geſetzliche Feſtſtel⸗ 
lung des Steuerfußes, während bie Schaßungen koſtſpielige Bor: 
arbeiten nöthig machen. > 
3) Um den Steuerbetrug zu verhüten, müflen mancherlei 
Förmlichkeiten vorgefchrieben werden, in denen eine Quelle von 
Zeitverluften und Unannehmlichkeiten, und eine Gefahr liegt, 
durch Unachtſamkeit in Strafen oder Verzögerungen verwidelt 
zu werden. Es iſt eine Menge von obrigfeitlichen Geboten und 
Verboten notwendig, weiche theild den Steuerbetrug felbft bes 
treffen, theild aber nur auf die Erfchwerung beffelben binzielen 
und daher ald Verhütungsmittel von Rechtöverlehungen einen 
polizeilichen Charakter haben. Indeß erfcheint dieſer Umftand 
bei näherer Erwägung minder erheblich, weil dieſe Anordnungen 
größtentheild für Gewerkö-, Handelsleute, Fuhrleute und Schifs 
fer beftehen, bie fich wegen der täglichen Uebung leicht mit 
allem dem, was von ihnen gefordert wird, befannt machen 
und fich, wenn fie nicht auf Betrug ausgehen, leicht firafloß ers 
halten, daber wird diefe Folge der Aufwandsſteuern bei guter 
Einrichtung mit der Zeit immer leichter ertragen, 


(a) Diefe „Binanzwache“ koſtete in Oeſterreich 1847 5,721,000 fl. oder 
über 7 Broc. der entiprechenden Cinkünfte (Zoll, Salz⸗, Tabaks⸗ 
regal und Berzehrungefteuer), welche zufammen auf 771/, Mill. |. 
betrugen. 

(d) Baden: 9. für 1848—49: befondere Koften der bdirecten St. 6,? 

. Proc., der indirecten 6,9%, des Auffichtsperfonals 5 Proc. vom Er⸗ 

trage der wahren Aufwandsft., allg. Koſten 2 Proc. (ohne Zölle). 

— In Würtemberg often die Aufivandsfteuern (ohne Zofl) 15,® 

Proc. — Branfreih, Anſchlag für 1849: directe St. (ohne die Kos 

ſten der Untererhebung) 4 Proc., Zölle 16,4, andere indir. St. 13,* 

Proc. — Die öfterr. Aufwandsfteuern foften gegen 10 Broc. ohne 

die Binanade. — Preußen, A. 1849, Schapungen 5 Proc., Aufw.⸗ 

St. mit Stempel, Weggeld ıc. 13,5 Bror. 


$. 415. 


Um über die Zuläffigkeit der Aufwandäfteuern ein Urtheil 
zu fällen, muß man noch Folgendes erwägen: I) Die Nach⸗ 
theile, befonders die in $. 413. 414. gefchilderten, werben fehr 
von der Höhe des Steuerfußes, fo wie von ber Auswahl der Ge⸗ 
genflände und Erhebungsformen bedingt und koͤnnen daher bes 
deutend gemildert werden. 2) Auch die Schagungen find nicht 
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frei von vielerfei Mängeln, und dieß ift einer der Hauptgründe 
aus denen man ſich mit den Aufwandsſteuern ungeachtet jener 
Unvollfommenheiten befreunden fann. Das Urbild der Schaz- 
zungen, die Belegung aller Bürger zu einem gleichen Theile 
ihres reinen Einfommens, ift ein nirgends erreichteö und faum je 
vollftändig erreichbares Ziel, weil der Erforfchung und Schägung 
des Einfommens große Hinderniffe im Wege flehen; bald wird 
eine ganze Claſſe von Steuerpflichtigen, bald ein Einzelner über: 
bürdet oder unbillig gefchont. Befchwerden (Reclamationen) kön: 
nen nur einen Theil diefer Fehler befeitigen, zumal da fie nicht 
gegen die Steuergefeße, Tondern nur gegen ihre Vollziehungs⸗ 
weife zugelaffen werden dürfen. 3) Die Erfahrung hat die Unſchaͤd⸗ 
lichkeit der nach geläuterten Srundfäßen angelegten Aufwands⸗ 
fleuern, ihre Verträglichkeit mit den Fortfchritten des Wohlſtan⸗ 
ded und ihre Zweckmaͤßigkeit in den meiften Staaten bargethan. 
$. 416. 

Nach diefen Sägen iſt e8 bei dem gegenwärtigen Zuſtande 
des Steuerwefend nüglich, die Aufwandöfleuern neben den 
Schatzungen beftehen zu laffen, um durch die Verbindung beider 
Gattungen die unvermeidlichen Fehler und Nachtbeile einer jeden 
zu verringern (a). Es läßt ſich fogar einige Ausgleichung biefer 
Unvollftommenbeiten infoferne annehmen, ald ber, welcher bei 
den Schagungen überbürdet oder zu wenig getroffen ift, feine 
Ausgaben darnach richtet und alfo bei den Aufwandsfteuern 
leicht defto weniger oder mehr giebt. Wie fich in einem gegebe: 
nen Staate die auf beiden Wegen einzuziehenden Summen zu 
einander verhalten follen, dieß läßt fi nicht im Allgemeinen 
angeben; je meiter aber die Schaßungen hinter den Anforde: 
rungen ber Steuertheorie zurüdbleiben, defto mehr muß auf 
die Aufwandsfleuern gelegt werden, fo daß fie z. B. unter ge: 
wiffen Umftänden über die Hälfte der fammtlichen Steuern aus⸗ 
machen dürften, während fie in anderen Zällen bis zu ?/s, "fs 
oder noch weniger herabfinten koͤnnen (b). Ob in fpäteren Zei: 
ten die Anlegung der Schagungen fo weit audgebilbet werden 
wird, daß man ohne Bedenken fidh auf fie allein befhränten kann, 
dieß laͤßt ſich noch nicht entſcheiden. 
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(a) Die zu Anfang der franzöflihen Revolution unternommene Auf⸗ 
hebung der inneren Aufwandsfeuern trug zur Zerrüttung -bes 
Staatshaushaltes, wie fie ſich bei Errichtung der Gonfulatsverfaffung 
porfand, brtraggtlich viel Sei. Thiera, Histoire da Consulat et de 
Empire, I, 10. . 

(d) Die Ratiftifhen Ausmittlungen hierüber find nicht ganz genau, weil 
in den Staatsrechnungen die @infünfte nicht fireng nah wiſſen⸗ 
fhaftlichen Begriffen geichieden find. In den Bollvereinsfaaten ift 
der Rohertrag der Zölle nicht gang maafgebend, weil in ihm eine, 
je nach ber Lage und Gränglänge fegr ungleiche Koftenvergütung 
enthalten if. Rechnet man den Reinertrag mit 10 Proc. Zufchlag 
für die Koften (Durchſchnitt im Ganzen), fo ift für 1850 u. 5 der 
A in Baden: Schapungen 3,120,000 fl., Aufw. St. gegen 3,342, 100 
fl. — Franfreih. 1785: Aufwandsit. 53 Proc... — A. 1849: 42 Proc. 
‚(mit der Satzfteuer). — Großbritanien, 1831: 97 Broc. (brutto), 
1849 85 Proc., weil die property-tax hinzugefommen ift. — Großh. 
Heflen, 4. 1847—1850 47 Proc. (Berechnung wie bei Baden). — 
Preußen, 1849: 51 Pr. (ohne Salz). — Mürtemberg, A. 184849 
56 Proc. — Die Gebühren find Hier durchgehende von den Steuern 
ausgefhhloflen worden. 


$. 417. 

Die Grundfäße für die gute Einrichtung der Aufwands⸗ 
fleuern folgen größtentheild aus der obigen Darſtellung des 
Weſens diefer Steuern. 

1) Man hüte fich, diefelben ſowohl im Verhältniß zu der 
einzelnen befleuerten Ausgabe, ald zu dem ganzen Einfommen 
der Steuerpflichtigen hoch anzufegen. Denn hohe Steuern 
verurfachen nicht allein häufigeren-Betrug und größere Erhe⸗ 
bungöfoften, fondern bewirken auch eine Veränderung in ber 
Confumtion, indem man fich im Gebrauche des belafteten Ge 
genftandes flarf einfchränkt oder wo möglich zu anderen wohl 
feileren Befriedigungsmitteln eined Beduͤrfniſſes hinwendet. 
Dieß iſt zwar öfters wirthfchaftlich betrachtet nicht unvortheil: 
haft, aber es entzieht Doch der Regierung die erwartete Ein: 
nahme, fo daß man vielleicht verfuchen muß, die neue Art der 
Ausgabe gleichfall3 mit einer Steuer zu erreichen. Wenn der 
Steuerfuß erhöht wird, fo fleigt die Einnahme nie in demſelben 
Verhältnig, wie der Zariffag (a). Ob und wieviel diefelbe an⸗ 
wächft, dieß hängt theild von dem Werhältniß des neuen Steu: 
erſatzes zu dem früheren, theild von Dem Werthe des Gegenftan: 
des für die Zehrer, von den Vermoͤgensumſtaͤnden berfelben, 
ber Strenge der Ueberwachung und ber Leichtigkeit des Betru⸗ 
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gedab, Wird z. B. eine Abgabe auf das vierfache erhöht und 
ſinkt der offentundige Verbrauch auf 3;/, oder ?/,, fo wirb der 
Rohertrag auf das 1’/z: oder 2fache anwachſen. In vielen 
Fällen hat man von ber Steuerermäßigung finanziellen Nutzen 
empfunden (b). Ie nach den Kaufmitteln und der Werthfchäzs 
zung der Zehrer giebt es für jede Waare ein gewiſſes Maaß 
- der Steuer, bei welchem diefelbe am meiften einträgt und dieß 
Maaß folte man nach der Erfahrung zu erforfchen fuchen, um 
fih nad) ihm richten zu koͤnnen, denn eine höhere Feſtſetzung der 
Steuer würde nicht bloß der Staatöcaffe Verluſt bringen, fon: 
dern auch ten Bürgern eine unndthige Beſchraͤnkung und Bez, 
läftigung auferlegen. Wohl aber kann es nüglich fein, die 
Steuer auch mit einem Opfer für die Staatöcaffe noch weiter 
berabzufegen (ce). Die Erhebung von Aufwandsabgaben auf 
Rechnung der Gemeinden (der fogen. Octrois) muß nach den 


nämlichen Grundſaͤtzen beurtheilt und befchränft werden (d). 


(a) ‚Hierauf bezieht fih Swift's allbefanntes Wibwort, daß im Steuer: 
weien zwei mal zwei nicht vier mache. 

(8) Diele Erfahrungen diefer Art find in Großbritanien gemacht wor: 
den. Als man 1784 den. Theezofl von 119 auf 12 Proc. erniebrigte, 
fiel ver Zolfertrag nur von 700,000 auf 240,000 L., während er ver: 
hältnißmäßig auf 73,000 hätte finfen müflen. Als Pitt 1786 den 
Zoll der Franzweine von 99 auf 50 £., der portugiefifchen von 49°/, 
auf 32%/, 2. St. von der Tonne herabfegte, nahm ji D. der 3 vor: 
hergehenden und der 4 fväteren Sahre) tie verzollte Einfuhr um 
71, der Zollbetrag um 14 Broc. zu. Die Abgabe von franzöflfchen 
Meinen wurte 1825 von 11 Sch. 5 P. auf 6P. ermäßigt. Der mittlere 
Ertrag ter 4 legten Jahre war 106,000 L., der ber 3 folgenden 
115,000 &. — Die Berdopplung der Abgabe von Glas i. J. 1813 
fteigerte den Durchichnittöbetrag nur von 340,000 auf 395,000 L., 
— Bon Dlivenöl war die Zolleinnahme in Großbritanien bei dem 
Belle von 11,, Sch. pr. Gallon i. D. von 1820—24 51,332 £., nad 
der Herabfegung auf 2/,; Sch. aber, welche 1825 gefchah, wurten von 
1828-31 i. D. 59,914 æ. St. eingenommen. Bwifchen 1825 und 
1528 wurten ſoviel Berminderungen des Zolles und der Acciſe vor: 

enommen, daß nach Maaßgabe des bisherigen Ertrages, ein: Aus: 
all von HMill. L. St. hätte eintreten müffen, aber es wurden mur 
3 Mill. weniger eingenommen, vgl. Parnell, a.0.D.,©.4f. — 
1625 ermäßigte man ten Kaffee off von 1 Sch. pr. Pf. auf die 
Hälfte. Die Folgen zeigten ſich Schr günſtig; deim der Verbrauch 
auf den Kopf, der 1821 16 Loth geweien war, flieg 1831 auf 1Pf. 
11 Loth, der Steucrertrag auf den Kopf von 6 auf 8 PB. Im 9. 
1840 wurden bie meiften Gegenflände des Zolls und ber Accife um 
5 Broc., ter assessed Laxes um 10 Proc. erhöht. Die beiden erfen 
Zweige fullten deßhalb 1,833,000 2. w; einbringen, aber der Mehr: 
ertrag von 1841 war nur 262,000 2. Beel, 11. März 1842. Im 


- 
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britifchen Reiche wurden i. D. 178597 17,736,000 Bf. Tabak ein: 

eführt bei 1 Sch. 7 B. Boll, aber 1832 nur 20,313,000 bei 3 &ch. 
Bon, obichon die Volksmenge ſich unterdeß verdoppelt hatte. Man 
vermuthet, daß in Irland die Hälfte, in Sroßbritanien ?/, oder '/, 
des verbrauchten Tabaks eingefhwärzt wird. — Bei bem Zolltarif 
von 1842 erwartete man wegen ber vielen Ermäßigungen einen Min: 
bereitrag von 1,450,000 £., aber die Binnahme war 1840—41 i. D. 
23.581,000 %., 1842 22,771,000 2., 1843 22,850,000 &. — 1784 
wurde in’ Preußen die Kaffee-Accife von 6 auf 3 Gr. vom Pf. gefept, 
woburd die Ginnahme von 3 auf 500,000 rl. anwuchs, Wieders 
hold, ©. 167. 

(c) Die brit. Steuer auf Seife trug am meiften, nämlih 1 Sch. 71/, 2. 
von Kopf der Einwohner, als der Fuß 3B. vom Pfund harter und 
12/, B. von weicher Seife war, bie Herabfeßung auf resp. 11/, und 
1 B. erhöhte den Verbrauch des Kopfes von 6,22 auf 9,2 Pf. der 
Steuerbeitrag fiel aber auf 1 Sch. 1%, P. Porter, Progress of 
tbe aation, Il, 76. 

(d) Das Wort Octroi bezeichnet ſowohl eine landesherrliche Bewilligung 
im Aflgemeinen, als eine ftädtifcdye Aufmandsfleuer insbefondere. Im 
Paris Fam fchon 1323 eine ſolche von 1’den. p. livre der eingehen: 
den Waaren vor, wovon der König aber 2/, zog, wie denn 1563 die 
Hälfte aller Ortrois für den Staat beitimmt und 1681 die Fort⸗ 
dauer der meiften Dctrois verordnet wurde, |. Encyol. möth. Abth. 
Finances, III. Art. Octrei. — Die ſtarken Dctroie im heutigen 
Frankreich find ein Gegenfland vieler Beſchwerden und haben im 
Bergleih mit den Steuern des Staates noch den befondern Nach⸗ 
theil, ausfchlieglih auf die Städte zu fallen. Nah Barrillon 
(Dh pression des O. Lyon, 1841) find 1420 Ortfchaften, welche 75 

il. Br. auf diefem Wege in die Gemeindecaffen bezahlen. 
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2) Aus den einzelnen Aufwandsſteuern läßt fich nicht wohl 
ein ſolches vollftändiged Ganze mit einem guten Ebenmaaße 
der Theile machen, wie e8 bei den Schagungen erftrebt werden 
kann, doc muß auch die Befteuerung des Aufwandes auf eine 
genaue Statiftit der Erzeugung, Bertheilung und Berzehrung 
der Büter in einem Wolfe geflügt werden. Hieraus muß man 
ermefjen, welche Wirkung eine gewiffe Steuer auf die verfchie: 
denen Volksclaſſen nach dem Umfange ihrer Ausgaben äußern 
werde. Stüßpunfte hiezu liefern die Erfahrungen über den 
Ertrag der ſchon beftehenden Steuern und über ihre Veraͤnde⸗ 
rungen im Bergleih mit der Zunahme der Volksmenge 
‚($. 410). Wo ed an anderen flatiftifchen Erfenntniffen fehlte, 
da hat man gemöhnlich nur aus diefer Gefammtwirkung jeder 
Aufwandöfteuer abzunehmen gefucht. ob man fie noch erhöhen 


dürfe, ober fie vielmehr erniedrigen muͤſſe. Man kann fich 
hiebei täufchen, wenn man nicht zugleich auf den wirtbichaft- 
lihen Zuftand der verfchiedenen Volksclaſſen achtet. 

3) Unter übrigens gleichen Umftänden find diejenigen Ge: 
genftände vorzuziehen, bei denen am wenigften Betrug zu be- 
fürchten iſt, was von der Offenkundigkeit der Hervorbringung, 
ber Berfendung, des Anfaufd u. dal. herrührt. Dagegen wer- 
den folche Artikel mit Recht audgefchloffen, die, wenn fie auch 
fonft angemeſſen fein möchten, im Verhaͤltniß zu den Koften der 
Erhebung, Ueberwachung und Verrechnung zu wenig eintragen 
würben. 

> s. 419. B 

4) Die Aufwandsſteuern ſollen ihrer Beſtimmung nach auf die 
entbehrlichen Ausgaben fuͤr Genußmittel fallen. Wuͤrde die 
Guͤtererzeugung noch weiter geſchmaͤlert, als es durch Einſchraͤn⸗ 
kung der Kaͤufer geſchehen muß, ſo waͤre dieß ein nicht beabſich⸗ 
tigtes und durch nichts verguͤtetes Uebel. Steuern auf Dinge, 
die als Beſtandtheile des Capitalauſwandes die Hervorbringung 
anderer Güter unterſtuͤtzen, z. BG den Stoff zu Werkzeugen und 
Schiffbau u. dgl., widerflreiten diefer Regel. Ihre Wirkung 
läßt ſich nicht ganz verfolgen, weil fie fih auf die Preife einer 
Menge von anderen Erzeugniffen fortfegen; es ift Daher unge: 
wiß, von welchen Claſſen ded Volkes und in welchem Maaße 
fie getragen werden, gewiß aber ift mehrfacher Nachtheil; es 
wird die Anwendung nüglicher Hülfsmittel der Hervorbringung 
verhindert oder erfchwert und der inländifche Gewerbömann 
durch VBertheurung der Erzeugniffe bei dem Mitwerben mit Aus: 
ländern, indbefondere bei der Ausfuhr, in eine ungünftigere 
Stellung gefeßt. Eine folche Steuer fchadet der Volkswirthſchaft 
mehr, als ihr Ertrag anzeigt, weil fie manche einträgliche Un: 
ternehmung oder Verbefferung gar nicht zu Stande kommen 
läßt (a). 

(a) Parnell, a. a. O., ©. 22. 
8.420. 

9) Zu der Sicherheit der Ueberwälzung wie zur Erleichte: 

rung der Steuerlaft trägt ed bei, wenn die Steuer kurz vor dem 


— 





% 


170 


Uebergang eined Gegenftandes an den Zehrer erhoben wish. 
Dieß läßt fi fo darthun: a) der Zins für ben bei ber indirecs 
ten Erhebung zu leiftenden Steuervorfchuß muß im Preife des 
befteuerten Gegenftandes neben dem Betrage der Steuer felbfi 
erfeßt werben, und da die Umlaufszeit des Capitales nicht ge⸗ 
nau befannt if, forechnen die Werfäufer wohl auch auf den uns 
günftigen Hal und fordern mehr Binfen, als fie im Durchfchnitt 
nöthig hätten, fo wie fie ſchon des Gewerbögewinned wegen 
mehr als den üblichen Zins anfegen. Je eher diefer Vorſchuß 
erftattet wird, defto geringer ift die Wertheuerung durch ben 


- Bin (a). b) Es werden verfchiedene Verluſte verhütet, bie 


fonft zulegt wieder von den Käufern erfegt werben muͤſſen, 
z.B. durch Schwinden, Eintrodnen, Auslaufen, Verderben ber 
Vorraͤthe, unverkaufte Reſte u. dgl (db). c) Steuern, bie in 
einem früheren Zuftande eines Gutes, etwa von dem Robftoffe, 
erhoben werben, können auch andere Berwentungen beffelben 
treffen, Die man nicht zu befteuern beabfichtiget (c); fie fönnen 
ferner durch die Wertheuerung 'den Abſatz auf ausländifchen 
Märkten verringern. Laͤßt fi aus anderen Gründen eine Ab: 
gabe diefer Art nicht nermeiden, fo muß bei der Audfuhr die be: 
zahlte Steuer vergütet werben, was jedoch nicht ohme verfchie: 
dene Unbequemlichkeit iſt. 


(a) Jedoch erfolgt diefe Bertheuerung tarum nicht vollfändig, weil ges 
woͤhnlich ſchon anfangs, wenn lebtere eingeführt wird, ein Preis; 
aufichlag der Kunſtwaaren verfuht und durchgefeßt wird. , Mi: 
cardo (Gap. 29) wendet gegen Say Rolgendes ein: Wenn der 
Fabrikant die Steuer von 1000 Zr. erſt nad einem Jahre erſetzt 
erhält und daher 100 Br. Binfen darauf fchlägt, fo hat dagegen 
ber Gonfument den Nutzen, die 1000 Fr. ein Jahr fpäter zu bes 
zahlen, fo daß ihm, wenn er fie unterdeß ausleiht, die Zinien zu 
Bute fommen (hier ift die franz. Heberfegung II. 283 fehlerhaft). 
Allein, wenn im erften Jahre die Steuer noch feine Wirkung auf 
den Preis der Kunfwaare hätte, fo wüßte der Conſument gar nicht, 
bag er diefe Fünftig höher bezahlen muß, und an das Ausleihen 
diefer ganzen, bei vielen Menſchen in Kleinen Summen zerfireuten 
Binseriparniß.wäre wenig zu denken. 


Nachtheile der englischen Glasacciſe, bie man von ber Hüfigen Glas⸗ 
mafle im Ofen erheben durfte, Mac Culloch, Handb. I, 717. 


(c) 3. B. eine Auflage auf Backſteine und Ziegel, fatt auf Wohnungen. 


(b 


ur 
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6) Eine Steuer auf die nöthigen Lebensmittel, als Kar: 
toffeln, Brotgetreide, Brennholz, Leinwand u. dgi., if fehr ein: 
trägfich und wirkt ungefähr wie eine Kopfſtener, weil ber Bei: 
trag eined Jeden hauptfächlich von der Zahl feiner Hausgenoſſen 
beftimmt wird, aber eben darum verlebt fie den Grundſatz, daß 
die Steuerfähigfeit den Maaßſtab der Belegung bilden folle (a). 
Man hat foldhe Steuern in der Hoffnung in Schng genommen, 
daß fie auf die Lohnherren übergemälzt werden, weil der Lohn 
zu jeder Zeit den nöthigen Unterhalt verguͤten müfle (1, $. 192). 
Allein diefe Ueberwälzung ift nicht mit Sicherheit zu erwar⸗ 
ten. Der Lohn entſpricht nur dem miftleren Bedarfe und bie 
Bertheuerung der Lebensmittel wird wenigftend dem Vater 
einer zahlreichen Familie nicht vergütet. Der Lohn zeigt über- 
haupt eine geringere Beweglichkeit, ald die Preife der Waaren. 
Obgleich für ihn der Preis der Lebensmittel immer einen An- 
haltspunct giebt, fo übt doch dad Verhaͤltniß bed Angebotes zu 
dem Begehre von Arbeit einen mächtigen Einfluß auf die Lage 
“ der Lohnarbeiter. So lange der Lohn noch oberhalb der durch 
den unabweislichen Lebensbedarf beftimmten Graͤnze fteht, fann 
er bei ungünftigem Mitwerben erniedrigt werden, und die Ber: 
theuerung ber Lebensmittel vermag ihn nicht fogleich zu erhöhen. 
Iſt das Capital des Volkes nicht flärker im Zunehmen, als die 
Volksmenge, fo bleiben die erwähnten Steuern ganz oder zum 
Theile aufden Arbeiternliegen, bis etwa fpäter eine Verzögerung 
in der Volksvermehrung einen höheren Lohnſatz bewirkt. In dies 
fen Falle find alfo Die Steuern der genannten Art fehr nachteilig. 


(a) van Hogendorp vermuthet, daß auch Die bloßen Taglöhner bei 
einem Sabreseinfommen von 150 fl. etwa 16 Proc. defielben abge: 
ben fönnen und will, daß durch paflende Auswahl der Steuerobjecte 
jeder begüterten Claſſe noch eine weitere Laft auferlegt werde. 
Lettres sur la prosper. nat. II. 52. _ 


$. 422. 

Jene Ueberwälzung ift aber auch da, wo fie gelingt, nicht 
ohne bedenkliche Folgen (a). Der Lohnherr muß fuchen, den 
auf ihn überwälzten Theil der Steuer durch eine Preiserhöhung 
feiner Erzeugniffe erfeßt zu erhalten (a), und zwar nad dem 
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Maaße der zur Erzeugung erforderlihen Menge von Arbeit, 
1, 8. 203. Erlangt der Unternehmer nicht den vollen Erfag ber 
Mehraudgaben, die ihm der höhere Lohn und die vertheuerten 
Einkaͤufe von Gewerböerforderniffen verurfachen, fo wirb fein 
Gewerbsverdienſt gefehmälert und die Kortdauer des Gewerbes 
bedroht. Wird dagegen die Preiserhöhung der Waaren durchge: 
fest, fo Bann hiedurch ein Theil des auswärtigen Abſatzes ver- 
toren gehen. Was die im Lande verzehrten Gegenftände betrifft, 
fo bleibt ihre Preiserhöhung auf allen denjenigen Bürgern 
laftend, welche ſich nicht wieder eine Vergütung im Preife an- 
derer Leiftungen verfchaffen koͤnnen, alfo 3. B. auf den Rent- 
nern, den Unternehmern in Anfehung ihres perfönlichen Ber: 
brauches und den VBefoldeten. Man fieht, daß eine folche Steuer, 
wie die in dem oben betrachteten Falle ($. 419), weit eingrei- 
fende, ſchwer genau zu überblidende Wirkungen hervorbringt, die 
nur darum gewöhnlich nicht als fehr nachtheilig erfcheinen, weil 
ber auffolche Weife fich vertheilende Steuerbetrag nicht groß war. 

Aus allen diefen Erwägungen folgt bie Unräthlichkeit einer 
Befteuerung der unentbehrlichften Dinge (b). 


(a) Ueber diefe Weberwälzung 1. A. nat III, 292. — Ricardo, 
Gap. 16. — Smith tritt bier ber Anfiht von M. Deder bei, „daß 
gewifje Steuern im Preife gewifler Güter bisweilen A—bfady ges 
häuft vorkommen,“ daB man 3. B. im Preife des Leders nicht nur 
die Steuer vom Leder der eigenen Schuhe, fondern aud von denen 
des Schuhmachers und Gewerbes bezahlen müfle und daß mithin der 
Gonfument für alle Landeserzeugniſſe etwas mehr ausgugeben habe, 
um ten auf bie arbeitende Claſſe fallenden Theil der Lederſteuer zu 
vergüten. Schon Ricardo hat die hierin Tiegente Uebertreibung 
widerlegt. Da die Ausgabe für diefen Artikel nur ein Kleiner Theil 
aller Unterhaliskoften des Arbeiters ift, fo könnte felbR im Kalle ei: 
ner vollftändigen Ueberwälgung der Zufchlag, ter noch aus biefer 
Urſache zu dem Lederpreife fömmt, nur unfühlbar gering fein, es ifl 
aber überhaupt nicht anzunehmen, daß Beränderungen ın einem ber 
vielen Kleinen Beftandtheile der Jahresausgabe auf den Lohn wir: 
fen. — Man hat die hohe Accife in Holland und den dadurch be: 
wirkten hohen Lohn ale eine der Urſachen vom Berfall diefes Landes 
angefchen (Lu zac, Betrachtungen über den Urfprung des Handels 
und der Macht der Holländer, Greifswald 1790. IV, 91), und bie 
britifchen Yabrifherren drangen aus biefen Grunde auf die Weg: 
räumung ber Ginfuhrzölle von Getreide. Dagegen bat man in Grob: 
britanien und Frankreich vielfältig aus der Höhe der Aufwand 
feuern und folglich des Lohnes Die Nothwendigkeit eines Zollſchutzes 
abzuleiten verſucht. Das — Steuerſyſtem Großbritaniens iſt 
offenbar in dieſer Hinſicht fehlerhaft. . 
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(8) Neo imponi debent tributa iis rebus, quae ad vitam praecise sus- 
> tentandam sunt necessariae, sed iis ‚potius, quae deliciis deser- 
viunt, aut curiositati, 'aut ostentationi et pumpae. Sie enim fiat, 
ut correcto immodico luxu major oneris pars incumbat in ditio- 
res et magis potentes, et subleventur agricolae et opifices, quao 
commnnitatis pars vel maxime fovenda et conservanda est in 

p- D. Saavedra Faxardo, Idea priacipis Christiani, Symb. 
67 Echarfſichtiget ſpaniſcher Politiker bes 17. Jahrh., f. I, $. 37 
(e)). — en Säben ſtimmt Mac Eullod überein, Taxa- 


tion, ©. 9 
8. 423. 
7) Bei den entbehrlichften, einem verfeinerten Luxus angen 
börenden, hauptfächlich nur den Reichen zugänglichen Genüffen 
würden fehr hohe Steuerfäge gerecht fein. Diefe find daher 
oͤfters angerathen worden (a). Es fliehen ihnen jedoch andere 
Rüdfichten entgegen, denn theild trägt eine ſolche Eteuer wenig 
ein, weßhalb auch die Erhebung zu koſtbar wird, — theild be: 
wirft die flarke Vertheuerung von Dingen diefer Art bei ber 
bekannten Veränderlichkeit der Mode leicht, daß man ihren Ver: 
brauch aufgiebt und auf eine andere Ausgabe verfält, $. 417. 
Daher dürfte der Steuerfuß bei den erwähnten Gegenftänden 
nur fehr mäßig fein, wobei aber vollends der Ertrag für die 
Staatdcaffe gering wird. Die Befteuerung folder Genußmittel 
ift deßhalb nur rathfam, wo fich Gelegenheit zu einer leichten 
Erhebung darbietet, wie beiden Zöllen. Am einträglichften find 
die Steuern von Waaren, welche, ohne zu dem dringendften 
Bedarfe zu gehören, doch allgemein geichägt find und in großer 
Menge verbraucht werden, namentlich auch von den beffer bes 
zahlten Lohnarbeitern. Wird auf diefe Weife auch das geringe 
reine Einkommen der Arbeiter fchon einigermaßen belegt, fo 
werben wenigftend die Begüterten verbältnigmäßig flärfer 
getroffen, Auch läßt fich den Zohnarbeitern dafür, daß fie viel: 
leicht fehon zu den Aufwandäfteuern nad) dem ganzen Maaße 
ihrer Steuerfähigkeit beitragen, bei den Schatzungen die ges 
hörige Schonung bewilligen, $. 396. ine Steigerung des 
Lohnes ift von folhen Steuern nicht zu erwarten, weil fie die 
in der ungünfltigften Lage ftehenden Arbeiter nicht betreffen. 
8) Die Steuer ſollte nicht zugleich noch andere Preiser: 
hoͤhungen verurfachen, die nicht der Staatscaſſe, fondern einzel» 
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nen Gewerbtreibenden ıc. auf Koften ihrer Mitbürger zu Gute 

kommen. Dieß fönnte dann gefchehen, wenn ein nicht befteuerter 

Gegenftand zu gleicher Verwendung tauglich ift, wie ein mit 

der Steuer belegter, und jener deßhalb flärferen Begehr er: 

Hält (b). 

(4) 3. 3. Rousseau, Discours sur l’&c. pol. 

(6) Diefe Wirkung findet am hHäuflgften bei der Beſteuerung von Eins 
fuhrgegenftänden flatt, wenn die im Lande erzeugten Güter gleicher 


Art Teiner Abgabe unterliegen. Die Zuläffigfeit einer folchen Steuer 
hängt von dem Beduͤrfniß des Schubes für bie inländifchen Gewerbe 


ab, $. 446. 
$. 424. 

Die mandhfaltigen, in den einzelnen Staaten eingeführten 
Aufwandöfteuern (a) Finnen nach der Art ihrer Erhebung in 
folgende Abtheilungen gebracht werden: 

I) unmittelbar erhobene oder directe, 2. Abſatz; 
2) mittelbar erhobene ‚oder indirecte, und zwar 
a) von Waaren, die im Inneren des Bandes im Verkehre 
find: Accife oder Auffchlag, 3. Abfaß; 
b) von Waaren, welche die Gränze ded Staatsgebietes 
überfchreiten, Graͤnzzoͤlle oder Zölle im eigentlichen 
Sinne, 4. Abfab. 

(s) Leber die Binrichtung dieſer Steuern in verfchiedenen Ländern |. 
MWiederhold, Handbuch ber Literatur und Gefchichte ber inbiress 
ten Steuern, Marburg, 1820. — (He) Vollſt. Sammlung aller 
Geſetze und Verordnungen über Zoll, Accis, Ohmgelt, Klaffenfleuer 
und Straßengeld im ®r. Baden. Karlsruhe, 1827. Sammlung aller 
noch gültigen Geſetze und Berorbnungen über die inbirecten Steuern 
im Br. Baden. Karleruhe, 1839. — Bhilippi, Sammlung fünmk 
licher neuer preuß. Geſetze über die indirecten St. Köln, 1830. Nadı: 
trag 1836. — Billaume, Handbuch ber preuß. Steuers und Zolls 


geiebgebung, B. 1844. — Berger, Die tim K. Sachſen erfchienenen 
efege und Verordn. über indirecte Abgaben. Leipz. 1835. 4°. 


2. Abſatz. 
Unmittelbar echobene Unfwandftenern. 


§. 425. 


Einige Aufwandſteuern Finnen der Natur ihrer Gegenflände 
zufolge nicht wohl von einem Verkaͤufer vorſchußweiſe erhoben, 
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fondern müffen den einzelnen Zehrern abgefordert werben, Das 

hin gehören 3. B. Ausgaben, bei denen die Vermuthung der 

Steuerfähigkeit nicht aus der Beichaffenheit einzelner eingekauf⸗ 

ter Dinge entfpringt, fondern überhaupt aus Dem Zwecke einer 

gewiflen Berwendung ; ferner folche, bei denen, etwa wegen der 
längeren Dauer eines Gutes, oder aus anderen Urfachen, ber 

Verkäufer durch den Steueworſchuß alzufehr beläftigt werben 

würde. Die zu diefer Gattung gehörenden Steuern find größten» 

theils folche, die manim engeren Sinne Zurudfteuern nenn, 
weil fie auf einen leicht entbehrlichen, gewöhnlich. nur von Wohl: 
habenden gemachten Aufwand gerichtet find. Diefe pflegen we: 
nig einzutragen und müffen mäßig angefeht werden, wenn fie 
nicht ihren Gegenfland felbft zerflören und dadurch ihren Nach⸗ 
halt verlieren ſollen. Sie laffen fich deßhalb nur in Ländern 
empfehlen, wo der Staatöbebarf fo:groß iſt, daß man vielerlei 

Auflagen zu Hülfe nehmen muß und wo ed viele Reiche 

giebt (a). In Großbritanien findet man die meiften directen 

Aufwandäfteuern (b). ' 

(a) Im einigen Laͤndern müflen auch Titel und andere Chrenauszeich⸗ 
nungen verfleuert werden, wenn der Befiger fih darum beworben 
hat. Mag aud die Erhebung einer Abgabe von ber Gitelfeit fic 
rechtfertigen laflen, fo trägt fle bo die Merkmale einer Steuer 
nicht an fih, weil ſie nad) feinem wirthſchaftlichen Umftande aufge 
legt ift, fle erfcheint vielmehr als eine jährlich wiederholte Gebühr. 
In der fähf. Gewerbfteuer (Tarif B) bezahlt P 3. ein Dr. jährlih ” 
2 cl., Hoftanzmeifter 6 rl., Hofeonditor 12 rl., Degen Hof, Kam⸗ 
merrath 30 rl., Kammerherr 40 rl., geh. Rath I. Ela 

- Hofmarichall 120 rl. 

(Bd) Die assessed taxes, welche 1849 3,142,000 8. St. einbraditen, wur: 
ben im Jahr 1798 als Kriegsfteuern eingeführt, feit 1820 aber auf 
mancherlei Weiſe gemilbert, und Irland wurde 1823 ganz befreit. 
1840 erhöhte man den Fuß aller diefer Steuern um 10 Proc. (Die 
Nubrik taxes (1849 nad der R. 4,303,849 2.) fchließt auch die 
landtax mit ein.) Material in J. Marshall, Digest etc. (|. 6.23) 
und Bailly, I, 584. — Die preuß. Lurusfleuern (Ediet vom 28. 


Oct. 1810) waren läftig und doc wenig ergiebig, weßhalb man fie 
1814 wieder aufhob. 


$. 426. ° 
Die erheblichfte der hieher gehörenden Auflagen iſt bie 
Wohnungsfteuer, die jeder Einwohner, er fei Eigenthümer 
oder Miethsmann, nach Maaßgabe ber von ihm bewohnten 
Räume entrichtet. Man könnte den Aufwand für die Haus: 


fie, General, 
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miethe als ein guted Kennzeichen der Vermoͤglichkeit anfehen, 

indem die meifteh Menfchen auf die Annehmlichkeit einer ges 

räumigen und gefälligen Wohnung großen Werth legen und 
dafür foviel verwenden, al& ihre Wermögensumftände geftatten. 

Die Größe des benugten Raumes kann hiebei nicht entfcheiden, 

vielmehr muß man fich an die Höhe des bezahlten Miethzinfes 

halten. Allein auch eine gleiche Quote defjelben wäre Feine 
völlig gerechte Steuer, weil man in vielen Fällen nicht frei wäh: 
ten kann, fondern durch Stand,-Berufögefchäft, Größe der Fa⸗ 
milie ıc. genöthigt ifl, eine gewifie Ausgabe für die Wohnung 
zu machen und deßhalb die Abfiufungen diefed Aufwandes nicht 
genau dem reinen Einfommen entfprechen, wie denn namentlich 
die Rentner in diefer Hinficht mehr Freiheit haben, als die von 
ihrer Arbeit lebenden Perfonen (a). Hiezu kommt, daß eine 
ftarke Wohnſteuer die Beſteuerten zur Einſchraͤnkung in der 

Wohnung auffordert, hiedurch den Begehr vermindert und die 

Hausrente des Eigenthämerd herabdrüdt, der ſchon die Haus⸗ 

fleuer zu entrichten hat. Daher ifi die Wohnungsfteuer zur 

Volftändigkeit der Beſteuerung aller Einkünfte da, wo bie 

Hausſteuer und die andern Schagungen gut eingerichtet find, 

unnöthig und nur etwa durch dringende Staatöbebürfnifje zu- 

rechtfertigen. Ein geringer Miethbetrag müßte in jedem Kalle 
fteuerfrei bleiben, aber auch die Beflimmung der Gränze, über 
welcher die Steuer anfangen fol, ift nicht ohne Schwierigkeit, 
weil die Micthpreife in Stadt und Land, fowie in mehreren 

Landestheilen, fehr verfchieden find. Die zu Gewerbszwecken be 

nugten Räume dürften gar nicht eingerechnet werden, wenn fie 

ſchon in einer Gewerbfteuer berüdfichtigt find (b). 

(a) Die franzöftiche conftituirende Berfammlung hatte bei ber Anorbs | 
nung ber Mobiliarfieuer (contrib. mobiliere) angenommen, eine 
Miete von 12000 Fr. entfpreche einem .121’,fachen Einkommen, 
4—5000 Fr. dem Sfachen, 2000-2500 bem 6faden, 500-1000 
Fr. einem Afachen, 100-500 Fr. dem 3 fachen, eine Miethe unter 
100 Fr. aber dem boppelten feuerbaren Ginfommen, und «6 wurs 
den 5 Procent dieſes angefchlagenen Einkommens als Wohnungs: 
feuer erhoben. Vaͤter von 3—6 Kindern; Taglähner, Handwerfer, 
Kaufleute famen in eine niedrigere, Hageſtolze in die naͤchſt höhere 


Elaffe sc. Diejenigen, welche fhon Brundfleuer zahlten, erhielten 
dafür . eine niedrigere Feſtſetzung ihrer Mobiliarftener, indem man 
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diefe. nur dazu beflimmie, das Ginfommen aus beweglichen Ber: 
mögen, Gemwerben und Gehalten, salaires publics et prives, zu be- 
laften. (So tönnte man auch den Mangel einer Zinsrentenfeuer 
durch eine MWohnungsfteuer, von der aber alle anderen Schagungen 
abgezogen werden dürften, erfeßen.) Geſ. v. 18. Febr. 1791. Code 
des contrib. dir. II, 25. 

Beileuerung der Wohnungen in Frankreich: 1. Contrib. mobi- 
lidre, neu peorond! im Winanzgef. v. 21. April 1832, eine Abgabe 
vom abgefchäßten Betrage der Miethe, bie Jemand entrichtet oder 
verwohnt. Sie ift eine Repartitionsfteuer und wird mit der Perſo⸗ 
nalfteuer zufammen nach beftimmten Berhältniffen (die ohne Zweifel 
fehlerhaft find) unter die Departements, Arrondiffements und Ges - 
meinden, in bieien aber nach den valeurs locatives umgelegt. Der 
ganze Betrag der Miethen wurde 1823 auf 304, 1829 auf 384 Mill. 
Kr. angeihlagen. Mehrere Städte haben biefe Steuer in eine Thor: 
accife umgewandelt. A. dieſer u. der Berfonalft. für 1849 60 Mil. 
2. Thür: und Fenſterſteuer, ebenfalls repartirt, doch mit einem 
Tarife. der zur Umlegung der auf jede &emeinde treffenden Summe 
benugt wird. Der Eigenthümer entrichtet die Steuer, iſt aber berech⸗ 
tigt, wenn nichts Anderes ausbedungen mird, fie von jetem Mieths⸗ 
manne fi erfegen zu lafen. Der Tarif ift nach der Ginwohnerzahl 
abgeftuft. 3. B. bei einem Haufe von 6 und mehr Deffnungen bezahlt 
(Gef. v. 1832) in Städten von 10— 15000 Einw. ein Thorme 

70 $r., eine gewöhnliche Hausthür und ein Fenſter im Grögeichof 
und den beiden erfien Stockwerken 90 Gent., ein Fenſter im dritten 
Stodwerf u. ff. 75 Emt. N. für 1849 35,655,000 Sr. Diefe beiden 
Steuern find in Franfreih ganz mit Recht zu den birerten gezählt. 
Großbritanien. 1) Bis 1834 befand eine Hausfteuer, welche 
von einem abgefchägten Miethbetrage von 5, feit 1825 erſt von 10 
2. St. an erhoben wurde und daher 1831 von fämmtlidhen 2,695,000 
Wohnhäufern in England und Schottland nur 430,000 traf. Der 
Steuerfuß war von 10 bis 20 2%. Miethertrag 11, Sch. vom £. — 
71/, Proc., von 20-40 8. Miethertrag 21/, Sch. vom 2. = 111, 


-Bror., von 40 und mehr 2. Miethertrag 2%/ Sch. v. 2. — 141, 


Proc. Dee Gigenthümer haftete für die Steuer, die er feinen 
Miethsleuten berechnen konnte. 1831 trat eine Ermäßigung von 
Handelögebäuden ein. Ertrag 1830 — 33 i. D. 1,352,126 2, &t., 
f. Marshall, Digest J, 8. II, 21. 42. — 2) Yenfterfteuer, 
Window duty. Sie teifft in gleicher Weife, wie bie Hausheuer, die 
Cigenthüͤmer und Mietheleute und beginnt, feit der im Jahre 1823 
eingetretenen Herabfegung auf die Hälfte, bei Häufern mit_8 Fen⸗ 
fern, 1840 wurde fie um 10 Proc. erhöht. Borher betrug fie 3.2. 
von 8 Fenflern 161), Sch., von 12 Fenſtern 2%. 4%/, Sch., von 24 
Senftern 78. 53/, Sch., von 60 Fenflern 172%. 5 Sc, von 100 Yen» 
teen 29 2. 81, Sch. 1848 waren gegen 3 Mill. Häufer frei und 
487,411 der Kenfterfteuer unterworfen, welche 1,813,629 2. ©t. ein- 
trug. Vorſchlag, fie nach der Miethrente anzulegen und alfo die aufs 
gehobene Hausſteuer mit abgeäinderten Sägen wieder einzuführen, 
von dem Kanzler der Schaplammer Wood, 17. Febr. 1851, vom 
Barlament genehmigt. Die Fenſterſteuer wirft nachtheilig auf die 
Gefundpeit, weil man zu fehr an Fenſtern ſpart. 

In Belgien wie in ben Niederlanden befiehen als Theile 
der Berfonalfleuer nach den niederländ. Bee vom 12. Zull 1821 
und 28. Juni 1822 (vgl. oben $ 396 6)) folgende Hierher gehbrige 

12 


Rau, polit. Dekon. 3te Ausg. III. 2. Abtb. 
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Abgaben: 1) 4 Proc. des Miethertrages aller Privatgebaͤude, mit 
Einfchluß der BVorrathberäume, Schuppen ıc.- Ausgenommen find 
Wohnungen unter 20 fl. Sahresmiethe, Kabrifgebäude, Ställe und 
Scheunen, Kirchen, Schulen ıc. Der Eigentümer oder Dliether tes 
ganzen Haufes fann fich Die Abgabe von den Miethern einzelner 
Theile erlegen laſſen. 2) Thür: und Zenfterfteuer mit der nämli: 
hen Berimmung. Im Erdgeſchoß und den 2 eriten Stockwerken für 
1 auf Straße oder Hof gehente Thür oder 1 ſolches Fenſter nad) der 
Größe der Mohnorte AN Gents bie 1 fl. 10 Eents, in den höberen 
Stodwerfen 40 — 50 Ets. — 3) Bon jeder Feuerflelle (Camin, 
Dfen, Herb ıc.) 40-75 Bis. — 1 fl. 75 CEts., je nachdem 1 Stelle, 
oder 2 oder 3 und mehr vorhanden find. Auch hier gilt das Obige 
in Anfehung der Miethsleute. Ertrag diefer 3 Abgaben in Bel: 
gien: 1) gegen 1,900,000 Fr., 2) gegen 2,700,000 Fr., 3) gegen 
550,000 Kr. 

In Berlin befteht eine Miethſtener als Rädtifche Abgabe, welche 
im $. 1838 300,000 ri. einbradite. Der Zuß if feit 1822 '/,, ber 
Miethe, Wohnungen unter 30 rl. find frei. 1844 waren überhaupt 
0,000 Wohnungen, von benen 2000 . wegen des Betrages unter 
30 ri., 9000 wegen Armuth der Bewohner unßelegt blieben. — 
Hoffmann a. a. D., ©. 234, empfiehlt diefe Abgabe in fchnell 
wachfenden Städten, wo fle dem Steigen des Preifes der Baupläpe 
entgegenwirfen Tann. 


6.427. 


Andere unmittelbare Aufwandöfteuern. 
Ä I) Die Hundefteuer hat zugleich einen guten polizeilichen 
Grund, weil wegen der Gefahr der Waflerfcheu eine Verminde⸗ 
rung der Zahl der Hunde zu wünfchen ift, auch fann die Steuer: 
erhebung mit der jährlichen nothwendigen Befichtigung der 
“ Hunde durch Thierärzte in Verbindung gefeßt werden (a). Die 
beiden Zwede diefer Abgabe fallen bei ſolchen Hunden hinweg, 
die Semand eined Gewerbes oder der eigenen Sicherheit wegen 
zu halten genöthigt if, nur müflen die Umflände, welche auf 
Steuerbefreiung Anſpruch geben follen, fo genau bezeichnet fein, 
daß feiner Willkuͤr Raum gegeben wird (b). _ 

2) Bediente. Da die mit Gewerböverrichtungen befchäf: 
tigten Hausgenoſſen ſchon in der Gewerbftener berüdfichtiget 
find, auch billigermweife eine zur Bedienung der Familien noth⸗ 
wendige Anzahl, 3.8. 1 bi8 2Mägde, fleuerfrei bleiben muß, fo 
ift nur eine mäßige Einnahme von einer ſolchen Steuer zu er: 
warten (c). 

3) Kutfchen: und Reitpferbe, die bloß zum Vergnügen 
gehalten werden; diefe Auflage wird nur da, wo viele Reiche 


= 
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wohnen, einen belohnenden Ertrag barbieten und bie Feſt⸗ 
fegung ber befreienden Umſtaͤnde ift bei ihr ebenfalls fchwierig, 
fonft aber kann fie wohl in Schuß genommen werben (d). 


4) Die ganze bewegliche, in den Wohnungen enthaltene 


Habe (mobilier), ein der vielen nöthigen Ausnahmen und der 
Ihwierigen Ausmittlung willen nicht zu empfehlender Steuer: 
gegenftand (e). 


(e) 


(6) 


(e) 


England: Für einen Windhund giebt der Gigenthümer jährlich 1 2., 
für einen anderen einzelnen Jagbhund 8 Sch.," und wo mehrere 
Hunde, 14 Sch. für jeden. Mit 36 2. jährlich kann Jemand bie 
Steuer für alle feine Hunde, wie viel ihrer felen, abtragen. Bauerns 
und Schäferhunde find feit 1834 befreit. 1833 waren in Großbrit. 
333,335 Hunde, welche 173,888 2. trugen, und 85 Gigenthümer 
hatten ſich für alle ihre Hunde abgefunben. Ertrag im Jahr 1848: 
134,827 2. — Baden, Gef. v. 23. Dct. 1833: 1 fl. 30 fr. von jedem 
Hunde, 1. von einer Hündin, alle Befreiungen aufgehoben ; !/s bes 
Betrages fiel an die Semeinden. Geſ. v. 10. Sept. 1842: von einem 
männlichen Hunde 4 fl., von einem weiblidden 2 fl. Die &emeinden 
erhalten die Hälfte. Dieſes Geſetz hatte die Kolge, daß die Zahl der 
Hunde im ganzen Lande, welche 1842 38,727 betragen Batte, ſich 
1843 auf 24,957 verminderte. Gef. v. 20. Dec. 1848: ein zur Sis 
cherheit oder zum Gewerbsbetriebe unentbehrlider Hund nur 1 fl. 
30 fr., eine Huͤndin 1fl. Ertrag 1842: 59,557 ., — 1843: 116,175 fl., 
A. 1848 81,000 fl. — Würtemberg, ſ. (6). — Großh. Heflen: 
45 fr. von jedem Hunde, A. 184850 jährlich 21,000 fl. — Bremen, 
1817: halbjährig für 1 Hund '/, rl., für den 2ten 1 xl., für jedem 
weiteren 1'/, rl. 
Hirten, Metzger, Feldſchützen, Bleicher, Jäger, — Bewohner entles 
gener Höfe u. dgl. follten befreit bleiben. — In Würtemberg bes 
zahlt man in Fällen eines ſolchen Beduͤrfniſſes 24 fr. für einen 
Hund, dagegen für einen entbehrlichen 4 fl. und für einen Jagbhund 
1. Diele Steuerfäße wurden 1839-1841 herabgefekt, allein bie 
Zahl der Hunde mehrte fih fo flark, daß man 1842 die frühere Ab⸗ 
abe wieberherflellte und für ben 2ten und jeben weiteren Luxus⸗ 
Hund eines Eigenthümers noch 2 fi. Steuer guiege. Die Hälfte des 
Reinertrage —* in die Ortsarmencaſſen. A. fuͤr 1848 — 50 brutto 
47,300 ff. In Frankreich iſt neuerlich mehrmals eine Hundeſteuer 
vorgefchlagen worden. 
Die engliiche Steuer von männlichen Bebienten trifft auch bie Ge⸗ 
werbsgehülfen, weil in Großbritanien feine &ewerbefteuer beftcht. 
Die nogabe if feit ber Herabſezung auf die Hälfte im Sabre 1822 
von 1 Bebienten 1%. 4 Sch., fle fleigt für jeden, ſowie die Zahl zus 
nimmt; von 11 und mehr wird für jeden 3 2. 16%, Sch. bezahlt. 
Unverheirathete Männer bezahlen für einen einzigen Bebienten 
22%, 4 Ech., für zwei 52. 1 Sch. sc., was 1830 30,890 2. St. für 
11,748 Bediente betrug. 1849 waren 109,814 Bed. Für Kaufs 
mannsdiener, Aufwärter und Kellner, Stallinechte, Aderknechte 
(feit 1823 fleuerfrei), Knechte der Lohnfutiher und Boftunters 
nehmer - sc. find befondere Zaren. Der Grtrag der Bedienten⸗ 
feuer if abnehmend, 1831 295,000 2%, 1845 201,646 2. 
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Niederlaͤnd. Gefindeſteuer, 7 A. jährlich von jedem Dienftboten, von 
einer einzigen Mage bloß 4 fl.; Gewerbsgehülfen werden nicht ein: 
gerechnet. Gef. v. 28. Im. 1822. N. 31 ff. Ertrag in Belgien 
g. 470,000 Fr. | 
Großbritanien hat mehrere Säge für verfchiedene Fuhrwerke, auch 
fteigt die Abgabe mit der Zahl ter Fuhrwerke und Pferde, tie Se: 
mand befipt, 8 B. eine einzelne 4rädrige Kutiche giebt 6 2., eine 
von zweien 6 8. 10 Sch. ıc., cine Miethfutfhe 5%. 5 Ch. — GR., 
ein Reitpferd 12. 8%, Sch., eins von zweien 4 2. 141, Sc. x. 
Aderpferte find feit 1822 frei, feit 1823 auch die carıs, Waͤgen 
ohne Yedern. 1833 wurten werfteuert 96.830 verfchietene Mägen 
für 418,396 8. (1845 421,127 8.) und 335,800 Pferte für 428,378 8. 
(1845 373,966 8.) Gine Kutfche mit Pferden, Bedienten, Abgaben, 
wird auf mindeſtens 250 2. jährliche Koſien angelchlagen. Bibl, 
univ Oct. 1835. Porter, Progress of the nation, II, 18. — Hiezu 
fommen ned 2 fonderbare Steuern, nämlich 1) ven Berfonen, tie 
ein Wappen führen, wofür ter Defper eines Wagens 228. 8 Sch., 
wer wenigſtens enflerfteuer giebt, 12.4 Sch., jeder Andere 12 Sc. 
entrichtet; 1833 29,749 Perſonen und 60,845 2. (1545 69,144 2.) 
2) von dem Gehraud des Haarpuders! Diefe Abgabe, 1 2. 3'/, Sch. 
von ter Berfen, ift fehr im Abnehmen: es waren 1820 noch 29,000, 
1833 nur 9472 Berfonen, weldye 11.129 2. entrichteten, 1845 noch 
35398. — Mieberländ. Pferdefteuer, a. Gel. Art. 42; von jedem 
Luruspferd 20 fl. jährlich, von einem Pferde der Bofthalter, iBierder 
verleiher ıc. 5 fl. Ertrag in Belgien g. 290,000 Fr. — Bafel, Gel. 
v. 7. April 1818: von 1 Meitpferd 16 Fr., 1 Wagen mit 1 Bferd 
10—16 Br. (offen oder gededt), Wagen mit 2 Pferden 30 Fr., 
mit 3Pf. 40 Fr., mit 4 Pi. 50 Fr. — Bremen, B. v. 28. Dec. 1816: 
ven 1 Kutfche mit 2 Pferden jährlih 25 rl., von jedem anderen zum 
Bergnügen gehaltenen Pferde 5rl., von einem Gewerbspferde 21/, 1. 
(e) A. nieterl. Gel. v. 1822 Art. 25 ff. 1 Proc. des Mobiliare; Kleider, 
Schmuckſachen, Gewerbögeräihe, Hülfsmittel für Wiſſenſchaft umd 
Kunft find frei, ebenfo Berfonen, die unter 20 fl. Miethe zahlen. 
Statt der eigenen Ancabe Fann jeder Steuerpflichtige fein Mobiliar 
ſchätzen laſſen (ohne Koften für ihn), fonft wird es als das 5 fache 
der Jahresmiethe angefchlagen; f. Recueil de lois .... concernaut 
les eontributions directes, douanes et accises ... Brux. 1837. 
S. 25. 33. — OGrtrag in Belgien g. 1'/, Mill. Sr. 
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3. Abfak. 
Acciſe oder Aufſchlag. 


$. 428. 

Das Unterfcheidende der Accife (a) oder, wie diefe Steuer: 
art im Deutfchen am beften benannt werben fann, ded Auf: 
ſchlages (b) befteht darin, daß die Steuer von gewiſſen Waa⸗ 
ren, fiemögen in- oder auslänbdifchen. Urſprungs fein, im Innern 


181 


des Landes bei irgend einem Vorgange während ihrer Hervor⸗ 
bringung ober ihreö Umlaufes von einem Verkäufer im Gewerbe: 
betriebe vorſchußweiſe entrichtet wird. Diefe.fihon fehr alte Art 
der Aufwandsfteuern ift in den meilten Staaten auch jeßt eine 
der ergiebigften und kann bei guter Einrichtung dem Staate 
ohne große Nachtheile für die Volkswirthſchaft eine beträchtliche 


Einnahme zu Bege bringen (c); oft iſt fie jedoch durch fehler: 


hafte Anorduungen die Urfache harter Bedruͤckungen und felbft 
ein Anlaß zu gewaltiamem Widerſtande geworden (d). 


(a) Das Wort Acciſe ſtammt, Wie die von Du Freosne gelammelten 
Stellen deutlich zeigen (Lexicon, 3. v. Assidere, Assisa. Cisia), 
von assidere, auflegen, feitiegen, her; man fagte 3. B. im Mit: 
telalter Assisa panis — assisia super venalibus (Abgabe von Weil: 
ſchaften) oder rerum venalium; talliam assidere, eine Schatzung 
auflegen, wie noch 5. z. T. assessed taxes, in England. — Assisa 
für Ständeverfainmlung ift wohl aus dem neutrum assidere abzu⸗ 
leiten, Sitzung. Cisia, ſpaniſch Zisa, ift nur eine Abfürzung. Excise, 
die Form des Mortes in England, iſt aus der englifchen Ausfpradıe 
tes a in aceise erflürlih. Die badifhe Geſchaͤftsſprache braucht 
(niht uahahmungswürdig) Accis als männliches Hauptwort und 
erweitert den Begriff fo, DaB neben Der eigentlichen (Conſumtions-) 
Acciſe auch die Gebühr von Verfauf und Vererbung unbeweglicher 
Beſitzungen (Immobilien⸗Accis) dahin gerechnet wird. In Frank⸗ 
reich iſt dies Wort nicht mehr üblich, wohl aber in Belgien. Für die 
Ableitung von asseoir, statuere, auch Skinuer, Etymologicum 
lioguae anglicae s. 'v. Size. — Hüllmann leitete früher Tas 
Wort von accidere, einfchneiden, ber, und erinnerte an die Herb: 
hoͤlzer, ſ. Allg. Eneyklop. von Erſch und Grußer, l, s. v., Accife, 
aͤhnlich M. Culloch, Tax. I, 115. Neuerlich entſchied ſich aber 
Hüllmann (Städteweſen des Mittelalters, I, 115) gleichfalls 
für Die obige Erflürung. Die ſpaniſche alcavala, cine Abgabe von 
anfangs 5 Proc. der feilgebotenen Dinge, wurde in dem chriftlichen 
"Staaten nad) dem Beilpiele der Araber eingeführt. (Arabiſch ka- 
bal, enpfangen, keblah, das Empfangen, auch das Empfungene, 
und insbefondere Geld.) Nah Mariana ift fie 1342. nach Fer⸗ 
vera 1349 eingeführt worden. Das Wort foınnıt aber ſchon früher 
vor in ten von ten Mauren eroberten Gegenten, wefir Du Fresne 
Urfunden von 1101 und 1213 anführt. Im SI. 1349 erfolgte bie 
Erhöhung auf 10 Procent, wozu im 16. Jahrhunderte noch vier 
weitere Zufchlagprocente famen, Laher die Benennung alcabala y 
cientos. In den einzelnen Provinzen erhielten fich mancherlei Ders 
ichietenheiten. — Im Deutichen fommen Ungeld (ipäter Umgeld) 
Unredht öfters vor. Nach Hillmann foll dies aus der Unzufrie⸗ 
denheit der Steuerpflichtigen herrühren, indeß bedeutet Un nicht 
immer eine Mißbilligung, wie z. B. Ungericht im Sadienfpiegel 
(1, 57), das Gericht des Gaugrafen. Deshalb betrachtet Lang, 
105, das Ungeld als eine außerordentliche Abyabe. Daſſelbe war 
eine Tranffleuer, wofür auch Der Mame Licent vorfam. Ungeld 
oter Zyſe in der Rheinpfalz, 1340, 
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(d) Noch Heutiges es in Dcherveih und Baiern in dieſem Sinne 
übfih. Caroliniſche Wahlcapitulation von 1711, Gap. 8: „Bann 
auch einige . .. fi unterftanden haben ..., die eins, aus⸗ und durchs 
gehende ren mit gewiflen Auffchlag unter dem Namen Accis, 
Unmgeld, Niderlag, Stands und Marktrecht, Pforten:, Brüden: und 
Weg⸗, Kaufhauss, Rents, Stein-, Bflafter-, Stein: Fuhrens und 
Gentos@elder, Multer« Steuern und andern dergleichen jimposten zu 
beichiweren.” 

Großes Lob in der Schrift: Christ. Teutophilus (Tenzel), 
Entdeckte Goldgrube in der Acciſe. Zerbſt, 1686. 4. Ste Aufl. 1719. 
Diefe Ab anblung rief mehrere Streitjchriften hervor. ’ 
Die Acciſe ift nicht felten zu einer großen Beſchwerde geworben, 
. B. Friedrichs II. Einrichtung, zu welcher eine Menge frayzoͤſi⸗ 
* Acciſebedienten herbeigerufen wurde; ſ. Benzenberg, Preu⸗ 
ßens Geldhaushalt, S. 270. — Die Altern Finanzmänner unters 
ſchieden zwiſchen der Univerſal⸗ und Particulars Accife. 
Jene, die von allen verkauften Dingen entrichtet würde, erſcheint 
als fu fehlerhaft, daß Hier nur die leutere, d. i. bie Accife von eins 
zelnen Waarengattungen, in Betracht fommen fann; 1. 3. B. von 
Sonnenfels, IH, $. 168. - 
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Es ift nicht leicht, die Erhebung des Aufichlages von gewiſ⸗ 
fen Segenfländen fo einzurichten, daß weder Betrug erleich- 
tert, noch auch der Verkehr zu fehrbeläftigt wird. Nach den bei 
jeder einzelnen Waare obwaltenden Umftänden kann die Ent 
richtung bald bei einem Abjchnitte der Erzeugung (a), bald bei 
dem Uebergange eined Erzeugniffes in andere Hände angeordnet 
werden (b). Die früher beliebt gewefene und noch jegt vorkom⸗ 
mende Thoracciſe, welche beim Eintritt einer Waare in die 
Städte bezahlt wird (c), und welche öfterd vorzugsweiſe den 
Namen Accife trug, hat mehrere Nachtheile. 1) Da fie nicht in 
Dörfern, Fleden und offenen Städten, fondern nur in gefchlof 
fenen Orten anwendbar ift, fo entfleht eine ungerehte Belaftung 
der legteren, Die um fo mehr dabei leiden, je häufiger neuerdingß -. 
Gewerkögefchäfte auch auf den Lande betrieben werden. Man 
müßte daher wenigftens durch Schagungen, die den offenen Or⸗ 
ten in höherem Maaße oder ausfchließlich auferlegt werden, das 
Sleichgewicht wieder herzuftellen fuchen (d). 2) Die Thoraccife 
kann nicht von folchen Waaren erhoben werden, welche in den 
Städten verfertigt werden; man fönnte fie höchftend bei dem 
Eingange ber erforderlichen Robftoffe belegen (e). 3) Das Ans 
halten und Befichtigen aller in die Städte eingehenden Waaren- 
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fendungen, um jich zu überzemgen, ob fie accisbare Dinge in fich 

ſchließen, iſt ſehr mühfam, befchwerlich für die Einbringenden, 

giebt zu mancherlei Willfür und Bedruͤckungen Anlaß und legt 

dem Berkehre zwifchen Stadt und Land fo große Hinderniſſe in 

ven Weg, daß fchon deßhalb dieje Form der Accife als verwerf: 

lich ericheint. 4) Hiezu kommt der Anreiz zum heimlichen Ein+ 

führen. 

ja) Sole Steuern hat man bisweilen mit dem Namen Broductionss 
teuern belegt, 3. B. die Steuer von Runfelrübenzuder. Allein fie 
ſind dennoch Aufwandsfleuern, nicht Schatzungen. 

(d) Warktaceife in Athen. 

(c) Diefe wird bisweilen auch benupt, um ftädtifche Auflagen in ver 
nämlichen Weiſe mit zu erheben. 

(d) Wie 3.8. Durch die preuß. Claſſenſteuer gefchieht, $ 400. In Died: 
lenburg wird in den Domanial⸗Flecken wie in den Landftädten Fleiſch 
und Mehl befteuert. 


(e) 3. 3. die zum Branntweindrennen bienlihen Materialien, die jedoch 
auch zu anderen Sweden gebraucht werden. 
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Die Umwandlung des Aufichlages in eine feſte Summe, die 
der Verkäufer einer Waare jährlid) in die Staatöcaffe entrichtete 
(aversum, Paufchjumme), würde zwar die Erhebung jehr 
erleichtern, alle läftigen Auffichtömittel und allen Betrug befei: 
tigen (a), aber dennoch überwiegende Nachtheile mit fich führen. 

Es gehört wefentlid zur Güte einer indircten Aufmands: 
fleuer, daß jeder Verkäufer eben foviel an den Staat entrichtet, 
ald die Käufer im Preife der Waare mehr ausgeben müffen. 
Dieß findet aber bei der Einführung einer Paufhfumme nicht 
ſtatt, denn I) wenn man auch diefelbe wegen der Vermehrung 
der Einwohnerzahl jährlich regelmäßig fleigen laffen will, fu geht 
doch der Nußen verloren, den die Erhöhung des Werbrauches 
und des Steuerertrages bei der Zunahme des Wohlftandes her: 
vorbringt. Diefer Verluſt ließe fi nur dann vermeiden, wenn 
man die jährliche Verzehrung genau erfahren Pönnte, was aber 
gerade von der Aufhebung der Controlanftalten verhindert wird. 
2) &8 treten öfters ftarke Veränderungen in dem Berbrauche ein, 
es wird z. B. nad) ſchlechten Weinjahren mehr Bier getrunken 
und umgelehrt. Bei einer genaunad) den verbrauchten Mengen 
erhobenen Accife gleicht fich die Zunahme der einen Steuer mit 


der Abnahme ber andern aus, bei einem Averfum würde der 
Staat der einenGlaffe von Verkäufern Nachlaß bewilligen müffen, 
ohne von deranderen mehr au erhalten. 3) Auch der Abſatz einzels 
ner Gewerböunternehmer ift fehr veränderlich. Wenn der Beguͤ⸗ 
terte mit Hülfe eined größeren Capitales feinen Betrieb verbeffert 
und erweitert, fo erhält er bei einerlei Paufchjumme von den 
Käufern mehr Erfag als er vorgeſchoſſen hat, während andere 
Verkäufer, Diein dem Mitwerben nachſtehen, biebei in Schaden 
fommen. Ze länger eine ſolche Einrichtung dauert, beflo mehr 
ann die von jedem Verkäufer bezahlte Averfalfumme von ber: 
jenigen abweichen, die ernach der wirklichen Ausdehnung feines 
Gewerbes zu tragen hätte. 


(e) Für diefe Maaßregel erflärten ſich 1831 mehrere Mebner in der 
bad. 2. Kammer, f. Verhandl. deri., Heft 24 und Beilagen, 8. Heft, 
fowie auch viele Gefuhe von Wirtben, Bierbrauern, Fleiſchern ıc. 
2. v. Babo, Die Meinaccife und Ohmgeldeinrichtung, Heidelb. 

. 1831. — Dagegen bie Schrift: Die Berwandlung der Bonfumtionss 
aceifen im Gr. Baden in eine Averfaliteuer, Karler. 1831, und meh⸗ 
rere Redner in der angeführten Berhandlung. In Folge einer, von 
beiden Kammern angenommenen Adreſſe befchloß die Regierung, 
mit der Zleifchaccife einen Verſuch zu machen, aber fo, daß ten 
Zleifchern die Wahl bliebe. Brov. Gef. v. 10. Mai 1832, beftätigr 
1833. Im Jahre 1835 beftand das Averfum nur noch an 244 Orten 
mit 699 Mepgern, während 638 Drte mit 1806 Mepgern andere 
@rhebungsarten vorgezogen hatten; 20 Orte waren feit 1832 von 
dem Averſum zurüdgetreten. Daher wurde dieſes nun gänzlich ab- 

efchafft. Zwei Gef. v. 28. Jun. 1848, beftimmten abermals tie Bin- 
ührung von Pauſchſummen für die Wein, Bier: u. Schlacdhtjieuern ; 
Bollzugs:B. v. 30. Jun. defl. 3., aber diefe Sinrichtung wurde für 
die Bierfteuer ſchon dur Gel. v. 7. Sept. 1548 aufgehoben, bei der 
Weinſteuer theilweiſe durch Gef. v. 19. Sept. 1848, vollfländig im 
Gel. v. 3. Rov. 1849. — In Defterreich fommen foldhe Abfinduns 
en bei der Berzehrungsfteuer vor durch Verabredung eines ſog. 

aufchale, in der Regel nur auf 1 Jahr, und am liebiten mit allen 
Unternehmern in einem gewiflen Gewerbe an einem Orte zufammen. 
Kommt feine Mebereinkunft der Art zu Stande, fo wird eine Vers 
pachtung verfudht. v. Malinkovski, H, 51. — In Würtemberg 
follen (Geſ. v. 9. Juli 1827) Accorde mit den Weinhändlern auf 3 
Sahre abgeichloffen werden, was jedoch nicht häufig geichehen if. 
Die frühere allgemeine Anordnung ber Pauſchſumme befand nur 
von 1821—1824; ſ. Handbuch, ©. 237 — 22. — In Breußen ift 
eine „Firation“ der Fleiſchſteuer für alle Zleifcher einer Stadt nady 
einem mehrjährigen Durchfchnitte geftattet, V. v. 19. Febr. 1827. 
Billaume, ©. 259. — Gegen die Abfindung bei tem Bierauf: 
ichlage Rivet, in Rau, Archiv, V, St. 
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Der Auffchlag von dem zu menfhliher Nahrung ver: 
wendeten Getreide (a) trägt den Namen Mahlactife, 
Mahifteuer, weil er entrichtet werden muß, ehe man das Ge: 
treide auf die Mühle bringt und weil der Müller deßhalb über: 
wacht wird. Diefe Abgabe hat zufolge obiger Betrachtungen 
($. 421.) den erheblichen Grund gegen fich, daß fie zu ſchwer 
auf die arbeitende Claſſe drüdt und mit der Kopfzahl der Fa⸗ 
milienglieder wählt; fie muß fogar von den aus Geldalmofen 
lebenden Armen bezahlt werden (b). Zudem tft auf dem platten 
Lande die Entrihtung an ben entfernt wohnenden Acciſe⸗Ein⸗ 
nehmer befchwerlid, abgelegene Mühlen find jchwieriger und 
koſtbarer zu beauffichtigen, als flädtifche, endlich laſſen viele Fa⸗ 
milien auf dem Lande ihr Getreide ſelbſt mahlen und werben 
daher von den vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten beläftiget (c). 
Diefe Rachtheile werden gemildert, aber feinedweges ganz befeis 
tiget, wenn man da, wo die unteren Arbeiterclaffen fi) von einer 
anderen Getreibeart nähren, alö die wohlhabenderen Einwohner, 
jene Frucht niedriger befteuert, wie dieß in Preußen mit dem 
Roggen geſchieht (d), — und wenn man die Mahlfieuer auf 
die Städte befchränkt, was freilich eine Bemachung des Verkehrs 
anden&horen nöthigmacht. Zur Ausführung dieferSteuer gehört 
H das Verbot der Handmühlen (e), 2) die Verpflichtung der 
Müller, Getreide nicht ohne Die begleitende Quittung für die bes 
zahlıe Accife anzunehmen und genaue Verzeichniffe aller Mahl⸗ 
früchte und ihrer Eigenthümer zu halten, die eigenen Früchte 
abgefonderk zu verwahren u. f. w., 3) verjchiedene Sicherungs⸗ 
mittel, z. B. Verbot des Verbringens auf die Mühle bei Nacht, 
Bezeichnung der Side eines jeden Eigenthümers von Getreide, 
häufige Befichtigung durch Accifebeamte u. dgl. 


(a) v. Jakob, II, $. 12—10. — v. Malchus, I, 325.337. — Princes 
Smith, Weber die Frage: Wer trägt die Schladht: u. Mahlſteuer? 
Eibing, 1845. 

(6) Ge ift hiebei vorausgefeßt, daß diefe Steuer nicht auf den Landwirth 
überwälgt wird. Ste könnte nur dann eine Srniedrigung des Ge: 
treidepreifes verurfachen, wenn eine flarfe Abnahme des inländifchen 
Setreideverbrauches einträte und der Landwirth weder ein anderes 
Abſatzgebiet fände, noch den Getreidebau einſchraͤnken und dafür 
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(e) 


mehr andere Feldgewaͤchſe bauen könnte. Diefe jelten eintretende 
Mirfung wäre aber ebenfalld eine ungünflige. Eine ſehr ungleiche 
Befteuerung der verschiedenen @etreibearten könute leichter den Preis 
des mehr belafteten berabprüden. 


In manchen Gegenden, 3.3. dem Schwarzwalte, haben viele Lands 
leute eigene kleine Mahlmühlen an den nahen Gebirgsbächen. Die 
bad. Aeccife- Ordnung ($. 58) beftimmte zum Behufe der damaligen 
Mahlfteuer, daß ohne befondere Grlaubnik auf ſolchen Mühlen Nie 
mand als der Bigenthümer mahlen dürfe und diefer feinen Haus: 
verbrauch alljährlich zu verfteuern habe. 


Die preuß. Mahlſteuer (Gef. v. 30. Mat 1820) beiträgt vum Gent 
ner (110 Pd.) Waizen 16 Ggr. (1 fl. 10 Fr.), von Roggen, Gerfte, 
Buchwaizen, Sülfentrchten t. 4 Gar. (171%, kr.). Maͤlz und das 
zum Branntweinbrennen beftimmte Getreide if befreit. Wird Mehl 
in eine wahlfteuerpflichtige Stadt eingeführt, fo wird der Stenär- 
betrag der entfprechenden Betreide:Art 11,,fady entrichtet, bei Grüße, 
Gries ıc. doppelt. Da man (mit Binrechnung des Muhllohns) aus 
100 Pfd. Körnern ungefähr 116 Bid. Roggen⸗ oder 95 Pfd. Waizens 
brot erhält (Il, 294 (d)), fo teifft auf das Pfd. Waizenbrot unge: 
fahr To, auf Roggenbrot */, fr. Nehmen wir auf den Kopf im 
Durchſchnitt täglich 1 Pfd. Getreide (Roggen) s verbrauch, ſo aut 
eine Familie von 5 Köpfen jährlih 5 fl. Steuer zu entrichten. Die 
(übertricebenen) Borwürfe, welhe von Bülow: Gummerow 
(Bolit. und finanzielle Abhandlungen, 1834, I, 135) der Mahls und 
Schlachtfteuer macht, find beftritten worden v. Niebuhr, in Rau 
und Hanffen. Arhiv, VII, 206. Diefe Steuern beflehen nur in 
114 größeren Städten, während an allen übrigen Orten die Elaf: 
jenfteuer die Stelle beiter einnimmt, $. 400. 9. 1850 1,059,850r1. - 
(1848 0/, der Mahlfteuer nachgelaſſen, vorber gegen 1,600,000 
rl.). Bol. Verh. des verein. Landt. I, 40. — In Oeßerreich beheht 
in 12 Städten, zuſammen mit 950,000 Einwohnern, eine ſolche Abs 
gabe. Der Centner Getreide (119,7 preuß. Pfd.) giebt in Wien 18, 
in anderen Städten 9 fr. des 20 fi. Fußes, alfo der preuß. Centner 
resp. 20'/, und 101/, fr des Muͤnchner Fußes; dieß beträgt alfo 
vom Roggen in Wien mehr als in Preußen. — Bei der nieterländ. 
Mahlfteuer von 12/, fl. von dem Heftoliter Waizen, 1, fl. von Rog⸗ 
gen ermittelte man, daß cine Familie von 5 Koͤpfen, je nachdem fie 
Waizen und Roggen, oder nur letztern verzehrt, 4°. oder 21/, fl. 
jährlich zu tragen habe, van Hogendorp, Il, 29. Hiebei iſt die 
Brotconſumtion niedrig angenommen, indem 21 fl. nur 5 Heftol. 
= 9 pr. Scheff. = 3°/, bad. Malt. Roggen anzeigen. A. 1846 und 
47 3 Dill. fl. Chemalige bad. Mahl⸗-Acciſe vom Malter Waizen und 
Kan 20 fr, Roggen 12%/,, nad Acciſe-Ord. v. 4. San. 1812. 6. 52, 
aufgehoben 1518. — Ehemalige weftfäl. Eonfumtionsfteuer, Geſ. v. 
15. Febr. 1509, 14 Gent. von '/, Hektoliter Getreide, 4';, fr. vom 
pr. Scheff. — Aufhebung ter Mahliteuer in Neapel, 1847. — Mahl: 
fteuer in Mecklenburg Schwerin, 9. 1850/,, 49,490 rl. 


(e) Dampf⸗ und Thiermühlen erfordern befondere Grlaubniß und ber 


fondere Ueberwachungsmittel, a. preuß. Geſ., $. 7, Fin. Minifter. 
Reſer. v. 29. Aug. 1827. 
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$. 432. 


Der Fleifhauffchlag iſt mit geringer Schwierigkeit zu 
erheben, auch kann die Größe des Fleiſchverbrauches ohne Zwei 
fel als ein guted Zeichen der Wohlhabenheit angefehen werben 
(a). Daß für die Dürftigen das Fleiſch, eine vorzüglich flär 
ende Speife, vertheuert wird, ift Der Hauptnachtheil der Steuer, 
die deßhalb, wenn fie überhaupt nicht zu entbehren ift (b), we; 
nigftend in mäßigem Betrage gehalten werden und .die geringes 
sen Sorten noch fehwächer belegen muß (c). Wo öffentliche 
Schlahthäufer find, da fann die Entrihtung am leichteften, übers 
haupt aber in den Städten leichter als auf dem Lande überwacht 
werden (d). Das Schlachten zum Hausgebrauche ift am ſchwer⸗ 
ften zur Steuer beizuziehen, befonders bei Thieren, Die der Schlach⸗ 
tende felbft aufgezogen hat, uͤberdieß ift eö den Zehrern beſchwer⸗ 
lich, einen vielleicht für mehrere Monate beflimmten Fleiſchvor⸗ 
rathfogleich beim Schlachten verfteuern müffen. Das Hausſchlach⸗ 
ten fommt jeboch bei größerem Bieh felten vor, es ift daher 
Binreichend, wenn daffelbe nur bei Schweinen, Schaafen und Zie⸗ 
gen unbefteuert bleibt (e). Die Entrichtung kann gefchehen 1) 
nach dem Gewichte, mit Hinweglaffung aller derjenigen Theile, 
die nicht gegeflen oder Doch nicht pfundweife ausgewogen werden, 
wie Haut, Füße, Kopf, Eingeweide, Darmfett. Hiebei ift eine 
Abwägung nad) dem Schlachten, aber vor dem Zerhauen in die 
4 Biertel im Beifein eines verpflichteten Waagemeifters, am bes 
ften auf einer öffentlichen Waage nothwendig, worauf erft die 
Steuer bezahlt werden kann (f). Dieß ift umftändlich, aber Die 
Steuer vertheilt fich hiernach am gerechteften unter alle Verkaͤu⸗ 
fer; 2) bloß nach der Stüdyahl, wobei die Steuerzahlung noch 
vor dem Schlachten gefchieht und die Erhebung höchft erleichtert 
iſt (9). Dagegen tritt der Uebelfiand ein, daß von fchweren 
Viehſtuͤcken auf jedes Pfund eine geringere Steuer fommt, als 
von leichten, mithin der begüterte Unternehmer einen Gewinn 
zieht, während bie Zehrer gleichen Fleiſchpreis bezahlen muüffen. 
Durch den Begehr des fchwereren Viehes wird beffen Einkaufs: 
preis jelbfi wieder erhöht, und wenn man hierin auch eine billige 


= 


. 
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Belohnung für den Gewerbfleiß des Viehzuͤchters erblicken kann, 
fo leiden doch diejenigen Gegenden, in denen die herrfchende 
Rindviehraffe kleiner ift, und die Heinen Landwirthe, die ihr Vieh 
ungemäftet zu verfaufen gezwungen find, eine (allerdings ge: 
ringe) Benachtheiligung (h). 3) Die Unterfcheidung mehrerer 
nach dem Gewichte abgeſtufter Claſſen von Thieren jeder Art 
ſteht zwiſchen der erſten und zweiten Methode in der Mitte. So 
oft ſich zwiſchen dem Acciſeeinnehmer und dem Fleiſcher uͤber die 
Claſſe eines Stuͤckes ein Streit erhebt, muß dad Abwaͤgen zu . 
Hülfe genommen werden, und dba man in den meiften Fällen 
bierauf zurüdfommt, fo ift mit diefer Glaffeneinrichtung nichts 
gewonnen (1). | 
(6) Daher iR auch die Fleiſchverzehrung verfchiebener Gegenden und 
Drte in ungleih, wie 3. B. Städte auf den Kopf mehr Fleiſch 
verbrauchen als das platte Land. In den preußischen ſchlachtſteuer⸗ 
pflidtigen Städten treffen 80 Pfd. jührlih auf den Kopf der Ew., 
der Beitrag zur Mahl: und Schlachtiteuer ift j. 51 Sgr., während 
die claffenfleuerpflichtigen Orte nur 16%/, Sgr. auf den Kopf entrichten. 
In Baden zahlt der Kopf i. D. g. 13 kr. Fleiſchſteuer. In den 32 
Obereinnehmereien ſchwankte 1573’, ter Betrag zwifdhen 31 Er. 
(Mannheim) und 6 fr. (Borberg), welchem minimum Buchen (im 
Odenwald), Hornberg und St. Blaflen lim Schwarzwald) zunaͤchſt 


ſtehen. Volz, Gewerbskal. 1835, ©. 9. Der Kopf zahlt in Karleruhe 
60, Mannheim 53, Heidelberg 51, Wreiburg 41 fr. 


(8) Großbritanien, Branfreih, Baiern, Würtemberg (feit tem Finanz⸗ 
gef. v. 1. Juli 1839), und manche andere Staaten haben diefe Steuer 
nicht. Im Frankreich if aber in einem Theile ter Städte eine ſtaͤd— 
tifche Fleiſchabgabe, die in Paris von einen Ochſen 26 Fr. 40 €. 
beträgt — In Baten war die Fleiſchacciſe (durd Gel. v. 17. Juti 
1845) vom 1. Yan. 1849 an aufgehoben,» aber durch Sei. v. 30. 
März 1850 wurde ſie wieter eingeführt. In ter Zwilchenzeit war 
feine Breiserniedrigung des Fleiſches wahrzunehmen, die erſt nad 
einiger Zeit bei einer verinehrten Viehzucht Hütte eintreten fünnen. — 
Medtenburg: Schwerin, A. 15% ,, 14,000 ri. 

(c) In Baden wurde 1828 Der Aufſchlag von Ziegen und Milchſchwei⸗ 
nen, 1532 überhaupt von Schweinen und Schaafen aufgehoben. 
Letztere Erleichtering wurde auf ungeräht 50,000 fl. angeſchlagen. 
Der mittlere jührlidhe Fleiſchverbrauch eines Kopfes ift 30 Bit. 
Schweine-, 1 Pfd. Schaaf, 31 Pfr. Ochſen⸗, Rint: und Kalbileiſch. 

(d) In Preußen iſt die Schlacht- wie die Meahliteuer auf Die größern 
Städte beihränft, $. 431. 

(e) In Würtenberg war nur das zum Berfaufe beſtimmte Vieh fleuer- 
bar fo ift es auch-in Defterreih. — Die Steuer von tem zum Hauss 
verbrauche geichlachteten Vieh iſt eine direete. 

() Preuß. Schlachtſteuer, Geſ. v. 30. Mat 1820, I ri. vom Centner; 
jedes geichlachtete Stück kommt unzerfchnitten auf die Wange, nur 
Füße, Gingeweide und Darmfett werben nicht ımitgetsugen. — Nach 


(8) 


(%) 
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tem älteren bad. Gef. v. 1828 begabte das Pf. Ochſenfleiſch 3, Er., 
Rindfleiſch 8/, Fr., Karren: oder Kubfleiich 1/. Er. _ 

Baden, Ge. v. 25. Mai 1835: Bon 1 Ochfen 6 fl. 25 fr., 1 Rinde, 
Barren, Ruh 2 fl. 20 fr., einem Kalbe 30 fr.; Ochfen unter 400 Bf. 
werden als Rinder verfteuert u. u. Don 1832—35 hatten bie Flei⸗ 
ſcher die Wahl zwifchen diefer Acciſe nach der Stüdzahl, der älteren 
nach dem Gewichte und dem aversum, f. oben $. 430. Beide erftere 
Methoten ſtimmen überein, wenn ein Ochfe 513 Bf Zleifchergewicht 
bat. — In MWürtemberg gab zulegt (feit 1836) cin Ochfe über 3 
Sabre 1 fl., unter 3 Jahren 45 fr., Kuh. Rind, Farren 22'/, kr., 
Milchkalb 33/, fr., Schwein 6, Schaaf u. Ziege 3 fr., Lamm 11,5 fr., 
junge Ziege 1 fr. Bor 1833 waren die Säge Amal fo hoch. — 
— ein Stück Rindvieh über 1 J. alt in Wien 7'/. fl, in 
einer Provinzialhauptfiadt 4, an Heineren Orten und auf bein ante 
2 fl. Ertrag ter Fleiſchacciſe 1847 2 808,000 fl. In den 9 größeren 
öfterr. Städten werden auch Wilbpret, Geflügel, Fiſche sc. befteuert, 
was 1847 220.000 fl einbrachte. 

Hat ein Ochſe 800 Bf. Fleifchergemicht, fo fommt bei der bad. Stüd: 
areife auf jedes Bf. nur 0,48 Er. ftatt der beabfichtigten 2/, kr., und 
die Fleiſcheonſumenten werden doch vermuthlich ſoviel vergüten 
müffen. 182°), batte i. D. von 8 bad. Obereiinehmereien ein Ochſe 
556 Pf., eine Kuh 271 Pf., aber in der O. E. Heidelberg allein ein. 
Ochſe 595 Bf., eine Kuh 315 Pf. Verhdl. der 2.8. v. 1828. III, 330. 
— Diefe Nachtheile find auch bei dem franzöfifchen Octroi getadelt 
und 1845 yon ter Dep.Kammer anerfannt worden. — Ein Ber: 
beflerungsmittel liegt in dem a. preuß. Gel. v. 1820. $. 11: für jede 
Statt wird ein gewifler mittlerer Sag für das Stüd aufgeftellt 
und es hängt von dem Gigenthümer ab, ob er ihn bezahlen, oder 
das Abwägen verlangen und genau nach dem Gewichte bezahlen will. 
— In Baden trug die Fleifchiteuer 1829—31 nach Abzug des Ber 
trages für Schaafe und Schweine i. D. 270,000 fl. oder 13'/, 
fr. auf den Kopf, 1832—38, als die Erhebung nah der Stüdzahl 
auffam, 253,709 fl. oder 11,* fr. auf den Kopf, ſodann bei ſtrengeren 
Auffichtsmaßregeln 1839 u. 40 i. D. 325,470 fl. oder 5 kr. a. d. K., 
1843 u. 44 wegen der Abnahme des Viehſtandes, zufolge des Fut⸗ 
termangeld von 1842 nur 264,640 fl. 1844—46 293,000 fl. oder 
13 fr. a. d. Kopf. 


(i) Fruͤhere badiſche Ginrichtung, Acciſe-O. v. 1812. $. 61 und nach⸗ 


herige Abänderung: Ochſen über 600 Pf. bezahlten 7 fl. 30 fr., von 
5 bis an 600 Bf. 5 fl. 15 fr., von 4 bis 500 Pf. 5 fl., Rinder von 3 
bis 300 Pf. 3 fl. 45 kr., von 2 bis 300 Pf. 2 fl. 30 fr. ıc. 


$. 433. | 
Geiftige Getränke find zur Beſteuerung vorzüglich gut 


geeignet, da fie, ohne unentbehrlich zu fein, doch einen für die 
meiften Menfchen fehr lodenden Genuß darbieten, in allgemeis 
nem Gebrauche find, und da die Wohlhabenden, wo nicht auf 
bie Menge, doc) auf die Güte der von ihnen verzehrten Getränke 
mehr zu verwenden pflegen. Diefe Trankſteuern find in den 
heutigen europäifchen Staaten fchon feit Jahrhunderten in Ges 
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brauch und werfen beträchtliche Einnahmen ab. In Anfehung 
der Gegenftände diefer Steuern finden von Land zu Land Wer: 
fchiedenheiten fatt, indem Bier und Branntwein in älteren Län: 
dern mehr einbringen, ald in warmen. Wo fein Rebbau flatt: 
findet, da wird der Wein bequem durch einen Gränzzoll getrof⸗ 
fen (a). 

Die Beſteuerung geifliger Getränke dient zugleich den über: 
mäßigen Genuß derfelben einigermaßen zn vermindern; Dagegen 
ift es wuͤnſchenswerth, daß die zur Stärkung dienende Verzehrung 
der arbeitenden Claſſe fchonend belaftet werde. Man koͤnnte da⸗ 
her eine folche Höhe der Tranffteuern nicht billigen, welche unge: 
achtet des Anwachſes der Volksmenge den Verbrauch diefer Ge: 
traͤnke im Ganzen verminderte oder auch nur auf gleicher Höhe 


erbielte. 


(a) Frankreich, 1825—1829 1. D. 105,980.000 Fr., nad) der Reduction 
son 1831 u. 1832: 64,226,000 Fr., 1835 70,809,000 Fr., oder egen 
1 fl. auf den Kopf. A. für 1844: 97,719,000 Fr., 1845 N. 101 Mill. 
Fr. 9. für 1852 ebenfo. — Großbritanien, 1849 10,469,000 2. St. 
von Malz, Hopfen und Branntwein, ohne den Binfuhrzoll (1,835,000 
2. von Wein, 2,803,000 2. von Branntwein). — Belgien 1846 
12,700,000 Fr. — Oeſterreich 1847 R. 1.851,862 fl. Branntivein, 
2,472,191 fl. Bein, 5,659,428 fl. Bier, zuf. 9,983,481 fl. — Grofh. 

Heſſen, 9. 1850: 600,000 fl. — In Baben trugen die Trankfleuern 
im Durdhfchnitt von 1830— 1832 däbetic 693,648 fl. oder 33%), fr. 
anf den Kopf der Einwohner, im D. von 1844— 1845 1,074,672 fl. 
oder 47,% Er, auf den Kopf. - 


$. 438. a. 

Der Weinauffchlag ift ald Belaſtung der Zehrer ganz 
zwedimäßig, wenn er aber den Weinverbrauch vermindert und 
den Preid der Weine erniedriget, fo drüdt er die Rente und den 
Preis des Reblandes herab und beeinträchtigt zugleich die zahl: 
reiche Slaffe der vom Rebbau Tebenden Arbeiter in ihrem Unter: 
halte. Aus biefem Grunde kann ein beträchtlidher neuer Bein: 
auffehlag eine Herabfehung ber Grundſteuer von Rebland nöthig 
machen, befonder& da dieſes häufig wegen feiner abhängigen 
Lage nicht auf andere Weiſe gleich vortheilhaft zu benußen ifl. 
Bei einer älteren Weinfteuer hat fich der Preis ded Weines und 
der Anbau der Neben nad) derfelben eingerichtet, und man kann 
fie dann für unfchädlich halten, wenn die Lohnarbeiter in Bein: 
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gegenden fich den Genuß bes Weines nicht verfagen müffen und 
die verzehrte Menge der Volkszahl und der herrſchenden Wohl: 
habenheit entfpricht. Hohe Weinaceife hat noch den Nachtheil, 
zur Berfälfchung des Weins anzureizen. Was die Erhebungsart 
betrifft, fo läßt fich Feine Einrichtung finden, welche nicht durch 
Förmlichkeiten und Ueberwachungsmittel einer ober der anderen 
Glaffe von Einwohnern befchwerlich fiele. Außer der Einziehung 
an den Thoren der Städte (a) Tann die Erhebung gefchehen 

J) bei dem Einlegen nach der Weinleſe, 
2) beiden Schenkwirthen und den Zehrern, bie fich einen Vor⸗ 
tath einlegen (b). 
(a) ©. $. 428. Ein foldes droit d’entree in Franfreih, in Städten . 
über 1500 Einwohner. Nah den Weinpreifen find die Dep. in 4 
Claſſen, nach der Bolfszahl die Städte in 8 Abtheilungen gebradt. 
A. für 1844: 17,918,000 $r., für 1849 15,400,000 $r. 
(b) Leber die Weinſteuern in Deutſchland ſ. Bierfad, Ueber Beſt., 


- | G. 434. 

Zu I. Wird derBeinauffchlag von denen gefordert, welche 
neuen Wein fogleich nach dem Keltern einlegen (a), fo trifft er 
dad ganze Erzeugniß, alfo auch den Hausverbrauch der Reb⸗ 
bauer und die Ausfuhr, bei welcher deßhalb zur Beförderung 
des Abfaged eine Rüdvergütung angemeffen iſt. Diefe Erhe⸗ 
bungsweiſe wird Dadurch merklich fehonender, daß man fie nicht 
fogleich nach dem Keltern, fondern einige Zeit fpäter vornimmt, 
doch if fie auch dann noch fehr befchwerlich, weil man Hausſu⸗ 
chungen bei allen Weinbergöbefigern vornehmen muß, wobei 
dennoch Berheimlichungen leicht vorgehen koͤnnen (b), weil der 
Steuervorſchuß für den unverfauften Wein manchen Weinbau: 
enden, beſonders bei wohlfeilen Preifen, laͤſtig wird, für den 
verkauften aber dem Käufer eine Auslage zumuthet, die den 
Preis herabdruͤcken kann ($. 420) (c), weil es ferner Mühe 
koſtet, die Steuer volftändig einzutreiben, weil Mifhung x. 
erfchwert find (d), endlich auch die verfchiedene Güte des Weis 
nes nach den Jahrgaͤngen nicht leicht beachtet werben kann (e). 

Zu2. Die Erhebung vor dem Beginne ded Verbrauched (f) 
oder erft nach demfelben (g) überhebt die Weinbauenden jenen 
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Beichwerden gänzlich, und läßt auch den Weinhandel im Großen 
von den meiften Befchränkungen frei. Hiezu gehören folgende 
Anordnungen: a) Die Schenfwirthe müffen ihren zum Klein: 
verkaufe beflimmten Vorrath vor der Einkellerung verfleuern, 
ebenfo Diejenigen Zehrer, welche fich einen Vorrath im Großen 
erfaufen. b) Die Keller der Schenkwirthe werben öfteren 
Befihtigungen durch Steuerbediente unterworfen (h) und der 
Weintrandport innerhalb. des Landes wird unter einige Aufficht 
geftelt, durdy Forderung eined begleitenden Frachtbriefes und 
Preidicheines u. dgl. 


(a) Frühere preuß. Moftfteuer, Gef. v. -8. Febr. 1819. Jetzige Weins 
fteuer, Gef. v. 25. Sept. 1820. Inſtruction v. 8. Febr. 1826 Bei 
Philippi, ©. 389. Aehnlich Sachen, Kurhefien und die thürins 
gilhen Staaten. — Ueber die Nachtheile dieſes systeme de P'in- 
ventaise, welches, jedoch in läftigerer Borm, in Frankreich nad 5s 
iehriger Dauer wieder aufgehoben worden iſt, ſ. Rapport au Roi, 

.103 ff. 


(6) Jeder, der Trauben gekeltert hat, muß das gekelterte Quantum 
ſchriftlich anzeigen. Die Nachſuchung (Reviſion) geſchieht nicht bloß 
in den angemeldeten Räumen. Preuß. Inſtr. $. 1. ff. 11. 

(ec) Bon dem gefelterten Moſte werden in Preußen 15 Broc. als Ab: 
gang abgezogen. Die wirflihe Verſteuerung des in einem Jahre 
erzeugten Weins wurde ‚bisher bis zum 1. Auguft des nächſten Jah⸗ 
res verfchoben. Wird unterdefien der Wein verfauft, fo hat ber 
Käufer die Acciſe zu bezahlen und dem Weinbauenden die Quittung 
zu übergeben, ber fie bei Gntrichtung feiner Steuer flatt baar mit 
abliefert.” Nach Cabinetsordre v. 28. Sept. 1834 werden die nod 
unverzehrten. und unverfauften Borräthe des Weinkauenten gar 
nicht verfteuert, fondern nur in das Megifter des folgenden Jahres 
den. Die frühere Einrichtung befteht noch in Sachſen und 

urheſſen. 

(d) Es iſt Gegenwart des Steuerbeamten nöthig, wenn älterer Wein 
mit dem neuen vor ber Reviſion gemifcht werden fol, Pr. Inſtr. 


(e) Die Steuer beträgt in Preußen in 6 laflen vom Eimer (1/, Ohm) 
1 aa —Ns u. !/ı rl., wobei jeder Weinberg feine 
fefte Claſſe erhält. Da übrigens im preuß. Staat der Rebbau nicht 
erheblich ift (1835 49 der Oberfläche), fo ift jene Erhebungsform 
eher zu billigen, während die unter a enannte dort bei der viel 
größeren Zahl von Weinwirtben mehr Beichwerde verurfachen würde. 

fhlechten Weinjahren hilft man durch Nachlaß. Die Moftleuer 
brachte 1829—1838 i. D. nur 116,394 rl. ein, wovon 104,375 
aus ber Mheinprovinz. A. 1847 90,855 rl. Hoffmann, Steuern, 


.2 . 

{/) Droit de detail in Sranfreih, früher 15 Broc., nun 9 Bror. vom 
Preiſe des ausgeichenften Weins; Betrag gegen 49 Mill. Fr., mit 
Einfhluß der Branntweinfteuer; — dazu das in $. 433 (a) ers 
wähnte droit d’entree und das droit de circuladon von ben zu 








eigener Bonfumtion beſtimmten Borräthen, vor 1830 1'/, Fre. vom 
Heftoliter, jetzt auf die Hälfte geſetzt. A. 1849 7 Mill. Fr. Das Fis 
nanzgefeß v. 21. April 1832 geflattet den Städten über 4000 @., 
das droit de eirculation, d’entree und de detail in eine einzige 
Thoraccife zu verwandeln. ' Dieß droit de remplacement ifl für 
Baris auf 10%, Mill. Fr. angefchlagen. Die flarfen Wein⸗Oetrois 
ber franz. Städte find lauten und begründeten Klagen ausgeſetzt, 
_weil fie den Wein zu fehr vertheuern. — Baden, a. Acciéorbn. 
Statt der früheren Blaflenfäge wurde die Acciie 1828 auf 4 kr. vom 
Gulden, alfo ?;n bes Preiſes gefept. — Würtemberg, anfängt. 15, 
von 1833 an 131/, Proc., feit 1839 nur 10 Proc. vom Preiſe des 
ausgefchenkten Weine. Meber bie Nachtheile der würtemb. Einrich⸗ 
ung, über welche hauptſaͤchlich von den Schenfwirthen geklagt wird, 
f. Deffner’s Gommiffionsberiht über die indirecten Steuern, 
Landtag 1845, vgl. unten (h). — Im Großh. Heflen (Gef. v. 12. 
Sun. 1827) muß die Tranffleuer von Wein jedesmal entrichtet wers 
ben, wenn biefer im Großen an einen neuen Gigenthümer übers 
geht. Sie beträgt 30 Fr. von der Dhm. — Defterreichifche — 
rungsſteuer in den Städten beim Ginbringen des Weins durch bie 
Thore, ſonſt bei den Schenkwirthen erhoben. Der Bimer giebt in 
Win 2 fl., in den Provinzialhauptflädten 1 fl. 40 fr., auf dem 
Lande und in Fleinen Städten 1 fl. 20 fr. des 20 f.:%. — In mebs 
reren Ländern beſteht noch die ältere Binrichtung einer doppelten 
Setränfemang, indem die zum Auſchenken gebrauchte Heiner ift, 
als die bei der Verſteuerung zu Grunde gelegte, damit die Webers 
wälzung, flatt einer Preiserhöhung, durch Abzug an der Quantität 
leicht bemerkftelligt werden fünne. In Würtemberg gehen auf die 
Ohm 176 Schents und 160 Gichmaaße, die erfiere if alfo um 10 
Proc. Fleiner, um die frühere Steuer von gleichem Betrage zu vers 

üten. In Zürich hat der Saum 90 Steuer: und 100 Schenfmaaße, 
ß Rau, Archiv, I, 412. 

(g) In Würtemberg, foweit feine Baufchfummen mit den Schenkwirthen 
verabredet werden, wird alle Bierteljahte durch Unterfuchung des 
Borrathes die verbraudjte Menge ermittelt und verfteuert; Gef. v. 
9. Zuli 1827. Inſtruct. v. 11. Dec. 1827. Handb. ©. 275. . 


(A) Unterfhied der Wirtbfchaftss (Schenk:) und der Weinhandlungss 
(Batent:) Keller in Baden. In leptere darf der Wein unverfleuert 
gelegt werden, aber beim Herübernehmen in den Schenffeller mu 
Anzeige erftattet und die Accife gezahlt werden. — Auch in Frants 
reich iſt ſtatt aller anderen Abgaben eine ſolche Steuer vorgefchlagen 
worden, Gef. Entw. v. Paſſy, 3. Aug. 1849. 


g. 485. 


Zur Beinaccife gehören noch folgende Bemerkungen: 1) Die 
von den Sonfumenten für eigenen Gebrauch eingelegten Wein: 
vorräthe wurden anfänglich gar nicht von der Accife getroffen, 
und ald man fie fpäter ebenfalld belegte, hielt man ed doch für 
billig, fie geringer zu belaften, al8 die Berzehrungim Wirthshauſe. 


Die Beweggründe hiezu fand man darin, daß ber Verbrauch 
Rau, polit. Deton. Ste Ausg. III. 2. Abth. - 13 
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der Hausvorräthe langfamer erfolgt und daher bie Steuer von 
dem Zehrer lange voraudbezahlt werben muß, während berfelbe 
fie im Wirthshauſe bei der Verzehrung in ganz kleinen Abthei: 
lungen vergütet, ferner dab man annahm, die Verzehrung in 
diefem gehe häufiger ind Uebermaaß, oder laffe wenigſtens leichter 
eine Beſchraͤnkung zu, was allerdings bei einem großen heile 
ber Zehrer richtig iſt. Hierauf beruht Die Einführung einer zwei: 
ten, neben ber Acciſe bloß von den Schentwirthen erhobenen, 
Steuer, Zapfgebühr, Ohmgeld (a), deren Betrag jedoch 
gemeiniglich zum Nachtheil derjenigen Zehrer, welche wegen 
ihrer Dürftigkeit den Wein nicht im Großen kaufen fünnen, zu 
boch if. 2) Die Weinfteuer follte nad dem Mütelpreife des 
Meines jeder Lage und jedes Jahrganges abgefluft fein, und es 
wäre fogar nüßlich, von den geringeren Sorten eine Meinere 
Quote zu erheben (b). Da die Angabe des Preifed durch die 
Steuerpflichtigen nicht zuverläfftg ift, fo muß die Aufficht der 
ccifebedienten auch hierauf gerichtet fein (ce). 3) Wenn der 
Auffchlag erft von den Weinwirthen entrichtet wird, fo kann der 
eigene Verbrauch der Weinhändler- am leichteften vermittelft ei: 
ner Paufchfumme beftenert werden. Beiden Weinbauenden aber 
find fowohl die Vermögensumftände ald die Größe ihres Reb⸗ 
landes fo fehr verfchieden, Daß man fchwer einen billigen Raaß- 
Hab zur Anlegung einer Abgabe finden wird (d). 


(a) Das bad. Ohmgeld ter Gaftwirthe beträgt bei Weinen von 
250 fl. per Fuder oder weniger 1 fr. von der Maaß, bei koſtbare⸗ 
ven fo viel als die Acciſe. Durchſchninsertrag 


1834-1839 | 18391844 | 18151845 
Wein s Necife 290,794 #1. | 306,575 fi. | 337,356 fl. 
380,157 fl. | 411,545 f. | 354,873 fl. 








Ohmgeld 

Der im Wirthshauſe verzehrte Wein macht 2, —/. des ganzen 
Verbrauchs od. Anfaufs. 1844 u. 45 kamen auf den Kopf der Einw. 
i. D. 19 Maaß Weinverzehrung, wovon 14,2 Maaß im Wirthshaufe. 
— Großh. Hell. Zapfgebuͤhr, 2, 3, 4, 5, 8 fr. von der Maaß (zu 
100 Partfer Cubilzollen). — In Würtemberg trifft bie ganze Wirths 
Ihaftsabgabe bloß die Schenkwirthe. Ste brachte i. D. 1841 — 43 
522,912 JB. ein. — Muh im Oeſterreich if wur der ausgefchenkte 
Mein feuerbar. 

(8) Die niedrige Belegung geringerer Weine iſt auch zur Schonung uns 
uftigerer ‚Rebiagen nöthig, Weil bei gleicher Steuer die Ichlechteren 
eine weniger Abſatz finden würden, 

(c) Baben:’ Vorkaufsrecht der Accifebedienten, mit 10 Proc. Zuſchlag. 

— Breiterzeugnifie, vom Acciſe⸗Crheber Mecifon) und Ortvar- 
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gelegten bes Ortes, in welchem ber Wein verkauft wird. — Das 
erzeihnig aller folcher Preisangaben wird dem SObereinnehmer 
monatlich vom Accifeerheber übergeben. Bad. A. D. 6. 19.3. v. 27. 
Ma 1826. V. v. 22. Jan. 1822. 
Baden: Beinpänbler bezahlen ein jährliches Averfum von 3fl. 20 Er. 
mit einem Zufchlage von 50 und 25 fr. für jeden männlicdyen und 
weiblichen Tifchgenoflen über 18 Jahre. A. Gef. v. 1825. Meb- 
bauer find frei, wenn fie nicht ausfchenfen. 
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Der Bieraufichlag if in vielen Staaten wegen ber ſtar⸗ 
ten, in neuerer Zeit noch anfehnlich zunehmenden Bierverzehrung 
eine ergiebige Einnahmöquelle, vorzüglich in den zum Rebbau 
wenig geeigneten Ländern, wo der Wein für die meiften Ein» 
wohner zu koſtbar ifl. Man dürfte jedoch den Verbrauch dieſes 
für die arbeitende Slaffe vorzüglich zuträglichen Getraͤnkes nicht 
durch eine Abgabe flarf vermindern, wobei dann leicht der Ge: 
nuß des Branntweind zunehmen möchte (a). Auch hier find 
mehrere Erhebungsarten verfucht wurden, bei deren Verglei⸗ 
hung nur von einem Mehr oder Weniger ber Mängel und 
Schwierigkeiten die Rede fein Fann. 

I) Entrihtung von dem Rohſtoffe (b). 

a) Malzauffhlag, heim Schroten des Malzed nach der 
Art der Mahlſteuer zu entrichten (c). Dieß ift einfach und ver: 
urfacht ber Regierung geringe Koften, wenn dad Malz auf frem: 
den Mühlen gefchroten wird, ift aber nicht fo leicht auf große 
Brauereien mit eigenen Schrotmühlen anwendbar (d). Bei der 
Feſtſetzung ded Steuerfußes legt man Erfahrungsfäge über die 
Menge des Biered, welched aus einer gegebenen Menge von 
Mal; gebrant werden kann, zu Grunde (e). Ein erheblicher 
Nachtheil liegt in dem großen Reiz zum Steuerbetruge und in 
der Sefahr eined Einverftändniffes zwifchen den Bierbrauern 
und Muͤllern, weshalb man, nach den biöherigen Erfahrungen, 
entweder vielfache Ueberwachungsmittel und firenge Strafbes 
fimmungen zu Hülfe nehmen, ober häufige Unterfchleife gewaͤr⸗ 
tigen muß (fJ. Wo eine obrigkeitliche Biertare befteht, da kann 
duch Verfertigung eined malzärmeren Bieres ein unbilliger 
Sewirm gemacht werden, indem dann aus gleichem Malzquan⸗ 
tum mehr, ald dad Geſetz annimmt, erhalten. wird. 


(d 


Nas 


13* 
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b) Das Malz kann nach der preußiſch⸗ſaͤch ſiſchen Ein: 
rihtung kurz vor feiner Berwendung zum Brauen, namentlich) 
vor dem Üebergießen mit heißem Waſſer (Einmaifchen) verften: 
ert werden, wobei diefe Verrichtung in Anwefenheit des Beam: 
ten vorgenommen wird, nachdem der Brauer bie Erflärung ge: 
geben hat, wie viel Schrot er zu jedem Sude zu nehmen, und 
wie vielBier er zu bereiten gedenkt (9). Auf biefem Wege läßt 
fich, jedoch nur vermittelft einer fünftlichen Anordnung und einer 
genauen Beauffichtigung ded ganzen Brauverfahrens, der Ein: 
zug des Bierauffchlages ziemlich ficher ſtellen. 

(a) Die hohe VBefteuerung des Biers in Großbritanien war der Gegen: 
fiand vieler Befchwerben. Die 3 Abgaben bis 1830 machten gegen 
150 Proc. vom Preiſe der Gerfte aus und betrugen etwa 17 Sch. 
vom Barrek Borter (9 fl. 20 Er. von Ver bad. Ohm, Afl. 14 fr. vom 
pr. Gimer), während das gem Hausgebrauche gebraute Bier (meiſt 
von ben Begüterten) Feine Bieraccife gab. Die Malzeonfumtion foll 
(nah Montgommeryg Martin) von 1714—1723 i. D. 31, 
Mil. Quarter geweſen fein; 1814—1823 aber war flenur 3,230,000 
Du., 1820—1829 3,900,000 Du., fie bat alfo mit der Volksvermeh⸗ 
rung nicht gleichen Echritt gehalten, und bie Abgaben haben Beige: 
tragen, ben flärferen „Verbrauch der warmen Getraͤnke hervorzu: 
rufen. Bon 1684—1693 wurden i. D. jährlih an 7 Mil. Barrels, 
von 1694 — 1703 wegen der Abgaben nur 51/, Mill. 8. verfleuert, 
1746— 1750 i. D. an 6, 1824—1828 i. D. 8%, Mill. B., aber wegen 
des wenig vergrößerten Malzverbrauches iſt auf geringere Güte 
des Bieres zu Tchliegen. Mac Eulloh, Handb. I, 211. IL, 253. 
Der Eteuerfuß it neuerlich (fett 25. Febr. 1822) in den 3 Neichen 
gleihförmig 2 Sch. 7 B. vom Bufhel (= 7 fl. v. bat. Malt. = 2 

, fl. 33. v. pr. Sch.) und 5 Broc. Zuſchlag. Die Malzfteuer kug i. D. 
1831—1833 4,992, 159 2%, ©t., 1837—1842 5,154,801 8. St., A. 
1849 4,260,000 2. Hier find die Folgen von ber Aufhebung ter 
Bieraceife im I. 1830 fichtbar. Der Malzverbraudh auf den Kopf 
flieg 1836 auf 1,7% Bufh., 1837—184lwar er nur 1,81 Due Por- 
ter, Progress, II, 52. 184%/, wurten 4,749,879 Quarter Malz vers 
fteuert. — Berhandlungen über ten, von Peel befämpften und auch 
verworfenen Borfchlag, die Malzſteuer gleichfalls abzufchaffen; Uns 
terhaus, 10. März 1835. — Bailly, II, 418. 

(6) Die Malzfteuer in Sroßkritanien wird nad) monatlicher Angabe des 
verfertigten Malzes entrichtet, mit genauer Beflchtigung der Malz- 
gruben und an ber auf der Darre liegenden Menge. Die 
vielen läftigen Bor Sitten und Strafbefimmungen find neuerdings 
(t1. George IV. c. 17) fehr vereinfacht worden; f. v. Raumer, 
Brit. St. S. 88. Mac Culloch, Handb. I, 254. — Hiezu fommt 
die Hopfenaccife, die der Landwirth beim Einpaden des H. zu ents 
richten hat. 18 Sch. 8 P. vom Eentner (2P. vom Pfb.) u. 5 Proc. 
Zufhlag. Er muß von der Ausdehnung und Lage feines Hopfens 
landes, von feinen Trodenanftalten, Magazinen, ferner von dem 
Tage des Berpadens und Wügens Anzeigen erftatten. 1849: 42,798 
Acres Hopfenland, Steuererirag 1841 266,907 æ., D. 1844 — 45 


% 
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2 ae £., 1848 145,6938%., 1850 126,184 8. je nach dem Hopfen 

age. 

(c) Baiern, ältefter Bieraufichlag 1542, fodann 1612 auf 1 Pfennig 
von der Maaß erhöht. 1634 kam der zweite, 1672 der dritte, 1706 
der vierte Bierpfennig hinzu. Der Erhebungsfuß if 5 fl. vom Schef⸗ 
fel (650 fr. von der bair. ra eingelprengtes Malz (resp. 1 fl. 
14 fr. vom pr. Scheff. — 3fl. 21 fr. vom bad. Malter), mit der 
Annahme, daB 6 Raumtheile trockenes Malz durch das Benetzen 
(Ginfprengen) ch auf 7 vermehren. Der bair. Malzauffchlag (nur 
in den 7 Kreifen dieffeits des Mheins) trug i. D. 181%/.—1830/,, 
roh 5,045,083 fl., rein 4,729,035fl., 187/,—40/,, roh 5,556, 200 fl., 
rein 5,379,149 fl., A. 184955 rein 51/, Mill. fl. Die Koften find 
an 5 Proc. Die Entrihtung geichieht in beflimmten Kriften nach 
dem Schroten, diefes aber darf erft beginnen, wenn der Gigenthümer 
dem Gteuereinnehmer Anzeige erflattet, das Malz gemeſſen und 
den Erlaubnißſchein (Bollete) erhalten, der Müller das Dal; fammt 

> der Pollete in Empfang genommen und jenes nochmals gemeflen 
hat. Findet fi eine größere Menge, ſo muß dem Sinnehmer Nach⸗ 
richt gegeben werden. Der Müller beicheinigt den Befund des Meis 
fens auf der Bollete, führt ein Brechregifter und theilt vierteljährig 
dem Binnehmer einen Auszug aus demſelben mit. Die Brauereien 
und Mühlen werben häufig befühtigt. Das für diefe Steuer beitellte 
Berfonal befteht aus 35 Auffehern, 609 Sinnehmern, 14 Beamten 
an 7 Oberaufichlagsämtern in den 7 Kreiſen und einigen Oberins- 
ſpeetoren. Mivet, in Rau, Archiv, V, 42—51. Deflen Handbuch 
der Dalaufichlageverwältung im Königr. Baiern. Heidelberg, 1842. 
— Rudhart, IV, 154. — In Würtemberg it 1827 der Malzaufs 
ſchlag nach dem Borbilde Baierns eingeführt worden, f. Handb., ©. 
282 ff. Gr beträgt 20 fr. vom Simra Malz (49, fr. vom preuß. 
Scheff. = 2fl. I5 fr. vom bad. Malt.). Ertrag 1835— 1837 i. D. 
526,336 fl., 1841—1843 i. D. 777,322 fl., alfo Zunahme von 
38 Pr. in 6 Jahren! 

(d) In Baiern if nur folden Brauern das Brechen (Schroten) auf 
eigenen Mühlen geftattet, welche diefe letzteren ſchon bei der Eins 
führung des Aufichlages befaßen. — In Würtemberg werden fulde 
PBrivatichrotmühlen, wo man überhaupt ihre Beibehaltung geſtattet, 
unter Berfchluß des Necifebeamten gehalten, 


(e) Die Annahme ift in Baiern 6—7 Bimer (resp. Winters und Som: 
merbier) auf 1 Scheff. trodnes Malz, alfo 1,9°—2,15 Maumtheile 
Bier auf 1 Theil trocknes Malz. 

(f) Man glaubt, daß in Baiern jaͤhrlich !', Mill., wo nit gar 11 
Mil. fl. defraudirt werden, Verb. d. 2.8. v 1828. 111, 139. Rivet, 
a. a. O., S. 77 nimmt an, daß i. D. auf den Echeffel trockenes Malz 
2 Bimer Bier mehr gebraut werben, was (auf 964,630 Sch.) unter 
der Borausfegung von 54 fr. Aufichlag für ten Gimer ſchon 
1,736,324 fl. jährlih ausmaht. Die Zebrer müflen aber diefe 
1,929,000 Eimer um den obrigfeitlich beflimmten Preis bezahlen, 
i. D. zu 4 fl. 48 fr. den Gimer, obgleich die Brauer dieſes Mehrer⸗ 
—* umſonſt haben. Ein in jenem Jahre den Kammern vorge⸗ 
egter Geſetzentwurf, in dem namentlich Kellerviſitationen vorge⸗ 
ſchrieben waren, kam, als zu belaͤſtigend, nicht zu Stande. 


Preuß. Gel. v. 8. Febr. 1819. $. 18—21. Ordnung vom demf. Tage, 
6. 27—35. Gab.⸗O. v. 10. Ian. 1824. Fin. Reſc. v. 27 Apr. 1824. 


u 
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— Sidi. Gel. v. 4. Der. 1833. Bierſteuer⸗B. von gleichen Tage, 
in Berger, ©. 107. Die Steuer iſt 16 Ggr. over 20 Sgr. vom 
Sentner gefprengtes Malzſchrot (woraus etwa 100— 200 Duart 
Dier gebraut werden). Der Brauer muß dem Amie die Zahl feiner 
Pfannen und Bottihe (melde ſodann amtlich gemeflen werten) an= 
tigen, ferner jedesmal die Zeit, wann er maifchen will, zugleich 
feinen Maluorralf und das daraus zu brauende Biergquantum 
‚melden, welches dann zur Gontrole erforfcht wird. Der Malzvors 
sath darf nur an einem beflimmten Drte aufbewahrt werden. Will 
ber Brauer Anmaiſchen, fo muß er feinen ganzen Malzvorrath vers 
ſteuern. Das Maiſchen muß auf einmal, nur im Braulocal gefchehen, 
und es muß von ber vorher angezeigten Zeit an noch eine Stunde 
auf die Ankunft des Beamten gewartet werden. — Abfindungen 
durch Firation find fpäterhin nicht bloß bei Brauereien auf dem 
Lande, fondern auch bei fläbtiihen geflattet worden, Cabinets⸗O. 
v. 2. Zun. 1827 und 17. Aug. 1831. Billaume, ©. 103. 117. 
Steuerertrag 1833— 1838 i. D. 1,283,926 rl., Hoffmann, ©. 283. 
A. 1847 1,257,263 rl., A. 1850 1,044,700 rl. — In den Niederlans 
den und Belgien wird nach tem Gef. v. Aug. 1822 die Bieraccife 
nah dem Inhalte des Maifchgefäßes, 70 hollaͤnd. Cents — 1 Fr. 
48 Gent. vom Hectoliter, vor dem Binmaifchen erhoben. Hiezu foms 
men in Belgien neuerlich 26 Broc. Zuſchlag und 10 Broc. Stempel, 
zufammen 2,5 Fr. vom Hell. Nach neueren linterfuchungen giebt 
3 Hecht. des Maifchgefäßes gleiche Menge Harfes Braunbier, 1’, 
Het. leichteres, 2 Heft. Weibbier, es treffen alfo auf das Litre (2, 
bad. Maaß = g. 7/, pr. Duart) von bielen 3 Sorten 2,90 — 1,971 
1,083 Gentimes Steuer. Ertrag 1846 6,318,000 Sr. Die vorgefchries 
benen Börmlichkeiten find ſehr umftänplich und beſchwerlich. 
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2) Die Bieraccife kann bei dem Brauen felbft entrichtet 
werben (a), und diefe Anordnung hat fih ald empfehlenöwerth 
erwiefen. Die Größe der Keſſel (Pfannen) wird durch ver: 
pflichtete Perfonen gemeſſen (geeicht) (db). Der Brauer bat 
Anzeige zu erftatten, fo oft erfieden will, und die nach dem Kef- 
felgehalte bemefjene Steuer von dem einzelnen Sude zu ent: 
richten, worauf dann durch den Steuerbeamten der für Die Zwi⸗ 
fchenzeit veranftaltete Verſchluß des Schuͤrlochs hinweggenom: 
menwird(c). Es iſt zwar nicht leicht die Berheimlichung des Sie- 
dens, eher aber während ber geflatteten Brauzeit ein mehrma⸗ 
ligeö Füllen zu beforgen, deßhalb iſt es nöthig, alles Nachgießen 
von dem Augenblide an, wo dad Ablaffen des fertig gefottenen 
Bieres beginnt, fireng zu unterfagen (d), auch die bewilligte 
Brauzeit nach dem Stande der Kunft und nach Irtlichen Ver⸗ 
bältniffen jo zu beflimmen, daß fie zwar zureicht, guted Bier zu 
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erzeugen, aber das mehrmalige Brauen nicht zulaͤßt (e). Weber: 
dieß muß fleißig nachgefehen werden, vorzüglich während bes 
Brauend. Mean könnte auch verfuchen noch ein anderes Bon- 
trolmittel, 3.3. die Erforfchung der verbrauchten Menge Schro⸗ 
ted (f) oder die gewonnene Quantität Bier, zu Hülfe zu 
nehmen. 

3) Die Erhebung von dem gebrauten Borrathe, wie 
er fih nach der Bollendung des Siedens zeigt, hat gegen fich, 
daß hiebei die verfibiedene Stärke, z. B. des Sommer: und 
Winterbieres, unbeachtet bleibt, und daß ohne vorausgegangene 
Beobachtung des Brauverfahrens leicht ein Theil des Erzeug⸗ 
niſſes auf die Seite gefchafft werden kann. Doch ift die Verglei: 
hung des auf dem Kühlfchiffe, in Bottichen und Faͤſſern enthal: 
tenen Biervorrathes ein gutes Ueberwachungsmittel für andere 
Erhebungsarten. | 


(a) Baden, Gef. v. 4. Mai 1825. Bei ber Beratpun "mit 10 eingerufes 
nen Brauern im 3. 1843 hat man die Zwedmäßigfeit ber beſtehen⸗ 
den Ginrichtung im Allgemeinen anerfannt und nur einzelne Mängel 
bemerft, welche in bem Gef. v. 28. Febr. 1845 abgeändert worden 
And; f. Verhandlungen der 2.8. von 1843— 1544. AI. Beil. Heft 
©. 1. — Bau, in deflen Ardiv, IX, 51. (Meue Folge IV.) — 
Bollzugsv. v. 30. April 1845. Zugehörige Dienftanmeifungen v. 10. 

. Mai 1845. — Der Fuß ber Abgabe ift 50 fr von der Ohm oder 
5 fl. 20 fr. von dem Fuder des Keflelgehaltes (vorher 10 fl. mit Ap⸗ 
zug von 2 Zullen fir den Hand tes Keſſels). Es wird angenommen, 
taß auf das Yuder von vollendeten Biere 13 fl. Steuer kommen 
follen, alfo auf die Maaß 0,7° fr. Die genauen Erforſchungen im 3. 
1843 haben gezeigt, daß der Abgang beim Sieden, Abkühlen, Gaͤh⸗ 
ren und Lagern bei Sommers (Lagers) Bier 36,21 Proc., bei Win: 
ters (Jungs) Bier 25,4% Proc. des Braugefäßes beträgt, alſo i. D. 
30—31 Proc., während jenes Verhältniß (13 und $!,, d.) 35 Bror. 
Abgang vorausfegt. Die bad. Bieracciſe flieg wegen des zunehmen; 
den Bierverbrauches bedeutend. Sie trug ein 

1831—1835 1. D. 191,726 fl. eder 9,5 fr. auf ten Kopf. 

1836—1810 „ 24344, nn 10 u un „ 

18412 —1544 „ 366,705, u 1°’. un „ 
1845 erreichte fie die Summe von 412,664 fl, 1547 (Vetreidetheus 
rung) fünf fie auf 273,643 fl. — Kurhellen. Gef. v. 6. März 183134 
21 Stunden Brauzeit, 5 Sgr. von d. Ohm (= 0,75 bad.). Großh. 

Heften, Gef. v. 12. Sept-1827, 40 fr. von der Ohm des Keflele 

(= 1,% bad. D.). Aehnlich ift die öfterreichifche Cinrichtung. Eine 

beſtimmte Brauzeit ift nicht vorgefchrieben, Dagegen aber das ganze 

Berfahren vom @inmaifchen bis zum Ablaflen von der Kühle unter 

Auffiht gefellt. Alle Gefäße, auch die Kühle und die Käfer, find 

geeicht und mit Nummern bezeichnet, und die Beamten haben fich 

zu überzeugen, daß nur die angezeigte Menge gebraut wird. Von 





diefee werben 5 Brocent als Abgang angenommen. Die Steuer if 
vom Eimer Bier 1) in Wien 2 1. 30 fr., 2) auf dem Lande und in 
Heinen Städten 45 kr., 3) in Galizien 20 Tr. ; dies macht im 241/, fl. 
Fuß auf die bad. Maag 23 — 1,2 — 0,4 fr., auf bie pr. Quart 
1,07 — 0,9 — 0, fi. Die bad. Maaß wird verfteuert 

in Kurheflen zu 0,% fr. 


„ Heflen-D. „ 0,3 P 
„ Bairn „ 0,8 n 
„ Baden Pr 0,78 7 


[2 Breußen " 0,15 — 0,9 — 
alſo in Oeſterreich am hoͤchſten. Vgl. v. Holger, Staatswirth⸗ 
ſchafts⸗Chemie, 1843, ©. 222 ff. Tegoborsti, I, 53. 

(6) Es dürfen keine Aufſätze oder Kränze angefügt, es darf Feine Ber: 
änderung oder Erweiterung des Refeis ohne Anzeige und abermas 

lige Eichung Dorgeno men werben. Der Brauer muß ferner eine 

Angabe über Zahl und Gehalt aller Gefäße erfatten. 

(c) Anfang und Ende der Brauzeit dürfen nicht in die Nacht zwifchen 
10 und 5 Uhr fallen. j 

(d) Das frühere Berbot alles Nachfüllens hatte zu vielen Beſtrafungen 
und Beſchwerden von Seiten der Brauer Anlaß gegeben. Das neue 
bad. Geſetz Hat bie obige mildere Beftimmung, "wobei das anfangs 
lihe Nachfuͤllen geitattet if. 

(e) Brüber bei Braunbier 30, bei Weißbier 18 Stunden. Cine gleich 
förmige Beſtimmung hierüber für alle Brauereien fcheint jedoch uns 

zweckmaͤßig. Nach dem neuen Geſetze muß — Brauer angeben, wie 
viel Stunden er überhaupt nach feinem Verfahren jedesmal noͤthig 
u haben glaubt, und das Steueramt entfcheidet hierüber nach Ans 
Dörung von Sacverftändigen, doc ift eine gewille, nach der Größe 
bes Kefiels beftimmte Stundenzahl im Gefep als Marimum aufges 
ſtellt; bei 25 Ohm und darüber 24 Stunden. 

(f) Im K. Weſtfalen wurde ber Bierauffchlag gleichfalls von dem Keſſel⸗ 
inhalte erhoben; Gef. v. 6. März 1810 (Bulletin v. d. J. I, 279) 
Art. 6. 23. Der Steuerfuß war fpäter (Gef. v. 18. Dec. 1811) 
1,79 Frs. vom Heftol. (oder 1 fl. 12 fe. von der bad. Ohm). Der 
Brauer mußte bei feiner Declaration auch die Menge des zu ver: 

wendenden Jag anzeigen und ein genaues Brauregiſter führen. 
Wer für 100 Raumtheile mehr als 46,8 Theile Waizenmalz ober 
70,2 Theile Gerſtenmalz anmwendete, mußte verhältnikmäßig mebr 
Steuer entrichten. Gef. v. -15. San. 1812, Art. 55 ff. Bullet. I, 59. 
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‚ Der Branntwein ift ein vorzüglich guter Gegenfland der 
Befleurung, weil fein Genuß leicht in’3 Uebermaaß geht, Durch 
Angewöhnung zu einem Bebürfniß wird und dann fo verberb: 
ich auf Geift und Körper wirft, daß man wünfchen muß, feine 
Verzehrung vermittelft eines höheren Preifes verringert zu fe 
ben (a). Spricht auch die Rüdficht auf die Lanbwirthfchaft, zu 
deren einträglichem Betriebe die Branntweinbrennerei ein gu⸗ 
tes Hülfsmittel iſt (b), und die Beſorgniß des heimlichen 


Brennens (c) für eine Ermäßigung bed Branntweinaufſchla⸗ 
ges, fo follte diefer Doch wenigftens in ein richtiges Verhaͤltniß 
zu ber Bier: und Weinfteuer, mit Rüdficht auf bie fehr ungleiche 
‚Stärke diefer drei Getränke gefeßt werben. Die Erhebung bat 
eigenthümliche Schwierigkeiten, welche in der Bereitungsdart 
bed Getraͤnkes und der leichteren Werheimlichung wegen ber 
geringeren verzehrten Menge liegen. Es ift nothwendig, bei ber 
Auswahl der Erhebungsweife auf die Betriebsart der Brenne: 
rei in einem Lande, namentlich auf die Ausbehnung der Unter: 
nehmungen und den jebeömaligen Stand der Kunft Rüdficht 
zu nehmen. Der zu anderem Gebrauche dienende Branntwein 
follte von der Abgabe verfchont bleiben (d). Die Erhebung 
fann, wie die Bierſteuer, fowohl bei verfchiedenen Stufen der 
Erzeugung, als bei dem Verkaufe gefchehen. 

1) Die preußifhe Maifchfteuer fol die zum Branntweins 
brennen beflimmten Rohftoffe treffen und wird vor jedem Brande 
von dem Raumgehalte der zum Einmaifchen dienenden Gefäße 
- (Maifchbottiche) erhoben (e). Man muß zu biefem Behufe er: 
mitteln, wie viel Branntwein von einer gewiſſen Stärke aus 
einer gegebenen Menge Maifche und Maifchraum in den Gefäs 
Ben gewonnen werben fann (f), und wie fich die verfchiedenen 
Berwandlungsſtoffe in der Ergiebigkeit zu einander verhalten (9). 
Der Eigenthümer der Brennerei wird verpflichtet, von dem Um⸗ 
fang und der Weife, wie er fein Gewerbe in jedem Monate bes 
treiben will, von ber Anzahl, Größe und Stellung der Maiſch⸗ 
gefäße, den Zagen ber Einmaifhung eined jeden und beö 
Brennend aus jeder Blafe, von der Menge der zu verwendens 
den Kornfrüchte oder anderen Stoff ıc. durch Uebergabe des 
Betrieböplaned ausführliche Anzeigen zu erflatten. Er darf nur 
in den angegebenen Räumen und Gefäßen Maifche aufbewah: 
sen (h). Diefe Erhebungdweife, welche fich ald zweckmaͤßig be: 
währt und in mehreren Ländern Nachahmung gefunden hat (i), 
gewährt darum ziemliche Sicherheit, weil bie vorräthige gaͤhrende 
Maifche fchwer zu verbergen ift, auch dad Einmaifchen mit 
wenig Waſſer (Dickmaiſchen) weniger Alkohol erzeugt und 
daher nur bis zu einer gewiflen Graͤnze Vortheil bringt; indeß 


ift eine große Wachſamkeit der Steuerbedienten erforderlich und 
die Branntweinbrenner werden von den vielen zur Ueberwa⸗ 
chung dienenden Bwangsvorfchriften fo fehr beläfligt, daß der 
Betrieb dieſes Gewerbes im Kleinen bei biefer Einrichtung fich 
fhwer behaupten kann und die geringen Brennereien von den 
großen, fabrifmäßigen, die ohnehin Im Vortheile ftehen, deſto 
mehr verdrängt werben (k). 


(a) Der Branatwein dient zwar unter manden Umfländen, 3. B. in 
einem feuchten Klima, bei Arbeiten in der Näfle u. dgl. zur Geſund⸗ 
heit, aber fein anderes Getränk reizt fo fehr zur Unmäßigfeit, und 
die traurigen PBolgen einer furzen heiteren Grregung (weßhalb 
Byron den Branntivein the poor man's sparkliog substitute for 
riches nennt) richten viele Samilien zu Grunde. Daher find die 
Mäpigkeitsvereine ſowohl von phyſiſcher als von wirthfchaftlicher 
Seite hoͤchſt wehtäig, vgl. I, 5. 347. Die Abnahme der Brannts 
weinaccife in Irland iſt eine deutliche Wirkung von den Bemühun: 
gen des achtungswerthen Geiftlihen Theob. Matthew. Während 
1838 1,52 Gall. jährlich auf den Kopf fam, war der mittlere Ders 
brauch 1840 nur 0,%, 1841 nur O, Gallon. Porter, Progr. II, 54. 
Derfelbe (Liter. Gar. 1850. ©. 585) ſchlaͤgt die Ausgabe für Brannts 
wein im brit. Reich auf 24 Mill. L. an. — Wo der Wein für bie 
untern Stände u theuer ifl, ba muß man forgen, Daß durch gutes 
und mwohlfeiles Bier dem Meberhanpnehmen bes Branntweintrinfeng 
Cinhalt gethan werte. — Böttcher (Ueber den Branntweingenuß, 
Hannover, 1839) berechnet die Verzehrung im Königreid Hannos 
ver auf 30%, Mill. Quartier (gu 0,889 pr. Quart — 0,0% bad. 
Maaß), woran etwa !/, der Einwohner Theil nimmt, fo daß gegen 
100 Duartier jährlih auf ten Kopf treffen. Die Ausgabe dafur if 
g. 5,898,000 rl. und die verbraudten Halmfrüchte und Kartoffen 
würden den Brotbedarf für 1/, ter Einwohner darbieten. 

(db) Beral. Hoffmann, Steuern, ©. 266. 274. 

(ec) In Großbritanien iſt ſowohl diefer Betrug als die heimliche Einfuhr 

. ber hohen Abgaben wegen fehr häufig geworden, weßhalb auf eine 
Herabfegung der Steuer cine große Vermehrung des verfleuerten 
Verbrauchs und ber Steuereinnahme erfolgte. In Gngland wurde 
1527 die Accite von der Gallon von 11 Sch. 91, B. auf 7! Sc. 
herabgeſetzt. Die Verzehrung war 1821—1526 I. D. 3,959,990 ©. 
1828— 1834 i. D. 7,471,052 G. In Irland war 3 Jahre vor 1824 
bei einem Acciſeſatz von 5 Sch. 71,, PB. der Verbrauch 3,173,948 G., 
aber 1826—1S29 bei 2 Ch. 10 P. Eteuer 8,561,346 &. In ten 
3 Königreichen wurden verfteuert: 

18621 8,699,620 Gall. für 5,916,903 2. St. 

1830 22,741,2711 „ u 5,209,559 „ 

1849 22,962,012 „ „  65,793,381 „ 
ſ. Mac Culloch, Hand. I, 694. Lord Althorpe, Unterhaus, 24. 
Juli 1834 und neuere Angaben. 

(d) Der Weingeift darf nicht unbeftenert fein, weil man durch Berbün: 
nung ynd Zuläße leicht trinfbaren Branntwein aus ihm bereiten 
fann. Der zur Beleuchtung dienende Weingeiſt wird in Frankreich 

GB. v. 14, Juni 1844) mit einer niedrigeren Auflage von hoöchſtens 


(e) 


07) 


(8) 


(h 


— 


(i) 


2 
28,8 Fro. vom Hektoliter belegt, wenn er mindeſtens wit !/, Ters 
—— Kiendt ıc. verfegt und dadurch ungenießbar gemacht iſt 
enature). 
Preuß. B. v. 1. Der. 1820 und neuere Borfcriften, Philippi, 
S 3%. — Billaume, ©. 184. — Hoffmann, ©. 278. — Die 
Abgabe betrug anfangs 1 Ggr. von 20 Du. Maiſchraum, dann 
(6.:D9. v. 10. San. 1824) 1Y/, Sgr., jebt (C.⸗O. v. 16. Juni 1838) 
2 Sgr von je 20 Du.; für Landwirthe, bie ihre eigenen rüchte 
verwenden, nur im Winterhalbjahre und in beſchraͤnktem Umfange 
(nicht über 800 Du. Bottihraum an 1 Tage) brennen, 12’, Ser. 
Anſchlag für 1850 5 Mill. rl. Nach ber Erfahrung von 1842 fommt 
etwa 2/,, des Ertrages auf die Brennereien, welde nur 12/, Ser. 
von der Quart geben. 
Es liegt die Abficht zu Grunde, daß 11/, gr. = 1%, Sur. —=5,'6 kr. 
Steuer auf die Du. Branntwein kommen Sollen, und man rechnete 
anfangs, daß die Duart (zu 50 Proc. Tralles) aus 25 Du. Maifch- 
raum erzeugt werde, V. v 1. Dec. 1820, $. 1., — nachher aus 205/,, 
— endlih aus 15%, Du. Maifchbottihraum, wobei fhon wegen 
bes Auffteigens der gährenden Maifche ein Theil des Bottichs als 
leer angerechnet worden if. Die Beränderungen des Steuerfußes 
wurden darum nothwendig, weil bie Brenner allmälig aus weniger 
Maifchraum gleichviel Branntwein zu erzeugen mußten. Man hatte 
urfpränglich für 1 Du. Br. 6 Pf. trodne Frucht und 48 Pf. Wafler 
für erforderlich gehalten. Auch in Defterreih werden 8 Pf. Waſſer 
auf 1 Pf. Schrot gerechnet. 
Bon 1 Simer eingeftampften Kernobfled, Beeren, Weintreber 4 Sgr., 
von I Eimer Trauben: oder Obſtwein, Weinhefe, Steinobſt 8 Sgr. 
(Es wären alſo resp. 23, und 46,8° Duart zur Erzeugung von 
1 Du. Branntwein erforderlich.) Regul. v. 21. Aug. 1925. 
Die Deftillation muß am 3, und 4. Tage nad dem @inmaifchen ges 
fheben. — Die Entrichtung ter Steuer erfolgt zu Ende jedes Mos 
nats, kann aber großen Brennereien gegen gehörige Sicherheit vom 
1. Oct. bis zum legten Sept. des folgenden Jahres ereditirt werben. 
Pr. V. v. 27. Dec. 1825 und 18. Febr. 1843. — Für Brennereien, 
welche Obft, Beeren, Wein und Hefe verarbeiten, if eine Yiration 
für 14 Wochen geftattet, a. Regul. v. 21. Aug. 1825. 
Hannov. Gef. v. 1. Mai 1833. I. April 1835: 10 Penn. von 24 
Duartier Maifchraum (— 20,° pr. Quart), alfo (zu */s Brannt⸗ 
weinertrag) 2,7? fr. auf die pr. Du. Branntwein. — Die Staaten, 
welche zu dem thüringifchen Bollverein gehören, haben die preuß. 
Einrichtung ganz angenommen, fo auch das K. Sachen, Gef. v. 4. 
Dec. 1833, Berger, S. 54, ferner Gr. Heflen, Gef. v. 16. Sept. 
1842, 6 fr. von 200 Maaß der Maifchbütte. — Belg. Gel. v. 18. Juli 
1833. Die Steuer war 22 Gent. vom Heftoliter der Maiſch⸗ und 
Gährbottihe für je 24 Stunden Arbeitszeit, Obſt war aber frei. 
Diefe Abgabe wurte nad und nach erhöht, 1842 bis auf 80 Emmt. 
(0,339 fx. auf die b. ME. — 0,28 fr. auf die Du.) Man nahm an, 
dag der Maifchraum 5';, Proc. Branntwein von 50 Gr. gebe (was 
aber zu wenig if), und daß hiezu 12 Kil. Roggenſchrot erforberlich 
feien, GEs treffen alſo 6,'% fr. auf die b. ME. — 4,8 fr. a. d. Du. Br. 
Obſt zahlt jegt 1/, der Steuer. Die Abyabe wird um 15 Pror. er: 
mäßigt für ſolche Brenner, welche 1) eine einzige Blafe von wenis 
ger ale 5 Hektol. befisen, 2) auf je 1'/, Heftol. des Maiſchraums 
1 Stüd Rindvieh Halten, und zugleich 3) auf gleichen Raum 1 Hek⸗ 
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‚tar Sand in 5 Kilom. Nähe bauen (alfo für Heine landwirthſchaft⸗ 
liche Brennereien). Für die Entrichtung wird gegen Sicherheits: 
leitung Credit bewilligt, auf ‘3 Termine von fe 3 Monate Zwifchen: 
zeit. Die verfleuerten Maiſchraäume waren 1840 6,052,169, 1841 
aber 5,772,702 Heftol. f. Bericht von Zoude, Chambre des Repres. 
13. Apr. 1842. Mr. 250. Grtrag 1846 3,323.000 Fr. — Defterreich, 
Soffammer: Deere. v. 24. Aug. 1825, beim Brennen aus mehligen 
Stoffen und Kernobft 9 Fr. ‚vom Eimer des Maifchnefüäßes, bei 
Steinobft, Wein, Weinhefen, 13 kr., alfo im 24/, fl. Fr. 1 fr. auf 
6,732 und 4,% pr. Quart), in Galizien resp. 6 u. 9 fr. v. Holger, 

‚  Staatsw. Ghemie ©. 358 ff. 

(k) Es giebt 3. 3. kuͤnſtliche Vorrichtungen, wie von Dorn, Bios 
riusu.N., um fogleich bei einem einzigen Brande Branntwein von 
beliebiger Stärke zu erhalten, während bei dem üblichen Verfahren 
erfi eine wäflerigere Flüffigfeit (Lauter), und dann aus diefer ein 
teinkbarer Branntwein gewonnen würd; dieß doppelte Brennen Foftet 
mehr Arbeit und Brennftoff, kann aber mit dem einfachen Brennges 
räth im Kleinen unternommen werben. 
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2) Der Blafenzins wirb von dem Inhalte der Brannt: 
weinblafe für jeden einzelnen Brand, mit Annahme einer gewifs 
fen Brennzeit erhoben und durch Verſiegelung oder amtliche 
Aufbewahrung bed Helms gefichert (a). Das Verfahren biebei 
ift leichter, als bei der erfieren Methode, allein der Blafenzins 
bat fih darum als mangelhaft erwiefen, weil begüterte und 
gefchidte Unternehmer vermittelt mancher Verbefferungen im 
Betriebe während der ihnen für einen Brand verflatteten Krift 
mehrmals brennen und ein viel größered Erzeugnig zu Stande 
bringen können, fo daß fich in Hinficht der Zeit gar Beine Regel 
aufftellen läßt (b). . 

3) Befteuerung beim Einlegen in den Keller der Schent: 
wirthe, wie bei dem Weinauffchlage, während die Branntwein: 
brennerei und die Worräthe der Unternehmer bderfelben frei 
bleiben, eine fehr einfache Anordnung, die in Weinländern, wo 
diefelben Wirthe Wein und Branntwein ausfchenfen, am leich⸗ 
teſten auszuführen ift (c). ' 

4) Eine Paufhfumme für das ganze Jahr von dem Ins 
halte jeder Blafe, die der Eigenthümer zur Benugung beflimmt, 
- Keffelgeld. Die Helme (Hüte) der nicht verfteuerten Blaſen 
(Kefjel) werden von den Beamten verfiegelt. Dieß ifl zwar 
die allerleichtefle Einrichtung ſowohl für die Branntweinbrens 


ner, als für das Steuerperfonal, aber fie könnte nur bei einem 
Außerft niedrigen Betrage ber Abgabe gerathen werden, weil 
fie eine große Ungleichheit bewirkt, indem diejenigen Unter: 
nehmer, die von ihrem Brenngeräthe den häufigften Gebrauch 
machen, am wenigften getroffen werben. Auch die gefeßliche Ab⸗ 
flufung verfchiedener Arten des Betriebes und die geflattete Ent: 
richtung der Steuer für Theile des Jahres ift nicht hinreichend, 
um jene auffallende Ungleichheit zu entfernen (d). 


(se) Aeltere bad. Necife und Ohmgeld, auf 24 Stunden !/, fr. von ber- 


(a) 


(c) 


Maaß des DBlafeninhaltes, fowohl beim Rauhbrennen als Läutern, 
von Kartoffeln nur !/20 fr. Jede Blafe wurde auf öffentliche Koften 
geciät. Accisordn. v. 1812, $. 38. und fpätere Bellimmungen. — 

ehnlich das Hierin ebenfalls aufgehobene preuß. Gef. v. 8. Febr. 


1819. Es wurde vorausgejeht, daß man in 24 Stunden I Quart 


Branntiwein von 50% Tr. aus 4 Du. Blafeninhalt erzeugen könne, 
von denen daher 11/, Ggr. erhoben wurde. Yür größere oder Fleis 
nere Brennereien follte der Steuerfag verhälmißmäßig abgeändert 
werden. — Kurheſſen 2'/, Sgr. für 4 Maaß Keflelinhalt und 24 
Stunden, mit Ucberwahung der Menge von Maifhe, Bierfad 
a. a. O. ©. 284. — In Großbritanien ni die Erlaubniß zum Brannt⸗ 
weinbrennen an verfchiedene Bedingungen gefnüpft, 3. B. nicht an 
einem abgelegenen Orte, die Blafe nicht unter 400 Gallons (12 bad. 
Ohm — 32,7 pr. Gimer). Zur Sicherung der Steuer wird der Gin: 
lauf ber Maifche in die Blafe überwacht. Im Jahre 1842 murden 
18,841,890 Gallons (Steuer 5,046,814 8. St.), 1849 22,962,012 G. 
verfleuert (St. 5,793,381 2. St.). Hiezu famen im lepteren Sabre 
3,044,758 G. Rum u. 2,187,500 ©. ausländifcher Br., welche zu: 
fammen 2,783,137 2. Zoll gaben. 

In Großbritanien wurde 1786 bei der Ginführung des Blafenzinies 
angenommen, daß man wöchentlich Tmal die Blafe leeren koͤnne. Da 
fingen die Gebrüder Sligo in Leith an, ihre Blafen flacher und wei: 
ter zu machen. Nun wurbe das Brennen fchon 1788 40 mal in ber 
Woche bewerfitelligt, 1798 konnte die Blafe in 8 Minuten, fpäter 
fogar in 3 Minuten geleert werden. Der Blafenzins war von 30 
Schill. bis auf FL. vom Gallon Blafenraum erhöht worden. Lau⸗ 
derdale, Weber Nationalwohlitand, S. 84. Mac Culloch, Taxat., 
©. 152. Auch das a. preuß. Geſetz brachte ſchnell folche Berbefleruns 
aen hervor, flachere Blafen, Matichwärmer sc., ſ. Benzenberg, 
Ueber Preußens Geldhaushalt, S. 24. — In Württemberg, a. Geſetz 
v. 1827, ift die Steuer 5 fl. vom Gimer, oder, wenn Branntwein 
aus Malz bereitet wird, ı fl. 48 fr., neben der Malzfieuer. Zur 
Ueberwachung dient die Anzeige bei dem Beamten vom Beginn und 
Ende jedes Brandes, Bergleihung des Proburtes mit dem vers 
brauchten Rohftoffe, Nachſehen, ob nicht zu. anderer Zeit gebrannt 
wird; daneben werden 15 Proc. vom abgeihästen Brlöfe der Schenk⸗ 
wirthe als Batentfleuer gefordert; Handb. ©. 269. 291. — Ertrag 
1841—1843 i. D. von der Fabrilationsabgabe 24,907, von der Aus⸗ 
fhanfsabgabe 61,843 fl., ohne die Steuer von dem verwendeten Malze. 
Ehmals im Großh. Heflen, Geſ. v. 12. Juni 1827, von der Ohm 
5 fl. 20%. erhoben (A fr, von ber heſſ. Maaß oder 21, fr. von der 
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2) Der Blafenzins wird von dem, Inha 
weinblaſe fuͤr jeden einzelnen Brand, mit Ann 
fen Brennzeit erhoben und Durch Verfiegen,, ein 
Aufbewahrung ded Helms gefichert (a). Das > e 
iſt leichter, ald bei der erfleren Methode, an. 
bat ſich darum ald mangelhaft erwiefen, 
gefchicte Unternehmer vermittelfi manı 
Betriebe während der ihnen für einen 
mehrmals brennen und ein viel groͤß 
bringen Eönnen, fo daß fich in Hinſi 
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ner, als für das Steuerperfonal, abe mer - ' von Jahr 
äußert niedrigen Betrage ber Anger. un = nad) der 
fie eine große Ungleichheit bewir: zus — ' leicht aus⸗ 
nehmer, die von ihrem Breungerain: n ze MI Allgemei: 
machen, am wenigflen getzoffen & zer ' unvollendeten 
flufung verfchiedener Arten be Bemueesz 1: Tandwirth in 


richtung der Steuer für Zielir ne >> ine Erzeugnifie 

um jene auffallende Ungleits- und es iſt des⸗ 

(c) Aeltere bad. Acciſt uur in vorgeſchoſſenen 
Maaß des Blaſcninbattes = : Dem jedesmal ge: 
yon Kartoffeln nur I. = er 
geeicht. NAceisortn. m nut fallt; 2) beim Ber: 
Mehnlich bag hirrin ebenta ‚gen auf einer oͤffentli⸗ 
18519. Ms wur menu 8 . 
Branntwein von we E geht da am leichteften 
von benen baber 1%, ger Tabak bauen, eine 
nere Brennereien \ ß > 
were die unter I) erwähnten 
—* mit m die Fabricanten bei’m 
Ha U: Zla f 
——— dung von fertigem Tabak 
einem o Hiebei vermag man haͤufi⸗ 
Ohm 
aman nicht koſtbare und druͤk⸗ 
— (0); 4) bei dem Kleinverkaufe, 


fern fie nicht die beſondere Be⸗ 
‚terfagt würde. Die Abgabe müßte 

der Bol von fremden Blättern be⸗ 
serpflichtung, jeden Ankauf anzumel- 
‚ng aller Pakete gefichert werden (e). 


Tabaksbau ganz verboten, aber der Schleich: 

ſelbſt ungeheuer. 
‚u geortnet durch die Cabin.⸗O. v. 29. März 
som Morgen 6—5—4— 3 Thle. entrichtet. 
Ser mehr bepflanzt, hat Anzeige zu machen. Die 
3 zu Ende Julius oder früher, fobald die or 
ıte verfauft wird. Bei Mißwachs tritt ein Nach⸗ 

— ! 130,600 rl. 

* „Acciſe-O. v. 1812, $. 75 ff. In jedem Amts⸗ 
1. u wurde, war wenigſtens 1 Waage. 24 fr. 


anggeld vom Gentner; Müdvergütung bei der. 


hoben 1818. 


(be wurde 1797 in Frankreich eingeführt und trug 


BE MIM. Sr. Strengere Eontrole durch das Gef. v. 
(1804), worauf der Grirag bis auf 16 Mill. Fr. 
on für das Erhebungsperfonal, |. Code des droits 


N 


reusis, Il, 128 (A. XII). Die Steuer war 40 Gent. vom Rilos 
ramm Blätter (9 fl. 20 fr. vom Gentner). 

(e) In Würtemberg verfuchte man 1812 nad ber Aufhebung ber Tas 
bafsregie, den Fabricanten und Händlern nad Faſſionen über bie 
son ihnen abgefeßte Menge, nachher in Gemaͤßheit einer Claſſenein⸗ 
fhägung in Bezug auf muthmaßlichen Abfag, eine Tabaföfteuer auf⸗ 
zulegen, die im Ganzen auf 40,000 fl. beftimmt und unter die fleuers 
pflihtigen Gewerbsleute repartirt wurde. Aufgehoben 1828. — In 

Han Fr befteht die oben bezeichnete Binzihtung mit geflempelten 

Umichlägen (Banderollen). Der Urheber dieſer Anordnung, Graf 

Ganerin, fagt: „Das Mittel der Banderolle, auch bei Karten ge⸗ 

bräuchlich, führt fich gut durch“. Defon. d. menfchl. Geſellſch. S. 252. 
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Spielfarten und Calender find in vielen, Zeitun- 
gen in mehreren Ländern mit einem Auffcylage belegt worden, 
zu deffen Sicherung man fich der Stempelung bedient, $. 231. 
Eine Befteunerung der Spielkarten ift volkswirthſchaftlich ohne 
Nachtheil, nur trägt fie wenig ein und verleitet zu vielen Um⸗ 
gehungen. Die Einfuhr von Spielfarten vom Auslande fowie 
der Verkauf und Gebrauch ungeflempelter Karten muß bei Strafe 
unterfagt werden, wenn man aber alle Steuerbetrugsfälle ver: 
hüten wollte, fo würde eine fehr foftbare und umfländliche Be⸗ 
auffichtigung, namentlich der Kartenfabriten, nothiwendig wers 
den (a). Bei ihrer übrigen Zweckmaͤßigkeit kann diefe Abgabe 
in mäßigen Sägen und mit einer auf Fabriken, Kaufleute und 
Wirthshaͤuſer ꝛc. befchränkten Eontrole beibehalten werden. — 
Der Ealenderftempel ift fehlerhaft, weil viele Galender als ein 
Mittel der Belehrung cher Begünftigung ald Belaſtung verdie: 
nen, die Graͤnze zwifchen diefen und ben Luruscalendern nicht 
Scharf angegeben werden kann, auch nicht abzufehen ift, warum 
diefe von allen Drudichriften und Kunſtwerken allein eine Steuer 
tragen follen. Auch der Zeitungsftempel ift in Hinficht auf bie 
Wichtigkeit der Zeitungen ald eines allgemeinen Bildungsmit⸗ 
tels nicht zu billigen, und wenn man ihn ald ein Mittel ange: 
ſehen hat, den Mißbrauch der Zageblätter für unlauteredwede 
zu erfchweren, fo ſteht ihm entgegen, daß er ohne Unterfchieb 
die befieren wie die fchlechteren Blätter trifft (b). 


(a) In Frankreich muß das Papier zu den Karten dem Staate abges 
‚fauft werden. L’impöt sur les cartes, qui ne produit annuellement 
que 500,000 fr. environ, est le moins important de tous cenx que 


208 


percoit la regie et celui ni est le plus expose a Ja fraude. Rap- 
port au Roi de 1830, ©. 113. — In Großbritanien trug der Kars 
tenftempel 20— 22, 000 8. St., feit der Reduction von 1828 nur 
noch 14—15,000 ; die Abgabe ift 1 Sch. vom Pfund. — In Preus- 
Ben bat fih die Regierung den Berfauf der Spielfarten vorbehalten 
und bezieht im Preife zugleich die Steuer. Franzoͤſ. Karten werben 
in 3 Sorten zu 15—10—5 Sgr., beutfche zu 10 und 5 Sgr. vers 
auft. — In Baden ift feit 1831 der Kartenflempel aufgehoben. 

(d) Ei Großbritanien ift 1835 der Stempel von 4 auf 1P. (3 kr.) vom 
Stück herabgefeht worden. Vorher war ber Ertrag bis '/, MIN. 
2. St. geftiegen. 
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Man hat noch manche andere Gegenftände des Verbrauches 
mit einer Accife zu belegen verfucht, vorzüglich in Großbrite- 
nien (a). Indeß haben fich die meiften diefer Aufwandöfteuern 
in ber einen oder anderen Hinficht den allgemeinen Befteuerungds 
grundfägen widerftreitend gezeigt. Bald war der Gegenftand 
von der Art, daß feine Vertheurung für die Gewerbe oder für ° 
andere Zwede, z. B. die Gefundheit (b) nachtheilig wirkte; 
bald waren die Beranftaltungen und Ueberwachungsmittel for 
wohl für die Zehrer ald für die Erzeuger und Verkäufer zu 
läftig und erfchienen dann als doppelt verwerflich, wenn nur 
eine geringe Einnahme erzielt werben konnte. Daher ift man 
von den meiften Steuern diefer Art nach und nach zurüdgefom: 
men. Dennoch ift e& denkbar, daß fich noch Ausgaben auffin- 
den laffen, von denen man auf unfchädliche Weiſe Auffchläge 
erheben Eönnte. Eine folche der neueften Zeit angehörende 
Steuer ift die auf Runkelruͤbenzucker gelegte, ‘zu welcher 
man fich darum entfchloß, weil bie rafche Zunahme der inlaͤn⸗ 
difchen Fabriken den Einfuhrzoll von GColonialzuder beträcht: 
lich fhmälerte, weil die Beſteuerung des Zuderverbrauches 
zweckmaͤßig ift und die Befreiung des Rübenzuderd ald eine 
übermäßige Begünftigung eined Gewerkszweiges von noch zwei« 
felhafter Gemeinnüßigkeit angefehben werden mußte, vgl. II, 
$. 214 (d). Da der Rohftoff am ſchwerſten zu verbergen iſt, 
fo wird die Steuer am beften von den verwendeten Runkelruͤben 
‚erhoben, und zwar beim Einbringen derfelben in die Zuckerfabrik 
oder bei ihrer Verkleinerung (6), und nach einem Anfchlage über 


die zu einem Gentner Robzuder erforderliche Rübenmenge (c). 
Rau, polit. Defon. Ite Ausg. III. 2. Abth. 1A 
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Aus Gründen des Steuerwefens müßte man den Rübenzuder 
eben fo hoch belegen, als den Rohrzucker; nur die Rüdfiht auf 
die inländifchen Fabriken, welche feither in der gänzlichen Steu- 
erfreiheit einen großen Schuß genofien hatten und bei der plöß- 
lichen Sleichftelung beider Zuderarten zum Theile mit großen 
Verluſten für die Eigenthümer zu Grunde gehen könnten, mag 
eine Schonung bed Rübenzuderd anrathen (a). 


(a) In Baden gab es nach ber Accisorbnung von 1812 eine Abgabe von 
Del, nad den geftampften Rohſtoffen erhoben, und von Brennholz 
(2—6 fr. von ber Klafter, vor der Abfuhr aus dem Walde gi ent: 
richten). Beide Abgaben hörten 1820 auf. — Ghemalige Abgabe 
von Gold⸗ und Silberwaaren in Defterreih, durch vorgefchriebene 
Stempelung überwadt. — In den öfterreihinchen größeren Stätten 
werden Steuern von Brennholz; und Baufloffen, ih, Ciern, 
Wachs, Del, Käfe ıc. erhoben, 

Im beit. Reiche find neben Malz, Hopfen und Branntwein noch 
beſteuert: Ertrag 1849 
Ziegel u. Backſteine, 5 Sch 10 P. u. 10 Sch. pr. 1000 456, 4528. 
Papier, 11/7 P. pr. PfRfdd... 2 810,554 „ 
Seife, 1, u. 1P. pr. Pkd. 2 00. .1,026,080 „ 
durchgängig mit 5 Proc. Zufchlag zu den angegebenen Sägen. Hiezu 
fommen mancherlei unter die Acchte gerechnete Gebühren (licenses) 
von Gewerbtreibenden, befonders folchen, welche befteuerte Waaren 
verfaufen, ferner von Miethkutſchen, Boftpferden, Gifenbahnen x. 
Diele Abgaben find nicht ſowohl Gewerbfteuern, ale firirte Aceciſe⸗ 
aufchläge und Mittel, tie Zahl der Necifepflichtigen zu befchränfen. 
—* der Ausfuhr der Seife wird eine Ruͤckvergütung gegeben, 1849 
von 85,286 2. Die bedeutenderen Erleichterungen in ber neueften 
Zeit find folgende: 1830 Bierauffchlag aufgehoben, gegen 3 Mil. 2. 
— Leder, 340,000 2.— Eiber, gegen 30,000 2. St. — 1831 Kattune 
und bedrudtes Papier, 550,000 2. (nach Abzug des ftarfen Erſatzes 
bei der Ausfuhr). — Lichter, 500,000 8. St. — 1833 Seife, auf die 
Hälfte gefegt. — Biegel herabgefept um ungefähr 37,000. — Spiels 
farten, 30,000 u. m. a. Stempelfüge. 1834 Stärke, 75,000 %., Re⸗ 
duction der Branntweinfteuer. 1835 Glasaccife um !/, vermindert. 
1836 Bapier auf die Hälfte. Die Kecifeeinnahme von 1834 war um 
ungefähr 1, Mill. &. Et. höher, als man diefer Grleichterung zus 
folge hätte vermuthen ſollen. — 1845: Nuctionss und Glasacciſe 

aufgehoben, zuf. 642,000 2. 

(d) Die Uebereinfunit der Sollvereinäftaaten v. 8. Mai 1841 geftattete 
einftweilen die Wahl, ob man die Eteuer von dem fertigen Erzeug⸗ 
niß, oder von den Rüben, und zwar beim Einbringen oder erſt vor 
dem Berfleinern erheben wolle. Man bat jedoch ſpaͤter die leßtere 
Methode vorgezogen, wie fihen tie preuß. V. v. 21. März 1840, 
welche als Vorbereitung für die künftige Beſteuerung eine fegenannte 
Bontrolabgabe von ’/, ri. auf ben Ventner Rohzucker eingeführt 
hatte, unbedingt das Mbwägen vor dem Zerkleinern vorfchrieb. Der. 
Fabrikherr —* vor dem Anfang der Verarbeitung Anzeige machen, 
worauf das Verwiegen unter Aufficht eines Steuerbedienten gefchieht. 
In Franfreich halt man ſich an die Zufuhr in die Kabrif. 
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(ec) Dan rechnet im Zollverein 5 Proc. Rohzuder aus Ruͤben, die fo eben 
in Berkleinerung kommen, dieß if aber zu wenig. 

(d) Die Steuer begann im Zollverein im J. 18541 mit einem Satze von 
35 fr. für den Centner Rohzucker. Es war eine Erhöhung für dem 
gall verabredet, daß im Zollverein der Nübenzuder über !/, bes 

ebarfs liefern würde. Die Steuer foll Künftig wenigftens '/, vom 
Zoll des Rohzuckers für inländifche Siedereien betragen (iebt 5 x.) 
ferner foll fie fammt dem Zuderzoll auf den Kopf der Einwohner fo 
viel betragen, als i. D. 1838 — 1840 der Zuders und Syrupzoll 
ausmachte. Diefer ZBollbetrag berechnet fich zu 6%, SE auf ben 
Kopf. Seit 1844 fließt die Nübenzuderfteuer in die Vereinscaſſe. 
Sie wurde 1844 auf 1 rl., 1850 auf 2 rl. vom Gentner Robzuder 
erhöht, nämlich 3 Sgr. vom Centner Rüben. Da aber diefe wohl 
6—7 Proc. Zuder geben, fo iR die Abgabe nur ungefähr 1'/s ri. 
vom Zuder. Grtrag 1845—47 i. D. 232,955 rl. — In Frankreich 
wurde diefe Abgabe durch dad Geſ. v. 18. Juli 1837 eingeführt, ans 
fange 11, dann von 1839 an 161/, Fr. von 100 Kil. 1840 folgte eine 
Erhöhung auf 25 Fr. Die Kabrifen behaupteten ſich ungeachtet bie 
fer Belaftung. 1843 fchlug die Regierung vor, die Fabrikanten mit 
40 Mill. Sr. zu entfchädigen und dagegen die Bereitung bes Mübens 
anders Fr verbieten, allein die Kammer z0g vor, biefen und dem 

ohrzucker aus franzöf. Golonieen in der Befteuerung gleich zu ſetzen, 
jo daß 5 Jahre lang jährlih 4 Fr. v. 100 Kil. dem Mübenzuder 
mehr aufgelegt wurden. Der Steuerfuß iſt 491/, Fr. von 100 Kil., 
aber Rohrzuder aus fremden Bändern zahlt 22 Fr. Zoll weiter. Die 
M.⸗R.⸗gZuckerſteuer trug 1842 9,439,000 Fr. y 9. für 1841 20 Mil. Fr. 


4. Abſatz. 
Gränzzölle. 


1. Allgemeine Örundfäße. 


$. 443. 


Zölle (a) oder Mauten (b), d. h. Abgaben von den im 
Handel verfendeten Waaren, kamen ſchon im Alterthume vor (c) 
und gingen nach dem Beifpiele bed römifchen auf das deut: 
che Reich über (d). Sie wurden an einzelnen Handelöplägen, 
befonder8 Sechäfen, fo wie an Bruͤcken und Straßen von den 
aus⸗ und eingehenden Waaren, urfprünglich mit gleichen Sägen 
gür die verfchiedenen Arten derfelben, erhoben, und man ſcheint 


mehr bie Handelögewinnfte, befonders der Ausländer, als bie 
| 14* 





212 


Zehrer haben treffen zu wollen. Sm Mittelalter wurben die Zölle 
unter verfchiedenen Namen (e) fehr vermehrt und häufig von 
mächtigen Grundberren, theils mitlandesherrlicher Bewilligung, 
theils ohne folche erhoben. Man betrachtete fie als eine Entrich- 
tung fir den Gebrauch der Straßen, Brüden ıc., fowie für den 
Schuß, ben die Waaren in einem Gebiete genoffen (f). Doch 
giebt es auch Beifpiele von Zöllen, welche fchon früh nach den 
verfchiedenen Waarengattungen eingerichtet und dazu beflimmt 
waren, dem auswärtigen Handel eine gemeinnügige Richtung 
zu geben (9). Allmählig trennten fich die Zölle von den Weg: 
geldern und anderen ähnlichen Gebühren (h) und verwan: 
delten fich, wie die Gefchloffenheit der Staatögekiete fih aue- 
bildete und die Landeshoheit erftarfte, aus vereinzelten örtlichen 
Abgaben in foldye, die mit Hinfiht aufden Verkehr eines ganzen 
Landes, namentlich auf feine Aus: und Einfuhr, angelegt wur: ' 
den. Im 17. Jahrhunderte entwidelte fich jenes kuͤnſtliche Zoll: 
wefen, welches heutiged Tages die Graͤnzen aller größeren Staa⸗ 
ten umgiebt (Ü), dagegen verfchwanden die inneren Zölle immer 
mehr (k), fo daß man jest unter Zöllen fchlechthin blos Die 
Gränzzölle zu verftehen pflegt. 
(a) Zoll, englifch und plattdeutfh Toll, fommt von relwvesoun oder 
\ zeAwrıov her, melde Wörter wieder von 10060, vectigal, herſtam⸗ 
men und eigentlich die Zollftätte beteuteten. Aus teloneum murde, 
wie? alte Urkunden u. a. Schriften zeigen, tolenium, toloneum, tol- 
neum, toletum gemacht, ferner ift aud) tonleium, tonlium, altfran- 
zöſiſch tonlin, tonlieu, hieraus zu erklären, daher auch tonloier oder 
toulaier, Zöllner. — Thol, toll Heißt im Englifchen unter antern 
eine Hanbelögerechtigfeit eines Grunpbeflgers, und das Weggeld. 
(6) Maut, mutalicum, muta im Latein des Mittelalters, vielleicht von 
tem gothifchen mota, motastad, welches bei Ulfilas eine Abgabe 
anzeigt. Dies Wort ift demnach urfprünglidy mehr deutſch als Zoll. 
— Gnglifher Name euston, wie coutume, von consuetudo — äls 
terer franzöflicher Name traite, traite foraine, von tracturs, tras- 
situra. j 
(c) Zoll von 2 Proc. der Aus: und Binfuhr in Athen, erzexoo:n, deſſen 
Einnehmer Pentekoſtologen hießen; in den bundesverwandten Stäts 
ten erhob Athen 5 Procent, eixoorn, von den zur See aus⸗ und ein- 
gehenden Gütern. Die Ausfuhr mehrerer vinge war in Athen ver: 
boten, eigen und Del zahlten einen Ausfuhrzoll. Böckh, Staateh. 
I, 236, — Reynier, Grecs, S. 299. — In Rem beitanten ſchon 
in der Alteften Beit Hafenzölle, portoria, die fpäterhin öftere aufge 
hoben und wieder bergeftellt murten. Die römifchen vectigalia, von 


ten Hanteltreibenden für ihre verfendeten Waaren bezahlt, betrugen 
früher '%— 1 Broc. (Tac. Annal. I, 42), fpäter *,,- des Waa⸗ 


(d) 
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renpreiſes, L. 7. u. S. Cod. de vecligal, (1V, 62), und vielen Stät: 
ten wurbe zur Aufgülfe ihres Haushaltes die Zollerhebung bewilligt, 
L. 10 eod. L. I. Cod. nova vecligal. (IV, 62). Die Pandekten 
(L. 16. $. 7. de publican. et vectig. XXXIX. 4) enthalten ein Ber: 
zeichniß der zollbaren Waaren. v. Ulmenſtein, Pragm. Geichichte 
der Zölle in Teutfchland, Halle, 1798. ©. 14. 

v. Ulmenftein, S. 40. — Das Zollweien in Deutfchland, geſchicht⸗ 
lich beleuchtet. Frankf. 1832. ©. 2. 


(e) Ripaticum, ponlaticum, rotaticum von Karren ohne Deichſel, te- 


) 


(8) 


(h) 
() 


(k) 


monaticum von Deichfelfarcen x Hüllınann, Finanzgeſch. ©. 223. 
Wer von der Brüde feinen Gebraud machte oder einen gewiſſen 
Drt nicht berührte, war zollfrei. Das Zollweſen in Deutſchl., ©. 12. 
— Gine ausfchließlich für die Beſchützung entrichtete Abgabe in meh: 
ren Ländern war das Geleitsgeld, deſſen Name fchon andeutet, 
taß ehemals bisweilen eine wirkliche Begleitung durch Bewaffnete 
ftattfand. Noch in der legten Zeit des Reicheverbandes kam in Nuͤrn⸗ 
berg das fogenannte lebendige Geleit vor, indem 2mal im Jahre 
die in einer „Geleitskutſche“ nad, Leipzig und Frankfurt a. M. reis 
ſenden Kaufleute von Beamten und bürgerlichen Reitern der Fürs 
fen, durd deren Länder fie reiften, begleitet wurden. Andere Kauf: 
leute und Fuhrleute, welche von Nürnberg aus dieſe Dielen befuch- 
ten, mußten den @eleitszettel löfen, auf dem ihnen ungehinderte 
Reife und eventuellee Schadenerfag verfbruchen wurde. Roth, Ges 
ichichte des Nürnberger Handels, IV, 71. Goͤthe, Aus meinem ke: 
ben, AXIV. 31. — Die Meihsgrundgefege eiferten fortwährend bis 
zut neuefen Wahlcapitulation des Kaiſers Branz Il. v. 1792 gegen 
unbefugte Bermehrung der Zollftätten. — Man fennt viele einzelne 
Zullverleihungen, Tagegen auch Sollfreiheiten einzelner Stätte; Nuͤrn⸗ 
berg hatte in einer großen Anzahl von Stätten die Zullfreibeit, Die 
in einem Theile derſelben jährlich mit fymbolifchen Gefchenfen und 
Feierlichkeiten (3. B. tem Pfeifergeriht in Frankfurt a. DM.) ers 
neuert werden mußte. Roth, a. a. O., IV, 1-39 Göthe, 
a. a. O., ©. 33. 

In Frankreich war es zuerſt die Ausfuhr verſchiedener Dinge, die 
man nach der Aufhebung des Verbotes vermittelſt der Zoͤlle zu be⸗ 
ſchraͤnken ſuchte. 1324 Ausfuhrzoͤlle von Wein, Getreide, Heu, Kuh: 
len, Waid, Belzen, Tüchern, Salz u. Wein. 1349 die Ausfuhr von 
Molle verboten, 1358 gegen einen Zoll wieder erlaubt, |. Pastoret, 
Borrede zum XVI. Bunte ter Ordonnances .des Ruis de la France, 
S. XCI. i 

Hafens, Waag:, Niederlags:, Krahn⸗, Schleußen⸗, Pflaſtergeld zc. 
In Frankreich brachten die Zolltarife von 1664 (nur in den Provin: 
jen ber 2 grosses fermes ausgeführt) und von 1667 (allgemein für 
das ganze Land) zuerft Ortnung und Bereinfachung in das unglaub: 
lih verworrene Zollwefen. wie dieß in tem Edict von 1664 erh 
wird. Der Tarif von 1667 traf hauptfächlich fremde Zeuche; 3. B. 
das Stück fpanifches Tuch von 30 Ellen 101 livres, holländifches 
und englifches Tuch von 25 Ellen 801, 1 Centner Antwerpener und 
Brüfleler Tapeten 290 1., — ferner Lederwaaren, Spiegelalas, 
Seife ıc.; ſ. v. Martens, Gelege und Verordnungen ber einzelnen 
europälfhen Mächte, Götting. 1502. 1, 20. 

Außer etwa in den Staaten, beren Provinzen noch in Feine gleichs 
förmige Berwaltung gebracht werden fünnen und deßhalb wie ge: 
trennte Staaten behandelt werden, wie 3. B. Ungarn nod) bis 1850 
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eigene Zelleinrichtung hatte und bie Bränze gegen bie anderen 
Eee tes Kaiferfiantes mit einer doppelten Meihe von Bollkellen 
beiegt war, die auf ungariicher Seite Dreipigftämter hießen, wie 
der rüche Zoll die Dreißigſtgebühr. — Auch Mecklenburg 
hat Binnenzölle, von denen die Ritterſchaft für ihre landwirth⸗ 
Kbatttichen Erzeugniffe befreit iR, Grbvergleih v. 1755 $. 280 ff. 
And die Abgaben fehr mäßig. Die 25 Landzollämter in WM. 
in tragen mur -32,650 rl. (9. 18°%/,,), alfo weniger als das 
eld, am erheblichfien if der Tranfitzoll auf der Ciſenbahn und 

an den 2 Gibzoflfteuern, zufammen 246,220 rl. 
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Die Eigenthümlichkeiten der Zoͤlle von formeller Seite ent- 
fpringen daraus, daß die Erhebung an den Landesgraͤnzen ge⸗ 
ſchieht. Vergleicht man fie in dieſer Hinficht mit ben Auffchlägen, 
fo ergiebt ſich Folgendes: 1) Der innere Verkehr eines Landes 
wird von den Zöllen fehr wenig beläftigt. Zwar hat man zur 
Sicherung der Zollgefälle einige Beauffihtigung der Waaren- 
fendungen im Innern nöthig gefunden, indeß find die üblichen 
Beichränkungen nicht erheblich, beziehen fich größtentheild nur 
auf wenige hochverzollte Artikel und lafjen die meiften Gewerbe 
ganz ungeflört. 2) Der Verkehr mit dem Audlande durch Rei: 
fen und Waarentransporte wirb gewiſſen Auffichtömaaßregeln 
und Zörmlichkeiten unterworfen, — ein Uebel, unter welchem 
ſowohl die Kaufleute, Fabrikherren, Schiffer, Zuhrleute ıc., als 
die Graͤnzbewohner zu leiden haben. Kür diefe ift der Nachtheil 
da am größten, wo die Staatögränge nicht durch die Naturbe⸗ 
fchaffenheit eines Landes angedeutet ift, fondern durch flarf bes 
völferte, in vielfachem Verkehre ftehende Landſchaften hinzieht. 
Die erfigenannten Perfonen lernen zwar bald fich mit den Vor⸗ 
Schriften des Zollweſens vertraut zu machen und fich nad ihnen 
zu bequemen ($. 413), auch kann man dem kleinen Graͤnzver⸗ 
kehre viele Erleichterungen geben, ohne den Zweden des Zoll: 
wefend zuwider zu handeln. Gleichwohl bleibt in beiden Rüd: 
fibten immer eine Befchwerlichkeit übrig. 3) Ein erheblicher 
Vortheil ift es, daß man mit faft gleicher Mühe den Zoll von 
vielerlei, ftatt von wenigen Baarengattungen einziehen kann, 
und dieſe Leichtigkeit hat vielfältig fogar bazu verleitet, Daß man 
mehrere und höhere Zoͤlle anlegte, ald es zu rechtfertigen iſt 
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Machen nunin einem Lande volldwirthfchaftliche und finanzielle 
Gründe es nöthig, eine Abgabe von vielen im auöwärtigen 
Handel fich bewegenden Gütern zu erheben, fo ift es am einfach: 
ſten, diefelbein der Form eines Graͤnzzolles anzuordnen. Wollte 
man den Weg der Acciſe wählen, fo würde dieß die Koften und 
Befchwerlichkeiten fehr vermehren, weil faft jeder Gegenfland 
feine eigenen Ueberwachungsanftalten erfordert. Faͤnde man ba: 
gegen in einem Lande, bei ber Abwefenbeit eines wahren Schuß: 
bebürfnifjed und der Niedrigkeit der Aufwandsfteuern, nur 
wenige fremde Waarengattungen mit einer Steuer zu belegen, 
fo wäre ed vortheilhafter, dieß mittelft einer Accife zu bewerk⸗ 
fteligen und das ganze Gerüft der Zollanſtalten hinwegzulaffen. 
Diep ift inöbefondere in Heinen vereinzelt flehenden Staaten, 
ferner in folchen, die ein fehr zerriffened Gebiet und einen ver: 
haltnigmäßig langen Graͤnzzug haben, wegen ber größeren Ko: 
ſten und der geringeren Ausdehnung bed von den Zöllen nicht 
beläftigten Binnenlandes vorzuziehen. 


$. 445. 


Das Zollweſen mußte fo lange in einem mangelhaften Zu: 
flande bleiben, ald man es nur nad) zufälligem Gutdünfen und 
willfürlichen Regeln behandelte. Feſte Grundfäge werden erft 
dadurch gewonnen, daß man die Zwecke, aus denen Gränzzölle 
angelegt werden können, und beren Wirkungen forgfältig un⸗ 
terfcheidet. 

1) Der volkswirthſchaftliche Zweck, deneinheimifchen 
Gewerböleuten einen Schug vor dem auswärtigen Mitwerben 
zu geben, gehört der Volkswirthſchaftspflege an und wird in der 
Volkswirthſchaftspolitik in Betracht gezogen, 11, $. 123. 132. 
205. 297. Der Ertrag ſolcher Schutz zoͤhle für die Staats⸗ 
caffe ift eine Nebenfache, wad man fchon daraus erfennt, daß 
man ihrer Beftimmung gemäß wünjchen muß, fie fortwährend 
abnehmen zu fehen, und daß flatt ihrer nicht felten fogar Ver⸗ 
bote der Ein- und Audfuhr verhängt wurden. Da der Berbraud) 
ber fremden Waaren nicht durchgängig als Zeichen der Wohl: 
habenheit angefehen werben kann, ja vielmehr diefe Waaren 


pr. Quart). Die Fabricanten und Großhändler waren befreit. — 
In Frankreich ift der Branntwein einem droit d’entree und de con- 
sommation untertorfen. ! 

Gin ſolches Keflelgeld beftand in Baben feit 1814 neben dem Bla- 
fenzinje und der Brenner konnte zwiſchen beiden Entrihtungsarten 
wählen. Durch das Bel. v. 14. Mai 1828 wurde das Keflelgelb zur 
allgemeinen Megel. Es betrug auf jede Maaß der Blafe jährlich je 
nad der Art der verarbeiteten Rohſtoffe für Landwirtbe 2—4 fr., 
für andere Brenner 4—8 fr. Nach dem Geſ. v. 22. Juni 1837 if 
der Steuerfuß allgemein %, Fr. monatlich für die Man des Keflels, 
und man fann die Steuer für 1, 3, 6, 9 und 12 Monate entrichten, 
fo daß alfo 3. B. Landwirthe, die bloß ihre GErzeugniſſe zur Bren⸗ 
nerei verwenden wollen, bie Erlaubniß nur auf 1-Monat oder ſodann 
etwa noch auf einen 2ten Monat zu nehmen brauchen. — Die Keffel 
werden geeicht. Niemand darf ohne Ginholung des Brennfceing, 
melcher als Steuerquittung dient, brennen, Niemand feinen Keſſel 
(Blafe) oder Hut einem Anderen leihen. DB. v. 12. Oct. 1837. 
Inſtruct. 9. 17. Nov. 1837. — Diefe Steuer beträgt deſto weniger, 
je größer bie Zahl der Brände im Monat if. Rechnet man z. B. 
monatlid 60 Brände und auf je 20 Maaß Keflelraum 1 M. Brannts 
wein, fo trifft auf diefe %, Ir. Diefe fehr niedrige Beſteuerung ifl 
hauptfählich darum gewählt und beibehalten worden, weil bie 
Branntieinbrennerei in Baden meiftens von Fleinen Unternehmern, 
beren viele zugleich Landwirthe find, getrieben wird. Im 3. 1829 
war ber mittlere Inhalt einer Blafe nur gegen 30 Maaß, 1843 war 
die Zahl der VBrennereien 22,211. Der Ertrag des Keflelgeldes if 
durch das Gef. v. 1837 bedeutend vermindert worden. Er war 1835 
und 1836 i. D. 38,208 fl., 1839—1844 nur 23,701 fl., 1846 19,559 fl. 


(d 


— 


$. 440. 


Es giebt wenige Dinge, von denen in Bezug auf die Ver: 
zehrung eine Aufwandsſteuer fo zwedimäßig wäre, als der Ta⸗ 
bak, wenn nur die Erhebung nicht fo große Schwierigkeiten 
hätte. Wird in einem Lande kein Tabak gebaut, fo find die aus: 
länbifchen Blätter vermittelft des Einfuhrzolfes leicht zu trefe 
fen (a). Für die inlandifchen aber läßt fich zwiſchen der Ge 
winnung und Berzehrung kein Zeitpunft finden, in dem fie vol: 
fländig und ohne läftige Wirkungen beflenert werben könnten, 
weßhalb man in mehreren Staaten die Verarbeitung und den 
Handel zu einem Regale gemacht hat, 8.204. Ohne diefes 
für den Gewerbfleiß fehr fiörende Mittel muß man darauf ver: 
zichten, eine große Einnahme aus der Tabaksſteuer zu ziehen. 
Ein Tabaksaufſchlag bei freier Production und freiem Handel 
mit Tabak könnte erhoben werden: 1) bei dem Anbau, fo daß 
der Landwirth von der mit Tabak bepflanzten Fläche, allenfalls 


27 
mit einer Abflufung nach Bodenart und Klima, eine von Jahr 
zu Jahr gleiche Abgabe zu entrichten hat, für die ihm nach der 
Ernte noch einige Friſt geftattet wird (6). Dieß ift leicht aus⸗ 
zuführen, bat aber die Gründe gegen fich, welche im Allgemei⸗ 
nen der Steuerforberung von rohen Stoffen oder unvollendeten 
Waaren widerftreiten, §. 419. Ferner ftebt der Landwirth in 
Verhältniß zu dem Gewerbömanne, der ihm feine @rzeugniffe 
abFauft, in mehreren Dinfichten im Nachtheil, und es ift des: 
balb nicht ficher auf den Erfaß der von erfterem vorgefchoffenen 
Steuer zu rechnen, die auch nicht genau mit dem jedesmal ge: 
bauten und verkauften Quantum ſteigt und fältz 2) beim Ber: 
kaufe durch den Landwirth, indem Dad Abwägen auf einer oͤffentli⸗ 
chen Waage vorgefchrieben wird (c). Died geht ba am leichteften 
an, 100 fich in jeder Gemeinde, deren Bürger Tabak bauen, eine 
folche Waage befindet, hat jedoch ebenfalls die unter 1) erwähnten 
Nachtheile; 3) bei der Verarbeitung, indem die Fabricanten bei'm 
Einkaufe von Blättern und bei der Abfendung von fertigem aba? 
unter genaue Aufficht geftellt werden. Hiebet vermag man häufle 
gen Betrug nicht zu verhüten, wenn man nicht foftbare und druͤk⸗ 
kende Eontrolmittel Haufen will (d); 4) bei dem Kleinverfaufe, 
ber dann den Fabrifherren, wofern fie nicht die befondere Be- 
rechtigung nachſuchen, fireng unterfagt würde. Die Abgabe müßte 
fo gering fein, daß neben ihr der Zoll von fremden Blättern be⸗ 
fliehen könnte, und durch Die Verpflichtung, jeden Ankauf anzumel: 
den, fowie durch Stempelung aller Pakete gefichert werden (e). 


(a) Daher ift in England der Tabaksbau ganz verboten, aber ter Schleich> 
bandel mit Tabak ift daſelbſt ungeheuer. 

(6) Preuß. Tabafsfteuer, neu geordnet durch die Cabin.“O. v. 29. März 
1828. Es werden vom Morgen 6-5 —4— 3 Thfe. entrichtet. 
Mer 6 Q. Ruthen oder mehr beyflanzt, hat Anzeige zu machen. Die 
Sahlung geichieht bis zu Ende Julius oder früher, fobald die gälfte 
der vorjaͤhrigen Ernte verkauft wird. Bei Mißwachs tritt ein Nach: 
laß ein. N. 1850 130,600 rl. 

(c) Ehmals in Baden, Acciſe-O. v. 1812, $. 75 f. Im jedem Amtes 
bezirke, wo Tabak gebaut wurde, war wenigftens 1 Waage. 24 Er. 
Hecife und 6 fr. Wanggeld vom Gentner; Rückvergütung bei der. 
Ausfuhr. NAufgehoben 1818. 

(d) Eine ſolche Abgabe wurde 1797 in Pranfreih eingeführt und trug 
i. D. nicht vol 6 Mill. Sr. Strengere Controle durdy das Geſ. v. 
5. Ventose XII. (1804), worauf der Ertrag bis auf 16 Mil. Br. 
Meg; Inſtruction für das Erbebungsperfonal, |. Code des droits 


N 
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reueis, Il, 128 (A. XIII). Die Steuer war 40 Gent. vom Kilos 
ramm Blätter (9 fl. 20 Er. vom Gentner). 

In Würtemberg verſuchte man 1812 nad der Aufhebung ber Tas 
bafsregie, den Fabricanten und Händlern nach Faſſtionen über bie 
von ihnen abgefegte Menge, nachher in Gemaͤßheit einer Elafieneins 
fhäßung in Bezug auf muthmaßlichen Abſatz, eine Tabafsfleuer auf⸗ 
zulegen, bie im Ganzen auf 40,000 fl. beftimmt und unter die fteuers 
pflichtigen Gewerbsleute xepartirt wurde. Aufgehoben 1828. — In 
uf befteht die oben bezeichnete Sineihtung mit geftempelten 
Umſchlaͤgen (Banderollen). Der Urheber diefer Anordnung, Graf 
Ganerin, fagt: „Das Mittel der Banderolle, auch bei Karten ges 
bräuchlich, führt fih gut durch“. Oekon. d. menfchl. Geſellſch. ©. 252. 


§. 441. 


Spieltarten und Calender find in vielen, Zeitun- 
gen in mehreren Ländern mit einem Auffchlage belegt worden, 
zu deffen Sicherung man ſich der Stempelung bedient, $. 231. 
Eine Befteuerung der Spielkarten ift volkswirthſchaftlich ohne 
Nachtheil, nur trägt fie wenig ein und verleitet zu vielen Um: 
gehungen. Die Einfuhr von Spielfarten vom Auslande fowie 
der Verkauf und Gebrauch ungeftempelter Karten muß bei Strafe 
unterfagt werden, wenn man aber alle Steuerbetrugsfälle ver: 
huͤten wollte, fo würde eine fehr koſtbare und umftändliche Be: 
auffichtigung, namentlich ber Kartenfabriten, nothwendig wer 
den (a). Bei ihrer übrigen Zweckmaͤßigkeit kann diefe Abgabe 
in mäßigen- Sägen und mit einer auf Fabriken, Kaufleute und 
Wirthshaͤuſer ıc. befchränkten Gontrole beibehalten werden. — 
Der Calenderſtempel ift fehlerhaft, weil viele Calender als ein 
Mittel der Belehrung eher Begünftigung als Belaftung verdie: 
nen, die Sränze zwifchen diefen und den Luruscalendern nicht 
ſcharf angegeben werden kann, auch nicht abzufehen ift, warum 
dieſe von allen Drudfchriften und Kunftwerlen allein eine Steuer 
tragen follen. Auch der Zeitungsftempel ift in Hinficht auf die 
Wichtigkeit der Zeitungen ald eines allgemeinen Bildungdmit: 
tel& nicht zu billigen, und wenn man ihn ald ein Mittel ange: 
ſehen hat, den Mißbrauch der Kageblätter für unlautere Zwecke 
zu erfchweren, fo ſteht ihm entgegen, daß er ohne Unterfchieb 
die befferen wie die fehlechteren Blätter trifft (b). 


(a) In Frankreich muß das Papier zu den Karten dem Stante abges 
fauft werden. L’impöt sur les cartes, qai ne produit annuellement 
que 500,000 fr. environ, est le moins important de tous ceax que 


(e) 
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perceit la regie et celui qui est le plus expose à la fraude. Rap- 
port au Roi de 1830, ©. 113. — In Großbritanien trug der Kar⸗ 
tenftempel 20— 22,000 2%. St., ſeit ber Reduetion von 1828 nur 
noch 14—15,000 ; die Abgabe ift 1 Sch. vom Pfund. — In Preus- 
Ben bat fih die Regierung den Berfauf der Spielkarten vorbehalten 
und bezieht im Preife zugleich die Steuer. Franzoͤſ. Karten werben 
in 3 Sorten zu 15—10-5 Sgr., beutfche zu 10 und 5 Ser. vers 
kauft. — In Baben ift feit 1831 der Kartenftempel aufgehoben. 
(d) In Großbritanien ift 1835 der Stempel von 4 auf 1 B. (3!r.) vom 
üd herabgefeßt worden. Vorher war der Ertrag bis ’, Mill. 
2. St. gefliegen. 


$. 442. 


Man hat noch manche andere Gegenftände bed Werbrauches 
mit einer Accife zu belegen verfucht, vorzüglich in Großbrita⸗ 
nien (a). Indeß haben fich die meiften diefer Aufwandsſteuern 
in ber einen oder anderen Hinficht den allgemeinen Befteuerungss 
grundfägen wibderflreitend gezeigt. Bald war der Gegenftand 
von der Art, daß feine Vertheurung für Die Gewerbe oder für 
andere Zwede, 3. B. die Gefundheit (b) nachtheilig wirkte; 
bald waren die Beranftaltungen und Weberwachungsmittel fos 
wohl für die Zehrer ald für die Erzeuger und Verkäufer zu 
läftig und erfchienen dann als doppelt verwerflich, wenn nur 
eine geringe Einnahme erzielt werden konnte. Daher ift man 
von den meiften Steuern diefer Art nach und nach zurüdgefom: 
men. Dennoch ift ed denkbar, daß ſich noch Ausgaben auffin: 
den laffen, von denen man auf unfchädliche Weiſe Auffchläge 
erheben könnte. Eine folche der neueften Zeit angehörende 
Steuer ift die auf Runkelruͤbenzucker gelegte, zu welcher 
man fich darum entfchloß, weil die rafche Zunahme der inlaͤn⸗ 
difchen Fabriken den Einfuhrzoll von Golonialzuder beträcht: 
lich fchmälerte, weil die Befleuerung des Zuckerverbrauches 
zweckmaͤßig ift und die Befreiung des Ruͤbenzuckers ald eine 
übermäßige Begünftigung eined Gewerkszweiges von noch zweis 
felhafter Gemeinnügigkeit angefehen werden mußte, vgl. II, 
$. 214 (d). Da ber Rohſtoff am fehwerften zu verbergen ift, 
fo wird die Steuer am beften von den verwendeten Runfelrüben 
‚erhoben, und zwar beim Einbringen derfelben im die Zuckerfabrik 
ober bei ihrer Berfleinerung (b), und nach einem Anfchlage über 


die zu einem Gentner Robzuder erforderliche Rübenmenge (c). 
Rau, polit. Dekon. Ite Ausg. III. 2. Abth. - 414 
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Aus Gründen des Steuerwefens müßte man den Rübenzuder 

— eben ſo hoch belegen, ald den Rohrzucker; nur die Rüdficht auf 
die inländifchen Kabrifen, welche feither in der gänzlichen Steu- 
erfreiheit einen großen Schuß genoffen hatten und bei der ploͤtz⸗ 
lichen Gteichftelung beider Zuderarten zum Xheile mit großen 
Berluften für die Eigenthümer zu Grunde gehen könnten, mag 
eine Schonung bed Rübenzuderd anrathen (a). 


(a) In Baden gab es nach der Accisorbnung von 1812 eine Abgabe von 
Del, nad den geflampften Rohſtoffen erhoben, unt von Brennholz 
(2—6 fr. von ber Klafter, vor der Abfuhr aus dem Walde zu ent: 
rihten). Beide Abgaben hörten 1820 auf. — Ghemalige Abgabe 
von Gold» und Silbeuivaaren in Dellerreih, durch vorgefchriebene 
Stempelung überwadht. — In den öfterreihiichen größeren Stätten 
werden Stenern von Brennholz und Bauftoffen, Milk, Giern, 
Wachs, Del, Käfe ıc. erhoben. 

> Im brit. Reiche find neben Malz, Hopfen und Branntwein noch 

beſteuert: Ertrag 1849 
Ziegel u. Backſteine, s Sch 10 P. u. 10 Sch. pr. 1000 456,452%. 
Papier, 1Y/a P. pr. Pf. > 2 2 2 0 2 200. 810,554 „ 
Seife, 1 m. AB. pr. Be. » 2 2 0 2. . 1,026,080 „ 

durchgängig mit 5 Proc. Zufchlag zu den angegebenen Sägen. Hiezu 
fommen mancherlet unter Die Acclte geredinete Gebühren (licenses) 
von Gewerbtreibenden, beſonders ſolchen, welche beſteuerte Waaren 

verfaufen, ferner von Miethkutſchen, Boftpferden, Gifenbahnen x. 

Diele Abgaben find nicht ſowohl Gewerbfteuern, als firirte Acciſe⸗ 
zufchläge und Mittel, die Zahl der Accifepflichtigen zu befchrünfen. 
Bei ber Ausfuhr der Seife wird eine Nüdvergütung gegeben, 1849 
von 85,286 %. Die bedeutenderen @rleichterungen in der neueften 
Zeit find folgende: 1830 Bierauffchlag aufgehoben, gegen 3 Mill. 2. 
— Leder, 340,000 2%. — Eider, gegen 30,000 2. St. — 1831 Kattune 
und bedructes Papier, 550,000 2. (nach Abzug bes ftarfen Erſatzes 
bei der Ausfuhr). — Lichter, 500,000 2. St. — 1833 Seife, auf die 
Hälfte gefegt. — Biegel berabgefegt um ungefähr 37,000. — Spiels 
farten, 30,000 u. m. a. Stempelfübe. 1834 Stärke, 75,000 8., Res 
duction der Branntweinfteuer. 1835 Blasaccife um !,. vermindert. 
1836 Papier auf die Hälfte. Die Nceifeeinnahme von 1834 war um 
ungefähr 1'/, Mil. &. Et. höher, als man diefer Grleichterung zus 
folge hätte vermutgen follen. — 1845: NAuctionss und Glasarrife 
aufgehoben, zuf. 642,000 2. 

(d) Die Uebereinfunit der Zollvereinsftaaten v. 8. Mai 1841 geftattete 
einftweilen die Wahl, ob man bie Steuer von dem fertigen Erzeug⸗ 
niß, oder von den Müben, und zwar beim Einbringen oder erft vor 
dem Serfleinern erheben wolle. Dan bat jedoch —* die letztere 
Methode vorgezogen, wie ſchon Lie preuß. V. v. 21. März 1840, 
welche als Vorbereitung für Lie künftige Beſteuerung eine ſogenannte 
Bontrolabgabe von '/, ri. auf den Centner Robzuder eingeführt 
hatte, unbedingt das Abwägen vor dem Berkleinern vorfchrieb. “Der. 
Fabrikherr muß vor dem Anfang ter Verarbeitung Anzeige machen, 
worauf Das Verwiegen unter Auffigt eines Steuerbedienten geſchieht. 
In Sranfreich Halt man fih an die Zufuhr in die Fabrik. 
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(ec) Dan rechnet im Zollverein 5 Broc. Rohzuder aus Rüben, die fo eben 
ur Serkleinerung kommen, dieß if aber zu wenig. 
(d) Die Steuer begann im Zollverein im 3. 1841 mit einem Gabe von 
. 35 fr. für den Centner Robzuder. Es war eine Erhöhung für dem 
gall verabredet, daß im Zollverein der Rübenzucker über !/, des 
edarfs liefern würde. Die Steuer foll Künftig wenigflens ?/, vom 
Zoll des Rohzuckers für inländifche Siebereien betragen (jetzt 5 xI.) 
ferner foll fie fammt dem Zuderzoll auf den Kopf der Einwohner fo 
viel betragen, als i. D. 1838 — 1840 ber Zuders und Syrupzoll 
ausmachte. Diefer Zollbetrag berechnet fich zu 6'/, Sgr. auf den 
Kopf. Seit 1844 fließt die Mübenzuderfteuer in die Vereinscafle. 
Sie wurde 1844 auf I rl., 1850 auf 2 rl. vom Gentner Robzuder 
erhöht, nämlih 3 Ser. vom Centner Rüben. Da aber diefe wohl 
6—7 Proc. Zuder geben, fo iR die Abgabe nur ungefähr Miet . 
vom Zuder. Grtrag 1845—47 i. D. 232,955 rl. — In Frankreich 
wurde diefe Abgabe Durch das Geſ. v. 18. Juli 1837 eingeführt, ans 
fange 11, dann von 1839 an 161/, Zr. von 100 Kil. 1840 folgte eine 
Erhöhung auf 25 Fr. Die Fabriken behaupteten fi ungeachtet die⸗ 
fee Belaftung. 1843 ſchlug die Regierung vor, die Fabrikanten mit 
40 Mill. Sr. zu entichädigen und dagegen bie Bereitung des Ruͤben⸗ 
udere zu verbieten, allein die Kammer zog vor, biefen und den 
hrzucker aus franzoͤſ. Eolonieen in der Befteuerung gleich zu ſetzen, 
fo dag 5 Jahre lang jährlih 4 Br. v. 100 Kil. dem Rübenzuder 
mehr aufgelegt wurden. Der Steuerfuß iſt 491/, Fr. von 100 Kil., 
aber Rohrzucker aus fremden Laͤndern zahlt 22 Wr. Zoll weiter. Die 
MR. Zuderfteuer trug 1842 9,439,000 Fr. / A. für 1841 20 Mill. Fr. 


4. Abſatz. 
Sränzzölle. 


1. Allgemeine Grundfäße. 


$. 448. 


Zölle (a) oder Mauten (b), d. h. Abgaben von den im 
Handel verfendeten Waaren, kamen ſchon im Altertbume vor (c) 
und gingen nach dem Beifpiele des römifchen auf das deut⸗ 
che Reich über (d). Sie wurden an einzelnen Handelsplaͤtzen, 
befonders Seehäfen, fo wie an Bruͤcken und Straßen von den 
auds und eingehenden Waaren, urfprünglich mit gleichen Saͤtzen 
gür die verfchiebenen Arten berfelben, erhoben, und man ſcheint 


mehr bie Handelsgewinnſte, befonderd der Ausländer, als die 
| 14* 





212 


Zehrer haben treffen zuwollen. Im Mittelalter wurden die Zölke 
unter verfchiedenen Namen (e) fehr vermehrt und häufig von 
mächtigen Grundherren, theils mit landeöherrlicher Bewilligung, 
theils ohne folche erhoben. Man betrachtete fie ald eine Entrich- 
tung fir den Gebrauch der Straßen, Brüden ꝛc., fowie für den 
Schutz, den die Waaren in einem Gebiete genoffen (f). Doch 
giebt es auch Beifpiele von Zöllen, welche fchon früh nach den 
verfchiedenen Waarengattungen eingerichtet und dazu beſtimmt 
waren, dem auswärtigen Handel eine gemeinnügige Richtung 
zu geben (9). Allmählig trennten ſich Die Zölle von den Weg: 
geldern und anderen ähnlichen Gebühren (h) und verwan- 
delten fich, wie die Gefchloffenheit der Staatögebiete ſich auf: 
bildete und die Landeshoheit erftarkte, aus vereinzelten Örtlichen 
Abgaben in foldye, die mit Hinfiht aufden Verkehr eines ganzen 
Landes, namentlic auf feine Aus: und Einfuhr, angelegt wur: 
den. Im 17. Jahrhunderte entwidelte fich jenes künftliche Zoll: 
wefen, welches heutiged Tages die Graͤnzen aller größeren Staa⸗ 
ten umgiebt (i), dagegen verfchwanden die inneren Zölle immer 
mehr (k), fo daß man jeßt unter Zöllen fchlechthin blos die 
Sränzzölle zu verftehen pflegt. 

(a) Zoll, engliih und plattdeutfch Toll, kommt von reiwreion oder 

\ zeAanıov her, welche Wörter wieder von dos, vectigal, herſtam⸗ 
men und eigentlich die Zollftätte beteuteten. Aus telooeum wurde, 
wie alte Urkunden u. a. Schriften zeigen, tolenium, toloneum, 1ol- 
neum, toletun gemacht, ferner ift au tonleium , tonlium, altfran« 
zöftfch tonlin, „onlieu, hieraus zu erflären, daher auch tonloier oder 
toulaier, Zöllner. — Thol, toll heißt im Engliſchen unter andern 

eine Handelsgerechtigkeit eines Grundbeſitzers, und das Weggeld. 

(6) Maut, mulatieum, muta im Latein des Mittelalters, vielleicht von 
dem gothifchen mota, motastad, welches bei ulfilas eine Abyabe 
anzeigt. Dies Wort ift demnach urſprünglich mehr deutſch als Zoll. 
— Engliſcher Name eustom, wie coutume, von consuetudo — äl: 
terer frangöflfcher Name traite, traite foraine, von Iraclure, tran- 
situra. 

(c) ZoM von 2 Proc. der Aus: und Binfuhr in Athen, erzenoorn, deflen 
Ginnehmer Bentefofologen hießen; in ten bundesverwandten Stäts 
ten erhob Athen 5 Procent, eixoasr, von den zur See aus: und ein: 
gehenden Gütern. Die Ausfuhr mehrerer zinge war in Athen vers 
Doten — und Oel zahlten einen Ausfuhr ol. Boͤckh, Staateh. 

— Reynier, Grecs, ©. 299. n Rem beitanten ſchon 
in er älteften I Hafen öfle,. portoria, die fpäterhin öfters aufge 
hoben und wieder bergeftellt wurden. Die römifchen vectigalia, von 


den Hanteltreibenden für ihre verfendeten Waaren bezahlt, betrugen 
früher a—t Broc. (Tac. Annal. II, 42), fpäter 1/,- des Maas 





(d) 
(e) 
102) 


(&) 


(h) 
() 


(k) 
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renpreiſes, L. 7. u. S. Cud. de vecligal, (1V, 62), und vielen Stät: 
ten wurde zur Mufgülfe ihres Haushaltes die Zollerhebung bewilligt, 
L. 10 eod. L. 1. Cod. nova vecligal. (1V, 62). -Die Banbekten- 
(L. 16. $. 7. de publican. et vectig. XXXIX. 4) enthalten ein Ber: 
zeichniß der zollbaren Waaren. v. Ulmenſtein, Pragm. Geſchichte 
der Zölle in Teutfchland, Halle, 1798. ©. 14. 

v. Ulmenflein, S. 40. — Das Zollwelen in Deutſchland, geichicht: 
lich beleuchtet. Frankf. 1532. ©. 2. 

Ripatieum, ponlaticum, rolaticum von Karren ohne Deichfel, Le- 
monaticum von Deichfelfarren c Hüllmaun, Finanzgeſch. S. 223. 
Wer von ber Brüde keinen Gebrauch machte oder einen gewiſſen 
Ort nicht berührte, war zollfeei. Das Zollwefen in Deutſchl., ©. 12. 
— Bine ausschließlich für die Beichügung entrichtete Abgabe in meh: 
ven Ländern war das Geleitsgeld, deſſen Name fchon andeutet, 
taß ehemals bisweilen eine wirkliche Begleitung durch Bewaffnete 
ſtattfand. Noch in der legten Zeit des Reichsverbandes fam in Nürn: 
berg das fogenannte lebendige Geleit vor, indem 2mal im Jahre 
die in einer „Geleitskutſche“ nach Leipzig und Branffurt a. M. reis 
tenten Kaufleute von Beamten und bürgerlichen Reitern der Fürs 
ten, durch deren Länder fie reiften, begleitet wurden. Andere Kauf: 
leute und Fuhrleute, welche von Nürnberg aus dieſe Meſſen befuch: 
ten, mußten den Geleitszettel löſen, auf dem ihnen unyehinderte 
Reiſe und eventueller Schadenerfag verfprochen wurde. Roth, Ges 
Ichichte des Nürnberger Handels, IV, 71. Göthe, Aus meinem £e: 
ben, XXIV. 31. — Die Reichsgrundgeſetze eiferten fortwährend bie 
zus neueſten Wahlcapitulation des Kaiſers Franz Il. v. 1792 gegen 
unbefugte Vermehrung der Zollſtätten. — Man fennt viele einzelne 
Zullverleihungen, dagegen auch Zollfreiheiten einzelner Städte; Nüͤrn⸗ 
berg hatte in einer großen Anzahl von Stätten die Zollfreiheit, bie 
in einem Theile derſelben jährlich mit ſymboliſchen &efchenfen und 
Feierlichkeiten (3. B. tem Pfeifergericht in Frankfurt a. M.) ers 
neuert werden mußte. Roth, a. a. D., IV, 1-39. Goöthe, 
a. a. O., ©. 33. 

In Frankreich war es zuerſt die Ausfuhr verſchiedener Dinge, die 
man nach der Aufhebung des Verbotes vermittelſt ter Zölle zu be: 
fchränfen fuchte. 1324 Ausfuhrzölle von Wein, Getreide, Heu, Kuh: 
ten, Waid, Pelzen, Tüchern, Salz u. Wein. 1349 die Ausfuhr von 
Wolle verboten, 1355 gegen einen Zoll wieder erlaubt, f. Pasloret, 
Vorrede zum XVI. Bunte ter Ordonnances .des Rois de la France, 
©. XCl 


Hafen⸗, Waug:, Niederlags:, Krahn⸗, Schleußen:, Pflaſtergeld ıc. 
In Frankreich brachten die Zolltarife von 1664 (nur in den PBrovin: 
jen der 2 grosses fermes ausgeführt) und von 1667 (allgemein für 
das ganze Land) zuerfi Ordnung und Bereinfachung in das unglaub: 
lich verworrene Zollwefen. wie dieß in tem Edict von 1664 erzählt 
wird. Der Tarif von 1667 traf hauptlächlich fremde Zeuche; z. B. 
tas Stüf fyanifches Tuch von 30 Gllen 101 livres, hullänpdifches 
und englifches Tuch von 25 Ellen SO1, 1 Sentner Antwerpener und 
Brüfleler Tapeten 290 1., — ferner Rederwaaren, Spiegelglas, 
Seife ꝛc.; ſ. v. Martens, Geſetze und Verordnungen ber einzelnen 
europäiſchen Mächte, Goötting. 1802. 1, 20. 

Außer etwa in den Staaten, deren Provinzen noch in keine gleich⸗ 
fürmige Verwaltung gebracht werden koͤnnen und deßhalb wie ge: 
trennte Staaten behandelt werden, wie 3. B. Ungam nod) bis 1850 
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feine eigene Zolleinrichtung hatte und bie Graͤnze gegen Die anderen 
Theile des Kaiferflantes mit einer doppelten Reihe von Bollellen 
befeßt war, die auf ungarifcher Seite Dreißigftämter hießen, wie 
der ungarifche Zoll die Dreißigſtgebühr. — Auh Medienburg 
bat noch Binnenzölle, won denen die Ritterfchaft für ihre landwirth⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe befreit iſt, Grbvergleih v. 1755 $. 250 fi. 
Sndeflen find die Abgaben fehr mäßig. Die 25 Landzollämter in M. 
Schwerin tragen nur -32,650 ri. (A. 18%,,,), alfo weniger als das 
Weggeld, am erheblichften iR der Tranfitzoll auf der Ciſenbahn und 
an den 2 Elbzollſteuern, zufammen 246,220 rl. 


$. 444. 


Die Eigenthümlichkeiten der Zölle von formeller Seite ent- 
fpringen daraus, daß bie Erhebung an den Landesgraͤnzen ge: 
ſchieht. Vergleicht man fie in dieſer Hinficht mit den Auffchlägen, 
fo ergiebt ſich Folgendes: 1) Der innere Verkehr eines Landes 
wird von den Zöllen fehr wenig beläfligt. Zwar hat man zur 
Sicherung der Zollgefälle einige Beauffihtigung der Waaren: 
fendungen im Innern nöthig gefunden, indeß find die üblichen 
Beſchraͤnkungen nicht erheblich, beziehen fich größtentheild nur 
auf wenige hochverzollte Artikel und laffen die meiften Gewerbe 
ganz ungeftört. 2) Der Verkehr mit dem Audlande durch Rei: 
fen und Waarentransporte wird gewiflen Auffichtäömaaßregeln 
und Zörmlichkeiten unterworfen, — ein Uebel, unter welchem 
ſowohl die Kaufleute, Fabrikherren, Schiffer, Zuhrleute zc., als 
die Gränzbewohner zu leiden haben. Kür diefe ift der Nachtheil 
da am größten, wo die Staatsgraͤnze nicht Durch die Naturbe: 
fchaffenheit eined Landes angedeutet ift, fondern Durch ſtark bes 
völkerte, in vielfachem Verkehre ftehende Landfchaften hinzieht. 
Die erftgenannten Perfonen lernen zwar bald ſich mit den Bor: 
Schriften des Zollweſens vertraut zu machen und fich nach ihnen 
zu bequemen ($. 413), auch kann man dem Fleinen Gränzver- 
Tchre viele Erleichterungen geben, ohne den Zwecken des Zoll: 
wefend zumider zu handeln. Gleichwohl bleibt in beiden Rüds 
fihten immer eine Befchwerlichkeit übrig. 3) Ein erheblicher 
Vorteil ift ed, dag man mit faft gleicher Mühe den Zoll von 
‚vielerlei, ftatt von wenigen WBaarengattungen einziehen kann, 
und dieſe Leichtigkeit hat vielfältig fogar Dazu verleitet, Daß man 
mehrere und höhere Zölle anlegte, ald es zu rechtfertigen ift 
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Machen nun in einem Bande volfdwirthfchaftliche und finanzielle 
Gründe ed nöthig, eine Abgabe von vielen im auswärtigen 
Handel fich bewegenden Gütern zu erheben, fo ift es am einfach: 
fien, diefelbein der Form eines Sränzzolles anzuordnen. Wollte 
man den Weg der Acciſe wählen, fo würde dieß Die Koften und 
Befchwerlichkeiten fehr vermehren, weil faft jeder Gegenfland 
feine eigenen Ueberwachungsanſtalten erfordert. Faͤnde man ba: 
gegen in einem Lande, bei der Abmefenheit eines wahren Schutz⸗ 
bebürfniffed und der Niedrigkeit der Aufmandäfteuern, nur 
wenige fremde Waarengattungen mit einer Steuer zu belegen, 
fo wäre es vortheilhafter, dieß mittelft einer Accife zu bewert: 
ſtelligen und das ganze Gerüft der Zollanftalten hinwegzulaſſen. 
Dieß ift inöbefondere in Heinen vereinzelt flehenden Staaten, 
ferner in folchen, die ein fehr zerriffenes Gebiet und einen ver: 
haltnigmäßig langen Gränzzug haben, wegen ber größeren Ko: 
fien und der geringeren Ausdehnung bed von ben Zöllen nicht 
beläfligten Binnenlanded vorzuziehen. 


$. 445. 


Das Zollwefen mußte fo lange in einem mangelhaften Zu- 
flande bleiben, ald man es nur nach zufälligem Gutduͤnken und 
willfürlichen Regeln behandelte. Feſte Grundfäge werden erft 
dadurch gewonnen, daß man die Zwecke, aus denen Gränzzölle 
angelegt werden können, und deren Wirkungen forgfältig un⸗ 
terfcheidet. 

1) Der volkswirthſchaftliche Zwed, den einheimifchen 
Gewerböleuten einen Schuß vor dem auswärtigen Mitwerben 
zu geben, gehört der Volkswirthſchaftspflege an und wird in der 
Volkswirthſchaftspolitik in Betracht gezogen, II, $. 123. 132, 
205. 297. Der Ertrag folher Schutz zoͤlle für die Staats: 
caffe ift eine Nebenfache, was man fchon daraus erfennt, daß 
man ihrer Beftimmung gemäß wünfchen muß, fie fortwährend 
abnehmen zu fehen, und daß ftatt ihrer nicht felten fogar Ver⸗ 
bote der Ein: und Ausfuhr verhängt wurden. Da der Verbrauch 
der fremden Waaren nicht durchgängig als Zeichen der Wohl: 
babenheit angefehen werden kann, ja vielmehr diefe Waaren 
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meiftend darum vorgezogen werben, weil fie wohlfeiler oder 
beffer find, da folglich die reinen Schußzölle fich nicht gerade 
nach den Abftufungen der Vermoͤglichkeit unter die Bürger ver: 
theilen, fo tragen fie weniger das Gepräge von Steuern, ald 
von Gebuͤhren anfich, nämlich als eine Vergütung für die ge⸗ 
- flattete Eins oder Ausfuhr einer Waare und ald eine mildere Be⸗ 
ſchraͤnkung flatt gänzlicher Verbote, die man, obfchon ohne zu: 
reichenden Grund, in mehreren Staaten noch antrifft. 

2) Der finanzielle Zweck befteht in der Gewinnung 
einer Einnahme, die in den meiften Staaten von anfehnlichem 
Belaufe ift (a). Es find hier wieder 2 Fälle zu unterfcheiden: 
a) Die Zölle follen von den Staatdbürgern getragen wer: 
den. Iſt dieß der Hauptgrund ihrer Einführung, fo find fie 
wahre Steuerzölle und müffen nach den allgemeinen Grund: 
fügen eingerichtet werben, welche für die Befleuerung des Auf: 
wandes beftehben. Viele Zoͤlle find indeß gemifchter Natur, weil 
beide Zwede des Schußes und der Befteuerung zufammentreffen. 
b) Man will, wo ſich gute Gelegenheit zeigt, von den Aus: 
ländern eine Einnahme beziehen, $. 266. 

Diefe verfchiedenen Zwecke müffen beiden 3 Richtungen des 
Waarenzuged im auswärtigen Handel, namlich der Ein, Aus⸗ 
und Durchfuhr, unterfucht werden. 


(a) In Sranfreih waren 1849 die Zölle (ohne Salzſteuer) auf 
135%/, Mill. Sr. Rohertrag angeſchlagen, alfo 10,8 Proc. der orbentl. 
Staatseinfünfte. Die Koften der Zölle (mit Ginfchluß ter’ Abgabe 
von Seefalz) waren 16,4 Proc. ohne die Ausfuhrprämien. — Im 
britifchen Reiche trugen die Zölle 1849 22,663,607 2. oder 39,* 
Proc. der Staatdeinnahme Die Koften und Rüdkvergütungen bes 
trugen an 9 Proc. — Defterreih, 1847 reiner Kollertrag im 
Derfehre mit dem Auslande, jo wie mit Ungarn und Siebenbürgen 
19,381,000 fl.; N. für 1848 roher Ertrag 23 Mill., reiner 20 Mil. 
= 241 DR. fl. des 2417, fl. Fußes. — D. Bollverein: Ganze 
Bolleinnahme 1847 27,555,979rl., D. 1848 und 49 nur 23,172,990 rl. 
Koſten 1845—49 i. D. 10,18 Broc. Der rohe Ertrag auf den Kopf 
der Eiw. War 

in Großbritanien, 1849. . fl. 9,5: 
„Frankreich, 1849 °. . . „ 18 
„ Bollverein, 1845—49 . . „ 18% 
„Oeſterreich, A. 1848... „ 0,78 
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II. Einzelne Arten der Zölle. 
A. Einfuhrzölle. 


$. 446. 447. 


In dem Zollweſen der europäifchen Staaten bildet die Ein: 
fuhr den ergiebigften Gegenftand der Zollbelegung (a), Was 
den erwähnten volfswirthfchaftlichen Grund der Einfuhr: 
zölle betrifft, fo hat man fich größtentheild Darüber vereinigt, 
daß eine gänzliche Ausfchließung fremder Erzeugniffe durch Ver: 
bote (Prohibitivfyftem) eben fo unausführbar, ald, wenn fie 
gelänge, unzweckmaͤßig fein würde, und daß dagegen die volle 
Handelsfreiheit, obfhon an und für fich das Bollfommenfte, 
doch bei den gegebenen Verhältniffen, bei einem unter der Bes 
günftigung vieler Zölle entwidelten Gewerbemwefen, zumal von 
einem einzelnen Staate ohne gleichzeitige Nachahmung in an: 
deren, nicht fogleich eingeführt werden könne und nur als Ziel 
zur allmähligen Annäherung anzufehen fei. Das Feld der 
Meinungdverfchiedenheit hat fich hiedurch verengert, und wenn 
noch lebhaft darüber geftritten wird, ob die Begünftigung der 
Handelöfreiheit oder das Schutzſyſtem den Vorzug verdiene, fo 
führen die tieferen Forfchungen über die Natur ded auswärtigen 
Verkehres, fowie viele Erfahrungen über die vortheilhaften Fol⸗ 
gen einer Verminderung des Zollſchutzes nothwendig zu der ers 
fteren Anſicht, 11, 8.205 ff. 297 ff. Die Beibehaltung, die neue 
Einführung oder die Erhöhung diefer Zölle muß daher in jedem 
einzelnen Falle aus den gegebenen Gewerböverhältniffen eines 
Landes ald Beduͤrfniß nachgewiefen werden, um gerechtfer: 
tiget zu fein, und dieß ift nur bei Zöllen auf beftimmte 
Dauer möglich. 

(a) Der Einfuhrzoll machte im d. Zollverein 1847— 49 96 Bror., in 

Sranfreih A. 1849 94 Broc. der Zulleinnahme aus. 


$. 448. 


In der Regel kann ein Einfuhrzol nicht auf die auswaͤrti⸗ 
gen Verfäufer übergewälzt werden, weil diefe vermöge bed Mit: 
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werbens ihre Preife fo niedrig flelen müflen, daß fie bei einer 
weiteren Erniedrigung nicht beftehen können, weshalb fie eher 
einen anderen Markt auffuchen oder ihrem Gewerbfleiße eine 
andere Richtung geben (a). Vergleicht man nun die aus einem 
Schußzolle fließende Staatdeinnahme mit der Mehrausdgabe 
der inländifchen Käufer, fo erfennt man, daß in-diefer Hinficht 
verfchiedene Kalle möglich find CH, $. 206). I) Wird unge: 
achtet des ſchuͤtzenden Zolled die Waare gar nicht im Lande her⸗ 
vorgebracdht, fo muß ihr Preis gerade um den Betrag deflelben 
(oder mindeftens der Schleihhandeldprämie) erhöht werden und 
diefe ganze Erhöhung fließt, die heimlich eingeführten Quantis 
täten auögenommen, in die Staatöcaffe. Da unter diefen Ums 
ftänden der Schuß unwirkſam ift, kann die Zulaͤſſigkeit des Zol⸗ 
les nur aus dem Geſichtspuncte der Beſteuerung beurtheilt wer⸗ 
den. 2) Findet eine Erzeugung im Lande ſtatt, die aber die 
Einfuhr noch nicht ganz entbehrlich macht, ſo iſt die Vertheurung 
dieſelbe, wie im vorigen Falle, aber die Mehrausgabe vertheilt 
ſich zwiſchen der Staatscaſſe und den inlaͤndiſchen Gewerbsun⸗ 
ternehmern, und dieſe gewinnen dabei, wenn ihre Koſten nicht 
ſo viel betragen, als die Anſchaffung der fremden Waaren mit 
Einſchluß des Zolles. Iſt der Zoll nicht zugleich als Steuer 
zweckmaͤßig, fo iſt die durch ihn verurſachte Mehraudgabe nur 
eine Praͤmie, welche alle Verzehrer einer Waare zu Gunſten 
eines gewiſſen Zweiges der Hervorbringung zu tragen haben, 
und welche ſich nur rechtfertigen laͤßt, wenn ein erheblicher ge⸗ 
meinnuͤtziger Erfolg durch fie zu Wege gebracht wird (b). 3) 
Vermag die infändifche Hervorbringung den ganzen Bedarf 
einer Art von Waaren zu liefern, fo wird der Preis derfelben 
von den Koften der einheimifchen Unternehmer und von dem 
Mitwerben beftimmt und fann leicht niedriger werden, als der 
Aufwand im Falle der Einfuhr. Kann der inländifche Gewerbs⸗ 
mann auch bei voller Kreiheit daS fremde Mitwerben aushalten, 
wie dieß bei allen den Gewerben ftattfindet, die zur Ausfuhr 
betrieben werden, fo hört die Einnahme aud dem Zolle ganz 
oder größtentheild auf und man kann denfelben hinwegnehmen. 
Berürfen aber die Erzeuger noch eined Schuges, fo wird den 


* 
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Zehrern wie im vorigen Falle ein Opfer auferlegt, nur ein Hei: 

neres, und die Staatscaſſe bezieht Davon wenig. 

(a) Es giebt Ausnahmen von diefer Megel, z.B. wenn der Zoll fo nies 
drig if, daß ihn die Erzeuger aus nen Gewinnſten beftreiten, um 
die Production nicht aufgeben zu müflen, ferner, wenn ein Land fei- 
ner Lage nadı feinen Hauptabfag in demjenigen Staate erwarten 


muß, der die Zölle auflegt und dadurch die Erzeuger in jenem Lande 
gewiffermaaßen beherricht ıc. 


(8) Dft verfehlt eine folche Maaßregel auch ihren Zwed und bringt Ber: 
fonen Nugen, die man nicht begünftigen wollte. In England 3.2. 
zahlten Muscatnüſſe aus britifchen Golunien 21/,, andere 3'/, Sch. 
vom Pfunde. Nun gingen viele jolde Nuͤſſe aus Holland ein, wurs 
den, da für die Wiederausfuhr Fein Einfuhrzoll entrichtet zu werben 
brauchte, von englifchen Kaufleuten nad dem Gap und von ba zus 
rück nah England geſendet und bier nach tem niedrigeren Sage 
verzollt, wobei auf das Pfd. 8 P. zu gewinnen waren. Monthiy 
Rev. Sept. 1833. ©. 155. 
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Man hat oft die Anficht gehegt, daß ohne Unterfchied alle 
fremden Kunftwaaren mit Einfuhrzöllen belegt werden dürften, 
weil alle Zmeige ber Gewerke im Lande Begünftigung verdien⸗ 
ten und weil in dem Falle, wo ber Schuß bei einem heile ders 
felben unwirkfam bliebe, der Zoll wenigſtens ald Aufwandsfteuer 
zu vertheidigenfei. Dieß iſt unrichfig, denn nur bei einem Theile 
der Gewerke trifft dad Beduͤrfniß des Schußed mit der Schuß» 
würbigfeit zufammen; ein erfolglofer oder unpaffender Schuß» 
zoll aber ift nicht immer einegute Steuer und der Verbrauch vieler 
Gewerköwaaren, 3. B. der Zeuche zu Kleidung, mancher Ge: 
räthe u. dgl. richtet ſich' keineswegs genau nach dem Einkommen 
jedes Zehrers, er ift bei mancherlei Dingen eine Folge eined ge: 
willen Standesbedürfniffes, und die Vertheurung ift dann für 
die Claſſen der Lohnarbeiter und Gewerföunternehmer eine uns 
billige Befchwerde. Gleichwohl ift es bei einem Gewerbe, wel: 
ches in einem gewiflen Lande Feiner befonderen Begünftigung 
würbig ift, noch beffer, wenn der Zollſchutz fruchtios bleibt, ald 
wenn die Mehrausgabe der Zehrer der Staatscaſſe entgeht 
und zur Unterhaltung einer koſtbaren und unwirthichaftlichen 
Hervorbringung verwendet wird. 








§. 490. 

Zölle als Steuern werden, wie die inneren Auffchläge, auf 
foiche ausländifche Waaren gelegt, die der Vermoͤgende ausſchlie⸗ 
Bend ober in größerem Maaße gebraucht ald der Unbegüterte, 
die alfo nicht zur Nothdurft, fondern zum Wohlleben, zum Ber: 
gnügen oder Prunke dienen. Diefe Steuerzölle find weit ein: 
träglicher, ald die Schußzölle (a). Ihre Beibehaltung ift in 
den meiften Staaten nothwendig I) wegen der Unentbehrlich- 
keit ihred Ertrages für die Staatöcafle, 2) wegen der Rüdficht 
auf die inneren Auffchläge. a) Wird eine Waare bei ihren in: 
ländifchen Erzeugern mit einer Acciſe belegt, fo gebietet die Ge: 
rechtigfeit, daß auch von den eingeführten VBorräthen eine wenig: 
ftend gleich hohe Steuer erhoben werde. b) Aber auch andere, 
nur zu einem und demfelben Hauptzwede dienende Güter müf: 
fen bei der Einfuhr befteuert werden, um nicht den Verbrauch 
und alfo die Erzeugung ber acciöbaren inländifchen Erzeugniffe 
zu fehr zu ſchwaͤchen, wie 3.3. der Wein⸗, Bier, Branntweins 
und Fleifchauffchlag einen Bol auf fremde Speifen und Getränfe 
erheifcht. c) Selbft der bloße höhere Grad von Entbehrlichkeit, 
ohne Beziehung auf einen gemeinſchafilichen Gebrauchszweck, 
fpricht, in Vergleichung mit den Gegenftänden der Accife, für 
Zollbelegung eingehender Luxusgegenſtaͤnde. 


(a) Im Zollverein trugen Zuder und Kaffee im 3. 1830—32. 42,9 Proc., 
1842. 45,7% Broc., 1849 fogar 53 Proc., Wein und Tabafsblätter 
im legteren Jahre 13.2 Proc, trodene Süpfrühte, Gewürje und _ 
Heringe 5,3 Proc., alfo die genannten 7 @egenftände 71,5 Proc. In 
Großbritanien brachten 1849 Thee, Tabaf, Zucker, Wein, Kaffee und 
Suͤdfruͤchte 16,813,787 2%, oder 3/5 der ganzen Solleinnahme ein. 
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Was die einzelnen Gegenftände der Einfuhrzölle betrifft (a), 
fo fANt der Grund einer Befteuerung bei folchen Waaren hinweg, 
welche fo unentbehrlich oder doch fo nüglich find, daß ihr Ankauf 
nicht ald Zeichen der Steuerfähigkeit angefehen werden Tann, 
oder deren Vertheurung wenigftend nicht beabfichtigt werden 
folte. Dahin gehören z. B. die nöthigften Nahrungsmittel, 
Brennftoffe, Kleivungsftoffe für die arbeitenden Claſſen, Arze⸗ 
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neien u. a. der Geſundheit nügliche Dinge (b), Hälfsmittel für 
MWiffenfchaft, Kunft und Gewerbe, ald Bücher, Kunftwerke, Mu: 
fifalien, Modelle, Stüde, die zu Sammlungen beflimmt find 
u. dgl. Bei manchen anderen Einfuhrgegenftänden treffen ver- 
ſchiedene Rüdfichten zufammen, weßhalb man nicht dem Zwecke 
der Befteuerung des Aufwandes allein folgen fann. Die Waaren 
laſſen fich in diefer Hinficht fo eintheilen: 

1) Rohſtoffe, bei denen zu beachten ift a) der Grad der 
Verarbeitung, den fie erhalten, oder der Beiftand, den fie über: 
haupt zur Hervorbringung von Kunftwaaren leiften. Werden 
fie in ihrem natürlichen Zuftande oder mit geringer Veränderung 
verbraucht, wie z.B. viele Solonialwaaren, Suͤdfruͤchte, Auftern, 
Meine, Branntweine ıc, (c), fo ift die Anordnung eines be: 
trächtlichen Zolled ganz unbedenklich, während Verwandlungs⸗ 
und Hülfsftoffe fchonenber behandelt werben müffen, befonders 
wenn man aufauswärtigen Abfab zu rechnen hat. Doch läßt 
fih dem nachtheiligen Einfluß eines Zolled auf biefen Abſatz 
durch einen Rüdzol abhelfen, $. 462. 9.; b) der Gebrauchs: 
zwed, jenachdem derfelbe mehr dem Luxus der Wohlhabenden, 
oder mehr dem flandesmäßigen, ober fogar einem allgemein 
. verbreiteten Bedürfniffe angehört. Manche Dinge, bei denen 
der erfigenannte Fall eintrifft, find gewöhnlich dann, wenn fie 
in den Gewerken benugt werben, aud dem erwähnten Grunde 
(a) fehr niedrig befteuert, und fogar niedriger, als fich billigen 
läßt (d). Vorzüglich ergiebig ift der Zoll von Colonialmaaren, 
da Zuder, Kaffee, und in Großbritanien der Thee zu Nah⸗ 
rungdmitteln geworden find und felbft von Dürftigen gebraucht 
werden, weil man mit ihrem Beiftanbe leichter von Brot oder 
Kartoffeln leben fann. Dennoch ift cine Befteuerung diefer 
Dinge unvermeidlich, weilman auch inlandifche Nahrungsmittel 
nicht frei laffen kann und offenbar in jenen die Wohlhabenden 
mehr als die Unbegüterten, die Städter mehr als die Landbe⸗ 
wohner aufivenden (e). Dagegen wäre ed fehlerhaft, die Steuer 
hoch zu feßen. c) Das etwa vorhandene Schugbebürfniß für 
einen Zweig der inländifhen Stoffgewinnung, welches man 
jedoch nicht zu leichthin, ohne genaue Prüfung annehmen follte, 


— 


- 


um nicht die hervorbringenden Kräfte in eine unvortheilhafte 
Richtung zu leiten (f). 


(a) 


() 


(c) 


(d) 


(e) 


In den folgenden Beifpielen aus mehreren neuen Zollturifen find bie 
auf Gewicht fidh beziebenden Saͤtze in tem beutfchen Zollcentner und 
dem 241/, fl. Fuß ausgedrädt. 88 find hiebei zu Grunde gelegt: 
Der britifche Tarif v. 9. Jul. 1842 mit den Abänderungen von 1845 
un v. 26. Juni 1846 nach Peels Borfchlägen (Gr.). — Der rufl. 
Tarif v. 13/25 Det. 1850. (R.) — Der bisherige öfterreichifche 
T. (De) f. Wagner, Der öfterr. Zolls und ungar. nee arif, 
Wien 1845. — Der Bollvereins:T. für 1846 u. ff. (382. 


Dieier Regel toiberftreitet bie hobe Bergolling 6 Orient: N. 
103. — Gr. 66 fl. — 8.2.5.0. — 20. fl.— Auch Reis 

A bieher gef gezählt werden, De. fr fr. — Fr , r — 3,12 ff. — 38. 

3,5 fl. 

Auftern. De. Int. — 3V. Tf. — Gr. 75 fl. — R. in Heinen 

Faͤſſern 5,72 fl. — Bomeranzen. De. 3,702. — 8B. 3,5. — 
Gr., nad Bahl 75 Broc. oder von 1000 Sid m. — N. —* 
1 ‚si. — Eitronen ebenfo, nun in De. 1,81 fl. 

Trockne Sübfrüdte. ZB. 7 fl. — De. Datteln, Wernbeeren, 
Mofinen 4,2 fl., Mandeln, Piſtazien 6,55 fl., Zeigen 1, al. — R. 
1,88 fl. — Gr. eigen, Rofinen, Gorinthen 9 fl. 

Mein. 3B 14 fl. — De. meiftens 9,8 1. — R. die meiften 4ER. 
vom Drhoft (221 Liter). — Ar 51, Sch. vom Gallon 39 bad. Maaß). 

Branntwein. ZB. 14 fl. — ’Dr. 8,00 fl. — Er. fremder Br. 
15 Sch., aus Dftindien und beit. Amerika 9 Sch. vom Ball. — N. 
Rum und Franzbr. 34,8 fl. vom Nnfer (36,997 Lit.), anderer vers 
boten 

Grüffeln. Br. 66H. — De. 16,85 fl. — R. 11, fl. zu Ran. 

Gaviar. De. 5,5]. — &r. 28. — NM. 11,* 

Giderdunen. De. 109,2 fl. — Gr. bisher 82 ‚si. jedt frei. 

So ſind mancherlei —— wenn fie rob eingehen, auf 
fallend ſchwach befteuert, Derimutter, Schildkrot, Elfenbein, Grana⸗ 
den, Korallen x. im BR. 541/, fr., aber Waaren daraus als kurze 

W. 87,5fl. — Berlenmutter, roh, De 2 fl. — N. 11,f. — Er. 
5 Broc. — Schildkrot Br. 66 fl. — Gran, ungefelifen 9. frei. 
— De. 131, fl. — Korallen, roh, R. frei. — De. 21,8 fl. — 
Belle zu Belzwert ZB. 1,10. — De. bie 27,1 fl. — Pr bis 801 fl. 
Gr. 5 Broc. müt vielen Sign für einzelne Aiten von Bel —— nach 
der der aha — Rohſeide. B. 521, fr. — De. 44 fr. — Br. 5,5fl. 


Die genannten are e haben fi teoß der Ungunft, mit der man ans 
fünalıh ihre Ginführung betrachtete, unaufhaltfam eingebrängt und 
ihr Verbrauch iſt noch im Steigen. Dürftige helfen dä unter ans 
dern durch geringere Sorten und Beifügung von Grfagmitteln, nar 
mentlich des Kaffees. 

NRohzuder für Siebereien De. 8,12. — IB. 8,” fl. — Frankreich 
von 1851 an, Fremder gelber ober brauner Roh; 5,91 ., britifche 
von i854 an ebenfo. 

KuilZ 11,7. — De. 13,53 fl. —M. 21 fl. — Gr. 22 
und 2 
Thee 38. 19,0 fl. — De. Bf. — Gr. 137 fl. 


Zimmt ZB. 11,07 f. — Sr. 33 und 66 fl. — R. 17,1 fl. Land, 
28,5 Wafler. — 133,08 fl. 
Gewürznelten ZB. 11,” fl. — De. 21,8]. — Gr. 33. — 
N. 28,5 und 42,75 fl. 
Ruta Dr: 5,9 fl. aus Brit. Befttz., 11 R. fremd. — De. 10,91 fl. 
— 38. 11,7 8. —R. 11,4 und 17, 
(f) Tabea De. 16,28 fi. -— ZB. 9, f. — NM. 34,2 fl. — Er. 


v 


$. 452. 


2) Halbfertige Waaren, fogenannte Halbfabricate, 
bei denen in Hinficht auf den Schuß der Gewerbe ganz ent: 
gegengefeßte Zwecke zufammentreffen, indem für die weitere 
Verarbeitung jener Waaren eine geringe, für ihre Erzeugung 
aber eine hohe Auflage in Anfpruch genommen wird, II. 
$. 213 (a). 

3) Beiden Kunftwaaren hat man die fremden Waaren 
nicht ſelten ohne klares Bewußtſein der Gruͤnde bald ohne Regel, 
bald gleichmaͤßig, etwa nach einem gleichen Theile eines mittle⸗ 
ren Preiſes, oder nach Verhaͤltniß der zu ihrer Hervorbringung 
erforderlichen Menge von Arbeit belegt, $.449. Die Unterſchei⸗ 
dung der beiden Zwecke der Zölle führt zu folgenden Borfchrif: 
ten: a) Die dem höheren Luxus, hauptſaͤchlich dem Prunke ans 
gehörenden Waaren follen höher befteuert werden, als folche, 
die ein Beduͤrfniß befriedigen, und diefe fönnen, wenn fie fehr 
ſchwer zu entbehren find und einen Echuß entweder nicht 
brauchen oder nicht verdienen, ganz frei zugelaffen werden, 
Koftbare Zeuche, Modemwaaren, große Spiegel, Spiben, Tep: 
piche, feine Irden: und Gladwaaren, viele Arten von fogenanns ° 
ten kurzen Waaren, Mittel zum Wohlgeruch u. dgl. find vor: 
züglich paffende Eteuergegenftände, zumal in Ländern, wo die 
höheren Volksclaſſen fich gerne Durch den Gebrauch ausländis 
ſcher Erzeugniffe hervorthun; b) Der Zollfag fol jedoch auch bei 
diefen Gütern nicht fo hoch fein, daß er, vornehmlich bei koſt⸗ 
baren Waaren, einen großen Reiz zum Betruge giebt ($. 453), 
oder zur Betreibung eined nach den gegebenen Umftänden nicht 
vortheilhaften Gewerkszweiges zu ſtark ermuntert (a). 


(a) Zollverein. Kleider 192,5 fl. — Kurze Waaren 87,5. — Pelz⸗ 
waaren 38,5 fl. — Eigarren und Schnupftabaf 26,25 fl. 


Un 
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Defterreih. Stidereien, Schminke, gepolfterte Möbeln, feines 
Porzellan, goldne Dofen, Seidenbordüren ıc. 36 Er. vom fl. oder 
60 Proc. — Bergoldete Kronleuchter 3665 fl. — Leinene Schleier, 
1967 fl. — Seidenwaaren 1093 fl. — Leinenbatift 655,8 fl. — Edle, 
wohlriechende Dele 229,5: 1. — Wollenzeuche 203.° fl. — Belzwaaren, 
lederne Handſchuhe, Seidenwaaren 109,2 fl. — Riechſtoffe 87, fl. 
— Taſchenuhr 1,2 fl. — 1 Kleidungsſtuͤck, Armband, Tuchnadel 
44 


Rußland. Seidenfpigen 2290 fl. — Wollen: und Seidenſhawls, 
Kunftblumen 1832 fl. — Strauß: und a. Bierfebern 1135 fl. — 
Spitzen 1374 fl. — Galanteriewaaren 458 fl. 

England. Zugerichtete Straußfedern 1984 fl. — Nichfloffe, 
Belzwaaren, 20 Proc. — vgl. fonft IT. $. 215. 


$. 453. 


Eine nachtheiltge Folge hoher Zölle ift ver Schleihhandel 
(Smuggel), welcher ber Staatdcaffe einen Theil der Zollein⸗ 


nahme entzieht, $. 413. Der Antrieb zu ihm liegt neben dem 


Gewinn, den er verfpricht, zugleich in dem Reize einer gefähr- 
lichen Lebensweiſe, welche, dein Kriege oder der Jagd vergleich: 
bar, ſowohl Lift als Kraft erfordert und entwickelt und eine Ab: 
wechslung von Anftrengung und Ruhe darbietet. Die ftetd ſich 
erneuernden Kunftgriffe der Schleihhändler machen Eoftbare 
und befchwerliche Gegenanftalten nothwendig (a). Die Gefahr 
bes Schleihhandels ift geringer an Meeres- oder Stromgrängen, 
am größten in Gebirgs: und Waldgegenden, und bie Koften der 
Bewachung find verhältnigmäßig defto kleiner, je größer der 
mit Zoͤllen umgränzte Flächenraum und je Pfürzer bei gleicher 
Größe des Gebietes Die Lange der Sränze ift (b). Zwar dürfte 
man auch bei niedrigen Zollfäßen nicht auf Die Abwefenheit bes 
Schleihhandels rechnen, woferne die Graͤnzbewachung nadhläffig 
eingerichtet wäre, allein er ift doch minder häufig und leichter 
zuverhüten, daher auch die verzollte Menge von Waaren größer, 


fo wie fhon darum die Zölle mehr eintragen, weil man von den 


weniger vertheuerten ausländifchen Waaren mehr verbraudt. 
Deshalb hat hier, wie bei der Accife, oft nach einer Ermäßigung 
der Säbe die Einnahme fich erhöht, oder wenigſtens nicht um 
fo viel abgenommen, ald man hätte fließen follen ($. 417). 
Selbſt bei gleichem Ertrage für die Staatscaſſe wären die nie: 
drigeren Zollfäße vorzäiglicher, weil fie den Zehrern weniger ent: 
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ziehen und weil von ben Ausgaben berfelben weniger in bie 
Hände von Privaten gelangt. Gut regulirte Schagungen machen 

® [2 v ® ®. ‘ I 
es möglich, in dem Fuße der Zölle jenes in jeder Hinficht ſchaͤv⸗ 
liche Uebermaaß zu vermeiden. 

(a) Die Prämie des Schleihhandels ift in Frankreich angegeben worden 
zu —10 Proc. von Uhren, 10—15 Pr. von Kattunen in der 
Küftengegend (im Innern des Landes 20— 25 Pr.), 10—15 Br. 
von Shawls, 12— 15 Pr. von Til, 16—25 Br. von Baumwol⸗ 
lengarn, 25 Pr. von Kryftallglas. Bol. $. 417. — Villerme Als, 
Des douanes et de la contrebande. P. 1851. 

(6) Im baierifchen Rheinfreife wurden 1830 die Koften auf 247,801 fl., 
die Zolleinnahme nur auf 164,767 fl. angegeben. Als Baiern blos 
mit Würtemberg verbunden war, betrugen 1829 bie 1831 t. D. die 
Einnahmen 3,609,823, die Ausgaben 1,603,505 fl. ober 44 Proc. 
des Mohertrages. Im I. 1826, bei niedrigeren Zöllen, war die 
Mettoeinnahme größer (2,617,000 fl.) und die Koften machten nur 
2/4 des ganzen Ertrages aus. S. Verh. der baier. K. d. Abg. v. 1834 
I. Beil. B. ©. 114. — Im deutſchen Zollvereine find die Koften 
der Erhebung und Bewachung an den Bränzen bei der allmähligen 
Bergrößerung und Rundung des Vereinsgebietes von 16,3 Proc. 

(1834) auf 14.7 (1836) un fpäter auf ungefähr 10 Proc. gerun. 

tergegangen. Die Gränzen des Bereins haben 1104 Meilen Länge, 

bei einem Flaͤchenraume von 83131, DO. M. Preußen hatte im 3. 

1810 noch 1073 Meilen Gränze bei 5073,°D.M. Flaͤcheninhalt zu 

bewahen. Jede Meile Gränze hat alfo get 7 Q. M., 1819 nur 

4,7D.M. Gebiet bei fih, und da die Koften der Gränzverwaltung 

2242 rl. für die Meile find, fo bat jede Q. M. 298 xl. aufzus 

Bringen, während nad) dieſem Maßſtabe anfänglich 429 ri. auf fle 

amen. 


B. Ausfuhrzoͤlle. " 


$. 454. 


Ein auf die Ausfuhr eines inländifchen Erzeugniffes gelegter 
Zoll wird bisweilen auf die auswärtigen Käufer übergemälzt, 
wenn nämlich die Waare im Lande ungeachtet der von dem 
Zolle bewirkten Preiserhöhung noch auf den fremden Märkten 
ben Vorzug behauptet, oder wenn fie vollends anderswo gar 
nicht hervorgebracht werden Tann. Ein folcher Ausfuhrzoll ift 
eine Belaftung des Auslandes ($. 445), die dem Wölferrechte 
nicht wiberflreiteh, weil ed fo wenig für den Staat als für die 
einzelnen Erzeuger ein vernunftmäßiges Verbot giebt, mit’ Ges 
winn zu verlaufen. Indeß iſt dieſe Wirfung des Ausfuhrzolles, 


befonderd bei einem hohen Fuße beffelben, unficher, denn bie 
Rau, polit. Defon. 3te Ausg. TIL. 2. Abth. 15 
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Defterreich. Stidereien, Schminke, gepolfterte W 
Porzelian, goldne Dofen, Seidenborbüren ıc. 364° saare auf 
60 Eror. — Bergoldete Kronleuchter 3665 fl. — 
1967 fl. — Seiten mann 1093 & — ee, — 
wohlriechende Dele 229,51 fl. — Wollenzeuche 2%, u r ver: 
ohne Handſchuhe, Seidenwaaren 109,2 1.4’ sfuh 
— 1 Zafchenuhr 1,2 sſleidungeßVHandelsverkehr 
44 k ⸗ 


Rußland. Seidenſpien 2290 fl. -, ” werbeweien wird, 
u an . ei . ws 
Kunftblumen 1832 fl. — Strauß: ‚zu feftem Vertrauen 


Spigen 1374 fl. — Galanteriwar - . Ausfuhr mit Zoͤllen 
England. Zugerichtete Str 
Pelzwaaren, 20 Proc. — vgl. 7° 
9, ben die Engländer 1833 auf 
v wurde dem Abſatze Außer nad; 


Eine nachtheiltgegr $. 455. 


I), weld 
me hr hi fern die Ueberwälzung des Zolles nicht, 
Gewinn, den er —2 getragen werden. Er verliert dann das 
lichen Leben® rsſteuer und bildet eine Abgabe von gewif: 


bar ——— die man als eine Gebuͤhr fuͤr die 
Fa 


weht Fi etwa an der Stelle des ehedem öfter ver: 
ernen one, anſehen fann, $. 445. Der inländifche Preis 
un? wird in diefem alle zu Gunften der einheimifchen 
un esbgebrüät. Dieß if aud) bei den Ausfuhrzöflen ins- 
MRabſichtigt worden, denn man wollte bald die inlaͤndiſche 
Speitung eines einheimiſchen Rohſtoffes und die Außs 
Fe ver daraus verfertigten Gewerkswaaren befördern, bald 
igftend den Zehrern die Anfchaffung eined unentbehrlichen 
gutes, wie Getreide und Holz, erleichtern; es ift ein Schutzzoll, 
nur in entgegengefegter Richtung, als bei der Einfuhr. Die 
Preiserniedrigung fehmälert ben Gewinn der Erzeuger, es ent: 
fieht daher ein Beſtreben, den belafteten Productiondzweig auf: 
zugeben und dad Angebot fo lange zu verringern, biö die Preife 
wieder höher geworben find. Gefchieht dieß, fo wird bie Be⸗ 
flimmung bed Bolles verfehlt und nur Die Größe der Ausfuhr 
ohne Nutzen verringert. Dauert aber wegen der Schwierigkeit, : 
einen Zweig ber Hervorbringung zu verlaffen, der niedrige Preis 
noch fort, fo fällt er hauptſaͤchlich auf die Grundrente, weil folche 
Zölle vorzüiglich bei Rohſtoffen vorfommen und die Grundeigen= 
thümer jener Wirkung am wenigften ausweichen können; es 
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alfo eine unverhältnigmäßig ſchwere Beläftigung diefer 
‘e fhon Schatzungen und Aufwandöfteuern zu tragen 


tanien wurbe der 1842 aufgelegte Ausfuhrzoll von Stein- 

t Schill. von der Tonne ın brit. und fremden Schiffen) 

‘der aufgehoben. Gr hatte im erſten Jahr flatt der 
2. nur 48,000 2. eingebradt. 


a», 6 
% yünfttgung der Gewerke erfordert diefeß einem an- 


‚oeige der Dervorbringung zugemuthete Opfer fo wenig 
„ie Zehrer im Allgemeinen einen Anfpruch auf die künftlich 
srniedrigung des Preifes ihre Bebürfnigmittel haben. Nur bei 
den nöthigfien Dingen, oder bei Stoffen, deren Erzeugung 
nicht beliebig erweitert werben fann, wenn zugleich die inlaͤn⸗ 
diſche Nachfrage einen belohnenden Preis bewirkt, ließe ſich ein 
ſolcher Zoll noch etwa billigen. Dahin gehört vorzüglich der mit 
den Preifen fleigenbe Audfuhrzoll von Getreide (I, $. 127), 
ferner der Audfuhrzol von Holz, wenigftens foferne er fchon bes 
fteht und feine plößliche Aufhebung den Confumenten fehr bes 
fehwerlich fein würde. Dieß fchließt jedoch eine almählige Vers 
minderung und eine fpätere Abfchaffung nicht aus, welche rath- 
fam ift, damit die Waldbefiger nicht gegen andere Grundeigen- 
thuͤmer zurücgefegt und vielmehr zur Holzzucht ermuntert wers 
den. Der Zoll von verfchiedenen anderen, nicht nach Bebürfniß 
vermehrbaren Stoffen, 5. B. von Nebenproducten, wie Häute, 
Thierhaare, Knochen, — oder von Erzeugnifien der Jagd ifl 
zwar ber inländifchen Gewerböthätigfeit nicht nachtheilig, enthält 
aber immer eine unnoͤthige Beeinträchtigung Einzelner. Der 
Hauptgrund zur Beibehaltung folcher Zölle ift ihr Beſtehen in 
anderen Ländern, aus denen deßhalb die Zufuhr zum Erſatz der 
binausgehenden Vorräthe erſchwert ift. Won mancherlei Dingen 
find jedoch diefe Zölle fhon ohne Rachtheil aufgehoben worben 
und man Fann in ihrer Abfchaffung unbedenklich noch weiter 
gehen. Am fchwerften ift diefe bei dem Ausfuhrzoll von Lumpen 
C(Hadern), weil die vorhandenen Papierfabriten im Schuge bed 
Ausfuhrverbotes oder eines ſtarken Zolled entflanden find. Hier, 
15* 
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wie bei anderen Weberreften ber Verzehrung, 5. 3. Glasſcherben, 
Holzafche ıc., ift auch der Zoll am wenigſten ſchaͤdlich, da er nur 
den Aufkaͤufern folcher Gegenftände einen höheren Gewinn ent: 
zieht. Vgl. Il. $. 128. 302 (a). — Diefe Betrachtungen zei- 
gen, daß bie Audfuhrzölle, mit wenigen und unerheblichen Aus: 
nahmen, aufgehoben zu werden verdienen, wohin auch unvers 
fennbar dad Streben vieler Regierungen in der neueften Zeit 
gerichtet iſt (a).. 

(a) Der Ausfuhrzoll trug in Frankreich 1831 1,180,000 Fr., 1849 N. 


2,066,000 $r.. im deutihen Zollverein 1849 368,349 rl., wozu die 
rohe Wolle am meiften beiteug. 


C. Durchgangs zoͤlle. 


§. 457. 

Ein Zoll von Waaren, welche ohne Aufenthalt durch das 
Staatsgebiet gehen, faͤllt lediglich auf die Auslaͤnder. Er iſt als 
eine fuͤr den Schutz der Waaren waͤhrend ihres Transports ent⸗ 
richtete Gebühr anzuſehen, die man wenigſtens ſehr mäßig an- 
feßen muß, weil man font flatt der beabfichtigten Begünftigung 
der inländifchen Handeldöunternehmungen leicht eine entgegen 
gefeßte Wirkung, nämlidy die Verfcheuchung des Waarenzuges 
auf andere Handelöftraßen verurfachen kann, II, $. 315. Wird 
‘der Durchgangs⸗(Tranſito⸗) Zoll von den aus Öffentlichen oder 
Privat:NRiederlagen wieder ausgeführten Waaren erhoben, fo ift 
er eine Belaftung des Zwifchenhandeld und follte wegen der 
Schwierigkeit der Ueberwälzung den Betrag einer Gebühr für 
die Gefchäfte der Zollbeamten nicht Üüberfleigen. Man darf das 
her den Durchgangdzoll nicht aus einem bloß finanziellen Stand: 
punkte betrachten, fondern muß vielmehr aus Gründen der 
Volkswirthſchaftspolitik feine Ermäßigung oder gänzliche Aufs 
bebung für vortheilhaft halten (a). 


(a) Im Tarif des großen beutichen Zollvereins ift in der Megel der 
Durhgangszoll !/, ıl. = 52'/, fr. vom Bollcentner, bei Waaren 
aber, deren Bin: und Ausfuhrzoll zufammen weniger ausmacht (wie 
"bei ſehr vielen Rohftoffen) beträgt er nur foviel ale jene beide. auch 
ift er anf manchen Fürzeren Straßenftreden’ noch viel niedriger bes - 
ſtimmt (3. B. auf '/, fr. vom Eentner) oder ganz aufgehoben wor: 
den. Dagegen ift er auf Straßen, welche die rufftfche oder polnifche 


Graͤnze überfchreiten, bei verfchiedenen Waaren höher, bie 7 fl. vom 
Gentner. Ertrag NR. 1848 316,422 rl.. 1849 472,245 tl. — Der 
hannoͤv. Vereinstarif beſtimmt, daß alle die Waaren, die weder bei 
ber Binz, noch bei der Ausfuhr cinen Zoll geben, auch frei tranfi⸗ 
tiren dürfen. Für die anderen find, wenn fie durch inländifche Mies 
derlagen gehen, 31/, Ggr., wenn fie bloß durchgeführt werten 4 Gar. 
vom Ceniner in der Regel angefegt. Branntwein giebt 8 ®r., I 
Pferd 1 rl., von verfchietenen Dingen wird die Abgabe nach Pfertes 
oder Schiffslaſten entrichtet. Cine Pfervelaft Toͤpferwaare giebt 
Irl., Kalt, Gyps, Salz (wenn die Durchfuhr erlaubt wird), Kienruß 
6 Ggr. ꝛc. — In Frankreich ift der Tranſitzoll nach ter Wahl des 
Eigenthümers 25 Cent. von 100 Kil. oder 15 Et. von 100 Frks. des 
Preifes der Waaren. Nur an einer Anzahl beftimmter Stationen 
ber Lands und Seegränze fünnen Tranfitogüter eins und ausgehen, 
die Durchfuhr der Waaren, deren Ginfuhr verboten if, ift nur auf 
wenigen PBunften erlaubt. Ordonn. v. 29. April 1831 und neuere. 
— Beſterreich: Der höchfle Sag des Durchgangszolls ift 27 fr. im 
20 fl. F. vom Centner Brutto = 291/, fr. vom Bollcentner. Auf 
Straßen von nidt mehr als 10 Meilen Länge ift der Zoll nur 3 Er. 


II. Einrichtung des Zollweſens. 


$. 458, 


Zu der Entwerfung der Zarife ift eine auögebreitete und 
gründliche Waarenfenntniß erforderlib. Man ordnet hierbei 
gewöhnlich die Waaren, hauptfächlich die Gegenftände der Ein: 
fuhr, in gemiffe Abtheilungen und flelt diejenigen zufammen, 
bei denen au3 Gründen der Beiteuerung oder der Volkswirth⸗ 
ſchaftspolitik ein gleicher Zollſatz, nämlich in Procenten des Prei- 
ſes angemeffen ift. Für jede Abtheilung wird fodann diefer Pros 
centfag feftgeitellt. Bei dieſem Gefchäfte fommen vorzüglich 
nachſtehende Regeln in Beachtung. 

1) Den Zolltarif feloft in Procenten des Preifed auszu: 

drüden (ad valorem nach der englifchen Bezeichnung), ift das 
rum nicht rathfam, weil die Zollbeamten die Mittelpreife jedes 
zollbaren Begenftanded nicht genau kennen und ohne diefe Kennt: 
niß die eigne Angabe des Zollpflichtigen nicht berichtigt werben 
kann, wenn fie, wie ed oft gefchieht, zu niedrig if. Auch daß 
den Zollbeamten eingeräumte Recht, die zu niedrig angegebenen 
(declarirten) Waaren mit einem gewiffen Zufchlage, z. B. von 
10 Procent, an fi zu bringen (Workauf, Präemtion), ift 
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fein hinreichendes Sicherheitömittel (a). Daher haben die Zölle, 
welche nah dem Gewichte, der Stüdzahl ꝛc. angefegt find, wes 
fentliche Vorzüge. Da jedoch hier wieder der Nachtheil eintritt, 
daß der Zoll von den befferen und koſtbareren Sorten einer 
Waarengattung, die wenigftend der Befleuerung wegen eine bb: 
here Abgabe tragen follten, verhältnigmäßig zu gering wird, fo 
ift ed rathfam, daß man, foweit leicht Fenntliche und fefte Unter: 
ſcheidungsmerkmale aufzufinden find, für die verfchiedenen Sor: 
ten auch verfchiedene Zollbeträge anordne (b). 

2) Es wird eine nicht große Anzahl von verfchiedenen Zoll: 
fägen, in bequemen Zahlen angenommen (c). 

3) Es iſt Dienlich, für alle nicht befonders benannten Gegen: 
flände einen allgemeinen Zollſatz ald Regel anzugeben, nur darf 
man fich hiedurch nicht verleiten laffen, Waaren, die beffer zoll: 
frei zu laffen wären, einer Abgabe zu unterwerfen, auch follte 
diefer allgemeine Zollſatz die Größe einer geringen Gebühr nicht 
überfteigen (d). 

4) Würde man den Zoll von dem Rohgewichte (Brutto- 
oder Sporcogewichte), d.h. dem Gewichte der Waare ſammt 
ber Padhülle, erheben, jo läge hierin eine Ungleichheit bei 
verfchiedenen Berpadungsarten und die Zolpflichtigen Fönnten 
duch immer leichtere Verpackung dem Zolle zum Theile aud- 
weichen. Nur bei fehr niedrigen Zariffäben könnte man dies 
überfehen. Bei höheren ift ed zweckmaͤßig, a) nach den im 
Dandel gemachten Erfahrungen für jede Art von Waaren und 
von Verpadung derfelben feftzufegen, wie viel für die Tara 
von dem Bruttogewichte abgezogen werben fol, um das zollbare 
Nettogewicht zu finden; — gefebliches Netto (e); b) in 
einzelnen Fällen fowohl den Zollpflichtigen ald den Zollbeamten 
zu geflatten, dad fie dad wirkliche Nettogemicht (nello 
effectif) durch Herausnehmen aus der Packhuͤlle und abgefon= 
dertes Abwägen audmitteln laffen (f). | 


(a) 3. 8. ruff. Zolltarif v. 1850: Die mit 10 Proc. Zulage erfauften 
Waaren werben verfleigert, ber Weberfchuß wird am Gnde des Jah⸗ 
res unter das Perfonal des Zollamtes vertheilt, wobei ber Anzeiger 


1 erhält. 
(6) Dr Bereinstarif hat faſt nur Sätze nad dem Gewichte, außer bei 
Getreide, Holz, Spiegelglas unt Vieh. — In ben meiften Tarifen 





(cd) 


(d) 
(e) 
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een Saͤte nad dem Gewichte, den Raummaaß für trockne und 
flüſſige Waaren, der Gtüdzabl und den Brorenten des Breifes mit 
einander ab. 
Der Zollvereinstarif hat 34 verfchiedene Geldfätze, worunter 9 unter 
Url., 25 von I—110 rl. Es find nur 43 Hauptnummern von Waa⸗ 
rengattungen, deren jedoch einige in viele Unterabtheilungen zerfallen. 
Diele Einfachheit gewährt in der Verwaltung großen Vortheil, da⸗ 
egen geben die Reductionen dieſes Tarif auf fl. und fr. Täflige 
ablen, 3.98. 41 Egr. = 171, fr. — Die Zahlen des bad. Faris 
ven 1827 fliegen, wenn man auch die Gulden in fr. ausdrüdt, 
fehr regelmäßig: 20—25—30—410—50—60—80—100—125—150 
200300400 fr., wozu dann 1833 nod 600 fr. oder 10 fi. 
amen. 
Bereinstarif: Megel für die Bin: und Durdfupr ";, rl. = 52/4 fr. 
vom Bollcentner. 
Aehnliche Beitimmungen find unter den Kaufleuten üblich, um das 
wirflihe Abwägen der bloßen Waare („Stürgen“) zu erfparen. 


Der Tarafag ift entweder eine Zahl von Procenten, oter eine Zahl 


(N 


von Pfunden bei VBerpadungsarten von tiblicher Beichaffenheit und 
gleiher Quantität, z. B. eine Indigofifte 14—22 Pf., eine Theefifte 
18-26 Pf. (Havpre). — Im Tarif tes Zollvereins ift bei den höhe? 
gu verzollenden Waaren die Tara in Procenten angegeben, mit Un: 
terfcheidung verichiedener Hüllen, 3. B. Tabafsblätter in ‚Fällen 
12, in Körben 9, in Ballen 4 Broc., fo daß man für jeden Bruttos 
centner nur resp. 8S—91—96 Pf. zu verzollen hat; wer ein größes 
res Frachtſtück verfentet, bat einen Keinen Gewinn, weil das Ge: 
wicht der Packhuͤlle ſich wie die Oberfläche verhält und daher nicht 
ganz im Berhältniß des Körperinhaltes anwähl. Früher waren 
tie Tarafüge bei Tabaksblättern in jenen drei Berpadungsarten 
16, 13 u. 7 Proc. Bein in Faͤſſern und Flaſchen, Bier, Brannt- 
wein je. werden nach dem Rohgewichte verzollt, worauf ohne Zwei: 
fel fchon bei der Anfegung des Zolles Rüdfiht genommen worden 
if. — In Oeſterreich unterfcheitet man Aaußeres und inneres 
Rohgewicht; dieſes beftcht in der legten innerften Umhüllung, 3. B. 
dem Bafle, der Flaſche, dem Umfchlage von Papier, dem Sade und 
og! ‚ daher kommen dreierlei Beſtimmungsarten vor, nad bem 

ettos, dem inneren und äußeren Sporcogewidt. — Im rufl. Ta: 
rif haben viele trodene Rohſtoffe in Glass oder Steingefäßen 20, 
in hölzernen 10, in Saͤcken 2—5 Proc. Tara, Säuren, Sartellen, 
Früchte in gläfernen ober fleinernen Gefäßen fogar 40 Broc. 
Beſondere Beſtimmungen müſſen verordnen, was bei dieſem Abwaͤ⸗ 
en als Tara abgehe, was z. B. bei dem Papier und Bindfaden der 
Suderhüte, den Gintagebrettchen und Rollen der Zeuche und Bän: 
ber nicht geftattet ift, 

‚67. 


choͤnbrodt, Sammlung von Berordnungen, 


$. 499. 
Das Zollweſen ift in den europäifchen Staaten von formeller 


Seite ſehr auögebildet worden. Die Menge von Vorfchriften 
und Weranftaltungen, die auf die fichere Erhebung der Zölle 
abzweden, ſtellt in iprer Gefammtheit ein Bunftreiches verwidel: 
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tes Syſtem dar, welches noch täglich vervollfländiget wird. Man 
darf bei Diefen Einrichtungen nicht bloß den Vortheil der Staats⸗ 
caffe im Auge haben, vielmehr muß man bedenken, daß befchwer: 
liche Gebote und Berbote mit Strafandrohungen die in ber 
"Größe der Abgaben enthaltene Laft vergrößern, weßhalb man 
bei jeder neuen Maaßregel den Nachtheil für Die Zollpflichtigen 
gegen den Nugen’für Die Zollcaffe abwaͤgen follte. Solche Sicher: 
heitömittel, die den Bürgern Feine neue Befchränkung auferlegen, 
find deßhalb vorzüglich empfehlenswerth. Die wichtigfien Anz 
orbnungen find nachflehende (a). 

))E5 muß dafür geforgt werden, daß alle zollbaren Waaren- 
fendungen, welcde die Landesgraͤnze Überfchreiten, eine Zoll 
erhebungsſtelle (Zollamt, Station, Zollftätte) berühren. 
«Diezu dient die Errichtung ſolcher Zollftätten an allen für den 
bequemen Verkehr mit dem Auslande dienenden Straßen (Zoll = 
firaßen), und dad Verbot, zollpflichtige Waaren auf anderen 
Straßen (Nebenwegen) ein: und auözuführen. Welche Wege 
für Zollſtraßen zu erklären feien, dieß ift in jeder Gegend aus 
den Bebürfniffen des Handels zu beurtheilen. Um den Koften: 
aufwand zu verringern, pflegt man an den minder lebhaften 
Straßen ſchwaͤcher befegte Zolämter zu errichten, von denen da⸗ 
gegen auch mandje wichtigere Sefchäfte-nicht vorgenommen wer: 
den bürfen (b). 

2) Außer dem mit der Erhebung und Verrechnung ber 
Zoͤlle befchäftigten Perfonal ift auch eine Bewachung der Gränze 
durch militärifch organifirte Mannfchaft nothwendig; beide Claſ⸗ 
fen von Zollbedienten müffen mit vorzüglicher Beachtung der 
perfönlichen Eigenfchaften angeftellt, zugleich aber, um die Ber: 
fuchung zur Beftechlichkeit zu Schwächen, gut befoldet und ftreng 
beauffichtigt werden. j 


(a) ©. 3. B. oͤſterr. Zolls und Monopols⸗O. v. 8. Zul. 1835, bei Krapf, 
Handb. der Zoll: und Monop.D., Wien 1840. IN. 2. 
(8) Bereins-Zoll-D. : 1) Hauptzollämter, welche in ber Regel allein bie 
aurthgehenben Waaren und diejenigen eingehenden, die an innere: 
Zoll⸗Aemter gewiefen werten, behandeln dürfen. 2) Neben: Zoll: 
Aemter Ir Claſſe, welche nur Waaren von hoͤchſtens 5 rl. Zollfag 
vom Centner, oder doch von einem nicht über 50 xl. gehenden Zoll: 
betrage zu behandeln haben. 3) NebensZollänter 2r &I., die feinen 
Zolfhetrag über 10 rl. von einer Ladung beforgen dürfen. $.27—39. 
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Das nereindgebiet bat ungefähr auf je 41/, Meilen Graͤnze 1 Haupts 
oder NRebenzollamt Ir Elafle. — Die bad. Graͤnze gegen die Schweiz 
und Sranfreih hat 10 Haupte, 17 Neben⸗8.⸗A. erfter und 34 dgl. 
zweiter Claſſe, nebit 8 Anmeldepoften, welche gleichfalls die Befugs 
niffe der Neben:3.:A. 2r Elaffe haben. Rechnet man ohne die Fleis 
neren Krümmungen dieſe Gränze zu 60'/, Meilen, fo kommt unges 
fahr auf jede Meile 1 Zollamt, ohne die Anmeldepoften. An einem 
Haupt:3.:A. ift 1 Oberinfpector, 1 Hauptverwalter ald Rechnungs⸗ 
und Gaffenführer, 1 Hauptcontroleur angefellt, nebft‘ mehreren 
Affiftenten. | j 
$. 460 


3) Der Schleihhandel würde fehr erleichtert fein, wenn man 
nach der Ueberfchreitung der Graͤnze fogleich von allen weiteren 
Nachforſchungen frei wäre. Um aber diefe nicht auf den ganzen 
inneren Verkehr ausdehnen zu müffen, hat man den Mittelweg 
gewählt, einen fchmalen Streifen längs der Graͤnze hin (Gränz- 
bezirk) den Auffihtömaßregeln zu unterwerfen (a). In diefem 
Bezirke, defien Begränzung gegen dad Binnenland auf allen 
Straßen auf eine deutliche Weife bezeichnet werden muß, wird 
das Verführen zollpflichtiger Waaren an gewiffe Foͤrmlichkeiten 
gefnüpft (b), auch müfjen die hier anfälfigen Kabrifanten und 
Kaufleute unter einige Aufficht geftellt werden, weil man oft 
wahrgenommen hat, daß ſolche Gewerböunternehmungen den 
Schleihhandel vorzüglich begünfligen (c). 

4) Das bei der Ankunft einer Waarenfendung an einer 
Zoftätte eintretende Verfahren begreift im Allgemeinen in ſich: 

a) die Uebergabe eines fchriftlihen ausführlichen Werzeich- 
niffes der Waaren durch den Führer Derfelben, Waaren: 
anzeige, Declaration. Fuͤr Reiſende find erleichternde 
Vorſchriften nöthig (d); 

b) die Befichtigung der Waaren durch die Zollbeamten, fo 
weit fie unumgänglich ifl, um fi von der Richtigkeit Der 
Angabe zu überzeugen, oder ſoweit nicht andere Einrich- 
tungen jenes Mittelentbehrlich machen; Reviſion. Hie: 
bei, wie bei der ganzen Zollbehandlung, müffen die Be⸗ 
amten verpflichtet werden, gegen Die Eigenthuͤmer und 
Führer der Waaren fchonend und gefällig zu Werke zu 
gehen (e). 

c) die Berechnung des ſchuldigen Zollbetrages nach dem Tarif; 


.n 
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Defterreih. Stiderein, Schminfe, gepolfterte Möbeln, feines 
Porzellan, goldne Dofen, Seidenborbüren ıc. 36 fr. vom fl. oder 
60 Proc. — Bergoldete Kronleuchter 3665 fl. — Leinene Schleier, 
1967 fl. — Seidenwaaren 1093 fl. — Leinenbatift 655,5 1. — Edle, 
wohlriechende Dele 229,5: fl. — Wollenzeuche 203.° fl. — Belswaaren, 
Iederne Handſchuhe, Seidenwaaren 109,° fl. — Riechſtoffe 87,3 fl. 
— Taſchenuhr 1,2 fl. — 1 Kleidungsflüd, Armband, Tuchnadel 
44 


Rußland. Seidenipigen 2290 fl. — Wollens und Seidenfhawls, 
Kunftblumen 1832 fl. — Strauß: und a. Bierfedern 1135 fl. — 
Spigen 1374 fl. — Galanteriewaaren 458 fl. 

England. BZugerichtete Straußfedern 1984 fl. — Ricchſtoffe, 
Belzwaaren, 20 Proc. — vgl. fonft II. $. 215. 


$. 453. 
Eine nachtheiltge Folge hoher Zölle ift der Schleihhandel 


(Smuggel), welcher der Staatscaffe einen Theil der Zollein- 


nahme entzieht, 8.413. Der Antrieb zu ihm liegt neben dem 
Gewinn, den er verfpricht, zugleich in dem Reize einer gefähr: 
lichen Lebensweife, welche, dem Kriege oder der Jagd vergleich: 
bar, ſowohl Lift als Kraft erfordert und entwickelt und eine Ab: 
wechslung von Anftrengung und Ruhe darbietet. Die ſtets fi 
erneuernden Kunftgriffe der Schleichhändler machen Eoftbare 
und befchwerliche Gegenanftalten nothwendig (a). Die Gefahr 
des Schleichhandelß ift geringer an Meered: oder Stromgränzen, 
am größten in Gebirgd: und Waldgegenden, und die Koften ber 
Bewachung find verhältnigmäßig defto Kleiner, je größer ber 
mit Zoͤllen umgränzte Flächenraum und je fürzer bei gleicher 
Größe des Gebietes die Länge der Gränze iſt (b). Zwar bürfte 
man auch bei niedrigen Zollfagen nicht auf Die Abwesenheit des 
Schleichhandeld rechnen, woferne Die Graͤnzbewachung nachläffig 
eingerichtet wäre, allein er ift doch minder häufig und leichter 
zuverhüten, daher auch die verzollte Menge von Waaren größer, 
fo wie ſchon darum die Zölle mehr eintragen, weil man von den 
weniger vertheuerten ausländifchen Waaren mehr verbraucht. 
Deshalb hat hier, wie bei der Accife, oft nach einer Ermäßigung 
der Säge die Einnahme ſich erhöht, oder wenigftend nit um 
fo viel abgenommen, ald man hätte fchließen follen ($. 417). 
Selbft bei gleichem Ertrage für die Staatscaffe wären die nie: 
brigeren Zollſaͤtze vorzuͤglicher, weil fie den Behrern weniger ent= 
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ziehen und weil von den Ausgaben berfelben weniger in bie 
Hände von Privaten gelangt. Gut regulirte Schagungen machen 

⸗ N . . 7 
ed möglich, in bem Fuße der Zölle jenes in jeder Hinficht fchAd«- 
liche Uebermaaß zu vermeiden. 

(a) Die Pramie des Schleihhandels if in Frankreich angegeben worden 
zu 4—10 Proc. von Uhren, 10—15 Pr. von Kattunen in ber 
Küftengegend (im Innern des Landes 20—25 Pr.), 10—15 Br. 
von Shawls, 12— 15 Pr. von Tüll, 16— 25 Br. von Baumwols 
lengarn, 25 Pr. von Kruftallglae. Vgl. $. 417. — Villerme fls, 
Des douanes et de la contrebande. P. 1851. 

(d) Im baieriſchen Rheinkreife wurden 1830 die Koften auf 247,801 fl., 
die Solleinnahme nur auf 164,767 fl. angegeben. Als Baiern blos 
mit Würtemberg verbunden war, betrugen 1829 bis 1831 1. D. die 
@innahmen 3,609,823, die Ausgaben 1,603,505 fl. ober 44 Proc. 
des Mohertragese. Im 3. 1826, bei niedrigeren Söllen, war die 
Nettoeinnahme größer (2,617,000 fl.) und die Koflen machten nur 
1/, bes ganzen Srtrages aus. S. Verh. ber baier. K. d. Abg. v. 1834 
II. Beil. B. ©. 114. — Sm deutſchen Bollvereine find die Koften 
ber Erhebung und Bewachung an den Bränzen bei ber allmähligen 
Bergrößerung und Rundung des Bereinsgebietes von 16,4 Pror. 
(1834) auf 14.7 (1836) un fpäter auf ungefähr 10 Proc. geruns 
tergegangen. Die Gränzen bes Vereins haben 1104 Meilen Länge, 
bei einem Flaͤchenraume von 83131/, DO. M. Breußen hatte im J. 
1810 noch 1073 Meilen Gränze bei 5073, Q. M. Flaͤcheninhalt zu 
bewachen. Jede Meile Gränze hat alfo jebt 7,5 DO. M., 1819 nur 
4, Q. M. Gebiet bei fih, und da die Koſten der Gränzverwaltung 
2242 rl. für die Meile find, fo Hat jede Q. M. 298 rl. aufzus 
bringen, während nach biefem Maßſtabe anfänglich 429 rl. auf fie 
amen. 


B. Ausfuhrzoͤlle. 


5. 454. 


Ein auf die Ausfuhr eines inländifchen Erzeugniffed gelegter 
Zoll wirb bisweilen auf die auswärtigen Käufer uͤbergewaͤlzt, 
wenn nämlich die Waare im Lande ungeachtet der von dem 
Zolle bewirkten Preiserhöhung noch auf den fremden Märkten 
ten Vorzug behauptet, oder wenn fie vollends anderswo gar 
nicht hervorgebracht werden kann. Ein ſolcher Ausfuhrzoll ift 
eine Belaftung des Auslandes ($. 445), die dem Voͤlkerrechte 
nicht widerftreiteh, weil es fo wenig für den Staat als für die 
einzelnen Erzeuger ein vernunftmäßiges Verbot giebt, mit Ge⸗ 
winn zu verfaufen. Indeß iſt diefe Wirfung des Ausfuhrzolles, 


befonder8 bei einem hohen Zuße beffelben, unficher, denn bie 
Rau, polit. Defon. 3te Ausg. III. 2. Abth. 15 
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Ausländer werben leicht Durch ihn angereizt, fich Die Waare auf 
anderem Wege zu verfchaffen oder ein Erfagmittel aufzufuchen. 
Gelingt dieß, fo geht ein einträglicher Zweig der Ausfuhr ver: 
loren (a). Je leichter und audgebreiteter der Handelsverkehr 
zwifchen den Voͤlkern, je kunſtreicher bad Gewerbeweſen wird, 
defto weniger ift es rathfam, daß man in allzu feſtem Vertrauen 
anf einen Borfprung im Britwerben die Ausfuhr mit Zoͤllen 
beſchwere. 


(a) Der ———ã von ungefähr 3 Sch., den die Engländer 1833 auf 
das Pf. Stimmt in Eeylon legten, wurde dem Abfape aͤußerſt nach⸗ 
theilig. Mac Culloch Tex. ©. 197, 
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Gelingt den Verkäufern die Weberwälzung des Zolles nicht, 
fo muß er von ihnen getragen werden. Er verliert dann das 
Weſen einer Aufwandöfteuer und bildet eine Abgabe von gewif: 
fen Gewerböunternehmungen, bie man ald eine Gebühr für die 
Ausfuhrerlaubniß, etwa an der Stelle des ehedem öfter ver: 
bängten Verbotes, anfehen kann, $. 445. Der inländifche Preis 
der Waare wird in diefem Falle zu Gunften der einheimifchen 
Käufer herabgedruͤckt. Dieß ift auch bei den Ausfuhrzöllen ins⸗ 
gemein beabfichtigt worden, Denn man wollte bald Die inländifche 
Verarbeitung eined einheimifchen Rohſtoffes und bie Aus⸗ 
fuhr der daraus verfertigten Gewerkswaaren befördern, bald 
wenigftend den Zehrern die Anfchaffung eines unentbehrlichen 
Gutes, wie Getreide und Holy, erleichtern; es ift ein Schußzoll, 
nur in entgegengefeßter Richtung, ald bei der Einfuhr. Die 
Preiserniedrigung fehmälert ben Gewinn der Erzeuger, es ent: 
fteht daher ein Beſtreben, den belafteten Productionszweig auf: 
zugeben und dad Angebot fo lange zu verringern, bis die Preife 
. wieder höher geworben find. Geſchieht die, fo wird die Be⸗ 
flimmung bed Zolles verfehlt und nur die Größe der Ausfuhr 
ohne Nugen verringert. Dauert aber wegen der Schwierigkeit, 
einen Zweig der Hervorbringung zu verlaffen, der niedrige Preis 
noch fort, fo fallt er hauptfächlich auf die Grundrente, weil ſolche 
Zölle vorzüglich bei Rohſtoffen vorkommen und die Grundeigen- 
thümer jener Wirkung am wenigften ausweichen können; es 
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entſteht alfo eine unverhältnigmäßig ſchwere Belaͤſtigung dieſer 

Elaſſe, die ſchon Schatzungen und Aufwandsſteuern zu tragen 

hat (a). 

(a) In Großbritanien wurde der 1842 aufgelegte Ausfuhrzoll von Stein: 
fohlen (2 u. 4 Schill. von der Tonne ın brit. und fremden Schiifen) 


fhon 1845 wieder aufgehoben. Er hatte im erflen Jahr flatt der 
gehofften 140,000 2. nur 48,000 2. eingebradt. 


$. 456. 


Die Begünftigung der Gewerke erfordert dieſes einem an: 
deren Zweige der Hervorbringung zugemuthete Opfer fo wenig 
als die Zehrer im Allgemeinen einen Anfpruch auf die künftlich 
Erniedrigung des Preifes ihre Bebürfnigmittel haben. Nur bei 
den nöthigften Dingen, oder bei Stoffen, deren Erzeugung 
nicht beliebig erweitert werden kann, wenn zugleich die inldn- 
diſche Nachfrage einen belohnenden Preis bewirkt, ließe fich ein 
ſolcher Zoll noch etwa billigen. Dahin gehört vorzüglich der mit 
den Preifen fleigende Ausfuhrzoll von Getreide (II, $. 127), 
ferner der Ausfuhrzoll von Holz, wenigſtens foferne er fchon bes 
fteht und feine plößliche Aufhebung den Confumenten fehr bes 
fchwerlich fein würde. Dieß fchließt jedoch eine allmaͤhlige Ver⸗ 
minderung und eine fpätere Abfchaffung nicht aus, welche rath- 
fam ift, damit die Waldbefiger nicht gegen andere Grundeigens 
thuͤmer zurüdgefeßt und vielmehr zur Holzzucht ermuntert wer; 
den. Der Zoll von verfchiebenen anderen, nicht nach Bebürfniß 
vermebrbaren Stoffen, 5. B. von Nebenproducten, wie Häute, 
Thierhaare, Knochen, — oder von Erzeugnifien der Jagd ift 
zwar der inländifchen Gewerbsthaͤtigkeit nicht nachtheilig, enthält 
aber immer eine unnöthige Beeinträchtigung Einzelner. Der 
Hauptgrund zur Beibehaltung folcher Zölle ift ihr Beſtehen in 
anderen Ländern, aus denen deßhalb die Zufuhr zum Erfag ber 
hinausgehenden VBorräthe erfchwert if. Won mancherlei Dingen 
find jedoch diefe Zoͤlle ſchon ohne Rachtheil aufgehoben worden 
und man fann in ihrer Abfchaffung unbedenklich noch weiter 
geben. Am fchwerften ift diefe bei dem Ausfuhrzoll von Lumpen 
(adern), weil die vorhandenen Papierfabrifen im Schutze des 
Ausfuhrverbotes oder eines ſtarken Zolled entſtanden find. Hier, 
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wie bei anderen Weberreften der Verzehrung, 3. B. Glasſcherben, 
Holzafche ıc., ift auch der Zoll am wenigften ſchaͤdlich, da er nur 
den Aufkaͤufern folcher Gegenflände einen höheren Gewinn ents 
zieht. Vgl. 11. $. 129. 302 (a). — Diefe Betrachtungen zei: 
gen, daß die Ausfuhrzölle, mit wenigen und unerheblichen Aus: 
nahmen, aufgehoben zu werden verdienen, wohin aud unver: 
kennbar dad Streben vieler Regierungen in der neueften Zeit 
gerichtet iſt (a).. ' 

(a) Der Ausfuhrzoll trug in Franfreich 1831 1,180,000 Fr., 1849 4. 


2,066,000 Fr. im deutſchen Zollverein 1849 368,349 v[., wuzu die 
rohe Wolle am meiften beitrug. 


C. Durchgangszoͤlle. 


§. 457. 

"Ein Zoll von Waaren, welche ohne Aufenthalt durch das 
Staatögebiet gehen, fällt lediglich auf die Ausländer. Er ift als 
eine für den Schuß der Waaren während ihres Transports ent⸗ 
richtete Gebühr anzufehen, die man wenigftens fehr mäßig an- 
feßen muß, weil man fonft flatt der beabfichtigten Begünftigung 
“ der inländifchen Handeldunternehmungen leicht eine entgegen: 
geſetzte Wirfung, nämlich die Verſcheuchung des Waarenzuges 
auf andere Handelöftraßen verurfachen kann, II, $. 315. Wird 
‘der Durchgangs⸗ (Zranfito:) Zoll von den aus Öffentlichen oder 
Privat:NRiederlagen wieder auögeführten Waaren erhoben, fo ift 
er eine Belaftung des Zwifchenhandeld und follte wegen der 
Schwierigkeit der Ueberwälzung den Betrag einer Gebühr für 
Die Gefchäfte der Zollbeamten nicht überfleigen. Man darf da: 
her den Durchgangdzoll nicht aus einem blos finanziellen Stand: 
punkte betrachten, fondern muß vielmehr aus Gründen ber 
Bolföwirthfchaftöpolitif feine Ermäßigung oder gänzliche Auf: 
bebung für vortheilhaft halten (a). 


(a) Im Tarif des großen beutfchen Zollvereins iſt in der Megel ber 
Durhgangszol '/, rl. = 52'/, fr. vom Zollcentner, bei Waaren 
aber, deren Bin: und Ausfuhrzoll zufammen weniger ausmacht (wie 
"bei fehr vielen Rohftoffen) beträgt er nur foviel als jene beide, auch 
iR er auf manchen Fürzeren Straßenftreden’ noch viel niedriger bes - 
fimmt (3. B. auf kr. vom Centner) oder ganz aufgehoben wor: 
den. Dagegen ift er auf Straße, welche die tuffefche oder polnifche 


Graͤnze überfchreiten, bei verſchiedenen Waaren höher, bis 7 fl. vom 
Gentner. Ertrag R. 1848 316,422 rl.. 1849 472,245 rl. — Der 
hannoͤv. Bereinstarif beflimmt, daß alle die Waaren, bie weder bei 
der Gin», noch bei der Ausfuhr cinen Zoll geben, auch frei tranfts 
tiren dürfen. Für die anderen find, wenn fie durch inländifche Nies 
derlagen geben, 3'/, Ggr., wenn fie bloß durchgeführt werden 4 Ggr. 
vom Gentner in der Regel angelegt. Branntwein giebt 8 ®r., I 
Pferd 1 rl., von verfihietenen Dingen wird die Abgabe nach Pferdes 
oder Schiffslaſten entrichtet. Wine Pferdelaft Topferwaare giebt 
Url., Kalt, Gyps, Salz (wenn die Durchfuhr erlaubt wird), Kienruß 
6 Ggr. ꝛc. — In Branfreih if der Tranfitzoll nah ver Wahl des 
Eigenthümers 25 Gent. von 100 Kil. oder 15 Et. von 100 Frfs. des 
Preifed der Waaren. Nur an einer Anzahl beftimmter Stationen 
ber Land» und Seegränge können Tranfitogüter eins und ausgehen, 
die Durchfuhr der Waaren, deren Ginfuhr verboten if, ift nur auf 
wenigen Punften erlaubt. Drdonn. v. 29. April 1831 und neuere. 
— Oeſterreich: Der höchſte Sag des Durchgangszolls ift 27 Er. im 
20 fl. 5. vom Gentner Brutto = 291), fr. vom Bollcentner. Auf 
Straßen von nidıt mehr als 10 Meilen Länge ift der Zoll nur 3 Er. 


II. Einrihtung des Zollweſens. 


$. 458. 


Zu der Entwerfung der Tarife ift eine auögebreitete und 
gründliche Waarenfenntniß erforderlih. Man ordnet hierbei 
gewöhnlich die Waaren, hauptfächlich Die Gegenftände der Ein: 
fuhr, in gemiffe Abtheilungen und ſtellt diejenigen zufammen, 
bei denen aus Gründen der Beſteuerung oder der Volkswirth⸗ 
fchaftöpotitif ein gleicher Zollſatz, namlich in Procenten des Prei: 
ſes angemeffen ift. Für jede Abtheilung wird fodann diefer Pro» 
centfag feftgeftellt. Bei diefem Gefchäfte kommen vorzüglich 
nachſtehende Regeln in Beachtung. 

1) Den Zolltarif feloft in Procenten des Preifed auszu⸗ 
drüden (ad valorem nach der englifchen Bezeichnung), ifl da: 
rum nicht rathfam, weil die Zollbeamten die Mittelpreife jedes 
zolbaren Gegenftandes nicht genau fennen und ohne diefe Kennt: 
niß die eigne Angabe des Zolpflichtigen nicht berichtigt werben 
Tann, wenn fie, wie ed oft gefchieht, zu niedrig if. Auch das 
den Zollbeamten eingeräumte Recht, die zu niedrig angegebenen 
(declarirten) Waaren mit einem gewiffen Zufchlage, z. 3. von 
10 Procent, an fich zu bringen (Vorkauf, Präemtion), ifl 
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kein hinreichendes Sicherheitämittel (a). Daher haben die Zölle, 
welche nach dem Gewichte, der Stüdzahl ıc. angefegt find, we: 
fentliche Vorzüge. Da jedoch hier wieder der Nachtheil eintritt, 
daß der Zoll von den befferen und Eoflbareren Sorten einer 
Waarengattung, die wenigftend der Befteuerung wegen eine ho: 
bere Abgabe tragen follten, verhältnißmäßig zu gering wird, fo 
ift es rathſam, daß man, foweit leicht Penntliche und feſte Unter: 
ſcheidungsmerkmale aufzufinden find, für die verfchiedenen Sor: 
ten auch verfchiedene Zollbetraͤge anordne (b). 

2) Es wird eine nicht große Anzahl von verfchiebenen Zoll: 
fäßen, in bequemen Zahlen angenommen (c). 

3) Es iſt dienlich, für alle nicht befonderd benannten Gegen: 
ftände einen allgemeinen Zollſatz ald Regel anzugeben, nur darf 
man fich hiedurch nicht verleiten laffen, Waaren, die beſſer zoll⸗ 
frei zu laffen wären, einer Abgabe zu unterwerfen, auch follte 
diefer allgemeine Zollſatz die Größe einer geringen Gebühr nicht 
überfleigen (d). 

4) Würde man den Zoll von dem Rohgewichte (Brutto- 
oder Sporcogemichte), d.h. dem Gewichte der Waare fammt 
ber Packhuͤlle, erheben, fo läge hierin eine Ungleichheit bei 
verfchiedenen Berpadungsarten und die Zollpflichtigen koͤnnten 
durch immer leichtere Berpadung dem Zolle zum Theile aus⸗ 
weichen. Nur bei fehr niedrigen Tariffägen koͤnnte man dies 
überfehen. Bei höheren ift ed zwedimäßig, a) nach den im 
Handel gemachten Erfahrungen für jede Art von Waaren und 
von Verpackung berfelben feflzufegen, wie viel für die Kara 
von dem Bruttogewichte abgezogen werden fol, um das zollbare 
Nettogemwicht zu finden; — geſetzliches Netto (e); b) in 
einzelnen Fällen fowohl den Zolpflichtigen ald den Zollbeamten 
zu geflatten, dad fie dad wirkliche Nettogewicht (nello 
effectif) durch Herausnehmen aus der Packhuͤlle und abgefon: 
berted Abwägen audmitteln laffen (f). 


(a) 3. B. ruſſ. Bolltarif v. 1850: Die mit 10 Proc. Zulage erfauften 
Waaren werden verfleigert, der Meberfchuß wird am Ende bes Jah⸗ 
res unter das Perfonal des Zollamtes vertbeilt, wobei der Anzeiger 
1/, echält. 

(6) Der Bereinstarif hat faſt nur Saͤtze nad dem Gewichte, außer bei 
Getreide, Holz, Spiegelglas unt Vieh. — In den meiften Tarifen 
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en Saͤtze nad dem Gewichte, dem Naummaaß für trodine und 

fluͤſſige Waaren, der Stückzahl und den Procenten des Breifes mit 

einander ab. 

(c) Der Zollvereinstarif hat 34 verfchiedene Beldfäge, worunter 9 unter 

1 rl., 25 von I—110 rl. Es find nur 43 Hauptnummern von Waa⸗ 

Detangen, deren jedoch einige in viele Unterabtheilungen zerfallen. 

Diele Sinfachheit gewährt in der Verwaltung großen Vortheil, das 
egen geben die Reductionen dieſes Tarifs auf fl. und fr. läflige 
ahlen, z. B. 4 Egr. = 11! fr. — Die Bahlen des bad. Farite 

ven 1827 fliegen, wenn man auch bie Gulden in fr. ausdruͤckt, 
fehr regelmäßig: 20—25—30—40—50—60—80—100—125— 150 
200300400 fr., wozu dann 1833 noch 600 fr. ober 10 fl. 
amen. 

(d) Bereinstarif: Regel für die Cin- und Durdfuhr !;, el. = 52, fr. 

vom Bollcentner. 

(©) Aehnliche Beſtimmungen find unter den Kaufleuten üblih, um bas 

wirflihe Abwägen der bloßen Waare („Stürzgen“) zu erfparen. 
. Der Zarafag iſt entweder eine Zahl von Brocenten, oder eine Zahl 
von Pfunden bei Berpadungsarten von uͤblicher Vefchaffenheit und 
gleicher Quantität, 3.3. eine Indigofifte 14—22 Pf., eine Theefifte 
18—26 Pf. (Havre). — Im Tarif tes Zollvereins iſt bei den höhe 
zu verzollenden Waaren bie Tara in Procenten angegeben, mit Un- 
terfcheibung verfchiedener Hüllen, 3. B. Tabafsblätter in Faͤſſern 
12, in Körben 9, in Ballen 4 Broc., fo daß man für jeden Brutto: 
cenfner nur resp. 88—91—96 Pf. zu verzollen hat; wer ein größes 
res Frachtſtück verfentet, hat einen kleinen Gewinn, weil das Ge: 
wicht der Packhülle fich wie die Oberfläche verhält und daher nicht 
ganz im Berhältnig des Körperinhaltes anwaͤchſt. Fruͤher waren 
die Tarafige bei Tabaksblättern in jenen drei Berpadungsarten 
16, 13 u. 7 Proc. Wein in Fäflern und Flaſchen, Bier, Brannts 
wein ic. werden nach dem Rohgewichte verzollt, worauf ohne Zwei: 
fel fchon bei der Anfegung des Zolles Nüdjicht genommen worden 
it. — In Defterreich unterfheivet man Aäußeres und inneres 
Rohgewicht; dieſes befteht in der leuten innerften Umhüllung, 3. 2. 
dem Kaffe, der Blafche, dem Umfchlage von Papier, dem Sade und 
og! ‚ daher kommen dreierlei Beſtimmungsarten vor, nad dem 
etto⸗, dem inneren und äußeren Sporcogewicht. — Im rufl. Ta: 
rif haben viele trodene Rohfloffe in Glass oder Steingefäßen 20, 
in hölzernen 10, in Sädnm 2—5 Proc. Tara, Säuren, Sartellen, 
Früchte in gläfernen oder fteinernen Gefaͤßen jogar 40 Proc. 

(f) Befondere Beſtimmungen müflen verordnen, was bei dieſem Abwaͤ⸗ 
en ale Tara abgehe. was 3. B. bei dem Papier und Bindfaben der 
uderbüte, den Einlagebreitchen und Rollen der Zeuche und Baͤn⸗ 

ver nicht geftattet ift, * choͤnbrodt, Sammlung von Verordnungen, 
67. 


$. 459. 


Das Zollwefen ift in den europäifchen Staaten von formeller 
Seite fehr ausgebildet worden. Die Menge von Vorfchriften 
und Beranftaltungen, die auf die fichere Erhebung der Zölle 
abzweden, jtellt in ihrer Geſammtheit ein kunſtreiches verwidel: 


232 


tes Syſtem dar, welches noch täglich vervollfländiget wird. Man 
darf bei dieſen Einrichtungen nicht bloß den Vortheil der Staats: 
caffe im Auge haben, vielmehr muß man bedenfen, daß befchwer: 
liche Gebote und Verbote mit Strafandrohungen die in ber 
Größe der Abgaben enthaltene Laft vergrößern, weßhalb man 
bei jeder neuen Maaßregel den Nachtheil für die Zollpflichtigen 
gegen den Nutzen fuͤr die Zollcaffe abwägen ſollte. Solche Sichers 
heitömittel, die den Bürgern keine neue Beſchraͤnkung auferlegen, 
find deßhalb vorzüglich empfehlenswerth. Die wichtigften An: 
ordnungen find nachflehende (a). 

IE: muß dafürgeforgt werden, daß alle zollbaren Waaren- 

fendungen, welce bie Landesgraͤnze überfchreiten, eine Boll: 
erhebungäftele (3ollamt, Station, Zollftätte) berühren. 
«Diezu dient die Errichtung folcher Zollftätten an allen für den 
bequemen Berkehr mit dem Audlande dienenden Straßen (Zoll: 
firaßen), und das Verbot, zollpflichtige Waaren auf anderen 
Straßen (Nebenmwegen) ein: und auszuführen. Welche Wege 
für Zollftraßen zu erflären feien, dieß ift in jeder Gegend aus 
den Bedürfniffen des Handels zu beurtheilen. Um den Koften- 
aufwand zu verringern, pflegt man an ben minder lebhaften 
Straßen fchwächer beſetzte Zollämter zu errichten, von denen da⸗ 
gegen auch manche wichtigere Gefchäfte-nicht vorgenommen wer⸗ 
den dürfen (b). 

2) Außer dem mit der Erhebung und Verrechnung der 
Zoͤlle befchäftigten Perfonat ift auch eine Bewachung der Gränze 
durch militärifch organifirte Mannfchaft nothwendig; beide Claſ⸗ 
jen von Zolbedienten müfjen mit vorzüglicher Beachtung der 
perfönlihen Eigenfchaften angeftelt, zugleich aber, um die Ber: 
ſuchung zur Beſtechlichkeit zu Schwächen, gut beſoldet und fireng 
beauffichtigt werben. " 


(a) ©. 3. 8. öfterr. Zoll: und Monopols⸗O. v. 8. Zul. 1835, bei Krapf, 
6 Handb. der Soll: und MonopsD., Wien 1840. IN. B. 


Saat 


BereinssZollsD.: 1) Hauptzollaͤmter, welche in ber Regel allein die 
uchgehenben Waaren und diejenigen eingehenden, die an innere 
Zoll ter pewielen werten, behandeln dürfen. 2) Neben :Zofls 
Aemter 17 Claffe, welche nur Waaren von höchftene 5 rl. Zollfag 
vom Gentner, oder doch von einem nicht über 50 rl. gehenden Zoll⸗ 
betrage zu behandeln haben. 3) Neben:Zollämter 2r dr. die feinen 
Zollbetrag über 10 rl, von einer Ladung beforgen dürfen. $.27—39. 


Das Bereinsgebiet Hat ungefähr auf je 4'/, Meilen Graͤnze 1 Haupt 
oder Nebenzollamt Ir Elafle. — Die bad. Graͤnze gegen die Schweiz 
und Franfreih bat 10 Haupts, 17 Neben:d.:A. erfier und 34 dgl. 
zweiter Glafie, nebft 8 Anmeldepoften, welche gleichfalls die Befugs 
niffe der Neben:3.:N. 2r Elafie haben. Rechnet man ohne die Fleis 
neren Krümmungen dieſe Gränze zu 60'/, Meilen, fo kommt unges 
fähr auf jede Meile 1 Zollamt, ohne die Anmeldepoften. An einem 
Haupt:3.:A. ift 1 Oberinfpector, 1 Hauptverwalter ald Rechnungs⸗ 
und Caſſenführer, 1 Haupteontroleue angefellt, nebft‘ mehreren 
Affiftenten. 


. 8. 460. 

3) Der Schleihhandel würbe fehr erleichtert fein, wenn man 
nach der Ueberfchreitung der Graͤnze fogleid von allen weiteren 
Nachforfchungen frei wäre. Um aber diefe nicht auf den ganzen 
inneren Verkehr ausdehnen zu müffen, hat man den Mittelweg 
gewählt, einen fchmalen Streifen längs der Gränze pin (Gränz: 
bezirk) den Auffichtömaßregeln zu unterwerfen (a). In diefem 
Bezirke, deſſen Begränzung gegen dad Binnenland auf allen 
Straßen auf eine deutliche Weife bezeichnet werden muß, wird 
dad Verführen zolpflichtiger Waaren an gewiffe Foͤrmlichkeiten 
gefnüpft (6), auch muͤſſen die hier-anfäffigen Fabrikanten und 
Kaufleute unter einige Aufficht geftellt werden, weil man oft 
wahrgenoınmen hat, daß ſolche Gewerböunternehmungen den 
Schleichhandel vorzüglich begünftigen (c). j 

4) Das bei der Ankunft einer Waarenfendung an einer 
Bollftätte eintretende Verfahren begreift im Allgemeinen in fich: 

a) die Uebergabe eines fchriftlichen ausführlichen Verzeich⸗ 
niffes der Waaren durch den Führer derfelben, Waaren: 
anzeige, Declaration. Zürfeifende find erleichternde 
Vorſchriften nöthig (d); 

b) die Befichtigung der Waaren durch die Zollbeamten, fo 
weit fie unumgänglich if, um fi von der Richtigkeit der 
Ungabe zu überzeugen, oder foweit nicht andere Einrich- 
tungen jenes Mittel entbehrlich machen; Reviſion. Hie- 
bei, wie bei der ganzen Zollbehandlung, müffen die Be: 
amten verpflichtet werben, gegen Die Eigenthümer und 
Führer der Waaren fchonend und gefällig zu Werke zu 
geben (e). 

c) die Berechnung des fchuldigen Zollbetrages nach dem Tarif; 
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d) 


(a) 


(b) 


(ce) 


(4) 


(f) 


die Bezahlung, Beicheinigung und Verrechnung des Zoll: 
betrages. Die Erhebung von Nebengebühren für verfchies 
dene Gefchäfte der Zollbeamten ift nicht zu billigen, weil 
dadurch Die Ausgabe Über die bei der Entwerfung ded Ta⸗ 
rifs befchloffene Größe vermehrt wird und befonderd die 
Eigenthümer der niedrig belegten Waaren verhältnigmäßig 
zu ſtark belaftet werben. Eine Ausnahme machen Gebuͤh⸗ 
ren für folche Verrichtungen, die zur Erleichterung bed 
Zoßpflichtigen übernommen werden (f). 


Die Breite diefes Graͤnzbezirkes tft verfchieden Eeftimmt. In Baden 
in der Regel nur '/, ei, in Sranfreih 4 Wegſtunden (lieues), 
an der Kuͤſte nur 2, dabei reicht aber die Auffiht noch 2 Myria⸗ 
meter (2,7 d. Meilen) ins Meer; im d. ZollsBerein find ebenfalls 
zwei Meilen als Megel angenommen worden, in ÜDefterreich mei⸗ 
end 1 Meile, nie über 2. An der inneren Gränze dieſes Atzietee 
(Binnenlinie) werden öfters Contreipoften errichtet, um die an 
den Gränzämtern behandelten Waaren nochmals einer oberflädhlichen 
tigung zu unterwerfen. 
B. 3. ©.: 1) Die im Graͤnzbezirke transportirten Waaren müflen 
mit den Papieren über bie Abrerfigung an der Gränge oder mit ber 
von einem inneren Amte erhaltenen fchriftlihen Beurfundung bes 
gleitet fein, $. 143. — 2) Waaren, welche nicht auf diefe Weile bei 
einer Bollftelle behandelt wurten, dürfen nicht ohne einen Legiti⸗ 
mationsfchein, den eine Zollfielle, der Drtsvorfland oder ein 
Kaufmann vder Fabrikant felbft ausftellt, verfendet werten, F. 144. 
Ded wird dieſe Betingung nur bei denjenigen zollbaren Waaren 
gefordert, die für den Schleichhantel einen höheren Reiz haben, und 
diefe Befchränfung der Ueberwachung auf gewifle Waarengattungen 
(controlpflichtige Waaren, öſterr. 3. O. $. 337) ift auch darum 
zwedmäßig, weil fonft die Manfregel unmöglich ypünctlid genug 
ausgeführt werden könnte. — 3) Der Transport darf, außer durch 
bie Bolt, nur in ben Tagesftunden gefchehen, $..58. Del. 3. O. 


$. 335. 

V. 8. O.: Sole Gewerbireibende können angehalten werden, über 
die vom Auslande bezogenen Waaren genaue Berzeichnifle zu führen 
und dieſelben auf Verlangen vorzulegen. $. 148, 149. Der Hauflrs 
handel mit huchverzollten Waaren wird gänzlich unterfagt. 

Wenn Jemand, der nicht zur gemerbtreibenden Clafle gehört, die 
mitgeführten Waaren nicht vollftäntig beelariren zu können verfichert, 
iv ubernimmt dieß das Zullamt nad vorgenommener Reifen, B. 


3.08. $. 75. 3). 


Hieher gehören die Beftimmungen über die körperliche Befichtigung. 
Das gänzliche Verbot verfelben gäbe Gelegenheit zu großen Miß⸗ 
brauche, aber auch die willfürlihe Anwendung iſt nicht zu Dulden. 
Nach ver V. 8. O. 6. 171 darf fie blos vor der Gerichtsbehoͤrde ge⸗ 
fchehen, und derjenige kann Magen, ter ohne augenfälligen Verdacht 
vor tiefelbe gebracht wird. 

Nach ter B. 3. D. formen feine Gebühren vor, als für Begleits 
Scheine und Waarenverfchluß, Tarif, Abth. V. 


g. 461. 


5) Die Bollentrichtung, welche eigentlich fogleich bei der 


Einfuhr gefchehen müßte, kann in gewifien Fällen zur Erleichte: 
rung bed Verkehrs hinausgeſchoben oder ganz befeitiget werben. 
a) Man geflattet, daß der Einfuhrzoll nach erfolgter Anzeige, 


b) 


Unterfuhung und Berechnung an ber Sränze erft bei eis _ 
nem Zollamte in der Nähe des Wohnortes der Waarenem: 
pfänger bezahlt werde, wobei dafür geforgt werden muß, 
daß diefe Erlaubniß nicht zum Zollbetruge gemißbraucht 
werde (Ad). 

Die genaue Befichtigung und die Verzollung fann in.öffents 
lichen NiederlagenlLagerhbäufern, Padhöfen, 
Hallen) gefchehen, in welche die Einfuhrgegenftände von 
der Gränze aus gebracht werden. Ohne diefe Einrichtung 
müßte der Waarenempfänger entweder an ber Gränze ei: 
nen Bevollmächtigten aufftellen, oder die Waaren bei ber 
Eröffnung der Frachtſtuͤcke bloß dem Fuhrmann oder Schif: 
fer anvertrauen. Was durch folche innere Niederlagen den 
Sränzorten wegen ber geringeren Lebhaftigkeit des Spe⸗ 
ditiondgefchäftes entgeht, das gewinnen reichlich die Eins 
wohner der inneren andeögegenden, nur daß man ber 
Koften willen bloß an den lebhafteren Handelsplaͤtzen 
ſolche Niederlagen errichten kann (b). 


c) Die Niederlagen, fowohl an Gränzorten ald im Innern, 


gewähren den Kaufleuten auch den Vortheil, die Waaren 
fo lange unverzollt aufbewahren zu fünnen, bis fie ver: 
kauft werben und in den Verbrauch übergeben. 


d) Die Niederlagen dienen auch zur Beförderung ded Zwi⸗ 


fchenhandeld, indem in ihnen die mit höheren Zolfägen . 
belegten Waaren (c) unverzollt gelagert, fortirt, umge: 
packt und wieder ind Audland, gegen bloße Bezahlung des 
Durchgangszolles, verfendet werben können, II, $. 312, 
313. Sie ftelen ein im Innern ded Bandes befindliches 
auslaͤndiſches Gebiet vor. Zur Sicherung der Zolleinfünfte 
dient @) daß man die Krachtflüde unterwegs mit einer Um⸗ 
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gebung verfieht, die es unmöglich macht, fie unentdedt zu 
Öffnen; Waarenverfchluß, nämlich Verſchnuͤren und 
Verbleien, Plombiren; 4) daß der Waarenführer die 
Haftung für den Eingangszoll oder die Ablieferung in Die 
Niederlage übernimmt und noͤthigenfalls hierüber Sicher: 
heit leiftet. Er erhält eine diefe Haft ausdruͤckende Urkunde, 
Begleitfchein (d). 


e) Statt der Öffentlichen Niederlagen fönnen, unter gehört: 


gen Vorfihtsmaaßregeln, auch Privatlager bei ficheren 
Gewerbtreibenden bewilligt werden, II, $. 313 (e). Aehn⸗ 
licher Art find die hauptſaͤchlich zur Begünftigung der 
Meßplaͤtze geftatteten Contirungen; es erhalten naͤmlich 
ſichere Großhaͤndler die Bewilligung, fremde, einem hoͤhe⸗ 
ren Zollſatze unterliegende Waaren nach genauer Reviſion 
einſtweilen unverzollt zu ſich zu nehmen. Ueber die Quan⸗ 
titaͤten wird Rechnung gefuͤhrt und von den Vorraͤthen, die 
nicht in das Ausland oder eine Niederlage gefuͤhrt werden, 
wird ſpaͤterhin der Zoll nachgezahlt (f). 
V. 3. O. $. 97—100. Die Waaren gehen unter Begleitſchein (ſ. 
oben d), der Führer muß Sicherheit leiſten, wenn er nicht als zu⸗ 
verläffig bekannt iſt. 
V. 3. O. 8. 109: nur an Orten, wo ſich innere Hauptzollaͤmter be: 
finden und wo es ſpeciell erlaubt wird, alſo nicht nothwendig bei 
jedem folchen Amte. — Defterr. 8. O. $. 222 ff., vergl. $. 122. — 
Ueber das Hallfyitem im Bergleih mit dem Graͤnzſyſtem f. Hoff; 
manns Bericht, Verb. ter 2. bad. K. v. 1835, Beil. V. 
V. 8. O. $. 94, 95: Waaren, deren Zoll über 50 fr. vom Gentner, 
und von der vorfommenden Ladung wenigftens 5 fl. beträgt; — 
$. 111: Nur Kaufleute, Spediteure und Gewerbtreibende haben das 
Niederlagsredt. 
Diefe Haftung Hört dadurch auf, daß dem Befiper des Begleiticheinee 
durch das beflimmte innere Zollamt die Erfüllung feiner Obliegen⸗ 
heit befcheinigt wird. Der Begleitichein wird auf gewiſſe Zeit, wie 
es die Entfernung der beiden Punkte erfordert, ausgeftellt. B.8.D. 
$. 49-57. — ie Zesleitſcheine heißen in Deflerreich Güteranweis 


fungen, 3. O. $. 122. 

V. D.$. 125 ff. Nicht bei Waaren, bei denen „ed auf Erhaltung 
der Identität anlommt“. 

Meßordnungen für Kranffurt a. d. O., 31. Mai 1832, und Leipzig, 
3. Dec. 1833, SChönbrodt, Samml. IV, 1. Heft. Auch für Franf⸗ 
furt a. M. befteht eine ähnliche Meßerdnung. Der durch die Conti⸗ 
rung bezwedte Credit für die Zollgefälle wird in der Regel nur auf 
die Meßzeit bewilligt, einzelnen Großhändlern des Orts jedod fort: 
wührent. Die Erlaubniß wird für jeden Kaufmann kefonbers er: 
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teilt. Die Zollbehoͤrde Kann für die crebitirten Zollgefälle Sicherheit 


fordern. — Bolleredit für die Zuckerfiedereien in- Defterreih, auf 
1 Sahr 3. ©. $. 218. Krapf, 1, 371. 
$. 462. 


6) Sowohl die Billigkeit, als die Rüdficht auf Die Vetrieb- 
ſamkeit und die Bequemlichkeit der Staatöbürger, befonders zur 
Erleichterung des Graͤnzverkehrs, gebieten verfchiebene ſchonende 
Beflimmungen für ſolche Falle, wo der Zweck der Zollerhebung 
wegfällt. Gegenftlände folher Ausnahmen find u. a. Peine 
Quantitäten zollbarer Waaren (a), ferner ſolche Dinge, welche 
keine wahre Einfuhr bilden, fondern bloß der Verarbeitung wils 
ken bins und hergefendet werden (b), fodann die fchon verzoßten 
Waaren, welche auf dem Wege von einem inländifchen Orte 
zum andern das Ausland beführen (c), auch Waaren, welche 
inländifche Kaufleute von ausländifchen Meflen und Märkten 
unverfauft zurüdbringen, oder welche fremde Befucher inländis 
fcher Märkte unverlauft wieder ausführen! in welchem Sale der 
entrichtete Einfuhrzoll zurüdgegeben wird (dı. 

7) Zur größeren Erfchwerung des Schleichhandels ift eine 
Fortfegung gewiſſer Auffihtömaagregeln im Innern des Landes 
nöthig gefunden worden. Diefe Binnencontrole follte we⸗ 
nigfiend auf diejenigen Waaren, Säle, Zeiten und Gegenden 
eingefchränft werden, bei denen fie für ben angegebenen Zwed 
durchaus unerlaßlich erfcheint, weil fie immer die leichte Waaren⸗ 
bewegung im Sande hindert. Das Hauptmittel diefer inneren 
Beauffichtigung ift Die Vorfchrift, daß gewiſſe hochbelegte Waa⸗ 
ren in größeren Quantitäten nicht verfendet werden dürfen, ohne 
daß der Verſender ihnen einen Frachtbrief mitgiebt, den er vors 
ber dem Steueramte zur Einfiht und Stempelung vorgelegt 
bat, den dann auch der Waarenempfänger bei dem nächften 
Steueramte flempeln laffen muß (e). Diefe Maaßregel wirb 
bauptfächlich wegen des zur Entdedung vorfchriftöwidriger Sen: 
dungen zuläffigen Anhaltend und Unterfuchens der Ladungen 
laͤſtig (f). 

8) Bei dem Eintritt von Durdhgangsgütern muß dafür ges 
forgt werben, daß nicht unter Dem Vorwande ber Durchfuhr die 
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Einfuhrzölle umgangen werben. In Ermangelung anderer Bürg: 
fchaften bleibt nichts übrig, als bad allerdings für die Waaren⸗ 
führer drüdende Mittel, den Einfuhrzoll an der Gränze erlegen 
zu laſſen, derdann beim Wiederaustritte nach Abzug des Durch: 
gangszolles wieder vergütet wird. Die durchgeführten Güter 
werden verſchnuͤrt und mit dem Begleitfcheine verfehen (9). 

9) Es giebt Zölle, welche den inlaͤndiſchen Gewerbsleuten 
das Mitwerben auf fremden Märkten erfchweren und daher, ib: 
ver Beſtimmung zuwider, den auswärtigen Abfat gefährden. 
Dieß gilt vornehmlih von den Zöllen auf eingeführte Ver⸗ 
wandlungdftoffe Wo bie Zolbelegung berfelben zu vechtfertis 
gen ift, 3. B. aus dem Zwede der Befteuerung, wie bei Rob- 
zuder und Tabaksblaͤttern, da muß die entrichtete Abgabe bei 
der Ausfuhr des Gewerkserzeugniſſes wieder vergütet werden, 
Rüdzoll, drawback. Hiebei iſt befondere Sorgfalt nöthig, 
um die Rüdvergütung für jeden Gentner der Kunſtwaare nach 
Maaßgabe der verbrauchten Quantität von Rohſtoffen richtig zu 
beſtimmen und die Erfchleichung unverdienter Rüdzölle zum 
Scaben der Zollcaffe zu verhüten (A). 

10) Das ganze Zollweſen muß fo geregelt werben, daß ber 
rechtliche Bürger überall gegen willkuͤrliche Härte gefchüßt fei. 
Strafgefeße find unvermeidlich, doch follte immer zwifchen beab⸗ 
fihtigten Geſetzwidrigkeiten und erweidlicher Unachtfamteit uns 
terfchieben, auch auf den Nachweis unverfchulbeter Zufaͤlle Ruͤck⸗ 
ht genommen werden. 


(a) 3. B. Borräthe, von denen ter Zoll nit über 1 kr. (1), Sgr.) be: 
trägt, oder bis zu 3,2 Lothen; Garben von eigenthümlichen oder ge: 
paditeten Nedern im Auslande u. dgl., Wäfche und Kleider der Rei: 
fenden sc. Tarif des 3. V. 

Rohftoffe, die auf Mühlen zum Mahlen, Schneiden, Stampfen x. 
und zurüdgehen, oder die zum Bleichen, Spinnen, Faͤrben, Weben, 
Gerben x. gefendeten Waaren, Weidevieh; ſ. ebend. — Def. 3. O. 


. 222. R 

(c) $ 3.8. $. 134. 156 ff. In diefem Kalle muß beim Austritt die Ans 
zeige bei der Zollftielle gemacht und von biefer bie nöthige Vorſicht 
angewendet werben. 

(d) Gbend. $. 136. 138. 

(e) Rah der V. 8. O. $. 151 ff. find der Binnencontrole unterworfen: 
baummollene Stuhlwaaren, Buder, bei Duantitäten über !/, Gent: 
ner, Kaffee, Tabaksfabricate, Wein und Branntwein, über 1 Gent: 
ner. Fabricanten und Weinbergsbefiger Fönnen die Frachtbriefe über 


(5 
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die Gegenftände ihres Gewerbes auch bloß bei der Ortsbehärbe 
beglaubigen laflen. — In Oefterreich beftehen ähnliche Borfchriften 
für alle Waaren; ferner find bie Zuderraffinerien und Baumwols 
lenipinnereien befonders überwacht und die Steuerbeamten befugt, 
die Läden und Borrathöräume der Gewerks⸗ und Handelsleute zu 
durchfuchen. 


( ) Ebend. 8. 177. Waarenführer, welche nach dem äußeren Anfcheine 


(8) 


(h) 


controlpflichtige Waaren führen, -fünnen aufgefordert werden, Aus: 


funft zu geben und die Transportzettel ıc. vorzuzeigen, auch die Las 
bung ur näheren Beflhtigung an eine Zoll⸗ oder Polizeiſtelle führen 
zu laflen. 
8.3.D.$.84 ff. Der Borfchuß des Cinfuhrzolles fällt weg, wenn 
ein Unterpfand oder eine Bürge gefellt wird, oder ber Führer als 
uverläfftg befannt ift. 

ergl. II, $. 311. — Im Gebiete des deutfchen 3. B. fommen Ruͤck⸗ 
zölle bei der Ausfuhr des Tabaks für die dazu verbrauchten auslän- 
difchen Blätter vor, aber -bloß bei dem Ausgange in die Schweiz, 
mit der Annahme, daß der Rohſtoff beim Rauchtabak 5, beim 
Schnupftabat 25 Proc. weniger wiege, als die fertige Waare, — 
ferner von dem Zolle auf Rohzuder bei der Ausfuhr von raffinir- 
tem. — Frankreich: Ceſatz des Bolles auf nicht weißen Rohzuder 
(autre que blanc), nach dem Geſ. v. 1836. Bei der Ausfuhr von 
75 Kil. gutem Melis oder quatre cassons, oder Candis, oder von 
18 Kilogr. Lumps wird der Binfuhrzoll von 100 Kllogr. Rohzuder 
vergütet. Betrag der Rüdzölle A. 1849 81/, Mill. Br. — In Groß: 
britanien ift ebenfalls der Rärffie drawback von Buder, welcher 
1822—1831 i. D. 923,820 2. ausmachte. 1849 beliefen fih fämmts 
liche Rüdzölle nlır noch auf 84,860 L. — Rüdzölle von Waaren, 
welche unverändert wieder binausgefendet werden, find entbehrlich, 
wenn man das Eyſtem der unverfleuerten Riederlagen annimmt. 





— 


Drittes Buch. 


derhältniß der Einkünfte zu den Aus- 


gaben des Staats. 


I. Abſchnitt. 
Bleichgewicht der Einkünfte und Ausgaben. 


$. 463, 


Die Ordnung und der gute Fortgang des Finanzwefens, 
wie einer jeden Wirthfchaft, erfordert nothwendig, daß die Ein: . 
nahmen nicht hinter dem Betrage der Audgaben jurüdbleiben. 
Sind hiezudie Einkünfte, d. b. diejenigen Vermögenszuflüffe, 
aufdie man fortdauernd bauen kann, ohne eine VBerfchlimmerung 
des ganzen Vermoͤgenszuſtandes befürchten zu müffen (I, 70. 
70 a.), nicht ausreichend, fo muß man zur Ergänzung der Ein- 
nahmen andere Mittel aufzufuchen. Dahin gehört _ 

J) die Benutzung außerordentlicher, vorübergehender Ein⸗ 
nahmen, auf die man aber nicht regelmäßig rechnen kann; 

2) die allmälige Aufzehrung des Stammvermögens, indem 
man Theile deffelben in Geld umſetzt und daffelbe aufwendet. 
Dieß Verfahren darf nicht fortgefeßt werben, weil es die Quel- 
len des Staatseinfommend allmaͤlig zerſtoͤrt (a). Nur ſoweit 
wäre es unſchaͤdlich, als bei einem Theile des Stammvermoͤgens 
die Veraͤußerung fuͤr zweckmaͤßig zu halten iſt und nach derſel⸗ 
ben leicht vermittelſt der Beſteuerung die Einkuͤnfte auf die Hoͤhe 
der Ausgaben erhoben werden koͤnnen; 


* 
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3) das Schuldenmachen, eine augenblidliche, bisweilen uns ' 
entbehrliche Aushülfe, bie jedoch fo wenig als Die vorige Manß- 
regel zur fortbauernden Benutzung tauglich ifl, und, wenn fie 
im Uebermaaße angewendet wird, den ganzen Staatöhaushalt 
zu zercütten droht. Auch vor bee näheren Beleuchtung ber 
Staatöfchulden (2. Abfchnitt) ergiebt fich yon aus dem Weſen 
der bier unter I—3 angeführten Einnahmen, daß eine wohlge: 
ordnete und nachhaltige Wirtbfchaft fich nicht auffie lügen darf 
und daß man daher eifrig fireben fol, die Ausgaben der Regie: 
rung nicht über die Einkünfte hinaus gehen zu laffen. 


(a) In Frankreich wurde 183 unter Lafitte's Minifterium zur Auf— 
bringung von 200 Mill. Fr., die man zu außerordentlichen Ausgaben 
nöthig —* ein Berfauf von ungefähr 300, 000 Hektaren Staates 
forften befchloflen, $. 138 (a). 


$. 464. 


Wenn dagegen die Einkünfte eines Staates fortwährend 
größer wären, ald die Audgaben, fo würde fich ein Ueberſchuß 
bilden, den man benugen könnte 

1) um eine Aushülfe für folche Zeitumflände zu geben, in 
denen man zu außerordentlich erhöhten Ausgaben gezwungen 
iſt. Das Sammeln eines foldhen Staatsſchatzes (a) war in 
früheren Zeiten, bei geringer Lebhaftigkeit des Verkehres und 
bei dem Mangel an Credit, eine wefentlihe Maaßregel der 
Staatöflugheit; es ift Dagegen unter ben heutigen Verhaͤltniſſen 
in Ländern, wo Gewerke und Handel viele Capitale in rafchem 
Umlaufe befchäftigen, die oft in Geldform umgefegt werden, 
und wo fowohl Regierungen ald Privatperfonen das nöthige 
Vertrauen bei den Gapitalbefigern finden, unnöthig, weil man 
in Nothfällen ſich leicht durch Anleihen helfen kann, und es ift 
unrathſam, weil das Lodtliegen bedeutender Geldfummen einen 
Berluft für die Gewerböthätigkeit und das Einfommen deö Vol⸗ 
kes bewirkt, — weil ferner das Borhandenfein fo großer Sum⸗ 
men leicht zu überfiüißigen Ausgaben verleitet, die dann die an- 
gefammelten Scyäße bald erfhöpfen (6); 

2) um werbend angelegt zu werben und ein Einfommen abzu: 


werfen (c). Mag auch ein ſolches Vermoͤgen für vie Regierung be- 
Ran, yollt. Deton. Ste Ausg. III. 2. Abth. „i6 





quem fein und für die Steuerpflichtigen eine Erleichterung gewaͤh⸗ 
ven ($. 165), fo iſt es doch nit zwedmäßig, aus Den Staatsein⸗ 
kuͤnften ſolche Capitale auzuhaͤufen, und ed iſt beſſer, durch Steuer: 
verminderung die Laſten des Voikes zu erleichtern, was wenigſtens 
zum Theile eine Bergeößerung des Capitale im Volke, alſo der Guͤ⸗ 
teretzeugung und unmittelbar wieder des Staatseinkommens 
veruxrſacht. Demnach ſollte Die Regierung feinen Mehrbetrag 
der Staatseinkuͤnfte gegen die Ausgaben regelmäßig beabſichti⸗ 
gen, außer etwa in fo geriagem Umfange, daß man nur einen 
reichlicheren Huͤlfsvorrath erhält und die Mittel zu nüglichen, 

bisher noch verfchobenen Ausgaben gewinnt, $. 89. 41. 

(a) Für diefe Maaßregel Hume, 8. Berfuh ımd Bonner, Die Noths 
wendigfeit rines Etumefhape. —— und jrridiſch 
erwogen, Xandesh:, 1805. (der Berf. nahm in dem ſpaͤteren Werke 
von Staatsſchulden, $. 43, diefe Anficht zurüd); Ancillon, Geiſt 
der Staatäverf., S. 297, mit Rückſicht auf Friedrich I. — Geno⸗ 
vefi (HI 77) folgt, Hume, fließt jedoch, es komme auf die Ber: 
faflung und auf den Dein an. Auch Safob I, 8. 371 ff. 
zeigt, daß Echäge nur da nöthig ſeien, wo wenig Geldumlauf, wenig 
7 Capitale und wenig Credit zu finden feien. - Vergl. A. Smith, 
I, 355. — v. Sonnenfels Grundſätze, UI, $. 190 — 195. — 
og, III, 424. Mac Culloch, On taxation, ©. 396. 

4%) Smitba.a. D. bemerkt, daß in älteren Zeiten jeder Fuͤrſt auf einen 

Schap bedacht war, wie noch jetzt jeder Häuptling in ber Tartarei. — 

Am berühmteften waren die Schaͤtze der mongoliſchen Herrfcher. Im 

Orient ift dieſes Anſammeln noch allgemein im Gebrauch. — Fries 

drich I. fand 8,700,000 ri. im Schage feines Baters. Der von ihm 

binterlaflene Staatsihug war, obgleich geringer, als man ihn 9 

vorſtellte, doch der größte europaärſche in neuerer Seit 60 — 70 M 

tl. Preuß, Friedrich der Gr. I, 132. 

Aus den Briefen des jüngeren Plinius (X, 62) fieht man, daß 

zw Zeit Trajans —*8 zum Anlaufe von Laͤndereien oder 

zum Ausleihen verwendet wurden. Der Zinsfuß bei Privatperfonen 
war 12 p&t., der Staat hatte aber Mühe, fovicl zu erhalten. 


$. 469. 

Den regelmäßigen und nachhaltigen Zuſtand des Staats⸗ 
baushaltes bildet demnach die Gleichheit der Einkünfte 
und Audgaben. Das Zufammentreffen beider Größen wird 
dadurch erfirebt, daß man im Voraus, z. B. für jedes bevorſte⸗ 
hende Jahr, die Summe der Ausgaben feſtſetzt und zugleich 
die aus den beftehenden Quellen zu erwartenden Einkünfte aud- 
wittelt, alfo überhaupt einen Plan, ald Richtſchnur für einen 
künftigen Zeitabfchnitt, entwirft. Ein folcher Finanzplan, der 
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durch ben Beſchluß der Stantögewalt fefigeflellt und vorgefchrie: 
ben wird, heißt Boranfchlag, Etat, Budget (a). Wollte 
wen ohne benfelben bloß nach den augenblidlichen Beranlafluns 
gen die Ausgaben befchließen, fo wäre man unaufhoͤrlich in Ges 
fahr, die durch die Einnahmen gebotene Graͤnze zu uͤberſchreiten, 
und müßte oft dringende Ausgaben unterlaflen, weil man auf 
minder nothwendige ſchon zu vielserwendet hätte. Ein foldyer im 
Etat niebergelegter Ueberblick aller Ausgaben und Einnahmen 
iſt Daher die nothwendige Bebingung jeder guten Wirthſchafts⸗ 
führung, und dieß gilt ebenſowohl von dem Haushalte eines eins 
zeinen Bürgers, einer Gemeinde, einer Anftalt, ald von dem 
des Staates. — Es zeigt entweder Beichtfinn, oder ungünftige, 
unbezwingliche Umftänbe an, wenn ein folcher VBoranfchlag fchon 
einen Mehrbetrag der Audgaben über die Einkünfte, d. h. einen 
Audfall(Deficit) in ſich fchließt, der die in $. 463 erörter: 
ten Folgen nad) füch ziehen muß. Daher ſoll bei der Entwerfung 
des Voranſchlags darauf Bedacht genommen werben, daß man 
wo möglich mit den Jahreseinkünften ausreiche, was je nach 
den Umftänden bald durch Vergrößerung des Staatseinkommens, 
bald durch die Einfchränfung des Aufwanbes, bald Durch die 
Verbindung beider Mittel zu bewirken iſt. Indeß ift ed noch 
nicht Ausfall zu nennen, wenn man die Ueberſchuͤſſe früherer 
Jahre mit zu den Ausgaben eined Jahres verwendet, woferne 
dieß nur zum Behufe von außerorbentlichen Audgaben gefchieht, - 
die man, wenn die Hülfsmittel nicht hinreichten, noch unterlafs 
fen würde. 


(«) Etat, wofür man in Deutfhland früher das Lateinifche Wort status 
ebrauchte. — Bndget, eigentlich im Engliſchen ein Sad. Beutel, 
odarın in der englifchen Parlamentsſprache, wegen des Transporte 
der Actenflüde in einem foldhen Behälter, ber vom Kauzler ber 

Schatzkammer dem Barlamente vorgelegte Etat (daher Campe's 
wunderliche Ueberfegung: Bedarfstafche). 


5. 466. 


Bei der Entwerfung eined Voranſchlages ift es der oberſten 
Finanz behoͤrde keinesweges leicht, jened wuͤnſchenswerthe Gleiche 
gewicht zu erreichen, vielmehr treten mancherlei die freie Ente 
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ſchließung hemmende Rädfichten ein. Dahin gehören hauptſaͤch⸗ 
lich folgende: 

1) Ein Theil der Staatdausgaben Ift ihrer Beflimmung 
nach nothwendig; namentlich gilt Died von der Civilliſte, — von 
dem Aufwande für die Äußere und innere Sicherheit, — von ben 
Koften der unentbehrlichen Anflalten, — und von der Erfüllung 
eingegangener Berbinblichkeiten, 5. B. Befoldungen der Staates 
biener und -3ind der Staatöfchulden. Es ergiebt fich indeß 
manche Belegenheit, ohne Berlegung der Gerechtigkeit und ohne 
Gefährdung des Staatswohles an der Größe dieſes Aufmandes 
etwas zu erfparen. Man darf annehmen, daß, wo nicht etwa 
frühere große Fehler die Verbindlichkeiten übermäßig erhöht 
haben, ein Volk in der Regel;im Stande ifl, die zu den fort⸗ 
laufenden Ausgaben diefer Art erforderlichen Mittel aus feinem 
Einkommen aufzubringen. 

2) In Hinſicht der Einfünfte iſt a) der Ertrag des werben: 
den Staatövermögend und zum Theile auch der Hoheitsrechte 
durch die gegebene Größe und Befchaffenheit diefer Einnahms⸗ 
quellen befchränft und nur infoferne, als die Benutzung fparfa= 
mer ober einträglicher gemacht werben kann, einer Steigerung 
fähig. b) Die Steuern und Gebühren laffen fid) zwar durch 
Erhöhung des Entrihtungsfußes oder durch Einführung neuer 
Auflagen fteigern, indeß ergiebt fich audy hierin aus volfswirths 
schaftlichen Erwägungen ein Maaß und Ziel, deflen Beachtung 
hoͤchſt nothwendig if. 


$. 467. 


Unterſucht man, bis zu welcher Hoͤhe die Staatseinkuͤnfte 
vermittelſt einer Vermehrung der Auflagen gebracht werden 
koͤnnen und duͤrfen, ſo iſt zu unterſcheiden: 

1) eine unbedingte (abſolute) Graͤnze, bis zu welcher 
man mit Huͤlfe von Zwangsmitteln gelangen koͤnnte, ohne auf 
einen im Drange der Noth entſtehenden Widerſtand zu ſtoßen 
oder die Buͤrger des Unentbehrlichen zu berauben. Eine ſolche 
Ausdehnung der Auflagen wuͤrde ſo druͤckend und fuͤr den Wohl⸗ 
ſtand des Volles verderblich fein, daß nur die ſchlimmſten Lagen, 
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in die ein Staat gerathen mag, eine Annäherung an diefed Xen: 
ßerſte auf kurze Zeit rechtfertigen Eönnten; 

2) eine volkswirthſchaftliche Gränge, beider noch feine 
Verminderung der Gapitale und der Gütererzeugung eintritt. 
Auch eine ſolche Belaftung wäre fhon mit fchweren Bedrängnifs 
fen für einen &heil der von dem Luxus der Wohlhabenden leben: 
den Arbeiter verbunden, und bei dem Anwachſe der Volksmenge 
ohne Vermehrung der Capitale müßte fie fogar allmälig einen 
Rüdichritt im Wohlftande bewirken. Man muß daher auch 
Scheu tragen, biefe Bränze zu erreichen. Da übrigens biefelbe 
auf dem Wege ftatiflifcher Erforfchung nicht deutlich zu erfennen - 
ift, ſo muß man fi an allgemeine Zeichen, ald Steuerrüdftände, 
Abnahme der Verzehrung, Zunahme der Zwangsveraͤußerun⸗ 
gen, der Armen u. dgl. halten, um zu beurtheilen, ob eine Ver⸗ 
mehrung oder eine Ermäßigung der Auflagen rathfam fei. 


$. 468, 


_ Die Folgen einer Erhöhung der Auflagen unter gegebenen 

Umftänden müffen zugleich mit den Vortheilen verglichen wer: 
den, welche aud der Berwendung der neuen Staatseinfünfte für 
die Öffentlichen Zwede zu erwarten find. DiefeBortheile werben 
in der Stufenfolge der erhaltenden und der bloß fördernden, der 
mehr oder weniger nothwendigen oder nüßlichen Auögaben beim 
Anmwachfe der Auflagen immer fhwächer, während jene volks⸗ 
wirshfchaftlichen Rachtheile zunehmen. Man follte keine Ausga⸗ 
ben befchließen, deren Aufbringung den Bürgern ein größeres 
Uebel zufügt, ald das durch fie zu Wege gebrachte Gute beträgt. 
Dieß iſt zwar nicht leicht zu erfennen, weil die Entbehrung der 
Steuerpflihtigen und die nügliche Folge einer Staatsausgabe 
feine gleichartigen Größen find, indeß vermag man body mit 
Hülfe von Erfahrungen und forgfältigen Beobachtungen beide 
Wirkungen gegen einander abzumwägen und das richtige Maaß 
der Staatdausgaben feſtzuſetzen. Eine Erleichterung liegt hiebei 
darin, daß man feine neuen Staaten vor fich hat, fondern in dem 
bisherigen Umfange der Einkünfte und Audgaben einen guten 
Anhaltpunct findet. Aus dieſen Eden folgt, daß man weder 
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die Summe der Staatdaudgaben befchließen fol, ohne auf die 
Leichtigkeit oder Schwierigkeit ihrer Dedung durch Einkünfte 
Rüdficht zu nehmen, noch auch bie letzteren für fich allein feſt⸗ 
fegen darf, ohne zugleich zu überlegen, ob fie für den jegigen Be: 
darf zureichend fein werden; vielmehr hat man beim Abfchlie: 
fen des Boranfchlags beide Seiten ded Gegenſtandes zugleich 
ind Auge zu faffen. Neben den dringendften Ausgaben pflegen 
immer auch andere in VBorfchlag zu kommen, die cher verfchieb> 
ich find. Da man nun in feinem Zeitpuncte alle überhaupt 
nüglichen Ausgaben beſtreiten fann, fo iſt es nöthig, den Auf: 
wand foweit zu befchränfen, ald es die Schonung der r Voltswirth⸗ 
ſchaft erfordert. 
§. 400. 

Die Privat⸗ und die Regierungswirthſchaft ſind in Hinſicht 
auf die Entwerfung eines Voranſchlags verſchieden, indem letz⸗ 
tere in dem Beſchluſſe uͤber die Hoͤhe der Einkuͤnfte weit freier 
iſt, als jene, 8.9. Der Einzelne ſieht ſich durch das Maaß des 
Einkommens, wie es ſich nach ſeinen Vermoͤgens⸗ und Erwerbs⸗ 
verhaͤltniſſen geſtaltet, gebunden und muß ſich mit ſeinen Aus⸗ 
gaben darnach richten, ſo lange er irgend im Stande iſt, da⸗ 
mit auszukommen. Die Staatseinkuͤnfte dagegen hängen gro: 
Bentheild von dem Zuße der Auflagen ab, und mit Dem Borans 
ſchlage ſteht zugleich der Befchluß über die Beibehaltung deö 
bisherigen oder die Aufftelung eined neuen ſolchen Fußes in Bers 
bindung. Sieht man die Möglichkeit unfchädlicher Erfparungen, 
jo ordnet man eine Herabfegung der Auflagen an, während in 
der Privatwirthfchaft nichts Achnliched anzutreffen if. Indeß 
ſtellt man doch die Verſchiedenheit zwiichen beiden Arten der 
Wirthfchaft zu groß dar, wenn man behauptet, im Finanzweſen 
müßten bie Einnahmen gaͤnzlich nach den Ausgaben eingerichtet 
werben. Dieß gefchieht nur etwa in folchen Faͤllen, wo man 
wegen des geringen Staatöbedarfed weniger Einkünfte erhebt, 
ald man nach volkswirthſchaftlichen Ruͤckſichten könnte. Wo aber 
bie Staatöbebürfnifle über einen fo geringen Umfang hinausge⸗ 
ben, da ift es nur von den gan; nothwendigen Ausgaben wahr, 
daß fie ohne Hinblid auf die Dedungsmittel befchloffen werden 





247 


müffen, und jene Meinung fonnte nur dadurch entflehen, daß 
man fich den Bedarf einer Regierung. in jedem Augenblicke als 
eine fcharfbeftimmte Größe dachte, was er nicht iſt (a). 


(a) sie verfchiedenen Anfichten über dieſen Bunst find bei v. Malhus, 

.8 ff. Behr, €. 28, und Schön, Grundſ. ©. 20 ff. nachzufehen. 

Ha Gr. Soden, Log u. A., follen bie GBinnahınen von den Nuss 
gaben, nad) Schön biete von jenen beitimmt werden. 


$. 470. 


Der Voranſchlag, wenn auch mit reifiter Ueberlegung ent: 
worfen, ann doch nicht unbedingt wie ein Gefeg beobachtet wer: 
den; vielmehr wird unvermeidlich bidweilen das Ebenmaaß ber 
Einkünfte und Ausgaben zerflört; den 1) hängt der Ertrag 
der Einkünfte nicht ganz von dem Befchluffe der Staatögewalt 
ab, vielmehr find die meiften berfelben veränderlich, daher läßt 
ſich nur nach dem Durchfſchnittsbetrage der legten Jahre und mit 
Ruͤckſicht auf Umftände, welche eine Aenderung vermuthen lafs 
fen, der wahrfcheinliche Belauf ausmitteln; 2) Bei den Ausga⸗ 
ben enthält zwar der Boranfchlag einen Beichluß, die fogenannte 
Bewilligung der Credite, allein der Bedarf kann die 
vermuthete Größe Üüberfteigen, und es können neue, nicht vorge: 
fehene Ausgaben nöthig werben. Diefe unvermeidlichen Ueber: 
\chreitungen des Ausgabeanſchlags müffen übrigens durch die 
Dringlichkeit der Verwendung gerechtfertigt werden, waͤhrend 
der Minderbetrag der Einkünfte, foferne er nicht von der Ver: 
waltungsweiſe herruͤhrt, eine Thatſache iſt, die blos als ſolche 
erwieſen zu werden braucht. 

Die beiden genannten Faͤlle der Abweichung vom Voran⸗ 
ſchlage ſind unguͤnſtiger Art. Es find jedoch auch andere moͤg⸗ 
lich, naͤmlich ein Mehrbetrag der Einkuͤnfte und eine Erſparniß 
an den fuͤr unſtaͤndige und außerordentliche Ausgaben angenom⸗ 
menen Eummen, und es iſt wahrſcheinlich, daß die guͤnſtigen 
und unguͤnſtigen Aenderungen ſich zum Theile aufheben werden. 
In jedem Falle hört jedoch der Voranſchlag, obgleich er feine 
unabweichliche Richtfchnur bilder, nicht auf, hoͤchſt nüßlid und 
nothwendig zu fein. 


I. Abſchnitt. 
Staatsſchulden. 


— un — — 


1. Abtheilung. 
Weſen und Wirkungen der Staatoſchulden. 
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Brenn die Staatseinkünfte ohne Gefahr für die Volkswirth⸗ 
Schaft für den Augenblid nicht erhöht werben koͤnnen und drin: 
gende Bebürfniffe einen größeren Staatdaufwand gebieterifch 
fordern, während man feinen früher gefammelten Hülfsvorrath 
zur Verfügung hat ($. 463), fo ift man gezwungen, Schul: 
den zu machen (a). Diefe Aushülfe hat die Stelle jener vie: 
len ungerechten, theils liftigen, theild gewaltthätigen Mittel ein: 
genommen, deren man fich ehemals in ſolchen Fällen bediente, 
-$.12. In den letzten Jahrhunderten bat dad Schuldenwefen 
der meiften Staaten folche Ausdehnung erhalten, daß ed zu ei- 
nem der wichtigften Gegenftände des Finanzweſens geworben 
ift (d). Sowohl die Aufnahme ald die Abtragung der Staatd- 
Schulden wurde durch vielfaches Nachdenken und Verſuchen un: 
ter Regeln gebracht und die Befeſtigung des Staatöcredited er⸗ 
leichterte Dad Borgen fo fehr, daß man bavon fogar zu oft Ge: 
brauch machte. Diefed eben fo ausgedehnte als vielgeftaltige 
Schuldenwefen der europäifchen Staaten ift zwar ald Zeichen 
des wohlverdienten Vertrauens gegen die Regierungen, fowie 
als Beweis eined großen Vorraths angefammelter Gapitale eine 
erfreuliche Erfcheinung, indeß laſſen fih auch feine großen 
Nachtheile nicht verfennen. Die Betrachtung bed Schuldenwe⸗ 
ſens muß daher mit der Unterfuchung feiner volkswirthſchaftli⸗ 
hen Wirkungen beginnen, in Anfehung deren noch manche 
fhädliche Vorurtheile angetroffen werden. 
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(a) Ueber Staatsichulden überhaupt |. Montesquieu, Esprit des 
lois XXII, Ch. 17, 18. — Binto, a. Schrift, f. 1, $. 42. (di. — 
Steuart, IV. Theil 4. Buch. — Hume, Bolit. Verfuche, S. 163. 
Ueberſ. von Kraus. — Mortimer, Srundfäge der Handlungs⸗, 
Stantss und Finanzwiflenfchaften, d. von Sngelbredt, Leipz. 1781 
©. 505 fe — A. Smith, V. B. 3. Cap. III, 353—421. v. Sons 
nenfels, Srundfäge III, $. 190. — Sismondi, Nouv. Prise. I, 
317. — Say, Handb. VI, 99. — wir IN, 433. — v. Maldhus, I, 
8.85. — v. Rotted, Oekonom. Bolit. S. 369. — Nebeniug, 
Der öffentliche Eredit, Karlsr. 1820. 2. Ausg. 1.3. 1829 (Haupts 
wert). — Welz, La magia del credito svelata. Napoli, 1824, II. 
4°. — Dufresne St. Leon, Etude du credit public et des det- 
tes publiques, Par. 1825. — v. Gönner, Bon Staatsfchulden, 
deren Tilgungsanftalten und vom Handel mit Stuntsyapieren, Ir Bd. 
Münden, 1825 (unvollendet). — Bender, Der Berfehr mit 
Stantspapieren im Ins und Auslande, 2. N. Gött. 1830. — Zacha⸗ 
tiä, Ueber das Schuldenwefen ter Staaten des heutigen Guropa, ” 
Kein 1830, auch in Bölig, Jahrbücher der Geſchichte und Staats: 
funft, 1830, Il, 192. 299. — Lex, Die Staatsichulden und Staates 
papiere, Bott. 1831. — Hisgen, Kurze Beleuchtung der Zacha⸗ 
riä’schen Schrift: Weber das Schuldenweſen ıc. Trier 1832. — Ber: 
noulli, Was if von Staatsihulden zu halten, Bafel 1832. (eben⸗ 
falls gegen Zachariä). Deffen Beiträge zur richtigen Würdigung 
der Staatsanleihen, Karler. 1833. — Fulda, Der Staatserebit, 
Tübingen, 1832. — Baumſtark, Staatswifienichaftliche Verſuche 
über Staatscredit, Staatsfchulden und Staatspapiere, Heidelberg 
1833. — A. de Gasparin et J. Reboul, De l’amortissemeat. 
Paris, 1834, — Infiuence of the public debt over the prosperity 
of tbe country, by M. B. Lond. 1834. — den Tex, Over den ia- 
vioed van Staatsgeldleeningen of de vermeerdering or verminde- 
ring van den nationalen rijkdom, in Nederlandsche Jaarbooken 
voor Regtsgeleerdheit en Wetgeving, Il, 169. — (Gancrin?) 
Ueber den Staatskredit. Bon einem rufl. Staatsmanne. 2eipz. 1840. 
— 9. Eancrin, Defon. der menfhlihen Geſellſchaften, Stuttg. 
1845. ©. 284. — Mac Culloch, Treatise on the principles and 
brachten iafuence of taxation and the founding system, 1845. 
. 396. 
bb) Eine Sefchichte der Staatsichulden fehlt noch. An flatiftifchen Ma: 
teridl ift am reichſten: Bern. Cohen, Compendium of finance, 
containing an account of the origin, progress and present state 
of the public debts, revenue, expenditure, national banks and 
. earrencies of France, Russia etc. Lond. 1822. — Bis zum Jahre 
1820 findet man das Belle in Nebenius, 1. Ausgabe, Anhang, 
fürzer und bis 1830 in v. Malchus, Fin.sWill. I, 461. — Ueber 
Großbritanien f. vorzüglid Hamilton, An iaquiry concerning 
the rise and progress of Ihe national debt of Great Britain, 
Edinb. 1813. 3. Ausgabe. 1818. — Pablo Pebrer, Taxation, 
Revenue etc. of the whole British Empire, Lond. 1833, franz. von 
Jacobi. Par. 1834. I, 247. 


$. 472. 
Schulden find hinausgefchobene Zahlungsverbindlichkeiten, 
entweder mit Einwilligung des Gläubigerd (Borgen), oder 


kn 2 


250 


ohne diefelbe. Die Regierung hätte die Macht, aufmanchfaltigere 
Art als ein Privatmann, ſich die Benußung fremder Geldfum: 
men zu verfchaffen. Indeß würde nichtd der Beflimmung des 
Staates, in welcher die Sicherftelung des Rechts die erfte Stel: 
le einnimmt, mehr wiberftreiten, ald eine von der Regierung ge: 
gen ihre Släubiger begangene Ungerechtigkeit; daher darf die 
Sinanzwiffenfchaft nur die mit der Gerechtigkeit vereinbarlichen 
Arten des Schuldenmahend und der Behandlung des Schul: 
denwefens für zuläffig anerfennen. Die Lehren der Staatöllug: 
beit flimmen hiermit überein, indem dad Rechtmaͤßige auf bie 
Dauer immer auch ald das Nüglichfte erfcheint. Schulden follen 
volftändig und pünctlich abbezahlt werden. Wenn der Staat 
Schulden macht, fo ruft er die Hülfsmittel fpäterer Jahre und 
fogar fpäterer Gefchlechter zum Beiftande auf und zerlegt eine 
für den Augenblid zu ſchwere Laft in viele Heine Zahresbeiträ- 
ge, in der Hoffnung, daß diefe in befferen Zeiten leicht gegeben 
werden fönnen (a). Wer durch Schulden den Vermoͤgenszu⸗ 
fland feiner Erben und Nachfolger verfchlimmert, kann freilich 
von diefen nicht zur rechtlichen Verantwortung gezogen werden, 
aber deſto größer ift feine moralifche Verpflichtung gegen fie, ih⸗ 
nen nicht unbedachtfam die Folgen einer früheren Verzehrung 
aufzubürben, zumalda er nicht weiß, welche Staatdausgaben fie 
felbft zu beftreiten haben mögen. Eine ähnliche Pflicht gegen 
die Staatögläubiger verbietet, die Schulden fo fehr zu häufen, 
daß die völlige Befriedigung jener unmöglich werden fönnte (b). 
(a) „Eine Staatsanleihe ift ein auf die Nachkommen gezogener Wechſel.“ 
Influence of the public debt ©. 5. Der Verf. glaubt, die Gerechtig⸗ 
feit fordere fogar Etaatsfchulden, damit die Nachtommen für das, 
was ihnen ebenfalls Nugen bringt, mit bezahlen. Aber wie Bieles 
geniehen wir unentgeldlih von ven Schöpfungen ter Borfahren ! 
(6) DBgl. v. Rotted a. a. O. $. 40: von den Rechte des Echuldens 
machens. 
8. 473. 

Die Staatsſchulden rühren von Ausgaben her, die das Maaß 
der Einfünfte überfteigen, 8.463.471. Dievon dem Staatdauf: 
wande überhaupt geltenden Regeln ($. 26) find auf ſolche au: 
Berordentlichen Ausgaben in vollem Maaße anwendbar, und 


diefe, als Urfache einer Verzehrung von Sachgütern, laffen 
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fi nur durch den aus ihnen erwachſenden Vortheil, der bald in’ 
der Abwendung einer Gefahr, bald in einer Förderung des Ges 
meinwohles liegen fann, rechtfertigen. Es wäre daher eine 
weitere Betrachtung der Zwecke, für welche man Staatöfchul: 
den macht, nicht an ihrer Stelle und ed ift nur zu unterfuchen, 
weihe Wirkungen dieſes eigenthuͤmliche Mittel, die Aus: 
gaben zu beftreiten, hervorbringt, und zwar 

1. auf die ganze Volkswirthſchaft, 
a) die Gütererzeugung, $. 474 ff., 
b) die Vertheilung bed Einfommens und der damit zu: 
fammenhängenden Berzehrung, $. 476, 
N. auf die Staatögläubiger, 8. 479, 
Il. auf die Lage der Regierung, $. 480. 


$. 474. 


1. a. Wird der Staatöbebarf bei Der Unzulänglichkeit ded ei: _ 
genen Erwerbed der Regierung durch Auflagen gededt, fo fuchen 
die Steuerpflichtigen fo lange ald möglich jene aus ihren Ein: 
fünften zu beftreiten, ohne ihr Etammvermögen anzugreifen, 
fo daß folglich bis zu einer gewiſſen Graͤnze hin die Öütererzeu: 
gung nicht vermindert wird. Schulden Dagegen, und insbeſon⸗ 
dere die häufigfte und befte Art derfelben, die Anleihen, entzie: 
ben die Capitale einer hervorbringenden Anlegung und zehren 
fie auf (a), auögenommen wenn die geborgten Summen für 
Eifenbahnen, Candle, Straßen u. dgl. verwendet werden (b). 
Jene Wirkung erfolgt 

1) wenn die Anleihen innerhalb des Landes gemacht werben, 
fogteich anfang, während erft bei der Heimzahlung allmälig die 
Capitale der Betriebfamleit zurückgegeben werden. Es gebt al: 
fo einftweilen die productive Wirkung verloren, wenn auch die 
Ausgabe, die man mit den geliehenen Summen vornimmt, viel: 
leicht ebenfoviel inländifche Arbeiter befchäftigt, als die hervor: 
bringende Anlegung. Die fpäter zur Tilgung gefammelten Ca⸗ 
pitale fönnen nicht ald vollſtaͤndiger Erfag der anfänglich ver: 
zehrten gelten, weil fie aus den Steuerbeiträgen der Bürger 
herſtammen, und diefe bei nicdrigern Steuern zum Theile felbft 
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neue Sapitale erlibrigt haben würden (c). Die Bereitwiligkeit 
der Gapitaliften, dem Staate zuleihen, beweift nicht Die Unfchäd- 
lichkeit des Borgens, weil jene nur nach ihrem eigenen Vortheil 
handeln, ohne die Beduͤrfniſſe des Gemwerbfleißes zu beachten 
(d). Hiezu kommt, daß der für die Volkswirthſchaft unfruchts 
bare Handel mit Staatöpapieren viele Capitale und Arbeitskraͤfte 
befchäftiget (1, $. 441) (e), und daß die flärfere Nachfrage 
nach Capitalen zur Zeit neuer Anleihen den Zindfug zum Nach: 
theil der Gewerböunternehmer erhöht. 


(a) linterfudht man, wie die Staatsfchuld auf die Größe des Volks— 
vermögens wirfe, fo ift 1) bei auswärtigen Schulden einleuchtend, 
daß fie jenes vermindern und einen Abzug bilden, weil die Schuld 
der Regierung eigentlich auf dem Volke ruht und von den Steuer- 
pflichtigen getragen werben muß; 2) bei inneren Schulden dagegen 
hebt fi die Forderung der Gläubiger und die Schuldigfeit der Ger 
fammtheit auf, alfo —* das Daſein der Schuld für die Berech⸗ 
nung des Volksvermögens in einem gewiſſen Augenblicke gleichgül⸗ 
tig. Dieß hat jedoch geringe Bedeutung, da die Schuld vorausge⸗ 
gangene Verzehrungen von Capitalen anzeigt, wodurch das Volksver⸗ 
mögen vermindert worden iſt. Die Vergleichung des wahren volfss 
wirthichaftlichen Bapitales vor und nach der Aufnahme einer gewiflen 
Schuld würde diefe Wirfung am beften darftellen, wenn fie in Zahlen 
möglich wäre. . 

(6) 3. DB. bei den vielen Anleihen ber einzelnen Staaten in ter nords 
amerifanifchen Union und bei dem Bau von Stantseifenbahnen. 
Nebrigens koͤnnen andere Berwendungsarten der aufgenommenen 
Summen, wenn auch mittelbarer, doch ebenfo vortheilhaft auf die 
Bütererzeugung wirken. 

le) „Das Capital, durch deffen Aufborgen die Schuld entitand, iſt uns 
widerruflich vernichtet. Die Kämpfe des Bolte für Freiheit, Sichers 
heit und Ceibfiftändigfeit find mit Hilfe deflelben ausgefochten 
worden, Unabhängigkeit, Sicherheit und Freiheit find tie Güter 
(commodities), zu teren Ankauf man e6 verwentete, aber in anderer 
Geſtalt kann es nie mehr zum Borfchein Fommen. Heimzahlung des 
Staatsgläubigers erfchafft Fein verzehrtes Capital, fondern überträgt 
nur auf ihn ein folches, welches A zuvor in den Händen der Steuers 
pflichtigen befand.“ Quarterly Review. März 1825. ©. 321. 

(d) Lafitte (Dep. K. 22. Nov. 1830) ftellt den Geyenfaß beider Me⸗ 
thoden grell tar: Le contribuable se plaist, je capitaliste se pre- 
sente lui möme .... .: L’impöt prend les capitaux, oü ils ne sont 
pas .. (in den am fchlechteften angebauten Gegenten ıc.); l’emprunt 


les prend, oü ils sont, dans les grandes villes .... L’impöt les 
prend, oü ils coutent 10, 12 et 13 p. e., l’emprunt la ou ils ceu- 
tent 4—5 p. c. 


(e) Mortimer a. a. D. ©. 547 erkannte ſchon das Nachtheilige dieſes 
Handeld und der aus ihm entftandenen Jobberei, während Binto 
der Meinung war, diefelbe fei für die borgenden Negierungen fehr 
vorteilhaft. 
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2) Hat man auswärts geborgt, fo bleiben zwar anfäng= 
lich die Gewerbscapitale ungeftört, aber es müffen bei der fpäte: 
ren Abtragung Capitale in’d Ausland gejendet werden, die aus 
dem Ertrage der Steuern angefammelt find, und für immer dem 
inländifchen Gewerbfleiße entgehen (a). Hiebei ift alfo der 
NachtHeil nur hinausgefchoben. Gehen die geborgten Gapitale 
in Geldform ein, fo bringen fie die Wirkung einer Geldvermeh: 
tung bervor (I, $. 272), ihre Verwendung feßt die Gewerbe 
in flärfere Nahrung und vermag bei einer beträchtlichen Summe 
fogar die Preife der Dinge zu erhöhen, aber es bleibt immer 
der Nachtheil einer größeren unproductiven Verzehrung und 
wenn man foldye Anleihen als ein Mittel betrachten wollte, dem 
Capital eines Landes einen Zuwachs aus dem Auslande zu 
verfchaffen, fo müßten die geliehenen Summen auch wirklich als 
Gapitale angelegt werden, welches jedoch von der Regierung 
nicht fo gut geichehen kann, ald von ‘Privatperfonen. 

In beiden Fallen wird demnach durch die Verringerung ded 
Gapitales eine Schmälerung der Gütererzeugung und des Volks: 
einfommens verurjacht, nur im zweiten Falle fpäter und allmd- 
lig (b). Hiebei ift jedoch zu erwägen, daß Gapitale leicht von 
einem Lande in ein andered gehen, woferne ber Zinsfuß beträcht: 
lich verfchieden ift und die Anlegung gleich ficher gefchehen kann 
Daher werden oft inländifche Anleihen durch einftrömende fremde 
Gapitale wieder erfegt und umgekehrt gehen auch wohl, wenn 
die Regierung von Fremden borgen wollte, die Schuldbriefe in 
* die Hände inländiicher Gapitaliften über. Die Bankherren inds 
befondere fenden ihre Capitale dahin, wo fie am meiften eintra= 
gen. Deshalb macht ed in Anfehung der bier betrachteten Wir: 
fungen wenig Unterfcied, wo die Anleihen aufgenommen wer: 
den, und man Fann dieß unbedenklich da thun, wo man die 
günftigften Bedingungen erlangt (c). 


(e) Die Bürger werden bei einer Berringerung der Steuern einen 
Theil der Erſparniß anwenden, um beſſer zu leben (unprobuctiv) 
oder ſich weniger anzuſtrengen; ein anderer Theil wird als Capital 
zurüdgelegt werden, F. 474. Wie diefe beiden Berwendungen fi zu 
einander verhalten, dieß läßt fh im Allgemeinen nicht angeben. & 
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groͤßer der Theil der Steuererſparung iſt, den die Steuerpflichtigen 
unproductiv verzehren wuͤrden, deſto geringer iſt der Nachtheil des 
Hinausgehens der Tilgungsſummen bei auswärtigen Anleihen und 
der Bortheil der Anfammlung von Gapital bei inläntifchen; daher 
iM die Größe diefes Theils fiir die Bergleihung beider Arten von 
Anleihen gleichgültig. 

Der Berf. des —* Influence ofthe public debt etc, Hält ſogar 
eine inländifche Staatsſchuld für ganz unſchaͤdlich. Wäre das große 
Gapital der englifchen Staatsſchuld noch in die Gewerbe gewendet 
worden, fo wären, glaubt er, viele thörichte Unternehmungen (bubble 
speculations) und niedriger Zins erzeugt worden und manche Ca⸗ 
pitale verloren gegangen ; die Schuld befördere das Gapitalificen 
dergeftalt, daß mit ihr zugleich bie Mittel zur Zinszahlung zunehs 
men und fo fei in England in ter Staatsfchuld ein Kapital von 
7—800 Mid. 8%. St. neu gewonnen, ohne Verluſt eines anderen. 
Auch in der Schrift: „Ueber ten Staatscrebit “ gegue! man aͤhn⸗ 
lichen Meinungen; der Staatscredit könne die Mittel einer Nation 
nicht erfchöpfen, weil die Summen ins Bolf zurüdfchren, das Gar 
pital gebäre die Zinfen aus fich ſelbſt ac. 

(c) NRebenius a. a. O. 6. 704. 


(d 


St 
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Ib. In Hinfiht auf die Vertheilung des Volkseinkommens 
ift es von Wichtigkeit, daß wegen der jährlichen Ausgabe für 
Zinfen und Tilgung die Steuerpflichtigen auf lange Zeit eine 
größere Auflage aufzubringen haben, deren Ertrag in die 
Hände einer meiftend unproductiven, von ihren Zindrenten les 
benden Volksclaſſe gelangt. Nur der zur Zilgung verwendete 
Theil dient zu einer gegwungenen Sapitalfammlung, 8.474.475. 
Wenn die Staatöfchulden nicht vorhanden wären, fo würde das 
Einfommen, welches nun an die Staatögläubiger und die von 
ihnen befchäftigten Dienftleiftenden gelangt, bei den fämmtlichen 
Steuerpflichtigen bleiben. Die Capitaliften fönnten gleiche Zins⸗ 
einnahme von Privatfchuldnern beziehen, aber ihr Einfommen 
beftünde dann in einem Antheile an dem mit Hülfe ihrer Capi⸗ 
tale entflandenen Erzeugniß. Es ift irrig, zu glauben, eine 
Staatsſchuld an inländifche Glaͤubiger fei darum unfchädlich, 
weil „das Volk ſich felbft [huldig fei und die Zinſen zahle”, denn 
man muß die verfchiedenen Glaffen des Volkes berüdfichtigen 
und die Aufopferung in Anfchlag bringen, die den Gewerbs⸗ 
unternehmern, Arbeitern und Grundeigenthümern zugemuthet 
wird, um eine Anzahl von Zinsempfängern zu befriedigen (a). 
Obſchon die legteren ein vollgültiges Recht auf diefe Einnahme 
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Haben, fo doch unverkennbar die von den Schulden verurfachte 
kuͤnſtlich abgeänderte Bertbeilung der Einkünfte eine unvortheil⸗ 
bafte, und eine unüberlegte Vermehrung der Schulden könnte 
einen verderblihen, den Wohlftand untergrabenden, manche 
Arbeiter in Dürftigkeit und Armuth flürzenden, zu häufiger Aus⸗ 
wanderung (b) antreibenden Steuerdrud zur Folge haben. 
Auswärtige Anleihen zeigen fi) darin wieder unvortheilhafter 
als einheimifche, daß Die Zinfen nicht im Lande verzehrt wer: 
den und daher keinem Staatöbürger Befchäftigung geben; dieſer 
Nachtheil mind rt'fich indeffen, wenn die Zinfen den Ausländern 
durch Waarenfendungen vergütet werden und die Landeser⸗ 
zeugniffe gerade dieſes Schulpverhättniffes wegen einen größeren 


und vortbeilhafteren Abfag finden, als er fonft fein würde. 


(#) Relon (Kleine Schriften, 1756, ©. 270) trug befonders zur Ver⸗ 
beeitung jenes Irrthums bei, indem er fagte: „Die Schulden eines 
Staates find Schulden der rechten Hand an die line." Wichtig 
hierüber Montesquieu, XXI, Cap. 17. — Emith, III, 388. — 
Ricardo, 17. Cap. ©. 257. v. Baumfarf, (ll, S.6-—9 der franı. 
Usb.) if der Meinung, die Binszahlung fei keine Lak fiir das Volk, 
weil es ungewiß fei, ob der Empfänger oder der Zabler die Summe 
beſſer verwende, und nach der Vernichtung der Schuld doch das Gas 
pital und Ginfommen des Wolkes noch daſſelbe bleibe. — Allein bei 
den Staatsgläubigern iſt ed am wenigſten wahrfcheinlich, daß fie Ca⸗ 
pitale anfammeln. Vergl. Baumfarf, Staatsw. Berl. ©. 515. — 
Auch kommt hiebei in Betracht, Daß die Stantsgläubiger bisher Feine 
Schatzung bezahlten. 

(d) Ricardo, ©. 261 3. II, 12. franz. Ueb. 


$. 477. 

Eine große Staatöfhuld, die langbauernde Nachwirkung 
früherer großer Staatsausgaben, zieht demnach hohe Auflagen 
nach fih. Man hat bagegen öfterd geltend gemacht, daß die Buͤr⸗ 
ger ſich an hohe Steuern gewöhnen, und daß aus denfelben ein 
ſtaͤrkerer Antrieb zum Fleiße und zur Sparfamkeit entfpringe, fo 
daß der befuͤrchtete Rachtheil fich von felbft aufhöbe. Diefe Er⸗ 
wägung kann zwar einige Beruhigung über die fchon vorhandene 
Verfhuldung eined Staates gewähren, aber eine vermeidliche 
Vergrößerung berfelben nicht rechtfertigen, weil die Laft der 
Steuern immer den Capitalanwachs ſchwaͤcht und Diejenigen fehr 
befchwert, die -igre Einnahme nicht zu erweitern vermögen (a). 
Selbft wenn die Größe der Staatdausgaben für das Volksein⸗ 
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fommen nody nicht übermäßigwäre, fo bliebe eö doch ein Nach: 
theil, daß mit jenen großentheild nur eine frühere Verwen⸗ 
dung für Öffentliche Zwecke vergütet wird, während fonft eine 
Fülle gemeinnügiger Einrichtungen damit unterhalten werden 
fönnte (b). 


(a) Der Irrthum, daß die Staatsobligationen ein neu erfchaffenes Ders 


(6) 


mögen feien, weldjes die Conſumtion der geborgten Gütervorräthe 
wieder erfeße, ift bei Tem heutigen Stande der volfswirthichaftlicdyen 
Grfenntniß nicht mehr zu befürdyten. — A. Smith, Ill, 384. — 
„Die Activeapitalien find Feine neuen Wertbe, fundern nur teaus 
eige und fchmerzhafte Grinnerungen an die vernichteten,“ Nebe⸗ 
nius, I, 669. — Bergl. oben I, $. 279. — Dennod findet jene 
Borflellung noch immer ihre Anhänger, z. B. in der Echrift: Ueber 
den Staatscredit, S. 33, nad) welder die Staatsihuldbriefe bis zu 
einem gewiflen Grade die Stelle der Elingenden Münze vertreten 
und alfo vie Sapitale der Nation vermehren follen; ferner in ver 
Schrift: De Schuld van den Staat, als aanwinst van bet National- 
Vermogen, 's Gravenbage, 1839, f. den Tex ia Nederlandsche 
Jaarboeken voor Regtsgeleerdheit en Wetgeving, II, 352. — 
Mortimer a. a. D. fuht Hume’s Schilderung von den Nach⸗ 
theilen der Staatsſchuld u. a. durch die Darfellung des (vermeints 
lichen) großen Nutzens zu widerlegen, der aus bem öfteren Umfage 
der Schultbriefe entſtehe, S. 528. 

Zur Erläuterung dient die Angabe des jährlichen Aufiwandes für bie 
Staatsihuld in mehreren europäifchen Staaten, nad Abzug der 
Eifenbahnfhulden. 


Ganze Ausgabe | Betrag auf den 
für bie Staute: Kopf 9er Em 
ſchuld. wohner. 





Großbritanien, R. 1849 fl. . 
28,323, 960%. - - 2 2... | 339,887,520 11,7 
Niederlande, A. 1848/49 i. D. 36,281,000 . 11,28 


Sranfreih, A. 1861 391 Mill. Fr. | 184,448,000 5,12 
Belgien, 9. 1850 35,762,000 $r., 
wovon aber 4 8 Mill. fuͤr die 

e 





Gifenbahn; Met. . - . » 13 Mill. 2,9 
Däanem.,N.18485,100,000 Rbthir. 6,375,000 2,3 
Defterreich, A. 1849 55,446,000fl. 67,921,000 1,8 
Baiern, I. 1849—55, nad Abzug 

ber Benfiong:Tilgecafle . . - 6,660,000 1,* 
Medtenburg: Schwerin, 9. 

1850—51 411,689 rl. . . . 120,456 1,8 
Würtemberg, N. 184849 . . 2,000,000 1,13 
Baden, 9. 1850-51 . . - . 1.186,000 . 08 
Breußen, 9. 1850 7,500,000 ri. 13,125,000 0, 


Sachfen, 9. 1846—48 660,810:l. |  1,156,417 0,81 
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WennindeßgroßeStaatdandgaben unvermeidlich find, ſo muß 
man auch die große augenblidliche Erleichterung in Anfchlag 
bringen, welche in dem Aufnehmen von Schulden liegt. Eine 
Ausgabe, die fonft vielen Gewerben die nöthigen Gapitale rauben 
und einen Theil der Steuerpflichtigen zu Grunde richten würde, 
vertheilt fi nun auf einen langen Zeitraum und, wird mit den 
ſchon zum Anleihen beflimmten oder doch leichter aus den Ge⸗ 
werben zurüdzuziehenden Gapitalen, zum Theile vom Audlande 
gededt. Man braucht einftweilen nur etwa den Belauf der Zins 
fen jährlich durch Beſteuerung einzuziehen und kann daher mit 
einem gewiffen verfügbaren Theile der Staatdeinkünfte für den 
Augenblid eine weit größere Wirkung bervorbringen, ald wenn 
man ihn unmittelbar zur Beftreitung eines Bedürfniffes verwen: 
den wollte (a). Die große Zunahme ded Staatöbedarfes in 
Zeiten des Krieges oder anderer außerorbentlicher Werhältniffe 
macht Anleihen unvermeidlich, weil eine ſtarke Veränderung ' 
des Steuerfußes von Jahr zu Jahr überaus flörend und zerrüts 
tend für die Wirthfchaften der Staatsbürger fein müßte (b). 
Auch die Annahme, daß die Staatöbürger eine unerfchwingliche 
Steuerlaft durch Privatanleihen erträglich machen fönnten (c), 
ift unhaltbar, denn wenn es auch Allen gelänge, Darleihen zu 
finden, fo würden Viele wegen der Ungleichheit des Credites, 
der Zerfplitterung der gefuchten Capitale und der Abneigung 
außländifcher Eapitaliften, fchwerere Zinfen zu entrichten haben, 
überdieß bleibt auch die Anlegung der Schagungen, an Die man 
fih in einem folhen Falle vorzüglich halten müßte, immer un» 
vollfommen und bei einem fo hohen Fuße würden die Ungleich» 
beiten der Katafter höchft empfindlich werden. Wenn man da: 
ber eine Ausgabe als nothwendig voraudfegt, fo exfcheint 
es bei einer gewiffen Höhe der Steuern wohlthätig, daß die Res 
gierung mit ihrem Gredite ind Mittel tritt. Ob aber das Auf: 
nehmen einer Schuld oder die augenblidliche Steuererhöhung - 
den Vorzug verdiene, dieß läßt fi nur unter gegebenen Ber: 


haͤltniſſen, aus ber Bergleichung der bisherigen Auflagen mit 
Rau, polit. Dekon. 3te Ausg. III. 2. Abth. 
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der Steuerfähigkeit des Volks und der Größe der erforderlichen 
Summe beurtheilen. 


(a) Ricardo, S. 260, bemerft darum togar gegen tie Anleihen, daß 
fie die Yürger der Nothiwentigfeit des Sparens allzufehr überhöben, 
was auch in dem Kalle ati wäre, wenn man fchon borgte, wähs 
rend die Steuerfähigfeit des Volkes nod höhere Auflagen zu tragen 
vermöchte. 

(db) de Gasparis et Reboul, ©. 13: L’impöt variable c’est pis 
eucore que limpöt excessif. 

(ce) Ein von Ricardo S. 257 hingeworfener Gedanke. 
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11. Dad Dafein der Staatöfchuld bei einer Regierung, die 
ſich Bertrauen erworben hat, ift für Capitalbefißer erwuͤnſcht, 
weil fie dadurch ihr Vermögen auf die leichtefte Weife anlegen 
fönnen (a) Zinstragende Staatsichuldbriefe find zu jeder Zeit 
zu erfaufen und eben fo leicht wieder zu verfaufen, wenn man 
die Summe zurüdziehen will. Dagegen gereichen die in dem 
Handel mit Staatdpapieren gemachten Gewinnfte von volks⸗ 
wirthfchaftlihem Standpuncte aus nicht zur Empfehlung des 
Schuldenwefeng, und überhaupt ift der erwähnte Nußen deſſel⸗ 
ben in Vergleich mit den dargeftellten Nachtheilen nicht hoch 
anzufchlagen. Die aus der bequemen Unterbringung der Geld: 
fummen entfpringende Ermunterung zum Ueberfparen fann auch 
auf andere Weife, im Kleinen mit Sparcaffen, im Großen mit 
Greditvereinen, guten Leihbanken u. dgl., zu Wege gebracht 
werden und der Erfindungsgeift würde da, wo feine Staats: 


fhulden find, unfehlbar ſolche Greditanftalten hervorrufen (b). 

(a) Nebenius, I, 664. 

(5) In dem a. Buche: Infinence ofthe p. d. ete., wird bie Staatsſchuld 
als ein wichtiges Belebungsmittel der Girculation und des Unter: 
nehmungsgeiftes gefchildert; Schweden habe darum zu wenig Capi⸗ 
tal und zu hoben Bine, auch in Toscana fehle es deßhalb an Gele⸗ 
genbeit, Capitale gut anzulegen. — Hier ift Urfahe und Wirkung 
verwechfelt. Bewerte und Handel erzeugen bie Kapitale, welche dann 
dem Staate geliehen werden. 


$- 480. 


IN. Unterfucht man die Wirkungen der Schulden auf die 
Lage einer Regierung, fo hat man Folgendes zu bedenken: 
I) Die Staatögläubiger haben bei einem Wechfel der Verfaſ⸗ 
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fung, des regierenden Haufes, überhaupt bei jedem Umſturze 
der beftehenden Ordnung einen Berluft zu befürchten (a), daher 
ift ihre Anhanglichfeit an die Regierung in Zeiten fürmifcher 
Bewegungen oder Parteilämpfe fehr nüglich, fie ift aber in ru⸗ 
higen Perioden, oder wo fonft flärfere Bande der Zuneigung 
und der Pflicht Regierung und Wolf aneinander fnüpfen, von 
geringerer Erheblichfeit. 2) Der Preis (Curs) der Staats: 
papiere ift fehr veränderlich, wie es die auf Regierungsmaaßre: 
geln und Zeitverhälmiflen beruhenden Hoffnungen und Beforg: 
niſſe der Staatögläubiger mit fich bringen, 1, $. 438. Er dient 
daher zu einem Kennzeichen, woraus die Regierung den Stand 
der Öffentlichen Meinung, insbefondere die Vorftelungen einer 
fehr unterrichteten Glaffe von Bürgern wahrnehmen, und bald 
eine Ermunterung, bald eine Warnung fchöpfen kann (b). Frei- 
lich wirken auch vielerlei fremdartige Urfachen auf dieſen Curs, 
weßhalb man nur mit Vorfiht Schlüffe auf ihn bauen darf 
und überhaupt kann dieſer Nugen der Curſe nur als eine ein- 
zeine gute Seite einer Sache gelten, bei der dennoch die Nach⸗ 
tbeile überwiegend find. 3) Eine große Schuld ift ein laͤſtiges 
Hemmniß für die Regierung, weil fie die Aufnahme neuer 
Schulden erfchwert und bisweilen ganz verhindert. Der 
Credit des Staates und die Fähigkeit der Bürger, die Zinfen 
und Tilgungsbetraͤge aus ihrem Einfommen abzugeben, haben 
ihre Graͤnzen, und es ift fehr bedenklich, wenn ein Staat feine 
Schulden ſchon bid an diefelben audgedehnt hat, weil ihm nun 
für neue Gefahren und Bebürfniffe kein Hülfsmittel mehr zu 
Gebote ſteht. Die Regierung eines fehuldenfreien oder wenig 
verfehuldeten Staates kann fih in den Angelegenheiten der in: 
neren und audwärtigen Politik weit freier bewegen und weit 
mehr Kraft entwideln (c). J 
(a) Wenn die in Sparcaflen niedergelegten Erſparniſſe der arbeitenden 
Claſſe in Staatspapieren angelegt, d. 5. der Megierung geliehen 
werden, fo hat diefe eine große Zahl von Gläubigern in den unter: 
ı len Stänten, worauf man in Sranfreich aus dem oben angegebenen 
Grund beionderes Gewicht gelegt hat. Das Guthaben ber Spare 
caflen bei ber Caisse des consignations et depots war im April 
1845 auf 3967/, Mill. Br. angewachſen. — In Großbritanien war 
die Zahl der Berfonen, melde Zinfen ter Stantsfchuld bezogen: 
17° 





1833 1848 

bis zu 5%. St. #5,142 96,415 
über 5— 50 „ 131,021 140,962 
50— 100 „ 25,446 24,462 
100— 50 „ 21,941 | 20,561 
500—2000  „ 1,799 1,550 
über 2000 „ 183 | 177 


zufammen 275,532 284,127 

Mur die fleinen Poſten bis 5 2. haben fi folglich in dieſer Zeit 
vermehrt. — In Branfreih waren 1825 162,533 eingefchriebene 
Schuldpoſten (parties inscerites), — i. J. 1830 ſchon 195,570, 1834 
aber 213,168, wobei indeß eine Berfon mehrmals vorfommen fann, 
wenn fie Papiere von verfchiedenem Zinsfuß befigt. Documens sta- 
tistiques, 1835. ©. 166. 1845 zählte man in ben 5 proc. Schuld⸗ 
briefen bei Privatperfonen 36,833 Boften unter 100 Kr. Renten 
(Durchſchnitt 55), 40,186 von 100— 500 (D. 260), 13,424 von 
5—1000 Fr. (D. 740), 9710 von 1—2000 (D. 1440) u. 9009 von 
2000 Fr. an. 


(d) Die ift von Zachariä a. a. O. vorzüglid herausgehoben worden. 
„Wenn ...., fo darf man wohl behaupten, daß fein (größerer) 
Staat ohne Schulden fein darf, wenn feine Angelegenheiten mit 
Stetigfeit und Befonnenheit verwaltet werden follen. — Für bie 
altgriechifchen Freiſtaaten, für den römifchen Freiftaat, für das alt: 
ah Neih, war es ein großes Unglüd, daß fie keine Schulden 
atten.” 


(c) Die große Schuldenmafle der neueren Staaten hat jene riefenmäßigen 
Reichthuͤmer in einzelnen Händen erzeugt, die zu einer wahren Macht 
geworden find. 


Who hold Ihe balance of the world? Who reign 

O’er Congress, whether royalist or liberal? 

— Who keep the world, both old and new, in pain 
3. Or pleasure? Wo make politics run glibber all? 

The shade of Bonaparte’s noble daring? 

Jew Rothschild and his fellow Christian Barinyg. 


Lord Byron, Don Juan, XII, 5. 


g. 481. 


Das Ergebung der vorftehenden Erörterung ift diefes: Die 
Staatöfchulden find von volföwirthfchaftlicher und politifcher 
Seite mit überwiegenden Nachtheilen verbunden. Man foll alfo 
nur unter folchen Umfländen Schulden machen, welche überhaupt 
eine gewiffe Ausgabe bei einem jchon ohnehin hoch geftiegenen 
Staatdaufmande rechtfertigen, folglich zur Abwendung fchwerer 
Gefahren, oder zur Erreichung eined dauernden und großen Nuz⸗ 
zens, auch nur dann, wenn nicht Erfparniffe an anderen Ausga⸗ 
ben ausführbar find und wenn die erforderlichen Summen durch 
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Steuern nicht ohne noch nachtheiligere Folgen erhoben werden 
tönnten, $.478. So lange die Steuern leicht entrichtet werden, 
wäre eö fehlerhaft zu borgen, weil man dabei auf Koflen ber 
Nachkommen das zur Tragung der Staatöausgaben zunächft 
berufene gegenwärtige Gefchlecht unbillig fhonte. Man kann 
demnach nur durch die Vergleichung der bei einem gewiffen 
Finanzzuflande eined Staatd ſowohl vom Borgen ald von der 
Steuererhöhung zu erwartenden Folgen den Punct finden, bei 
welchem jenes Mittel zuläffig wird (a). Diefe Säbe find jedoch 
nicht auf einen geringen Betrag von Anleihen anwendbar, etwa 
in Folge unvermeidlicher Abweichungen von dem Voranfchlage. 
Ein folcher mäßiger Ausfall kann fpäterhin leicht durch einen 
Ueberſchuß der Einnahmen ausgeglichen werden, oder vergrößert 
wenigftens die Schuld nicht mehr, ald in kurzer Zeit wieder ab: 


getragen wird. 


(a) In Baden wurde unter der Regierung bes Großherzogs Karl Fried⸗ 
rih (7 1811) und wahrfceinlih auf deflen eigenen Antrieb der 
Berfuch gemacht, auf gefeglihem Wege die Bedingungen zu beftim: 
men, unter welchen allein Staatsfchulden zuläffig fein follten, zuerft 
durd das Hausflatut und Kandesgrunbgefeg v. 1. Oct. 1806, fodann 
in der „pragmatifchen Sanction über das Schuldenweien* v. 18. 
Nov. 1808. Staatsſchulden follen nad) diefem Beiehe nur in außer: 
ordentlichen Füllen gemadt werden. Zu ihrer Gültigfeit gehören: 
1) eine rechtfertigende Urlache, nämlich ein wahres unmittelbares 
Staatsbedürfniß, und zwar entweder eine bleibende Landesverbeſſe⸗ 
rung, oder bie Tilgung vechtmäßiger Schulden, oder die Rettung 
des Staates, des Fürften oder feines Nachfolgers aus großer Gefahr 
oder Beichätigung; — 2) gewiſſe Körmlichkeiten, nämlich Antrag 
des Binanzminifters im Staatsrathe, Zuftimmung des Juſtizmini⸗ 
fters in Anfehung der Rechtsfrage, ſodann —— Das 
Daſein dieſer Bedingungen muß in der Obligation angeführt fein ıc. 


$. 482. 


Die Aufnahme von Schulden auf dem Wege von Anleihen 
geſchieht defto leichter, je mehr der Staat Eredit genießt. Die: 
fer gewährt ihm nicht blos die Sicherheit, in allen Fällen eines 
plößlichen Beduͤrfniſſes fich die erforderlichen Summen verfchaf: 
fen zu fönnen, fondern bewirkt auch, daß dieß unter den günflig: 
flen Bedingungen gefchehen fann. Nur der Credit geftattet in ein: 
zelnen ſchwierigen Lagen eine folche Fülle der Kraftentwidelung, 
die zur Ueberwindung eined mächtigen Widerflandes zureicht, 
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und ruft neben den Anftrengungen der Staatöbürger auch den 
Beiftand auswärtiger Capitaliften zur Hülfe (a). Es muß das 
ber daB eifrige Beſtreben jeder Regierung dahin gerichtet fein, 
fi) den außgedehnteften Grebit zu erhalten. Der Staatöcredit be: 
ruht auf denfelben Srundurfachen, wie der Credit der einzelnen 
Bürger (1, $. 278), naͤmlich auf der Meinung von den Huͤlfs⸗ 
mitteln und der rechtlichen Abficht der Regierung. Zur Dervor: 
bringung dieſes Vertrauens wirken vielerlei Thatumftände zu⸗ 
fammen, die theild in der Gewalt einer Regierung liegen, theil® 
außer derfelben, von denen jedoch kein einzelner für fich allein 


entfcheidend ift, indem vielmehr alle zufammentreffen müffen. 
(a) Nebenius, I, 249. 


$. 483. 
Die Hauptbedingungen des Staatscredits laffen fih fo 
überbliden (a): 
1) Fähigkeit, die aus dem Schuldenwefen nothwendig wer: 
denden Ausgaben zu beftreiten (db). Dazu tragen bei: 

a) der Grad ded Volkswohlſtandes, die Feftigkeit deſſelben 
und die Ausficht auf Die fernere Zunahme deffelben. Als 
Kennzeichen der Steuerfähigkeit des Volkes dienen die Aus⸗ 
dehnung der Production, der fchon benußten und noch auf 
Benutzung wartenden Güterquellen (3. B. baufähiges oͤdes 
Land), — die Befchaffenheit der herrfchenden Gewerbs⸗ 
zweige, — die Volksmenge, — die Lage der verichiedenen 
Claſſen, — der Grad von wirtbichaftlicher Einficht, Er: 
werbdeifer ꝛc.; 

b) der gute Zuftand des Finanzweſens und insbefondere die 
Leichtigkeit, die Auflagen zu erhöhen. Daher hat man zu 
berüdfichtigen : Die Drbnung und Sparfamteit im Staats⸗ 
haushalte, — die Höhe der Steuern, die gute Anlegung 
derfelben und die Wirkung, die fie auf die Production und 
Vertheilung äußern, — die Größe der ſchon vorhandenen 
Schuld in Vergleich mit den zu ihrer Verzinſung und 
Abtragung verwendbaren Staatdeinkünften; 

ec) die Feftigkeit der ganzen Staatdeinrichtung, — alfo gute 
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Staatöverfaffung (e), — natürliche und Fünftliche Beſchuͤz⸗ 
zung vor äußeren Angriffen, — Abweſenheit aller Gefah: 
ven für Ordnung und Srieden im Innern des Staates; 
dagegen find bedrohte Stellung gegen dad Ausland, leiden: 

ſchaftliche Parteiungen, Zwiſt und GroU im Innern ıc. 
häufige Urfachen eines ſchwachen Gredits. 

2) Die Bermuthung, Daß eine Regierung ſtets bereitwillig 
fein werde, ihren Gläubigern das zuleiften, was denfelben zuge: 
fichert worden ift. Beifpiele begangener Ungerechtigkeit fchwä- 
den oder vernichten den Gredit, Gewiffenhaftigfeit, felbft mit 
Ueberwindung von Schwierigkeiten behauptet, erhält ihn aufrecht. 
Neben der Gefchichte der Schuldverwaltung eine Landes trägt 
auch der ganze Geift der Redlichkeit, der eine Regierung dur: 
dringt und fich in vielen Veranlaffungen fund giebt, dazu bei, 
ihr das Vertrauen der Capitaliften zu gewinnen (d). 


(a) Lehrreihe Betrachtungen bei Nebenius, T, 254. — Baumftarf, 
a. a. O., 1. Verſuch, geht die Verwaltung der Domänen, das Münz⸗ 
Steuers und Schuldenwefen, aud bie formelle Einrichtung dee 

, Staatshaushaltes im Cinzelnen durch, um den Einfluß jeter Maaß⸗ 
regel auf den Credit aufzuſuchen. 

(6) Daß die Zinszahlung ohne allmälige Abzahlung nicht hinreiche, zeigt 
Ihon Sonnenfels, III, 382. 

(c) In ten Monarchieen mit Bolksvertretung trägt die landfländifche 
Zuftimmung zu den Anleihen und die Berathung des Boranfchlages 
zur Befeftigung des Stantscredites bei. Wo dagegen die fürfliiche 
Gewalt eFihrnet wäre, wuͤrde der Gredit ebenfofehr leiden, als wo 
diefe in hranfentofe Willkühr überginge. Sonnenfels, III, 381: 
„se unbefchräntter eine Monarchie ift, deſto begrängter ift ihr Cre⸗ 
dit; ter Despotismus bat gar feinen.“ — früherer Unterfchied ber 
Kammer und Landes: Schuiden. — Die fonft übliche Verpfaͤndung 
der Domänen war dem Gläubiger unnüg, weil es nicht zur wirf: 
lichen Ginweifung in die verpfändeten Gegenflände Fam. Das preuß. 
Geſ. v. 17. Jan. 1820 giebt als Garantie das ganze Staatsvermögen 
und erflärt den Betrag der verzinslichen Schuld mit 180 Mill. xt. 
für gefchloflen, fo daß neue Darleihen nur „mit Zuziehung und unter 
Mitgarantie der künftigen reichsftändiichen Verſammlung“ gemacht 
werden fönnen. Art. II. — Die Veröffentlichung des ganzen Yinanz- 
und insbejondere des Schuldenweiens wirft günftig aus das Ber: 
trauen und ift daher aud in tenjenigen Staaten zu empfehlen, wo 
die Berfaftung nicht ſchon hiezu nöthigt. Die niederländiiche Regie: 
un Unter oͤnig Wilhelm I. Hat ſich durch Berheimlichung Fehr 
geſchadet. 

(d) Eine merkwuͤrdige Erſcheinung iſt die Weigerung mehrerer Staaten 
in der nordamerifanifchen Union, ihre Schulden zu bezahlen, Die 
fog. Repudiation. Sie ging vom Staate Mitflifippi aus und 
wurde auf die Behauptung geftügt, die Anleihen feien nicht in ges 





1) 


jeglicher Form gemacht, auch größtentheild unredlich verfchleudert 
worden. Hiedurch entftand 1841 ein ungeheures Sinfen der Schulb- 
fcheine mehrerer Staaten, bis auf ungefähr 20 Proc. (Sieben 
Staaten find fchuldenfrei.) Daher Elagte der Präfident Tyler 
(Botihaft v. Dec. 1842), daß die Union nicht vermocht habe, in 
Europa eine Anleihe zu Stande zu bringen, obſchon europ. Regie: 
rungen um niedrigen Zins geliehen befümen. Im 3. 1848 ver« 
weigerten noch Miffffippi, Florida, Michigan und Arfanias vie 
Bezahlung, 5 andere erfannten ihre Berbindlichkeit, waren aber im 
Nüdftande. Die Schuld der Staaten wurde zu 1655—170 Mill. D. 
angegeben, nach neueren Nachrichten zu 209 Mil. Vgl. v. Raus 
mer, Die verein. St. v. Nordam. I, 406. — Nopitſch, Kaufm. 
Berichte, ©. 385. 1849. 


5. 484. 


Weitere Bemerkungen über ben Staatöcrebit. 

Es ift nicht vorherzufehen, wie weit fich der Credit eines 
wohlgeordneten und regierten Staated erftreden Fönne. 
Ein Zufammentreffen günftiger Umftände hat ihn biswei⸗ 
len, 3. B. in Großbritanien, auf eine ganz unerwartete 
Höhe gebracht (a). 

Die Ausdehnung des Credites druͤckt fih zunaͤchſt in der 
Größe der Summe auß, die eine Regierung geliehen erhal: 
ten kann, unter übrigens gleichen Umftänden auch in dem 
niedrigen Zinsfuße bei den Staatdanleihen, doch koͤnnte 
z. B. eine große Anhäufung von Capitalen oder eine Stok⸗ 
fung in den Gewerben eined Landes der Regierung deſſel⸗ 
ben wohlfeilere Anleihen verfchaffen, ohne daß fie gera⸗ 
de mehr Credit genöffe ald andere. So ift aud) das Stei⸗ 


gen des Zindfußes bei neuern Staatsſchulden nicht immer 


3) 


ein Zeichen des abnehmenden Credites, weil es auch vonder 
Verminderung der verleihbaren Summen berrühren fann. 
Viele Regierungen find der Verſuchung unterlegen, von 
ihrem Credite Gebrauch zu machen und haben, da fie für die 
geborgten Capitale zuodrderft nur die Zinfen aufzubringen 
brauchten, Schulden zu überflüffigen oder doch unnöthigen 
Ausgaben gemacht. Won diefem Mißbrauche des Credits 
in guten Zeiten muß die Erwägung der langwierigen Ans 
firengungen, die eine Schuld bie zu ihrer gänzlichen Abtra= 
gung erfordert, und der Gedanke, daß man fich Durch leicht: 
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finniged Borgen die Aushuͤlfe in Bedraͤngniſſen verſperrt, 
dringend abmahnen (b). 
4) Die Schulden der heutigen europäifchen Staaten rühren 
groͤßtentheils von ſchweren Kriegen her, Die auf dieſe Weiſe 
noch lange fort in den Friedengzeiten nachwirten. Die 
Kriege werden heutiged Tages mit einem Kraftaufwande 
geführt, welcher felbft bei günftigem Ausgange ohne Schul: 
den nicht zu beftreiten if. Die hiedurch angehäufte Schul: 
denlaſt vieler Staaten hat bei ihren unverkennbaren Nach⸗ 
theilen wenigftend dad Gute, daß fie ein Pfand des Friedens 
bildet, indem fie von neuen Kriegen abhält, deren Koften 
entweder die Graͤnzen des Gredited oder die Steuerfähigkeit 
des Volkes überfteigen könnten (c). 

5) Die Geſchichte der Staatöfjchulden zeigt Deutlich, wiewenig 
man fonft über dad Wefen des Staatscredits und über die 
befte Benußungdart deffelben unterrichtet war. Die Ein: 
ficht in dDiefen Gegenftand hat fich im jegigen Sahrhundert 
überaud vervolltommnet, wodurch theild die aus dem Schul: 
denwefen entfpringenden Opfer für Die Steuerpflichtigen 
vermindert, theild die Rechte der Staatögläubiger mehr ge: 
fihert worden find. 


(a) Hier kam der beifpiellofe Auffchwung der Gewerbe und des Handels 
binzu, um eine Schuldenmafle erfhwinglih zu machen, bie einen 
andern Staat erbrüdt hätte. il 

(5) A. Smith fchildert, wie bisweilen felbit der Bürger mit der Fort⸗ 
feßung eines Krieges zufrieden ift, der ihm anregende Neuigkeiten 
bereitet und träumerifche Hoffnungen von Groberung und Nationals 
Kahn unterhält, fo daß man gerne die größeren Steuern bezahlt, 

‚ 376. 

(ce) Nur wenige Staaten find heutiges Tages fchultenfrei;s Toscana, 

Schweden (mit Ausnahme feines PBapiergeldes), die ſchweizeriſche 

Eidgenofienfchaft und die meiften einzelnen Gantone, Lichtenflein, 

Lippes Detmold, Schaumburgstippe, S. Marino. Auch die türfifche 

Regierung hat in neuerer Zeit Schulden machen müflen, fie gab 

namentlih verzinslihe Scheine (Sehim) aus, bezahlte einen 

Theil der Befoltungen in benfelben und ficherte die Annahme in 

den Staatscafien zu. Vgl. Likawetz-Oberhauſer, Die europ. 

Staatsfchulden. Wien 1850. In den nordamericanifchen Freiftaaten 

wurde 1835 bie ganze Schuld abbezahlt, welche aus dem Befreiungs⸗ 

kriege und dem fpäteren Kriege mit Großbritanien herrührte und 

1816 ihren hoͤchſten Stand (1271, Mil. Doll.) erreicht hatte. Allein 

1837 in ber Zeit der Banfverwirrung wurden fchon wieder zins⸗ 

tragende Schagfammerfcheine ausgegeben, um ben Ausfall in ben 


- 
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Gintünften zu deden, und zur Binziehung jener Scheine wurden 1942 
und 1843 Anleihen von beinahe 15 Mill. Doll. gemacht. Im April 
18416 war die Schuld 17%, Mill., duch den Krieg mit Merifo if 
fie (Anfang 1849) auf 65%, Mill. erhöht wurden. 


2. Abtheilung. 
Verſchiedene Arten der Staatsfchulden. 


§. 485. 

Man hatfehr manchfaltige Wege eingefchlagen, um bei einer 
Unzulänglichfeit der Staatseinfünfte fremdes Vermögen zu 
Hülfe zunehmen. Manche diefer Verfuche entflanden aus der 
Unkenntniß der wahren Grundfäße und der Hoffnung, durch 
neue fünftliche Veranftaltungen allen Nachtheilen zu begegnen, 
andere aud dem Beftreben, das Schuldenmachen zu verbeden, oder 
der Abficht, Durch andere Formen, Namen und Bedingungen die 
Capitaliften geneigter zu machen und anzureizen(a). Ein Theil 
biefer Maaßregeln erfcheint bei genauer Prüfung als verwerflich, 
da fie mit der Würde einer von fittlichen Grundfäßen geleiteten 
Regierung und der Schonung der Volkswirthſchaft unvertraͤglich 
find. Die Arten der Schulden zerfallen zuvoͤrderſt in zwei Haupt: 
claffen, erzmwungene und vertragömäßige. Nur diefe be 
ruhen auf dem Staatdcredite, bei jenen tritt der Zwang an deſ⸗ 
fen Stelle. Man hat fich oͤfters zu der le&teren Art gewendet, 
wenn man nicht aufeinen hinreichenden Credit zu bauen wagte, 
fie haben jedoch größtentheild neben dem in jeder Staatöfchuld 
liegenden Uebel noch andere Nachtheile bei fich. 


a) Belege finden fih in ber Finanzgeſchichte vieler Staaten, 3. B. in 
v. Sauer, Beiträge 3. Geh. der öftere. Bin. ©. 125 ff. — Biele 
ftatiftifche Angaben über die Schuldbriefe sc. der einzelnen Staaten 
enthält das —* ausgearbeitete Werk: Ch. u. Fr. Noback, 
Vollſt. Iſchenbuh ber Muͤnz-, Maaß⸗ und Gewichtsverhältnifle sc. 
Leipz. 1851. I 3 


$. 486. 
Zu den erzwungenen Staatöfchulden find zurechnen: 


1. Rüdfiände der Ausgaben. Nichts kann dad Ber: 
trauen zu einer Finanzverwaltung mehr zerflören, ald wenn fie 
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die verfprochenen Zahlungen nicht zur rechten Zeit leiftet und die 
Perfonen, welche diefelben zu fordern haben, ohne Rüdfiht auf 
ihren Vermögenszufland nöthigt, Staatögläubiger zu bleiben. 
Dieß flürzt viele Familien in Noth, lähmt die Bereitwilligkeit 
berer, die dem Staate ihre Dienfle widmen, und verurfacht bei’ 
fpäteren Ausgaben wegen der Unficherheit der Bezahlung höhere 
Preife bei vieleicht fchlechteren Leiſtungen. Dieß ohnehin unge: 
rechte Verfahren zeugt daher von der größten Schwäche einer 
Regierung und der höchften Zerrüttung des Finanzweſens, def: 
jen Werbefferung vor Allem mit der Berichtigung jener Ruͤck⸗ 
ftände beginnen muß (a). 

II. Seforderte Steuervorfchüffe (Anticipationen). 
Es ift für die Steuerpflichtigen ebenfalls hoͤchſt drüdend, wenn 
fie ihre Steuern auf einen gewiffen Zeitraum voraus entrichten 
müffen. Die GSeftattung eines, die Zinfen vergütenden Abzuges 
(Disconto) mildert die Härte dieſes Mitteld nicht völlig und 
daffelbe iſt ebenfalls nur ald augenblidliche Nothhülfe einer be: 
drängten Regierung anzufehen. Wird der Vorfchuß den Steuer: 
pflichtigen freigeftellt, fo gehört er in die 2. Slaffe der Schulden. 

II. Zwangsanleihen. Mögen fie auch die Unfehlbar: 
keit einer Aushuͤlfe und den Amſtand für ſich haben, daß bie 
Regierung die Bedingungen felbft fegen fann, fo ftehen ihnen 
doch weit erbeblichere Gründe entgegen. Die Nöthigung zu 
einem Vorſchuß iſt rechtlich nur dann zuläffig, wenn fie gefeg- 
lich alle Steuerpflichtigen von einem gewiffen Maaße der Ber: 
möglichkeit an trifft; aber auch dann, und abgefehen von den 
Unvollfommenheiten des Schagungäfpftemd, befchwert fie doc 
fehr ungleihmäßig, weil felbft bei einerlei Steueranfchlag das 
Aufbringen und Entbehren einer gewiffen Summe bei einigen 
Claſſen der Steuerpflichtigen fchwerer ift als bei anderen. Gleich: 
wohl wäre ed auch wieder nicht gerecht, nur die Bindgläubiger 
zu Darleihen anzuhalten. Hiezu fommt, daß Zwangsanleihen 
den gänzlichen Mangel an Credit vermuthen laffen und dadurch 
ihn wirklich erzeugen. Sie geben nur eine beſchraͤnkte Hülfe und 
verfperren die Ausficht auf Fünftige freiwillige Unterflügung. 
Auch der bloß gegen Gemeinden, Stiftungen zc. gerichtete Zwang 
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iſt tadelnswerth, weil er als Mißbrauch der obervormundſchaft⸗ 
lichen Gewalt erfcheint (b). 


IV. Bürgfhaften (Cautionscapitale) der Staats: 
beamten, die mit der Verwaltung Öffentlicher Gelder beauftragt 
find, oder auch der Pachter von Domänen und Etaatögewerben. 
Die Finanzbehörde muß diefe Bürgfchaften ſtets zur Verfügung 
haben, man pflegt fie daher der Schuldverwaltung zu übergeben, 
die fie den Angeftellten verzinfet. Hier findet zwar Zwang ftatt, 
“aber nicht zufolge einer vereinzelten Maaßregel, fondern nad) 
einem allgemeinen Gefege, auch ift Die Uebernahme einer folchen 
Stelle oder Pachtung Gegenftand einer freien Wahl. Beſtehen 
die Cautionen aus hinterlegten Staatöpapieren, fo find fie feine 
neue Schuld. Baar eingezahlte Eautionen bilden einen befon: 
beren Theil der Schuld, in welchem jährlich viel Zu: und Ab: 
gang durch neue Anftellungen und Tod oder Austritt flattfindet, 
deſſen Gefammtbetrag aber ziemlich gleich bleibt (c). 


(a) Es genügt nicht, den Gläubigern für biefe Rüdflände, 3. B. die 
fälligen Schuldzinien, verzinsliche Schulpbriefe zu überliefern, bie 
fie viellcicht nicht ohne Verluſt verfaufen können. 


(6) NRebenius, I, 319. — Bewilligung der erzwungenen Anleihen in 
fhwierigen Bällen bei verichiedenen älteren Mechtögelehrten, 1. 
Rlock, De aerario, ©. 331. In Frankreich war 1793 eine 
Swangsanleihe von 1000 Millionen verordnet worden, die aber fehr 
langfam, unter dem Widerſpruche der Reichen, die man treffen 
wollte, einging, und nur 400 Mill. einbrachte. Bresson, Bist. 
fin. de la France, II, 192, 245. Thiers, Hist. de la revolution 
franc. VIII, 188, 510. Die Ipätere Iwangsanleihe unter dem frans 
zöflfchen Directorium wurde auf Gaudin's Betrieb fogleih nad 
dem 18. Brumaire 1799 abgeichafft. Es ſollten 100 Mill. ir. gegeben 
werden, bie eine Jury nach den Kataftern und nad eigenem Er⸗ 
meflen auf die Steuerpflichtigen umzulegen hatte. Gaudin erfebte 
fie durch einen Steuerzufchlag von 25 Et. auf die Grunde und Mo⸗ 
biliarfteuer, zur Hälfte in Greditpapieren des Directoriums zahlbar. 
— In Defterreih 1705 eine Zwangsanleihe von .der Hälfte des 
im Privatbefige befindlichen Silbere, in natura oder in Geld zu 
entrichten. 1760: Gelder der Stiftungen, Minterjührigen sc. mußs 
ten in öffentliche Yonde gelegt werden; 1794 Siwangsanfeiße zu 
31. Proc. verzinslih, genau nah den Steueranfchlägen bemeflen 
und von mäÄßigem Betrage, wie eine Steuererhöhung angufehen. 
Dieß Derfahren murde mehrere Jahre lang wiederholt. Die Bers 
zinjung dieſes Kriegsdarlehens hörte 1804 auf. Das Patent vom 
1. Jun. 1798 gründete die fogen. Arrofirungsanleihe. Die Inhaber 
von Banfobligationen mußten nämlih_30 Proc. des Nominalbetras 
ge8 baar aufchteßen, dagegen erhielten fie flatt der Aproc. neue 5proc. 
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‚Obligationen für das Sanze, die jedoch 1811 ebenfalls unter die 
Binserniedrigung fielen, f. 6. 516. Nehnlicher Zwang zum Nachzahlen 
weiterer 20—50 Proc. bei den fog. Kupferamtscapitalien, Patent 
1. Jun 1800. v. Hauer, a. a. O. Tebaldi, Die Geldangelegens 
heiten De.'s, ©. 7. Auch das Anlehen von 1506 war mit Zwang 
verbunden. — Zwangsanleihe in der Lombardei, 1850. — Baierifche 
Zwangsanleihe von 1809. — Bad. B. v. 28. Dec. 1813, nad wel: 
cher zur Beftreitung der Kriegskoſten die Bermögenteren einen Bei: 
trag geben follten, gegen Borfhußfcheine, die mit 6 Proc. verzinfet 
wurden. Man bediente ſich hiezu der Anfchläge für die Einfommenss 
Heuer von 800 A. an und forderte nach der Größe des Einkommens 
20 —40 Proc. bdefielben. — Zwangsanleihe der fpanifchen Regierung 
im Aug. 1836, nach der erzwungenen Annahme der Gorted:Berfaffung. 
200 Mill. Realen, nach einer befimmten Bertheilung unter die Bro: 
vinzen von den Steuerpflichtigen einzutreifen. 
(ce) Baden: den Gaventen werben feit 1832 befondere Cautionsſcheine 
ausgeliefert (früher Rentenſcheine). Die Cautionen betrugen zu 
Anfang 1850 477,900 fl. Ein Poftmeifter hat 1000 fl., ein Doms 
nenverwwalter, Dbereinnehmer 800 fl , Poftverwalter 500 fl., Poſt⸗ 
halter 3-500 R., Poftpader und Briefträger 300 fl., ein Unterer: 
heber 1—400 fl. zu hinterlegen. — In Frankreich betragen die Cau⸗ 
tionen gegen 233 Mill. Fr. Zins zu 3 Proe. 7 Mill. 


§. 487. | 

V. Ausgeben von Staatöpapiergeld (a). Diefes 
wird gewöhnlich unmittelbar von ben Öffentlichen Caffen zu 
Staatdaudgaben verwendet. In mehreren Ländern find Staats- 
banken errichtet worben, welche, wie die auf Actien gegründeten 
Privatanftalten gleicher Art, Bankgefchäfte betreiben (I, $. 317). 
So lange fie ganz wie Privatbanten verwaltet werden, kommen 
auch ihre Scheine (Noten) nad Eigenfchaften und Wirkungen 
mit dem Privatpapiergelde überein, fie nehmen Dagegen mehr 
und mehr die Weſenheit ded Staatöpapiergelded an, wie die 
Einmifchung der Staatögewalt in die Bedingungen des Ums 
laufes beginnt und zunimmt. Das Staatöpapiergeld beruht 
theild auf der materiellen Berbürgung, die ihm der Staat giebt, - 
theils auf dem Credite deffelben. Iſt die Einlöfung auf jedes- 
maliged Verlangen des Beſitzers zugefichert worden, fo beſteht 
eine ausdrüdliche Verbindlichkeit, aber auch ohne eine ſolche ift 
eine Verpflichtung der Regierung nicht zu verfennen, das Pa: 
piergeld, welches fie zu ihrem Vortheile an Die Stelle ber Münze 
fest, im Umlaufe ftetd auf gleichem Preife mit diefer zu erhalten 
und jeden Befißer deffelben vor einem Verluſte zu bewahren. 
Die Annahme in den Staatöcaffen trägt hiezu bei,"obfchon fie 
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für fich allein bei einer großen Menge des Papiergeldes nicht 

hinreicht, zumal da das Wiederausgeben nicht verhindert ifl. 

Das Staatöpapiergeld ift daher ald eine Staatöfchuld ganz 

eigenthuͤmlicher Art anzufehen, fie ift nämlich 
1) unverzinslich, 

2) die Perfonen der Gläubiger wechfeln unaufhörlich, 

3) bie etwa den Befigern zugeficherte Tilgung der Schuld 
wird-durcdh den freien Entfchluß derfelben, die Papiere im 
Verkehre fernerhin umlaufen zu lafjen, hinausgefchoben, 
und 

4) es wird durch Wiederausgabe der eingelöften Papiere 
die Schuld fletö von Neuem eingegangen. 


(a) In Oeſterreich ift Kupfermünze ausgeprägt worden, welche den 
Wiener Bankzetteln gleich galt und fo fehr über feinen Metallwerth 
erhöht wurte, daß es mehr ein Zeichens als ein felbitfländiges Geld 
darftellte; e8 waren Stüde von 1, 3, 15 und 30 fr., die aber zu⸗ 
gleich mit dem Bapiergelde auf '/, herabgefegt wurten. 


$. 458. Ä 


Diefe Eigenfchaften, indbefondere die Unverzinslichkeit, haben 
dem Staatöpapiergelde bei vielen Staatömännern eine große 
Empfehlung gegeben. Eine mäßige Menge Papiergeldes, die 
nur einen Theil der umlaufenden größeren Münzforten erfebt, 
in Verbindung mit unweigerlicher Einlöfung und Annahme bei 
den Staatöcaflen, ift unfhädlich, fo lange der gute Zufland des 
Finanzweſens währt. Allein in unglüdlichen Kriegen und an» 
deren Bedraͤngniſſen zeigen fich ernftliche Gefahren. Selbſt jene 
mäßige Menge des Papiergeldes würde dann nicht im Pari mit 
der Münze erhalten werden koͤnnen, noch fchlimmer aber ift die 
große Verfuchung, ſich Durch die Ausgabe von neuem Papier: 
gelbe zu helfen. Da hiebei die Unmöglichkeit der Einlöfung fich 
bald fühlbar macht, fo bleibt das Sinken des Curſes nicht aus, 
die in dem gefunfenen Papiere eingehenden Staatdeinkünfte 
reichen inımer weniger zu, weil die Preife aller Dinge in die 
Höhe gehen, und man fieht ſich fletd zu einer.neuen Vermeh⸗ 
rung des Papiergeldes hingebrängt Il, 8. 266-269. Diefer 
Zuſtand müßte bis zur gänzlichen Preislofigkeit des Papiergeldes 
binführen, wenn man nicht Mittel fände, früher der Anhäufung 
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deffelben Schranken zu fegen und deſſen Curs fefizuftellen (a). 
Auf welcher Stufe des Uebeld man auch dem weiteren Anwachfe 
deffelben Einhalt zu thun anfängt, fo iſt baffelbe noch immer 
größer, ald wenn ein gleicher Betrag an Schulden auf andere 
&rt, insbefondere durch Anleihen gemacht worden wäre. Der 
Nahrungdzuftand vieler Familien wird zerftärt bis zur gänzlichen 
Verarmung, die Gewerbe leiden, Einzelne gewinnen dagegen 
bei dem Abtragen ihrer Verbindlichkeiten in dem gefunfenen 
Papiere. Die Verwirrung im Geldmefen und in den Geld: 
preifen, welche alle volkswirthſchaftlichen Werhältniffe durch- 
dringt, muß eine Zerrüttung und Lähmung bed ganzen Verkehrs 
verurfachen, und auch nachdem man die Heilung zu veranftalten 
angefangen hat, dauert ed noch lange, bis die großen Berlufte 
verfchmerzt und erfegt find. Diefe vertheilen fi auch höchft zu: 
fällig und ungleichförmig unter die Staatsbürger und find weit 
größer, als der Nugen für die Staatdcaffe 16). Ein ausgearte: 
tes, vom Staate befchügtes Privatpapiergeld ift in Anfehung 
der Wirkungen dem vom Staate felbft auögegebenen gleich zu 
achten, I, $. 300. 


(a) Zum Beifpiel dienen die Erfahrungen mehrerer neuerer Staaten, 
e 1.1, 8. 315—317. II, $. 268. — Die Hemmung dieſer Verwirrung 
gelingt nicht jedesmal fogleih. Die öfterreichtihen Einlöfungsfcheine, 
obgleich fie für den 5fachen Betrag in Banfnoten ausgegeben wur⸗ 
den, fanfen noch fehr im Eurfe. Die frangöftichen mandats terri- 
toriaux, eine Schöpfung des Directortums v. 16. März 1796, bie 
zum Theile dazu beftimmt war, die tiefgeiunfenen Affignaten gegen 
1/20 ihres Nominalbetrages einzuziehen, verloren dog ebenfalls Fehr 
im Gurfe gegen Münze. Ban beabfichtigte, die Mandaten durch 
Domänenverfäufe zu tilgen, fo daß man die Staatsländereien obne 
Perfteigerung nach der Tare von 1790 gegen die nämliche Summe 
in Mandaten hingab. Dieß geſchah auch, Fonnte indeß den Eure ber 
lesteren nicht aufrecht erhalten, weil die Ländereien fehr gegen ben 
damaligen Preis gefallen waren und die auf Ya—'/; Proc. geſun⸗ 
fenen Affignaten bei der Umwechsiung gegen Mandaten viel zu hoch 
gerechnet wurden, auch das Bertrauen zu allem Papiergelde zerftört 
war. Die Mandaten galten anfangs (Febr. 1796) 60—64 Proc., 
im Auguft defl. Jahres nur noch zwifchen 2 und 3 Proc. und zuletzt, 
im Sept. 4,% Proc. Schon am 26. Juli 1796 wurde angevrdnet. 
dag die Mandaten bei der Weberweifung von Domänen nur nad 
dem Curſe angenommen werden follten. Sie verichwanten aus dem 
Umlaufe und bie verborgen geweiene Münze fam häufig zum Bor 
fhein. Thiers, Hist, de la revolution fr., VIll, 190, 341. Bgl. 
Storch, Handb. III, 111. 
(d) Als in Frankreich der Verkehr von der Verwirrung durch Aifignaten 
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und Manbaten befreit worden war und fih wieder beliebte, trat die 
Noth derer, die in Papiergeld von der Staatsfafle bezahlt wurden, 
deutlich hervor. Le gouvernement, c. a. d. ses chefs, ses agens de 
toute esp&ce, militaires, administrateurs ou magistrats, ses ere- 
anciers, 6taient réduits A une affreuse detresse. — Les rentiers 
mouraient de faim, les fonctionnaires donnaient leur demissios. 
Thiers, VII, 344. — Die lebten 20,000 Mill. Sr. Affignaten hats 
ten der Statscafle ungefähr nur foviel als 100 Mid. —* Muͤnze 
genügt. Die geſetzliche Preisbeſtimmung der noͤthigſten Waaren 
(das, maximum““) und das Verbot, ein Agio auf Münze zu neh⸗ 
men, 1793, bei Strafe von 6 Jahren Zuchthaus, Hatten das Uebel 
nur ärger gemacht und man hatte 1795 diefe harten und doch uns 
ausführbaren Gelee zurücknehmen müffen. Thiers, V, 152. VII, 
42,245,387. — In China war es im 11. u. 12. Jahrhundert üblich, 
bei der Ausgabe von Papiergeld zu beftimmen, nad wieviel Sahren 
daſſelbe volltändig eingeiäft ein folle, aber dieß wurde nicht pünkt⸗ 
lich vollzogen und die Scheine fanfen im Preiſe. Die nach 7 Jahren 
zahlbaren Kiao-tfhao von 1155 fielen bergeflalt, daß ein Reiskuchen 
nach heutigem franzöf. Gelde 75,000 Fr. ‚galt. Nat. Rondot in 
Journ. des Econ. XXV, 113 (San. 1850). 


g. 459. 


Das Papiergeld erfcheint demnach ald eine gefährliche Art 
von Staatöfchulden. Nur fortdauernde helle Einfiht und Fe: 
fligfeit der Regierung kann vor dem Mißbrauche bewahren, und 
es giebt feine äußere Schugwehr oder Bürgfchaft, die nicht 
fpäterhin, wenn jene Eigenfchaften den Regierungen fehlen, 
vereitelt. werden koͤnnte (a). Es ift eine ſchaͤdliche Selbit: 
täufchung, wenn man glaubt, eine große Summe neuer Papiere 
unbemerkt und ohne Rachtheile audgeben zu können, weil man 
den Belauf derfelben vielleicht verheimlicht. In Zeiten, wo 
man beträchtliche Schulden zu machen gezwungen iſt, barf man 
fih auch am wenigften die Fähigkeit zutrauen, dad Papiergeld 
durch Einlöfung ſtets im Pari zu erhalten. Daffelbe ift deshalb 
feine gute Aushülfe in einer fchwierigen Lage, vielmehr iſt es 
nur unter ſolchen Umftäriden unfchädlich, wo man es leicht ent: 
behren könnte und bloß der Vortheil einer Zinserfparung in be⸗ 
ſchraͤnktem Maaße beabfichtigt wird. Dieß ift der Fall, fo lange 
die Menge bed Papiergeldes gering iſt, 3. 3. '/, der jährlichen 
Staatseinkünfte, fo daß die Möglichkeit, daffelbe einzuziehen 
und dafür verzindliche Anleihen aufzunehmen, keinem Zmeifel 
unterliegt (db). Am allerwenigften hat dasjenige Staatöpapier: 
geld gegen fich, welches nur auf beflimmte Zeit, ald Voraus: 
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nahme (Anticipation) gewiffer Einkünfte, ausgegeben und 
bei oder nach dem Eingehen derfelben eingezogen wird (c). Ver: 
zinsliche Schuldbriefe auf Beine Summen, 5. B. auf 50 oder 


25 


fl., find nicht als Papiergeld anzufehen, weil man wegen der 


Verzinfung und der beim Ausgeben nöthigen Vergütung der an: 
gelaufenen Binfen folche Papiere nicht fo leicht und gerne wie 
Geld bei Zahlungen anwendet (d). 


(a) 


(6) 


(e) 


(d) 


Auch die landſtaͤndiſche Mitwirkung zur Ausgabe des Pupiergelbes 
gewährt feine unfehlbare Sicherheit gegen Mißgriffe, weil in einer 
Angelegenheit, die gründliche ſtaatsoͤkonomiſche Kenntnifle erfordert, 
auch eine ſolche Verſammlung leicht in SIrrthümer verfallen oder - 
überrafcht werden fann. 


Die vermehrten Staatsausgaben bei verminderten Ginkünften haben 
1818 und 49 viele deutfche Regierungen bewogen, Papiergeld auss 
zugeben oder das ſchon nusgegebene J vermehren. Dieß geſchah 
zum Theile in ſehr mäßiger Menge, z. B. Baden 2 Mill. fl. (1, fl. 
auf den Kopf), Würtemberg 3 Mill. (1, fi. a. d. R.), zum Theile 
aber in einer Menge, welde der inländifche Umlauf eines Fleinen 
Landes nicht faflen kann und welche daher nur auf die Annahıne in _ 
anderen beutfchen Staaten berechnet fein konnte; Kurheſſen 2!/, 
Mill. vl. (5,70 fl. a. d. Kopf), Reiningen und Koburg » Gotha je 
800,000 rl. (6,5 u. 7f.), Sachſen 7 Mill! xl. (6, fl.), A. Bernburg 
300,000 rl. (10,5 f1.), A. Köthen 500,000 ri. (19,7 fl. a. d. Kopf!) 
Dieß Uebermaaß macht das Berürfnig einer bundesgefeglihen Regel 
ſehr fühlbar. — In DOefterreih find feit 1848 mehrere Arten von ° 
Staatspapiergeld ausgegeben worden. Im Febr. 1851 waren an 
72 Mill. fl. unver inside Reihefchagicheine (bis zu 5 fl. herab, bie 
Scheine von 100 fl. an tragen 3 Proc. Zins) und 54%, Mill. Ans 
weifungen auf die ungar. Zandeseinfünfte vorhanden. Von diefen 
Papieren und den (verzinslichen) Caſſenanweiſungen befaß die Banf 
511’, Mill., die aber darum. nicht weniger Theile der Staatsfchuld 
find. Wegen Mangels an Scheidemünze wurden 1848 Münzicheine 
bis auf 10 und 6 fr. ausgegeben. N 
Sn Oefterreih wurde 1761 eine neue Menge von Bankzetteln auss 
gegeben, die bei der beabftchtigten Anleihe von 7 Mill. fl. eingeaafit 
und eingezogen werden follten. — nticipation der preuß. Bermös 
ens- und Ginfommensfteuer ($. 404) durch geftempelte Treſor⸗ 
ſcheine, bie bei der Entrichtung diefer Steuer und auch fpäter für 
baar bei den Staatscaſſen angenommen werden follten. Gbict v. 
24. Mai 1812. Die durch die Steuer eingehenden Treforfcheine fol: 
len vernichtet, die auf diefe Weife nicht eingegangenen aber aus dem 
Steuerertrage eingelöft und vernichtet werden. Gdict v. 19. Ian. 
1813. Hiermit find die anderen nicht geftempelten, im Umlaufe ge- 
bliebenen Treforfcheine , neuerlich Eaffenanweifungen genannt, nicht 
zu verwechieln, vgl. I, $. 296. — Niederländische Münzſcheine, $. 201. 
Bol. I, $. 293 (e). Im neuerer Zeit hat man öfters ſolche Obligationen 
ausgegeben und bie Zinsberechnung durch eine aufgedrudte Tabelle 
erleichtert. Sie dienen zur Anlegung Keiner Erſparniſſe und ver: 
Schaffen hiedurch allerdings der Regierung eine größere Menge von 
Darleihern. 
Rau, yolit. Oekon. 3te Ausg. III. 2. Abth. 18 
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$. 490. 

Die Vorzüge der freiwilligen Anleihen ($. 485) erhellen 
aus der vorftehenden Betrachtung der erzwungenen Staats: 
fehulden. Der Gläubiger leiht unter Bedingungen, die er ges 
nehmiget, und die fämmtlichen Staatöbürger tragen zu den bier: 
aus erwachfenden Laften durch Steuern gleichförmig bei. Waͤh⸗ 
rend ber allmäligen Vermehrung der Staatöfchulden ift man 
auch bei den Anleihen auf mancherlei Einrichtungen verfallen, 
die fich nach folgender Eintheilung ordnen laflen (a). Die An: 
leihen dienen 

I. zu einer bloß augenblidlihen Aushülfe ([hwebende 

Schuld), oder fie werben 

II. auf längere Zeit gemacht; 

A. Einfache verzinslihe Anleihen. Hier treten 
Verſchiedenheiten in den über die Heimzahlung getrof- 
fenen Verabredungen ein, indem nämlich 
1) eine gewiſſe Zrift zur Abtragung feflgefegt, oder 
2) dem Gläubiger die Kündung geflattet, oder 
3) demfelben lediglich der Zindbezug ohne das Ber: 

fprechen einer Zurüdzahlung der Forderung felbft 

zugefichert wird; Renten. Bei diefen giebt es 

wieder eine Doppelte Art, die Berzinfung des Capi⸗ 

tals zu bezeichnen, ed wird entweder 

a) der Zinsfuß im Verhaͤltniß zur geliehenen 
Summe audgebrüdt, oder 

b) im Verhaͤltniß zu einem von diefer verfhiedenen 
Nenn: (Nominals) Betrage. 

B. Anleihen mit einer die Berzinfung und allmälige Til: 
gung enthaltenden Rente; Zeit: und Leibrenten. 

C. Anleihen mit einem Zilgungdplane, wobei die aufge: 
fhobenen Binfen nachbezahlt und Gewinnſte verloodt 
werden; Zotterieanleiben. 

(a) Bergl. Nebenius, S. 329 ff. — Baumſtark, ©. 228. 
$. 491. 

I. Es giebt Anleihen, welche nur dazu beſtimmt find, ein 

augenblidliched Mißverhältniß zwifchen den Einkünften und 
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Ausgaben audzugleichen und Daher nur auf ganz kurze Beit, ge: 
woͤhnlich nicht über ein Sahr hinaus, gemacht werden. Sie 
unterfcheiden fich von anderen Anleihen außer der verabredeten 
baldigen Zurüdzahlung dadurch, daß fie ald vorübergehend 
nicht in den dauernden Berzinfungd: und Zilgungsplan auf: 
genommen werben, fondern lediglich auf die Einkünfte jedes 
einzelnen Jahres angewiefen bleiben. Man bat fich neuerlich 
mit dem Namen ſchwebende Schuld, dette flottante, floa- 
ting debt, belegt (a). Diefe fann 1) davon herrühren, daß die 
Ausgaben und die zu ihrer Dedung beftimmten Einkünfte nicht 
gleichzeitig zufammentreffen, und daher, weil jene nicht verfcho: 
ben werden dürfen, auch kein genügender Betriebövorrath in 
Bereitfchaft ift ($. 89), die nöthigen Summen .einftweilen ge: 
borgt werben müfjen. Dieß gefchieht beffer durch Aufnehmen 
bei Sapitaliften, ald durch freiwilligen Vorſchuß einer Auflage 
von den Steuerpflichtigen, vgl. $. 486. 2) Sie kommt daher, 
daß die Jahreseinkuͤnfte wirklich nicht zureichen und deßhalb vor- 
läufig eine Anleihe gemacht werden muß. In diefem Zalle 
werden folche Schulden nicht fo leicht, wie die unter 1) bezeich: 
neten in kurzer Zeit wieder befeitigt, denn wenn man fie nad) 
Ablauf des Eurzen, feſtgeſetzten Zeitraums abgetragen hat, fo 
entſteht abermals eine Unzulänglichkeit der verfügbaren Ein- 
fünfte, die zu neuem Borgen in ähnlicher Weife nöthigt. Ge: 
fingt ed nicht, mit Hülfe von Einnahmdüberfchüffen oder Erfpa- 
rungen fib in den folgenden Fahren von diefer ſchwebenden 
Schuld zu befreien, fo bleibt nichtd übrig, als fie in die fort: 
dauernde herüber zu nehmen (b). 

Die Koiten diefer Anleihen find heutiged Tages nicht mehr fo 
groß wie ehemals(c), beſonders da, wo fich große Banken befinden, 
welche die nöthigen Summen gegen Schuldbriefe der ſchweben⸗ 
den Schuld, bons royaux oder du tresor, Schatzkammer⸗ 
fcheine, exchecquer bills, vorftreden (d). Aehnliche Anleihen, 
wenn auch nicht gerade mitfolhenScheinen,diein benlämlauffom- 
men, find überhaupt nicht zu vermeiden ;fog. Caffenanleiben. 


(a) Roy, damaliger franzöflfher Finanzminiſter, fprad in der Deput. 
Kammer, 25. Juli 1828: ‚Ce sont ces emprunts à 6cheance, que 
nous nommons dette flottante, ce sont ces engagements 


18* 


‘ 


(5) 


(ec) 


(@) 


remboursables, soit qn’ils aient pour objet un dehicit reel ou une 
avance de fonds, soit qu’ils aieat pour objet de subvenir à des 
paiemens pour lesquels les fonds ne sont pas encore rentres. 


In Frankreich kamen ſchon während des 18. Sahrhunterts regelmäßig 
foldye Anticipationen auf das folgende Jahr vor. Sie betrugen 1715: 
186 Millionen Liv. — 1770, bei Terray’s Antritt, 154 Mill. — 
1773, bei befien Abgang, 30 Mil. — 1775, Turgot's zweites 
Jahr, 78 Mill., — 1776: 50 Mill. — 1781, Neder, 119 Mill. — 
1782, Fleury, 184 Mill. — 1789 noch 225 Mill. 


Nach Necket, Admin. des fin. II, 251, koſteten tie Anticipationen 
oft 8-10 Proc. jährlich, weil fle mehrmals im Jahre erneuert wer: 
den mußten, wobei immer 1/,—1 Proc. Brovifion außer dem Zins 
vorfam. Gr verlängerte fie auf ein Jahr, mit 1 Proc. Gchühr und 
41.:—5 Proc. Zins. — Auch in deutihen Staaten famen noch in 
den erften Decennien des 19. Jahrhunderts Gaflenfchulden von S—9 
Proc. Koften vor. 

Bons royaux, feit 1848 bons du tresor, in Frankreich, gewöhns 
ih von ter Bank übernommen. Gin Theil der ſchwebenden Schuld 
befteht jedoch in Gapitalen, die von den Gemeinden, Departements 
und Stiftungen der Schuldentilgecafie übergeben oder auf laufende 
Rechnung (en compte courant) geborgt find. Der Zins ber bons 
wurde öfters verändert. Bom 13. San. 1851 an ifl er bei bons auf 
3—5 Monat 2'/, Proc, auf 6—11 Monat 31/5, auf I Jahr 4’, Proc. 
(bis dahin war er !/, Proc. höher). Die fchwebende Schuld ift von 
ſehr wechfelndem Beträge; fie war 3. B. Ende 1830 223 Mill. Fr., 
1835 546 Mill., zu Anfang 1845 wurde fie fogar von d’Audiffret 
(1. Bairsfammer 5. März 1845) auf 736 Mill. angeichlagen, wovon 
125 Mill. auf die Unzulänglichfeit der Betriebsfonde fommen. Am 1. 
Febr. 1851 war fie 577 Mill., wovon 113 Mill. in bons. Die Ausfälle 
(decouverts) der legten Jahre überftiegen die Summe von 500 Mill. 
Der Zins der ſchwebenden Schuld für 1851 wird zu 22 Mill. angeges 
ben. Die Revolution von 1848 machte für 265 Mill. neue Ausgaben 
nothwendig und bewirkte 158 Mill. Ausfall bei den indirecten Steuern. 


Exchecequerbills in Großbritanien (feit 1696, wo fie Mon= 
tague einführte) mit Tageszinfen, während die fonft ähnlichen 
navy. bills erft nach 1/3. Zins trugen. Ihre Summe wird jährlich 
vom Parlament bewilligt und ein Theil von ihr wird von der Bank 
übernommen , welche hiedurch in ber Leichtigkeit des Surüdziehene 
ihrer Noten gehindert wird. Auch Goulbourn (Unterhaus, 8. Mai 
1829) erflärt eine große Schuld biefer Art (a great and unmana- 
geable debt) in fchwierigen Zeiten für fehr hemmend. Vgl. Par- 
nell, On fin. reform. ©. 267. Bailly, I, 87. Sie tragen jegt 11/a 
und 2 Bence täglichen Zins von 100.8. St., alfo jährlih 2°,, und 
3 Proc. Bon Zeit zu Zeit hat man einen Theil von ihnen in eine 
Art der bleibenden Schuld umgewandelt (fundirt). Die größte im 
einem Jahre ausgegebene Summe war 54,158,000 2. im Jahr 1813. 
Seit 1825 ift die jährliche Ausgabe (issue) unter 30 Mill., 1832 war 
die umlaufende Summe 25,696,000 2. St., ter Zins 659,0002. St. 
Im März 1835 wurden 28 Mill. e. bills fundirt, wie es 1829 mit 
3 Mill. geichehen war. Im J. 1840 flanden 21,688,000 2. St. au, 
für 1851 ift der Belauf auf 17,756,600 8, gelegt. Der Curs wird 
durch die Anzahl von Schill. bezeichnet, Die man beim Aufauf von 
1008. St. noch zulegen muß, Diefe Prämie war z. B. im I. 1850 
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50-70 Sch., im Nov. 1840 aber kaufte man die Scheine um 2 Sc. 
unter Bari ein. 

Die öfterreihifchen Caſſenanweiſungen feit 1842 find 
von ähnlicher Art, zu 3 Br. verzinslih, auf je 3 Monate lautend 
und auf den Inhaber geftellt, in der Form von Wechſeln der Haupt: 
ſtaatscaſſe an die Bank, . Später wurden dieſe „ &entral: Gaffen- 
Ani.” fehr vermehrt, ed wurten auch 1848 u. 49 fulche von 5 Broc. 
ausgegeben. 1850 wurde die Ummechelung der C.⸗Anw. in Reiches. 
ſchatzſcheine beſchloſſen. 


$ 492. 


11. A. Unter den Anleihen, welche längere Zeit fortbeftehen 
follen, find diejenigen die Alteften und häufigften, bei welchen, 
wie im Privatverfehre, ein Capital geborgt und bis zur Zilgung 
nach einem feftgefesten Fuße verzinfet wird, fo daß Zins und 
Abtragung ganz von einander getrennt find.. In Bezug auf die 
Rüdzahlung findet folgende Werfchiedenheit Statt: 

I) Biele ältere Staatdanleihen wurden auf beflimmte 
Zeit abgefchloffen. Dieß kann jedoch große Verlegenheiten ver: 
urfachen, wenn in dem feftgefegten Zeitpuncte die Zuruͤckzahlung 
durch die Umflände erfchwert wird, fo daß man entweder andere 
Anlehen unter läfligeren Bedingungen zu Stande bringen ober 
eine Verlängerung des Termins von den Gläubigern zu erlan: 
gen fuchen muß. Zugleich wird man, wenn dieß nicht befonders 
vorbehalten wird, durch jene Beflimmung verhindert, bei gün- 
fligen Verhaͤltniſſen die Schulden früher abzutragen. In einem 
gut verwalteten und vollen Gredit befigenden Staate iſt auch die 
Bufiherung eined Heimzahlungstermined durchaus unnöthig. 
Indeſſen find ſolche Vertragsbeſtimmungen noch neuerlich vor: 
gekommen, und bei einigen Anleihen hat man auch die jaͤhrliche 
Fortſchreitung der Tilgung genau im Vertrage ausbedungen, 
wobei dad Loos die Reihenfolge in der Ruͤckzahlung der einzel⸗ 
nen Zheil-Schuldbriefe beftimmen muß (a). Dieſe Einrichtung 
dürfte aus obigen Gründen wenigftend nur bei einem Beinen 
Theile der Staatöfchuld eingeführt werben. 


(a) 3. B. Breuß. Anleihe bi N. M. Rothſchild in London im J. 1818, 
5 Mill. 2. St. zu 5 Proc. (wofür aber nicht der volle Betrag einge: 
nommen wurde), mit dee Beſtimmung, daß im 1. Jahr 3 Proc., im 
2. 2%/,, im 3. 2, im 4. I1/s und vom 5. an jährlich 1 Proc. abgezaplt 
werden follte. 1830 wurde der Reſt diefer Anleihe in eine ‚Aprocentige 
umgewandelt, bei der ebenfalls 1 Proc. und die Zinfen der eingelöften 
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Obligationen von 1835 an jur Tilgung verwendet werben follen. — 
Auch bie preußifchsen glich nleihe von 1822, 3'/, Mill. 2. &t. zu 
5 Proc. Binfen, if jährlid mit 1 Proc. zu tilgen. 


g. 498. 


2) Schulden mit freier Kuͤndbarkeit für beide Theile 
find zwar den Gapitaliften erwünfcht, um zu jeder Zeit über 
ihr Vermoͤgen beliebig verfügen zu koͤnnen, jedoch für die Re⸗ 
gierung fehr unbequem, weil bie Kündigungen gerade in einen 
Zeitpunct fallen können, wo dad Aufbringen der erforderlichen 
Summe fo&hwierig iſt und wo die Gläubiger neue fehr vors 
theilhafte Bedingungen erzwingen Tünnten. 

3) Anleihen, die von Seite ded Gläubigerd unfünbbar 
find und demfelben nur ein Recht auf Verzinſung geben, find 
in neuerer Zeit die häuflgften geworden. Solche Schuldzinfen 
werden in Frankreich Renten im engſten Sinne genannt, ren- 
tes perp6tuelles, engl. perpetual annuities (a). Die Regie: 
rung ihrerfeitö muß fich dad Recht vorbehalten, die Summen 
nach voraudgegangener Kündigung zurüdzuzahlen, damit es 
in ihrer Macht flehe, die Schuld zu vermindern, wenn fie die 
Mittel hiezu befigt. Ein folcher, auf unbeflimmte Zeit bewillig: 
ter Eredit ift dem Weſen bed Staates als eines fortdauernden 
Vereines vollkommen angemeffen und bie Gläubiger fünnen 
doch ihr Capital beliebig aus folchen Anleihen zurüdziehen, weil 
die Schuldbriefe bei gutem Gredite des Staates ſtets verkaͤnflich 
find. Sie bilden fogar einen beliebigen Handelögegenfland, in: 
dem fie nicht bloß von Eapitaliften zur bequemen Anlegung 
ihred Vermoͤgens, fondern auch von Speculanten ded Gewin: 
nes willen erfauft werden, I, $. 439. 

(a) Bergl. $. 404 (c). 
$. 494. 


3. a) Die natürlichfte Art, eine folche Anleihe auf Renten 
aufzunehmen, befteht darin, daß man nach einer Vereinbarung 
über den Zinsfuß den Eapitaliften Schuldbriefe über bie vorge: 
ſchoſſene Summe ausſtellt. So hat man ed lange Zeit hindurch 
gehalten. Es war unvermeidlich, daß die Staatdobligationen 
(Staatöfchuldbriefe) einen veränderlichen Preis (Gurd) annah⸗ 
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men, weil eine. gewiffe zugeficherte Zinseinnahme bald mehr bald 
. weniger gefhägt und begehrt wurde. Wenn der Preid einer 
Obligation im Verkehre über den Betrag des bargeliehenen 
Capitals, alfo über Pari hinaufgeht, fo haben die Gläubiger 
feinen Anfpruch auf eine Vergütung diefes Mehrbetrages und 
Fönnen fich Über eine Heimzahlung in Pari nicht beklagen, fie 
find dagegen, wenn der Curs unter biefen Betrag finkt, nicht 
fehuldig, eine geringere Summe anzunehmen (a). Der Curs 
der Schuldbriefe ift daher ohne Einfluß auf dad Verhaͤltniß 
zwifchen den Staatögläubigern und der fchuldenden Regierung. 
b) Dad Sinken der Staatöfcbuldfcheine unter Pari führte 
auf eine andere in neuerer Zeit oft angewendete Methode, nach 
welcher man zwar den Zinsfuß in Procenten der verfchriebenen 
Summe (ded Nenns oder Nominalbetrages) ausdrüdt, 
aber nicht dieſe volle Summe bezahlt erhält, fondern die Schuld: 
fcheine für einen niedrigeren Betrag hingiebt; man ftellt 5. B. 
Zprocentige Schuldbriefe aus und empfängt für je 100 fl. nur 
75 fl. baar, fo Daß man die Anleihe im Grunde zu 4 Proc. ver: 
zinfen muß, weil 3 von 75 fo viel ift, ald 4 von 100. Um 100 
geliehen zu erhalten, muß man demnach 133 verfchreiben, und 
es ift der Zinsfuß der wirklich geborgten von dem der verfchrie: 
benen (Nominal:) Summe zu unterfcheiden (b). Das Gefchäft 
wird ald ein Rentenkauf angefehen und die Tilgung gefchieht in 
derfelben Weife durch den Ankauf der Obligationen nach ihrem 
jedeömaligen Marktpreife (Börfencurs). Jedoch ifled ange: 
nommen, daß die Regierung durch die Ablieferung des Nenn: 
werthes ſich von der Schuld befreien dürfe, und diefe Ab: 
tragungsweife muß dann gewählt werden, wenn der Curs fich 
über dad Pari erhoben hat (c). 
(a) Es wäre nicht widerrechtlich, wenn die Regierung Obligationen diefer 


Art im freien Ginfaufe nach dem jedesmaligen Curſe einzöge, nur 
würde es nicht zur Befeſtigung des Credits gereichen. 


(d) Diefe Art zu borgen wurde zuerfi in England unter der Königin 
Anna angewendet, fam aber erft feit dem americanifchen Kriege re: 
gelmäßig in Gebraud. Leber diefe Anleihen f. v. Maldhus, 1, 
442, wo namentlich die Vertheidigung diefer Methode durch Las 
fitte, Dep. X. 14. Mai 1828, mitgetheilt ift. — Entſchieden gegen 
folche Anleihen find: Nebenius, ©. 355 ff. — DBernoulli, 


Beiträge ©. 43. — Parnell, ©. 247. — Mac Culloch, Tazat. 
©. 435 


(6) In Franfreih war lange Zeit von gar feinem Schuldeapitale und 
Zinsfuße die Rebe, man verfaufte bloß Renten, wie dieß auch von 
Privaten geſchah. Das „große Buch der Staatsfchuld “ nach dem 
Geſ. v. 24. Aug. 1793 erwähnt feine Capitalfumme, daher ift man 
noch jest gewohnt, fih die Schuld nicht als ein gewiſſes geborgtes 
Capital, Endern als eine Mafle ſchuldig gewordener Renten vorzu: 
ftellen,, deren Preis verinderlih if. Solche rentes constituses & 

erpetait& famen feit Branz I. vor. Hiebei war aber tie Ablöfung 
Kr den Betrag. ber dem gefeblichen Zinfe entfpricht, immer als er- 
laubt angefehen, und von Sully und Colbert waren ſolche Ab⸗ 
hlungen wirflic ausgeführt worden. Das Gef. vom 1. Mai 1825 
prach diefem Grundfage gemäß aus, daß die Tilgung durch Anfauf 
nad) dem Gurfe nicht über dem 20 fachen der Mente geichehen bürfe 
und ftellte alfo diefe als den 5procentigen Zins eines Nominals 
betrages dar. Indeß wirft die frühere Anficht noch immer fort. 


$. 495. . 

Zum Audgeben von Staatöfchulbbriefen um einen Preis, 
der unter ihrem Nennbetrage fteht, hat man fich hauptfächlich 
durch nachflehende Gründe bewegen laffen: 

1) In fohwierigen Zeiten befommt man nidt immer um 
den landüblichen Zins geliehen, alfo muß man den Glaͤubigern 
mehr verfprechen. Staat aber geradezu z. B. 7 oder 8 Proc. zu 
bewilligen, bedient man fich jenes Mitteld, theild um nicht das 
im Privatrechte beitchende Verbot höherer Zinfen offen zu ver: 
legen, theil3 um zu vermeiden, daß die einzelnen Theile der 
Staatsſchuld von fehr verfchtedenem Zinsfuße find und daß etwa 
die Zinfen in unbequemen Bruchtheilen auögedrüdt werden 
müßten (a). 

2) Man hofft, daß wegen der Beliebtheit folcher Anleihen 
bie Gapitaliften fich mit einer niedrigeren Verzinfung begnügen. 
Die Vorliebe der Gläubiger für dieſe Einrichtung entfpringt aus 
der Hoffnung, am Stamme ihrer Forderungen zu gewinnen, 
wenn der Curs der Schuldbriefe fleigt. Je weiter nämlich ein 
Staatöpapier unter Pari fleht, ein defto ausgedehnterer Spiel- 
raum ift für die Erhöhung des Curſes geöffnet, während diefer 
nur wenig über das Pari hinausgehen kann, wenn die Ab: 
loͤſung um den Nominalbetrag nahe bevorfteht. Die Unwahr: 
Scheinlichkeit, daß die Reihe der Zilgung fobald an eine einzelne 
Obligation fommen werde, ermuntert biömeilen, noch einige 
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Procente über Pari zu bezahlen, wenn man feine andere gleich 
gute Gelegenheit hat, Capitale auszuleihen, aber ein bedeutend 
höherer Curs iſt blos dann zu erwarten, wenn man gewiß ifl, 
dag fürs Erfte Feine Einlöfung in Pari eintreten werde (b). 
Für die Speculation auf eine Eurderhöhung find daher folche 
Papiere am willfommenften, deren Zinsfuß noch unter dem lan 
desüblichen ift, und die fchon darum für einen niedrigeren Curs 
an die Unternehmer der Anleihe abgelaffen wurden (c). Diefe 
ziehen 3. B. Iprocentige Obligationen (3 Procentd nach der 
fürzeren Bezeichnung) zu 75 den Aprocentigen, die fie im Part 
bezahlen müßten, vor, obgleich der Zins in beiden Fällen gleich 
ift, weil fie hoffen, die erfteren vielleicht auf 80 oder 9O_fteigen 
zu fehen, weshalb auch unter übrigens gleichen Umfländen der 
Curs der Obligationen eined und deffelben Staates ſich nicht 
genau nach dem Zinsfuße richtet (d). 


a) Statt 3. B. einen, in der Berechnung befchwerlichen Zinsfuß von 
6,9 Proc. feftzufegen, wird ein Preis von 79,36 für Sprocentige Ob⸗ 
ligationen bedungen; die Unterhandlung ift leichter und man fann 
fih durch Zugeben und Nachlaſſen eher nähern. 


(d) Wie in Frankreich wegen der gefehlichen Verfügung, daß, wenn eine 
Art von Papieren über Pari Beige, bie Tilgung derfelben ausgelegt 
bleiben foll. Die dortigen 5 Procents fliegen deßhalb fehr hoch. Ihr 
höchſter Stand war 126 am 4. März 1844. Auch die öfterreichifchen 
famen bis 112. 

(c) In England Hat man öfters bei ciner neuen Anleihe verfchiedene 
Bapiere von den ſchon vorhandenen Arten ausgegeben. Die einzels 
nen Obligationen ald Theile des Ganzen heißen scrips (von sub- 
scription), ihr Inbegriff omnium. Es wurden 3. 3. 1781, um 
12 Mill. 2. St. baar zu erhalten, hingegeben 48 Mill. Iprocentige 
und 3Mill. 4 proc. Stods, zufammen 21 Mill., weiche 660,000 oder 
51/, Proe. trugen. Bei den im I. 1814 geborgten 24 Mill. gab man 
für je 100 2. baar 

80 2. St. in 3proc. reduced (nämlich annuities), 
231% 097 3,, eonsols (consolidated ann.) 
30 vw rd .,, eonsols 


zuſammen 1331/, L., weldye 4,6 2. Zins Tofteten. Bei mehreren fol: 
hen Anleihen wurden zur Ergänzung auch langjährige Zeitrenten 
beigefügt, teren jegiger Werth berechnet werden muß, wenn man 
die ganze übernommene Berpflihtung überfehen will. Stehen die 
tas omnium bildenden scrips im Curſe höher, als fie von ben Glaͤu⸗ 
bigern übernommen wurden, fo machen Diele fogleich einen Gewinn, 
welcher bonus genannt wird. Im 3. 1813 3. B. waren bie für je 
100 2. St. bingegebenen Stods nach dem Eurfe 972.5 Sch. werth, 
dazu famen 6 Sch. 71/; PB. in 46°/, jährigen Zeitrenten, welche, da 
eine Rente von diefer Dauer unter Annahme eines Zinsfußes von 
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5 Br. den 17, cofachen Betrag jegt werth if, auf5 2. 18 Sch. 7%, 2. 
anzufchlagen waren. Die 3 serips machten alfo 103 2. 3 Sch. 7%, P. 
aus und brachten den Unterzeichnern fogleich 3'/, Proc. Getvinn. 

(d) Beifpiele. Am 21. Febr. 1848 (vor ber Ummälzung) flanden in 


Paris die Renten . 
5 Proc. At/a ‚art. 4 Proc. 3 Proe. 
zu 116,56 99,5 73,9% 
Die erzinfung ift alfo vr 2 Pr. 4,3 — 4, o2 Pr. 4,5 Pr, 
Großh. Hefl Sulbbriefe am 1. März 1851 in —— 
5 Proc. 42/, Proc. 4 Proc. 31, Proc. 
ren 102'/, 1, 9 873, 


a "Berzinfung 4,9 Br, 4,5 Proc. 4,4 Br. 3,9% 


$. 496. 


Der nämliche Grund, welcher die Anleihen mit einem hoͤhe⸗ 
ren Nominalbetrage den Gapitaliften und Speculanten ange- 
nehm macht, deutet auf ihre nachtheilige Seite für die Regie: 
rung bin, naͤmlich auf die Vergrößerung des Schuldenftammes 
in Folge des Steigend der Eurfe. Hat man z.B. Obligationen 
zu 60 Hingegeben, und gehen fie in der Folge bis auf 90 in die 
Höhe, fo Eoftet die Kilgung um die Hälfte mehr, als die baar 
erhaltene Summe war. Friede, Ruhe und Fortgang des Volks⸗ 
wohlftandes führen diefe Erhöhung des Curſes der Staats⸗ 
papiere herbei, die mit dem Sinfen des Zindfußes zuſammen⸗ 
hängt. Wenn z. B. diefer von 5 auf 4 Proc. fällt, fo wird eine 
gewiſſe Rente bei gutem Grebdite ftatt des 20fachen nun mit dem 
Zdfachen Betrage erfauft, und wenn Iprocentige Papiere bisher 
zu 60 ftanden, fo muͤſſen fie nun auf 73 fommen, wobei noch 
zu erwägen iſt, Daß man bei den Obligationen. ſolcher Staaten, 
die vollen Credit genießen, ſich mit einer geringeren Verzinſung 
begnuͤgt, als in Privatdarleihen. Die beſchriebene Art der An⸗ 
leihen hat in neuerer Zeit bei dem Uebergange vom Krieg zum 
Frieden und von innerer Zerruͤttung zu befeſtigter geſetzlicher 
Ordnung die Schuldenmaſſe mehrerer Staaten ſehr vergroͤßert 
und dadurch die Gläubiger uͤberaus bereichert (a). So lange 
der Curs noch unter Pari fteht, laͤßt fich die wirkliche Größe ber 
Schuld oder die zur Tilgung derfelben erforderliche Eumme 
nur nach dem jedeömaligen Preife der Staatdpapiere bezeichnen, 
fie ift daher wechfelnd, nähert fich aber im Ganzen genommen 
mit der Zeit Dem Nominalbetrage. Es bleibt hiebei nur noch zu 


unterfuchen, ob, wie man behauptet hat, bie Erfparung an den 
Zinfen jenen großen Echaden, der in der Vergrößerung de 
Stammes liegt, zu verhüten vermag. 


(a) Die neuere Finanzgeſchichte ift voll von Beifpielen diefer Anleihen. 
In Großbritanien wurden von 1793—1817 897,289,943 8. St. vers 
fchrieben, für die man nur 584,874,557 &, Baar erhielt, fo daß man, 
wenn die Binlöfung im Pari geichehen müßte, 294 Millionen oder 
50 Proc. mehr aufzuwenden hatte. Der Zins ftellt fih im D. auf 
5,? Proc. Mac Culloch, Tax. ©. 445. Die neue Brit. Anleihe 
von 15 Mill. 2. St. zur Entfhädigung der weſtindiſchen Pflanzer 
wurde 1835 dem Haufe Rothſchild wegen des damals niedrigen 
Zinsfußes in 3 Proc. ohne größeren Nennbetrag zugeichlagen, doch 
mit einer beträcdhtliden Zulage in Beitrenten. an gab nämlich für 
je 100 2. baar 75 8. in 3proc. consols, 25 8. in 3proc. reduced, 
nebft 13 Sch. 7 PB. langen Zeitrenten, die bis 1860 laufen und deren 
Iesiger Werth, zu 4 Proc. berechnet, auf 10 8%. 11 Sch. anzuſchla⸗ 

en 


ft. 
Beifpiele von folhen Anleihen in 5procentigen Obligationen, 
welche um nachftehende Eurfe übernommen mwurben: 
47 in Portugal für Donna Maria 1832, 2 Mil. 2. St., wovon 
aber nur ein Feiner Theil fogleich ausbezahlt wurde. 
51 für diefelbe 1833, 1,200,000 2. St. 
55%, zweite griechifche Anleihe, 1825, 2 Mil. 2. St., Ricarbo. 
erfte „ " 1824, 800,000 8. St. 
60 Nenpel, 1821, 16 Mil. Ducati. 
— Spanien 1823, Gebhardt, 16,700,000 Piaſter, aber es 
HZ von den 60 fogleih 5 Proc. Proviſion ab, alfo eigent> 
nur 55. 
70 Dcflerreid 1818, 50 Mill. fl. Metalliques (weil in Silber: 
münze verzinslich). 
— Preußen 1818, bie erſten 21/, Mill. 8. St. der Anleihe von 
5 Mill. 2. bei Rothfchild, die andere Hälfte in zwei glei- 
hen Theilen zu 721/, und 75. 
72 _ Rußland 1820, 40 Mill. Rub. bei Baring u. Hope. 
13. 75 Neapel 1822, 20 Mill. Ducati 
75 Brafilien 1824, 3,200,000 8. St., aber nur 1 Mill. ausbes 
yobit, die anderen 2,200,000 %. zu 85 abgegeben. 
efterreich 1823, 23 Mil. fl. 
85 Buenos Ayres 1824, 1 Mill. & St. 
87 Defterreih 1826, 15 Mill. fl. 
89%, Großbritanien 1847, 8 Mill. 2. zu 3'/, Proc. 
90 Rußland 1828, erfte Anleihe bei Hope, 18 Mill. fl., die vierte 
Serie 1833, 20 Mill. Rubel Silber, zu 841/.. 
92 Baben 1842, 9,572,000 fl. 3%/, Proc. 
94 Griechifche garantirte Anleihe 1833, 60 Mil. Sr. in 3 Abs 
theilungen; Rothſchild. 
97%/, Würtemberg 1847, 12'/, Mill. 41, Proc. 
Defterreich borgte 1841 40 Mill. fl. gegen 5 Proc., welche fogar zu 
104 ausgegeben wurben, alfo 4 Broc. über Part, aber mit der Zus 
fiherung, daß 15 Jahre lang der Zins nicht Herabgeleht werben 
dürfe. Cine 15jährige Rente von 1 fl. zu 4 Proc. ift 11,120 1. werth. 
Legt man alfo dieſen Zinsfuß zu Grunde, fo hat ber Gläubiger 
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Nutzen, weil er nur 4 fl. mehr bezahlt. — Oeſterr. Anl. v. 72 Mill. ñ. 
4 /2 Proc. zu 86, 1850. 


Anleihen zu 5 Proc. in Frankreich: 











Auge: | 


























eborgte erfchrieben enten Derdine. 
Sinne Rommalbetrag. 5 Proeent. an, ie ift 

1815 35,863,200%- 31/, Mill. | 51,2 19,75®r. 
1816—17 69,763,000 „ 6, [57% 18,% 
1817 1,924,035 13,395, 100 666,755 | 58,10 ;8,45 
1817—18 345,665,000 600,000,000 | 30 Mil. 57,51 18,67 
1818 197,909,400 298,510,000 | 14,925,500 | 66,59 |7,51 
1818 165 Mill. 216,268,660 | 12,313,433 | 67 7,‘ 
1821 Tu 8,038,840 401,942 | 87,7 15,7% 
1821 214,118,304 250,284,400 | 12,514,720 | 85,55 |5,% 
1823 413,980,981 462,290,320 | 23,114,516 | 89,55 |5,5% 











Summe: 1,457,223,920 |2068,787,320 |103,439,366 | 70,2 |7,®Sr. 


alfo im Nominalbetrage 611 Mill. Fr. mehr ald man baar empfan⸗ 
gen hatte. Documens statistiques, S 167. Bon 1814— 1847 wur⸗ 
den 2629 Mill. aufgenommen und 3424 Mill. verfchrieben. Die 
3 Proc. wurden kei der Zinserniedrigung unter Billele im Jahr 

"1825 zu 75 ausgegeben, bei ber Anleihe von 1541 (150 Mill.) zu 
18,52, aber wegen der bewilligten Termine wirklih nur 76,75, — 
1544 (200 Mill.) zu 75 Fr., 1847 (250 Mil.) zu 75,8. 1848: 
197 Mil. 5 Proc. zu 75,2, 1850 30,872,000 Sr. 5 Proc. zu 94,8, 
16,440,000 3 Proc. zu 56,0. — Holland verkaufte den Antheil fei- 
ner 2/,proc. Schuld, welchen Belgien übernehmen mußte, namlich 
so Mil. fi., i. D. zu 63,% für 100, den größten Theil zu 60 an 
Rothſchild. 


$. 497. 


Eine Erfparung an den Zinfen ift in der erften Zeit einer 
Anleihe mit höherem Nennbetrage aus dem obigen Grunde 
($. 495) allerdings vorhanden. Um diefen anfänglichen Nugen 
genau bemeſſen zu können, müßte man mit den Unternehmern 
einer Anleihe zugleich darüber unterhandeln, wieviel Zind fie in 
dem Falle verlangten, wenn ihnen feine höhere Nominalfumme 
bewilligt würde. Wäre 5. B. unter diefer Bedingung der ges 
forderte Zins 5 Proc., und wollte man flatt deffen Aprocentige 
Obligationen auögeben, fd wäre es fein Vortheil, wenn man 
für diefelben nur 80 (für 100 Nennbetrag) erbielte, weil man 
dann auch wieder 5 Proc. zu geben hätte. Könnte man aber die 
Obligationen zu 89%, anbringen, fo brauchte man für je 100 
nur 112'/, in Schuldbriefen hinzugeben und der Zins wäre nur 
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4, Proc. (a). Bei Iprocentigen Schuldbriefen wäre erfl 
Nutzen, wenn fie über 60 verfauft würden; ein Uebernahms⸗ 
preis von 75 5.2. koſtete nur 4 Proc. Zinfen, wobei man 
133°/, fl. für 100 verfchreiben müßte. Kann ınan 1 oder '/, 
Proc. einer Schuld jährlih zur Zilgung verwenden, fo erfolgt 
diefe bei einem Zindfuße von 9 Proc. in 36 oder 49 Jahren. 
Jene Erfparniß an den Zinſen fann alfo dazu dienen, mit ber 
Zeit die ganze Schuld zu tilgen, und aus diefem Grunde bat 
man öfter dad Verſchreiben einer größeren Rominalfumme für 
ganz unschädlich erachtet. Selbſt wenn man im Pari tilgen 
müßte, fo würde man die obigen 1121/, fl. mit !/, Proc. jaͤhrlich 
in 30 Jahren, die 133'/, fl. mit 1 Proc. Jahredausgabe in 38 
Sahren heimbezahlen (a). 

(a) Demi es if ss8i, : 100100 : 1121, 24: AN. 

(d) Offenbar it der BortHeil defto großer, je langfamer die Tilgung er: 
folgt, weil man dann die Zinserfparung befto länger genießt. Es 
feien 3. B. für 1 Mill. in Bari 41, Proc. zu geben, während man 
Vz Procents zu 92 anbringen Fünnte. In diefem Kalle erfordert 
die Million einen Nennbetrag von 1,086,956 fl., mweldyer 38,043 fl. 
oder 3,8 Proc. Zinfen foftet und man erfpart hiebei 4457 fl Wil 
man die Schuld durch eine 15jährige Zeitrente tilgen, fo ift die 
jährliche Pnagabe in beiden Füllen 
1) für 1 Mil. zu 4%, Proc. .» . . Sins 42,500 fl. 

Zilgung 49,019 


zufammen 91,519 .fl. 
2) für 1,086,956 in 31/2 Proc. . . Zins 38,043 fl. 
Zilgung 56,333 


zufammen 94,376 fl. 
Hier if alfo die 2te Methode Foftbarer. Bei einer Tilgung in 30 
Fahren würde fle jährlih 491 fl. weniger Eoften. 


$. 406, 


Es läßt fi Peine Regel darüber aufftellen, wie viel die 
Gapitaliften bei einer Anleihe diefer Art an den Zinfen nachlaf- 
fen, um einen gewiffen höheren Nennbetrag zu erfaufen, jedoch 
läßt fich vorauöfegen, daß fie auf minder günftige Fälle Ruͤck⸗ 
fiht nehmen und einen Zinsfuß verlangen, bei dem fienicht ver- 
lieren (a). Aus dem Vertrage allein läßt fich jedoch nicht be- 
rechnen, ob der Staat gewinnt ober verliert, denn ed kommt 
zugleich auf die nachfolgenden Eurfe der Staatöfchuldbriefe an, 
wobei mehrere Källe möglich find. I) Wenn einige Zeit hindurch 
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der Curs unverändert bleibt, fo genießt der Staat die Binfen- 
erfparniß, ohne theuerer tilgen zu müffen; allein dieß fegt Krieg 
oder andere unguͤnſtige Ereigniffe voraus, in Denen man wahr: 
fcheinlich nicht zur Abtragung der Schulden gelangt. Iene Bes 
rechnung der nach dem Binfeözinfe fortrüdenden Zilgung findet 
alfo hier feine Anwendung, indeß bleibt immer der Nutzen einer 
. wohlfeileren Verzinſung. 2) Zritt dagegen ein baldiged Stei- 
gen bed Curſes ein, fo zeigt dieß, daß die Gapitaliften mit einem 
geringeren Zindfuße zufrieden find. Wenn man feine Obligatios 
nen unter Pari (d. h. mit höherem Nennbetrage) ausgegeben 
bat, fo wird in biefem Falle bald eine Herabfeßung der Zinfen 
möglich, bei welcher dann die nämliche Erſparung flattfindet, 
wie bei der bisher betrachteten Methode, deren Vorzug folglich 
nur kurze Zeit dauerte. Kömmen 5. B. in obigem Beifpiel 
($. 497) die Aprocentigen Papiere dem Pari nabe, fo beweift 
bieß ein Herabgehen des Binfes auf 4 Proc., e8 müffen alfo die 
Sprocentigen Obligationen fchon über Pari geftiegen fein, man 
kann fie folglich auflündigen und durch Aprocentige erfegen. 
Wenn diefe Veränderung ſchon nach 10 Jahren erfolgt, fo ift 
unterdeſſen durch die IOjaͤhrige Zinserfparung, je nachdem fie 
1/, oder 1 Proc. betrug, höchftens nur '/,, oder 1/, der Schuld 
getilgt worden, wobei wenigſtens im erfteren Falle die in der 
Curserhoͤhung liegende Schuldvermehrung ein Überwiegenber 
Nachtheil if. Da nun Umftände der in 1) betrachteten Art nicht 
lange anzubalten pflegen, fo darf man bei der Vergleichung ber 
beiden Arten von Anleihen Peine fo lange bauernde Zinserfpa- 
rung annehmen, wie es von den Anhängern der Anleihen mit 
höherem Nominalbetrage gefchehen if. In vielen Fällen bat 
die Verfahren bedeutenden Schaden gebracht und man muß 
dafjelbe ſowohl nach den einzelnen Erfahrungen, ald nach allge: 
meinen Gründen der Wahrfcheinlichkeit, in der Regel als un: 
zwedmäßig anfehen. Borgt man mit höheren Zinſen, fo über: 
nimmt man eine jebige Befchwerde von bekannter Größe und 
bat die Hoffnung, bald zu niedrigeren Zinſen zu gelangen. 
Borgt man mit höherem Nominalbetrage, fo erkauft man eine 
augenblidliche Erleichterung mit einem fpäteren Rachtheil und 
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2* 
kann von guͤnſtigeren Verhaͤltniſſen keinen Nutzen mehr zie⸗ 


ben (b). 

(a) Lafitte fragt, ob es befler fei, 100 Mill. geradezu gegen 5 Mill. 
Sinfen aufgunehmen, oder 1331/, Mil. gegen 3 Proc. zu verfchreis 
ben und alfo nur 4 MIN. Zins zu geben. Später febt er folgende 
Debingungen als wahrſcheinlich. Man will 80 Mil. borgen. Wenn 
man nun blos 80 Mill. verfchreibt, fo muß man 4 Mill. Zins zahlen; 
giebt man aber aus 

86,1 Mil. in A1/, Proc. zu 92,4, fo braucht man 3,890,000 Sins 
94,5 ” o⸗ 4 ” ” ron ” ” ⸗ 80,000 ” 
103,8 v ” 31/g ® ” 77,8, "„.n w 3,620,000 ” 
115,3 „ „3 „ m 69% „ » 3460,00 „ 
Sn ber letzteren Annahme ift bie Erfparniß 540,000 oder zwiſchen 
1, und !/, ber Binfen. 

(6) Hiermit fimmt die neuerliche Neußerung von Coguelin (Revue 
des deux mondes, X, 132. Avril 1845) überein: Offrir aux corean- 
ciers de létat une augmentation future de capital, en 6change 
d’une perte d’inter&t presente, c'est en quelgue sorte döplacer 
les röles; c'est metire la pr&evoyanco de l’avenir du ooté des 
hommes qui meurent, et ne laisser à l’etat, qui doit vivre, que le 
souci du present. 


$. 499. 


II. B. Man hat Anleihen mit einer den üblichen Zinsfuß 
überfteigenden Rente verfucht, wobei eine allmälige Tilgung er: 
folgt, fo daß nach einer Reihe von Jahren die ganze Schuld er: 
lifcht. Bon folhen temporären oder Zeitrenten im weiteren 
Sinne ift im Allgemeinen Folgendes zu bemerken (a): 1) Die 
Gapitaliften erhalten von einer gewiffen Summe eine größere 
Einnahme, ald bei einfachen Zinsdarlehen. Hieraus entfieht ein 
Reiz für arbeitöfcheue oder arbeitunfähige Perfonen, ihr Ver: 
mögen, welches fie in vielen Jahreszahlungen mit den Zinfen 
vermifcht zurüderbalten, für ipren Unterhalt aufzugehren und es 
wird hiedurch die Zerftörung von Gapitalen begünftigt (b). Die 
meiften Begüterten find jedoch bedacht, ihr Capital den Erben 
zu erhalten, weßhalb die Zahl derer, die auf jene Bedingung 
einer tilgenden Rente eingehen wollen, nicht groß iſt und für 
den Staat Feine befonderd günfligen Bedingungen zu erwarten 
find. Auch hat man überall nur einen kleinen Theil der Staats- 
ſchuld in ſolche Renten aufgelöfl. 2) Wenn man foldye Renten: 
verträge zu einer Zeit eingeht, wo der Zindfuß niedrig fleht, fo 
iſt die Regierung ficher, nichts zu verlieren; gefchieht ed aber 
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bei einem höheren Binfe, fo begiebt fie fich der Gelegenheit, von 
einem fpäteren Sinken deſſelben Nutzen zu ziehen, weil die ein: 
mal feftgefeßten Zeitrenten feine Abänderung mehr zulaffen. 
3) Bei einer großen Summe von Beitrenten fönnte ed laͤſtig 
werden, daß man zu einer unausgefeßten Tilgung gezwungen 
ift, auch wenn die Staatsausgaben Beinen verfügbaren Ueber: 
ſchuß laffen. 

. Hieraus ergiebt fich, daß folche Zeitrenten feine Empfehlung 
verdienen, obfchon fie auch Feine erheblichen Nachtheile an fich 
tragen. 

— Rebenius, I, 336 ff. — v. Maldus, I, 433. — Bernoulli, 


(8) Freilich giebt es auch Menichen, die ohne das Zuſetzen ihres Bermös 
gens nicht ausfommen fonnen und die, wenn der Staat feine Zeits 
renten errichtet, fih an Privat: Berforgungscaffen ähnlicher Art wens 
den müflen. I, $. 234. 


$. 500. 


Die Zeitrenten im weiteren Sinne zerfallen in folgende Arten: 
. 1) Eigentlidhe Beitrenten, annuities for terıns of 
years, auf eine beflimmte Zahl von Jahren. Sie laffen eine ges _ 
naue Berehnung zu (a), entfprechen aßer am wenigften den 
perföntichen Berhältniffen der Capitaliſten (9. 499), find weni» 
ger beliebt und nicht fo Leicht ohne Verluſt zu verlaufen, ald eine 
einfache Obligation. In England find fie öfter als in andern 
Ländern, theild ald Zugabe zu andern Staatöpapieren, $. 495 
(c). 496 (a), theild abgefondert ausgegeben worden, und zwar 
bisweilen auf einen langen Beitraum (b). 

2) Leibrenten, rentes viagdres, annuities for life, auf 
Lebendzeit des Glaͤubigers laufend und daher mit Rüdficht auf 
- die mittlere Lebensdauer deſſelben beftimmt. Der Gapitalift if 
biebei für feine Perfon ganz ficher geftellt. Der Staat hat defto 
weniger Wagniß, je zuverläffigere Erfahrungen er über die 
Lebensdauer der Rentner in jedem Alter befißt (c) und eine 
je größere Anzahl von Leibrentengläubigern vorhanden ift, weil 
bei einer größeren Menge von Fällen die Gefeße der Wahrfchein- 
lichkeit überhaupt deutlicher zum Vorſchein kommen. Bill man 
nicht für jeden eintretenden Gapitaliften eine befondere Renten: 
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zeit ausmitteln, fo werben Claſſen gemacht und diejenigen erhal: 
ten gleiche Rente, deren Alter wenig verfchieden ift (d). 

3) Tontinen, wobei mehrere Capitaliften von ungefähr 
gleichem Alter mit einander in Verbindung treten und die auf 
bie ganze Geſellſchaft kommende Keibrente nach dem Tode eini⸗ 
ger Mitglieder den andern zumächft, bis der legte geftorben ift 
(e). Die Hoffnung auf eine fleigende Einnahme verleiht Die: 
fen Anflalten einen befonderen Reiz. Wegen der mühfamen, 
umftändlihen Verwaltung eignen fih Zontinen befjer zu Privat: 
Verforgungsanftalten, ald für die Regierung, II, $. 368a. 


(a) Ie nah dem angenommenen Sinsfuße kann für ein Capital von 
100 fl. eine Rente gegeben werben 
bei 5 Proc. bei 4 Broc. bei 3 Broc. 
von 5 Proc. auf — Jahre auf 43 Jahre auf 31 Jahre 
6 37 28 23 


10 15 13 12 
20 6 51/, 41% 
(d) Rah Smith, II, 370, wurde fohon unter Wilhelm III. und Anna 
in England öfter gegen folche Zeitrenten geborgt, 3. B. 1693 eine 
Miu. auf 16jährige Renten von 14 Procent (was für den Gläubiger 
ſehr vortheilhaft war, da ein Zinsfuß von 11 Proc. dazu gehört, um 
eine fo ftarfe Mente zu bewirken. Zu 6 Beoc. würde man nur 
10 Proc. 16 Jahre hindurch zu entrichten brauchen). Bon 1793 bis 
1819 wurden 525,110 2. St. Beitrenten feſtgeſetzt, die ſaͤmmtlich bis 
1860 erlöfhen, und zwar immer als Daraufgabe zu den ausgeliefer: 
ten Obligationen von immerwährender Zinsdauer; 1795 wurden 
aud zum Behufe des fogenannten Faiferlichen Anlchens 25 jährige 
Menten,, im Betrage von 230,000 2. St. zugeflchert, nämlich für je 
100 8. St. baar empfing der Gläubiger 83 8. St. 6%, P. in Iproc. 
Schuldbriefen und eine Zeitrente von 5 2. St., die, weil der jetzige 
Werth einer 25jährigen Mente (zu 5 Proc. berechnet) das 1afade 
it, zu 70 8. St. angefchlagen werben mußte. 2822 wurben bie 
Stuatspenfionen nah den forgfältigen Berehnungen Finlaifon’s 
in lange Zeitrenten umgewandelt, wobei der Sahresbetrag ber Auss 
gabe von 5 auf 2,800,000 2. St. herabgebracdht wurde. “Der Betrag 
der Zeit und Leibrenten, welche die britifche Regierung übernom⸗ 
men hatte, war zu Anfang 1844 3,924,723 8%. und wurde einer im⸗ 
merwährenden Rente von 1,550,762 2. an Werth gleich gefeßt, 
1849 waren es 3,725,993 L. Der Curs ber Zeitrenten ift dem herr: 
fhenden Zinsfuße und der Dauer des Rentengenufles proportionirt. 
Im Ian. 1851 galten die geitrenten bis zum 10. Octob. 1859 und 
5. Jan. 1860 7 2. T—16 Sch. (7,5— 7,9). Der jebige Werth 
einer Hjährigen Rente — 1, zu 4 Proc. berechnet, ift 7,5, zu 3'/ 
Proc. 7,°. Mac Culloch, Tax. ©. 432. — Der Blan einer Beits 
vente bei Fulda, Handb. $. 255, iſt für bie einzelnen Gapitaliften 
von einer Anleihe mit beſtimmtem Tilgeplane nicht verfchieden, weil 
fie nach und nad) das Capital felbft zurüd erhalten. 
(ce) Diele it länger als bie allgemeine Lebensdauer in einem Lande. 
Ueber die Berechnung | Dettinger, Anleit. zu finanz., polit. und 
Rau, polit. Defon. Ste Ausg. III. 2. Abth. 19 


n 





iurid. Rechuumgen, 1845, ©. 259. — Bleibtreu, Polit. Aritbmes 
tif, 1845. ©. 445. 

(d) In Großbeitanien kommen. auch Leibrenten vor. Bon 1808—1825 
wurben 7974 neue Rentner angenommen, für ein Capital von 
9,180,267 2. St. und daneben wurden 21,910 %, lange Zeitrenten in 
Leibrenten umgewandelt. So entſtand eine Leibrentenfumme vor 
‚131,290 %., wovon in dem genannten Zeitraum 159,246 2. wieder 
beimfielen Statist. illustr. &. 129. Smith, III, 374, leitet aus der 
größern Anzahl begüterter Menſchen, die fein Gewerbe betreiben, 
in Rrantreih die größere Beliebtheit der verfchiedenen Artın von 
Zeitrenten in bdiefem Lande in Bergleih mit Großbritanien her. — 
In Frankreich hatte die Staatecafie 1814 14,352,814 Fr., — 1834 
5,760,960 Fr., — 1858 noch 1,900,000 Fr. Leibemten zu bezahlen, 
woron im J. 1834 4,348,481 Fr. anf 1 Kopf, 1,311.313 auf 2 Köpfe, 
und 101,100 Fr. auf 3 und 4 Köpfe ftanden. Docum. stat. ©. 168. 

(6) Bol. Sonnenfels, Ill, 415. — A. Hooke, (An essay on the 
national debt and tbe national capital, Lond. 1750) rieth, Lie ganze 
Staatsſchuld in 99 jährige Tontinm umzumandeln und hoffte, bie 
Capitaliſten würben ſich wegen ter Ausficht auf die Cinnahmser⸗ 
hoͤhung beim Auskerben von Theiinehmern mit dan gewöhnlichen 
Zinsfuße begnügen, Mortimer, ©. 591. 
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11. C. Zotteries Anleihen (a), eine neuerlich vielfältig zu 
Hülfe genommene Einrichtung, bei weldher den Gläubigern 
neben der Gewißheit der Rüdzahlung bed Capitald auch die 
Hoffnung auf außerordentliche Gewinnſte dargeboten wirb (b). 
Die gewöhnliche Anordnung iſt folgende: Die ganze gebergte 
Summe zerfällt in eine Anzahl gleicher Theile, für deren jeden 
eine Obligation (%ood, Loo&brief) audgegeben und von 
denen jährlich eine Zahl durch dad 2008 gezogen wird. Auf 
einige derfelben fallen bei jeder Ziehung nach dem feftgeftellten 
Plane große, auf andere mittlere und kleinere Sewinnfte, für die 
übrigen herausgelommenen, und zwar bie meiſten, wird nur bad 
Sopital fammt ben feit der Eröffnung der Anleihe angewachfe: 
nen einfachen Binfen ausbezahlt. Die Mittel zur Bezahlung 
jener Gewinnfte fließen aus folgenden Quellen: I) Da die Zinfen 
wicht jährlich ausbezahlt, ſondern erfi beine Herauskommen jebed 
kooſes nachgeliefert werden (c), fo erfpart man die Zwifchenzins 
few (d). 2) Die Eapitatiften haben fih der Gewinnshoffnung 
willen auch oft mit geringeren ald ben Üblichen Zinfen für den 
ungünftigften Fall begnägt, wodurd eine weitere Summe er: 
fpart wird. 
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Die anf einen Koosbrief kommende ganze Zahlung, enthalte 
fie nun bloß Capital und angelaufene Zinfen, oder aud einen 
Gewinn, wird Prämie genannt. Die Banfhäufer, welche folche 
Anleihen übernahmen, haben, um bei jeder neuen den Gapitalis 
ſten einen frifchen Reiz zu geben, eine Menge von Verfchieden: 
heiten in den Zahlenbeflimmungen und in den anderen beige- 
fügten Bedingungen ausgedacht, z. B. in den Zwifchenzeiten 
zwifchen den Verloofungen (e), der Verbindung mehrerer Zins: 
fuße bei der Auszahlung der ohne Gewinn herausgelommenen 
Looſe (f), überhaupt in der Feſtſetzung der im ungünftigften 
Falle zu erwartenden Bergütung (9), in der Anzahl, Größe 
und Vertheilumg der Gewinnfte (Ah), der Zeit ihrer Ausbezah: 
lung (i), der Länge der Zeit, innerhalb deren das ganze Ge: 
jchäft beendigt wird (k) u. bgl. 


(a) Nachrichten über diefelben bei Unger, Handb. der St. Zotterieanlei- 
gen. Leipz. 1841. — Feller, Die Staatepapiers und Actienbörfe, 
eipg. 1846. — Salomon, Die öſterreich. Staatsvapiere, Wien 
1846. — Wallerftein, Börfenhülfsbucdh, Frankf. 1847. — Ueber 
die Natur tiefer Anleihen: Dettinger, Theorie d. Lotterie: Anleis 
ben, Breiburg 1844. — Defl. Anleit. 3. finanz. Rechn. S. 165. — 
v. Lindenau, in Rau und Hanffen, Achiv, Neue Folge, IN, 145. 
Dagegen Dettinger, ebd. V, 73. 


(65) Schen bei ber öferreichiichen Anleihe ven 6 Mill. fl. im S. 1795 
wurden Gewinnfte verloofet, aber nur in dem 12fährigen Zeitraum 
vor dem Beginn bes Rückzahlung und neben der Berzinfung zu 
4 Broc. Aehnlich die Anleihe von 3:/, Mill. Lire in dem naͤmlichen 
Jahre in Mailand und die A. von 10 Mill. H. 1797. Die Gold⸗ und 
SilbersAnichenslotterie von 10 Mill. fl. im 3. 1802 (es wırde auch 
ungeprägtes Münzmetall angenommen) fowie die 1805 und dann 
nochmals 1806 ausgeichriebene öfterr. Anleihe von 20 Wil. ſi. hat⸗ 
‚ten fchen bie aufgeſchobene Zinszahlung; v. Hauer, ©. 140. 145. — 
Baieriſches Lotterieamlehen von 1812, 12 Mill. verzinslich (Loofe zu 
500 f.), 6 Mill. unverzinslich. — Bakiſches 1820 Bei Soll und 
gaben 5 Mil. A., in Looſen zu 50 fl., — Deſterr. ». 1820, bei 

arifh und Rothſchild, 20,800.000 8. tm 20 fl. F., im Loofen zu 
100 fl., — anderes öflerseih. von 1821 mit denſelben Hüufern, 371), 
Mil. in Looſen zu 250 f., welde im Bericht den Namen Bartials 
Ioofe tragen, — Hannov. 1822 bei Berend, 2 Mill. ri. Looſe au 
300 und 5 rl. — Großh. heff. 1825 Bei Rothſchild, 6'1/, Mill. fl. 
in 56 I. Looſen. — Bolntiches 1829 bei Fränfel, 43 Mill. Gulden 
poln., Looſe zu 300 fl. — Preuß. Anl. der Scehandiung, 1832, 12 
Mi. ıl., Praͤmienſcheine ie 50 rl. — Großh. Heften 1834 bei Roth: 
—* 2,375,000 fl. in 25 fl. Looſen. — Oeſterreich 1834 bei Arn⸗ 

ein, Geymüller ıc. 25 Mill. A. im Leofen zu 500 fl. — Ruß. 
poln. v. 1835, bei Fraͤnkel u. Epfein in Barihau. 150 DAL fi. 
yon. — Raflau 1837, iM. NA. v. Kothfhilt un. &., 2,600,000 fl. 
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(4) 


(f 


— 


af 


(8 


(k) 


in Looſen zu 25 fl. — Deflerreih 1839, 36 Mill. fd. in Loofen zu 
250 fl. (jedes in 5 Abtheilungen zu 50 fl.) bei wiener Bankhäufern. 
— Baden 1840 5 Mil. fl. bei Haber, Soll und Rothſchild, in 
Loofen von 50 fl. — Kurheſſen 1844 bei Rothſchild, 6,700,000 rl. 
in 40 rl. Loofen. — Sardinien 1845 bei Betbinann, 3,600,000 Fr. 
in Looſen von 36 Fr. — Baden 1845 bei Rothſchild, Soll und 
Haber, 14 Mill. fl. in Lovfen von 35 fl. — Schaumburg sLippe 
1846, 11/, MIN. xl. in Looſen zu 25 rl. bei Heine in Büdeburg. — 
Hamburg 1846, 4,700 000 Marf B. bei dortigen Häufern, Looſe von 
100 Mark, übernommen zu 95. — Auch mehrere Privatperfonen, 
z. B. Fürft Giterhazy und Windiſchgrätz, haben foldhe Anleihen 
abgeſchloſſen. 
Doch kam die jaͤhrliche Beginſuns bei der oͤſterr. zweiten Anleihe 
von 1820 vor. Bei der polnifchen Anleihe von 1835 wurden 10 
Sabre lang Prämien verlooft, die übrigen Loosbriefe werden feit 
1846 jährlich zu A Proc. verzinfet und bie Zinfen ver 10 erſten Jahre 
bei der Abtragung der Obligationen nachgezahlt. 

Wenn z. B. ein Loosbrief von 100 fl. erfi nach 20 Jahren‘ zur Zah: 
lung gelangt und mit den 20 jährigen Zinſen zu 4 Proc., alſo im 
Ganzen mit 180 fl. abgezahlt wird, fo kommen der Staatscafle die 
39 fl. zu Gute, auf welche die Zinfeszinfen in diefer Zeit angewach⸗ 
fen wären, denn eine Rente von 4 fl. wählt in 20 Jahren auf 119 fl. 
an, flatt deren nur 80 fl. Zinſen nachbezahlt werben. 

Bald 14/,, bald 1, bald !,, Jahr. Die bad. Anleihe von 1845 bat 
fogar jährlih 4 Ziehungen. 

Preußen abwechlelnd in dem einen Jahre eine Verloofung mit Prä⸗ 
mien, wobei die ohne Gewinn herausgefommenen Loofe nur 4 Proc. 
nachbejahlt erhalten, dann im folgenden Sabre feine Brämien, fons 
dern für alle verloosten Scheine gleihmäßig 5 Proc. Zinfen; z. 3. 
im J. 1857 werden 10,800 Looſe gezogen, unter denen eine Brämie 
von 100,000 rl., 1 von 30,000 rl., 2 von 9,500 rl., 4 von 5,000 rl., 
1000 Brämien von 120 rl., 3000 von 110 rl. und 6000 von 100 
(minimum) d. i. 50 thlr. Capital und 25jährige Zinfen zu 4 Proc. 
Gr. Heſſen: In den erflen 10 Biehungen wurden für einen beträdht: 
lihen Theil der herausgefommenen Looſe dem Befitzer nur 10 fl. 
bear und das Loos zurüdgegeben, welches in ven folgenden Biehuns 
gen nochmals eingeworfen wurde. Bei mehreren Anleihen bleibt das 
minimum in den erften Siehungen gleich und fleigt erft fpäter; 3.3. 
öfterr. Anleihen v. 1820, A Ziehungen hindurch 120 fl., in der bten 
125 fl. (100 fl. Stamm und 5 Jahreszinfen zu 5 Proc.) ſodann 
130—135 u. f. f. Bei den öfterreichifchen Eoofen von 1839 betrug 
das minimum fogleih in der 1. Ziehung das Doppelte des angeleg« 
ten Capitals, nämlich) 500 fl., aber es bleibt bis zur legten Ziehung 
gleih, fo daß zulegt ber nachbezahlte Zins nur 21/, Proc. jirtie 
ausmacht. nämlich 250 + 40. 6'/,. In Baden hat man bei ven 2 
neueren Lott. A. zwar bie Gntiwerfung bes Siehungeplanes den 
Bankhänfern überlafien, aber gewifle Grundzüge beflelben vorläufig 
gefeglich beftimmt. So verorbnete das Geſ. vom 21. Yebr. 1845: 
Die Regierung leiftet nicht mehr als 31/, Proc. Binfen, balbjährig 
ahlbar (alfo eigentlich 3,5? Broc.), — das mioimam der Prämie in 
jeder Ziehung muß aus dem Gapitalbeirag des Loojes mit 2 Proc. 
Zinfen für jedes verfloflene Jahr Beftehen ıc. 

Je fpäter die Hauptgemwinnfte gemadt werden, deſto mehr gewinnt 
man an den Binfen derfelben. Daher läßt man bie höchſten Gewinnſte 
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auf die lebten Jahre fallen, was zugleich ein fortdauernd fleigenbes 
Interefie an der Berloofung unterhält; 3. B. öfterr. Anleihe von 1834, 
größter Gewinn 320,000 fl., welcher mal, nämlich in der erften, 
vorlegten und legten Biehung vorkommt. Preuß. maximum 100,000rT., " 
in der erfien und in der lebten Ziehung zu gewinnen. 
Gewöhnlich einige Monate nach der Verloofung. 
Bon der Ausflellung der Obligationen (bie meifiene 1—2 Sabre vor 
ber erfien Zichung geichah) bis zur legten Ziehung verfließen 

15 Iahre, hannöv. Anleihe, 

20° „ öfterr. 9. v. 1820 und 1821, 

24 „  farbinifche, 

25 „ preußifche, polnifche, 1829, bat. v. 1840, 

26 „ vſterreichiſche von 1834, 

40 ,„ bad. von 1845, 

45 e⸗ großh. heff. v. 1834, 

50 „ „ „» „ 1825, naflauifhe N. 

52° „Hamburg. 9. 
Letztere Zeiträume find zu lang. Den Gapitaliften ift die Möglichkeit 
einer fo fpäten Nachzahlung der Zinfen nicht angenehm, und vieler 
Umftand mag, mit dem unter (g) bemerften dazu beigetragen haben, 
daß die Looſe des Heil. Anleihens in den erſten Jahren wenig beliebt 
waren und beträchtlich unter 50, ihrem Nominalbetrage, verkauft 
wurden; ihr Burs war 3. B. im Mai 1826 36'/,,, im San. 1827 
34%,,, und im März 1829 erſt 48%/,. 1827 wurde der Umtaufch 
jedes Loofed gegen gleihe Summe in 3proc. Obligationen oder 42fl. 
in Aprocentigen von der Regierung angeboten. Eure am 1. März 
1851 75%,. 


$. 902. 
Der Entwurf einer Lotterieanleihe wird fo gemacht: 

Es wird die Größe ded aufzubringenden Gapitald und der 
Zeitraum bis zur völligen Abtragung feftgefegt. 

Man beftimmt, was die Staatöcaffe im Ganzen für die Ans 
leihe zu leiften habe, indem man die Sheilnehmer an ber: 
felben wie eine Gefefchaft betrachtet, welche mit der Re: 
gierung in Vertragsverhaͤltniß fteht (a). Es muß nämlich 
die geborgte Summe nach einem gewiffen Zindfuße (b) 
verzinfet und allmälig durch jährliche Zahlungen abgetra- 
gen werden. Jedes Jahr ift daher ein beflimmter Betrag 
an Zilgung und an Verzinſung des noch nicht getilgten 
Theiles außdzubezahlen. Je weniger man in den erften 
Jahren abträgt, deſto größer” bleibt die Zindfumme und 
defto ſtaͤrkere Tilgungen müffen fpäter vorgenommen wer: 
den (c). Bei einigen Anleihen leiftete die Staatscaſſe an: 
fange nicht einmal die volle Berzinfung, fo daß durch den 


Zinſenreſt Die Schuld ſich vergrößerte und fpäterhin die 
Sahresleiftungen um fo viel größer werden mußten. 

3. Es wird jährlich eine gewiſſe Anzahl von Looſen zur Ziehung 
beftimmt und die ganze jährlich zu verwendende Summe 
dergefialt unter diefe Looſe vertheilt, Daß einige mit an- 
fehnlichen, mehrere mit mittleren Gewinnften auögeftattet 
werden, die meiften aber nur den für jedes Jahr berechne: 
ten Mindeftbetrag (minimum) erhalten. Die fammtlichen 
Prämien an die koosinhaber bis zum Schluffe der Opera⸗ 
tionen muͤſſen der Summe der jährlichen nach 2) beſtimm⸗ 
ten Berwendungen aus der Staatöcafie gleich fommen (d). 


(a) Eine folche Geſellſchaft iſt nicht wirklich vorhanden, weil zwifchen 
den Befigern der einzelnen Loosbriefe Feine Berbindung beflcht. 
Nur anfangs, beim Era: der Anleihe, ſteht das dieſelbe überneh- 
mende Bankhaus der Negierung als Contrahent gegenüber. 
Bei der großh. heſſiſchen Anleihe wurden für die erſten 16 Jahre 4, 
für die folgenden 35 aber 5 Proc. berechnet, bei den 2 badifchen 9. 
von 1840 und 1845 3'/, Broc.. oder eigentlich halbjährlich 12,, Proc. 
(ec) Man fönnte z. B. für 1 Mill. Capital und 4 Proe. Zinfen folgens 
den Entwurf zu einer Tilgung in 15 Jahren machen: 


(b 


— 


nach dem Bine. ilgung. Banze Ausg. Reſt ter Schule. 
1. Jahre 40,000 10,000 50,000 990,000 
2. „39,600 15,000 54,600 975,000 
3... .39,000 20,000 59,000 955,000 
4. „ 38,200 25,000 63.200 930.000 
5. u 37,200 30,000 67,200 800,000 
6. „36,000 35,000 71,000 865,000 
1. u 34,600 40,000 74,600 825,000 
83. „33,000 50,000 83,000 175,000 
9. „31,000 60,000 91,000 715,000 
10. „28,600 175,000 ‚103,600 640,000 ° 
11. „ 25,400 90,000 115,400 550,000 
12. „ 22,000 110,000 132,000 440,000 
13. „17,600 130,000 147,600 310,000 
14. „ 12,400, ° 150,000 162,400 160,000 
15. 6,400 160,000 166,400 0 
Summe 441,000 1,000,000 1,441,000 


(d) 8. 3. bei der preuß. Anleihe werden in 25 Jahren verausgabt: 
Gapitalbetrag * 12,000,020 rthlr. 
Zinſen 10,903,180 „ 


22,903,200 „ 
und fo hoch belaufen fid auch bie in den 25 Ziehungen vorfommen- 
den Prämien und Rüdzahlungen. 


&. 503. 
Aus vorfiehender Darftelung der LotteriesAnleihen laffen 
ſich leicht ihre Wirkungen ableiten (a). | 











2% 


4) Zür die Regierung find fie wie einfadye verzinsliche An- 
leihen mit einem feften Tilgeplane zu betrachten. Erlangt man 
dabei einen niedrigen Bindfuß, fo find fie vortheilhaft, nur dieß 
kann läftig werden, daß man dem. Plane gemäß auch in folchen 
Beiten die Tilgung fortfegen muß, wo man bie erforderlichen 
Mittel für andere Zwecke nöthig hätte. Werden die Anleihen 
zu einer Zeit gefchloflen, wo der Zins gerabe hoch fteht, fo kann 
man von dem fpäteren Sinken des Binsfußed keinen Nuben 
ziehen, und der fleigende Curs der Obligationen bereichert Die 
Beſitzer auf Koften der Steuerpflichtigen. In den deuntſchen 
Staaten, welche folhe Anleihen unter Zugrundlegung eines 
-Bindfußes von 5 Proc. eingingen, iſt dieſer Nachtheil fehr fühl: 
bar geworben, da unterbeß die einfachen verzinslichen Anleihen 
auf 3'/, Proc. herabgeſetzt werben konnten. Dagegen find in 
neueſter Zeit mehrere ähnliche Leihverträge unter günfligen Bes 
dingungen zu Stande gefommen (b). 

2) Die Entbehrung der jährlihen Zinseinnahme iſt laͤſtig 
für Gapitaliften, die von den Renten eined mäßigen Gapitales 
leben müffen. Nur reiche Perfonen können fo viele Looſe be: 
ſitzen, daß fie jährlich auf eine Zahlung zu rechnen haben. Deß⸗ 
balb eignen fich die Looſe nur für ſolche Befiger, die noch andere 
Einkünfte beziehen, und ed dürfte, wenn man nicht auf auslaͤn⸗ 
diſche Käufer bauen könnte, nur der Meinere Theil der Staats: 
ſchuld auf diefe Weiſe eingerichtet werden. 

3) Der Loosbeſitzer erhält in jedem Falle fein Capital und 
einige Verzinfung und verliert nur die Zwifchenzinfen, auch 
werden ihm die im minimum enthaltenen Binfen aufgefpart. 
Erwaͤgt man hiezu die einzelnen beträchtlichen Gemwinnfte, fo 
kann man den Eotterieanleipen bei weitem nicht Die nachtheilige 
Wirkung auf die Volkswirthſchaft zufchreiben, welche die eigent- 
lichen Lotterien Außern. Doch fällt ihnen zur Laſt a) daß folche 
große Gewinnfte nicht felten zur Verſchwendung führen und 
bald zersinnen; b) daß doch einigermaßen der Sinn für Gluͤcks⸗ 
fpiele genährt und auch zu Unternehmungen, bei denen man 
nicht im Beſitze eines Looſes zu fein braucht, Anlaß gegeben 
wird (c); c) daß die Käufer derjenigen Looſe, auf die nur das 
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minimum einer Ziehung fällt, verlieren, wenn fie diefeiben um 
einen höheren Preis erfauften, wie dieß der Gewinnshoffnung 
wegen biöweilen der Fall ift (d). 

4) Durch gute Einrichtung ded Planes fönnen dieſe Nach⸗ 
theile gemildert werden; es follte nämlich a) die Verzinſung im 
Halle des Mindeftbetrages nicht zu niedrig, dagegen der auf Ge⸗ 
winnfte verwendete heil der Zahlungen nicht zu groß fein, das 
mit dem Zufalle weniger überlaffen werbe (e); b) es ift nicht 
gut, wenn dad minimum in den erften Ziehungen fogleich fo 
hoch gefeßt wird, daß daraus ein flärkerer Reiz zum Ankaufe 
entfteht und der Curs der Looſe über ihren Werth gefteigert wird; 
vielmehr follte dad minimum fortwährend zunehmen, damit die 
Befiger der ſpaͤt herauskommenden Loofe nicht in unvortbeil: 
haftere Lage kommen (f); c) die Verwendungsfumme der Res 
gierung follte ſchon im Anfange die Zinfen überfleigen, fo daß 
die Zilgung der Schuld fogleich beginnen und in den letzten 
Fahren minder ſtark werden kann. 


(a) Berhandl. der bad. 1. Kammer von 18%/,, Beilagen, IL, 187 
(Bericht yon Rau). — Dettinger, Theorie ıc. ©. 46 

(6) Die bad. Aulcıhe von 1845 wurde von den Banfhäufern um einen 
Gurs von 110°%/, übernommen, fo daß der Binefuß (3,5% von 110°/,) 
fih nur auf 3,19 Proc. ftellt. 

(c) Dahin gehört 1) das Kaufen einer Promeſſe, d. 5. bes fchriftlichen 
Verſprechens von einem Unternehmer diefes Spield, daß er ven im 
ber nächften Ziehung auf ein benanntes Loos treffenden Gewinn bes 
zahlen wolle, Bromeffengefhäft. Dieß ift unfler, wenn man 
den Nusiteller der Promeſſe nicht ale zuverläffig kennt, zumal da 
man nicht einmal Gewißheit hat, daß er die Looſe, für die er Bros 
mefien ausftellt, nur felbft befitt. Bender, ©. 451. — 2) das Ber: 
fichern ber Loofe für den Fall, daß fle nur mit dem Minimum bers 
ausfommen, f. die folg. Anmerk. 


(d) @urfe in Frankfurt, . 2 er 
1. März 1851 Ziehung. 

Preuß. Prämienfcheine 129 ri. 88 rl. 
Kurhefl. Loofe . . 32, 55 „ 
Gr. heſſ. 50 fl. Looſe 7T51/, fl. 109 fl 

2 [I „ 2 273, 2 33 [7 
Bad. 50 fl. Roofe .. 5A ., 65 „ 

2 35 2 [20 . ° 325), ’ 42 „ 
Naſſauiſche 25 fl. Looſe 243, „, 32 „, 


Sardin. Loofe. . . 34er. 40 Wr. 

Bei den Öfterreichifchen Lonsbriefen wird ber Curs in Procenten 
angegeben, 3. B. an dem genannten Tage 154 Proc. bei ben 500 fl. 
Loofen, 917/, bei den 250 fl. &. In früheren Sahren fland der Curs 
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in ber Regel höher als das nächte Minimum. Um den Beflper eines 
Looſes vor dem Berluft zu bewahren, ber ihm aus dem Herauskom⸗ 
men mit dem min. erwädhft, hat man befondere Berficherungen für 
ſolche Looſe unternommen, eine Erfindung von W. 3. Wertheimr 
ber in Frankfurt, f. Bender, ©. 519. 

Im Intereffe des Käufers find Berechnungen des Werthes ber 
Loofe für einen gegebenen Zeitpunkt nüglih. Man fucht unter Ans 
nahme eines gewifien Zinsfußes den — Werth aller noch bevor⸗ 
ſtehenden Bahlungen und dividirt diefe Summe durch die Anzahl 
der noch nicht herausgelommenen Looſe. Dettinger, Anleitung, 
©. 177, — Bader, Das rufl..poln. Anleihen, Leipz. 1829. Deflen 
Veberfichtstabellen des Capitalwertho aller .... Staatslotterie  An- 
Ichen, 1 Bog. Bol. 1834. — Bernoulli, Beiträge, S. 69 ff. — 
Seller, ©. 9. 139. — Salomona.a. O. — Da eine Anzahl von 

oofen, 3. B. 100 oder 20, eine Serie bilden und gewöhnlich zuerſt 
die Serien, und fodann nad einigen Wochen oder Monaten bie 
fümmtlihen, zu jeder herausgefommenen Serie gehörenden Looſe 
gezogen werden, in der Zwiſchenzeit aber biefe Looſe öfters verkauft 
werden, fo fommt auch die Aufgabe vor, den Werth eines Looſes 
aus einer an die Reihe kommenden Serie zu berechnen. 

(e) Beifpiel. 


Preuß. Bräm. Anleihe Bad. 50 fl. Looſe 
19. Biehung. 11.—19. Siehung. 
Betrag aller Prämien 983,000 rl. 150,000 fl. 


Kämen alle Looſe mit 
dem min. heraus, fo 


betrügen fie... . . 792,000 „, 84,500 „, 
Alfo mahen die Ges 
winnfte - . ». . . . 191,000 rl. 65,000 fl. 
oder Broc. . 2... 19,3 43,6% 
(FF) Mehrere neuere Verlofungsplane laſſen deutlih das Beſtreben ber 


$. 904. 

Eine Anleihe fann auf mehreren Wegen zu Stande gebracht 
werden (a). 

1) Man fordert alle Gapitaliften, welche heil nehmen 
wollen, auf, fich zu melden und die Größe der Summe, die jeder 
geben wi, anzuzeigen. Der Zinsfuß muß ſchon in der Ankuͤn⸗ 
digung genannt werden, und es ift nicht leicht ihn fo zu beſtim⸗ 
men, Daß er zwar einladend genug, aber doch nicht höher ift, als 
ed zum Gelingen der Anleihe erfordert wird (db). Bei gutem 
Gredite und einem mäßigen Bebarfe ift dieß Verfahren fehr 
zwedmäßig, weil die VBortheile, die fonft einem Bankhauſe bes 
"willigt werben müffen, nun dem Staate oder den einzelnen Ca⸗ 
pitaliften zufallen. Werden größere Summen angeboten, als 
man braucht, fo wird entweder von jedem Unterzeichner nur ein 


Theil bed angemeldeten Betrages angenommen, ober bie Zeit 
der Anmeldung zur Entſcheidung über ben Vorzug gebraucht (c), 
2) Die Anleihe wird im Ganzen durch einen einzigen Ver: 
trag abgefchloffen, fo daß ein einzelnes Bankhaus ober eine Ge⸗ 
ſellſchaft mehrerer die ganze Summe zu leihen verfpricht und 
ald Vermittler zwifchen dem Staat und den zahlreichen Capita⸗ 
liften auftritt. Eine beträchtliche Anleihe muß in mehreren Fri⸗ 
fien einbezahlt werben, weil es fonft an Gelb fehlen Eönnte. 
Der Unternehmer der Anleihe, wenn er etwa auß eigenen Mit: 
teln ben erſten Theilbetrag bezahlt hat, pflegt fih durch den 
Verkauf der erhaltenen Obligationen fogleich weitere Mittel zur 
nächften Zahlung zu verfhaffen u. ſ. f. Oft ift er im Stande, 
in Kurzem alle Obligationen abzufegen und fi) fo von aller 
materiellen Theilnahme zurüd zu ziehen, doch muß er bei aus: _ 
ländifchen Anleihen fortwährend die Beſitzer der Obligationen, 
für die es fonft Beinen Vereinigungspunkt gäbe, in ihren In; 
tereffen vertreten. Sein Nugen liegt bisweilen in einer beſon⸗ 
- deren Vergütung (Provifion), die ihm der Staat bewil⸗ 
ligt (d), fonft aber in den höheren Preifen, um die er die ein- 
zelnen Schuldbriefe an die Capitaliften verfauft, und man hat 
oft die Eurfe zum Nachtheile der Käufer durch mancherlei Vor: 
fpiegelungen künftlich in die Höhe treiben fehen (e). 
(a) Nebenius, S. 396. — Eancrin, Defon. der menſchl. Geſ. S. 287. 
(5) In den legten Jahren kamen ſolche ſog. freiwillige Anleihen häufig vor, 
bin in Frankfurt 1843, Baden, Baiern, Sachſen u. Oeſterreich (72 
id. fl.) 1849. In Oeſterreich war es früherhin üblih, ohne Bes 
fanntmachung über Umfang und Binsfuß einer Anleihe die einzelnen 
Obligationen unter Hand zu verfaufen, fowie fi) Gelegenheit zeigte, 
Tebaldi, Die Geldangelegenheiten Des., ©. 6. — 6 giebt meh⸗ 
vere Beifpiele von Anleihen, zu denen man in mißlichen Lagen bie 
vaterländifche Gefinnung der Mohlhabenden aufgerufen hat. — Rom 
im J. 542 (u. e.), zur Ausrüftung der Flotte, auf Antrag des Con⸗ 
fule M. Bal. Laevinus, Liv. AXVI. 32. — In London kam, “als 
man vernahm, daß eine Zwangsanleihe beabfichtigt worden fei, vom 
1. Dee. 1796 bis zum 5. Mittags die Unterzeichnung für eine Ans 
leihe von 18 Mil. 2. St. zu Stante, loyalty loan. — Das pröt 
national in Frankreich nach Gef. vom 21. April 1831 in 5 Bror. 
brachte 21,422,400 F. ein. — Holland, N. v. 127 Mill. fi. in 3 


* Broc. 1844 zur Ablöfung der 5 Proc., wozu alle Bolfsclaffen wett: 
eifernd beitrugen, der König übernahm etwas über 10 Mill. 


(c) Das bair. Geſetz v. 30. Nov. 1847 geftattete die Aufnahme einer 
Aprocentigen Anleihe, bei welcher dem Darleiher für jede eingezahlte 


- 





Summe zuglei der nämliche Betrag in älteren Z3i/, proe. Schuld⸗ 
Briefen auf 4 Proc. erhöht werben follte. 

(d) Man könnte auch, ohne einen feten Curs der Uebernahme aus * 
dingen, dem Bankhauſe en eine Proviſion die Schuldbriefe 
Commilfion geben, um o hoch ale möglig auf Rechnung * 
Staats zu verkaufen, v. Cancrin, S. 

(e) Namentlich bei den öſterreich. —ã von 1820 und 1821. 


$. 505. 


Der Vertrag über eine Anleihe wird gefchloffen: 

a) durch Unterhandlung mit einem Bankhauſe ohne Def: 
fentlichkeit, obfchon es rathfam ift, auf mehreren Seiten Erkun⸗ 
digungen einzuziehen, um ſich nicht völlig in die Hände eines 
einzigen Haufes zu geben; 

‚b) durch offenes Mitwerben, indem man die Größe und 
einige Bedingungen der beabfichtigten Anleihe bekannt macht, 
die Bankherren zur Uebergabe fchriftlicher Anerbietungen (Sub: 
miffionen), mit beizufügender Bürgfchaft in Staatöpapieren, 
auffordert und fodann bei der Eröffnung der eingelaufenen Er: 
klaͤrungen demjenigen die Anleihe zufchlägt, deffen Anträge die 
vortheilhafteften find. Dies in England und Frankreich übliche 
Verfahren hat den Vorzug der Deffentlichfeit und liefert den 
Beweis, daß man unter den günfligften in einem gewiſſen 
Augenblide zu erlangenden Bedingungen borgt, aber es ſetzt 
voraus, daß man ſchon eines gewiffen Credits ficher fei, um 
mehrfeitige annehmbare Anerbietungen erwarten zu koͤnnen. 
Unter fhwierigen Berhältniffen oder in Fleineren Ländern ift es 
ficherer, den erfieren Weg einzufchlagen, bei Dem man doch eben: 
fal5 einigermaßen das Mitwerben benugen fann. 


$. 306. 

Die Staatöfhuldbriefe, Staatdobligationen, 
siocks (0), wurden fonft allgemein fo wie die Schuldbriefe 
eined Privatmanned eingerichtet, fo daß fie den Namen des 
Stäubigerd enthielten, für den fie auögeftellt wurden. Neuerlich 
hat man fie in vielen Staaten jo abgefaßt, daß, wie bei Dem 
Papiergelde, jeder Befiger fogleich ald Eigenthümer gelten kann, 
weil fie feinen Ramen enthalten und deöhalb kein Beweis der 
gehörig erfolgten Abtretung nöthig if. Solche Schuldbriefe 





auf den Inhaber (au porteur) oder Certificate find 
vortheilhaft | 
1) für dieftegierung, weil die befhwerlihe Buchführung über 
die Eigenthümer jeder Obligation und ben Uebergang der: 
felben in andere Hände ganz befeitigt wird; 
2) für den Eigenthümer, weil fie leichter zu verlaufen find, 
da man von den Förmlichfeiten ded Anmeldend bei der 

Staatsbehoͤrde völlig befreit ift. 

Die Schuldbriefe auf Namen, die fogenannten Inſcrip⸗ 
tionen, welche bei jeder Veräußerung einer Umfchreibung in 
dem Schuldverzeichniß der Regierung und einer neuen Ausferti⸗ 
gung für den Käufer bedürfen, find deshalb minder beliebt, als 
die auf den Inhaber geftellten, und da Die Mühe und die Koften 
bei der Webertragung noch größer find, wenn ber Verkauf im 
Auslande gefchieht, fo verbreiten fich folche Schuldbriefe nicht fo 
weit, ald die der anderen Art (db). Man hat zwar die Erfchwe- 
rung der Uebertragung darum für zuträglich erachtet, weil bie- 
felbe mehr von dem Speculanten in Staatöpapieren gefcheut 
wird, ald von dem Capitaliften, der diefelben fauft, um fie zu 
behalten, und weil der Stodshandel Feine Erleichterung ver: 
dient. Allerdings iſt diefer vielfältig mit Leidenſchaft getriebene, 
viele Menſchen zu Grunde richtende Handel eine ungünflige 
Folge des heutigen Schuldenwefend, befonderd der häufigen 
Cursſchwankungen, I, $.440, 441. Da jedoch bei dem Umſatze 
der Stod8 die verfchiedenen Zwecke der Käufer nicht zu unter: 
fcheiden find, fo ift ed nicht rathfam, alle Gefchäfte zu erſchwe⸗ 
ren, wobei der Begehr und folglich der Curs einer Art von Pa: 
pieren doch immer einigermaaßen erniedrigt werden koͤnnte. Die 
Unternehmer einer Anleihe ziehen des leichteren Abfaged wegen 
bie Obligationen auf den Inhaber entfchieden vor. Staatsob⸗ 
Iigationen, deren Curs hoch und feft fteht, Haben, wenn fie gleich 
leicht übertragbar find, doch wenig Reiz für die Stodshändler 
und pflegen größtentheild in fefter Hand zu bleiben. In der 
neueften Zeit hat man es Öfterd in Die Wahl der Gläubiger ge: 
ſtellt, Schuldbriefe auf den Inhaber oder auf Namen zu er- 
halten. | 








(a) 


(6) 
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Dieß engliſche Wort von deutſcher Abſtammung verdiente ſeiner 
Kuͤrze willen im Deutſchen gebraucht zu werden, da es auch zu Zu⸗ 
ſammenſetzungen ſehr geeignet iſt; Stodshandel, Stockboͤrſe, Stock⸗ 
befißer (stocks-trade, -bourse, -holder etc.). 

S. Nebenius, ©. 412, 533. Die franzoͤfiſchen Renten find ſolche 
Inferiptionen, bei denen die dem Gläubiger eingehändigte Urkunde 
nur eine Abichrift. des Ginteages in dem Hauptbuche der Staats: 
ſchuld if. Le grand-livre de la dette publique est le titre fonda- 
mental de toutes les rentes inscrites au profit des creaneiers de 
!Btat. Deer. v. 24. Aug. 1793. Bür die in jedem Dep. wohnenden 
Släubiger wird im großen Hauptbuch ein Geſammt⸗Cintrag ge: 
macht (compte collectif) und jeder Obereinnehmer des Dep. halt 
darüber ein befondereds Buch, ſtellt den Bläubigern SInferiptionen 
aus und beforgt das Gintrggen der Beräußerungen von Renten. 
Geſ. v. 14. Apr. 1819. — Nah der Ordon. v. 29. Apr. 1839 follen 
auch Nenten auf den Inhaber ausgegeben werden, wenn die Inhaber 
ber inseriptions des rentes nominatives bie Umtaufhung begeh⸗ 
ren; ausgenommen find die aus einer gefeßlichen Urfache unbeweg- 
lihen Renten, 3. B. der Gautionen, Majvrate, öffentlihen und 
firchlichen Anftalten, PBenflonscaffen, Pflegichaften ꝛc. Auch die eng- 
liihen Stods gehören zu den Inferiptionen. Jeder Berfauf wird 
im Umfchreibeamt (transfer oflce) angezeigt und eingetragen und 
dem Käufer wird die Quittung des Verkäufers mit der Beglaubi- 
gung des Schreibers bei jenem Amte eingehändigt, Mac Cullock, 
Sandb. II, 743. — Bei den rufftichen Inferiptionen fann ber Bers 
kauf durch eine Schriftliche, im Auslande von einem ruſſiſchen Conſul 
beglaubigte Geffion auf der Rüdieite (Indoffirung) gefchehen. 
Certificate werden in Rußland diejenigen Abfchriften von Ins 
feriptionen genannt, welde mit gedrudten Zinsfcheinen (coupons) 
verfehen find und deren Zinfen man baber {m Auslande, namentlich 
in Amfterdam und Hamburg erheben Tann; allein diefe Certificate 
mit Zinsabfehnitten laufen nur im Auslande um, indem fie bloß von 
den leihenden Banfhäufern, mit Genehmigung des Staates ausges 
fertiget find. — Neapolitanifche Inferiptionen; ein Theil derſelben 
iR durch die vom Haufe Falconet u. Comp. veranftalteten, auf 
den Inhaber lautenden Abfchriften (Certificate) Leichtbemeglich ge⸗ 
macht. — Bin Theil der hannöv. landſchaftlichen Obligationen Reht 
auf Namen. — Der Hauptvorzug ber Schuldbriefe auf Namen ift 
die Sicherheit des Befipers vor Diebſtahl und zufälligem Verluſt 
dee Schuldbriefe, — ferner weiß bie Regierung genau, in weflen 
Befitz die Staatsobligationen ſich jeden Augenblid befinden, was zur 
Beurtheilung mancher Operationen von Rupen iſt. 


3. Abtheilung. 


Verwaltung der Staatsfchulden. 


1. Sauptftüd. 
Vorbereitende Maaßregelu. 


$. 507. 


Iſt eine Staatöfchuld vorhanden, fo wird Die Beforgung ver: 
fchievener auf diefelbe fich beztebender Sefchäfte nothwendig, 
deren Inbegriff die Verwaltung der Staatöfchulden 
genannt werben fann, und für weldye ein geregelter Gang fühl: 
bares Bebürfniß ift. Wenn man den Staatshaushalt aus einem 
verworrenen Zuftande in einen wohlgeordneten hinuͤberzufuͤhren 
und namentlich mit vielen Ruͤckſtaͤnden ($. 486) zu thun hat, 
fo muß man mit der Richtigfteltung (Kiquidirung) der 
Staatöfhulb beginnen, namlich mit der Unterfuchung aller ein- 
zelnen Forderungen an den Staat nach ihrem Betrage, ihren 
Bedingungen und ihrer Rechtögültigkeit, und eine Zufammen: 
fielung des ganzen Schuldenftandes, allenfalls mit Unterfchei: 
hung von Elaffen und Unterabtheilungen. Diefe Vorarbeit bient 
bie Größe der Schuld genan kennen zu lernen und unbegründete 
Anſpruͤche zurüd zu weifen. Die Unterfuchung foll jedoch nicht 
in eine willfürliche Verkürzung der Staatögläubiger ausarten, 
fondern vielmehr mit forgfältiger Beachtung aller Rechte ges 
führt werden, fo daß jedem die Gelegenheit offen bleibt, feine 
Forderungen auf gerichtlihem Wege geltend zu machen. Nach 
der Beendigung dieſes Gefchäftes können den Staatögläubigern 
Schuldbriefe gleicher Art zugeftellt werden. Auch im Kortgange 
der Schuldverwaltung, fo oft die Schuld durch Entfchädigungen 
und Einverleibung alter und neuer Forderungen vergrößert 








wird, muß immer zuerſt Die Größe bed Zuwachſes in Gemaͤß⸗ 
beit deu Sefehe genau ausgemittelt werden, bevor man zur Aus⸗ 
haͤndigung von Obligationen fehreiten kann (a). In den meis 
ſten Staaten, die eine beträchtliche Schuld haben, finden fich meh⸗ 
rere, aus verfchiedenen Beitpuncten und Anleihgefchäften herruͤh⸗ 
sende, nach Zindfuß und anderen Bebingungen von einander 
abweichende Zheile der Staatsſchuld neben einander. Das 
gleichzeitige Beſtehen vieler ſolcher Schuldtheile ift eine zweck⸗ 
kofe Beſchwerde und bie Zufammenziehung in wenige Haupt: 
maffen rathfam, Aber die völlige Verſchmeizung in eine einzige 
Urt wird bald durch die zugeficherten Rechte einer Claſſe von 
Glaͤubigern, bald durch Rüdficht auf die verfchiedenen Wuͤnſche 
und Zwecke derſelben und ihre Abneigung vor einer Beränderung 
verhindert. 


(a) Die Schuld vieler deutſcher Staaten it auch in ber Friedenszeit 
1815 —1848 noch beträchtlich gewachſen. Dieß ift jedoch feine — * 
ſchlimmerung, weil es Herrührt 1) von Provincials und Bezirke: 
ſchulden, die auf den ganzen Staat übernommen wurben, 2) von 
der Liquidirung Thon vorhandener Forderungen und der Beendigung 
von Rechtöftreitigfeiten über die Bertheilung älterer Schulden unter 
mehrere Staaten, 3) ven Entſchaͤdigungen für aufgehobene Gefälle, 
als Zehnten, Frohnen, Leibeigenichaftsgefälle u. dal., 4) von der 
Erbauung der Bifenbahnen auf Staaterechnung. 


$. 508. 


Zur guten Behandlung des Schuldenweſens gehört wefentlich 
bie Errichtung einer befonderen Caſſe und einer derfelben vor: 
geſetzten Behoͤrde, welcher die ganze Schuldverwaltung über: 
tragen wird (a). Eine ſolche Schuldverwaltungscaffe, 
die man gewöhnlich nad einen Theile ihrer Beftimmung 
Amortifationd- oder Schuldentilgungscaſſe nennt, 
erhält gewifle Einnahmen theils aus der Staatäcaffe, theild aus 
eigenem werbendem Bermögen, und diefe andgefchtedenen Ein: 
fünfte follen bloß fiir die Schuld vermendet werden, weil eine 
Bermifchung verfchiedenartiger Ausgaben leicht Stodungen in 
die Zahlungen an die Staatögläubiger veranlaffen fönnte, was 
dem Staatöcredit fehr nachtheilig wäre. Die Gründung einer 
Gaffe diefer Art iſt alfo nicht bloß der Einheit und Ordnung in 
der Schuldverwaltung willen, fonbern auch barummöthig, weil 


04 


fie ein Pfand des ernftlichen Willens der Regierung bildet, alle 
eingegangenen Verbindlichkeiten pünctlich zu erfüllen (db). Dies 
fer Caſſe werden auch Die ausftehenden Zinsforderungen (Acti: 
ven) zugetbeilt, Die mar, wo fein befonderer Grund im Wege 
ſteht, zur Vereinfachung der Gefchäfte allmälig auffündigen und 
zur Verminderung der Schuld verwenden follte. Die jährliche 
Einnahme (Dotation) aus der Staatscaffe muß in Gemäß» 
beit des Voranfchlages unfehlbar ausbezahlt werden, ed wäre 
denn, daß man wegen vermehrter Staatöbebürfnifle die Til⸗ 
gung einftellen müßte. Um das Vertrauen zu ber Schuldver: 
waltung zu erhöhen, hat man oft beſonders fichere Staatsein⸗ 
fünfte bezeichnet, aus denen die Ausſtattung der Schuldentils 
gungscaffe hergenommen werden follte (c). Dieß könnte nur 
dann eine größere Sicherheit gewähren, wenn die beflimmten 
Summen fogleich unmittelbar von ben befonderen Caſſen des 
benannten Einnahmszweiges in die Amortifationdcaffe abgelie: 
fert würden ; aber Diefe Vorkehrung ift bei einem georbneten Fi- 
nanzmefen unndthig, bei einem zerrütteten Zuſtande dennoch 
nicht fichernd. Wirkfamer ift e8, die Vorgeſetzten der Schuld⸗ 
verwaltung für die Beobachtung der gefeglichen Vorfchriften 
verantwortlicy zu machen (d). 
(a) In Großbritanien wird fie von der Londoner Bank beforgt. 
(d) Die franzöfiiche Amortifationscaffe trat nad) dem Gef. v. 28. Apr. 
1816 am 1. Suni in ®irkfamfeit, die öflerreichifche wurde durch das 
ı Batent vom 22. Ian. 1817 gegründet und am 1. Februar deſſelben 
Jahres eröffnet, die baierifche den 1. Okt. 1811; die badifche ift ſchon 
durch das Ge. v. 31. Aug. 1808 errichtet; neues Gef. v. 31. Dechr. 
1831. — Errichtung einer „Hauptverwaltung der Staatsfhulben“ 
in Preußen, Gef. v. 21. San. 1820. 
(c) In Baiern ift der fchon feit früherer Zeit zur Berzinfung der Schuls 
den beftimmte Malzauffchlag auch jept noch dieſer Berwendung ges 
widmet," mit dem Borbehatte einer Ergaͤnzung; Finanz. Gef. vom 
28. Der. 1831, $. 3. — Baden, Finanz. Gel. v. 1835, $. 6: Die 
reinen Revenuen der Forſt⸗, Salinen:, Berg: und Hüttenverwaltung 
bis auf einen gewiflen etzag. Neuerlich Bat man die Bezeichmung 
beftimmter Cinkuͤnfte aufgegeben. 
Angef. bad. Gef. v. 1831: Die Dotation der Amortifationss Cafe 
mus vor allen anderen Ausgaben von ber Staatscafle abgeliefert 
werben. Der Director der Amortifationscaffe muß gegen Bahlungss 
anweifungen bes Finanzminiſters, welche ihm ungeiehtih oder nach⸗ 
theilig ſcheinen, protefliren und ſich nöthigenfalld an das Staats: 
miniflerium wenden. Der fländifche Ausfchuß prüft jährlich die Rech⸗ 
nung biefer Caſſe. — 9. 'preuß. Gef. Art. IX.: bei Crledigunge⸗ 


(d 
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fällen werden für den Praͤſidenten und die Mitglieder von ben 
fünftigen Reichsſtaͤnden und für jegt vom Staatsrath 3 Berfonen 
vorgeihlagen. — In Frankreich wurde zur Ueberwachung ber Amors 
tifationscafle ein Auffichtsrath beftellt, beftchenb aus 1 Pair, 2 Mits 
gliedern der Deputirtenfammer, 1 Präfldenten bes Rechnungshofes, 
dem Gouverneur ber Barifer Bank und bem Praͤſidenten ber Barifer 
Handelskammer. 


2. Hauptſtück. 
Verzinſung der Staatsſchulden. 


g. 500. 


Die puͤnctliche Entrichtung der Zinſen muß aus allen Kraͤf⸗ 
ten aufrecht erhalten werden, weil ihre Unterbrechung ſowohl 
eine Rechtswidrigkeit als eine Haͤrte gegen die Glaͤubiger ent⸗ 
haͤlt und dem Staatscredite eine tiefe Wunde ſchlaͤgt. Sind die 
erforderlichen Summen fuͤr jedes Jahr ausgemittelt und der 
Schuldverwaltung zugewieſen, ſo iſt die wirkliche fortlaufende 
Ausbezahlung ein einfaches Geſchaͤft, uͤber welches nur wenige 
Bemerkungen noͤthig ſind. 

1) Zur Beſchleunigung des Geldumlaufes iſt es dienlich, 
wenn die Zinszahlungen zu verſchiedenen Zeiten im Jahre ges 
fchehen, welches man theild durch Halbjährige Zinsentrichtung, 
theild fo bewirken kann, daß die Obligationen verfchiedene Ver: 
zinfungdtermine haben (0). 

2) Es gereicht fehr zur Bequemlichkeit der Stodöbefiger, 
wenn die Zinfen nicht allein bei der Schuldentilgungscaffe in 
der Hauptftadt, fondern auch bei jeder Öffentlichen Gafle zu ers. 
heben find. Diefe Caſſen fenden dann bei ihren Ablieferungen 
an böhere Cafjen die eingelösten Zindquittungen ſtatt baar ein 
und bie Hauptflaatöcaffe rechnet dDiefelben ber Amortifationscaffe 
bei ihrer Ausſtattung mit an (b). | 

3) Zur Verhütung von Betrügereien hat man die gedrud: 
ten Zindquittungen, Zins abſchnitte, Zins boͤgen, Cou—⸗ 
pons (c), allgemein eingeführt. Mit jeder Obligation wirb ein 
Vorrath folcher Quittungen auf eine gewiffe Zahl von Jahren 


auödgegeben, jede mit ber Nummer der Obligation und bem 
Ran, polit. Defon. Ite Ausg. III. 2. Abth. 20 


\ 





Tage, an dem fie fällig ift, verfeben, fo daß nie 2 Quittungen 

ganz gleichlautend find und jede ohne einen fchriftlichen Beiſatz 

bei der Erhebung der Zinfen abgeliefert werden fann. Sind 

biefe Coupons zu Ende, fo muß man fich einen neuen Vorrath 

einbändigen laffen, wozu entweder bie Vorlegung der Obligas 

tionen felbft, oder eined auf diefelben hinweiſenden mit ihnen 

zugleich ausgegebenen Legitimationsfcheined (talon) erforder: 

lich iſt. 

(a) Frankreich: Die 5 Proc. am 22. März und Sept., die 3 Proc. am 
22. Jun. und Der. 

(5) Manche Staatsobligationen find in ausländifchen Hanvelsflätten vers 

gnelih gemacht worden. 

6 


on couper, weil mehrere auf einem Bogen ftehen und zur Verfall: 
zeit immer der naͤchſte abgefchnitten wird. 


$. 510. 

Die wichtigfte, auf die Zindzahlung fich beziehende Maaß⸗ 
regel ift die Herabfegung (Reduction) der BZinfen, 
Eonverfion der Renten (a). Sie bringt eine große Er: 
fparniß an den jährlichen Ausgaben zu Wege, die man am na= 
türlichften zur fchnelleren Abzahlung der Schulden benugen 
kann (b), und fie gejchieht bei demjenigen Echulden, in An⸗ 
fehung deren die Regierung zur Kündigung befugt iſt, ohne 
Rechtöverlegung gegen die Gläubiger, wenn man nur diefen bie 
freie Wahl anbietet, ob fie ihre Forderungen nach einer beflimms 
ten Zeit, z. B. einem Bierteljahre, zurüd empfangen, ober fie 
für niedrigeren Zins flehen laffen wollen. Auch enthält diefe 
Maaßregel nichts Unbilliges, wenn fienur auf einer Benutzung 

ber gegebenen voltöwirthfchaftlichen Werhältniffe, namentlich 
der Vermehrung der Sapitale, der zunehmenden Schwierigkeit 
ihrer Anlegung, ded niedrigeren Zinsfußes, fowie des mehr bes 
fefligten Staatöcredites beruht. Der fleigende Curs der Staats⸗ 
papiere, insbeſondere die Ueberſchreitung des Pari durch die⸗ 
jenigen, welche die hoͤchſten Zinſen tragen, deutet an, daß die 
Herabſetzung ausfuͤhrbar ſei, und da der Curs in der Regel nicht 
weit über Pari ſteigt ($. 495. 2.), fo genügt es ſchon, wenn 
dieß um mehrere Procente Überfchritten ift, ja es iſt rathfam, 
nicht ange zu zögern, denn je höher der Curs hinaufgeht, deſto 








mehr Würben bie Befißer der Schulbbriefe einbüßen (c). In 
den le&ten Sahrzehnden konnten viele Regierungen ihre Schul: 
ben von 9 bis auf 3!/, Procent herabfegen (d), und während 
vorher Privatperfonen auf gute Hypotheken billiger geliehen er: 
halten fonnten, ald bie Regierungen, fo ift es jegt, wenigſtens 
in Staaten, deren Credit unerfchüttert geblieben ift, umgekehrt, 

1, $. 226. Hat man Schulpbriefe von verſchiedenem Zinsfuße, 

fo muß natürlich mit der Herabfegung derjenigen, welche ben 

böchften Zins tragen, ber Anfang gemacht werden. 

(a) S. vorzüglih Nebenius, Oeff. Grebit, I, S. 297—309. Deſſen 
Schrift: Ueber die Herabfeßung ber Zinfen der öffentlichen Schulden, 
Stuttg. 1837. — Bernoulli, Beitr. ©. 1806. 

(d) Solche Zinsherabfegungen lieferten 1655 in Holland und 1685 im 
Kicchenftaate die Mittel zur allmäligen Berminderung der Schulden. 
Smith, IH, 377. In England wurde die erfle Reduction im 
Jahr 1699 vorgenommen, von 6 auf 5 Proc. Pebror I, 195. Dafs 
felbe geihah 1716 und eriparte 324,456 2. St.- 1727 erfolgte die 
Herablegung des größten Theile der Schuld auf 4 Proc. Die weis 
tere Reduction fand 1742 no Widerſpruch; 1749 mwurbe fie fo bes 
ſchloſſen, daß die Gläubiger bis 1757 3’/, Proc. und von da an 
nur 3 Broc. erhalten follten, wobei man 565,600 L. Et. jährlich ers 
ſparte. Cohen, S. 203. — Später entflanden wieder Anleihen mit 
höheren Sinfen, und man fonnte 1822 durd) Herabfehung von 5 auf 
4 Proc. abermals 1,222,000 2. St. jährlich erſparen. 1826 Herabfegung 
einer Summe von 70 Mill. 4 Proc. auf 31/, Proc. ; 1830 NReduction 
der 4 Broc. von 1822 auf 3'/,, mit einem Gewinn von 750,000 2. St. 
1844 wurden 1571; Mill. 4 Proc. auf 10 Jahre in 3'/, Proc. ums 
gewandelt, fo daß fie von 1854 an nur 3 Proc. tragen. Erſparniß 
390.000 8. Die ganze Zinsverminderung ſeit 1822 in Folge dieſer 
Maafregeln ift 2,749,000 &. Mac Culloch Tax. ©. 448. 

(c) Wie vor 1848 in Frankreich und Oeſterreich. 

(d) Die bad. Rentenfheine wurden im 3. 1825 von 5 auf 41/,, 1829 
auf 4, 1834 auf 31/, Proc. erniedrigt. Achnliches geſchah in den 
meiften deutfchen Staaten. — Preußen verkündete durch Babinetss 
befehl v. 27. März 1842 die Herabſetzung der Zinfen von 4 auf 
31/, Broc. Die Summe der Schulbbriefe war an 99 Mill. ıl. Wer 
einwilligte, die Forderung für 31/, Proc. ftehen zu laflen, erhielt bie 
Zuficherung, daß bis Anfang 1847 feine Berloofung der neuen Schuld» 
briefe erfolgen folfe, und baare Prämien von 1—11/e—2 Proc., je 
nach der fpäteren oder früheren Erklärung. 


$. 511. 
Zum Gelingen einer Bindherabfegung gehört Folgendes: 
1) Die Regierung muß vermittelft einer Unterhandlung 
mit Bankhäufern diejenigen Summen bereit halten, die zur 
Heimzahlung der nicht einwilligenben Gläubiger erforderlich fein 


koͤnnen. Der Bedarf läßt fich nicht genau vorherbeſtimmen, und 
20* 
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man muß daher für eine ſolche Summe forgen, bie wahßfchein: 

lich mehr als hinreichend tft. Eine fehr große Schuldenmaſſe 

koͤnnte freilich nicht plöglich heimgezahlt werden, indeß muß den 

Sapitaliften für den Fall, daß fie die Herabfeßung nicht anneh: 

men wollen, wenigftend die Gewißheit einer ſtark fortfchreiten: 

den Rüdzahlung gezeigt werben (a). 

2) Die Einwilligung der Staatögläubiger muß wahrfcheinlich 
fein, indem fie Feine andere einträglichere Anmendung ihres 
Vermögens finden. Hiezu tragen vorzüglich bei a) die gute 
Wahl eines Zeitpunctes, in welchem man bei anderen Anftaiten, 
3.3. Greditoereinen, und bei Privaten fowie in Nachbarländern 
eine Erniedrigung des Zindfußes wahrnimmt; b) die angebotes 
nen Bedingungen, indem z. B. blod eine Berringerung um 
3/, Procent vorgenommen, oder der höhere Zind noch einige 
Zeit fortentrichtet, oder ein anderer Vortheil, z. B. dic Sicherung 
vor der Heimzahlung während eines beflimmten Zeitraumß, bes 
willigt wird (b). 

Es erleichtert den Erfolg einer beabfichtigten Herabſetzung 
fehr, wenn die Mehrzahl der Staatögläubiger aus Inländern 
befteht, weil diefe weniger Neigung haben, ihre Capitale ind 
Ausland hinüberzuziehen, ald Fremde (c). 

(a) Bei Billele’s Reductionsplan in Franfreih im Sahre 1825 war 
bieß nicht der Fall. Es war nicht ausgefprodyen, was die Capita⸗ 
litten zu erwarten hätten, wenn fie nicht zuftimmten. Die Herabs 
feßung wurde fo angeordnet, daß die Befiger von 4 Procents vom 
1. Mai bis 22. Juni 1826 die Wahl hatten, fi Iproc. Papiere zu 
75 geben zu laflen, aljo für 100 in 5 Proc. 133%, in 3 Bror. 
($. 498 (c)), und noch weiter bis zum 22. Sept. die Wahl, 41. 
Proc. anzunehmen mit dem Verſprechen, daß dieſe bis 1835 nicht 
abgetragen werden follten. Bon tem 4'/, Proc. wurden nur etwa 
über 1 Mill. Gr. Renten ausgegeben. Zur Ummandlung in 3 Bror. 
wurden 301/, Mill. Fr. Renten angemeldet, bei denen 6,114,638 Fr. 
Menten erfpart und dagegen 203,525,000 %r. mehr im Nennbetrage 
verfchrieben wurden. ‘Die vor diefer Maaßregel in Privathänten bes 


findlichen Renten betrugen gegen 140 Mill. Fr., die Umwandlung 
gefchah alſo nur bei 2/4 oder 21,23 Proc. derfelben. 


(d) Bei der Reduction der preuß. engl. Anleihe von 1818 auf 4 Proc. 
im Jahr 1840 wurde zugefichert, daß 15 Jahre lang feine Zurück⸗ 
zahlung erfolgen follte, was jedoch einm Ruͤckkauf nad den Curſe 
nicht ausfchließt. Nehnliches, und zwar bis 1849, wurte 1830 bei 
der Herabfegung der engliichen 4 Proc. verfprocdhen. — Reductions⸗ 
plane jür bie fcangöftfche Staatsſchuld, in Lefevre's Budgets: 
bericht von 1833 angeregt, fodann von Humann (14. Ian. 1836) 








(c) 


angedeutet, was beffen Austritt aus dem Minifterium zur Folge 
hatte, Hierauf von der Deputirtenfammer in Erwägung gezogen 
(Urſache der Auflöfung des Minifteriums), endlich dennoch einft: 
weilen vertagt, 22. März. Unter die Gründe der Abneigung gegen 
die Reduction gehört, daß man ſich noch nicht daran gewöhnt hat, 
die Renten als Zinfen eines gewiſſen fchuldigen Nennbetrages an: 
ufehen, durch deſſen Heimzahlung die Regierung ſich davon befreien 
ann, $. 493 (a). Gouin fchlug vor, den Inhabern der 5 Procents 
neben den A oder 3 Proc. noch eine Zeitrente von 1 Fr. auf gewifie 
Sahre zu bewillign. Die Commiffion (Bericht v. Lacave⸗La⸗ 
plagne) z0g eine Reduction auf 41/, Proc. vor. Abermaliger An- 
trag Gouin's, günftiger Bericht von Ant. Paſſy, 3. Apr. 1838. 
Der Vorſchlag ging dahin, 3'/; Pror. auszugeben zu 831/,, fo daß 
der Glaͤubiger für 100 Fr. in 5 Proc. 120 in jenen Papieren er: 
bielte. Die Ausführung wurde verfhoben. Der neue Borfchlag von 
Garnier⸗-Pagès, in 41, Proc. umzuwandeln, melde 10 Jahre 
nicht weiter beraßgefeßt werden dürften, tmwarb von ber Deputirtens 
fammer 1845 angenommen, von den Pair auf Roy's Bericht ver 
worfen. Bon rechtlicher Seite dreht fi) der Streit um die Aus⸗ 
legung ber Gelege vom 24. Aug. 1793 und 30. Eept. 1797. — 
Billele hatte als Beweggrund für die Ausgabe der 3 Procents 
(a) auch den Umftand geltend gemacht, daß vieles Papier den Gläu:- 
biger von felbR auf einige Zeit gegen die aufgebrungene Heimzabs 
(ung fichere, weil nämlich die Regierung es vorzieht, nach dem Burfe 
8 tilgen, fo lange dieſer unter Bari iſt. — Umwandlung der holländ. 
huld, 1844 und 1845. Es waren 401/, Mill. 5 u. 41/, Proc., wos 
für man 4 Proc. um den @urs von 96 nusgab. Gin Theil jener 
Obligationen ging jedoch ſchon bei der damaligen freiwilligen Ans 
leihe (8. 504) ein, in welder 67 Proc. in älteren Schulbbriefen 
und 32 Proc. baar eingezahlt wurden. 
Nebenius, ©. 300. — Bei der englifhen Umwandlung im J. 
1830 betrugen bie Heimgezahlten Capitale der Richteinwilligenden 
1%/, Proc., bei der Srrabfegung im J. 1844 nur 150,000 28. St. 
oder I p. mille. Als in Belgien 1844 die Herabfegung von 100 Mill. Br. 
von 5 Proc. auf 44/, angekündigt wurde, melbete fh Niemand 
zum Bmpfange der Rüdzahlung. 


$. 912. 
Die Zinsherabfehung darf wegen ihres Nutzens für die 


Steuerpflichtigen nicht unterlaffen werben, wenn die Umſtaͤnde 
zu ihr auffordern. Unter den Einwendungen, die man gegen fie 
erhoben hat, ift am unerheblichften die Behauptung, daß man 
eine Erfchütterung des Staatscredits zu befürchten habe, da das 
Gegentheil durch viele Erfahrungen bewiefen worden ifl. Mehr 
Beachtung verdient die Anficht, es Liege in jener Maaßregel ein 
Mißbrauch der Macht des Staated, nämlich eine Unbilligkeit und 
Härte gegen die Gapitaliften, denen eine plößliche Verringerung 
-ihrer Einkünfte, in manchen Fällen fogar eine Schmälerung 





am 


Wh Harerhuius auicrlegt werte. Tie gelanınz Tcı Bar. 
glauhı man, (ei nur eine leere Kor, weil fe, ixi der Unmr;: 
Hazkrıt sine gemeinichaftlich verabredeten Dantiunasweiie, bei 
ber Ehmierigleit einer baldigen antenweitigen Unterbringung 
ihrer bapltale, von der Heimzahlung keinen Gebrauch machen 
koͤnnen und mithin notbgedrungen zuflimmen müffen. Hiezu 
fomme, daß nun, wenn der Etaat das Beiſpiel gegeben habe, 
auch Die Echuldner von Privatperfonen und Anflalten zur Be: 
wiltigung niedrigerer Zinfen gezwungen werden und mithin 
biete Unternehmung die Urfache der allgemeinen Zinserniedri: 
aung fel (a). 


44) Krefe Grände wurden befonders In den Verhandlungen der frangöft- 

um Kammern geltend gemacht. v. Bancrin, Defon. ber ment. 

TB TI E N entereduetionen find eine Art von fucceffivem Bans 

fett (boch erklärt dev Verf, die Gonverfion, nämlid mit Ein: 
willtaung ber Glaubiger, nur file ein halbes Unrecht). 
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Aur Menttbeilung dieſer Gegengruͤnde dienen nachfichente 
Menerkungen. 

N Man kann nicht fagen, daß der Staat tem Zinäfuf durd 
in Maaſhrogel erſt Derabürädk, er macht zur ven der Heriüie- 
den Brand die den Zins eritixdrtgen und deſhteunige Yurda- 
Kius Na Ancikanuug und augemeine Wırtumfır Die 
Demtaauıg alte Mut autüiztug Weiz ung zii ur Bunt 
eburza sun te Theit detr Sy? Die Iuftlierung ur Car- 
Kr Mirage JR ORT, amd aeiidgen Ie Sunfheszer 
RAR ROT zus Auer Letter uedichuegihun, ywıichest mzeinerert 
Dust pie SR Keane Serümeifer autnesen, ne Te 
Win a l Pnlın a, WM murden Te Yu eram SE 
Dr ige Miet, wirt ie NANE auf Yar Zesifanız neuer dann: 
Yard gun Qt nmidrigen Smuß dien Turrier mael te 
ut dee Dit ut Oval wieitr yunmüleoem SOzıten. 

Sugar Iren act TOTER INNE CRESEERT: Seet: 
A Brunnen Siegen te Quits, eremisre 
ww Tuner dem Rensersmige smintecem mungen er Für: 

al Ne > üben zemuu ©. Se 
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diejenigen aber, welche noch um einen niedrigeren Curs ein: 
gelauft haben, verlieren weniger oder nichts. 

3) Bei vielen der im Privatiehen fogenannten Capitale 

(1, 8.94) oder Zindforberungen if die gelichene Summe längft 

verzehrt, und eine ſolche Schuld kann nur dann zurüdgezablt 

werben, wenn ihr Betrag dem Schuldner von einem andern 

Eigenthümer dargelichen wird. Wenn daher wirklidy die Heim: 

zahlung eined Theils der Staatsſchuld erfolgte, fo fehte fie vor: 

aus, daß viele Sapitaliften ihr Bermögen aud anderen Anleguns- 
gen zurüdziehen und dem Staate leihen, wodurch bei ihren bis⸗ 
berigen Schulbnern ein neues Capitalbeduͤrfniß entflcht. Es 
ginge alfo bauptfächlid nur ein Wechfel der Schuldner und 

Gläubiger vor und ed könnte nicht an Gelegenheit fehlen, eins 

gegangene Capitale wieder anzulegen, aber freilich nidyt um fo 

bobe Zinfen, als bisher (c). 

(a) In Yranfreih waren 1831 6 Mil. Fr. fogenannte rentes 
Sottantes, d. 5. Renten im von Banfhäufern, Wäflern und 
Gapitaliiten, alfo leicht beweglich und in haufigem Wechſel des Bes 
ſitzes. 10%, Mill. gehören ten öffentliden Anflalten oder Com: 
pagnien. 1201/, Mill. waren fogenannte rentes classöes, d. h. 
unter viele Gigenthümer vertheilt und in ziemlich fefer Hand. Zu 
Ende des Jahres 1830 follen nur 4 Mill. rentes Bottautes gewefen 
in. Revue encycloped. Oct. 1831. ©. 75. — 1845 waren 29'/, 

ill. Fr. Renten im Beſizz öffentlicher Anflalten. 

(db) Als 3.23. in Frankreich die 3 Broc. auf 83 fanden, alfo der Käufer 
nur 3,01 Broc. des Ankaufspreifes erhielt, und die 4 Proc. 106 gal- 
ten, mußten die Befiger der 5 Proc. einfehen, daß fie nicht länger 
im ®enuffe ihrer Bortheile bleiben konnten. 


Anders verhielte es fih, wenn ein flarker Zufluß an Geldſummen vom 
Auslande einträte, was aber in tiefem Falle unwabricheinlich if. 


6. 514. 

4) Kleine Capitaliften, die Zeit und Luft haben, fich mit der 
Eintreibung ihrer Zinfen zu bemühen, ziehen allerdingd eine an: 
bere Verwendung ihres Vermögens, 3. B. dad Darleihen auf 
Unterpfänder, vor, wenn der Staat die Zinfen herabfegt. Daher 
befuͤrchtet man, daß ſich die Zahl der Staatögläubiger vermin: 
dere. Allein diefe Verminderung kann nicht rafch und in beträdht: 
licher Ausdehnung erfolgen und ift daher nicht bedeutend genug, 
um gegen die großen Vortheile der Zinderfparung in die Waag⸗ 
ſchale gelegt werden zu können (a). 


( 


S 
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ihres Unterhaltes auferlegt werde. Die geftattete freie Vahl 
glaubt man, fei nur eine leere Form, weil fie, bei der Unmoͤg⸗ 
lichkeit einer gemeinfchaftlich verabredeten Handlungäweile, bei 
der Schwierigkeit einer baldigen andermweitigen Unterbringung 
ihrer Gapitale, von der Heimzahlung keinen Gebrauch machen 
innen und mithin nothgedrungen zuflimmen müffen. Hiezu 
fomme, daß nun, wenn der Staat dad Beiſpiel gegeben habe, 
auch die Schuldner von Privatperfonen und Anftalten zur Be: 
willigung niedrigerer Zinjen gezwungen werden und mithin 
diefe Unternehmung die Urfache ber allgemeinen Zinserniedri⸗ 
gung fei (a). 


(a) Diefe Gründe wurden befonders in den Verhandlungen der franöfl: 
fhen Kammern geltend gemadht. v. Cancrin, Defon. der menidl. 
Geſ. S. 299: „Renterebuctionen find eine Art von fuccefivem Yan 
kerott“ (doch erklärt dee DBerf. die Converfion, nämlich mit Ein 
willigung der Gläubiger, nur für ein halbes Unrecht). 
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Zur Beurtheilung diefer Gegengründe dienen nachflehende 
Bemerkungen. 

1) Man kann nicht fagen, daß der Staat den Zindfuß durch 
feine Maaßregel erft herabdruͤcke, er macht nur von den Umflän 
den Gebrauch, die den Zins erniedrigen und befchleunigt höd: 
fiend deren Anerkennung und allgemeine Wirkfamkeit. Die 
Herabfeßung wäre nicht ausfuͤhrbar, wenn man nicht von Bank⸗ 
haͤuſern für einen Theil der Schuld die Zuſicherung von Dar 
leihen um niedrigere Zinfen erbielte, und obfchon die Bankherren 
fich hiebei zunaͤchſt nur jener leichtbeweglichen, zwifchen mehreren 
Staaten bins und herfehwebenden Geldmaffen bedienen, ð 


die Re 
ſtets in Bereitfchaft halten (a), fo würden fie u 
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vieler Familien und zieht eine Maffe von Armuth und Elend 
nach fih, die nur langfam überwunden werben können. 

Es find vielerlei Wege denkbar, auf denen eine Regierung 
fih auf Koften ihrer Gläubiger eine Erleichterung verfchaffen 
fönnte. In früheren Zeiten, als man in der Finanzverwaltung 
den Grundſatz der Gerechtigkeit noch nicht gewiſſenhaft fefhielt, 
kamen mancherlei verſteckte Arten des Staatsbankbruchs vor, 
die nicht einmal immer in einer ſchwierigen Lage einen Milde⸗ 
rungsgrund fanden. Dahin gehoͤrt z.B. die Muͤnzverſchlechte⸗ 
rung oder die Preiserhoͤhung gewiſſer Muͤnzſorten in der Abſicht, 
ſich die Abzahlung der Schulden in dem geringhaltigeren Gelde 
zu erleichtern, — ferner Die Ausgabe eines ſchon im Curſe ge⸗ 
funfenen Papiergeldes an die Staatögläubiger, nad) dem Nenn: 
betrage (für vol). In ber neueren Zeit find mehrere Regierungen 
durch große Finanzverlegenheit, hauptfächlich während ober in 
Folge eines fchweren Krieged, bewogen worden, auf ganz offene 
Weiſe von der Erfüllung ihrer Verbindlichkeit gegen ihre 
Gläubiger abzugeben, indem fie bald die Zinszahlung einftweilen 
einftellten, bald eigenmächtig den Bindfuß oder auch den Stamm 
(Sapitalbetrag) der Staatöfchuld herabſetzten (b). 

(a) A. Smith, IH, 345. — Nebenius, &. 477. — Bur Bergleichung 
verschiedener Borftellungen f. Badhariä a. a. O. und Baumflarf, 

©. 496. — Der Abbe Terray, Tranpöf. Finanzminifter v. 1768— 

1774, äußerte, que la banquerote était mecessaire une fois tous 

les sieoles, afin de mettre l’Etat au pair; qu'un Roi ne risgnait 

rien d’emprunter, parcequ’il &tait le maitre de ne plus payer les 


anciennes rentes, quand elles avaient Ele servies assez longtemps! 
Bresson, I, 578. 


Am befannieflen iſt die Herabfegung ber frangöfifchen Staatsſchuld 
auf Y/s, das tiers consolide, durch das Directorium im Jahre 1797. 
Es war ſchon vorher nur ?/, der Zinfen baar bezahlt worden, für 
die anderen ?/, gab man Bons auf Nationalgüter. Nun wurbe vers 
fügt, daß für %/, des Schuldftammes ſolche Bons ausgeliefert wers 
den follten, bie man beim Anfaufe von Staatögütern anbringen 
könnte. Allein die Bons ſanken im Berfehre unter ’/,, und der Ber: 
luft der Gläubiger war groß. Thiers, Histoire, IX, 133, 322. — 
Daflelbe wurde in den fpäter an Frankreich gefommenen Ländern, 
3. B. Holland, und auch im Königreich Wellfalen unternommen, 
wo das Gefeg vom 28. Juni 1812 die ältere, von den früheren Res 
gierungen herfiammende Schuld auf 1/; herabfegte. 


(b 


u, 
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$. 517. 

In Bezug auf widerrechtliche Erleichterungsmittel der eben 
erwähnten Art gelten folgende Hauptregeln: 

1) Wenn man im Staatsaufmand weife Sparfamteit beob⸗ 
achtet, die Quellen der Staatdeinfünfte gut benugt und ſich forg- 
fältig den Eredit erhält, fo kommt man nicht leicht in eine Lage, 
die zum Staatöbankerott hindrängt. Diefer ift gewöhnlich Die 
traurige Nachwirkung früherer Fehler gewefen. 

2) Wären die Umftände fo fehwierig, Daß die Regierung für 
den Augenblid unmöglich ihre Verpflichtungen vollftändig erfül- 
len kann und daß auch auf dem Wege des Ereditö keine Hülfe 
zu erlangen ift, fo bliebe nicht uͤbrig, ald zu forgen, daß das 
Mebel, welches man im Drange der Noth nicht ganz verhüten 
kann, wenigftens fo klein als möglich werde, namentlich daß die 
Gläubiger unter der Stodung in den Zahlungen am wenigften 
leiden, daß der gegenwärtige Nachtheil fich gleichmäßig vertheile, 
und daß gerade die, welche für jet verkürzt werden, fpäter volle 
Entſchaͤdigung dafür erhalten; man müßte ferner mit allen Kraͤf⸗ 
ten aufdie Beendigung der Bedrängniß binarbeiten, theild durch 
Einfchränkung der Ausgaben, theild Durch Vermehrung der Ein- 
fünfte, theil durch Befeſtigung des Credits. 

3) Iſt Die Bedrängniß vorüber, fo muß man eilen, ihre Fol: 
gen zu entfernen und die Ordnung wieder herzuftellen. Ein red⸗ 
licher Privatmann erfegt, wenn er in beflere Umftände kommt, 
feinen Släubigern die Verluſte, die fie bei feiner Zahlungsun⸗ 
fähigkeit erlitten. Unter diefem Gebote der Gerechtigkeit fteht 
ohne Zweifel auch die Regierung, allein es ift zugleich nach den 
Umftänden zu unterfuchen, ob ein Erfat möglich iſt; der Öftere 
Uebergang von Schulpbriefen aufden Inhaber in andere Hände 
macht dieß bei einem Theile der Gläubiger (die nicht etwa Cor: 
porationen find) zweifelhaft, wenn man nicht (na Nr. 2) ſchon 
bei dem Eintritt der Verlegenheit hierauf Rüdfiht genommen 
bat. Aus den Mitteln der Steuerpflichtigen einzelnen Gläubi: 
gern, welche Schuldurkunden um niedrige Eurfe erfauft haben, 
unverdiente Gewinnſte zu geben, während doch andere das, was 
fie eingebüßt haben, nicht zuruͤckerhalten, dieß läßt ſich weber 
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rechtlich verlangen noch auch nur anrathen. Deßhalb verdient 
dad in mehreren Staaten angewendete Verfahren, die im Zinfe 
verfürzten Schuldbriefe allmälig nach dem Looſe in die volle 
Verzinſung oder überhaupt in den Binfengenuß wieder einrüden 
zu laffen, feine Empfehlung. Auf je längere Zeit ein ſolcher Er⸗ 
flattungsplan berechnet ifl, deſto weniger Wahrfcheinlichkeit hat 
jeder Gläubiger, bald an die Reihe zu fommen und deſto niedri= 
ger muß mithin der Curs der zu verloofenden Schuldbriefe ſte⸗ 
benz; diefer Curs drückt aber den Schaden aus, den viele Glaͤu⸗ 
biger unwiderruflich erlitten haben. Es iſt daher in einem folchen 
alle beffer, alle Befiger folcher gefuntener Schuldbriefe gleich 
zu behandeln und diefe für einen Preis, der noch über dem ge: 
genwärtigen Börfencurfe fteht, gegen neue, pünctlich zu verzin- 


"fende Obligationen umzumwechfeln. Dan kann gewiß fein, daß 


auf diefe Weife die angewendeten Summen fih am gerechteften 

vertheilen (a). 

(a) Nebenius, ©. 480 ff. — Hier find die Finangoperationen breier 
Staaten in ber neueften Zeit zu erwähnen. 1) In den Nieders 
Landen wurde nach der wiedererlangten Selbftftändigfeit des Staates 
1814 bie auf '/,, redueirte Schuld ($. 116 (a)) wieder in ihrem 
vollen Betrage hergeftellt, hiermit jedoch zugleich eine neue Anleihe 
in Verbindung gelebt und ausgeiprocdhen, daß %/, der damaligen 
Schuld für jetzt noch unverzinslid fein (die fegenannte ausge 
ftelite oder todte Schuld, dette dilferee), und daß hiervon jährs 
lih ein Theil (neuerlih 5 Millionen fl.) in die verzinsliche oder 
wirtliche, active Schuld einrüden follte, fo wie von biefer eine 
gleiche Summe getilgt würde. Die Obligationen der damals gebil- 
deten wirfliden Schuld find unter dem Namen Integrale, inte- 
grals, im Verkehre befannt. Yür Die ausgeftellte Schuld wurten 
(ohne zureichenden Grund) zweierlei Papiere ausgegeben, Gertif- 
cate und Loosbillete (billet de chance, Kansbillet, Kanzen), in 
denen dad Verlooſen der zum Binsgenufle gelangenden Nummern 
geſchah. Diefe wurden zum Theil 1825 fogleie auf 25 Jahre voraus 
verloofet, woraus wieder der Unterfchied der verlooften und der 
fpäter zum Looſe kommenden Kanzen entfland. Der Inhaber eines 
an die Neihe gekommenen Kanzbillets mußte fih natürlich auch ein 
Gertificat auf gleiche Summe verichaffen. Der Curo einer, er. nach 
1850 mitloofenden Kanze von 1000 fl. war zulegt gegen 25 fl., der 
Certificate 9—10 fl. für 1000 fl. Das Gefeg von 1841 verorbnete 
die Umwandlung der auögeftellten Schuld in’ eine verzinsliche, in 
Gemäßheit des damaligen Burfes der erfieren. Man gab für 1000 8. 
in noch nicht verlooften Kanzen 50 fl., für 1000 fl. Gertiflcate 18, 
ufammen 68 fl. in 21/.proc. Schuldbriefen, welche zu 50-51 im 
Kurfe fanden, alfo ungefähr foviel ale 34 haar. Die ſchon verlooften 
Kanzen wurden nach der Nähe oder Entfernung bes Ginlöfungss 
termines umgewandelt. Die hieburch entftehenden neuen Schuld: 
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Briefe von 21/, Proc. wurden auf 17%/, Mill. angeſchlagen. — 2) In 
Spanien erklärte das Deeret vom 16. Nov. 1834 1/, der auswaͤrti⸗ 
gen Schuld für unverzinslih (paffiv). Für die anderen 2/, wur: 
den neue 5procentige Obligationen ausgegeben. Unter der auswär: 
tigen Schuld befanden fih die Anleihen des Cortes von 1821 und 
26, welche, ba fie v. 1823 an nicht anerfannt waren, im Curſe ſchon 
fehr niedrig, „unter 30 Proc., ftanden. Doch war 1831 ein Theil der 
Eortesobligationen zu ?/, in Iproc. Schuldſcheine, zu '/, in einfts 
weilen unverzinsliche, die nach und nach in den Zinsgenuß vorrüden 
follten, umgewechfelt worden. So entfland alfo ſchon 1831 eine aus: 
geſetzte Schuld, welche noch jeßt vorgug6weile d. differee (deuda 
diferida) im ®egenfage der neuen d. passive genannt wird, — 
Bei der 5proc. Schuld hat man neuerlich die Zinszahlung einftellen 
müflen. Bis 1841 wurden die verfallenen Zinsabfchnitte in 3proe. 
Obligationen umgewechielt. Die fpäteren find noch ausflehend. Cure 
im Febr. 1851: Baffvfch. 5, verfallene Conpons 8, 5proc. Schuld 
11—13, ebenfo die diferida, innere 3proc. 33, auswärtige 38. Die 
endlihe Megelung des Schultenwefens ift noch nicht erfolgt. 3) In 
Defterreich wurden durch Batent v. 20. Febr. 1811 die Zinfen der äls 
teren Staatsſchuld, die aus einer Anzahl verfchietener Boften beftand, 
auf die Hälfte herabgefegt und ihre Entrichtung geſchah in Ginlöfunge- 
fcheinen (Wiener Wahrung), deren Eure Später zu 250 gegen 100 Sil: 
ber feftgeftellt wurde. Der Nennbetrag diefer Schuld war 1816 608 
Mill., 1818 nach der Umwandlung eines Theiles noch 488 Mill. fl. 
Das Patent vom 31. an 1818 verordnete, daß 1) jährlich für 
5 Mill. fl. folcher älterer Obligationen nach tem Loofe in den Genuß 
der vollen Zinfen, und zwar in Silbergeld, einrüden follen (was 
ein großer Vortheil für die Befiger ift, denn fie erhalten flatt der 
bisherigen 2°/, Broc. in W. W. oder 1 Proc. in Silber nun 5 Proc. 
in legterem, und der anfängliche Curs tiefer Obligationen zu An: 
fang des I. 1818 war nur 24—25); — 2) daß jührl. für 5 Bill. fl. 
Schuldbriefe der älteren Schuld frei eingefauft und vernichtet wers 
den follen. Der Eurs berfelben ift gegen 65. Im Mai 1841 waren 
noch 245,519 000 fl. biefer älteren Schulden vorhanden (Tego⸗ 
borsti, I, 47. 43), im Jum. 1545 noch 1652., Mill., auf 2, Proc. 
reducirt 144,486,000 fl. Curs 50-60. Zu 60 eingelöft und zu 5 
Proc. verzinfet wiirde fie 41’, Mil. jährlich Foflen. — Auch Peru 
bat eine nusgeftellte Schuld (Curs im Ian. 1851 g. 33), ferner 
Venezuela (Curs 11',,) und Granada. 
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Im Gegenſatze des Bankbruches ift die redliche, vertrags⸗ 
maͤßige Befriedigung der Staatsglaͤubiger, die Tilgung der 
Schulden, mit aller Sorgfalt zu veranſtalten. Die Mittel, wel⸗ 
che man hiezu benutzen kann, ſind: 

1) Summen, welche ein für allemal der Regierung zu Ge: 
bote ftehen; dahin gehören a) Einnahmen aus Domaͤnenverkaͤu⸗ 
fen und Gefällablöfungen, $. 9498, vgl. 138 ff. Durch 
den allmäligen Verkauf kann, fo lange die Domänen ausreichen, 
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eine fortwährende Einnahme erzielt werden, die jeboch fein Ein- 
kommen ift, I, $. 79a (a). b) Einnahmen zufälliger Art, die 
Peiner Fortdauer fähig find, 3.3. Zahlungen von anderen Staa: 
ten (b), Säcularifationen u. dgl. 

2) Theile der Staat3einfünfte, welche man für die Schul- 
dentilgung beflimmt. Der Wunfch, die Staatöfchuld zu befeiti- 
tigen, darf die Regierung nicht verleiten, dem Einfommen des 
Volkes alzu große Summen zu entziehen, vielmehr muß man 
ſich auf eine allmälige Abzahlung der Schuld mit denjenigen 
Huͤlfsmitteln befchränfen, die fich, ohne die Grundfäge der Be- 
fleuerung zu verlegen, jährlich aus dem Volkseinkommen ziehen 
laffen (ce), indem man entweder an anderen Ausgaben etwas 
erfpart (d), oder durch Erhöhung oder Vermehrung der Steuern 


bad Einfommen vergrößert. 


(a) Im preuß. Etat fteht 1 Mill. rthlr. jährliche Cinnahme aus dem 
Domänenverkaufe, neuerlich aus Domänenablöfungen. 

(6) Die Zahlungen Franfreihs an die verbündeten Mächte nach dem 
zweiten Barlter Frieden (700 Mil. Fr. im Ganzen) gaben in mebs 
giten deutfchen Staaten eine gute Hülfe zum Anfang der Schulden: 
ilgung. 

(c) Semi iſt die Verwerflichfeit aller derjenigen Entwürfe zur plötz⸗ 
lihen Aufhebung der Staatsfchuld ausgerprocen, bei denen bie Laſt 
den jegigen Steuerpflichtigen aufgebürdet werden follte, es fei nun 
burch die Weberweifung der Schuld an bie fämmtlichen Staatsbürger 
nach dem Steuerfuße, was auch für die Gläubiger fchon ſehr vers 
legend wäre, weil ihnen hierbei mehrere, vielleicht unbekannte und 
entfernte Schultner aufgedrungen würden, — oder durch eine jehr 
hohe augenblicfliche Befleuerung, woraus bie Regierung die Mittel 
zur völligen Abzahlung erhalten würte. Diefer Gedanke wurde zus 
erft von Archibald Hutchinſon unter Georg I. geäußert (furz 
widerlegt von Hume, a. AbH.) und neuerlih von Ricardo u. 9. 
verfolgt. Edinburgh Review, Oct. 1827. Nr. 92 ©. 407; die halbe 
Schuld, nämlidh 380 Mill. L., follte auf die Beſitzer des werbenden 
Vermögens gelegt werden, welches ungefähr 2330 Mil. 2. fein 
möge, ſo daß die Schuld eines Jeden ungefähr 12 Proc. (16 Proc.?) 
feines Bermögens hinwegnehmen würde. Gin neuerer englifcher 
Schriftftellee (1832) fchlägt eine Steuer von 20 Proc. alles Ver⸗ 
mögene und von 50 Proc. alles Arbeits: und Gewerbeinkommens vor. 
Pebrer (Hist. financ. II, 342) entwidelt einen Tilgungs- Plan 
vermittelt einer Steuer von 91/, Proc. des ganzen Privatverınögeng, 
aller Befoldungen, Zinfen der Staatsſchuld und des Ertrags aller 
Gewerbe, die kein Capital befchäftigen. Die Bermögensfteuer fol 
fhon 500 Mill. 2. einbringen, und diefe Summe gerade auch an 
der Schuld abgezahlt werden, woran jeboch 71 Mil. als Steuerbel- 
trag der &läubiger felbft abgehen, man hätte alfo nur 429 Mil. 2. 
nöthig, bie in 8 Bierteljahrsbeiträgen zu 531/, Millionen erhoben 
würden. — Im preuß. Staat war daran getacht worten, die Staats⸗ 





(d) 
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ſchuld in Gemeimbefchulten aufzuloͤſen und die Berliner Stadivers 
ordneten follen fi zur Uebernahme des auf ihre Stadt nach Maaß⸗ 
ie ber Bolfömenge treffenden Theile (17 rthlr. ver Kopf) erboten 
aben, was freilid für die Hauptſtadt, in_ber die durchſchnittsmaͤßige 
Steuerfähigkeit auf den Kopf ſehr groß ſein muß, ein ſehr vortheil⸗ 
haftes Abkommen geweſen wäre. Die Stadt Kanth in Schlefien 
vertheilte ihre Gemeindefchulden unter die Bürger, die fie wirklich 
abzahlten. ©. (v. NReibnig?) Ueber Preußens Gelthaushalt, ©. 
89. — Ausführliche Widerlegung jener Neußerung Ricardo’s bei 
Nebenins, ©. 563. — Die Gründe, welche oben für die Borzügs 
lichfeit der Anleihen gegen erdrückende Steuern angegeben worben 
find ($. 478), ſprechen gegen alle Vorfchläge diefer Art, bei denen 
die gegenwärtigen Steuerpflichtigen zum Theil zu Grunde gerichtet, 
und aus der Unvollfommenheit der Schatzungsſyſteme die größten 
Ungerechtigfeiten veranlaßt werden müßten. 
Hieher ift auch bie Sinsherabfegung zu rechnen, fowie bie Mebertra- 
gung abnehmender Ausgaben mit gleichbleibenter Ausftattung an 
die Schuldentilgungscafie. Diefe braucht indeß nicht felbft mit der 
Beforgung fo verfchiedenartiger Ausgaben beläftigt zu werten, wenn 
ihre nur die erfparten Summen richtig zufommen. Beifpiel einer 
folhen Berwidlung in Baiern: Es wurden daſelbſt im Jahre 1819 
(Schuldgef. v. 22. Juli) ter Schuldentilgecafie 2,500,000 fl. Penſio⸗ 
nen ded Säcularifationss und Mediatiflrungs- Etats überwielen, 
durch deren allmäliges Heimfallen man einen Bortheil für die Caſſe 
erwartete. 1825 (Schuldgei. v. 11. Sept. 6. 6) wurden noch alle 
anderen bisherigen Penſionen, i. B. von 3,422,000 fl., diefer Caſſe 
zugetheilt, welche demnah am 1. Det. 1825 5,283,283 fl. Benfionen 
auszubezahlen hatte, wofür fie aber nur 2,700,000 fl. Dotation em⸗ 
pfing, weßhalb ihr geftattet wurde, Summen zu borgen, bie bei 
tem Heimfalle der Benflonen wieder getilgt werden fünnten. So 
entftand eine befondere Benfions-Amortifationscafle. Bis 1529 hat⸗ 
ten fich Die Benfionen auf 4,115,749 fl. vermindert, biß zum 1. Oct. 
1832 auf 3,596,000 fl., obgleich im 3. 1831 301,578 fl. weitere Ben» 
fionen beigefchlagen worden waren. 1847 waren bie Penſionen fchon 
auf 1,135,979 fl. gefunfen. Die Schuld der PBenfionscafle belief fich 
1837 auf 153/, Mill. fl., 1847 auf 11,916,646 fl., die auch wieder 
unter den Activen ter allgemeinen Amortifationdcaffe aufgeführt 
find. Sept bedarf tiefe Caſſe nicht mehr ihre ganze Ausflattung und 
fann einen Theil der geborgten Gelder an die allgemeine Schuld⸗ 
cafe zurüdgeben. Bon 1850 an erhält fie Jährlih nur noch 21/, 
Mill. ſtatt der bisherigen 2,700,000 fl. — Die ganze Operation ifl 
als ein Borgen u Beftreitung einer laufenden Auegabe, mit einem 
auf die baldige Verminderung berfelben gebauten Tilgeplane anzu: 
fehen. — In Frankreich wird die Ausgabe für-PBenflonn zu dem 
Aufwande für die Staatsfchuld gerechnet, fie nimmt aber mit dem 
Heimfalle der vielen Militärpenftionen fortwährend ab und fo auch 
die für fie ausgefeßte Summe. 


$. 519. 
Im Kortgange der Tilgung ergiebt fich eine neue und ſtets 


anwachfende Hülfsquelle aus den erfparten Zinfen der abgetra- 
gennSchuldpoften. Das Mittel, durch welches man die Verwen⸗ 
/ 
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ihreö Unterhaltes auferlegt werde. Die geftattete freie Wahl, 
glaubt man, fei nur eine leere Form, weil fie, bei der Unmoͤg⸗ 
lichkeit einer gemeinfchaftlich verabredeten Hanblungdweife, bei 
der Schwierigkeit einer baldigen andermweitigen Unterbringung 
ihrer Gapitale, von der Heimzahlung keinen Gebraud machen 
innen und mithin nothgebrungen zuflimmen müffen. Hiezu 
tomme, daß nun, wenn der Staat bad Beifpiel gegeben habe, 
auch die Schuldner von Privatperfonen und Anftalten zur Be: 
willigung niedrigerer Zinfen gezwungen werben und mithin 
diefe Unternehmung die Urfache der allgemeinen Zinderniedri: 
gung fei (a). 
(a) Diefe Gründe wurden befonders in den Berhandlungen der franzöfl: 
fhen Kammern geltend gemacht. v. Cancrin, Dekon. der menſchl. 
Gef. S. 299: „Menterebuctionen find eine Art von fucceffivem Bans 


ferott“ (doch erklärt der Berf. die Converfion, nämlich mit Eins 
willigung der Glaubiger, nur für ein Halbes Unrecht). 


$. 513. 


Zur Beurtheilung dieſer Gegengründe dienen nachflehende 
Bemerkungen. 

1) Man kann nicht fagen, daß der Staat den Zinsfuß durch 
feine Maaßregel erſt herabdruͤcke, er macht nur von den Umſtaͤn⸗ 
den Gebrauch, die den Zins erniebrigen und befchleunigt hoͤch⸗ 
ftend deren Anerkennung und allgemeine Wirkfamkeit. Die 
Herabſetzung wäre nicht ausführbar, wenn man nicht von Bank⸗ 
bäufern für einen Theil der Schuld die Zuficherung von Dar: 
leihen um niedrigere Zinfen erhielte, und obfchon die Bankherren 
füch hiebei zunächft nur jener leichtbeweglichen, zwifchen mehreren 
Staaten hins und herſchwebenden Geldmaffen bedienen, die fie 
ftet in Bereitfchaft halten (a), fo würden fie doch ficherlich die 
Hand nicht bieten, wenn fie nicht auf den Beiftand vieler Capi⸗ 
taliften gegen den niedrigen Zindfuß rechnen dürften, weil fie 
fonft ihre Summen nicht fobald wieder zurüdziehen koͤnnten. 

2) DieHerabfegung erfolgt auch nicht ganz unvorbereitet, viel: 
mehr hat dad vorausgegangene Steigen des Eurfed, befonders 
wo Stocks unter dem Nennbetrage ausgegeben waren, den Käu: 
fern die Abnahme des Zindfußes fühlbar gemacht (6). Alle 
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diejenigen aber, welche noch um einen niebrigeren Curs ein: 
gefauft haben, verlieren weniger oder nichts. 

3) Bei vielen der im Privatleben fogenannten Capitale 

(1, 8.54) oder Zindforderungen ift die geliehene Summe längft 

verzehrt, und eine folche Schuld kann nur dann zurüdgezahlt 

werben, wenn ihr Betrag dem Schuldner von einem andern. 

Eigenthümer dargeliehen wird. Wenn daher wirklich Die Heim: 

zahlung eines Theils der Staatöfchuld erfolgte, fo fehte fie vor- 

aus, daß viele Eapitaliften ihr Vermoͤgen aus anderen Anleguns 
gen zurüdziehen und dem Staate leihen, wodurch bei ihren bis⸗ 
berigen Schuldnern ein neues Capitalbedürfniß entfteht. Es 
ginge alfo hauptfächlich nur ein Wechfel der Schuldner und 

Gläubiger vor und ed Pönnte nicht an Gelegenheit fehlen, eins 

gegangene Capitale wieder anzulegen, aber freilich nicht um fo 

hohe Zinfen, als bisher (c). 

(c) In Frankreich waren 1831 gegen 6 Mill. Fr. ſogenannte rentes 
Sottantes, d. h. Renten im Befe von Bankhäuſern, Mäflern und 
Gapitaliften, alfo leicht beweglich und in häufigem Wechfel des Be⸗ 
fipes. 10'/, Dill. gehören den öffentlihen Anftalten oder Com⸗ 
pagnien. 120%/, Mill. waren fogenannte rentes classdes, d. h. 
unter viele Cigenthümer vertheilt und in ziemlich fehler Hand. Zu 
Ende des Jahres 1830 follen nur 4 Mill. rentes flottantes geweſen 
Inn Revue eneycloped. Oct. 1831. ©. 75. — 1845 waren 29!/, 

ill. Fr. Renten im Beflg dffentlicher Anftalten. 

(6) Als 3.3. in Frankreich die 3 Proc. auf 83 flanden, aljo der Käufer 
nur 3,61 Broc. des Ankaufspreifes erhielt, und die A Proc. 106 gal- 
ten, mußten die Befiter der 5 Proc. einfehen, daß fie nicht länger 
im Genuſſe ihrer Bortheile bleiben konnten. 


Anders verhielte ed fich, wenn ein ftarfer Zufluß an Geldſummen vom 
Auslande einträte, was aber in dieſem Zalle unwahrſcheinlich if. 


8.514. 

4) Kleine Gapitaliften, die Zeit und Luft haben, ſich mit ber 
Eintreibung ihrer Zinfen zu bemühen, ziehen allerdingß eine an: 
dere Verwendung ihres Vermögens, z. B. dad Darleihen auf 
Unterpfänder, vor, wenn der Staat die Zinfen herabfegt. Daher 
befürchtet man, daß fih die Zahl der Staatögläubiger vermin⸗ 
dere. Allein diefe Verminderung kann nicht rafch und in beträcht: 
licher Ausdehnung erfolgen und ift Daher nicht bedeutend genug, 
um gegen die großen Vortheile der Zinserfparung in die Waag⸗ 
fchate gelegt werden zu können (a). 


(c 


— 





auf den Inhaber (au porteur) oder Certificate find 
vortheilhaft 

1) für die Regierung, weildie beſchwerliche Buchführung über 
die Eigenthümer jeder Obligation und den Uebergang der: 
felben in andere Hände ganz befeitigt wird; 

2) für den Eigenthümer, weil fie leichter zu verkaufen find, 
da man von ben Förmlichkeiten des Anmeldens bei ber 
Staatöbehörde völlig befreit ift. 

Die Schuldbriefe auf Namen, die fogenannten Infcrip> 
tionen, welche bei jeder Veräußerung einer Umfchreibung in 
dem Schuldverzeichniß der Regierung und einer neuen Ausferti⸗ 
gung für den Käufer bedürfen, find deöhalb minder beliebt, als 
die auf den Inhaber geftellten, und da die Mühe und die Koften 
bei der Webertragung noch größer find, wenn ber Verkauf im 
Auslande gefchieht, fo verbreiten fich folche Schuldbriefe nicht fo 
weit, als die der anderen Art (db). Man hat zwar die Erfchwe- 
tung ber Uebertragung darum für zuträglich erachtet, weil die- 
felbe mehr von dem Speculanten in Staatöpapieren gefcheut 
wird, ald von dem Capitaliften, der diefelben kauft, um fie zu 
behalten, und weil der Stodöhandel feine Erleichterung ver: 
dient. Allerdings ift diefer vielfältig miteidenfchaft getriebene, 
viele Menfchen zu Grunde richtende Handel eine ungünftige 
Bolge des heutigen Schuldenwefend, befonderd der häufigen 
Cursſchwankungen, I, 8.440, 441. Da jedoch bei dem Umfage 
der Stod8 die verfchiedenen Zwede der Käufer nicht zu unter: 
fcheiden find, fo ift ed nicht rathfam, alle Gefchäfte zu erfchwe: 
ren, wobei der Begehr und folglich der Curs einer Art von Pa: 
pieren doch immer einigermaaßen erniedrigt werden Pönnte. Die 
Unternehmer einer Anleihe ziehen des leichteren Abſatzes wegen 
die Obligationen auf den Inhaber entfchieden vor. Staatsob⸗ 
ligationen, deren Curs hoch und feft fteht, haben, wenn fie gleich 
leicht übertragbar find, doch wenig Reiz für die Stodshändler 
und pflegen größtentheild in fefter Hand zu bleiben. In ber 
neueften Zeit hat man es öfters in die Wahl der Gläubiger ge: 
ſtellt, Schulbbriefe auf den Inhaber oder auf Namen zu er: 
balten. 


(a) 


(6) 
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Dieß engltiche Wort von beutfcher Abflammung verdiente feiner 
Kürze willen im Deutfchen gebraucht zu werden, da e8 au zu Zus 
fammenfeßungen fehr geeignet if; Stodshandel, Stodbörfe, Stock⸗ 
befiber (stocks-trade, -bourse, -holder etec.). 

S. Nebenius, ©. 412, 533. Die franzöfifchen Renten find ſolche 
SInferiptionen,. bei denen die dem Glaͤubiger eingehändigte Urkunde 
nur eine Abfchrift. des Ginteagee in dem SHauptbuche der Staats: 
fhuld if. Le grand-livre de la dette publique est le titre fonda- 
mental de toutes les rentes inscrites au profit des creaneiers de 
PBtat. Decr. v. 24. Aug. 1793. Fuͤr die in jedem Dep. wohnenden 
Glaͤubiger wird im großen Hauptbuh ein Geſammt⸗Cintrag ges 
macht (compte collectif) und jeder Öbereinnehmer des Dep. hält 
darüber ein beſonderes Buch, ftellt den Gläubigern Inferiptionen 
aus und beforgt das Gintrggen ter PVeräußerungen von Renten. 
Geſ. v. 14. Apr. 1819. — Nach ber Ordon. v. 29. Apr. 1839 follen 
auch Renten auf den Inhaber ausgegeben werden, wenn die Inhaber 
der inscriptions des rentes nominatives die Umtaufchung begeh: 
ren; ausgenommen find die aus einer geießlichen Urfache unbeweg- 
lihen Renten, 3. B. der Gautionen, Majorate, öffentlihen und 
kirchlichen Anftalten, Penſionscaſſen, Pflegichaften sc. Auch die eng: 
liſchen Stods gehören zu den Inferiptionen. Jeder Berfauf wird 
im Umfchreibeamt (transfer office) angezeigt und eingetragen und 
dem Käufer wird die Quittung des Verkäufers mit der Beglaubi- 
gung des Schreiber bei jenem Amte eingehändigt, Mac Culloch, 
Handb. II, 743. — Bei den ruffifchen Inferiptionen kann der Vers 
fauf durch eine fchriftliche, im Auslande von einem ruffifchen Eonful 
beglaubigte Eeffion auf der Ruͤckſeite (Indoffirung) geichehen. 
Certificate werden in Rußland diejenigen Abfıhrilten von Ins 
feriptionen genannt, welche mit gedrudten Sinsfcheinen (coupons) 
verfehen find und deren Zinfen man baher im Auslande, namentlich 
in Amflerdvam und Hamburg erheben kann; allein diefe Certificate 
mit Zinsabfchnitten laufen nur im Auslande um, indem fie bloß von 
ben leihenden Banfhäufern, mit Genehmigung des Stanted ausge⸗ 
fertiget find. — Nenpolitanifche Inferiptionen; ein Theil berfelben 
iR durch die vom Haufe Falconet u. Comp. veranftalteten, auf 
den Inhaber lautenden Abdfchriften (Certificate) leichtbeiweglich ges 
macht. — Gin Theil der hannoͤv. Tantichaftlichen Obligationen fleht 
auf Namen. — Der Hauptvorzug der Schulbbriefe auf Namen ift 
bie Sicherheit des Beſitzers vor Diebftahl und zufälligem Verluſt 
der Schuldbriefe, — ferner weiß bie Regierung genen, in weflen 

ſt 


Befitz die Staatsobligationen ſich jeden Augenblick befinden, was zur 
Beurtheilung mancher Operationen von Nutzen ift. 


3. Abtheilung. 
Berwaltung der Staatsfchulden, 


1. Sauptftüd, 
Vorbereitende Maaßregeln. 
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Iſt eine Staatsfchuld vorhanden, fo wird Die Beforgung ver- 
fchiedener auf diefelbe ſich beziehender Sefchäfte nothmendig, 
deren Inbegriff die Verwaltung der Staatdfchulden 
genannt werden kann, und für weldye ein geregelter Gang fuͤhl⸗ 
bares Bedürfniß ift. Wenn man den Staatshaushalt aus einem 
verworsenen Zuftande in einen wohlgeordneten hinüberzuführen 
und namentlich mit vielen Rüdftänden ($. 486) zu thun hat, 
. fo muß man mif der Rihtigftellung (Liquidirung) der 
Staatsſchuld beginnen, namlich mit der Unterfuhung aller ein- 
zelnen Korderungen an den Staat nach threm Betrage, ihren 
Bedingungen und ihrer Rechtögültigkeit, und eine Zufauımen- 
flelung des ganzen Schuldenſtandes, allenfalls mit Unterſchei⸗ 
tung von Glaffen und Unterabtheilungen. Diefe Vorarbeit dient 
die Größe der Schuld genan Fewnen zu lernen und unbegrünbete 
Anfprüche zurüd zu weifen. Die Unterfuchung ſoll jeboch wicht 
in eine willkuͤrliche Verkürzung der Staatögläubiger ausarten, 
fondern vielmehr mit forgfältiger Beachtung aller Rechte ge: 
führt werden, fo daß jedem die Gelegenheit offen bleibt, feine 
Forderungen auf gerichtlihem Wege geltend zu machen. Nach 
der Beendigung dieſes Gefchäftes können den Staatögläubigern 
Schuldbriefe gleicher Art zugeftellt werden. Auch im Fortgange 
der Schuldverwaltung, fo oft Die Schuld durch Entfchädigungen 
und Einverleibung alter und neuer Forderungen vergrößert 





wird, muß immer zuerfi Die Größe des Zuwachſes in Gemäß 
beit der Geſetze genau ausgemittelt werden, bevor man zur Aus⸗ 
haͤndigung von Obligationen fchreiten kann (a). In den meis 
ſten Staaten, die eine beträchtliche Schuld Haben, finden ſich meh⸗ 
rere, aus verfchiebenen Zeitpuncten und Anleihgefchäften herruͤh⸗ 
sende, nach Zindfuß und anderen Bebingungen von einander 
abweichende Theile der Staatöfchuld neben einander. Das 
gleichzeitige Beftehen vieler ſolcher Schnibtheile ift eine zweck⸗ 
loſe Beſchwerde und bie Zufammenziehung in wenige Haupt: 
maſſen rathfam, Aber bie völlige Verſchmelzung in eine einzige 
Urt wird bald durch die zugeficherten Rechte einer Elaffe von 
Bläubigern, bald durch Rüdficht auf die verfchiedenen Wünfche 
und Zwecke derſelben und ihre Abneigung vor einer Beränderung 
verhindert. | 
(ar Die Schuld vieler deutfcher Staaten it auch in der Friedenszeit 
1815 —1848 noch beträchtlich gewachfen. Dieß ift jedoch Feine Ver⸗ 
fchlimmernng , weil es herrührt 1) von Provincials und Bezirks: 
ſchulden, die auf den ganzen Staat übernommen wurben, 2) von 
ber Liquidirung Ichon vorhandener Forderungen und der Beendigung 
von Rechtöftreitigfeiten über die Bertheilung älterer Schulden unter 
mehrere Staaten, 3) ven Entſchaͤdigungen für aufgehobene Gefälle, 


als Zehnten, Frohnen, Leibeigenfchaftsgefälle u. dgl, 4) von der 
Erbauung der Bifenbahen auf Staateredinung. 


$. 508. 


Zur guten Behandlung des Schuldenweſens gehoͤrt wefentlich 
bie Errichtung einer befonderen Cafſe und einer derſelben vor: 
gefeßten Behörde, welcher die ganze Schuldvermaltung über: 
fragen wird (a). Eine folde Schutdverwaltungscaffe, 
die man gewöhnlich nad einen Theile ihrer Beſtimmung 
Amortifationd- ober Schuldentilgungscaffe nennt, 
erhält gewiffe Einnahmen theild aus der Staatäcaffe, theild aus 
eigenem werbendem Bermögen, und diefe anögefchtedenen Ein: 
fünfte follen bloß für die Schuld verwendet werden, weil eine 
Bermifchung verfchtebenastiger Ausgaben leicht Stodungen m 
die Zahlungen an die Staatögläubiger veranlaffen könnte, was 
bem Staatöcrebit fehr nachtheilig wäre. Die Srundung einer 
Caſſe diefer Art iſt alfo nicht bloß der Einheit und Ordnung in 
der Schulbverwaltung willen, fondern auch darum noͤthig, weil 
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fie ein Pfand des ernftlichen Willens der Regierung bildet, alle 
eingegangenen Verbindlichkeiten pünctlich zu erfüllen (6). Dies 
fer Gaffe werden auch die außftehenden Zinsforberungen (Actis 
ven) zugetheilt, die man, wo fein befonderer Grund im Wege 
fteht, zur Vereinfachung der Gefchäfte allmälig auffündigen und 
zur Verminderung der Schuld verwenden follte. Die jährliche 
Einnahme (Dotation) aus der Staatscaffe muß in Gemäß» 
heit bed Voranſchlages unfehlbar ausbezahlt werben, ed wäre 
denn, bag man wegen vermehrter Staatöbebürfniffe die Zil- 
gung einftellen müßte. Um dad Vertrauen zu ber Schuldver: 
waltung zu erhöhen, hat man oft befonders fichere Staatdeins 
fünfte bezeichnet, aus denen die Auöftattung der Schuldentils 
gungscaffe hergenommen werden follte (c). Dieß könnte nur 
dann eine größere Sicherheit gewähren, wenn bie beflimmten 
Summen fogleidy unmittelbar von den befonderen Eaffen des 
benannten Einnahmözweiges in die Amortifationdcaffe abgelie- 
fert würden ; aber dieſe Vorkehrung ift bei einem georbneten Fi⸗ 
nanzwefen unnöthig, bei einem zerrütteten Zuflande dennoch 
nicht fichernd. Wirkfamer iſt ed, die Vorgeſetzten der Schuld: 
verwaltung für die Beobachtung der gefeglichen Vorfchriften 
verantwortlich zu machen (d). 
(a) In Großbritanien wird fie von der Londoner Banf beforgt. 
(d) Die franzöftfche Amortifationscaffe trat nah dem Gef. v. 28. Apr. 
: 1816 am 1. Suni in Wirkſamkeit, die öfterreichifche wurde ge das 
Patent vom 22. Ian. 1817 gegründet und am 1. Februar deſſelben 
Jahres eröffnet, die baierifche den 1. Dft. 1811; die badifche ift ſchon 
durch das Geſ. v. 31. Aug. 1808 errichtet; neues Gef. v. 31. Dechr. 
1831. — Errichtung einer „Hauptverwaltung der Staatefchulden“ 
in Preußen, Gel. v. 21. San. 1820. 
(ce) Im Baiern ift der fchon feit früherer Zeit zur Berzinfung der Schuls 
ben beflimmte Malzaufichlag auch jeßt noch dieſer Berwendung ges 
widmet,” mit bem Dorbehatte einer Ergaͤnzung; Binanz. Gel. vom 
28. Der. 1831, $. 3. — Baben, Finanz. Gel. v. 1835, $. 6: Die 
reinen Revenuen der Forſt⸗, Salinen⸗, Berg: und Hüttenverwal 
bie auf einen gewiſſen Defrag. Neuerlich man die Bezeichnung 
beſtimmter @infünfte aufgegeben. 
Angef. bad. Gef. v. 1831: Die Dotation der Amortifatione- Gafle 
muß vor allen anderen Ausgaben von der Staatscafle abgeliefert 
werben. Der Director der Amortifationscaffe muß gegen Zahlungs⸗ 
anweifungen des Finanzminifters, welche ihm ungefeglich oder nach⸗ 


theilig ſcheinen, protefliren und ſich nötbigenfalls an das Staats: 
miniflerium wenden. Der fländifche Ausfhun prüft jährlich die Rech⸗ 


(d 


— 


nung dieſer Caſſe. — A. preuß. Gef. Art. IX.: bei Crledigungs⸗ 
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fällen werden für den Präfidenten und bie Mitglieder von ven 
fünftigen Reichsſtaͤnden und für jetzt vom Staatsrath 3 Berfonen 
vorgeichlagen. — In Frankreich wurde zur Ueberwachung der Amors 
tifationscafle ein Auffichterath beftellt, beftehend aus 1 Pair, 2 Mits 
gliedern der Deputirtenfammer, 1 Präfldenten des Rechnungshofes, 
dem Gouverneur der Pariſer Bank und dem Bräftbenten der Barifer 
Handelskammer. 


2. Hauptflüd. 
VBerzinfung der Staatsfchulden. 


$. 509. 


Die pünctliche Entrichtung der Zinfen muß aus allen Kräf- 
ten aufrecht erhalten werden, weil ihre Unterbrechung fowohl 
eine Rechtöwidrigfeit als eine Härte gegen bie Gläubiger ent: 
hält und dem Staatöcredite eine tiefe Wunde fchlägt. Sind die 
erforderlihen Summen für jedes Jahr auögemittelt und ber 
Schuldvermaltung zugewiefen, fo ift bie wirkliche fortlaufende 
Ausbezahlung ein einfaches Gefchäft, über welches nur wenige 
Bemerkungen nöthig find. 

1) Zur Beſchleunigung bed Geldumlaufes ift es dienlich, 
wenn die Zindzahlungen zu verfchiedenen Zeiten im Jahre ger 
ſchehen, welches man theild durch halbjährige Zinsentrichtung, 
theils fo bewirken fann, daß die Obligationen verfchiedene Ver⸗ 
zinfungstermine haben (a). 

2) Es gereicht fehr zur Bequemlichkeit der Stodöbefiger, 
wenn die Zinfen nicht allein bei der Schuldentilgungdcaffe in 
der Hauptftadt, fondern auch bei jeder Öffentlichen Gafle zu ers. 
beben find. Diefe Caſſen fenden dann bei ihren Ablieferungen 
an höhere Gaffen die eingelösten Zinsquittungen ſtatt baar ein 
und die Hauptflaatöcaffe rechnet diefelben der Amortifationscaffe 
bei ihrer Ausftattung mit an (b). 

3) Zur Verhütung von Betrügereien hat man bie gebrud: 
ten Bindquittungen, Zin sabſchnitte, Zins boͤgen, Cou: 
pons (c), allgemein eingeführt. Mit jeder Obligation wird ein 
Borrath folcher Quittungen auf eine gewifle Zahl von Jahren 


ausgegeben, jede mit ber Nummer ber Obligation und dem 
Rau, polit. Deton. Ste Ausg. II. 2. Abth. 20 


\ 


Tage, an dem fie fällig if, verfehen, fo bag nie 2 Quittangen 
ganz gleichlautend find und jede ohne einen fchriftlichen Beiſatz 
bei der Erhebung ber Zinfen abgeliefert werden kann. Sind 
diefe Coupons zu Ende, fo muß man fich einen neuen Vorrath 
einhändigen laffen, wozu entweder die Vorlegung der Obliga: 
tionen felbft, oder eined auf biefelben hinmeifenden mit ihnen 
zugleich audgegebenen Zegitimationdfcheined (talon) erforder: 
lich iſt. 
(a) Frankreich: Die 5 Proc. am 22. März und Sept., die 3 Proc. am 
22. Zun. und Der. 
(d) Mande Staatsobligationen find in ausländifchen Handelsfläbten vers 
inslih gemacht worden. 


(ce) Bon couper, weil mehrere auf einem Bogen flehen und zur Berfalls 
zeit immer der naͤchſte abgefchnitten wird. 


$. 510. 

Die wichtigfte, auf die Zinszahlung fich beziehende Maaß⸗ 
regel ift die Herabfegung (Reduction) der BZinfen, 
Konverfion der Renten (a). Sie bringt eine große Er: 
fparniß an den jährlichen Ausgaben zu Wege, die man am na⸗ 
türlichften zur fchnelleren Abzahlung ber Schulden benugen 
Tann (b), und fie gefchieht bei demjenigen Schulden, in An: 
fehung deren die Regierung zur Kündigung befugt ifl, ohne 
Rechtöverlegung gegen die Gläubiger, wenn man nur diefen bie 
freie Wahl anbietet, ob fie ihre Forderungen nach einer beftimm: 
ten Zeit, 3.3. einem Bierteljahre, zuruͤck empfangen, ober fie 
für niedrigeren Bind flehen laffen wollen. Auch enthält diefe 
Maaßregel nichtd Unbilliged, wenn fienur auf einer Benutzung 

‚der gegebenen volföwirthichaftlichen Werhältniffe, namentlich 
der Vermehrung ber Gapitale, der zunehmenden Schwierigkeit 
ihrer Anlegung, bed niedrigeren Zindfußes, fowie des mehr be: 
fefligten Staatscredites beruht. Der fleigende Curs der Staats⸗ 
papiere, insbeſondere die Ueberfchreitung des Pari durch die⸗ 
jenigen, welche die höchften Zinſen tragen, deutet an, daß die 
Herabſetzung ausführbar fei, und da ber Curs in ber Regel nicht 
weit über Pari fteigt ($. 495. 2.), fo genügt e8 ſchon, wenn 
dieß um mehrere Procente überfchritten ifl, ja es iſt rathſam, 
nicht lange zu zögern, denn je höher der Curs hinaufgeht, deſto 
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mehr Würben bie Beſitzer der Schuldbriefe einbüßen (c). Im 
den legten Sahrzehnden konnten viele Regierungen ihre Schul: 
ben von 9 bis auf 3'/, Procent berabfegen (d), und während 
vorher Privatperfonen auf gute Hypotheken billiger geliehen er: 
halten konnten, ald die Regierungen, fo ift es jetzt, wenigſtens 
in Staaten, deren Eredit unerfchüttest geblieben ifl, umgekehrt, 

I, 8. 226. Hat man Schulpbriefe von verfchiedenem Zinsfuße, 

fo muß natürlich mit ber Herabfegung derjenigen, welche den 

hoͤchſten Zins tragen, der Anfang gemacht werden. 

(a) ©. vorzüglich Nebenius, Oeff. Erebit, I, ©. 297—309. Defien 
Schrift: Ueber die Herabfeßung der Zinjen der öffentlichen Schulden, 
Stuttg. 1837. — Bernoulli, Beitr. S. 1806. 

(d) Solche Zinsherabfegungen lieferten 1655 in Holland und 1685 im 
Kirchenſtaate die Mittel zur allmäligen Berminderung der Schulden. 
Smith, IH, 377. Ju England wurde die erfte Reduction im 
Jahr 1699 vorgenommen, von 6 auf 5 Proc. Pebrer I, 19. Dafs 
felbe geihah 1716 und erfparte 324,456 8. St.- 1727 erfolgte bie 
Herab egung des größten Theild der Schuld auf 4 Proc. Die weis 
tere Reduction fand 1742 noch Wibderfprud; 1749 wurbe fie fü bes 
Thloflen, daß die Gläubiger bie 1757 3'/, Proc. und von da an 
nur 3 Broc. erhalten follten, wobei man 565,600 8. St. jährlich ers 
fpgrte. Cohen, S. 203. — Später entflanden wieder Anleihen mit 
höheren Binfen, und man fonnte 1822 ph Herabſetzung von 5 auf 
4 Proc. abermals 1,222,000 8. St. jährlich erfparen. 1826 Herabfegung 
einer Summe von 70 Mill. 4 Proc. auf 31/, Broc.; 1830 Reduction 
der 4 Proc. von 1822 auf 3'/,, mit einem Gewinn von 750,000 8. St. 
1844 wurden 1571, Mill. 4 Proc. auf 10 Sabre in 3'/, Proc. um⸗ 
gewandelt, fo daß fie von 1854 an nur 3 Broc. tragen. Grfparniß 
390.000 2. Die ganze Binsverminderung feit 1822 in Folge viefer 
Maafregeln ift 2,749,000 R. Mac Culloch Tax. ©. 448. 

(ce) Wie vor 1848 in Frankreich und Oeſterreich. 

(d) Die bad. Mentenfcheine wurden im 3. 1825 von 5 auf 4!/,, 1829 
auf 4, 1834 auf 31/, Broc. erniedrigt. Wehnliches a! in den 
meiften beutfchen Staaten. — Preußen verkündete durch Cabinets⸗ 
befehl v. 27. März 1842 die Herabfegung ber Binfen von 4 auf 
3%, Proc. Die Summe ber Schuldbriefe war an 99 Mil. rl. Wer 
einwilligte, die Forderung für 3'1/, Proc. ſtehen zu Iaflen, erhielt die 
Zufiderung, daß bis Anfang 1847 feine Berloofung der neuen Schuld» 
Briefe erfolgen fofle, und baare Prämien von 1—11/,—2 Broc., je 
nach der fpäteren oder früheren Grflärung. 


$. 511. 
Zum Gelingen einer Binsherabfegung gehört Folgendes: 
1) Die Regierung muß vermittelft einer Unterhandlung 
mit Bankhäufern diejenigen Summen bereit halten, bie zur 
Heimzahlung der nicht einwilligenden Gläubiger erforderlich fein 


Eönnen. Der Bedarf läßt fich nicht genau vorherbeflimmen, und 
20 * 
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man muß daher für eine folche Summe forgen, bie wahrnſchein⸗ 

lich mehr als hinreichend iſt. Eine fehr große Schuldenmaſſe 

Eönnte freilich nicht plöglich Heimgezaplt werben, indeß muß den 

Sapitaliften für den Fall, daß fie Die Herabſetzung nicht anneh⸗ 

men wollen, wenigftend die Gewißheit einer flarf fortfchreiten- 

den Ruͤckzahlung gezeigt werben (a). 

2) Die Einwilligung der Staatögläubiger muß wahrfcheinlich 
fein, indem fie Feine andere einträglichere Anwendung ihres 
Vermögens finden. Hiezu tragen vorzüglich bei a) die gute 
Wahl eines Zeitpunctes, in welchem man bei anderen Anflalten, 
z. B. Creditvereinen, und bei Privaten fowie in Nachbarländern 
eine Erniedrigung bes Zinsfußes wahrnimmt; b) die angebote: 
nen Bedingungen, indem 3. B. bloß eine Verringerung um 
1/, Procent vorgenommen, oder der höhere Zind noch einige 
Beit fortentrichtet, oder ein anderer Vortheil, z. B. die Sicherung 
vor der Heimzahlung während eines beflimmten Zeitraums, bes 
willigt wird (b). 

Es erleichtert den Erfolg einer beabfichtigten Herabfeßung 
fehr, wenn die Mehrzahl der Staatögläubiger aus Inländern 
befteht, weil diefe weniger Neigung haben, ihre Capitale ind 
Audland hinüberzuziehen, ald Fremde (ec). 

(a) Bet Villele's Reductionsplan in Yranfreih im Sahre 1825 war 
tieß nicht der Sal. Es war nicht ausgefprodyen, was die Eapitas 
litten zu erwarten hätten, wenn fle nicht zuftimmten. Die Herab⸗ 
feßung wurde fo angeorbnet, daß die Beflger von 4 Brocents vom 
1. Mai bis 22. Juni 1826 die Wahl hatten, fi) Iproc. Bapiere zu 
75 geben zu laſſen, alfo für 100 in 5 Proc. 1331/, in 3 Bror. 
($. 498 (c)), und nod weiter bis zum 22. Sept. die Wahl, Ay 
Broc. anzunehmen mit dem Berfprechen, daß dieſe bie 1835 nicht 
abgetragen werden follten. Bon dem 4'/, Proc. wurden nur etwa 
über 1 Mil. Fr. Renten ausgegeben. Zur Umwandlung in 3 Bror. 
wurden 301/, Mill. Sr. Renten angemeldet, bei denen 6,114,638 Fr. 
Renten erfpart und dagegen 203,325,000 Fr. ınehr im Nennbetrage 
verfchrieben wurden. ie vor diefer Maaßregel in Brivathänten be: 


findlichen Renten betrugen gegen 140 Mill. $r., die Umwandlung 
geſchah alfo nur bei 2/,, oder 21,22 Proc. derfelben. 


(6) Bei der Reduction der preuß. engl. Anleihe von 1818 auf 4 Proc. 
im Jahr 1840 wurde zugefichert, daß 15 Jahre lang feine Zurüds 
zahlung erfolgen follte, was jedoch einen Rüdfauf nad dem Curſe 
nicht ausfchließt. Nehnliches, und zwar bis 1849, wurte 1830 bei 
der Herabjepung der englifchen 4 Proc. verſprochen. — Reductions⸗ 
plane für die franzöflihe Stantsfhuld, in Lefenre’s Budgets: 
bericht von 1833 angeregt, fodann von Humann (14. San. 1536) 


angebeutet, was befien Austritt aus dem Minifterium zur folge 
hatte, Hierauf von ber Deputirtenfammer in Erwägung gezogen 
(Urfache der Auflöfung des Minifleriums), endlich dennoch einft- 
weilen vertagt, 22. März. Unter die Gründe der Abneigung gegen 
die Reduction gehört, daß man fih noch nidt daran gewöhnt hat, 
die Renten als Zinfen eines gewiſſen fchuldigen Nennbetrages an: 
gufehen, durch defien Heimzahlung die Regierung ſich davon befreien 
ann, $. 493 (a). Gouin Ichlug vor, den Inhabern der 5 Procents 
neben den 4 oder 3 Proc. noch eine Zeitrente von 1 Fr. auf gewifle 
Sabre zu bewilligen. Die Commiſſion (Beriht v. Lacave⸗La⸗ 
plagne) z0g eine Rebuction auf 41/, Proc. vor. Abermaliger An- 
trag Gouin's, günftiger Bericht von Ant. Baffy, 3. Apr. 1838. 
Der Borſchlag aing dahin, 3'/, Pror. auszugeben zu 831/,, fu daß 
der Släubiger für 100 Fr. in 5 Broc. 120 in jenen Papieren er 
bielte. Die Ausführung wurde verfchoben. Der neue Borfchlag von 
Garnier:PBages, in 41% Proc. umzuwandeln, welche 10 Sadre 
nicht weiter heraßgefegt werben dürften, ward von ber Deputirtens 
fammer 1845 angenommen, von den Bairs auf Roy’s Bericht ver: 
worfen. Von rechtlicher Seite dreht fih der Streit um die Aus 
legung der Gefege vom 24. Aug. 1793 und 30. Eept. 1797. — 
Billele hatte als Beweggrund für die Ausgabe der 3 Procents 
(a) auch den Umftand geltend gemacht, daß diefes Papier den Glaͤu⸗ 
biger von ſelbſt auf einige Zeit gegen die aufgebrungene Heimzah⸗ 
lung fidhere, weil nämlich die Regierung es vorzieht, nach dem Burfe 
= tilgen, fo lange diefer unter Bari iſt. Umwandlung der holländ. 

chuld, 1844 und 1845. Es waren 40'/, Mill. 5 u. 44/, Proc., wos 
für man 4 Proc. um den Curs von 96 ausgab. Gin Theil jener 
Obligationen ging jedoch ſchon bei der damaligen freiwilligen Ans 
leihe ($. 504) ein, in welder 67 Proc. in Älteren Schulbbriefen 
und 32 Proc. baar eingezahlt wurden. 

(c) Nebenius, ©. 300. — Bei der englifhen Umwandlung im J. 
1830 betrugen die heiimge ablten &apitale der Nichteinwilligenden 
12/, Proc., bei der Hera sung im J. 1844 nur 150,000 8. St. 
oder 1 p. mille. Als in ‘Belgien 1844 die Herabfeßung von LOOMIN. Er. 
von 5 Broc. auf 44/, angekündigt wurde, meldete fih Niemand 
zum Gmpfange der Rüdzahlung. 


" $. 512. 

Die Zinsherabfegung darf wegen ihres Nugend für bie 
Steuerpflichtigen nicht unterlaffen werden, wenn bie Umftände 
zu ihr auffordern. Unter den Einwendungen, die man gegen fie 
erhoben hat, ift am unerheblichften die Behauptung, daß man 

eine Erſchuͤtterung des Staatdcredits zu befürchten habe, da das 
Gegentheil durch viele Erfahrungen bewiefen worden ifl. Mehr 
Beachtung verdient die Anficht, e8 liege in jener Maaßregel ein 
Mißbrauch der Macht des Staates, nämlich eine Unbilligkeit und 
Härte gegen bie Sapitaliften, denen eine plögliche Verringerung 
"ihrer Einkünfte, in manchen Fällen fogar eine Schmälerung 
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ihres Unterhaltes auferlegt werde. Die geflattete freie Wahl, 
glaubt man, fei nur eine leere Form, weil fie, bei der Unmög: 
lichkeit einer gemeinfchaftlich verabrebeten Handlungsweife, bei 
der Schwierigfeit einer baldigen andermweitigen Unterbringung 
ihrer Gapitale, von der Heimzahlung Feinen Gebrauch machen 
können und mithin nothgebrungen zuflimmen müffen. Hiezu 
fomme, daß nun, wenn der Staat das Beiſpiel gegeben habe, 
auch die Schuldner von Privatperfonen und Anftalten zur Be: 
willigung niedrigerer Zinfen gezwungen werben und mithin 
diefe Unternehmung, die Urfache der allgemeinen Zinderniedris 
gung fei (a). 
(a) Diefe Gründe wurden befonders in den Verhandlungen der franzöft: 
chen Kammern eltend gemacht. v. Bancrin, Defon. der —8 
Geſ. S. 299: „Rentereductionen find eine Art von ſucceſſivem Ban⸗ 


kerott“ (doc erklärt ber Berf. die Converſion, nämlich mit Gin- 
willigung der &läubiger, nur für ein halbes Unredt). 


$. 518. 


Zur Beurtheilung biefer Gegengründe dienen nachftehende 
Bemerkungen. 

I) Man kann nicht fagen, daß der Staat den Zindfuß durch 
feine Maaßregel erſt herabdrüde, er macht nur von den Umftän: 
den Gebrauch, die den Zins erniedrigen und befchleunigt hoͤch⸗ 
ſtens deren Anerkennung und allgemeine Wirkfamkfeit. Die 
Herabfegung wäre nicht ausführbar, wenn man nicht von Bank⸗ 
haͤuſern für einen Theil der Schuld die Zuficherung von Dar: 
leihen um niedrigere Zinfen erbielte, und obfchon die Bankherren 
füch hiebei zunächft nur jener leichtbeweglichen, zwifchen mehreren 
Staaten hins und herfchwebenden Geldmaſſen bedienen, die fie 
ſtets in Bereitfchaft halten (a), fo würden fie Doch fiherlich die 
Hand nicht bieten, wenn fie nicht auf den Beiſtand vieler Gapi: 
taliften gegen den niedrigen Zinsfuß rechnen dürften, weil fie 
fonft ihre Summen nicht fobald wieder zurüdziehen könnten. 

2) Die Herabſetzung erfolgt auch nicht ganz unvorbereitet, viel⸗ 
mehr hat dad vorausgegangene Steigen des Curſes, befonbers 
wo Stods unter dem Nennbetrage ausgegeben waren, ben Käu: 
fern die Abnahme des Zindfußes fühlbar gemacht (db). Alle 
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diefenigen aber, welche noch um einen niedrigeren Curs ein: 

gefauft haben, verlieren weniger oder nichts. 
3) Bei vielen der im Privatleben fogenannten Capitale 

(1, 8.54) oder Zinsforberungen ift die geliehene Summe längfl 

verzehrt, und eine folche Schuld kann nur dann zurüdgezahlt 

werben, wenn ihr Betrag dem Schuldner von einem andern 

Eigenthuͤmer dargeliehen wird. Wenn daher wirklich bie Heim: 

zahlung eines Theils der Staatöfchuld erfolgte, fo fehte fie vor: 

aus, daß viele Gapitaliften ihr Bermögen aus anderen Anlegun⸗ 
gen zurüdziehen und dem Staate leihen, wodurch bei ihren bis⸗ 
berigen Schuldnern ein neues Sapitalbedürfniß entfteht. Es 
ginge alfo hauptfachlich nur ein Wechfel der Schuldner und 

Gläubiger vor und ed koͤnnte nicht an Gelegenheit fehlen, eins 

gegangene Gapitale wieder anzulegen, aber freilich nicht um fo 

hohe Zinfen, als bisher (c). 

(a) In Franfreih waren 1831 & en 6 Mi. Br. fogenannte rentes 
Bottantes, d. 5. Renten im efbe von Bankhäufern, Mäflern und 
Gapitaliften, alfo leicht beweglich und in haufigem Wechfel des Bes 
figes. 10%, Mill. gehören den öffentlihen Anftalten oder Com⸗ 
pagnien. 1202/, Mill. waren fogenannte rentes classdes, d. h. 
unter viele Gigenthümer vertheilt und in ziemlich fefler Hand. Zu 
Ende des Jahres 1830 follen nur 4 Mill. rentes flottantes geweſen 
pin Revue encycloped. Dct. 1831. ©. 75. — 1845 waren 291/, 

il. Fr. Renten im Beſiz öffentlicher Anftalten. 

(6) Als z. B. in Frankreich die 3 Broc. auf 83 fanden, alfo der Käufer 
nur 3,61 Proc. des Ankaufspreifes erhielt, und die 4 Proc. 106 gal: 
ten, mußten die Befiger der 5 Proc. einfehen, daß fie nicht länger 
im Genuſſe ihrer Bortheile bleiben konnten. 


Anders verhielte es fich, wenn ein ſtarker Zufluß an Geldſummen vom 
Auslande einträte, was aber in diefem Falle unwahrſcheinlich ift. 


$. 514. 

4) Kleine Sapitaliften, die Zeit und Luft haben, fich mit der 
Eintreibung ihrer Zinfen zubemühen, ziehen allerdings eine an: 
dere Verwendung ihres Vermögens, z. B. dad Darleihen auf 
Unterpfänder, vor, wenn der Staat die Zinfen berabfegt. Daher 
befürchtet man, daß fih die Zahl der Staatögläubiger vermin⸗ 
bere. Allein diefe Verminderung kann nicht rafch und in beträcht: 
licher Ausdehnung erfolgen und ift Daher nicht bedeutend genug, 
um gegen die großen Vortheile ber Zinserfparung in die Waag⸗ 
fchale gelegt werden zu koͤnnen (8). 


.(c 


— 


- 
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5) Die Regierung follte jedoch nicht allein auf die Zinser⸗ 
fparniß fehen, fondern zugleich gegen die Staatögläubiger mit 
billiger Rüdficht verfahren. Wenn es in ihrer Macht ſteht, die: 
felben durch eine plößliche Anhäufung von Capitalen einzufchüch- 
tern und zu einer Herabfeßung unter dad herrfhende Maaß der 
Zinfen zu nöthigen, fo iſt Die Benutzung folcher Kunfigriffe un: 
edel und verwerflich (6). Man muß alfo vor einer Uebereilung 
der Rebuction warnen. Diefe Maaßregel wird dann das Ver: 
trauen gegen die Regierung am menigften fchwächen und gegen 
jeden Tadel gefchüßt fein, wenn man für den ganzen herabzu⸗ 
fegenden Betrag die zur Heimzahlung erforderlichen Gapitale 
zur Verfuͤgung hat, fo Daß man die angebotene Adtragung auch 
wirklich auszuführen im Stande wäre. Bei einergroßen Schul: 
denmaffe ift diefes nur allmälig moͤglich (c). 


(a) Namentli in Frankreich befürchtet man von einer Fünftigen Reduc⸗ 
tion das fogenannte declassement, d. i. die Serringerung der rentes 
classees, $. 513 (a), deren Zunahme man aus guten Gründen für 
zuträglich gehalten bat, var 6. 480 (a). — Die auf einzelne Berfonen 
Fingefhriebenen 5proc. Renten haben ſich von 1836— 1840 um 
4,464,100 Fr. vermindert (von 96,215,900 Fr. auf 91,751,800). 


(d) Dgl. Nebenius, Deff. Eredit, S. 299. 304. 


(c) Doc fullte die Erklaͤrung aller Gläubiger für einen gewiſſen Theil 
der Schuld zugleich gefordert werden. Nebenius, Herabfeg. ©. 14. 


3. Hauptftüd. 
Tilgung der Staatsfchulden, 


$. 515. 


Je weniger eine Regierung e8 in ihrer Gewalt hat zu ver: 
hindern, daß Kriege oder andere unerwünfchte Ereigniffe eine 
Bergrößerung ber Staatöfchuld verurfachen, defto dringender ift 
die Verpflichtung, in guten Zeiten der Ruhe, des fortfchreitenden 
Wohlſtandes und der mäßigen Staatdausgaben aufeine Verrin- 
gerungder Schulden bedacht zu fein. Würde man folche Perioden 
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leichtfinnig verftreichen laffen, fo könnte leicht die Schulb fpäter 
zu einer unerträglichen Laſt anfchwellen. Die dringende Noth⸗ 
wendigkeit der Schuldverminderung folgt aus ben Betrachtungen 
über die Wirkungen der Schulden (1. Abfchnitt) und aus dem 
Blide auf die Gefchichte der Staaten, welche in neuerer Zeit in 
den Kriegsjahren weit mehr neue Schulden anhäuften, als fie 
in den Dazwifchen liegenden Zriebendzeiten wieder abtrugen (d). 
Eine irrige Anficht von den Staatöfchulden oder eine ſelbſtſuͤch⸗ 
tige Scheu vor den Opfern, die man bem jeßigen Gefchlechte 
auflegen muß, um bad folgende zu erleichtern, könnte die Urfache 
großer Uebel fein, und ed ift daher wichtig, daß ſowohl bei der 
Regierung ald in der öffentlichen Meinung über diefen Punct 
eine helle Einficht herrfche. 


(c) Hamilton zeigt, daß von 1689 — 1812 (er ſchrieb 1813) in 62 
Kriegsjiahren in England 618 Mill. L. geborgt, und in 61 Friedens: 
jahren nur 38,909,000 &. abgezahlt worden find, alfo iſt der Ans 
wachs 15,%8 mal ſo groß als die Abnahme. — 9. Smith, II, 378, 
bat ſchon diefelbe Wahrheit dargeſtellt. — Don 1815 — 1848 iſt in 
Tasten eifrig getilgt worden. — Ueber Rordamerica f. 

. C) 


$. 516. 


Eine Berminderung der in den Staatöfchulden liegenden Laſt 
auf widerrechtliche Weife wird nach einer Aehnlichkeit mit dem, 
was in Privatverhältniffen vorgeht, Staatdbanferott ges 
nannt (a). Die Berwerflichkeit eines folchen vom Staate aus: 
gehenden Unrecht8, welches zugleich den Credit auf längere Zeit 
laͤhmt, kann feinem Zweifel unterliegen und beruht keineswegs 
bloß auf der Größe des materiellen Uebel, welches ein Staates 
bankerott von volt3wirthfchaftliherSeite verurfacht. Würde man 
nur auf den Umfang des Volksvermoͤgens im Ganzen achten, 
fo würde die Vernichtung der Forderungen inländifcher Staats: 
gläubiger garnicht ald ſchaͤdlich erfcheinen, weil zugleich die mit: 
telbar aufallen Steuerpflichtigen laftende Schuld wegfällt, 6.474 
(a); was auswärtige Gläubiger einbüßen, iſt fogar ein volks⸗ 
wirthichaftlicher Gewinn, aber ein theuer erfaufter! Dagegen be: 
wirkt ein Staatsbankerott in der gewohnten Vertheilung der 
Einkünfte eine heftige Erfchütterung, zerftört den Wohlſtand 


“ 
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vieler Familien und zieht eine Maffe von Armuth und Elend 
nach fich, die nur langfam überwunden werben fönnen. 

Es find vielerlei Wege denkbar, auf denen eine Regierung 
fih auf Koſten ihrer Gläubiger eine Erleichterung verfchaffen 
tönnte. In früheren Zeiten, ald man in der Finanzverwaltung 
den Grundſatz der Gerechtigkeit noch nicht gewiflenhaft feſthielt, 
famen mancherlei verftedte Arten des Staatsbankbruchs vor, 
die nicht einmal immer in einer ſchwierigen Lage einen Milde- 
rungsgrund fanden. Dahin gehört z. B. die Münzverfchlechtes 
rung oder die Preiserhöhung gewiffer Münzforten in der Abſicht, 
fi die Abzahlung der Schulden in dem geringhaltigeren Gelde 
ju erleichtern, — ferner die Ausgabe eines ſchon im Eurfe ge- 
funfenen Papiergeldes an die Staatögläubiger, nach bem Nenn: 
betrage (für voll). Inder neueren Zeit find mehrere Regierungen 
durch große Finanzverlegenheit, hauptfächlich während ober in 
Folge eines fchweren Krieges, bewogen worden, auf ganz offene 
Weiſe von der Erfüllung ihrer Werbindlichkeit gegen ihre 
Glaͤubiger abzugehen, indem fie bald die Zinszahlung einftweilen 
einftellten, bald eigenmächtig den Zinsfuß oder auch den Stamm 
(Sapitalbetrag) der Staatsſchuld herabfeßten (b). 

(a) A. Smith, II, 345. — Nebenius, ©. 477. — Bur Bergleichung 
verschiedener Vorftellungen f. Badhariä a. a.D. und Baumflarf, 

©. 496. — Der Abbe Terray, franzöf. Binanzminifter v. 1768— 

1774, äußerte, que la banquerote était necessaire une fois tous 

les siöcles, afin de mettre l’Etat au pair; qu'un Roi ne risgaait 

rien d’emprunter, parcequ’il ötait le maitre de ne plus payer les 


anciennes rentes, quand elles avaient &t& servies assez longtemps! 
Bresson, I, 578. 


Am befannteften ift die Herabfeßung der franzoͤſiſchen Staatsfchuld 
auf !/s, das tiers consolide, durch das Direstorium im Jahre 1797. 
Es war fhon vorher nur */, der Zinfen baar bezahlt worden, für 
bie anderen ?/, gab man Bons auf Nationalgüter. Nun wurde vers 
fügt, daß für 2/5 des Schuldſtammes ſolche Bons ausgeliefert wers 
den follten, die man beim Anfaufe von Staatsgütern anbringen 
könnte. Allein die Bons fanten im Berfehre unter '/.. und der Bers 
luſt der Gläubiger war groß. Thiers, Histoire, IX, 133, 322. — 
Daffelbe wurde in den fpäter an Frankreich gekommenen Ländern, 
3 B. Holland, und aud im Königreich Weſtfalen unternommen, 
wo da6 Geſetz vom 28. Juni 1812 die Ältere, von den früheren Res 
gierungen herſtammende Schuld auf !/; herabſetzte. 


(b 


ut 
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$. 517. 

In Bezug auf widerrechtliche Erleichterungsmittel der eben 
erwähnten Art gelten folgende Hauptregeln: 

I) Benn man im Staatsaufwand weife Sparſamkeit beob⸗ 
achtet, die Quellen der Staatdeinfünfte gut benugt und fich forg- 
fältig den Eredit erhält, fo kommt man nicht leicht in eine Lage, 
die zum Staatöbankerott hindrängt. Diefer ift gewöhnlich die 
traurige Nachwirkung früherer Fehler gewefen. 

2) Wären Die Umftände fo ſchwierig, Daß die Regierung für 
den Augenblid unmöglich ihre Verpflichtungen vollftändig erfuͤl⸗ 
len kann und daß auc auf dem Wege des Ereditd feine Hülfe 
zu erlangen ift, fo bliebe nicht3 übrig, ald zu forgen, daß das 
Uebel, welches man im Drange ber Noth nicht ganz verhüten 
kann, wenigftens fo Fein als möglich werbe, namentlich daß bie 
Gläubiger unter der Stodung in den Zahlungen am wenigften 
leiden, Daß der gegenwärtige Nachtheil fich gleichmäßig vertheile, 
und daß gerade die, welche für jeßt verkürzt werden, fpäter volle 
Entfhädigung dafür erhalten; man müßte ferner mit allen Kräf: 
ten aufdie Beendigung ber Bedrängniß binarbeiten, theild Durch 
Einihräntung der Ausgaben, theild durch Vermehrung der Ein- 
fünfte, theild durch Befeſtigung des Credits. 

3) Iſt die Bedrängniß vorüber, fo muß man eilen, ihre Kol: 
gen zu entfernen und die Ordnung wieder herzuftellen. Ein red⸗ 
licher Privatmann erfegt, wenn er in beffere Umftände kommt, 
feinen Gläubigern die Verluſte, die fie bei feiner Zahlungsuns 
fähigfeit erlitten. Unter diefem Gebote der Gerechtigkeit ſteht 
ohne Zweifel auch die Regierung, allein es ift zugleich nach den 
Umftänden zu unterfuchen, ob ein Erfa möglich iſt; der Öftere 
Üebergang von Echuldbriefen auf den Inhaber in andere Hände 
macht dieß bei einem Theile der Gläubiger (die nicht etwa Cor; 
porationen find) zweifelhaft, wenn man nicht (nach Nr. 2) fchon 
bei dem Eintritt der Verlegenheit hierauf Rüdfiht genommen 
bat. Aus den Mitteln der Steuerpflichtigen einzelnen Gläubi- 
gern, welche Schuldurkunden um niedrige Eurfe erfauft haben, 
unverdiente Gewinnfte zu geben, während Doch andere dad, was 
fie eingebügt haben, nicht zuruͤckerhalten, dieß läßt ſich weber 
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rechtlich verlangen noch auch nur anrathen. Deßhalb verdient 

das in mehreren Staaten angewenbete Verfahren, die im Zinſe 

verfürzten Schuldbriefe allmälig nach dem Looſe in die volle 

Verzinſung oderüberhaupt in den Zinfengenuß wieder einrüden 

zu laffen, Feine Empfehlung. Auf je längere Zeit ein folcher Er- 

ftattungspları berechnet ift, deſto weniger Wahrſcheinlichkeit hat 
jeder Gläubiger, bald an die Reihe zu kommen und defto niebris 
ger muß mithin der Curs der zu verloofenden Schuldbriefe ſte⸗ 
ben; diefer Curs drückt aber den Schaden aud, den viele Glaͤu⸗ 
biger unwiderruflich erlitten haben. Es ift daher in einem folchen 

Halle beffer, alle Befiger folcher gefuntener Schuldbriefe gleich 

zu behandeln und diefe für einen Preis, der noch über dem ge- 

genwärtigen Börfencurfe ſteht, gegen neue, pünctlich zu verzin- 
ſende Obligationen umzumwechfeln. Man kann gewiß fein, daß 
auf diefe Weife Die angewendeten Summen ſich am gerechteften 

vertheilen (a). 

(a) Nebenius, ©. 480 ff. — Hier find die Finangoperationen dreier 
Staaten in der neueften Seit zu erwähnen. 1) In den Nieder⸗ 
landen wurde nad) der wiebererlangten Selbftftändigfeit des Staates 
1814 bie auf /,, reducirte Schuld ($. 116 (a)) wieder in ihrem 
vollen Betrage hergeftellt, Hiermit jedoch zugleich eine neue Anleihe 
in Berbindung gelebt und ausgeſprochen, daß %/, der damaligen 
Schuld für jegt noch unverzinslih fein (die fegenannte ausges 
ftellte oder todte Schuld, dette dilferee), und daß hiervon jähr- 
lih ein Theil (neuerlid 5 Millionen fl.) in die verzinsliche oder 
wirflihe, active Schuld einrüden follte, fo wie von dieſer eine 
gleihe Summe getilgt würde. Die Obligationen der damals gebils 
deten wirflihen Schuld find unter dem Namen Integrale, inte- 
grals, im ®erfehre bekannt. Yür die ausgeftellte Schuld wurten 
(ohme zureichenden Grund) zweierlei Papiere ausgegeben, Certiũ⸗ 
cate und Loosbillete (billet de chance, Kansbillet, Ranzen), in 
denen dad Berloofen der zum Binsgenuffe gelangenden Nummern 
geſchah. Diefe wurden zum Theil 1825 fogleid auf 25 Jahre voraus 
verloofet, woraus wieder ber Unterfchied der verlooften und ber 
fpäter zum Loofe kommenden Kanzen entfland. Der Inhaber eines 
an die Reihe gekommenen Kanzbillets mußte ſich natürlich auch ein 
Gertificat auf gleihe Summe verichaffen. Der Curs einer, erſt nad 
1850 mitloofenden Kanze von 1000 fl. war zulegt gegen 25 jl., der 
Certificate 9—10 fl. für 1000 fl. Das Gefeg von 1841 verordnete 
die Umwandlung ber ausgeftellten Schuld in eine verzinslidhe, in 
Gemäßheit des damaligen Curſes der erfteren. Man gab für 1000R. 
in noch nicht verlooften Kanzen 50 fl., für 1000 fl. Gertificate 18, 
lannen 68 fl. in 2'/,proc. Schuldbriefen, welche zu 50-51 im 

urfe fanden, alfo ungefähr foviel als 34 Baar. Die fchon verlooften 
Kanzen wurden nad ber Nähe oder Gntfernung des Ginlöfungss 
termines umgewandelt. Die hiedurch entftehenden neuen Schulbds 
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briefe von 21/, Proc. wurden auf 171/; Mill. angefehlagen. — 2) In 
Spanien erflürte das Deeret vom 16. Nov. 1831 !/, der auswärtis 
gen Schuld für unverzinslih (paſſiv). Yür die anderen 2/; wur: 
den neue 5procentige Obligationen ausgegeben. Unter der auswärs 
tigen Schuld befanden fi die Anleihen des Cortes von 1821 und 
26, welche, da fie v. 1823 an nicht anerfannt waren, im Curſe ſchon 
fehr niedrig, unter 30 Proc., fanden. Doc war 1831 ein Theil der 
Eortesobligationen zu:/ in 3proc. Schuldſcheine, zu *, in einft- 
weilen unverzinsliche, die nach und nad in den Zinsgenuß vorrüden 
follten, umgewechfelt worden. So entftand alfo ſchon 1831 eine aus: 
geſetzte Schuld, welche noch jet vorzugsweife d. differee (deuda 
diferida) im Gegenfape der neuen d. passive genannt wird. — 
Bei der 5 proc. Schuld hat man neuerlich die Zinszahlung einftellen 
müflen. Bis 1841 wurden die verfallenen Zinsabfchnitte in 3proc. 
Obligationen umgewechſelt. Die fpäteren find noch ausflehend. Eure 
im Febr. 1851: Paſſivſch. 5, verfallene Conpons 8, 5proc. Schuld 
11—13, ebenfo die diferida, innere 3proc. 33, auswärtige 38. Die 
endliche Regelung des Schultenwefens ift noch nicht erfolgt. 3) In 
Defterreich wurden durch Patent v. 20. Febr. 1811 tie Zinſen der äls 
teren Staatsfchuld, die aus einer Anzahl verfchietener Poſten beftand, 
auf die Hälfte herabgefegt und ihre Gntrichtung geichah in Einlöfunge- 
fcheinen (Wiener Währung), teren Curs ſpaͤter zu 250 gegen 100 Sit: 
ber feftgeftellt wurde. Der Nennbetrag diefer Schuld war 1816 608 
Mill., 1818 nad der Umwandlung eines Theiles nody 488 Dill. fl. 
Das Patent vom 31. März 1818 verordnete, daß 1) jührlich für 
5 Mill. fl. folcher älterer Obligationen nach dem Looſe in den Genuß 
der vollen Binfen, und zwar in Silbergeld, einrüden follen (was 
ein großer Vortheil für die Befiger ift, denn fie erhalten flatt ber 
bisherigen 21/, Proc. in W. W. oder 1 Proc. in Silber nun 5 Proc. 
in leßterem, und der anfängliche Curs Liefer Obligationen zu Ans 
fang des I. 1818 war nur 24—25); — 2) daß jührl. für 5 Mill. fl. 
Schuldhriefe der älteren Schuld frei eingefauft und vernichtet wers 
den follen. Der Eurs verfelben ift gegen 65. Im Mai 1841 waren 
noch 245,519 000 fl. diefer älteren Schulden vorhanden (Tego⸗ 
borsfi, I, 47. 43), im Jun. 1848 ned) 1652, Mill., auf 21/, Proc. 
rebucirt 144,486,000 fl. Curs 50-60. Zu 60 eingelöft und zu 5 
Proc. verzinfet würde fie 41’, Mil. jährlich koſten. — Auch Peru 
bat eine ausgeftellte Schuld (Kurs im Ian. 1851 g. 33), ferner 
Venezuela (Curs 11'/,) und Granada. 


$. 518. 


Im Gegenſatze des Bankbruches iſt die redliche, vertrags⸗ 
maͤßige Befriedigung der Staatsglaͤubiger, die Tilgung der 
Schulden, mit aller Sorgfalt zu veranſtalten. Die Mittel, wel⸗ 
che man hiezu benutzen kann, ſind: 

1) Summen, welche ein für allemal der Regierung zu Ge: 
bote ſtehen; dahin gehören a) Einnahmen aus Domänenverfäu: 
fen und Gefälablöfungen, $. 9498, vgl. 138 ff. Durch 
den allmäligen Verkauf kann, fo lange die Domänen ausreichen, 
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eine fortwährende Einnahme erzielt werden, die jedoch fein Ein- 
kommen ift, I, $. 79a (a). b) Einnahmen zufälliger Art, die 
Feiner Fortdauer fähig find, 3.3. Zahlungen von anderen Staa: 
ten (b), Säcularifationen u. dgl. 

2) Zheile der Staatdeinfünfte, welche man für die Schul: 
dentilgung beflimmt. Der Wunfch, bie Staatöfchuld zu befeiti- 
tigen, darf die Regierung nicht verleiten, dem Einfommen des 
Volkes allzu große Summen zu entziehen, vielmehr muß man 
fih) auf eine allmälige Abzahlung der Schuld mit denjenigen 
Huͤlfsmitteln befchränten, die fich, ohne die Srundfäge der Be: 
fleuerung zu verlegen, jährlich aus dem Volkseinkommen ziehen 
laffen (ec), indem man entweder an anderen Auögaben etwas 
erfpart(d), oder durch Erhöhung oder Vermehrung ber Steuern 


bad Einkommen vergrößert. 


(a) Im preuß. Etat ficht 1 Mill. rthlr. jährliche Einnahme aus dem 
Domänenverfaufe, neuerlich aus Domänenablödjungen. 

(6) Die Zahlungen Branfreihs an die verbündeten Mächte nach dem 
zweiten Pariſer Frieden (700 Mill. Gr. im Ganzen) gaben in mehs 
zeen beutfchen Staaten eine gute Hülfe zum Anfang der Schulden⸗ 
ilgung. 

(ce) Hiermit ift die Verwerflichfeit aller derjenigen Entwürfe zur plöß- 
lichen Aufhebung der Staatefchuld ausgejprochen, bei denen die Laſt 
ben jebigen Steuerpflichtigen aufgebürdet werden follte, es jei nun 
durch die Ueberweifung der Schuld an bie fämmtlichen Staatsbürger 
nad dem Steuerfuße, was auch für bie Gläubiger fchon fehr vers 
legend wäre, weil ihnen hierbei mehrere, vielleicht unbekannte und 
entfernte Schuldner aufgedrungen würden, — oder durch eine ſehr 
hohe augenblicdliche Befleuerung, woraus die Regierung die Mittel 
zur völligen Nbzahlung erhalten würte. Diefer Gedanke wurde zus 
erſt von Archibald Hutchinfon unter Georg I. geäußert (kurz 
widerlegt von Hume, a. Rbh.) und neuerlih von Ricardo u. N. 
verfolgt, Edinburgh Review, Oct. 1827. Nr. 92 ©. 407; bie halbe 
Schuld, nämlich 380 Mil. L., follte auf die Beſiher des werbenben 
Vermögens gelegt werden, welches ungefähr 2330 Mill. 8. fein 
möge, lo daß die Schuld eines Jeden ungefähr 12 Proc. (16 Proc. ?) 
feines Bermögens hinwegnehmen würde. Gin neuerer englifcher 
Schriftftellee (1832) fchlägt eine Steuer von 20 Proc. alles Bers 
mögene und von 50 Proc. alles Arbeits: und Gewerbeinfommens vor. 
Pebrer (Hist. financ. MH, 342) entwidelt einen TilgungssPlan 
vermittelt einer Steuer von 91/5 Proc. des ganzen Privatvermögeng, 
aller Befoldungen, Zinſen der Staatefhuld und tes Ertrags aller 
Gewerbe, vie kein Capital befchäftigen. Die Vermoͤgensſteuer fol 
fhon 500 Mill. L. einbringen, und dieſe Summe gerade auch an 
der Schuld abgezahlt werten, woran jeboh 71 Mill. ald Steuerbeis 
trag der Gläubiger felbft abgehen, man hätte alfo nur 429 Mil. 2. 
nöthig, die in 8 Vierteljahrsbeiträgen zu 531/, Millionen erhoben 
würden. — Im preuß. Staat war daran gedacht worden, bie Staates 
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fhuld in Gemeindeſchulden aufzulöfen und die Berliner Stabivers 
ordneten follen fi zur Uebernahme des auf ihre Stadt nach Maaß⸗ 
Dh der Bolfömenge treffenden Theile (17 rthlr. ver Kopf) erboten 
aben, was freilich für die Hauptſtadt, in der die durchſchnittsmaͤßige 
Steuerfähigfeit auf ben Kopf fehr groß fein muß, ein fehr vortheil: 
haftes Abkommen geweſen waͤre. Die Stadt Kanth in Schlefien 
vertheilte ihre Gemeindeſchulden unter bie Bürger, die fie wirklich 
abzahlten. ©. (v. Reibnig?) Ueber Preußens Gelthaushalt, ©. 
89. — Ausführliche Widerlegung jener Neußerung Ricardo’s bei 
Rebenius, ©. 563. — Die Gründe, welche oben für die Vorzuͤg⸗ 
lichfeit der Anleihen gegen erbrüdende Steuern angegeben worden 
find ($. 478), fprechen gegen alle Borfchläge diefer Art, bei denen 
bie gegenwärtigen Steuerpflichtigen zum Theil zu Grunde gerichtet, 
und aus der Unvollfommenheit der Schatzungsſyſteme die größten 
Ungerechtigfeiten veranlaßt werden müßten. 

Hieher ift auch die Zinsherabfeßung zu rechnen, fowie die Uebertra⸗ 
gung abnehmender Ausgaben mit gleichbleibenter Ausftattung an 
die Schuldentilgungscaffe. Dieje braucht indeß nicht felbft mit der 
Beforgung fo perfehiedenariiger Ausgaben beläftigt zu werten, wenn 
ihr nur die erfparten Summen richtig zufommen. Beiſpiel einer 
folhen Berwidlung in Baiern: Es wurden bafelbft im Jahre 1819 
(Schuldgeſ. v. 22. Juli) ter Schuldentilgecafle 2,800,000 fl. Penſio⸗ 
nen ded Säcularifationd: und Mediatifirungs : Etats überwielen, - 
duch deren allmäliges Heimfallen man einen Bortheil für tie Caſſe 
erwartete. 1825 (Schuldgeſ. v. 11. Sept. $. 6) wurden noch alle 
anderen bisherigen Benfionen, i. B. von 3,422,000 fl., diefer Caſſe 
zugetheilt, welche demnad am 1. Oct. 1825 5,283,283 fl. Benfionen 
auszubezahlen hatte, wofür fie aber nur 2,700,000 fl. Dotation ems 
pfing, weßhalb ihr geflattet wurde, Summen zu borgen, bie bei 
dem Heimfalle ber Benfionen wieder getilgt werden fünnten. So 
entftand eine befondere Benfions-Amortifationsrafie. Bis 1829 hat: 
ten fi die Benflonen auf 4,115,749 fl. vermindert, bis zum 1. Oct. 
1832 auf 3,596,000 fl., obgleich im J. 1831 301,578 fl. weitere Ben 
fionen beigefchlagen worden waren. 1847 waren die Benftonen ſchon 
auf 1,135,979 fi. gefunfen. Die Schuld der Benfionscafle belief fich 
1837 auf 15%, Mill. fl., 1847 auf 11,916,646 fl., die auch wieder 
unter den Activen ter allgemeinen Amortifationscaffe aufgeführt 
find. Jetzt bedarf diefe Caſſe nicht mehr ihre ganze Ausflattung und 
fann einen Theil der geborgten Gelber an die allgemeine Schuld⸗ 
cafle zurüdgeben. Bon 1850 an erhält ſie fährlih nur noch 21/, 
Mill. ſtatt der bisherigen 2,700,000 fl. — Die ganze Operation ift 
als ein Borgen zur Beftreitung einer faufenden Ausgabe, mit einem 
auf die baldige Berminderung berfelben gebauten Tilgeplane anzu⸗ 
fehen. — In Franfreih wird die Ausgabe für-Penflonen zu dem 
Aufwande für die Staatsfchuld gerechnet, fle nimmt aber mit dem 
Heimfalle der vielen Militärpenftonen fortwährenn ab und fo aud 
die für fie ausgefeßte Summe. 


$. 519. 
Im Fortgange der Zilgung ergiebt fich eine neue und ftetd 


anmwachfende Hülföquelle aus den erfparten Zinſen der abgetra- 
genenSchuldpoften. Das Mittel, Durch welches man bie Berwen- 
/ 





dung diefer Binfenerfparungen zur weiteren Zilgung ganz ficher 
zu flellen gefucht hat, befteht in der Gruͤndung eined Tilgeſtam⸗ 
med (sinking fund), ®. h. eined in ben Händen der Schuld: 
verwaltung befindlichen, anfänglich durch eine Ausſtattung ber 
Staatdcaffe gegründeten, jährlich Durch die Zinderfparungen an» 
wachfenden Vermoͤgens, welches endlich, nach einer genau vor: 
aus zu berechnenden Fortfchreitung die ganze Schuld in fich aufs 
nehmen und alfo die völlige Abtragung derfelben bewirken müßte. 
Nach der in England empfohlenen und angewendeten Ein: 
richtung (a) follen alle getilgten Schuldbriefe ald ein Vermoͤ⸗ 
gen diefer Tilgungsanſtalt angefehen und derfelben fortwährent 
aus der Staatdcaffe verzinfet werden. Hiedurch wächft dieß 
Vermögen nad) der Regel bed Zinfeözinfed an und es ift leicht 
zu berechnen, nad) welcher Zeit mit einer gewiffen anfänglichen 
Quote der Zilgung, 3. B. !/, oder 1 Proc., Die Schuld erlöfchen, 
nämlich der angenommenen Fiction zufolge in ein Guthaben der 
Tilgecaffe umgewandelt werden müßte, die fodann nach der Er⸗ 
reichung dieſes Zieled aufgehoben würde (b). Von einem folchen 
Zilgeflamme hat man hie und da überfpannte Erwartungen ge: 
begt, weil man eine gewiſſe dem Zinfeszinfe beiwohnende über: 
rafchend große Macht annahm und überfah, daß derfelbe bei die: 
fer Anftalt ſtets aus der Staatöcaffe, d. h. von den Steuerpflich⸗ 
tigen, beflritten werden muß (c). 


(a) Nachdem ſchon vorher in Holland und im Kirchenftante das bei der 
Binsherabfegung erfparte Procent der Zinſen zur Tilgung verwendet 
worden war, wurde in Großbritanien 1716 buch Rob. Wals 
pole der erfte fürmliche Tilgeftamm errichtet, ber nach tem Parla⸗ 
mentsbefchluffe die Ueberfchüffe mehrerer anderer Gaflen aufnehmen 
und zu feinem andern Zwede als zur Abtragung -der vorhandenen 
Schuld gebraucht werben follte- llein von 1728 an wurde er 
mit der Berzinfung neuerer Schulden belaftet und 1733 fing man 
an, einen Theil feiner @inkünfte zur Beftreitung der Staatsausgas 
ben beizuziehen, wodurch feine Wirkſamkeit fehr geichwächt ward. 
Walpole jelbft jchlug dieß vor, um bei der Zunahme des Staates 
bedarfes die hHerabgefegte Grundfleuer nicht wieder erhöhen zu 
müflen. 1735 wurde ber Tilgeflamm ganz aufgezehrt. 1786 wurde 
von Pitt ein neuer Tilgeflamm von 1 Mill. jährlicher Einnahme 
eftiftet, mit ber Beſtimmung, daß erſt dann, wenn er durd ers 
parte und herabgefeßte Zinſen jo wie durch erlofchene Zeit und 
Leibrenten auf eine jährliche Ginnahme von 4 Mill. 2. St. anges 
wachlen fein würde, die Binfen der weiter heimbezahlten Obligatior 
nen zur Verfügung des Parlaments fliehen follten. Die Schuld bes 


(8) 
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tief fh damals auf 267 Mill. &. St. 1792 Fam vie Berfügung 
hinzu, daß für jede neue Anleihe 1 Proc. zur Tilgung ausgelegt 
und darüber befondere Rechnung geführt werben folle. Daſſelbe ge⸗ 
{hab in Bezug auf die langen Beitrenten. Der aufgeftellte Grunds 
fag murde jedoch bei der Menge neuer Schulden von 1798 an nicht 
durchgängig befolgt. 1802 warf man die beiden verfchiedenen Tilges 
flämme in einen general sinking fund zufammen, fteflte die Bor: 
fchrift, daß von jeder neuen Schuld 1 Proc. zur Tilgung angewiefen 
werden müfle, wieder ber und hub bie Befimmung auf, daß der 
Tilgeftamm nicht über 4 Mill. Einfünfte haben türfe. Henry 
Petty (der fpätere Marquis von Landsdomn) flellte 1807 einen 
andern Plan auf, den man ſchon im folgenden Jahre (beim Wechſel 
des Minifteriums) wieder verließ; es ſollten nämlich für die neuen 
des Krieges willen nöthigen Anleihen immer 10 Proc. für Zins, 
Verwaltungsfoften und Tilgung angewendet, und bdiefe Summe 
fohte aus den Kriegsfteuern genommen werben. Da nun hiedurch 
eine Liiche in ven Dedungsmitteln nöthiger Ausgaben entftehen mußte, 
fo wurde befchloflen, dieſelbe duch Ergänzungsanleihen (supple- 
mentary loans) zu füllen, für tie wieder 1 Proc. des Nominal⸗, 
oder, bei dem Curſe der 3 Proc. zu 60, 1/60 des wirklichen geborg- 
ten Betrages als Tilgeſtamm beilimmt wurde. — Man fehrte 1808 
zu den Bittifhen Grundfägen zurüd. 1813 wurde Banfitart’s 
verwidelter Blan angenommen, der hauptlächlich darauf hinaus lief, 
daß ein Theil der Ginfünfte der Tilgecafle, fo weit er ber bereits 
abgelöften Schuld von 1786 entiprady, zur Verzinfung und Tilgung 
neuer Anleihen zu verwenden war, daß die Fonds für alle einzelnen 


‚Anleihen zufammen geworfen, die leßteren der Zeitfolge nad abge; 
es 


tragen werden und nach ber Tilgung einer jeden die durch fie 
ründeten Ginfünfte des Tilgeltamines frei verwendbar werden 
oflten, daß aber bei jeder neuen Anleihe für jenen Tilgefond ges 
forgt werden müſſe. — 1819 trat eine wichtige Veränderung ein. 
Man beichloß, das Cinkommen des Tilgeftlammes (15'/, Mill. £.) 
zu den laufenden Ausgaben beizuzichen und nur den bdisponiblen 
Ueberfhuß von 2 Mill. nebft anderen, durch neue Steuern aufzus 
bringenden 3 Mill. zur Tilgung anzuwenden. In biefer Weife hans 
delte man auch in ben folgenden Jahren, bis 1828 förmlich als 
Grundfaß angenommen wurde, baß künftig nur foviel in jedem 
Jahre getilgt werben folle, als von den Binfünften nach Beftreitung 
des Staatsaufwandes wirklich übrig bleibe (10. George IV. Ray. 27), 
womit alfo der Tilgeſtamm ganz aufhörte, |. Hamilton, a. a. D. 
Cohen, ©. 200 ff. — Nebenius, 1. Ausgabe S. 42 des Anhangs. 
— Pebrer, I, 199 ff. 


Mo diefe Einrichtung befteht, da findet man den jebesmaligen wah: 
ren Schuldenſtand, inden man von der Summe der vorhandenen 
Schuldbriefe den im Befig der Tilgecafle befindlichen Theil abzieht. 
Der Fortgang der Tilgung läßt fi) bequem aus folgender Tafel bes 
urtheilen. Werden zu Anfange jedes Jahres 1000 fl. zur Abzahlung 
angewendet, fo wachſen dieſe in den Händen der Tilgecafle, wenn 
alle erfparten Binfen beigefchlagen werden, nach Maaßgabe des zu 
Grunde gelegten Zinsfußes zu folgenden Summen an: 


Rau, polit. Dekon. 3te Ausg. IH. 2. Abth. 21 
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(c) 


Berflofjene 
Jahre. 





zu 5 Proc. 


10,026 
"20,578 


su 4 Proc. | an 3%, Proe. 







| 


10,731 


| 20,761 


| 31,452 
51,502 


71,063 


| 09,396 


208,347 
301,715 


203,394 | 
| 200, 162 








I ee. ! 401,898 
Hier find nur Diejenigen Zahlen ausgewählt, welche zeigen, in wei: 
chen Jahren Die getilgte Summe ungefähr auf das 10, 20, 30, 5U, 
75, 100, 200, 300 und 400fache der jährlichen Ausftattung des Tilges 
ftammes anwachſt, oter, was daflelbe fagt, in welder Zeit eine ge: 
wiſſe Schuld mit einer jährlichen Dotation von 10, 5, 31, 2, 1! 
11/g, 2/5 und ?/; Proc. ihres Betrages getilgt werden Fan. Man ficht 
1. B., Daß zu 3 Proc. der jährlidye Tilgebetrag nach 46 Jahren bei: 
läufig auf das 100 fache ſich vermehrt bat, und daß folglich jete 
Schuld mit 1 Proc. jührlid in 46 Jahren abzufragen ift. 
Der Urheber tiefer irrigen Anfücht, der Engländer D. Brice, 1771 
und 1772, deſſen Borfchläge Pitt fih zu eigen „machte, meinte, Die 
Wirfung des ZSinſeszinſes fei aflmädtig und uͤberſteige die menſch⸗ 
a an Dungektaft Er nimmt zur Verdeutlichung feiner Lehren 
; ean: 

1) Es werben jahrlich 200,000 2. zur Tilgung vermendet, unt 
Die erfparten Zinfen gleichfalls. Zu Anfang des 2. Jahres bat man 
fchen 210,000 8. zu tilgen, zu Anfang des dritten 220,500 u. f. f. 
Sn 85 Jahren if hierturh ein Bapital von 262 Mill. abbezahlt 
(da 1fl. Beitrente in 85 Jahren auf 1307,34 fl. anſchwillt). Im letz⸗ 
ten Jahre tiefes Zeitraums beträgt die Tilgung 12,650,870%. Man 
Eönnte alfo 85 Jahre lang jedesmal 3 Mill. borgen, und fie dennod 
mit der jährlichen Tilgefumme von 200,000 L. vollſtaͤndig abtragen. 
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2) Man tilgt jährlih 200,000 &., wendet aber die eriparten Zin⸗ 
fen zu den laufenden Ausgaben an. So werden in 85 Jahren, oder 
zu Anfang des 86., 17,200,000 2. getilgt. Die erfparten Zinſen ma⸗ 
den am Ende biefes Zeitraums 850,000 2. oder zufammen 36,550,000 
2., fo daß der ganze Vortheil diefer Tilgungsweiſe für das Bolf nur 
53,750,000 8. ift. 

3) Man tilgt zwar auch 200,000 2. jährlich, erläßt aber den Bür- 
gern die Steuern für die erfparten Zinfen. So ift der ganze Bor: 
theil zu Anfang des 86. Jahres nur eine Tilgung von 17 Mill. 
200,000 8%. Im diefen Falle, fagt Price, trägt das zur Schulden⸗ 
tilgung ausgegebene Geld gar feine Zinſen, im 2. Falle wenigftens 
nur einfache; 1. Hamilton, ©. 121 ff. die Ausg. v. 1813. 


$. 520. 


Einem ſolchen unmandelbar auf Die Benutzung des Zinſes⸗ 
zinfed gebauten Tilgeſtamme (sinking fund) ftehen folgende 
Gründe entgegen (a): . 

1) Es wird bei diefer Einrichtung erfordert, Daß die Staats: 
caffe neben der jährlichen Tilgungsfumme auch noch bis zum 
Erlöfchen der Schuld den ganzen Zindbetrag aufmende. Hiebei 
würde alljährlich die Zindausgabe ab, die Tilgung zunehmen, 
bis endlich im letzten Jahre nur noch ber Zins bed zugleich ab: 
getragenen Schuldrefteö zu entrichten wäre (b). Es ift fchwer 
in einem fo langen Beitraume, und wenn fchon eine beträchtliche 
Verminderung der Schuld flattgefunden hat, dem Verlangen 
der Bürger nach Steuererleichterung, oder, wenn die Staats: 
audgaben fich vermehren, der Abneigung vor neuen Steuern zu 
widerftehen. Beide Umftände geben einen Antrieb, die Einkünfte 
der Vilgecaffe zu befchränken, indem man einen Theil der ein: 
gelöften Schuldpoften ald gänzlich erlofchen anfieht und feine 
Binfen mehr für denfelben in die Zilgungscaffe fließen läßt (c). 
Diefe Maafregel beißt dad Annulliren der eingelöften 
Schuldbriefe und pflegt auch mit einer wirklichen Vernichtung 
derfelben verbunden zu fein. Die Erfahrung beweift, daß folche 
Annullirungen in Ländern, wo man fi zu dem Syſteme bes 
Tilgeſtammes bekannte, aus den obigen Gründen öfter vor: 
genommen worden find (d). 


(a) Hamilton i. d. a. Schrift hat das Berdienft, diefen Gegenſtand 
zuerft in helles Licht geſetzt gu haben. — Nebenius, ©. 425. 
de Gasparin et Reboul, &. 29. — In Frankreich wird bie 
Schuldabzahlung nad dem firengen Syfleme des Tilgungsflammes 


21” 
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(b) 


(c) 


(d) 


amorlissement genannt. Pgl. Ganilb, Dielioan. analyl. unter 
dieſem Worte. 


In den obigen Beifpielen von Brice ($. 519) if es Far, daß bie 
Steuerpfltchtigen um fuviel weniger zu bezahlen haben, als der Bors 
theil der Tilgecafle nieeriner dargeftellt if. Das fcheinbare Baras 
doron, taß man jährlich 3 Mill. borgen fönne und doch nur 200,000 8. 
zu tilgen brauche, ertlärt fih aus ben flarf anmachfenden Zinſen 
diefer Anleihen, die man neben den 200,000 %, bezahlen muß. Sährlich 
fonnnen_150,000 2. Zinfen hinzu. Im legten Jahre wäre die ges 
borgte Summe 255 Mill., der Zins 12,750,000 2. und die ganze bes 
zahlte Zinfenmafle 332 Mil. L., woraus neben dem Tilgungsbetrage 
von 47 Mill. (85 mal 200,000 fl.) die Dlittel zur Abtragung herge⸗ 
nommen werten müßten. 


Pitt wollte die Schuldentilgungscommiffien fo unabhängig und 
ficher ftellen, daß fie wie auf ihren eigenen Namen Stocks einkaufen 
fünnte nnd „Lie Heiligkeit des Privateigenthums fich zu den andern 
Gründen gefellte, welche Krone und Parlament von einem Bingriff 
in ten Gang der Tilgung abhalten”, Rede am 29. März 1786. 
For zeiate Dagegen, wie wenig auf die unverrücte Befolgung eines 
jelchen Planes zu zählen feiz 1. Debate upon the establishiag a fund 
lor ihe discharge of Ihe national debt, 1786. — In Breußen follen 
nach dem Gef. v. San. 1820 Art. V. die eriparten Zinfen immer 
nur innerhalb eines Zeitraums von 10 Jahren der Tilgecafle vers 
bleiben. Daher wurde 1842 wegen der bis dahin bewirkten Schulds 
verminderung und der aus ber Zinsherabfegung entflandenen Erfpas 
rung von jährlich ’/, Mill. eine Steuerermäßigung von 1,920,000 rl. 
beichloflen, vgl. $. 186 (b). 

Beifpiele. Die frangöf. Tilgecafle wurde 1816 errichtet mit einer, 
jährlichen Austattung von 40 Mill Sr. Hierzu kam noch nad) dem 
Sei. v. 25. März 1817 der Erlös aus Waldverfäufen, welche (1818 
—1829) 88 Mill. einbrachten. Es follte genau das Syftem bes 
Tilgeftamnes befolgt werden. Aber man wich mehrmals ab: 1) Als 
Billele die Schuld durch die 1000 Will. in 3 Proc. zur Entſchaͤdi⸗ 
aung der Ausgewanderten verinehrte, wurde dafür im Gef. v. 1. Mai 
1825 angeordnet, daß die vom 22. Juni 1525 bis 1530 zu tılgenden 
Renten annullirt werten follten, welche fih auf 16,020,094 Fr. be: 
liefen, faRt ganz in 3 Procents. 2) Nach dem Geſetz vom 27. und 
28. Juni 1833 wurden 32 Millionen Renten annullirt. alfv im San: 
zen 48,020,094 Fre. Vom 1. Juni 1816 bie 14. Juli 1845 hat bie 
Tilgecaſſe 80,950,700 Br. Renten eingelöft, wofür fie 1633,474,090 
Fr. beim Anfaufe Hingab. Hiervon geben die annullirten Renten ab, 
alfe beſaß die Caſſe 32,930,606 Fr. eigene Renten, welche ein Nomi⸗ 
nalcapital von ungefähr 860 Mill. auemadten, ferner 421, Mill. Fr. 
in 4 und 3proc. Renten aus denjenigen Tilgefummen, welche zum 
Ankaufe der 5, 41/, und 4 Proc beftimmt find und wegen tes Gurs 
tes derfelben über Bari nicht Hierzu verwendet werden Tonnten (Re 
ſerve). Diefe eigenen infünfte der Tilgecafle wuchlen bis auf 
75,400,000 $r. an und daneben beträgt der budaetsmaͤßige Zuſchuß 
aus der Staatscaffe für 1851 64,818.000 Br. Das ganze Binfoms 
men ber Tilgecaffe wurde unter die verfchietenen Theile der Schuld 
nach dem Nennbetrage vertheilt. Nach der Ummwälzung im Febr. 1848 
hörte die Tilgung größtentheild auf und durch Beſchluß der Nation.s 
Berl. v. 14. Juli 1848 wurde fie gänzlich eingeflellt und die dazu 
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beftimmten Mittel werden zu ben anderen Ausgaben verivendet, je⸗ 
doch noch befonders im Boranfchlage aufgeführt, ſowohl in ber Aus: 
gabe für die Schuld, als in der außerord. Cinnahme. Die flarfen 
außerordentlihen Ausgaben feit 1840, vorzüglich für die Befeflis 
gung von Paris und für die @ifenbahnen, hatten ten Beſchluß ver: 
anlapt, die fo eben erwähnte Tilgungsreferve von 1842 an mit zur 
Deckung der feit 1840 entitandenen Ausfälle zu verwenten (Gef. v. 
11. Juni 1842), wodurch alfo die Abzahlung der Stantsfchuld ſchon 
bedeutend verzögert wurde. 

In Oeflerreih war von 1817 an bas pünctliche Syſtem bes Tilge- 
flammes befolgt worden. Das Patent v. 1. Oct. 1829 verordnete, 
daß, da das Vermoͤgen diefes Stammes nun ſchon beträchtlich ange: 
wachfen, berfelbe auf feine eigenen Ginkünfte und bie ihm von Zeit 
zu Zeit zuzuwendenden Ueberſchüſſe der Staateeinnahmen befchränft 
fein, aber feinen regelmäßigen Zufhuß mehr aus ter Staatscafle 
beziehen folle, außer für kuͤnftig hinzukommende Anleihen, für die 
wenigftens 1 Proec. jährlich argumeifen fl. Das Bermögen des 
Tilgergmmes iſt unveräußerli und nur von Zeit zu Zeit zur wirk⸗ 
lichen Tilgung beftimmt. Nur die bis zum lebten October 1829 eins 
gelöften Obligationen und diejenigen, welche man fünftig mit Hülfe 
von Kaufidhillingen verfaufter Staatsgüter einlöfen wird, gehören 
zu dem unveräußerlichen Vermögen, die anderen fpäterhin einzuzies 
henden aber nicht mehr, vielmehr find fie, fobald die Zinfen 1 niit. 
ausmachen, für erlofchen anzufehen und zu vernichten. — — 
wird alſo der Tilgungsbetrag ſtatt eines ſieigenden zu einem ziemli 

leichbleibenden. Zu Ende 1844 beſtand das Vermoͤgen des Tilge⸗ 
Finde in 177,700,000 fl., am 30. Juni 1848 war es 171,306,000 fl. 
oder, auf 5 Proc. zurücdgeführt, 162°/, Mill., welche alfo über 8 Mill. 
Zins einbradten. Der N. für 1849 enthält einen Zuſchuß aus ber 
Staatscaſſe für neuere Anleihen im Betrage von 1,974,950 fl., außer 
den für die Lotterieanleihen erforderlichen 3,146,130 fl. u. 2,505,147 fl. 
Tilgungsrente an die Banf für das von derſelben eingelöfte 
Papiergeld. 
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2) Es ift unwahrfcheinlich, bag in einem fo langen Zeitraume 
feine Kriege, Kriegörüftungen zc. eintreten follten, die ed nöthig 
machen, Tie zur Zilgung beflimmten Summen für andere drin> 
gendıre Zwede zu verwenden. Die Vertheidiger des ftrengen 
Tilgungsſyſtemes haben gerathen, in folchen Fällen dennoch mit 
ber planmäßigen Zilgung fortzufahren, auch wenn man gleichzei: 
tig neue Anleihen aufnehmen müßte (a), damit nämlich die 
Staatögläubiger mit mehr Zuverficht auf die fünftige Abnahme 
der Schuld bauen können. Dieſes Verfahren kann mit Berlu: 
ften verbunden fein, wenn man bei ben neuen Anleihen unguͤn— 
fligere Bedingungen eingehen muß, als die, unter welchen man 
tilgt (6). Eine ſtarke Vermehrung der Schuld würde auch bei 








326 


der Fortfeßung der Tilgung, die doch immer langfam von Stat: 
ten geht, ihr Beunruhigendes nicht verlieren. Daher ift die er: 
wähnte Einrichtung, ohne übrigens verwerflich zu fein, minder 
wefentlich, wenn nur die Staatögewalt überhaupt beharrlich den 
Grundſatz im Auge hält, jede unnöthige Vermehrung der Schuld 
zu meiden und deren Verminderung eifrig zu erflreben. 

3) Daß die Zilgecaffe die Verfügung über ein großes Ver: 
mögen in eingelöften Obligationen und über ein beträchtliches 
jährliches Einfommen erhält, iftnur dem Scheine nach ein Rad): 
theil, weil durch Geſetze und Aufficht jeder Mißbrauch verhütet 
werden fann. Namentlich wird dem Wiederverfaufe der einge: 
zogenen Schuldbriefe Durch deren baldige Vernichtung oder eine 
den Verkauf verhindernde Bezeichnung (Stempeln, Derchſchnei⸗ 
den ıc.), Prüfung der Rechnungen und Vergleichung der vorrä- 
thigen Urkunden entgegen gewirkt. Ueberhaupt ift die Fiction, 
als fei die Tilgecaſſe Befigerin eines eigenen werbenden Ber: 
mögeng, nicht nothwendig, und diefelbe Sache könnte inanderer 
Form eingerichtet werden, wobei man die abgezahlten Schuld: 
briefe jedesmal jährlich fogleich von der Staatöfhuld abzöge. 
Nur die Widmung der nämlihen Summe für Zins und Lil: 
gung im Ganzen ift dad Wefentliche. 


(a) Dieß geihah in England lange Zeit hindurch. Bon 1793 — 1816 
waren 284 Mill. mit einem baaren Aufwande von 175 Mill getilgt 
worden, die Schuld flieg aber dennoch, weil 870 Pill. neu geborgt 
wurden. Nach Abzug des getilgten Betrages war die confolidirte 


Schuld: 
1793 229 Mill. 2. 
1816 SI6 u m 


aliv mehr 586 Mill. 8. 
f. Pebrer, I, 294. — Nebenius, 1. Ausg. Anh. ©. 33. — Nah 
einer andern Berechnung (Marshall, I, 211) find in dem genann⸗ 
ten Zeitraume 883 Mill. &. neu fundirt worden, was nad Abzug 
der getilgten Summe einen Anwachs von 599 Mill. 2. anzeigt. — 
Mit Einfhluß der fchwebenden Schuld und nach Abzug des getilg- 
ten Theile war die ganze Staatsſchuld 


1793 233,733,609 2. 
Anwachs im Kriege bis 1801 295,105,668 „ 
Anwachs von 1802—1816 335,983,164 „ 
Stand vom 1. Febr. 1816 864,822,4141 8. 


Bis 1827 wurde die von ber Tilgecaſſe eingelöfte Summe von 
Staatspapieren noch als ein Theil der gefammten Schuld aufges 
führt, weßhalb man die ganze und die noch nicht getilgte Schuld 








. 327 


(unredeomed debt) forgfältig untericheiden mußte. Bon 1828 an 
wird nur noch die micht getilgte eigentlihe Echuld in den Rechnun—⸗ 
gen aufgeführt. 

(8) Dieb zeigt ſich befonters, wenn man Obligationen nach dem Gurfe 
einlött und ausgiebt. In Gropbritanien wurden 1793—1813 für 

14 Mill. L. weniger Obligationen eingelöf, als man, nad Tem 

Preife der contrahırten Anleihen, für gleichen Betrag zu verfchrei: 

ben genöthigt war. In Frankreich entſtand ein Verluſt ven 105 

Mil. Sr. am Schultitamme daraus, daß man im Durchſchnitte je: 

den Franken Rente für 18%, Fr. zurücfaufte und zugleich bei deu 

neuen Mentenverkäufen nur 153, Br. dafür erhielt. Marshall, I, 

312. — de Gasparin et Rehoul, ©. 45. 
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Demnach) erfcheint eine freiere Tilgungsweiſe im Se: 
genfaße des flrengen Zilgeplaned ald zwedmäßiger. Sie fann 
nach folgenden Regeln angeordnet werden. 

1) Alle getilgten Obligationen werden fogleich als erlofchine 
Forderungen behandelt und in der Berechnung des Zinsbe: 
darfes nicht mehr berüdfichtiget. 

2) Nur die Summe, welche jährlich aus den Stautdeinfünf: 
ten neben der Beftreitung der anderen nöthigen Ausgaben zur 
Tilgung übrig bleibt, wird für diefelbe verwendet. Kann man 
auch bei forgfältiger Sparfamfeit nichts für diefen Zwed er: 
übrigen, oder wird ed fogar nothwendig, noch zu borgen, fo 
fteht die Tilgung ftil. Man muß aber diefe Unterbrechung zu 
vermeiden fuchen und nur gebieterifchen Umftanden nachgeben. 

3) Die Feftfegung eines gewiffen Zilgebetrages im Voran- 
fchlage wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen, fie iſt vielmehr rath: 
fam, wenn man vermuthen fann, daß fein Ausfall eintreten 
werde Manthut Daher wohl, eine gewiffe Regel für Die Tilgung 
aufzuftellen und ohne Noth nicht von ihr abzumeichen. Zür jede 
Etatöperiode wird hierdurch Der Gang der Tilgung vorgezeichnet 
und beflimmt, wie die erfparten Zinfen zu verwenden feien, näm: 
lich zum rafcheren Zilgen oder zu anderen Ausgaben oder zum 
Nachlaß von Auflagen. Erfcheint beim Abfchluffe der Rechnungen 
noch) ein weiterer vermendbarer Ueberſchuß, fo kann er zur Be: 
Ichleunigung bed Zilggefchäftes beigezogen werden (a). 


(a) In Baden wird auf je 2 Jahre der Tilgungsplan feſtgeſetzt. Man 
hat feit 1820 die Regel anhaltend befolgt, 1) den jührlichen Tilge⸗ 
betrag um 5 Proc. ter im vorhergehenden Jahre getilgten Summe 
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zu vermehren, was feit ber Erniedrigung des Binsfußes fogar mehr 
ausmacht als die erfparten Sinfen, 2) für jede Vermehrung der 
Schuld fogleich jährlich %/, Proc. ihres Betrages zur Tilgung anzu⸗ 
weifen. 1, Broc. bei einem Zinsfuße ven 5 Proc. tilgt in etwas 
mehr als 48 Sahren den Stamm. Alle älteren und neueren Schuld: 
theile werden jedoch zufammen geworfen. Beifpicle aus bem Bor: 
anfchlage für 1846 u. 1817. 


1845 waren budgeimäßig getilgt worben 478,695 fl. 
Hierzu !/, Broc. für 50,470 fl. neu übers 

wiefene Schulden 252 f. 21 Er. 
alfo ganze Tilgung 478,947 fl. 21 Er. 
Hierzu 5 Proc. geichlagen 23,947 „ 22 „ 
alſo Tilgebetrag für 1846 502,894 fl. 43 fr. 
Hierzu abermals 5 Proc. 25,144 „ 34 „ 
folgt Tilgung für 1847 528,039 fl. 27 kr. 


Für die Eiſenbahnſchuld wird im Anfange au Y/, Proc. jeder Ans 
leihe ausgefeßt, dann aber jährlih 6 Proc. der vurjährigen beiges 
fügt. — In Baiern wurde 1831—1837 der Tilgebetrag auf !/, Proc. 
der Schuld geſetzt, welches 878,000 fl. ausmachte. 


$. 328. 

Welcher Theil der ganzen Schuld bei der Entwerfung eines 
Tilgeplanes als jährlicher Tilgungsbetrag anzufegen ſei, daruͤ⸗ 
ber kann keine allgemeine Regel aufgeſtellt werden (a), viel: 
mehr hat man ſich nach den Umjtänden zu richten, und zwar 
vorzüglich I) nach der Steuerfähigkeit der Bürger und dem 
jedesmaligen Bebarfe für die Audgaben der Staatöverwaltung, 
2) nach der Größe der Schuld, weil, je höher Diefelbe ift, und 
je fpäter daher auch bei guͤnſtigen Seitverhältniffen ihre gänz- 
liche Abtragung zu erwarten ift, deſto nachdrüdlicher auf ihre 
Berminderung bingewirft werden folte. 

Sp lange ald im Plane Feine Veränderung eintritt, muß bei 
dem Fortrüden der Tilgung die jährlich Dazu verwendete Sum: 
me, felbft wenn fie nicht durch Zinserfparungen verflärft wird, 
eine immer größere Quote werben (b). Schon die Schwierig: 
feit, die es den Gläubigern verurfacht, die großen jährlichen Til⸗ 
gungdfummen unterzubringen, giebt aber einen Beweggrund, 
die Kortfchreitung in den jährlichen Abzahlungen langfamer 
zu machen oder ganz zu hemmen (c). 


(a) v. Gönner a. a. D. 67 glaubt, man brauche nicht über 1 Proc. 
jährlich zu verwenden und es fünnte auch fchon */, Proc. Hinreichend 
fein. Preuß. Gel. v. 21. San. 1820: 1 Broc. jährlich. 

(d) Wenn bei neu Hinzufommenden Schulden nur die anfänglide Quote 
jur Tilgung angewieſen wird, fo entfteht hieraus eine Berzögerung 
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des ganzen Tilgegeichäftes. Es jei z.B. die Schuld 100 Mill., vie 
jährliche Verwendung auf 1%, Mill. oder foviel Brocente angewadhfen. 
Wird nun eine Anleihe von 20 Mill. nöthig und für biefelbe nur 
der etwa im Anfange der Tilgung angemwentete Betrag von 1 Proc. 
hinzugefügt, fo wäre die ganze Jahrestilgung 1,950,000 und betrüge 
nur noch 1,919 Proc. der gefammten Schuld, flatt 1,5. Man müßte 
daher, wenn man bdiefen Rückſchritt verhintern wollte, für bie bins 
zugeflommenen 20 Millionen ebenfalls 12/, Proc. oder 350,000 fl. 
d. 5. im Ganzen 2.100,000 fl. beflimmen. 
(e) Es if ſowohl * die Wiſſenſchaft lehrreich, als für die Staatsverwal⸗ 
tung ſehr wichtig, die Groͤße der Staaatsſchuld und des Tilgungsbe⸗ 
trags in gegebenen Staaten zu kennen. Wö der Staatshaushalt nicht 
auf amtlichem Wege veröffentlicht wird, iſt es fchwer, ganz zuver⸗ 
läffige Angaben zu erlangen und es werden leicht Irrthümer begans 
gen, wenn bie Darftellung nicht nach ganz gleichen Regeln geſchieht. 
Aber auch die richtigfte Ermittelung der Schuld, wenn ınan fie mit 
der Bolfsmenge jedes Staates zufammenhält, giebt feine genaue 
Borftellung von der Größe der Schulvenlaft, 1) wegen der Verſchie⸗ 
denheit in den Preiſen der Dinge gegen Geld, 3. D. im Vergleiche 
von Großbritanien und Deiterreih, 2) wegen des ungleichen Zins⸗ 
fußes und des Curſes der Schuldbriefe unter dem Nennbetrage, in⸗ 
dem 3. B. 50 Mill. 3proc. Schulbbriefe, die zu 80 ſtehen, eigentlich 
nur als 40 Mill. anzurechnen find. Bei einerlei Nennbetrag wird 
die wirkliche Beichwerte mit tem Gurfe bald größer, bald Fleiner. 
Der Nennbetrag ift deßhalb nicht maaßgebend und es wäre nüglich, 
die Berechnung für alle Stanten aus der Zinsnusgabe zu machen, 
indem man biefe Lurchgängig etwa 25 oder 28'/,fad) nähme; 3) wes 
gen ber unverzinslihen Schulten, des Papiergeldes, 4) weil eine 
productiv angelegte Schuld anders zu beurtheilen ift, als eine uns 
produetiv verzehrte. Daher find in den folg. Angaben die Gifen- 
bahnfchulden foviel als möglich ausgefchieden worden. - 
Nordamerica, 1. Dctob. 1849. Uniensfchuld 64,704,000 D. 
Sch. der einzelnen Staaten: 209,305,000 D. zufammen 690 Mill. ft. 
Anhalt: Köthen, nad amtlicher Angabe 1846 4,328,249 rl. 
(wovon 104,743 rl. unverzinslich). Hiezu neuerlih 1/, Mill. xl. Ba: 
piergeld, alfo zulammen 4.828,000 ri. (Das Land ift feit 1847 an 
Deflau und Bernburg gefallen, wird aber befonder6 verwaltet.) 
Baden. Stand zu Ende 1849. 
I. Allgemeine Staatoſchuld. 
1) Reſt an Lotterielooſen und Zinſen.147, 976 fl. 
2) Rentenſcheine zu 32, Proc. » > 2 202000. 2,740,700 
3) Lotterieanlehen von 1840. - » 2 0 00. . 5,114,977 
4) Zehenichulden. worunter '/, Mill. unauffündbare 
Schuld an den ehemaligen Reichspoflmeilter . . 943,890 
5) GCautionen . 2 > 0 2 nee 2477, 899 
6) Guthaben der Militär: Einflandsgeldercafle, die 
man der Schuldentilgungs = Kafle zur Berwaltung 
übertragen hat, die jedoch ein wenigftens gleiches 
- Bermögen mitgebracht hat, fo daß dieß eigentlich 
nur ein burchlaufender Poſten ft. - 2... 555,066 
71) Sefeglich hinterlegte Gelter - - - 2 2 2. 105,076 
8) Zufchüfle zur Zehntablöfung (ausgemittelt, aber 
noch nicht austegablt) -. . 2 2 2 02 00.2. 5,146,184 
9) Zur Berzinfung übernommene Zehntablöjungscapis 





330 


tale von Pfarrtellen und Zuſchuß an Pfarr⸗ und 

Schulinfle - > 2 2 2 2 nee een. 2,489,222 
10) Befondere Schuldpoften, bei denen zum Theil der 

Zins nicht herabgefegt werden konnte (Paſſiv⸗-Ca⸗ 

pitalbuh) © . 2 0 0 2 0 2 2 200020. 150,316 
11) Domanialgrundftodsgutgaben, verzinslich . . 1,394,486 
12) Zullunterftügungsfond . een ee 307,506 
13) Freiwill. Anteihe von 1849 zu 5 Proc. (1851 aufs 

efündigt oder auf 4'/, Proc. Herabgefet) - . 776,100 
14) Berfchiedene antere Boften . “2 ee. 449,132 


— — — — — 


Zuſammen 20,798,930 
Hievon geht das ausſtehende Vermögen und der Caſ⸗ 
fenvorrath ab (Activftand) mit . ren 6,819,559 


Alſo reine Schuld . . 13,978.971f. 
Die Berzinfung foltete 1850 552,324 fl., die Tilgung 610,676 fl. 
ober 4,3 Dev, Hiezu fommen 12 Millionen, welde aus Domainen: 
verfäufen und Ablofungen zur Scultentilgung verwendet wurden 
und in den Rechnungen als unverzinsliche Schuld an den Grund⸗ 
tod, d. 5. an das Domanialvermögen , aufgeführt werten, f. $. 99 
(d). Unter den Nctiven befanden fi 2°;, Viill., welche der Haupts 
ftantscaffe vorgeſchoſſen waren, als Anticiyation. Die reine Schuld 
hatte 1841 ihren höchften Stand mit 18,305,000 fl. 

1. Sifenbahnfchuld zu Ente 1850 32,816,266 fl., Zinſenbe⸗ 
darf 1,201,365 fl., Tifgung 218,779 fl. 

Baiern. Die abmechrelnd geftiegene und durch Abzahlungen 
verminderte Schuld des Kurfürftenthums belief fi 1727 auf 26 
Mill. fl., die man mit einem jährlichen Aufiwande von 840,000 fl. in 
36 Jahren zu tilgen beſchloß. Die Ausführung gelang uber nicht. 
1749 feßte man 722,000 fl. jährlicy zur Abtragung der damaligen 
34 Mil. neueren und 6 Mill. älteren Schulden aus, und nachdem 
der Tjährige Krieg eine Verzögerung bewirkt hatte. wurde bis 1777 
die neuere Schuld auf 9 Mill. herabgebracht. 1780 war dieſelbe auf 
19 Mill. geftiegen, 1793 wieder auf 12 Dill. erniedrigt. Die Wirs 
fung der Kriege war eine Erhöhung bis 118 Mill. im Jahre 1811, 
worunter 19 Mill. Zahlungsrefte aus dem ordentlidhen Staatedienfte. 
1818 berechnete man die Schuld auf 98,699,000 fl. Stamm und 2 
Miu. fl. Zinsrückſtände, 1825 auf 110,337,274 fl. Hiezu traten in 
der Periote von 1825—31 nicht bloß an 9 Mill. liquidirte und ein: 
geiietene ältere Schulden, fondern auch 6,400,000 Anleihen zur 

eckung des Ausfalld in der Periode von 1819-25, ferner 11 Mill. 
568,910 fl. Anleihen ter Penfionscaſſe, $. 515 (d) da aber auch fort: 
währende Abzahlungen geichahen, fo beitand die ganze Schuld am 
1. Det. 1832 ohne die Rückſtaͤnde aus 129,138 518 fl. Dagegen bes 
faß die Schuldentilgecaffe auch ein Activvermögen von 16,602.773 fl., 
wovon indeß das Guthaben von 12,.652,014 fl. an die Penſions⸗ 
amortifationscafle abgezogen werden mußte, weil dafür biefe Caſſe 
eine gleich große (freilich aus eigenen Mitteln zu tilgende) Schuld 
hatte. Nach Abzug der anderen activa mit 3,920,759 fl. bleibt ein 
reiner Schuldenftand von 125,217,759 fl. — Tilgebetrag von 1531 
— 31: 878,000 fl. Material bei v. Muſſinan, Geſchichtl. Ueberf. 
und Darflellung des baier. Staatsfchuldenmeiens, 1831. und Vers 
bandlungen ter 2. Kammer von 1834. Beil. I 183—250. IH, 78 — 
191. — 1835 war bie reine Schuld g. 126 Mill., 1544 beinahe 121 








331 


Mill. f. Zu Ende 1850 betrug die Schuld 141 Mill. fl., die Activa 
waren g. 22 Mill., beitanden aber fa ganz aus Forderungen an bie 
Benfions > und Gifenbahnbau s Dotationscafke und bürfen alfv infos 
weit nicht abgezogen werten. Rechnet man 140 Mill. reine Schulp, 
und zieht man für bie Eiſenbahnſchuld 28—30 Mill. ab, ſo bleiben 
110—112 Mill fl. Zins und Tilgung g. I Mil. fl. Vergl. v. Res 
den, Finanz⸗Statiſt. I, 142 ff. 

Belgien. Am 1.Ian. 1845 beitand die Schuld aus 271, Mill. 
Fr., wovon über 196 Mill. zu Sifenbahnen, Straßen und Ganälen 
verwendet wurden. In dem Vertrage mit Holland übernahm Bel: 
gien eine Bente von 5 Mil. fl. in 21/,proc. Schuldbriefen, alſo einen 

ennbetrag von 200 Mill. Hd. Hitvon wurten 80 Mill. fl. 1844 
mitielt einer neuen 4%/,proc. Anleihe von 84,656,000 Fr. (zu 104 
abgegeben) abgezahlt; es fliehen noch 220 Mill. Fr. zu 21/, Proc. 
aus, 1848 famen 37%, Mill. Fr. zu 5 Proc. hinzu. Ganze Sch. 
1. Mai 1850 im Nennbetrage 63517, Mill. Fr., wovon gegen 186 
Mill. für die Eifenbahn, Reſt g. 450 Mill., oder die 2'/, Proc. zu 
62 und tie 3 Broc. zu 75 geredjnet, 357 Mill. Fr. = 168 Mill. fl. 
Tilgung 1849—50 4,738,000 Ir. = 0.7: Proc. der ganzen Schuld 
im Nennbetrage. Annuaire de l'écon. pol. 1851. ©. 262. 

Dänemark. 1847 106,314,000 RBrl. 1851 mit Sinfchluß der 
neuen englischen Anleihe von 800,000 £. St. 120,7 Mill. R. DB. tl. 
= 159, Mill. fl. 

Vranfreihd. Schuld zu Anfang 1848: 

1) Cunfolidirte Schuld: 


Renten. Nennbetrag. 
146,750,000 zu 5 Proc. 2935,078,000 Fr. 
1,026,000 = 4'yg s 22,5813,000 
26,500,000 =4 3 662,684,000 
65,140,000 = 3 5 2171,684,000 
- 239,416,000 Fr. 5792,261,000 
Hievon beſaß Lie 
Tilgecafle 68,600,000 gegen 1950,000,000 
Reit 170,816,000 3842,261,000 
2) Anleihen für 
Canaͤle ıc. 5,849, 000 145,780,000 
3) Eautionen 7,070,000 235,685,000 
4) ſchwebende 
Schuld 22,000,000 630,793,000 
205,735,000 egen 4854 Dill. Sr. 
(Ohne die 2 Mill. Leibrenten und 51 Mill. Benfionen), — 2289 


Mi. fl. Zur Tilgung waren 120%/, Mill. Sr. beitimmt — 2,8 Proc. 
der Schuld. 
Dagegen Anfang 1551: 


Renten. Nennbetrag. 
1) Conſ. Schuld 247,055,000 5709 Mill. 
Hievon befigt die 

Tilgecafle 14,824,000 gegen 400 
Reſt 232,231,000 5309 
2) 9. für Eanäle ıc. 5,099,000 gegen 136 
3) Gautionen 7,000,000 23 
4) ſchwebende Schult 22,000,000 gegen 630 


266,325,000 6098 Mill. 
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— 2876 Mill. FT. = 80, fl. a. d. K. ohne die 11/, Mill. Leibrenten. 
Bringt man die 3 proc. Theile durch Abzug von ?/, auf Aproc., fo 
mindert fh die ganze Sch. um 633 Mill. und beträgt daun 5465 
Mill. Sr. oder 72 fl. a.d. 8. — Die Tilgecaffe hat 64,818,000 Fr. 
Zuſchuß, 14 Mill. eigene Renten und 3,866,000 Fr. zur Abzahlung 
der Sanalanleihen, zufammen 822/, Mill. oter resp. 1,° u. 1.5 Broc. 
der Schuld, allein nur tie 3,866,000 Fr. werden baar eingenommen 
und wirflih verwendet, das Uebrige wirb in bons abgeliefert; f. 
Annuaire de l’&con. pol. 1850, ©. 32. 1851, &. 23 und Vorlage 
des 9. für 1852 v. 7. Febr. 1851. 

Großbritanien. Zu Anfang 1850, nad dem Nennbetrage. 
1) Bundirte Sch., die irländifche inbegriffen 

3 Proc. in 7 verfchiedenen Pollen . - . . 922,277,0008. 

31/, Proc . -» .» “2. 0. 247.827,000 


3 = beider ir. Banf - . . 2. 2,631,000 
5. rn 433,000 
Hiezu die Zeit» und Leibrenten, 33;, Mill. 2.,, 

welche ungeführ werth find (zu 3'/, Proc.) .  30,000,000 


Zuf. 803.168,000 
2) Unfundirte Schuld (mit Ginfchluß von 7 Mill. 
unbezahlt gebliebenen Bolten) - - - . 24, 869, 000 


Hauptfumme 829 Mill. 2. 

— 9798 Mill. fl. (das Pfund zu 95, f.). Die Schuld if fo unge 
heuer groß, daß es dienlich iſt, fie durch verfchiebene Mittel der Sins 
bildungokraft zu verbeutlihen, was 3. B. auf folgende Weife ge: 
fchehen kann. Zaͤhlt man Kronthaler dicht neben einander in einer 
Reihe, fo nehmen 15 Stück 2 batifche Fuß ein, alſo obige Summe 
19,596 geogr. Meilen, oder 3,62? mal den Umfang der Erde; in neuen 
Guldenſtücken (zu 1 bad. Zoll Durchmeſſer) find es fogar 39.682 M. 
oder 7'/, Erdumfaͤnge. Schichtet man Guldenflüde zu einer Säule auf, 
fogehen 1Taufi bad. Zoll, folglich nimmt 1 Mi. fl. 58821/, Fuß Höhe 
ein und jene 9798 Mill. fl. bilden eine Säule von 2334 Meilen. Fer⸗ 
ner wiegen 47,17 Gulden 1 Bfo., alfo gibt tie genannte Summe ein 
Gewicht von 2,7 Mill. Eentr., die von 69,000 Pferden (zu 30 Gentnern) 
auf 17.250 Afpännigen Wagen fortgebradht werden Eönnten. — Ein 
fefter Tilgungsbetrag 1ißt fi nicht angeben. In jedem Quartale wird 
ı/; von dem Meberfchufle, den die Finanzverwaltung der letztverfloſſe⸗ 
nen 4 Bierteljahre gegeben hat, zum NAbtrage verwentet. Es murte 
abgezahlt 1830— 1839 i. D. j. 1,379,046 &., 1840-1849 j. 
1,141,000 %. 

Hannover, 1850 18,035,000 rl. mit Einſchluß der Vorſchüſſe 
aus dem Domanialablöfungsfonds, ohne Lie 12,332,000 rl. @ifen: 
bahnſchuld. - Tilgung 185%/, 150,000 rl. = 0,8 Proc. d. Sch., 
124,776 rl. Tilgung der Eiſenbahn⸗Sch. — 1 Proc. 

Großh. Heilen. Reine Schuld Ende 1850 18,868,000 H., we: 
von aber 11, Mill. für die Eifenbahn, Reit 7,368,000 fd. — Til: 
gung 43,500 fl. — 2,?Pror. der ganzen Schuld. 

Medlenburg- Schwerin, 1850 8,521,000 rl. = 14 911,750 fl. 
ohne 3,635,500 Mark Banfo zur Betheiligung bei der Gifenbahn. 

Niederlande. Diefer Staat ift tief verfchuldet, fein Schulden⸗ 
mefen aber wegen ver vielen verwidelten Maaßregeln ſchwer zu 
überbliden. Die Schuld entfland durd) die fchweren Kriege, wel 
tie neue Republik zu führen hatte; befonters koſtſpielig foll der 
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Krieg mit Sngland unter Cromwell gewefen fein. Den Stand ber 
Schuld im I. 1651 gibt man zu 140 Mill. fl. an. 1795 bei ter Er: 
richtung der batavifchen Republif zu 600 Mill., und in ven 15 Jah: 
ren bis 1810 flieg tie Schuld durch die Ichlechte Regierung bis auf 
tag Doppelte. Bon dem ganzen Betrage von 1263 Hi. wurde der 
größte Theil, 1240%/, Mill., unter der franzöf. Herrſchaft auf ';, 
berabgefegt, 5. $. 517 (a). Bei der Wiederherftellung derfelben auf 
die urfprüngliche Größe im Jahr 1814 wurden neue Obligationen 
ausgefertigt und zugleih wurde ein neues Darleihen mit vieler 
Magßregel verflochten. fo daß man für eine gewifle Quantität Alte: 
rer Obligationen, welche nach dem Curſe 676 galt, und eine baare 
Daraufzahlung von 100 fl. eine Infeription von 2000 fl. der zu 
2/2, Proc. verzinslihen oder „wirklichen“ und von 4000 fl. ber 
noch nicht verzinsliden oder „ausgeftellten“ Schuld erhielt. 
Durch tiefe Maaßregel entſtand im Jahr 1815 eine wirkliche Schuld 
von 573 Mill. fl. zu 2'/, Broc. und eine ausgeftellte von 1146 Mill. 
fl.e. Die Zinsfhuld wuchs nicht allein wegen der allmäligen @inver: 
leibung ber ausgeitellten, ſondern wegen verfchiedener neuer zur 
Dedung der ſtets wiederfehrenten Ausfälle beflimmter Anleihen, be: 
fonters nach ter Trennung von Belgien, weil die verzögerte Aner⸗ 
fennung dieſes Vorganges Foftfpielige Kriegsrüftungen nad fich zug. 
1822 wurde unter tem Namen Amortiffements:Syndicat 
eine Caſſe errichtet, welcher verichietene Verpflichtungen auferlegt 
und dagegen verfchiedene Ginfünfte und Schultbriefe zugewiejen un 
die Ausgabe von 116 Mill. 4'/,proc. Synticatsobligationen erlaubt 
wurden. Die Berwaltung dieſer Anftalt war geheim und dieß trug 
bei, über das Finanzweſen diefes Staates ein Dunfel zu verbreiten. 
Gine befondere Berwidlung lag auch in dem Berhältniß zu ben 
Colonieen, für welche beſondere Anleihen unter Verbürgung des 
Staates eingegangen wurden. Meber die früheren Berhältniffe 1. 
die Schriften von Dfiander: Gefchichtliche Darſtellung der nieberf. 
Finanzen feit 1813, Amfterd. 1829 (anonym). Geſchichtl. Darft. d. 
nied. Yinanzen von 1830 — 32. Stuttg. 1834. — Der Schulden: 
ftand war: 


versingslich ausgeftellt 
Anfang 1829 780 Mill. fl. 840 Mill. fl. 
Gnte 1833 1129 816,691,000 fl. 


1841 wurde die ausgeftellte Schuld umgewandelt, $. 517. Die heu- 
tige ganze Summe (zu Anfang 1849) wird ohne die Colonialjchuld 
fo angegeben (amtlich): 


Nennbetrag Zins 
2i/,proc. 816,508,090 fl. 20,412,700 fl. 
3 ⸗ 120,856,861 3,625,706 
3, ⸗ 22,708,000 194,780 
4 s nat. Schuld. 237,640,500 9,505,620 
4 : ofind. Obl. 14,748,500 589,940 
Zur sroden(egung des 

Harlemer Meers 8,000,000 380,000 
Gautionen 500,000 20,000 
Leibrenten, Tontinen 149,000 
Schatzbillets 17,799,950 180,000 

zufammen 1230,761,811 fl. 35,657,746 fl. 


Auf 4 Proc. reducirt beträgt die Schuldmafle 339 Millionen weniger 


[4 
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ober 8911/, Mill. fl. —= 882,° füddeutiche fl. Hier fehlt der Anfchlag 
der Leibrenten., ferner der zu verfchiedenen Bauwerken aufgenoms 
menen Summen, welche 464,000 fl. Zins und Tilgung koſten. 


Defterreih. Erſt in den legten Jahren ift das Schuldweſen 
genau befannt geworden, doch reicht bie amtliche Anyabe nur bis 
zum Juni 1848. Damals war die nicht getilgte Schuld 1035,772,622 
fl. vder auf 5 Proc. redueirt 913,872,775 fl., wovon aber nod 
73,478,920 fl. abzuziehen find, weil die ältere in W.W. verzins- 
fihe Schuld nur auf 21/, Proc. reducirt ff. Reſt 1029,867,000 fl. 
des 24 fl. Fußes — 27,7 fl. a. d. 8. Hiezu Fam 1849 die Ans 
leihe von 71 Mill. fl. und bie Ausgabe von Caſſenanweiſungen, 
Reichsſchatzſcheinen u. dgl., ſowie die italienische Swangsanleihe, zu: 
fammen wenigftens 260 Mil. fl, fo daß die Schuld zu Anfang 1851 


. nit unter 1100 Mill. — 13471), Mill. des 24/1. F. ausmacht. 


Tilgung 9. für 1849 an 17 Mill. — Beiträge zur äfteren Geſchichte 
des öfterr. Schuldenwefens enthält Andre, Neue Zahlenflatiftif, 
1823, ©. 223. * 
Portugal Hat ein zerrüttetes Finanzweſen, eine große Schul: 
denlaft, ein im Curſe gefunfenes Pavierged. Die Schuld wurde 
1845 im Nennbetrage auf 81,132 Mill. Mil reis angegeben, welches 
(neuerdings 9000 M. r. auf die koͤln. Mark gerechnet) 229 Mitt. fl. 
giebt. Dem Eurfe nach ift die Sch. weit Feiner, allein ihr Nennbe: 
trag tft feittem auch noch anſehnlich gewachfen. 
Preußen. Die Schuld war 
1797 bei der Thronbefleigung Friedrich Wil- 
helms Hl. > 2 0 rn 
1806, Schluß des IA . . . 2... 
Die Ichwierigen Verhältnifle von 1806—19 
verurfachten einen Aufwand von 2872,, Mill. 
rl., wovon 122 Mill. durch Vermehrung der 
Schulden gedeckt wurden. Hiezu kamen bie 
Schulden der neuerworbenen Landestheile, 
67,873,000 rl., während 4,407,000 rl. für 
die 1807 abgetretenen Lande abgehen. So 
ergiebt fich folgende Zahl: 
1820 mit Gineechnung von 25,914,000 rl. Pros 
vincialfhulden -. » > 2 2 0 2 217,218,761 
134. . 150. 103, 434 
Sn dem Zeitraum von 1820 — 1843 find von ber Hauptverwaltung 
der Schulden 67,872,083 rl., meiſtens Aproc. Echuldpoften, getilgt 
worden, in den erfien 12 Jahren im D. um einen Anfaufspreis von 
914%/, in den legten 10 Jahren zu 95. Es wurden hiezu 38,610,547 
rl. Berfaufs: und Ablöfungsgelder von Domänen verwendet, deren 
Anlegung zur Schuldenverminterung 1,663,256 rl. Zins erfparte. 
Die gleichzeitige Abnahme der Domäneneinfünfte beträgt nach ges 
nauer Berechnung nur 998,180 rl. (Bergius, Zuſt. ©. 100.) Der 
Schuldenftand zu Anfang 1851 war 182,618,000 rl., außerdem 
642,594 rl. jährlicher eihungen , die zum Theile abnehmen und auf 
111/, Mill. Capital angefchlagen find, ferner cin ungededter Aus: 
fall von 34 Mill. rl., und die zum fortdauernten Umlauf beftimms 
ten 10 Mill. rl. Darlehn⸗Caſſenſcheine, alfo zufammen 238 Mill. ti. 
— 416,5 Mill: fl. — Im 9. f. 1849, welcher erſt duch Gef. v. 11. 
März feftgeftellt wurde, ift für die Tilgung 2.555,000 ri. beflimmt 


48,054,903 rl. 
53,194 913 
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== 1,3 Proc. der Schuld v. 162 Dill. zl. zu Anfang 1849. Bol. 
Die preuß. Staatsſchulden, Miünfter 1842. — Bergius, Preuß. 
Zuftände, 1844, ©. 89— 110. 
Rußland (ohne Polen), deſſen Schuld erft unter Katharina MI. 
entftand. Stand zu Anfang des Jahres 1849: 
1) Terminfchulden, d. h. mit einer beſtimmten Friſt für die günz- 
liche Abzahlung 
a. auswärtige, in Holland aufgenommene, 
63,821,000 fl. = 36,377,9T70 N. 
b. inländijche en 


55,979,029 
2) Rentenfchulden 234,318,854 


ganze verzinsliche Schuld 326,675,953 
3) Bapiergelt, R. Erevitbillets, nebft einem 
Reit von Affignaten und Depofitenbillets . 321,840,740 


zuiaınmen Silber: Rubel 645%, Mill. 

Zieht man die zur Dedung und Ginlöfung des Papiergeldes dienen: 
den 117 Mill. R. Münze und Barren und 29%/, Mill. Staatspapiere 
ab, fv bleiben als reine Schuld 501%, R. = 947 Mil. fl, = 17,9 fl. 
a. d. K. ohne Bolen, Finnland, Sibirien und Transcaucafien. Bei 
den meiften auswärtigen Anleihen tft 1 Broc. jährlich zur Tilgung 
beitimmt, bei der erften engl. Anleihe von 1820 2 Broc., bei ter er: 
ſten 4proc. Anleihe von 1840 (Hope) fogar 2', Proc. 

Sachſen, 1850 22,433,000 nebft 7 Mill. Eaffenbillets. 

Suachfen: Altenburg, 1850 1,152,247 rl., Tilgung 12,000 rl. 
= 1," Proc. 

Sahfen:Koburg, 1850 1,569,000 fl., Tilg. 2,2 Bror. 
Sachſen⸗Gotha, 1850 2,608,738 rl., Tilg. 38,552 rl. —= 1," Br. 

Sardinien, Anfang 1850: 
Aeltere Shut . 2 2 22020200 .5,336,393 Fr. Rente 
1848 u. 49 Hinzugelommen . . » . . 13,771,680 ⸗ ⸗ 


Zuſammen 19,108.073 Fr. Rente 
u 5 Proe., alſo die Sch. 382 Mill. Fr., wobei die im Beflg ber 
Flgecafie befindlichen 4°, Proc. Renten fhon abgezogen find. ' 
Spanien gehört unter die am tiefſten verjchuldeten Staaten. 
Hiezu trugen nicht bloß ſchwere Kriege feit dem Anfange der frans 
glicen Revolution und innere Ummälzungen, fondern auch fchlechte 
erwaltung des Yinanzweiens von der Regierung Karls IV. an bei. 
Berfchiedene Verfuche, tie Verwirrung zu löfen, hatten feinen Be: 
ſtand. Die Schuld zur Anfang des J. 1850 wird mit Ginfchluß der 
unbezahlt geblichenen Zinfen auf 12,531 Mill. Ne. angegeben, ohne 
2425 Mill. tie nody in der Liquidation begriffen find, zufammen 
14,956 Mill. Realen = 1832 Mill. fl. (nach dem neun Muͤnzfuß, 
10 PBiafter auf tie füln. Mark). — Eine neue Regulirung des Schuls 
denwefens wurde 1851 beabfichtigt, aber wieder vereitelt durch die 
Auflöfung der Cortes. Nah Borrego (Der Nativnalreihthum, 
die Finanzen, die Staatöfhuld des K. Spanien, deutſch von Kot⸗ 
tenfamp, 1834. ©. 50.) wäre die Sch. zu Ende des I. 1833 gewefen 
1) Berzinfet a. liquidirt . on 12,064 Mit. Realen 
b. nicht liquibirt . . . .».3,800 = ⸗ 


15,864 Mill. Realen 
2) nicht verzinſet a. Rückſtände . . 10,148 = ⸗ 
b. ſchwebende Schuld. 1,895 = ⸗ 


27,908 Mill. Realen 
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Die auf auswärtige Börfen fommenden Schuldbriefe find: 1) 5 pro: 
centige (Ardouias), deren Zinfen fioden, 2) 3proc. innere Schuld, 
3) 3proc. auswärtige, 4) pafilve, 5) ausgeftellte Schuld, |. $. 517. 

Württemberg. Schuld am 30. Juni 1832 27,290,000 fl., 1844 
21,846,452 fl., 1850 gegen 49 Mill. fl., wovon gegen 22 Mill. für 
die Eiſenbahn, Meft g. 27 Mill., Tilgung 1848/, 420,000 fl. 

Die Schuld beträgt auf den Kopf der Ginwohner: 

29 


350 fl. Großbritanien 35,2 fl. ©. Koburg 

277 Niederlande auf A Broc. 30 Nordamerica 
red. 27,3 Sachſen 

196 Köthen 26 Preußen 

136 Spanien 25,3 Meclenb. = Schwerin 

100 Portugal 24,7 Baiern 

72- Frankreich 17,7 Hannover 

71,3 Dänemarf 17,5 Rußland 

42,7 ©. Gotha 15,2 ©. Altenburg 

37,7 Belgien 15 Mürtemmberg 

36,7 Sardinien 10,77 Baden 

63 Oeſterreich 8,6 Großh. Heflen. 


Aehnliche Zufammenflellungen u. a. bei v. Reden, Handels⸗ und 
Gewerbsgengraphie, 1844, ©. 578, u. Likawetz⸗Oberhauſer a. 
a.D., wo für ganz Europa 25,703 Mill. fl. 20 fl. F. und 98 fl. auf 
ven K. gerechnet find. Die Zahlen bedürfen jedoch mancher Berich⸗ 
tigung und die Vergleichung mit dem Flächenraume der Länder if 
am wenigften fruchtbar. Der Ausfchlag auf den Kopf ift nützlicher, 
als jeder andere, doch keineswegs fo maafßgebend, al6 man bisweilen 
alaubte, denn es wird berfelbe Betrag bei ungleichen Preifen der 
Münzmetalle, ungleiher Wohlhabenheit und Berzinfung in mehreren 
Ländern fehr verichiedene Belaſtung hervorbringen, wozu ferner die 
obigen Bemerkungen über die Ausmittelung der Schuld ſelbſt zu er: 
wägen find. 


$. 524. 


Was die Zilgungsart der Schuld betrifft, fo iſt 
I. bei den Staatdfchuldbriefen zwifchen der Heim: 





zahlung (remboursement) nad) dem vollen (Nenn:) Be: 
trage und dem Einkaufe der Schuldurfunden nad ihrem 
Börfenpreife (Ruͤckkauf, rachat) zu wählen. Bei Obliga: 
tionen, die man nad) einem niedrigeren Curſe audgegeben hat, 
erfcheint der Darleiher ald Käufer einer Rente, die blos zur Be: 
zeichnung des Zindfußet, und um dad maximum bed Ein: 
loͤſungspreiſes außzudrüden, ald Zins eined Nennbetrages dar: 
geſtellt wird, und es ift natürlich, daß die Regierung in gleicher 
Weiſe die Schuldbriefe wieder einzieht. Diefelbe hat gegen die 
Inhaber folcher Obligationen keine Verpflichtung zur Heimzah⸗ 
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lung. $reilid muß man mit der Zunahme des allgemeinen 
MWohlftandes und des Staatöcredited von Jahr zu Tahr höhere 
Preife bezahlen (a), wobei die Staatögläubiger anfehnlihe Ge: 
winnfte machen, 8.495. Hieraus entfteht eine Verzögerung und 
Erfchwerung ded Tilgens, und wenn die Obligationen in haͤu⸗ 
figem Verkehre find, fo werben die Gewinnfte aus dem fleigen: 
den Eurfe nicht einmal durchgängig denen zu Theil, welche zur 
Zeit, ald die Anleihen gemacht wurden, die Wagniß auf fi 
nahmen. Allein die Befefligung des Credites hat zu großen 
Nutzen in der Erleichterung neuer Anleihen und der Zinsherab⸗ 
fegung, ald daß man dem Steigen des Curfe entgegenwirken 
dürfte. Doch follten diefe wenigftens nicht noch kuͤnſtlich durch 
die Einfäufe für die Regierung in die Höhe getrieben werden, 
meshalb es rathfam ift, die zum Ruͤckkauf beflimmte Summe 
gleihmäßig unter die verfchiedenen Boͤrſentage zu vertheilen 
und Öffentlich befannt zu machen. Hat eine Art von Obligatio: 
nen dad Pari überfliegen, fo hört der Ruͤckkauf auf und es 
bleibt, wenn man nicht die Tilgung derfelben ganz einftellen 
will, nur die Heimzahlung übrig (6). 

(a) Die franzöf. 5 proc. Renten wurden zurüdgelauft 


1815 zu 75,3 1825 zu 103,7 
1818 „ 70,8 1830 „ 93,8 
1820 „ 75,53 1832 „ 87,01 
1822 „ 89, 1833 „ 100,72 


die 3proc. 1832 im 4. Quartal zu 67,9, — 1839 im 4. Du. zu 
81,15, 1845 im 4. Qu. zu 82,4 Fr. 

(5) In Frankreich wurde 1831, auf Laffitte’s Antrag, geteptich vers 
ordnet, daß die Dotation der Amortifationscafie von 40 Mill. Kr. 
unter die Haupttheile der fundirten Schuld, nämlich 5, 41,, und 3 
Proc. nad Berhältnig ihree Größe vertheilt und jeder Art von Oblis 

ationen ber ji ehörige Tilgefonds insbefondere gewidmet bleiben 
olfe. (Die A ehr Laffitte's war, hiedurch die Berwenbung des 
Tilgeflammes zu anderen Ausgaben zu erichweren, indem fie al& eine 
Berfürzung einer befonderen Claſſe von Staatögläubigern erfcheis 
nen würde.) Sobald eine Claſſe von Schuldbriefen über Bari fommt, 
wird fie nicht mehr guräcdgefauft und der ihr beftimmte Theil der 
Ginfünfte einftweilen anderweitig angeleat (anfänglich in bons du 
tresor, feit dem Gel. v. 17. Aug. 1835 in 3 u. 4proc. Renten) 
und fpäter, wenn ber Burs wieder finfen follte, wieder für fie aus⸗ 
egeben. Würbe eine Claſſe ganz getilgt, fo fiele Der zugehörige 
eil des Tilgevermögens der Stantscale zu. Die fo gefammelte 
Amortifationsreferve (in dem $. 520 (d) aufgeführten Ein⸗ 
fommen von 75,400,000 Fr. begriffen) war 1848 auf 15,294,420 Fr. 
Renten in A Proc. und 34,847 808 Fr. in 3 Broc. angewachſen, 
Ran, polit. Delon. Ste Ausg. III. 2. Abth. 92 








wurde aber durch Gel. v. 20. und 27. Rov. und 4. Dec. 1849 bie 
auf 3,701,141 Wr. in Z3proc. Renten annullirt, nachdem fie ſchon 
mehrere Jahre anderweitig verwendet worden war. 


$. 525. 


Iſt man in der Wahl der rüdzufaufenben Obligationen un: 
gebunden, fo muß man diejenigen vorziehen, deren Einkauf am 
vortheilhafteften iſt. Dieß haͤngt zunaͤchſt von dem jetzigen Eurfe 
der verfchiedenen Obligationen ab (a). Doch muß man auch 
zugleich die Wahrfcheinlichkeit des baldigen Steigend der ver: 
fhiedenen Arten von Schuldbriefen, wodurch ber Einfauf der: 
felben fpäterhin immer mehr erfchwert wird, berüdfichtigen. Bei 
den Papieren von niedriger Berzinfung bat eine ſolche Curs⸗ 
erhöhung den weiteflen Spielraum, weßhalb immer nad) den 
Zeitumftänden und nad den Erfahrungen der jüngfivergange: 
nen Jahre zu beurtheilen ift, ob ein ſolches Steigen wahrfcheins 
lich und daher der Rüdfauf einer minder wohlfeilen Art von 
Schuldbriefen rathfam: ift. 

(a) Stehen } B. die Iproc. zu 96, die 3'/,proc. zu 98, fo iſt es für den 

Augenblick nüglicher, diefe zu kaufen, weil dann eine Summe von 


10,000 fl. eine Rente von 331, tilgt, in 3 Proc. angelegt aber 
nur von 312,5, aljo 19, fl. weniger. 


g. 526. 


Hat man Anleihen ohne Verfchreibung eines höheren Nenn; 
betrages abgefchloffen und Die Heimzahlung innerhalb einer bes 
flimmten Zeit verfprochen, fo verfteht es fich, Daß die Zilgung 
nur in der verheißenen Weiſe zuläffig ift. Aber auch in den Faͤl⸗ 
len, wo Bein Zablungdverfprechen vorliegt, ift die Bezahlung 
des vollen Betrages im Allgemeinen zwedimäßig und empfeb- 
lenswerth. Benutzt die Regierung einen niedrigeren Curs zum 
Ruͤckkaufe, fo beftärkt fie die Gläubiger in deren Beforgnifien, 
ſchwaͤcht ihren Eredit und erfchwert fich Fünftige Anleihen, tilgt 
fie aber nad dem Rennbetrage, fo bringt fie ein Steigen bes 
Gurfes zu Wege. Diefed verdient Daher bei einer nicht uͤbergro⸗ 
Ben Schuldenlaft und bei einem nicht viel gefuntenen Curſe den 
Vorzug, zumal da man voraudfeben kann, daß ein beträchtlicher 
Theil der Obligationen, z. B. in ben Händen der Stiftungen 
und Gorporationen, noch nicht verfauft worden if, weßhalb 





dann bie urfprünglichen Gläubiger ober ihre Erben vor. dem 
Verluſte bewahrt bleiben, ben ihnen der Werfauf um einen ge: 
zingeren Preis zufügen’ würde. 


$. 527. 


Das Schuldenweien eined Staates kann, wie mehrere Bei: 
fpiele zeigen, durch unglüdtiche Werhältniffe und fehlerhaftes 
Verfahren in eine Lage gerathen, die dad Betreten des in 
$. 926 angegebenen Weges unmöglih macht, wenn nämlich 
I) der Curs fo weit herabgegangen und die Schuldenmaffe fo 
groß ift, daß man das zur vollen Heimzahlung erforberliche 
Opfer uicht zu bringen vermag, 2) wenn der niebrige Curs fo 
lange angehalten hat, daß muthmaßlidy die meiften Obligatios 
nen an andere Eigenthümer gelangt find und mehrere Befitzer 
nad) einander einen Theil bed aus der Curderniebrigung entflans 
denen Verlufted getragen haben Die Heimzahlung, wenn fie 
audführbar wäre, würde den Curs erhöhen, wobei viele der 
gegenwärtigen Befiger einen unverbienten Gewinn machten, 
meil fie die Schulbbriefe erft fürzlich um geringeren Preis an 
ſich gebracht hätten. Diefe beiten Worausfegungen treten im 
ſtaͤrkſten Maaße dann ein, wenn auch bie Bindzahlungen längere 
Zeit unterbrochen waren. Der fünftige Curs ber Schuldbriefe 
hängt in einem folchen Kalle von dem Verhalten ab, welches 
man in Hinfiht auf das Wieberanfangen der Zindzahlungen 
eingefchlagen hat, $. 917. Der Ruͤckkauf verlegt Niemand, weil 
er auf bem freien Willen des Verkäufers beruht, auch könnte 
der Schaden, den viele Stodsinhaber erlitten haben, auf keine 
Beife erfet werben (a), und ed thut vor Allem Roth, darauf 
hinzuwirken, daß für die Zukunft Die Staatögläubiger vor aͤhn⸗ 
lichen Beihädigungen bewahrt werben. Wenn man einen den 
gegenwärtigen Curs der Obligationen etwas überfleigenden 
Preis derfelben gefeglich feftftellte, d. b. ihn zum Nennbetrage 
der Schuld erflärte und die ihm entfprechende Verzinfung in 
regelmäßigen Bang febte, fo hätte dieſe Maaßregel eher ald der 
einfache Ruͤckkauf um den jedeömaligen Curs den Charakter 
eined Staatsbankerottes ($. 516), allein auch fie ließe füch recht: 

22* 
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fertigen, weil namlich der eigentliche Bankerott ſchon früher er- 
folgt wäre und ein Erfaß für die Verletzten ald unmöglich 
erfchiene. Es kommt hiebei foviel auf die gegebenen Umflände 
an, daß man nur die allgemeine Regel aufftellen kann, es folle 
wenigftens von jest an fein Staatögläubiger mehr verkürzt und 
die geftörte Ordnung wieder hergeftellt werben. 


(a) Ausgenommen etwa Gemeinden und Stiftungen. Schulbbriefe auf 
Namen geben ebenfalls Gelegenheit, zu erkennen, wer diefelben waͤh⸗ 
rend der Verwirrung behalten hat. 


$. 528, 


Bei der Heimzahlung ift noch zu unterfuchen, nad) welcher 
Reihenfolge man die einzelnen Obligationen zu tilgen habe. 
1) Iſt der Zindfuß derfelben ungleich, fo macht man mit denen 
den Anfang, welche die höchften Zinfen tragen, u. f. f, es wäre 
denn, daß rechtliche oder politifche Gründe es nöthig machten, 
einzelne höher verzinsliche Schuldpoften länger flehen zu laffen. 
2) Unter den Obligationen, welche gleichen Zinsfuß haben, kann 
der Vorzug ber früheren Zilgung beflimmt werden a) ˖durch 
die Anmeldung einzelner Gläubiger, die vor den übrigen heim: 
gezahlt zu werben wünfchen; b) fodann, wenn man mehr 
Tilgungsmittel hat, ald die Anmeldungen betragen, durch das 
Loos, indem jährlich eine gewifle Anzahl von Nummern gezogen 
und den Befigern der entfprechenden Schuldbriefe aufgegeben 
wird, die Zahlung nach einer gewiflen Zeit, 3.8. nah 3 Mona: 
ten, in Empfang zu nehmen; c) nad) dem Alter der Obliga- 
tionen, wobei aber unter denen, die gleiches Datum haben, wie: 
der das Loos entfcheiden muß. Der Nutzen diefed Verfahrens 
befteht hHauptfächlich darin, daß nicht, wie bei der allgemeinen 
Verloſung b) ſtets alle Stodöbefiger in Beforgniß gelegt wer: 
den, vielleiht an die Reihe der Heimzahlung zu fommen (a). 
(a) Mohl in Rau, Archiv I, 43. 


$. 520. 


II. Auch die Einziehung eines ſtark geſunkenen Papiergel⸗ 
des gehört unter Die Maaßregeln der Schuldentilgung. Wie groß 
immerhin die Nachtheile fein mögen, die aus der allmäligen 
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Preiserniedrigung biefer Art von Umlaufsmitteln für den einzel: 
nen Staatöbürger und die ganze Volkswirthſchaft entfpringen 
(il, $. 266. 267), fo ift doch eine Vergütung der erlittenen 
Berlufte hier noch viel weniger möglich, ald bet den geſunkenen 
" Obligationen, weil das Papiergeld weit fehneller umläuft, und 
gerade die Furcht vor einem weiteren Sinken zum befchleunigten 
Ausgeben anfpornt, 11, $. 268. Man follte daher nicht einmal 
das Steigen des Curſes beabfichtigen, weil e8 nur neue Berwir: 
rungen im Verkehre veranlaffen (1, 8. 303, 1.c.) und der 
Staatdcaffe die Einlöfung erfchweren würde, während ber hier: 
aus entfiehende Gewinn ſich hoͤchſt zufällig vertheilen müßte. 
Eine fortgefegte Verminderung des Papiergeldes vermittelft des 
Einziehend nach dem jededmaligen Eurfe ift folglich nicht zweck— 
mäßig, vielmehr reicht ed hin, wenn man nur den gegenmärti: 
gen Curs ganz feftftelt (a). Es ift gut, fich hiezu eined neuen 
Papiergelveö zu bedienen, welches man mit allen Kräften im 
Pari zu halten fucht und gegen welches das ältere Papiergeld 
nach dem feften Eurfe umgewechfelt wird (b). ‘Bleibt das leg: 
tere im Umlaufe, fo ift dieß, ungeachtet des befefligten Preifes 
gegen Münze, doch wegen der zwei neben einander vorkommen⸗ 
den Seldwährungen unbequem (c). Ob gleich nach diefer 
Maagaßregel die ganze umlaufende Geldmenge gegen dad Bedürf: 
niß von Umlaufdmitteln nicht mehr zu groß ift, fo ift doch eine 
Verminderung des Papiergeldes rathſam, um defien Einwechs⸗ 
lung gegen Muͤnze auf Verlangen jedes Beſitzers zu erleichtern, 
und das theils ins Ausland gegangene, theils muͤßig zuruͤckge⸗ 
haltene Metallgeld wieder in Umlauf zu bringen, auch einem 
möglichen Sinken bes Curſes deſto ficherer zu begegnen Zu die: 
ſem Zwecke dient dad Audgeben von verzindlichen Schuldbriefen, 
gegen welche ein Theil des neuen Papiergeibes oder des alten 
nach demfirirten Eurfe eingezogen wird, und hiermit follteman 
fortfahren, bi8 das Staatöyapiergeld ganz, oder wenigftend bis 
zu einem Betrage eingelöfet ifl, der feine Beforgniffe mehr er: 
weden fann (d). 


(a) v. Jacob, II, 8.909 ff., vergl. auch Forſell, Statiftif von Schwes 
den, ©. 316. 


342 


(6) Beifpiel: Die Umwehslung der Wiener Banknoten gegen G@inlös 
fungsfcheine im Jahre 1811, wobei jene N 20 Proc. ihres Nennbe⸗ 
trages angenommen wurden, I, $. 215. Dieß Hatte jedoch nicht den 
erwarteten Grfolg, denn man vermochte das neue Sapler eld (Gin⸗ 
löfungsfcheine) nicht in Bari zu erhalten. (Aehnlich in Sina 1288 
das Ausgeben ber Tſchi⸗juen⸗tſchao, welche der 5fachen Menge ber 
Kiao⸗tſchad von 1260 glei galten; f. Natalis Rondot in Journ. 
des Econ. a. a. D.) — Die neueren Maaßregeln von 1816 an gaben 
den Befigern von Ginlöfungsfcheinen eine fo vortheilhafte Gelegen⸗ 
heit, diefelben anzuwenden, daß ihr Cure, der bis 356 gefunfen war, 
wieder flieg, vorübergehend bis 220 Fam und dann zu 250 feflges 
ftellt wurde. 

(c) So in Rußland, wo der Eure der Santalfignaten gegen Silber auf 
350 ftehen geblieben ift, und in Defterseich bei dem Gurfe ter ine 

lsfungeideine von 250. 
In Oeſterreich konnte man gewiſſe Summen von Papiergeld und 
älteren Staatsobligationen in einem beſtimmten Berhältnig gegen 
neue Schuldbriefe und Bankactien umwecfeln (k, $. 116), 3. 9. 
nach dem Geſ. v. 29. Oct. 1816 1000 fl. in Einloͤſungsſcheinen (D. W.) 
welche 310'/, fl. in Silber galten, und 1000 f. in 5proc. Obligatio= 
nen, deren Zins auf die Hälfte herabgefeht und in Ginlöfungsfchets 
nen zahlbar war, gegen 2000 fl. in neuen, zu 5 Proc. in Silber vers 
zinslichden Obligationen, wobei alfo die Staatsgläubiger fehr ges 
wannen. — Das f. Patent v. 15. Mai 1851 enthält den Anfang der 
zur Berbefferung des Geldweſens zu ergreifenden Maaßregehn, nach⸗ 
dem feit dem Maͤrz 1848 die Banfnsten und das neue Staatspas 
piergeld bedeutend, bis unter ?/, des Nennpreifes, gegen Silber ges 
funken waren. Das Staatspapiergeld foll nicht über 200 BRiH. fl. 
vermehrt werden (ed beträgt noch nicht fo viel), und die Bank fol 
un an ben Staat Feine Bermehrung ihrer Roten vors 
nehmen. 


(d 


— 





Biertes Buch. 


Meberblick der äußeren Einrichtung des 
Sinanzwefens. 


I. Abſchnitt. 
Behörden und Aemter im Finanzweſen. 


$. 530. 

Die Finanzorganifation, d. h. die Art und Weife, 
wie die Finanzgefchäfte unter verfchiedene Behörden und Beamte 
vertheilt, wie die Wirkungsfreife und Unterorbnungsverhälts 
niſſe dieſer Dienftftellen feilgefegt werden follen, ift biöher viel 
weniger zum Biele wiflenfchaftlicher Unterfuchungen gemacht 
worden, als die in ben drei eriten Büchern dargeftellten Grund: 
fäge zur Erreichung der einzelnen Zwede (a). Auch laffen ſich 
für den erfigenannten Gegenfland nicht viele ausführliche und 
allgemein gültige Regeln aufftellen, weil die Anordnung der 
Drgane zur Vollziehung der Finanzgefchäfte fehr von dem Um: 
fang und der Befchaffenheit derfelben in jedem Lande abhängt, 
weshalb die Bergleihung mehrerer Staaten große Verſchieden⸗ 
beiten erkennen läßt. Man kann in diefem Gebiete nicht leicht Die 
eine Einrihtung für allein zweckmaͤßig, die andere für ganz ver- 
werflich hatten, vielmehr muß man in vielen Fällen fich begnügen, 
die Vorzüge verfchiebener Anordnungen gegen einander abzu: 
wägen, wobei man anzuerfennen bat, daß jede berfelben Durch 
Gewoͤhnung und Sefchidlichkeit der Beamten, und in Verbin: 
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dung mit ben übrigen Verhaͤltniſſen in einem ande fich nüglich 

‚erweifen kann. Gleichwohl darf die Betrachtung über die befte 

Organifationsweife der Finanzverwaltung nicht aus der Finanzs 

wifjenfchaft ausgefchloffen werden, und es giebt ohne Zweifel 

auch in diefem Gebiete fefte Grundfäße. 

(a) S. vorzügl. v. Jakob, I, $. 964 und 1268 ff. — v. Malchus, 
Politik der inneren Verwaltung. I, 152. Deſſen Finanzw. II, 1. u. 
166. — Jener Schriftfteller faßt (im 3. Due feines Wertes) 
unter der Benennung Sinanzverwaltung viele Megeln zuſam—⸗ 
men, welche den Bollzug allgemeiner Srunbfäge betreffen; er fommt 
daher, außer ver Lehre von der Drganifation, dem Rechnungs und 
Eaflenwefen auch auf die befonderen Geſchaͤfte der Nusgabens, Gin- 
nahmens und Schuldenverwaltung zurüd. Diefe Trennung der 
Principien und der Vollzugsregeln bei einem und demſelben en⸗ 
ſtande, z. B. der Domänenverwaltung, iſt für die gute Auffaffung 
des Zuſammengehoͤrenden nicht vortheilhaft. — v. Malchus nimmt 
das Wort Finanzwiſſenſchaft im engeren Sinne, und verſteht 
darunter „die Grundfäge und Grundregeln, nad) weldyen das Stante- 
einfommen auf eine foldye Art centralifirt werben kann, welde die 
Staatsangehörigen in ber Verfolgung und Erſtrebung ihrer Zwede 
fo wenig ale möglich beichränft;” diefer Finanzwiſſenſchaft wird als 
praftifcher Theil die Finanzverwaltungslehre entgegengeießt, 
welhe von der Anortnung des Finanzhaushaltes im Allgemeinen, 
von dem Staatsaufwande, ven dem Stats, Caſſen⸗ und Rechnungs: 
wefen und dem Organismus der Winangbehörden handelt. 


$. 581. 

Die Binanzgefchäfte muͤſſen ebenfo wie die Berrichtungen in 
anderen Zweigen ded Staatsdienſtes für Die Ausübung in dop⸗ 
pelter Hinficht abgetheilt werden, 

3) räumlich, in Bezug auf größere und kleinere Abfchnitte 

des Staatögebietes und fogar auf einzelne Orte, 

2) gegenfländlich, wegen der in der Natur der Gefchäfte 
liegenden Verfchiedenartigkeit, auf Die das Gefeß der Ar: 
beitötheilung anwendbar 'ift, I, $. 114. 

Jede von beiden Arten der Gefchäftsabtheilung macht der 
gleichfoͤrmigen Leitung willen eine Abflufung von unteren und 
höheren Dienfiftelen notywendig. Zür diefe Verzweigung gelten 
die allgemeinen, die Drganifation der Staatdämter 
betreffenden Regeln, von denen befonders folgende hervorgeho⸗ 
ben zu werben verdienen: a) Man fol die Gefchäfte fo einfach 
einrichten, ald ed mit ber Erreichung ihrer Zwecke vereinbar ifl, 
weil dadurch nicht bloß der Aufwand verringert, fondern auch die 
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Dberleitung erleichtert und ben Staatsbuͤrgern manche Unbes 
quemlichkeit erfpart wird. b) Der Wirkungskreis eined jeden 
Beamten fol nicht zu verfchiedenartige Berrichtungen in fich 
Schließen, Die theils Höchft ungleichartige Kenntniffe und Geſchick⸗ 
lichkeiten vorausfeßen, theils aber in ihren Verbindungen nach: 
theilige Verzögerungen und Unterbrechungen verurfachen würs 
den. c) E3 muß zwar jedem Beamten ein gewifler Spielraum 
eröffnet werden, innerhalb deffen er nach eigener Einficht han: 
dein darf, jedoch fol dadurch die Verantwortlichleit für jede 
Amtöhandlung nicht ausgefchloffen werden, auch die Aufftelung 
allgemeiner Vorfchriften und die Kaffung wichtiger Befchlüfle 
den höheren Stellen vorbehalten bleiben. Die Finanzverwaltung 
macht eine befonderd genaue Rechtfertigung ber unteren Beam: 
ten gegen ihre Vorgeſetzten und die firengfte Prüfung ded Ge⸗ 
fchehenen durch die letzteren nothwendig, um jeder VBerfuchung 
zur Pflichtwidrigkeit entgegen zu wirken. Hieraus entfteht das 
Beduͤrfniß einer guten Unterorbnung ber Stellen. 


$. 532. 


Im Finanzdienfte können folgende Arten von Amtöftellen 
unterfchieden werben: 

1) örtliche, welche die Anweſenheit eined Angeftellten 
an einem gewiſſen Puncte erfordern. Dahin gehören z. B. die 
Verwaltung einzelner Landgüter, Forſten, Gewerkdanftal: 
ten zc., einzelner Berg:, Hütten: und Salzwerke, fo wie der 
Salzniederlagen, der Münzftätten, der Pofl: und Eifenbahn: 
amter und Stationen, der Steuererheber in den einzelnen Ge: 
meinden und ber Zollftätten; 

2) Bezirksſtellen, denen die Beforgung der Einnah⸗ 
men und Ausgaben in einem Pleineren, von dem Beamten leicht 
perfönlich zu beauffichtigenden Bezirke übertragen wird und 
welche zum Theile, je nach der Ratur der Gefchäfte, noch örtliche 
Bedienftete unter fich haben Finnen. Solche Beamte find 
hauptſaͤchlich (a) nothwendig a) für die aus Feldgütern und 
Gewerksanſtalten beftehenden Domänen und die Srundgefälle, 

“ by für das Forfiwefen, c) für Berg: und Hüttenwefen, d) für 
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das Poftwefen, e) für Das Steuerwefen (b), und insbeſondere 

noch für das Zollwefen. | 

3) Provincialbehörden, Finanzkammern, einem 
größeren Landestheile (Provinz, Regierungsbezirk, Kreis im 
Sinne der füddeutfhen Staaten, Departement ıc.) vorgefeht 
und hauptfächlich durch fchriftliche Berichte, Anfragen und Ber: 
fügungen mit den unteren Stellen in Verbindung ftehend; 

4) oberfte Landesbehörden, und zwar a) beſon⸗ 
dere, für einzelne Zweige des Finanzweſens, Gentralitel: 
len, Generalbirectionen (oc), b) eine allgemeine, 
den ganzen Staatöhaushalt Kberblidende und vegelnde Ober: 
behörde, dad Kinanzminiflerium. 

(a) Daneben kann es noch Lotto⸗, Stempel, Tabals: sc. Beamte geben. 

(5) Hiebei findet die Verfchiedenheit flatt, daß hie und da, 3. B. in Baiern, 
die Schagungen mit den Domänen verbunden den Mentämtern 
übertragen und daneben Auffhlagsämter für die inneren Auf⸗ 
wandöfleuern errichtet find, dagegen 3. B. in Baden beide Steuergats 
tungen von ben Öbereinnehmereien beforgt werden. 

(c) Die Benennungen der Behörden und der in ıhnen angeftellten Bes 
amten bedürfen in Deutfchland noch mancher Berbefferung. Diefe 
Namen und Titel follen kurz. beftimmt, bezeichnend und wo möglich 
deutich fein. Die geihmadlofen fremden Ausdrüde verſchwinden 
allmählig. B.2. von Sedendorf (Deutfcher Fürftenflaat) handelt 
im 4. Gap. des’ III. Theile „von Beftellung der fürſtlichen Kams 
mer“ und verficht darunter bie oberfle Finanzbehoͤrde. In Dänes 
aan fih die Ausprüde NRentelammer und Zolllammer 
erhalten. 


$. 533, 


Die beiden erften Elafien von Finanzſtellen find die aus: 
führenden und vollziehenden, die beiden letzten die auf: 
fehbenden und leitenden. Jene find zwar unter einander 
in fo ferne verſchieden, als bei einigen Zweigen von Einkünften 
dem Beamten eine freiere Bewegung geflattet ift, während er in 
anderen an beflimmte und unabweichliche Borfchriften gebun: 
den werben muß, indeß ift Doch bei ihnen durchgehends die 
That vorherrfchend, beiden oberen Dagegen bie Prüfung, Ueber: 
legung und Beichlußfaflung. Daher eignen ſich die beiden uns 
teren Glaffen zur Verwaltung durd einzelne Beamte mit den 
nöthigen untergebenen Gehülfen (a), die höheren zur Collegial⸗ 
verfaffung, $. 70. Gegen diefe fann zwar, außer der Umſtaͤnd⸗ 
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lichkeit, Berzögerung undgrößeren Koftbarkeit, noch der Umſtand 
geltend gemacht werden, daß bei jedem Segenflande nur ber 
denfelben vortragende und fortwährend im Auge haltende Rath 
(Referent, Refpicient) ganz eingeweiht ifl. Indeß trägt 
die Theilnahme anderer, wenigftend im Allgemeinen unterrichtes 
ter Räthe fehr viel zur Reife und Umſicht in den Entſchließun⸗ 
gen bei und ed iſt leichter möglich, die Gefchäfte nach gleichfoͤr⸗ 
migen Srunbfägen zu erledigen, auch ungeachtet des Wechſels 
der Perfonen bei jedem Gegenſtande gleiche Zwecke zu verfolgen, 
als bei der Bureauverfaffung, zudem läßt ſich in den Refpiciaten 
eine Reihenfolge einführen, fo Daß Jeder in allen Theilen bed 
Gefchäftögebietes.einheimifch wird. Am beften ift eine folche Ber: 
fhmelzung beider Formen, daß einfache Maaßregeln ded Boll: 
zuges und Dinge, die nach befonderen Kunft: (technifchen) Res 
geln zu beurtheilen find, dem Refpicienten allein überlaffen wers 
den, ohne der gemeinfamen Berathung zu bedürfen. 


(a) Eine Abweichung hievon iR im Bollvereine die collegialifche Verfaſ⸗ 
fung der Hauptzollämter, deren jedes 3 Beamte hat. 


$. 534. 


Es ift flreitig, ob man wohl thue, mehrere Zweige des Fi⸗ 
nanzweſens in dem Wirkungskreiſe von Provincialbehörben (Fi: 
nanztammern) zu vereinigen, ober ob es befler fei jedem 
Hauptzweige fein eigened Behoͤrdenſyſtem anzuweiſen und ihn 
demnach einer befonderen Oberbehoͤrde unterzuordnen (a). Letz⸗ 
tered ift bei einigen Gegenfländen, die viel Eigenthümliches und 
wenig Zuſammenhang mit anderen Objecten der Verwaltung 
haben, wie bei dem Poſt⸗ und Zollweſen, gemeiniglich gefcheben, 
oͤfters auch beim Bergwerks⸗, Hütten: und Forſtweſen; Dagegen 
bat man die Domänen: und Steuerverwaltung meiftens den 
Provincialbehörden zugetheilt, die in mehreren Staaten auch mit 
der Leitung der Forſtwirthſchaft innerhalb ihres Bezirkes beauf⸗ 
tragt wurden (b). Hat ein Staat eine ſolche Groͤße, daß des be- 
quemen Gefchäftöganges willen zwifchen den Bezirkoſtellen und 
den Oberbehoͤrden nach Mittelftellen eingefchaltet werden müffen, 
fo ift in denfelben die Werbindung der Domänen: und 






TNBRAR 


IF TNE 


UNIVERSITY 


, f 
— FIRNIE 







Steuergefchäfte vollkommen angemeflen, da die wiffenfchaftlichen 
Borkenntniffe für beide großentheild Die nämlichen find, und auch 
da wo beide in den unteren Stellen getrennt find, doch der an: 
gehende Beamte leicht im Stande ift, in beiden praßtifch bewan⸗ 
dert zu werden. Daffelbe läßt fich, nach Ausfcheidung ber rein 
technifhen Gegenflände ($. 933.) von der Verwaltung der Do: 
mänenforften fagen, welche viele allgemeine Beziehungen, 3.3. 
zu der Landwirthichaft und Armenpflege bat, und daher nicht 
ganz vereinzelt ſtehen follte. Wird ein gewifler Einnahmözweig 
ohne Zuſammenhang mit anderen von ſolchen Behörden geleitet, 
die ihm ausfchließlich gewidmet find, fo wird hieburch die Ver⸗ 
waltung allerdings leichter Eunftvoll in fich ausgebildet, iſt er da⸗ 
gegen den Provincialbehörden zur Behandlung zugetbeilt, fo 
entfteht mehr Uebereinflimmung und SSneinandergreifen der ver- 
ſchiedenen Regierungömaaßregeln, und diefe koͤnnen vollfomme: 
ner nach den Bedürfniffen und Verhaͤltniſſen jedes Landestheiles 
abgemeffen werden, auch find die unteren Stellen einer näheren 


Auffiht unterworfen. 


(a) f. v. Jakob, II, $. 1270. — v. Malchus, Bin. IL, 177. 
(8) 3.3. in Baiern und Würtemberg, ſ. v. Malchus, Bolitif, II, 170. 


$. 335. 

Dad Finanzminifterium ift der Mittelpunct, von welchem 
‚alle Verfügungen und Anordnungen ausgehen, und in deſſen 
Mitgliedern fih daher auch gründliche theoretifche und praftifche 
Kenntniß des ganzen Finanzweſens vereinigt finden muß. Für 
mehrere Hauptzweige des Finanzweſens werden entweder einzelne 
Abtheilungen (Sectionen) des Finanzminiſteriums, oder befon- 
dere, demfelben untergeordnete Gentralbehörben (9. 5332.) anges 
ordnet. Der Unterfchied beider Einrichtungen zeigt fich vorzügs 
lich darin, daß die Sectionen bei der Berathung wichtiger Ans 
gelegenbeiten zu einer vollſtaͤndigen Verſammlung (Plenum) 
zufammentreten können, während Die Gentraiftellen nur fchrift: 
lich oder etwa durch ihren Vorſtand an das Minifterium berich: 
ten und dieſes daher für jeden Gegenftand einen Referenten 
aud feiner Mitte beftellt, wobei die Anträge der Eentralftellen 
einer nochmaligen Prüfung aus einem höheren Stanbpuncte 
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unterworfen werden. Die letztere Einrichtung, nach welcher das 
Minifterium eine geringere Zahl von Räthen enthält, ift zwar 
wegen bed fchriftlichen Verkehrs mit den Gentralftellen etwas 
umftändlicher, befördert aber das reife Durchdenken jeder Ent: 
ſchließung und erleichtert fowohl bie Werfländigung als die 
Durchführung beftimmter allgemeiner Grunbfäge in dem Mint: 
fterium. Die Zahl der Sectionen oder Gentralftelen muß nach 
dem Umfange der Gefchäfte bemefien werben, weil in Heineren 
Staaten, oder wo gewiſſe Einnahmsquellen einfach zu verwalten 
find, mehrere derfelben zufammengefaßt werden können, 5. B. 
bad Forftmefen mit den Iandwirthfchaftlich benußten Domänen 
und den Sefällen. Die obere Poftbehörde hat man wegen ber 
häufigen Verhandlungen mit anderen Staaten Öfterö dem Mi: 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten untergeben. Ein 
Theil der Finanzgefchäfte, namlich der Aufwand für verfchiebene 
Zweige der Staatöverwaltung und die mit diefen Ausgaben zu: 
fammenhängenden Nebeneinkünfte werben nicht von dem Fi⸗ 
nanzminifterium, fondern von den anderen Minifterien geleitet, 
benen deßhalb ein finanzkundiges Perfonal beigegeben werden 
muß. 

$. 536. 

Es giebt noch einige andere Gefchäftögebiete, für welche 
nothwendig Oberbehörden unter dem Finanzminifterium ge: 
bildet werden müffen. Dahin find hauptfächlich zu rechnen: 

1) die Schuldverwaltung, $. 908; 

2) die Bermaltung der Hauptflaatscaffe, mit wels 
che? alle andere Caſſen in Verbindung ſtehen; 

3) die Dberbaubehörde, für die Beſorgung der Arbeiten 
an Öffentlichen Gebäuden, oder auch an folchen, zu deren 
Erhaltung der Staat aus privatrechtlichen Gründen (5.8. 
wegen ded Zehnten) verpflichtet if; 

4) dieoberfieRehnungsbehärdeObersRechnungstam: 
mer, Cour des comptes), welche die Prüfung der Staats⸗ 
rechnungen in letter Inſtanz vornimmt und über die zwis 
fhen den Rechnern und ber Regierung obwaltenden 
Rechtöverhältniffe felbfifländig entfcheidet; 
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5) in großen Staaten bie oberfie Buchhaltung, welde 
die Rechnungsergebnifle zur leichteren Weberficht des gan; 
zen Staatöhanshalted nach verfchiedenen Befichtöpuncten 
zuſammenſtellt und verarbeitet, auch zu der Entwerfung 
des Hauptetatd (8.465) gebraucht werden kann, $. 560. 


g. 537. 


Die im Finanzfache angeflellten Perfonen zerfallen in Hin⸗ 
fiht auf ihre Vorbereitung und den Umfang ihrer Kenntnifie in 
3 Claſſen: 

hUntere Bediente, welche zu einfachen Berrichtungen be: 
ſtimmt find und hiezu blos gute Schulfenntniffe, Geſchaͤftsuͤbung 
und Bekanntſchaft mit den in einem einzelnen Theile bed Fi⸗ 

!nanzweiend beftehenden Vorſchriften nöthig haben, z. B. die 
Schreiber und neben ihnen auch die Erheber folcher Einkünfte, 
bei denen die Schuldigkeit fhon voraus beflimmt oder leicht zu 
beurtheilen if, z. B. der Schagungen, der Accife, des Weggel⸗ 
des, der Stempelgebühr, ber Rotterieeinfähe ıc. 

2) Techniſche Beamte, bie .eine eigenthuͤmliche, außer 
dem Gebiete der Kinanzwiffenfchaft liegende, aus der wiffenfchafte 
lichen Betradhtung eined befonderen bürgerlichen Berufs ent: 
fpringende Vorbildung befigen müffen (a), 3. B. im Landbau, 
in. der Forſtwirthſchaft, im Bergbau, Salinenwefen, Baumefen, 
der Kataftermefjung u. dgl. Was den Kunftregeln eined ſolchen 
Baches gemäß ift, entfpricht darum noch nicht immer den finan⸗ 
zielen Zwecken und ber vielfältig wahrgenommene Widerftreit 
zwifchen ben Technikern und Finanzmännern würde feltener 
werden, wenn erftere zugleich mit den Srundfägen ber öffentli: 
hen Wirtbfchaftölehre vertraut wären. Je weniger man bieß 
vorausfegen kann, defto nöthiger ift, die Techniker mit beigeord⸗ 
neten oder vorgefegten Beamten von mehbrfeitiger Ausbildung 
in Berbinbung zu feßen (b). 

3) Wiffenfhaftlihe Finanzmänner. Der Beſitz ſyſte⸗ 
matifcher Kenntniffe aus dem Gebiete der ganzen bürgerlichen 
und Öffentlichen Wirthfchaftälchre, der Mathematik, der Natur: 
wiffenfchaften, ber Statiftit und Rechtswiſſenſchaft ift von aner⸗ 
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kannter Unentbehrlichleit für die höheren Stufen des Finanz: 
bienfted, auf denen der Beamte auch zu neuen Gefegen und 
Einrichtungen mitzuwirken hat. Damit ed nun zur Befekung 
folder Stellen an Männern nicht fehle, welche fi) von unten 
aufin den verfchiebenen Gefchäften geübt haben, fo muß fchon aus 
diefem Grunde von einem Theile der angehenden Geſchaͤftsmaͤn⸗ 
ner eine folche forgfältige und manchfaltige Vorbereitung gefors 
dertwerben. Diefe iftjedoch auch in unteren, mehr vollziehenden 
Dienftverrichtungen, die allerdings mit Hülfe bloßer Einübung 
wohl erlernt unb betrieben werben fönnen, von entfchiedenem 
Nuten, weil der, welcher fo gut unterrichtet in die Prarid eins 
tritt, Die Regeln derfelben weit fchneller auffaßt und bei Allem, 
was er vornimmt, den Grund und Zwed deutlicher erkennt, 
weßhalb er mehr zu dem beabfichtigten Erfolge und zur Bers 
vollkommnung der Verwaltung beitragen fann, $. 15. Der 
Kreid der den wiffenfchaftlich gebildeten Finanzbeamten aus⸗ 
(Hließlich vorzubehaltenden Dienftftelen follte daher nach und 
nach erweitert werben, fowie bie Häufigkeit diefer Vorbereitung 
ed geftattet und in jedem einzelnen Gefchäftögebiete ber vors 
theilbafte Einfluß ſolcher Vorkenntniſſe fi) bemerklich macht (c). 
ka) So werden aub im Gefchäftskreife des Minifteriums des Innern 
bie Kirchen, Schul: und Mebicinalräthe technifche genannt. 

(d) Sollten die Techniker den Mittelbehörden als Mitglieder einverleibt, 
oder nur berathend beigegeben werden? Legteres iſt der Borfchla 

v. Jakob's II, $. 970 f.; es ſollen techniſche Oekonomie⸗ (nämli 

Lanpwirthichaftes), Forſt⸗ und Bergwerfss Kammern errichtet wer⸗ 
ben, die feine Staatsbehörben, fondern bloße Adminiftrationsämter 
wären und bie Beſtimmung hätten, „bie Befehle der Finanzcolles 
gie auszuführen und denſelben diejenigen Notizen zukommen zu 
aflen, welche von ihnen gefordert werben.“. Es iſt jedoch biebei zu 
beforgen, daß in dieſen Kammern, deren Mitglieder keine „allges 
meinen flaatswirthfchaftlichen Kenntniſſe“ zu befigen brauden, bie 
höheren fiaatsöfonomifhen Ruͤckſichten zu wenig vertreten werben, 
wenn nicht wenigflens ein Theil ber Bei ber oder doch die Vorſtaͤnde 
nglei Do ag fmangeolegien felbft angehören. Bal. v. 

a , n. 3], . 

S midlin, Ueber die Vorbereitung zum Staats: Dienfte im Ber: 
waltungsfadhe, Gtuttg. 1834. — Hau im Archiv der pol. Oekon. 
I, 77. — In vielen europäifhen Staaten wird das Bebürfniß eis 
ner wiſſenſchaftlichen Borbildung für den Finanzdienſt nch nicht 
erkannt, man behilft fih daher mit eingeübten Geſchaͤftsleuten oder 
mit Rechtögelehtten und es ift begreiflih, daß man bei dem Mangel 


an gründlich unterrichteten höheren Beamten oft mit Nugen einen 
geſchickten Kaufmann oder Fabrikherrn herbeizicht. 


(c 


— 
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IL Abſchnitt. 


Cigentbümliche Gefchäftsformen im Zinanz— 
weſen. 


Einleitung. 


$. 538. 


Die Regeln für die formelle Einrichtung der Finanzgefchäfte 
find, was mancherlei Arten fchriftlicher Arbeiten betrifft, die naͤm⸗ 
lichen, welche für die Staatöverwaltung im Allgemeinen aufges 
ftellt werden können, und gehören deshalb nicht ſowohl in die 
Finanzwiffenfchaft, als in die Lehre von den Staatögefchäften 
überhaupt. So werben 3. B. Berichte, Verfügungen, Gefeße, 
Verordnungen, Protofolle u. dgl. in Finanzfachen nicht anders 
abgefaßt, ald in Polizei, Kirchen: oder Schulangelegenbeiten. 
Dagegen giebt ed mehrere dem Finanzmwefen eigenthümliche 
Verrichtungen, für welche, abgefehen von befonderen Zwecken 
einzelner Einnahmen und Ausgaben, allgemeine formelle Regeln 
aufgeftellt werden müffen. Diefe Regeln find durch die mehrere 
Jahrhunderte hindurch fortgefegte Uebung und Ueberlegung bei 
ber Beforgung von Finanzgeihäften gefammelt, fortgepflanzt 
und vervollfommnet worden. Sie werden jedoch leichter aufge: 
faßt und es wird ber Weg zu ihrer weiteren Audbildung eröff: 
net, wenn man fie in einer wiffenfchaftlichen Darftellung mit 
den oberften Grundfägen der Finanzwiſſenſchaft in Verbindung 
fest. Die hieher gehörenden Geſchaͤfte find vornehmlich: 

1) das finanzielle oder KameralsRechnungswefen, 
2) das Etatömefen, 
3) das Caſſenweſen. 
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1. Abtheilung. 


Grundzüge des Kameral: Nechnungswetens. 
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Unter einer Rechnung verſteht man überhaupt bie Berbin: 
dung von Zahlen nach arithmetiſchen Regeln, um daraus irgend 
ein Ergebniß zu gewinnen, und zwar bedeutet jener Ausdrud 
theild die Handlung ded Verbindens der Zahlen, theild aber die 
fchriftliche Aufzeichnung derfelben. Rechnungen in diefem (obs 
jectiven) Sinne fommen im wirthſchaftlichen Gebiete befonders 
häufig vor, indem dad Vermögen nach feinen Befltandtheilen 
und Beränderungen leicht nach Zahl und Maaß beflimmt werben 
fann Das Kameral: oder Staatsrehnungswefen ift 
bie amtliche Darftellung der Finanzverwaltung in einem zurüd: 
gelegten Zeitraume in Zahlen (a). Hiebei erfcheinen die arith⸗ 
metifchen Operationen als der leichtefte Theil des Rechnungs: 
gefchäftes, defien Hauptfchwierigkeit vielmehr in ber deutlichen 
Anordnung der großen Menge von Zahlenangaben befteht (b). 
Jede einigermaßen zufammengejeßte Wirthichaft erfordert eine 
forgfältige und geordnete Aufzeichnung aller wirthfchaftlichen 
Ereigniffe und Berhältniffe mit dem nöthigen Ausdrude in Zah: 
len, um dem Gedächtniffe zu Hülfe zu fommen, um dem Eigen: 
thbümer des bewirthfchafteten Vermögens jederzeit den Stand 
deflelben zu vergegenwärtigen und eine planmäßige, ben Wirth: 
fchaftöregeln entiprechende Verwaltung zu erleichtern (c). Im 
Finanzweſen ift die gute Rechnungsführung ein befonders wich- 
tige8 Erforderniß, fomohl wegen des großen Umfanges und der 
Manchfaltigkeit der Bermögenötheile und Ereigniffe, als wegen 
der firengen Berantwortlichkeit, die der Finanzbeamte als Vers 
walter fremder Güter zu tragen hat. Die Rechnungen dienen 
daher 1) jede Unredlichfeit oder Nachläffigkeit von Seite der 
Beamten:zu verhüten und die Gewißheit einer guten Verwal: 
tung zu begründen, 2) den Beamten die Anerkennung ihrer 
Pflichterfüllung zu verfchaffen und fie dadurch gegen jeden Vor⸗ 
wurf oder weiteren Anfpruch ficher zu ftellen (d). Die Kunft 

23 


Rau, yolit. Dekon. Ste Ausg. IH. 2. Abth. 
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bed Staatsrechnungsweſens gehoͤrt der neueren Zeit an und iſt 
vorzüglich ſeit dem Anfange des 18. Jahrhunderts im preußi⸗ 
ſchen Staate, im zetzigen Jahrhundert vorzuͤglich in Frankreich 
und Deutſchland ausgebildet worden, wozu die landſtaͤndiſche 
Verfaſſung und die Veroͤffentlichung ber Ergebniſſe des Staats: 
haushaltes beigetragen hat, Theoretiſch wurde dieſer Gegen⸗ 
ſtand zuerſt won Rechtsgelehrten, in Hinſicht auf das Rechts⸗ 
erhoaͤltniß zwiſchen dem Rechner und dem Eigenthuͤmer bed 
perrechneten Permoͤgens (dem Staate) behandelt (e). Eexſt bei 
der neuerlichen Vervollkommnung ber Finanzwiſſenſchaft wurde 
auch bie gute Einrichtung der Rechnungen im Allgemeinen mehr 
beachtet (/), und obgleich man fie noch nicht im gleichen Grabe, 
wie Den materiellen heil bes Finanzweſens auf fefte Grundfäße 
zuruͤkgefuͤhrt, vielmehr gemeiniglich der Prarid überlaflen hat, 
ſo iſt fie doch einer ganz ſyſtematiſchen Behandlung fähig. 

(na) Dos Merkmal „amtlich* dient zur Unterfcheidung von Privatarbeiten 
ähnlicher Art, 3. B. den Berechnungen bes Statiftifers. 

(d) Die Lehre vom Rechnungsweſen darf daher nicht mit der politis 
fhen oder Staatsrehenfunft ($. 14.) verwechfelt werden, welche 
fih mit ber Loͤſung eingetretener verwidelter Aufgaben durch —* 
metiſche Kunſtmittel beſchaͤftiget. 

(c) Der Einfluß einer guten Verrechnung auf ben Bermögenszuftand 
Binzelnee wird treffend geighildert von Ch. V. de Bonustettep, 
Pensces sur divera dbjets de bien public, Genöve, 1815. ©. 195, 
— La pluspart des hommes ne sont ni avares ni prodigues, que 
perce qu’ils n’pnt pas une ide» notte de Ipur fartunp et de louys 
moyeng (et de leurs besoins, follte man heifegen!). — L'habitude 
de voir en chiffres ce —F on dépense et que l'on acquiert, eât 
empbebs je prodigue ei l’ayare de tpmher dans des vires, qui 
finisgent tonjoyrs par rendre vil oy coupable. 

(d) Diefelben BVerhältniffe finden bei der Verrechnung des kirchlichen, 
des Communalvermoͤgens ac. flatt, wobei man — *2 die Normen 
ber Stagtsrchunngen zum Vorbilde zu nehmen pflegt. 

(e) Schriften vpn Mynpz de Escobar (De ratiociniis et romputa- 

tionibus admieistratorum, 1599 und öfter). Heeser (De rationi- 
bus reddendig earumque revisione, 1665 u. 6.) und Anderen. 
Yuh bei Claproth (Grundfäge von der Berfertigung und Ah⸗ 
nahme der Rechnungen, Bött. 1769), Wiedeburg (Anleitung zur 
@erhnun —28 1778) und Lange (Abhandi. vom Mes 

. nungsweien, Bair. 1776) bildet das eingewebte Rechnungsrecht noch 
einen beträchtlichen Theil des Inhaltes. 

FI Ungeachtet der vielem tiber biefen Gegenßand gelchriebenen Bücher 
tft es doch ſchwer, fich allein aus venfelben zu belehren, weil die 
meiften Bearbeitungen noch nicht Hay, methodifch und vielfeitig genug 
Ind. Bemerkenawerth And: 
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1. Im Allgemeinen: 

Jung, Anleitung zur CameralsRehnungswiflenfchaft. Leipz. 1786. 

Hornberger, Grundfäge der Cameralrehnungsführung. 1796. 

Gichenmaier, Anleitung zur ſyſtematiſchen Ginrihtung des Staates 
rechnungsweſens. Heibelb. 1807. II. B. 

Geber, Handbuch über das Staatsrechnungss und Caſſenweſen. 
Stuttg. 1820. 4. (ſehr brauchbar). 

Kieſchke, Grundzüge zur zweckmaͤßigen Einrichtung des Staats: 
Caſſen⸗ und R nungewelene. Berl. 1821. 

(v. Rleindienf) Ueber Staatsrechnungsweien, Münden 1823. 
(bauptfächlich ſchaͤttbbar wegen der angehängten Literatur.) 

Hüffelt, Entwurf einer GameralsMechnungsordnung. Gießen, 1834. 
it haonderer Rüdfiht auf ſtandesherrliche Verwaltungen bes 
arbeitet. 

Ditmar, Das Staatskaffens und Rechnungsweſen. Köln 1844. 

2. In Bezug auf einzelne Länder. 

Wöhner, Handbuch über das (nämlich preußifche) Caſſen- und 
Rechnungsweſen, 2. Ausg. v. Symansfi, Berl. 1824. 

Graaf, Handbuch des Stats, Caſſen⸗ und Rechnungsweſens des 
preuß. Staates, Berl. 1831. 

Geret, Materialien 3. e. Kaſſenverwaltungs⸗ und Rechnungsgeſetz 
für das Könige. Baiern. Münden, 1823. 

Neigebauer, Das Kaflen: und Rechnungsweſen bei der französ 
444 Finanz⸗Berwaltung. 2. Aufl. Hamm, 1826. 

Eine Sammlung aller das franzoͤſ. Rechnungewefen betreffenden 
Hauptbeflimmungen ift aus höherem Auftrage von dem Marquis 
d’Audiffret ausgearbeitet und durch bie k. V. v. 31. Mai 1838 
als allgemeine Rechnungsordnung (röglement general sur la 
comptabilitE publique) befannt gemacht worden. Hiezu gehören 
die Auffäge in X Audiffret, Systöme Auancier 1, 275. I, 386. 
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Der Gegenfland der Staatdrehnungen ift das Staatöver: 
mögen, welches hiebei nach zwei Hinfihten betrachtet werben 
fann: 

1) nad feinen Beftandtheilen in einem gegebenen Zeitpuncte. 
Viele derfelben, insbefondere die unbeweglichen Güter, 
bleiben fih von Jahr zu Jahr meiftend gleich, weshalb ihre 
Verzeichniffe und WBeichreibungen auf längere Zeit ge: 
braucht werden fönnen, wenn nur jeded Jahr ber Zugang 
und Abgang, und zwar biefer mit Einfchluß der Werths⸗ 
verringerung (Abnutzung ıc.) aufgezeichnet wird. In den 
beweglihen Vermoͤgenstheilen findet ein flärkerer Wechfel 
flatt, weßhalb eine jährliche Aufnahme und Berechnung 
der vorhandenen Betrieböfonds ($. 89) zur guten Orb: 
nung gehört. 

23 * 
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Nach feinen einzelnen Zus und Abflüffen, Einnahmen 
und Ausgaben. Die große Menge der jährlichen wirth: 
fchaftlichen Ereigniffe bildet den Hauptinhalt der Staats: 
rechnungen, welche deßhalb in Einnahme: und Ausgabe: 
Rechnungen zerfallen. Nach der Beſchaffenheit der einge: 
nommenen und ausgegebenen Dinge unterfcheidet man 
die Geld: und Natural:Rehnungen. Lebtere kom: 
men hauptfächlich bei den Staatögewerben vor, und zwar 
erfcbeinen land» und forftwirthfchaftliche Erzeugniffe am 
bäufigfien in denfelben. Der Zweck, die Ergebniffe der 
ganzen Finanzverwaltung oder eined gewiflen Theils der⸗ 
felben in wenigen Zahlen zufammengedrängt zu feben, na= 
mentlich in die Summe der Einnahmen, der Ausgaben 
und bed Ueberfhuffes oder Ausfalles, wird da, wo eine 
Geld- und Naturalien:Rechnung befleht, und wo in diefer 
verfchiebene Arten von Stoffen aufgeführt werben, nicht fo 
vollkommen erreichbar. Man kann zwar, indem man die 
Naturalien nach einem gewiflen mittleren Preisfage in 
Geld ausdrüdt, fich jenen Ueberblid vervolftändigen, indeß 
ift eine folche Zufammenftellung, da fie nichts Thatſaͤch⸗ 
liches ausſpricht, Bein Beſtandtheil der eigentlichen Staat: 
rechnungen und gehört mehr der Staatsburhhalterei an, 
$. 336. 
$. 541. 


Die Staatdrechnungen follen die Erkenntniß der wirthfchaft- 


lihen Thatſachen ($. 340) durch die Art der Aufzeichnung 
erleichtern. Die allgemeinften Erforderniffe diefer Rechnun- 
gen find 

1) was den Inhalt betrifft, diefelben, welche auch an andere 


Staatöfchriften gemacht werden müffen, — Wahrheit, — 
Volftändigkeit, — gleichmäßige Ausführlicykeit der Ans 
gaben, wozunod eine dem Finanzwefen im höheren Grabe 
eigene Forderung kommt, die Nach weiſung, nämlich der 
zur Rechtfertigung des Rechner& dienende urkundliche Bes 
weiß von der Richtigkeit folder Angaben, welche einem 
Zweifel unterworfen werben fünnten. 
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2) Die formellen Erforberniffe find aus der Beflimmung 
des Rechnungswefens abzuleiten, nach welcher mandhfaltige 
Angaben fo mit einander in Verbindung gefeht werden 
follen, daß der Leſer ſowohl jedes Einzelne leicht heraus⸗ 
findet, als auch dad Hauptergebniß ohne Mühe überbliden 
und fich von deffen Richtigkeit überzeugen kann. Dazu 


dienen 


a) in Hinſicht auf innere Korm: 
@) gute logifche Anordnung ber einzelnen Thatſachen, 


ß 


— 


nach einem aus der Wiſſenſchaft genommenen und 
leicht verſtaͤndlichen Eintheilungsgrunde, fo daß’ 
jeder überhaupt Sachkundige fich bald damit ver: 
traut machen fann. Aus diefer klaren Auffaflung 
des in einer Rechnung darzuſtellenden Gegenſtan⸗ 
des muß auch beurtheilt werten, was in dieſelbe 
aufzunehmen und maß dagegen nur als erläutern: 
der Anhang beizufügen fei; 

gleichförmige Art der Darſtellung, fo daß von jedem 
aufgeführten Gegenftande daffelbe gefagt wird, 
z B. einerlei Geldwährung, gleiches Maaß und 
Gewicht, gleicher Zeitraum der Einnahmen und 
Ausgaben; 


y) Kürze, Einfachheit, Beflimmtheit des Ausdrudes; 
b) in Betreff der äußeren Form: 
«) gute, reine Schrift, wobei das Werbot des Aus: 


ftreichend und Auskratzens zugleich zur Verftärfung 
ber Glaubwürdigkeit dient; 


A) eine räumliche Anordnung, welde dem Auge das 


Durchlaufen des Aufgezeichneten und das Zufam: 
menfaffen des Gleichartigen erleichtert. Das Mittel, 
dem Verſtande vermittelft des finnlichen Eindrudes 
auf dem fürzeften Wege eine Bielheit von Auf⸗ 
zeichnungen zu vergegenwärtigen, iſt die Sabelle. 
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Die gewöhnliche Schrift kann ald eine fortlaufende, nur me: 
gen der Befchränktheit des Raumes in Zeiten abgebrochene 
Limie angefehen werben. Die Tabelle ift dagegen eine Art 
der Aufzeichnung, bei weicher nicht bloß wagrechte Zeilen, fon: 
dern zugleich fenfrechte Reihen gebildet werden, um das auß ir: 
gend einem Gefichtöpuncte Zufammengehörende dem Auge vor: 
zuftelen. Diefe ſenkrechten, mit Linien abgetheilten Reihen 
beißen Spalten (Columnen). Sebe einfache aufgezeich: 
nete Thatſache, Poften, Pofition, Eintrag(a), bildet eine 
"durch die verfchiedenen Spalten einer Tabelle ſich fortziehende 
Zeile, und die den Spalten gegebenen Heberfchriften (Colum⸗ 
nen:Rubrifen) erfparen die Wiederholung der nämlichen 
Worte bei jedem Eintrage. So bildef die Tabelle eine nach 
2 Richtungen (Dimenfionen) fowtfcheeitende Aufzeichnung, eine 
Flaͤche (b). Zus fchnellen Auffindung eines jeden Poftens dient 
die gute Aufeinanderfolge der Einträge, welche auf doppelte 
Weiſe gefcheben kann, 

I) rein nach der Zeitfolge Cchromologifche Orbnung), wie 
es insbeſondere bet der erfien Aufzeichnung der Ereigniffe 
nothwendig ifl; 

2) nach eine Sach: (realen) Ordnung, welde die ein: 
zelnen Shatfachen in eine erfchöpfente, leicht faßliche und 
aud der Natur der Sache hergenommene Eintheilung 
bringt (c). Man muß fich bei der Entwerfung eines fol- 
hen Syſtems von Poftenrubriten eben fowohl vor 
einer zu fünftlichen, verwidelten, als vor einer foldyen Ein» 
theilung hüten, bei welcher man noch viele fehr ungleich: 
artige Dinge in einem Abfchnitte zufammenbringt (d). 
Bei einer Menge ähnlicher Gegenflände, die feine zweck⸗ 
mäßige Unterabtheilung geftatten, iſt es zuläffig, fich eines 

. bequemen Außerlichen Grundes der Anordnung, 5. 3. der 

Anfangsbuchflaben der Namen, zu bedienen. 


(a) Ein Item nach älterem Ausbrude. — Unteriheidung 72* Cin⸗ 
trag und Poſten bei Hüffell, S. 147. Dieſer ſoll ein vollſtaäͤn⸗ 
diges Rechnungsfactum fein, jener kann auch aus einem unvollſtaͤn⸗ 
digen oder einem bloßen arithmetiſchen Reſultate beſtehen. 
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(5) Ueber die ‚gute fimiliche Einrichtung der Tabellen f. Häffell a; 
D., ©. 136 ff. — Da man in der Regel weit mehr Poſten hat, als 
Spalten, und da die Zeilen ſehr geringe Breife haben, fo würde, 
wenn man wagerechte Kolumnen machen wollte, die Tabelle Bei fehe 
geringer Höhe in große Länge gehen und der Raum nicht fo gut 
ausgefüllt fein. Auch ift der Poften zum Fortleſen beſtimmt, die 
Columnen dienen mehr zum Auffuchen und etwa zum Sumnmiren 
der einzelnen Zahlen, wobei die ſenkrechte Stellung nüßlich iſt. 

(c) Hiebei werben die Mörter? Theile, Nefchnitte, Titel, Gapitel 85 

u. dagl., ferner roͤmiſche und deutſche Zahlen, große und Feine 

ſtaben angewenbet. 

Ghemals war die Rubrit Insgemein bie Aushülfe bei einer nicht 


‚(d 
erihöpfenden Eintheilung. 


— 
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Die Spalten einer Rechnung muͤſſen alles dasjenige in fi 
aufnehmen, was von einem gewiſſen wirthfehaftlichen Ereignig 
ausgefagt werden fol. Es koͤnnen daher folgende Arten vor: 
fommen: 

y Ordnungsſpalten, in denen das die Aufeinanderfolge 
Beſtimmende angegeben wird, Monat und Tag, oder die Ber 
zeichnung ber Abtheilungen und untergeordneten: Abſchnitte mit 
Zahlen und Buchſtaben. Doch können biefe Spalten durch 
Ueberfchriften und Zahlzeichen bei ben einzelnen Pofiftonen er: 
fest werden. 

2) Benennungdfpalten, worin bie Quelle einer Eins 
nahme oder der Segenftand eirier Ausgabe ſpeciell angeführt 
wird, und zwar bei den Rechnungen der verwaltenden Stellen 
ausführlich genug, um bie causa debend? und der Betrag zu 
erklaͤren. 

3) Zahlenſpalten, welche bie vorkommenden. Mengen 
von Guͤtern gleicher Art, und zwar ini einerlei Einheit ausge⸗ 
drüdt enthalten, fo Daß eime Zufammenzählung möglich if. In 
manchen Fallen ift e8 dienlich, außerhalb der Zahlenfpalte eine 
ähnliche Aufrechnung. von Zahlen vorzunehmen, die noch nicht 
zur Aufnahme in die Spalte ſelbſt, atfo in die Summe einer 
gamzen Rechnung reif find, 5. B. weil ein zu verrechnendes Er: 
eigniß noch nit ganz vollendetift and nur vorläufig angemerkt 
wird, oder weil die Zahlen erft in das bei den übrigen angenom⸗ 
mene Maag umgewandelt werden müffen; Zahlen innerhalb 
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der Linie, innerhalb Falzes, intra lineam. Manche 
Rechnungen haben mehrere Zahlenfpalten, damit man die 
Summen der Abtheilungen befonderd überbliden und leicht 
wieder addiren könne. 

4) Berweifungsfpalten, um bei jedem Poſten andere 
mit ihm in Verbindung flehende Aufzeichnungen, z. 3. die 
Blattfeite eined anderen Rechnungsbuches oder die Nummer der 
beigelegten Beweisurkunden, angeben zu koͤnnen. 
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In der Geldfpalte der Rechnungen wurden fonft nur 
ſolche Zahlen angegeben, welche die wirklich erfolgte Leiftung 
ausdruͤcken. In neuerer Zeit hat man es zwedmäßig gefunden, 
mehrere bei einem und demfelben Poften vorlommende, unter 
verwandte Beziehungen gehörende Zahlen in nebeneinander 
ftehende Spalten einzutragen. Man unterfcheidet folgende Groͤ⸗ 
fen: a) Die im Voranfchlage (Etat, $. 465) für eine gewifle 
Einnahme oder Ausgabe angenommene Summe, dad Etatd: 
foll. In ganz auöführlichen Rechnungen kann dieſes nicht für 
jeden einzelnen Poften, fondern nur für jede Abtheilung, Ab⸗ 
ſchnitt ıc. angegeben werden (a). Die Etatöfumme, da fie nur 
eine Erwartung oder einen Vorſatz, aber nicht etwas wirklich 
Eingetretened ausdruͤckt, ift hauptfächlich dazu dienlich, um zu 
prüfen, ob der Rechnungs⸗ und Eaflenführer feine Befugnifle 
nicht überfchritten und Überhaupt zweckmaͤßig gehandelt hat. 
b) Diejenige Summe, zu deren Entrichtung eine Verbindlichkeit 
eingetreten ift, dad Soll, Rehnungsfoll. Daffelbe ift erfl 
dann zum Eintragen reif, wenn die Schuldigfeit der jegigen 
Zahlung anerfannt und der Betrag derfelben vollftändig aufge⸗ 
belt worden ift. c) Die wirklich erfolgte Leiſtung von der Caſſe 
oder an dicfelbe, dad Hat, Haben, If. Man muß darauf 
binarbeiten, daß die Größe des Hat mit dem Soll ganz über: 
einkomme. Indeß iſt ed nicht möglich, dDiefe Forderung ganz zu 
erfüllen, weil man bet den Zahlungspflichtigen oft auf eine Uns 
fähigkeit .oder irgend eine Verhinderung ftößt, und felbft die 
Staatöcafjen biöweilen in der Vollziehung aller ihnen obliegen= 
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den Zahlungen gehindert find. Daher pflegt dad Hat hinter 
dem Soll zurüd zu bleiben, doch vermag die Sorgfalt der Fi- 
nanzbeamten fehr viel zur Verminderung des Unterſchiedes. 
d) Der Unterfchied des Sol und Hat oder die Rüdftände, 
Reſte, bilden eine auf einen fpäteren Zeitabfchnitt übergehende 
Forderung. Nach einem älteren Verfahren wurde bei jeder Pos 
fition nur diejenige Größe angegeben, die man heutiges Tages 
Soll nennt, fodann aber wurden die Reſte unter der entgegen: 
geſetzten Rubrik nachgetragen, naͤmlich die Einnahmrtefte unter 
den Ausgaben, die Ausgaberefte bei den Einnahmen. Diebei 
wurde zwar der Betrag des Hat ebenfalld richtig gefunden, 
aber die Darftellung war minder naturgemäß ald die neuere. 


(a) Wo man eine Etatoſpalte anbringt, da erhält diefe gewöhnlich zur 
Vermeidung von Berwechfelungen ihre Stelle linfs von der Benen- 
nungefpalte. Manche Rechnungs: Zufammenftellungen. erhalten nod) 
eine befondere Vergleichöfpalte, um das Mehr oder Weniger gegen 
den Etatsſatz fogleich bemerklich zu machen. 


$. 545. 


Eine Borbedingung fowohl zur guten Führung einer Red: 
nung als zur Prüfung derfelben Durch eine vorgefegte Stelle ift 
die genaue Kenntniß des Vermoͤgensſtammes, der Einkünfte und 
Audgaben, über deren Verwaltung in einer gewilfen Rechnung be: 
richtet werden fol. Jeder Rechner muß die Verzeichniffe des ihm 
anvertrauten Vermögens mit allen feinen Beftandtheilen, Zubes 
. börungen und Eigenthümlichkeiten, ferner der von ihm einzuzie⸗ 
henden Einfünfte mit allen Einzelheiten, die auf die Größe der 
Summen und die Berbindlichkeit der Zahlpflichtigen Bezug ha- 
ben, ebenfo die Verzeichniffe der von dem Staate zu leiftenden 
Entrichtungen fammeln und feiner Rechnung zu Grunde legen. 
Wo es an folhen vollftändigen Aufzeichnungen noch gebricht, 
muß der Rechnungsbeamte fie zu Stande zu bringen fuchen. 
Auch ift er verpflichtet, alle Veränderungen im Stamme des 
Vermögens, in den Verbindlichkeiten der zahlpflichtigen Unter: 
thanen und der Regierung forgfältig aufzuzeichnen, bamit jederzeit 
der gegenwärtige Zuſtand diefer Verhältniffe far erfannt wer: 
den fönne. Jede Rechnungöftelle bedarf aus diefem Grunde ver: 








ſchiedener Inventarien, Beſchreibungen und Verzeichniſſe, ze 
denen bei ben mit der Berechnung von Schagungen beauftrag⸗ 
ten Beamten auch die Katafter gehören (a). 

(a) Alte Flur: und Lagerbüder für die einzelnen Gemeinden, Saab 


bücher für größere Bezirfe. ©. Bergius, Magazin, Art. Lagers 
und Saalbud. 
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Der natürliche Zeitabfchnitt für Die Rechnungen iſt das Jahr. 
Jede, mit Einnahmen und Ausgaben befchäftigte Finanzverwal- 
tungöftelle hat in der Regel eine Sahredrechnung zu verfaſ⸗ 
fen. Um jedoch derfelben bie erforderliche Vollſtaͤndigkeit und 
Zuverläffigkeit geben zu koͤnnen, muß aud die während eines 
Jahres fortfchreitende,fogleich auf jedes eingelne@reigniß folgende 
Aufzeihnumg, die Buchführung gut geregelt fein. Zür beibe 
Arten von Rechnungsgefchäften werben den Rechnern in jedem 
Zweige des Finanzdienftes Borfchröften mit den nötigen Muftern 
zur formellen Einrichtung der Rechnungen ertheilt, Geſchaäfts⸗ 
anweifungen oder Inftructionen mit Formularen oder 
Sckhematismen. Ein Theil Biefer Vorſchriften kann fuͤr alle 
Rechner gelten, andere entſprechen den verſchiedenen Arten von 
Geſchaͤften, z. B. Domänens, Forſt⸗, Bergwerks⸗, Salinem, 
Poſt⸗, Schatzungs⸗, Aufwandsſteuer⸗ und insbeſondere noch 
Zoll⸗, ferner Schuldenverwaltungen ꝛc. (@). 


(a) Beiſpiele: Rechnungsinſtruction für die unmittelbar unter Großh. 
Miniſterium des Innern, katholiſche Kirchenſection, ſtehenden Stif—⸗ 
tunge⸗Verwalter. Karlsr. 1836. 4. (Verfaßt von Debattis. Die 
kirchlichen Verwaltungen find in Hinſicht auf die meiſten Geſchaͤfts⸗ 
regeln den Domänenverwaltungen ähnlih.) — ehe Snftruction 
für J bad. Hauptzollämter, 22. Sun. 1838. (Berfaßt von Küßs 
enthal.) 


$. 347. 

Zur Buchführung der Finanzämter gehört vor Allem die 
@intragung jeder Einnahme und Ausgabe in dad Tagebuch, 
Journal (a), welches den Stoff zur Bildung der anderen 
Rechnungen in fi fehließt. Weber die Einrichtung deffelben 
laſſen ch nachſtehende Regeln aufftellen. 

I) Berwaltungen, welche Naturalien einnehmen und auöge: 
ben, müffen neben dem Geld: noch ein Naturalien⸗Tagebuch 
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halten, weldyeö für jede Art der vorfommenden Büter, 5.9. für 
die verfchiedenen Fruchtgattungen, eine eigene Spalte erhält. 

2) Zur Verhütung von abfichtlihen Verfaͤlſchungen durch 
Verwechfeln eines Blattes kann die Anordnung beitragen, daß 
das noch leere Tagebuch von einem höheren Beamten paginirt 
wirb (b). 

3) Dad Einfchreiben in dad Tagebuch muß täglich, nach 
ver Zeitfolge der Ereigniffe gefchehen. 

4) Einnahmen und Audgaben werben in zwei verſchiedene 
GSeldfpalten gefeßt, wenn auch, wie e8 oft gefchieht, nur eine 
einzige Benennungsſpalte angelegt ifl, in welcher die Veran: 
taffungen von Einnahmen und Ausgaben durch einander, mie 
ed die chronelogifche Ordnung mit fich bringt, aufgeführt wer⸗ 
den (c). 

5) Der Tag wird in einer eigenen Spalte angemerkt oder 
in der Benennungsipalte wie eine Ueberſchrift beigeſetzt. 

6) Die Verweifungöfpalte bezieht fich auf das Hauptbuch 
($. 549) und bemerkt die Seite deffelben, im der jeder Poften 
anzutreffen iſt. 


(a) Daſſelbe ift von dem faufmännifihen Journale, einem Monatsbuche, 
ganz verfchieden, kommt aber dem Caſſenbuche der Kaufleute nahe. 
(6) Ebenſo das Anflegeln der feidenen Heftichnur an den Einband, um 
das Einfegen eines Blattes noch mehr zu erfchmweren. . 
(c) In Frankreich befteht das Tagebuch aus je zwei einander gegenübers 
ſtehenden Blattfeiten für @innahmen und Nusgaben. ben fo das 
Tagebuch der Bad. Obereinnehmereien, V. v. 17. Juni 1835. 


g. 548. 


7) Findet man im Tagebuche eine irtige Zahl, fo darf an 
ihr nichts verändert, fondern e8 muß durch einen entgegengeſetz⸗ 
ten Eintrag der Fehler vergütet werden, fe daß 3. B. wegen 
einer um SO fl. zu groß gefehten Ausgabe eine befondere Eins 
nahmepofition von gleichem Betrage hinzukommt (Ausglei⸗ 
chungspoſten). 

8) Wenn die zu einem Ereigniſſe und Geſchaͤfte gehörenden 
Zahlungen noch nicht flattgefunden haben oder noch nicht ur: 
kundlich bewiefen werden fönnen, fo werden fie einſtweilen inner: 
halb der Linie vorgemerft. 
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9) Obgleich in der-Regel das Tagebuch (a) nur die wirk⸗ 
lihen Zahlungen aufnehmen foll, ſo müffen doch in einem folcyen 
Halle, wo entgegengefeßte Zahlungsverbindlichkeiten durch Ab: 
rechnung ganz oder theilmeije aufgehoben werden, der Vollſtaͤn⸗ 
digfeit wegen bie beiderfeitigen ganzen Zeiftungen, als wären fie 
wirklich gefchehen, in Aufrechnung fommen (b). 

10) Kommen fehr viele Eleine Einnahmen vor, wie bei ei: 
nem Zollamte, fo ift es angemefjen, ein befondered Einnahme: 
buch zu führen, aus welchem nur die Hauptfummen regelmäßig 
ind Caſſen⸗-Tagebuch aufgenommen werben. | 

11) Am Ende jeder Seite wird die Summe der Einnahmen 
und Ausgaben gezogen (Seitenfumme, latus), die man fo: 
dann auf dem Anfange der folgende Seite ald Uebertrag 
(Transport) wieder aufführt. 

12) Am Schluffe jedes Monates (oder felbft jedes Tages) 
wird ebenfalld die Summe der beiderfeitigen Poften gezogen und 
durch Vergleihung der Einnahme und Ausgabe ausgemittelt, 
wie hoch fich der vorhandene Gaffenwerth belaufen muͤſſe. Mit 
diefem Abfchlufie des Tagebuches wird zwedimäßig die Unter: 
fuchung des wirklichen Gaflenftandes durch den Rechner felbft in 
Verbindung gefeßt, deren Ergebniß dann in dem Tagebuche 
gleihfalld angemerkt wird (c). Kleine Unterfchiede des rech: 
nungsmäßigen und des wirklichen Vorrathes können durch Zus 
Ichießen oder Herausnehmen ſogleich berichtiget, größere müffen 
der vorgefegten Stelle angezeigt werten und man muß fich be- 
müben, die Urfache der Abweichung auöfindig zu machen. 

13) Nach dem Schluffe des Jahres wird dad Tagebuch an 
die höhere Behörde eingefendet, doch ift es geftattet, eine Abs 
fchrift zuruͤckzubehalten (d). 


(a) Form des Tagebuchs |. im Anhang I. 

(6) 3.3. A bat 300 fl. Fuhrlohn zu empfangen und 260 fl. für gepach⸗ 
tete Wiefen zu bezahlen, empfängt alfo nur 40 fl. baar; aber beide 
Summen werben vollfländig in die Ginnahmss und Ausgabefpalten 
eingetragen. 

(ec) Man kann audy an jedem anderen beliebigen Tage mit geringer Mühe 
das Journal abfchliegen und fo den Caſſenbeſtand ausrechnen. 

(d) Es fommt aud vor, daß der Rechner ſchon für jeden Monat eine 
Adfchrift des Tagebuchs abfenden muß. Der franzöfifche Bezirksein⸗ 
nehmer hat fogar alle 10 Tage die Journalabfchrift an den General: 
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(Departements:) Binnehmer, diefer feine Sournalabfchriften an das 
Binangminifterium zu ſchicken, Angef. Reglement Art. 285 u. 286. 


$. 549. 


Aus dem Tagebuche werden die Poften in dad nach einer 
Sakhordnung angelegte Hauptbuh, Manual, grand- 
livre, übergetragen. Bei ihm zeigt fich der Unterfchied zweier 
Methoden, die wirthfchaftlichen Ereigniffe mit einander in Ver: 
bindung zu feßen, d. b. des Rechnungsſtyls. 


1) Der Kameralfiyi befteht in einer foftematifchen Anord⸗ 
nung fämmtlicher Einnahme: und Ausgabsrubriken, fo daß fie 
ein zufammenhängendes Ganzes mit Haupt: und Unterabthei⸗ 
lungen bilden. Indem man die Summe jeder Fleineren und grös 
feren Abtheilung zieht und endlich die Hauptfumme der Ein: 
nahmen und Ausgaben fucht, gelangt man zu einem Ueberblide 
der Ergebniffe. Die Eintheilung kann bei Rechnungen verfchie: 
dener Art, 3. B. Bergmwerkö:, Poſt⸗, Steuercaffen ıc. nicht die 
nämliche fein, doch mit Ausnahme gewiſſer Hauptabtheilung, n, 
die ſich uͤberall anwenden laſſen. 


2) DerkaufmäaänniſcheStyl deritalieniſchen oder 
Doppelbuchhaltung erfordert, daß eine Anzahl von einander 
getrennter Rechnungen geführt werde, deren jede das Verhaͤlt⸗ 
niß zwifchen zwei, durch Schulden und Forderungen mit einan⸗ 
der in Verbindung flehenden wirklichen oder erdichteten Perſo⸗ 
nen enthält. Jede diefer einzelnen Rechnungen (conti) wird 
für fi abgefchloffen. Bei jeder Zahlung läßt ſich ein Empfänger 
(Schuldner, debitor) und ein Geber (Gläubiger, credi- 
tor) auffinden. Jede Leiftung muß zweimal in die Rechnungen 
eingetragen werden, nämlich erftend in dad Guthaben 
(Haben, credit) des Gebers und fodann in die Schuldigkeit 
(Soll, debet) des Empfängers, woraus ſich ergiebt, daß Die 
Summen ded credit und debet aller Rechnungen gleich fein 
müffen. Die einzelnen Rechnungen find deßhalb nicht dazu 
geeignet, in eine einzige große zufammengefügt zu werden. 


5 0. 

Zur Bergleichung diefer beiden Arten ber Buchführung koͤn⸗ 
nen folgenden Saͤtze dienen: 

1) Bei dem Kameralſtyl werden alle wirthſchaftlichen Vor⸗ 
gänge auf eine einzelne Werwaltungsftelle (Caffe) bezogen, 
welche die Einnahmen empfängt und die Ausgaben vornimmt. 
Beim Styl der Doppelbucdhhaltung werden mehrere von einans 
der verfchiedene Verhältniffe bargeftelt, in denen jene Verwal⸗ 
tung zu anderen Eaffen, zu Privatperfonen, zu Gemeinden ıc. 


fteht, man kann auch für befondere Zweige der Einnahme und. 


Ausgabe eigene Rechnungen anlegen (a). 

2) Der kaufmännifche Styl ift zur Darftelung der im Hans 
del vorkommenden Leiftungen und Forderungen höchft zweckmaͤ⸗ 
Big. Das Finanzweien unterfcheidet ſich jedoch, wenn man die 
Staatögewerbe ausnimmt, von den Handelögefchäften. a) Es 
befteht nicht auß einer Menge einzelner Unternehmungen, fon- 
dern aus regelmäßig wiederdehrenden, zufammenhängenden 
Einnahmen und Ausgaben, die bei ihrer Verſchiedenartigkeit 
einer ſyſtematiſchen Eintheilung bedürfen, um leicht uͤberblickt 
werden zu koͤnnen, während eine ſolche in den Handelögefchäften 
unfruchtbar fein würde. b) Im Handel find gegenfeitige Lei- 
flungen, die einander gleichlommen müffen, weshalb es nö: 
thig iſt, mit jedem Handelöfreunde abzurechnen. Im Finanz: 
wefen dagegen find größtentheild einfeitige Zahlungen, 3. B. 
Steuerentrichtung, Ausgabe für Befoldungen ꝛc., wobei es bins 
reicht, Sol, Hat und Reft neben einander zu fegen. c) Die 
Kaufleute pflegen Waaren- und Geldfendungen, Auslagen und 
Bemühungen, die eine Vergütung erheifchen, auf Credit vorzus 
nehmen und erft von Zeit zu Zeit die Schuldigkeit abzutragen, 
fie Haben daher immer viele Forderungen und Schulden, wäh: 
rend man im Zinanzwefen,beabfichtigen muß, daß das Hat dem 
Sol fo bald und volftändig als möglich gleichkomme. d) Im 
Handel giebt es keinen Voranfchlag, biefer aber erfordert uns 
ausmweichlich eine foftematifche Anlegung. 

3) Wenn das Hauptbuch im Faufmännifchen Style geführt 
würde, fo müßte dennoch am Schluß des Jahres eine nach ſyſte⸗ 





387 


matifcher Rubricirung «ingexichtete Rechnung entworfen und 
der höheren Bebörde übergeben werben (b), Bedient man fich 
des Kameralſtyls, fo hat man die Bequemlichkeit, Daß Die Jah⸗ 
resrechnung ſich au dem Dauptbuche von felbft bildet. 

4) Da nun bie Vexhaͤltniſſe einer Cafe zu anderen, mit 
beuen fie durch gegenfeitige Zahlungen in einem häufigen Ver⸗ 
kehre fteht, leicht vermittelſt befonderer Abrechnungen bargeftellt 
werden können, fo verbient für die meiften Zweige der Finanz: 
verwaltung ber Kameralſtyl den Vorzug, wie er auch in ben 
deutichen Staaten in der Regel eingeführt iſt (c). 


(a) Im Hauptbucde bes franzef. Bezirfseinnehmers Fommen für birecte 
und indirecte Steuern 1 gweiee 0 Jahrgänge 4 Conti vor. 
(b) Neigebauer, S 8. Mo». 1820. und Rapport de 
829, ©. 51 d. 3. Abtheilung, 
(e) Jel. „gieiäte, &. I. - Feder, © 41. — v. Malchus, 
13 


. 551. 


Das Hauptbuc in dem Kameralfiyl wird nach einem für 
alle Verwaltungsftellen der namlichen Art vorgefchriebenen Rus 
britenfofteme angelegt. Schon zu Anfang des Jahres werben bie 
Meberfchriften der Abtheilungen (Rubricirung) in dem zum 
Hauptbuche beflimmten Bande fo eingetragen, daß für jeden 
Abfchnitt der muthmaßlich erforderliche Raum leer bleibt, und 
die einzelnen Einnahms⸗ und Ausgabspoſten werden fodann, 
wie fie fich ereignen, aus dem Tagebuche herüber gefchrieben, 
In der Benennungsfpalte werben die Umftände, welche über die 
Urfache und den Betrag der Leiftung Auffchluß geben, fürzlich 
angegeben, in einer Verweiſungsſpalte aber bie beigelegten be: 
weifenden Urkunden (Belege) mit fortlaufenden Nummern 
angezeigt, die zu jedem Eintrage gehören. Eine andere Spalte 
zeigt die entfprechende Blattfeite ded Zagebuches an. Es ift 
üblich, auf der Seite, wo fich eine Abtheilung fchließt, nicht mehr 
die folgende anzufangen, und auf jeber Seite unten die Summe 
ber auf ihr flehenden Poſten zu ziehen, bie jedoch nicht überge- 
tragen wird. Am Ende jeder Unterabtheilung werden die Sum⸗ 
men aller zugebörigen Seiten zufammengeflellt und addirt (Re; 
capitulation), ebenfo zu Ende jeder größeren Abtheilung 
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die Summen der Unterabtheilungen und enblich bie Gefammt: 

heit der Einnahmen und Ausgaben. Die Vergleichung ber bei- 
den Hauptfummen deutet den Gaflenreft an, der mit dem Ab⸗ 
ſchluſſe des Tagebuches übereinftimmen muß. Wird aber der am 
Ende ded Jahres vorhandene Gaffenbetrag unter ben Ausgaben 
(ald Ausgabe an die neue Rechnung), fo wie der zu Anfang 
bed Jahres vorgefundene unter den Einnahmen verrechnet, fo 
ınüffen die Summen der Einnahmen und Ausgaben im Hat 
einander ganz gleich fein. Raturalien erhalten ein befonderes 
Hauptbuch (a). Führt ein Beamter bie Verwaltung mehrerer 
ganz verfchiedenartiger Einkünfte und Ausgabszweige, fo müffen 
von ihm eben fo viele getrennte Hauptbuͤcher gehalten werben. 


Außer dem Lage: und Hauptbuche werden je nach der Art 
der Gefchäfte noch verfchiedene andere Bücher nöthig, um alle 
Borfälle und Verhältniffe unter einzelnen Gefichtöpuncten zu 
ordnen und in Verbindung zu feßen. Das häufigfte diefer Bücher 
ift das Abrehnungsbud, um fämmtliche aus verfchiedenen 
Urfachen herrührende Zahlungdverbindlichkeiten einer Perfon 
und die wirklich erfolgten Zahlungen zufammen zu faffen, oder 
auch die Abrechnungen (conti correnti, comptes courans) 
bei gegenfeitigen Zeiftungen, z. B. mit anderen Caſſen aufzu: 
nehmen. Die zahlreichften Berzeichniffe kommen im Zollwefen vor. 
Die den Zahlenden ausgelieferten oder in ihre Quittungsbüdh- 
lein eingetragenen Befcheinigungen müffen mit den Einträgen 
in die Bücher genau übereinftimmen. 


(a) Borfchlag, das Tagebuch mit dem Hauptbuche zu verſchmelzen, bei 
Graaf a. a. O. S. 232. — Formulare eines Hauptbucdhes, f. Ans 
bang H. und II. \ 
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Die Jahres: oder Hauptrehnung ifl die Abfchrift des 
im Kameralſtyle geführten Hauptbuches, mit der einzigen 
Abkürzung, daß alle Theilzahlungen für eine gewifle Einnahme 
oder Ausgabe, wie fie im Laufe des Jahres nach einander vor: 
fommen, in eine einzige Summe zufammengezogen werden, 
weshalb in dieſer Rechnung keine Zeitbefiimmung angegeben 
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wird. Sie wird eingebunden und mit einem Zitelblatte verfeben, 
auf dem die Benennung bes verwalteten Vermögens, bed Zeits 
raumd und des Rechnungsführers, ferner die Anzahl der zuge: 
börigen Beilagenbände und der Tag der Einfendung angegeben 
fein muß. Auch iſt es üblich, auf dem erften Blatte verfchiedene 
allgemeine Nachrichten, 3. B. über die Beflandtheile des verrech⸗ 
neten Vermögens und über das angeftellte Perfonal und die 
von jedem Mitgliede defjelben geleiftete Dienftcaution hinzufuͤ⸗ 
gen zu laffen. Die Rechnung muß in einer feflgefegten Frift 
(einigen Monaten) nah dem Schluffe ded Rechnungsjahres 
fammt den Belegung zur Prüfung abgegeben werben. Indeß 
bat man ed zmedmäßig gefunden, fchon in kürzeren Zwiſchen⸗ 
zeiten von dem Zuflande einer Verwaltung Nachricht einzuzie⸗ 
ben, weßhalb man von den Rechnern monatliche oder vierteljäh: 
tige Rechnungdauszüge einliefern läßt, in denen auch der Ab: 
ſchluß des Tagebuchs angegeben wird. Das bei den Rechnun: 
gen zu Grunde gelegte Fahr beginnt nicht in allen Ländern mit 
dem 1. Sanuar, wie ed, wegen ber vielfachen Beziehungen auf 
dieſes Ealenderjahr am angemeffenften wäre und 3. B. in Preus 


fen, Sranfreih, Baden ꝛc. wirklich gefchieht (a). 


(a) Baiern: 1. Oftober, Würtemberg: 1. Juli, Baden früher 1. Juni, 
— England: 5. Ian. — Der Hauptgrund zur Abweihung vom 
1. San. liegt darin, daß man wegen ber mit der Landwirthſchaft im 
Bufammenbang Rehenden Staatseinfünfte befürchtet, an jenem Zeits 
puncte noch zu viele Ginnahmerüdftände zu haben. 
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Die Rehnungsbelege (Beilagen, piöces justifica- 
tives) dienen theild jede Pofition zu erläutern, theild aber bie 
Richtigkeit derfelben darzuthun. Sie müffen bei den Einnahmen 
den Beweis liefern, daß diefelben ſich nicht höher belaufen haben, 
als es Die Rechnung angiebt, und daß es auch nicht in der Macht 
des Verwalters gelegen ift, eine größere Summe beizubringen; 
bei den Ausgaben muß bewiefen werden, baß die Verwaltungs⸗ 
ftelle befugt war, fie vorzunehmen, und daß fie wirklich in ber 
angegebenen Größe vorgenommen worden find. Hiezu find je 
nach dem Segenflande einer Einnahme oder Ausgabe verfchie- 


dene Arten von Beweisftüden nöthig, ald Werzeichnifle, Zeug: 
Rau, polit. Defon. Ste Ausg. W. 2. Abth. 9A 
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niffe, Verträge, Befehle höherer Stellen, Protokolle, Beſcheini⸗ 
gungen u. dgl. Alle diefe Belege müffen in ihrer Form die Be: 
dingungen ber Glaubwürdigkeit an fich tragen, z. B. eigenhän: 
dige Unterfchrift anderer Perfonen, Anführung der quittirten 
Summen mit Bucdhftaben u. dgl. Für jede Art von Belegen 
find Vorfchriften aufzuftellen, welche dahin zielen, jede Unreb: 
lichkeit oder Nachläffigfeit durch Ueberwadhungsmaangregeln zu 
verbindern. 
$. 354. 

Es ift nicht möglich, die Verwaltung der verfchiebenen 
Zweige von Finanzgefchäften fo zu führen, Daß mit dem Ablaufe 
des Jahres alle für daffelbe beflimmten Einnahmen und Ausga⸗ 
ben wirklich ftatt gefunden haben. Schließt man die Rechnung 
mit dem Jahre, fo ziehen fich unvermeidlich manche Zahlungen 
in das folgende Jahr hinüber, die dem vorhergehenden angehoͤ⸗ 
ren. Würde man fie nun mit den @reigniffen dieſes nächfifol: 
genden Jahres zufammenwerfen, fo würde eine Verwirrung ent- 
ftehen, die befonders in ſolchen Fällen nachtheilig wäre, wo Ber: 
änderungen in den Verwaltungdgrundfägen, im Steuerfofteme, 
in dem Perfonale der Beamten ꝛc. vorgegangen find, die ed nd» 
thig machen, die wirtbfchaftlichen Ergebniffe eines jeden Jahres 
genau von einander zu fondern. Auch die Vergleichung mit bem 
Boranfchlage würde nicht volftändig ausführbar und es ließe 
fih nicht entfcheiden, ob in einem einzelnen Sahre die Finanz: 
verwaltung den Anforderungen, die man an fie zu machen bes 
rechtigt iſt, vollſtaͤndig Genüge geleiftet habe (a). Man kann 
fi nicht mit der Annahme beruhigen, daß von jedem Jahre 
ungefähr gleichviele noch unvollzogene Zahlungsverbindlichkeiten 
in da8 folgende übergehen, denn dieß ift nicht immer der Kal. 
Ein Mittel, diefe Schwierigkeit zu befeitigen, liegt in der frans 
zöfifchen Einrihtung, nach der zwar die Rechnung nach dem 
Ende eined Jahres vorläufig abgefchloffen, aber doch zugleich 
geftattet wird alle die Verwaltung (exercice) dieſes Jahres 
betreffenden, fpäter vollgogenen Ausgaben noch während des 
folgenden Jahres in der Rechnung nadhzutragen, fo daß deren 
voͤlliger Abſchluß erft gegen Ende des zweiten Jahres erfolgt. 
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Diefer Zeitraum ift lang genug, fo bag nur wenige Rüdflände 
übrig bleiben (b). 


(a) Dieb gilt auch von der Iandfländifchen Prüfung der Rechnungen, 
Fa Ba in Bezug auf das Budget. 
(d) Alle Ausgaben eines exereice müflen in den 9 Monaten nad) dem 
Ende deflen liquidirt und angewieſen (ordonnancees), alle Zahluns 
gen von inkünften und Ausgaben bis zum 1. Dftober. bewirkt 
werben, fonft erlöfchen bie Bewilligungen. Doch bleiben den Gläu- 
bigern ihre Rechtsanſpruͤche V. v. 14. Sept. 1822. 11. Juli 1833. 
Reglem. Art. 90 ff. Für diefe Binrihtung v. Malchus, II, 148. 


6. 555. 


Eine andere von diefer Betrachtung veranlaßte Anordnung 
befteht darin, daß zwar der Abſchluß der Rechnung nicht hinaus: 
gefchoben wird, in derfelben aber die dem laufenden Jahre an: 
gehörenden Poften von denen, die aus den früheren Jahren 
berrühren, ganz getrennt werden. Zu dieſem Behufe werden we: 
nigftend 2, bei einem beträchtlicheren Umfange bed Gegenftandes 
aber 3 Hauptabtheilungen der Einnahmen und Audgaben 
gemacht: 

1) Etatsrechnung des laufenden Jahres; 

2) Ruͤckſtands-(Arreragen⸗-) Rechnung, deren 
Sol aus der vorjährigen Rechnung herübergenommen wird, 
und deren Refte, fammt den in dem laufenden Jahre übrigbfei: 
benden neuen, wieder in die Rüdflandsrechnung des nachfolgen⸗ 
den Jahres übertragen werden; 

3) Etatörechnung früherer Jahre, d. h. die Aufrech⸗ 
nung folcher Poften, deren Zahlungsverbindlichleit zwar aus 
einem Vorjahre entfprang, bei denen jedoch die [huldige Summe 
erft jeßt ganz beflimmt ausgemittelt wird, fo daß fie noch nicht 
im Sol eines früheren Jahres angefebt werben konnte und 
daher nicht unter den Rüdftänden erfcheint, 3. B. die Koften 
eined Baues, deren Betrag -erfi nach Vollendung beffelben, nach 
der Eingabe und Prüfung der Korderungszettel befannt ift, — 
Erfakpoften, die erfi nady der Beendigung eines Rechtsſtreites 
flüffig (liquid) werden u. dgl. — Die meiften Poften diefer Art 
beziehen fich auf dad leute Vorjahr. Wenn in der genannten 
Rechnungsabtheilung wieber die vorjährigen von ben älteren 
Poſten unterfchieden werben, fo läßt fidh ohne bedeutende Ab: 

24* 


St 
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weichung von der Wahrheit das ganze, der Verwaltung eines 

Jahres angehörende, mit dem Voranſchlage zu vergleichende 

Rechnungsſoll erkennen, indem man naͤmlich, wenn 3. B. von 

den Wirthichaftsergebniffen des Jahres 1850 die Rebe ift, die 

Rechnungdabtheilung des laufenden Jahres von 1850 mit den 

in der Etatörechnung früherer Jahre von 1851 enthaltenen 

Nachträgen zu dem Jahr 1850 in Verbindung ſetzt (a). 

(a) V. der bad. Oberrehnungsfammer v. 29. April 1823. Im bad. Fis 
nanzmwefen wird die Rüdftandsrechnung als I. Abtheilung, die Etats⸗ 
rechnung früherer Jahre als II., die Rechnung tes laufenden Jahres 
als IM. Adtheilung bezeichnet. Seit 1834 werden in I. wieder un: 
terfchieden a) Boften des zunächſt vorhergegangenen Jahres, b) zu 
früheren Sabren. Das Soll in I. ift ſchon in den Rechnungen vor- 
hergegangener Jahre enthalten, nur II. und II. begreifen ein neus 
ermitteltes Soll in fih. Wenn alle Jahre eben fo viele neue Refte 
blieben, als alte abgetragen werden, fo würde das Hat von Abth. I. 
—II. mit dem Soll von II. und III. ungefähr übereinflimmen. 

Es war 3. B. in den Staatseinnahmen von 1844 
I. das Soll, und zwar 
1) das ältere, Abthl. I. . 691 996 fi. 
1) das neue, in Abth. II. a. 84 980 = 
b. 36425 s 
Abth. II. 16128162 « 


Summe von II. u. II. 16249 567 fl. 


I. Das Hat, in Abt. 1. 596 064 fl. 
Abth. II. a. 83817 > 
b. 32073 ⸗ 

Abth. IH. 15'590 070 s 


Summe 16-302 024 fl. 


Das ganze Hat beträgt folglih um 52457 fl. mehr. als das neue 
Soll, weil nämlih in diefem Jahee aus älteren Reften um foviel 
mebr einging, als von dem obigen neuen Soll des Jahres in Rüds 
ftand blieb. — Gegen die Führung einer abgefonderten Ruͤckſtands⸗ 
tehnung Kieſchke, ©. 209 (der jedoch gerade das räth, was in 
Baden gefchieht, nämlich das Mebertragen des Nüdftandefolls in den 
Anfang der Rechnung des folgenden Jahres). Diefe abgefonderte 
Meftenrechnung ift in Preußen im Jahre 1821 abgefchafft worden, 
Graaf, S. 307. — Uebrigens find noch befondere Meftverzeichnifle 
unentbehrlich, um. die Bintreibung der Rüdftände zu erleichtern. 


§. 556. 

Die Rechnungen einer Finanzverwaltung müffen alle Zu: 
und Abflüffe von Geld und Naturalien enthalten, ohne daß der 
Rechner einen Theil derfelben hinweg laffen dürfte, weil dieß 
eine Abweichung von der Wahrheit wäre und Willkuͤhr und 
Unordnungen nach fich ziehen könnte. Gleichwohl giebt ed Ein: 
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nahmen und Audgaben, bie, obſchon fie ven Caffenftand abaͤn⸗ 
dern, doch mit den übrigen nicht vermengt werden dürfen, weil 
fie auf den wirthfchaftlichen Zuftand feinen Einfluß haben, indem 
fie feine wirkliche Mehrung oder Minderung deffelben anzeigen. 
Beifpiele hiervon find 1) eingezogene und wieberangelegte Gapi- 
tale, ebenfo eingehende Kauffchillinge, Die wieder irgendwo wer: 
bend angewendet werden; es ift fehr verwirrend, wenn foldhe, 
im Vermoͤgensſtamme vorgehende Bewegungen mit den eigent: 
lichen Einkünften und Ausgaben (I, $. 70a) zufammengemwor: 
fen werden; 2) Vorfchüffe und deren Wiedererfag, es mögen 
nun beide in dem nämlichen Jahre zufammentreffen oder nicht, 
3) Zahlungen an andere Staatöcaffen oder Einnahmen von 
foichen, wobei zwar dad Rechnungdergebniß der einzelnen Ver⸗ 
waltung, namentlidy ihr Gafjenreft, abgeändert wird, aber wegen 
der entgegengefegten Veraͤnderung in der anderen Caſſe Doch 
im Ganzen die beiderfeitigen Wirkungen fich völlig aufheben. 


Den Poften diefer Art follte im Rubrifenfofteme der Rech: 
nung eine eigene Stelle gegeben werden, fo wie auch dem an: 
fanglichen und dem am Ende des Jahres verbleibenden baaren 
Vorrathe. Vermoͤge einer Fiction pflegt man jenen al8 eine 
Einnahme, diefen ald eine Audgabe des einzelnen Jahres an: 
zufehen, $. 951 (a). 


(a) Auf diefen Sägen beruht die Abtheilung IV. im babifchen Rechnungs: 
weien „uneigentlide Binnahmen und Ausgaben.” die 
man 3. B. bei der Vergleihung des Solle mit dem Boranfchlage 
ganz unbeachtet läßt, weil fie feine neuen Ginfünfte und feine defini⸗ 
tive Verwendung berfelben enthält. — Sp wird 3. B. jeder Borichuß 
erft in Abth. IV. gebucht, dann, wenn die Leiftung endgültig ausge: 
mittelt ift, ebendaſelbſt als erflattet eingetragen und fodann in einer 
der 3 erften Abtheilungen in Binnahme oder Ausgabe gefeßt. In den 
Borlagen an die Stände iſt der Bau der Staatsrechnung neuerlich 
folgenter: Binnahme, A. Betriebsfondgrehnung. I. Weile 
aus voriger Rechnung. 1. Geldvorrath. 2. Naturalvorräthe. 3. Ace 
tivrefte, a. aus den eigentlichen, b. aus den uneigentlichen @innah: 
men. II. Uneigentlihe @innahmen vom laufenden Sabre — B. 
Gtatsrehnung 1. E. vom laufenden Sabre, II. vom vorher: 
gehenden, II. von früheren Jahren, IV. Abgang an Baiflvreften, 

. Bermehrung der Naturalvorräthe. Die NAbtheilungen der Aus: 
abe find denen der Ginnahme entfprechend. — Minder gut ift es, 
ür Solche Boften, die feine wahren Ginfünfte und Verwendungen 
anzeigen, befondere Bücher zu führen. wie die Depofiten:, Vorfchuß: 
und Greditbüche. Ditmar, Staatscaflenwefen, ©. 38. 
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$. 597. 

Die Rechnungen werben bei einer höheren Stelle der Prü: 
fung(Revifion) unterworfen. Dieß gefchieht durch befondere, 
bed Finanzweſens und vorzüglich des Rechnungsweſens völlig 
Eundige Beamte (Reviforen, Rehnungscommiffare, 
Rehnungsrätpe ıc.), welche theild den Mittel: und Oberbe⸗ 
börden in verfchiedenen Verwaltungszweigen beigegeben, theils 
aber zur Prüfung der von den höheren Finanzftellen gefertigten 
Rechnungen, zur Erledigung der Rechnungsangelegenpeiten in 
legter Inftanz und zur Leitung des gefammten Staatsrechnungs⸗ 
weſens in einer Oberbehörde Oberrechnungskammer, 
8. 936) vereinigt find. Diefe Collegialbehoͤrde muß in Hinficht 
auf ihre Entfcheidungen von dem Finanzminifterium unabhängig 
und in derfelben Stellung fein, wie ein Gerichtöhof(a). Bei der 
Prüfung der Rechnungen mug man den Gegenftand der Berwals 
tung, die Obliegenheiten der rechnunglegenden Beamten und die 
gefeglichen Vorfchriften für den einzelnen Geſchaͤftszweig genau 
kennen. Die Unterfuchung wird vorzüglid, auf nachflehende 
Puncte gelenkt: 

1) Richtigkeit der Zahlenergebniffe, ob man z.B. richtig zu⸗ 
fammengezählt und abgezogen, die Duantitäten mit den Preifen 
richtig vervielfacht, die Geldforten gehörig umgewandelt, die 
Ergebniffe der vorigen Rechnung ordnungsmäßig übertragen, 
die wahren Preife zu Grunde gelegt hat, ob die Zahlen mit den 
Belegen übereinflimmen u. dgl. (b). 


2) Beobachtung der vorgefchriebenen Formen, z. B. Nu: 
merirung und gehörige Abfafjung der Belege, Unterfchrift der: 
felben, Aufführung jedes einzelnen Poftens in feiner entſpre⸗ 
chenden Rubrik, wobei ed nicht erlaubt iſt, daß ein Poften ver- 
fpiedenartige, unter mehrere Rubriken gehörige Theile um- 
faſſe u. dgl. \ 


3) Die Rechtfertigung für alle in den Rechnungen ange: 
gebenen Maafregein der Verwaltung, ob z. B. die unfländigen 
Ausgaben angewiefen (becretirt), die Weberfchreitungen des 
Boranfchlages von der höheren Stelle genehmigt, die flänbigen 
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Audgaben nur innerhalb der Sränze ber Bewilligung vorge: 

nommen worden find. 

4) Man pflegt bei der Prüfung der Rechnungen auch dar: 
auf zuachten ob die Grundfäge einer guten Wirthſchaft von den 
Verwaltungsſtellen forgfältig beobachtet worden find. Dieß ift 
eine materielle, nicht mehr dem Rechnungsweſen angehörige 
Unterfuchung, zu welcher jedoch der Revident die befte Gelegen⸗ 
beit hat, da er ohnehin jeden Poflen genau zu beleuchten vers 
pflichtet iſt. Es wird deshalb erforfcht, ob die Ausgaben überall 
fparfam veranftaltet worden find, ob man die Einnahmen nidyg 
hätte ergiebiger machen Bönnen, ob der Vermoͤgensſtamm fireng 
erhalten worden ift ꝛc. Die bei diefem Theile der Prüfung ge: 
fundenen Mängel oder Zweifel fallen jedoch nicht ſowohl in den 
Wirkungskreis der oberfien Rechnungsbehörbe, ald derjenigen 
böheren Stellen, welche die Verwaltung felbft zu leiten ha: 
ben (c). 

(a) Bei dem frangöfifchen Rechnungéhofe ift ein Staatsanwalt (procu- 
reur general) angeftellt. Weber die Berhältniffe dieſer Behoͤrde f. 
das a. Röglement, Art. 331-396. 

(6) 88 giebt dafür eigene Galculatoren. 

(ec) Die 1826 aufgehobene Staatscontrole in Breußen war eine 
ſelbſtſtaͤndige Oberbehoͤrde, welche nicht blos das Caſſen⸗ und Red: 
nungsweſen, fondern au das Materielle der Finanzverwaltung bes 
auffichtigte und ihre Brinnerungen gegen das a im Staats: 


minifterium vorgufragen —* iefe Stellung mußte viele Reibuns 
gen mit dem Finanzminiſterium nach ſich ziehen. 


$. 558. 


Die einzelnen bei der Prüfung einer Rechnung gemachten, 
Zadel oder Zweifel auöfprechenden Bemerkungen des Reviden: 
ten heißen Rechnungsbedenken, Notaten, Revifions: 
erinnerungen, monita. Sie werden von dem Kevidenten 
der Revifionsbehörde vorgelegt, aus deren Auftrag er handelte, 
und von jener dem Rechner zur Beantwortung zugeftellt, wo: 
bei die Rechnungsbelege ihm auch wieder zu feiner Werantwor: 
tung zurüdigegeben werden. Hat er fich über jeden beanftandes 
ten Punct geäußert, Die in der Form gemachten Fehler nachträglich 
verbefjert und fein Verfahren vertheidigt, fo wird hierüber in der 
vorgefegten Behörde berathen und in Betreff jedes einzelnen 
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Bedenkens ein Beichluß gefaßt. Wenn ed nöthig if, fo wird 
der Rechner noch zum zweitenmal vernommen (a). Wird von 
einer höheren Behörde eine nochmalige Unterfuhung vorgenom: 
men, fo trägt diefe den Namen Superrevifion (b), und erſt 
nad) deren Beendigung und der Beantwortung der Superre: 
pifionderinnerungen wird eine endgültige Entfcheibung ausge⸗ 
fprochen (c). Diefe Entfcheidung ift derRehnungsbefcheib, 
der fich ebenfalls über alle einzelnen Erinnerungen äußert. Infos 
ferne darin die Erklärung enthalten ift, daß der Beamte in Bezug 
auf das Fahr, deffen Rechnungen geprüft worden find, alle feine 
Obliegenheiten erfüllt habe, wird dieſer Befcheid auch Abfolu: 
tortium oder Decharge genannt. Indeß ift die Freifprechung 
häufig nur eine bedingte, indem dem Rechner noch gewiſſe Ver: 
pflichtungen auferlegt werden, 3.3. eine Summe nachzuzahlen, 
um die er fich verrechnet, oder die er unbefugter Weiſe auögeges 
ben, oder zu erheben verfaumt hat (d), — oder einen gewiffen 
Umftand in der nächflen Rechnung gehörig zu berüdfichtigen zc. 


(0) In einigen Staaten ift ein mündliches Verfahren eingeführt, wobei 
der Rechner fihb an dem Sige der Revifionsbehörde einfinden muß. 
(6) Wo die Anzahl der Rechnungen zu groß ift, um fie alle jährlich ber 
Superrevifton zu unterwerfen, ba pflegt man jährlich einige heraus; 
zunehmen. 
(c) In Breußen unterfcheinet man die Abnahme der Regnungen, d. h. 
die erſte Prüfung von Seite der nächſtvorgeſetzten Berwaltungsbes 
Örde, und bie darauf folgende Revifion durd die Oberrechnungs⸗ 
ammer. Graaf, ©. 505. 
Hiebei fleht ihm natürlich der Megreß an denjenigen, der bievon 
Bortheil gezogen hat, frei. 


— 


(d 


— 


g. 559. 


Allgemeine Bemerkungen in Bezug auf die Reviſion der 
Rechnungen. 

I) Wenn man die Prüfung unterlaffen wollte, fo wuͤrde dieß 
die größte Unordnung in dem Finanzwefen nach fich ziehen und 
felbft Die redlihen Beamten wenigftend zur Nachläffigkeit ver: 
leiten. Man muß deghalb eine forgfältige Revifion für eine 
unentbebrliche Einrichtung anfehen und fich deßhalb den Uns 
bequemlichfeiten unterziehen, die bisweilen aus unbegründeten 
Erinnerungen entipringen. 
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2) Esift eine Härte gegen die verrechnenden Beamten, wenn 
die Mevifion ihrer Rechnungen lange verzögert wird, fo daß fie 
vielleicht noch für mehrere zurüdgelegte Jahre ihrer Verant⸗ 
wortlichkeit nicht entbunden find. E& muß deßhalb ein hinrei- 
chendes Revifionsperfonal angeftelt und auf Beſchleunigung 
des Geſchaͤftes geſehen werden. 

3) Die Reviſionserinnerungen ſollten nicht von Tadelſucht, 
Untenntniß und Geringfhäßung gegen die Verwaltungsbeam: 
ten zeugen. Indeß find die Revidenten ald Wächter des Staats⸗ 
vermögend zu betrachten und zur Aufrehthaltung der ſchuͤtzen⸗ 
den $ormen verpflichtet, in denen ber Einzelne fein kraͤnkendes 
perfönliches Mißtrauen erbliden follte. DieRevifion darf daher 
nicht zu einem Anlaffe werden, daß zum Nachtheil für den 
Staatödienft zwifchen dem Revidenten und den Rechnern 
leidenfchaftliche, der Würde des Gefchäftes unangemeflene 
Aeußerungen gewechfelt werben. 


$. 560. 


Jede Caſſenverwaltung ift nur für die bei ihr felbft eingehen: 
den und von ihr zu bewirkenden Zahlungen verantwortlich. Sie 
braucht alfo auch nur zu rechtfertigen und in ihre Rechnung auf: 
zunehmen 1) diejenigen Einnahmen, welche fie als Ueber: 
fhüffe von untergebenen Gaffen abgeliefert empfängt, oder 
unmittelbar einzieht 2) die Ausgaben, welche fie felbfl be: 
fireitet, oder Durch Auftrag von anderen Caſſen vornehmen 
läßt. 

E iſt jedoch nothwendig, daß die fämmtlichen, in jedem 
Theile des Finanzwefens vortommenden Einnahmen und Aus: 
gaben nach der foftematifchen Rubricirung zufammengeftellt wer: 
den, um die Ergebniffe des gangen Staatshaushaltes überfichtlich 
barzuftellen und die Bergleihung mitdem Boranfchlage möglich 
zumachen. Dieß ift ein von der Verwaltung getrenntes, mit 
keiner Berantwortlichkeit, als für getreue Webertragung der Zah: 
len verfnüpftes bloßes Rechnungsgefchäft, welches ausgeführt 
werden fann 
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1) von den Berrechnern ber höheren Eaffen, indem fie ver: 
pflichtet werden, die Ausgaben und Einnahmen der ihnen 
untergeordneten Eafjen im Auszuge in ihre Rechnungen auf: 
zunehmen, fo daß die Rechnung der Hauptflaatscaffe von 
felbft die Hauptftaatsrechnung bildet (a); 

2) von einer befonderen Staatsbuchhalterei ($. I), 
welche nicht blos aus den einzelnen geprüften Rechnungen bie 
Hauptſtaatsrechnung zuſammenſetzt, fondern auch fchon im Laufe 
jedes Jahres aus den eingehenden Nachrichten eine zur Eontrole 
der Rechner dienende Buchführung beforgt (b). 


(a) Wie dieß 3. B. in Preußen (Braalı ©. 135) und Baiern (Höd, 
Grundlinien der KRameralpraris, ©. 42) gefchieht. 

(b) Rieiäte, ©. 237. —v. Ma Ihus, Politik nn, 191. Binen)., 
I, 126. — Graaf, ©. 35. 88. — Hüffell, S. 274. — 
Preußen ift erft 1826, bei der Aufhebung der Sthatsionkuie, eine 
Staatsbu hhalterei als beſondere Behoͤrde errichtet worden. 


2. Abtheilung. 
Grundzüge des Etatsweſens. 


$. 561. 


Der VBoranfhlag, Etat, Budget ($. 465) iſt die 
Berechnung ber in einem bevorftehenden Zeitabfchnitte (Jahre) 
zu erwartenden Einnahmen und vorzunehmenden Audgaben (a). 
Obgleich diefe, über Fünftige Ereigniffe angeftellte Berechnung 
der thatfachlichen Rehnungsführung vorausgeht, folift ed Doch 
zweckmaͤßig, die Betrachtung des Etatwefend von formeller Seite 
der &ehre von dem Rechnungsweſen folgen zu lafien, Denn dieſes, 
wie es fich weit früher auögebildet hat, dient auch in Bezug auf 
die äußere Einrichtung den Boranfchlägen zum Vorbilde, welche 
fi überdieß auf diein den Rechnungen aus den früheren Jahren 
enthaltenen Erfahrungen ſtuͤtzen. Dem Inhalte nad) ift der Vor⸗ 
anfchlag von der thatfachlichen Rechnung wefentlich verfchieden. 
Er enthältnämlich 1) bei denjenigen Einnahmen und Audgaben, 
deren Größe fich ſchon voraus feftfegen läßt, den Durch den Be⸗ 
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fchluß der höchften Gewalt im Staate beflimmten Betrag berfel: 
ben, 2) bei anderen, welche von fünftigen Ereigniffen bedingt 
werden, die wahrfcheinliche Summe derfelben. Hier fann dad 
wirdliche Ergebniß beträchtlih von dem vermutheten Umfange 
der Einnahmen und Audgaben abweichen. 


(s) Kieſchke, S. 3. — v. Malchus, Bolit. U, 152. Finanz. II. 93. 
— Graaf, ©. 18. — Der Gründer des Etatsweſens {ft Sur 

f. Baumflart, Des Herzog v. Sully Berdienfte um das franzoͤſ. 
Finanzweien, Mannheim, 1828, ©. 130. v. Malchus, Fin. H, 96. 


$. 562. 


Ueber Weſen und VBerfertigung der Boranfchlage find haupt: 
fachlich folgende Regeln zu bemerfen: 

1) Man muß den Etatsentwurf von dem genehmig: 
ten Etat unterfcheiden. Jener iſt ein mit beigefügten Gründen 
und Erläuterungen verfehener Vorſchlag, diefer hat die Bekraͤf⸗ 
tigung ded Staatsoberhauptes erhalten und dient ald Vorfchrift, 
um, fo weit es thunlich ifl, von den Finanzbeamten vollzogen 
zu werben. 

2) Die Bearbeitung der Entwürfe gefchieht von unten auf, 
fo daB vor dem Anfange bes neuen Beitabfchnitted zuvoͤrderſt 
die unterften Verwaltungsſtellen den wahrfcheinlichen Betrag 
der Einfünfte angeben und die ihnen nöthig fcheinenden Audga- 
ben namhaft machen, zugleich aber auch die Beamten in ande: 
ren Zweigen ded Staatödienftes ihre Ausgabenvorfchläge ent: 
werfen, die dann von jedem Minifterium bearbeitet werden. 

3) Dan bedient fich hiebei des Rubrikenſyſtems der Rechnun⸗ 
gen (a) und giebt dem Boranfchlage die tabellarifche Form ber: 
felben. Eine Zahlenfpalte fann bei den unftändigen Einnahmen 
und Ausgaben den Durdhfchnittäbetrag aus einigen juͤngſtver⸗ 
floffenen Jahren, 3.8. 3 oder 6, angeben, dem in einer ande⸗ 
ren Spalte die mit Diefem Durchfchnitte übereinflimmende oder 
davon abweichende vorgefchlagene Etatöfumme beigefügt wird. 

4) Zur Bildung eines folchen Durchſchnittes müffen die 
Jahresbetraͤge erft berichtiget werden, wenn namlich Veraͤnderun⸗ 
gen ftatt gefunden haben, wegen welcher bie früheren Zahlen 
nicht mehr völlig anwendbar find, 3. B. in dem Fuße oder ber 


1) von ben Be — m 
pflichtet werben, bie A us —* 
untergeordneten en | im 2 
zunehmen, fo daß bie Rech 
ſelbſt die Hauptflaatsre 

" 2) von einer befonberen 
welche nicht blos aus vun dh inzel 
Hauptſtaatsrechnung zufa mmen 
jedes Jahres aus den eing * 
der Rechner dienende Buchfü 


Mie bie B. in Prenfer MW " 
“ ieh der Ram id, 
(b) Kiefäte, ©. 237.09 
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ſchlaͤge als Belege beigefügt werben. Bei den höchften 
— geſchieht daſſelbe (auptetats), bis endlich als Er⸗ 
mg Sen Ürbeit der Haupt⸗Voranſchlag, Haupt: 
ng Ftat entworfen wird (a). 
EEE diefer, abgeändert oder nach feiner vorgelegten Faſſung 
— ‘:t worden, fo gehen an alle höheren und niedrigeren 
= eyen die aufihren Wirkungskreis fich beziehenden, mit den 
in des erften übereinflimmenden Voranſchlaͤge zurüd, 
in ihnen aufgeführten Einnahmen und Ausgaben in 
zu bringen. 
ie, lm ganz fiber zu geben, hält man ſich häufig in ber 
a "un die Regel, die Einnahmen etwas unter ihrem muth⸗ 
&: ı Betrage, die Ausgaben dagegen über demfelben ans 
wi , ſo Daß alfo die wirkliche Verwaltung aus beiden Urfas 
größeren Ueberfchuß ergiebt, ald man nad) dem Bor; 
4. erwarten folte. Unter anderen Gründen mag bie 
er unverfhuldeten Vorwürfen und der Umftand zur 
igung dieſes Berfahrens dienen, daß eine Abweichung 
*, die durch günftigere Wirthfchaftdergebniffe entfteht, 
er ift, während ein Mehrbetrag der Ausgaben und eine” 
&er ‘rung der Einnahmen unangenehme Störungen nach 
ur 
= 
* 










Gleichwohl iſt eine abſichtliche Entfernung von dem, 

. für wahrſcheinlich halten muß, nicht zu billigen, fie 
Willkuͤhr und ift auch nicht ohne Nachtheile, indem 
„ge nur noch im Ganzen ein Ueberfchuß gegen den 
‚den ift, eine Meberfchreitung der Ausgabenfäge nach⸗ 
urtheilen geneigt ifl. Wenn man aber den Voran⸗ 
nach der Wahrheit einrichtet, fo Darf man auf keine 
cchnen, fondern muß fhon im Etat eine Summe 
velche zur Dedung von Einnahmdausfällen und 

rungen bient. 


ir dieſe verſchiedenen Arten von Vorſchlägen u. a. bei 
Politit, I. LXXVIII fi. 


$. 564. 


\e Bedingung guter Etats ift auch ihre Boll: 
ie feine in ein gewifled Verwaltungsgebiet 


fallende Art von Einkuͤnften und Ausgaben auslaſſen. Soll 

der Voranſchlag das ganze Bild der Finanzverwaltung darſtellen, 

ſo muͤſſen alle mit den Einkuͤnften verknuͤpften Koſten in Aus⸗ 
gabe, dagegen alle wahrſcheinlich eingehenden Summen von 

Geld und Raturalien in Einnahme geflellt werden, fo Daß man 

beutlich fieht, wie aus dem Abzuge ber Koften von der rohen 

(Bruttos) fih die reine (Netto:) Einnahme bildet. 

An den Boranfchlägen mancher Staaten wird nur der Reins 

ertrag ber Einkünfte in Anſatz gebracht, welches Feine Empfeh⸗ 

lung verdient (a). Wollte man einen Mittelweg einfchlagen 
und bie Einnahmen nur nach Abzug ber eigentlichen Gewerbs⸗ 
betriebSkoften in den Boranfchlag aufnehmen, alfo z.B. das 

Holzfällen, die Heizung in Salinen und Hüttenwerfen, den An⸗ 

auf des Holzes für Holzhöfe ($. 151) ıc. fogleih von dem 

Ertrage biefer Gewerbe abziehen, fo würbe immer der Vortheil 

einer Kenntniß aller Finanzmaaßregeln verloren gehen und ohne 

Willkuͤhr oder Inconfequenz die Gränzlinie der vorweg abzu⸗ 

sechnenden Ausgabepoſten kaum zu ziehen fein. Zreilich hatjene 

Vollſtaͤndigkeit die Folge, daß dad Bruttoeinkommen im Ber: 

haͤltniß zum Nettobetrage fehr groß erfcheint, und daß man, zum 

Behufe mandhfaltiger Combinationen und Berechnungen, ſich 

baufig an den letzteren halten muß (b). 

(a) Graaf (ES. 87.) nimmt diefe Ginrihtung in Schug, ohne die von 
ihm felbft angeführten Gegengründe zu widerlegen. — Dagegen von 
Malchus, Yin. II, 104. Die Aufüfrung der Moheinnahme und 
der Koften wird immer allgemeiner uͤblich und Hat neuerlich aud in 


Preußen Eingang gewonnen. 


(6) Finden Veränderungen in biefer Art und Weile, den Etat zu bilden, 
att, fo können bie Zahlenrefultate aus verfchiedenen Jahren ohne 
forgfältige Berichtigung nicht mit einander verglichen werben. Im 
Baden 3. B. waren im Budget für 1831 und 1832 bei dem Münze 
weien nur 4370 fl. als Ginnahme angefeht worden. Das Budget 
für 1833 und 34 aber giebt, ba man keinen Reinertrag beabfichtigte, 
eine Bruttoeinnahme und eine gleidhgroße Ausgabe von 520338 fl. 
an, weil man das ganze Erzeugniß der Ausmünzung zur @innahme, 
die Anſchaffungskoſten der Blünzmetalle aber zur Ausgabe zog. Obne 
bedeutende materielle Beränderung, Hauptfächlich wegen geänderter 
Berechnungsregeln, ift die Bruttoeinnahme in den badifchen Budgets 
von 10597000 fl. im Jahr 1832 auf 11800000 fl. im 3. 1833 
erhöht worden, während der muthmaßliche Reinertrag nur um 
400 000 fl. größer, nämlich zu 7700000 fl. ftatt 7300000 fl. anges 
nommen wurde. Dex Boranfchlag ber ordentlichen Ginnahmen und 
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Ausgaben für 1850 und 1851 enthält eine durchſchn. Roheinnahme 

von 14866 973, eine reine E. von 9:998 760 fl., jedoch uhne die Poft 

und Gifenbahn, welche 3.126539 fl. abwerfen und nach Beftreitung 
der Koſten 1037986 fl. für die Verzinſung und Tilgung ber Gifens 
bahnſchuld übrig laſſen. 

$. 565. 

Der Hauptfinanzetat (Budget) iſt fein Geſetz, wenn er gleich, 
namentlich in Staaten mit einer Repräfentativs:Berfaffung, in 
ben für die Gefeßgebung beftehenden Formen feftgeftellt wird. 
Diejenigen Beflimmungen in ihm und in Bezug auf ihn, welche 
wirklich gefeßlicher Art find, werden gewöhnlich in einem mit 
ihm in Verbindung flehenden Finanzgeſetze (a) zufammen- 
gefaßt, welches enthalten muß (b) 

J) die Benennung der den Charakter der Auflagen an fich 
tragenden Einnahmöquellen, mit Angabe ded Erhebungöfußes, 
wenigftend wenn derfelbe nicht mehr der bisherige ifl (c); j 

2) die für jeden Theil der Ausgabe bewilligten, den einzels 
nen Minifterien zugewiefenen Summen oder Credite. Es if 
bierbei eine allgemeine Beftimmung barüber nöthig, wie weit 
die Befugniß jedes Minifteriums reiche, innerhalb der ihm im 
Sanzen bewilligten Summe folche Berfügungen zu treffen, bie 
von den, für die einzelnen heile des Aufwanded angenomme: 
nen Bahlen abweichen, ob es z. B. erlaubt ift, die Erfparniß an 
ber einen Ausgabe zur Vergrößerung einer anderen anzuwenden. 
Es wäre nicht rathfam, jeden Minifter genau an die Beobach⸗ 
tung aller einzelnen Pofitionen feines Budget zu binden (volle 
Specialität des Budgets), weil ſich im Laufe der Gefchäfte 
bad Bebürfniß eines gewiſſen freien Spielraums häufig fühlbar 
macht, doch follten wenigftend die Hauptabfchnitte der Minifte- 
rialetats pünctlich eingehalten ober Ueberſchreitungen befonders 
gerechtfertigt werben (d). 


(a) v. Malchus, Fin. I, 94. . 

(6) Hiezu kommen manche andere Puncte, 3. B. über das Maaß der 
Brovincialausgaben, über die erlaubte Summe der Schatzkammer⸗ 
feheine u. dergl. Außer dieſem wefentlichen —8 hat man oͤfters 
gelegentlich auch ſolche Verfuͤgungen dieſem Geſetze einverleibt, die 
eigentlich den Gegenſtand eigener Geſetze hätte bilden ſollen. Der 
Deweggrund zu diefer Verbindung ift, daß man ſolche andere Bes 
flimmungen ebenfalls, wie das Yinanzgefeß, nur für eine gewiſſe 
Gtatsperiope (1, 2, 3, 6 Jahre) verabrebete. 
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(c) Die Einkünfte aus dem eigenen Erwerbe der Regierung bebärfen, 
als ein für allemal feftgeftellt, feiner ſolchen Anführung im Finanz⸗ 

geſeßze. Das jährliche Franzöflihe Finanzgeſetz zeichnet fi durch 

die vollfändige Aufzählung aller Gebühren aus, die bei irgend einer 

Beranlaffung erhoben werden dürfen. 

v. Malchus, Bol. II, 186. Fin. IT, 122. — In Frankreich gilt 


(d 
bie Specialität für bie Eapitel des Boranichlages. 


St 


3. Abtheilung. 
Grundzüge des Eaffentwefens. 


g. 566. 


Die zum Finanzwefen eines Staates gehörenden Gaffen 
müffen fo angeordnet und mit einander in Verbindung gefeßt 
werden, daß fie leicht jede Einnahme auffaflen und jede Ausgabe 
beforgen können, daß aber auch jede unnöthige Anhäufung von 
Geldern verhütet wird. Man kann daher unterfcheiden: 

1) die Hauptſtaatscaſſe ded Landes (a), bei welcher 
alle Heberfchüffe zufammenfließen und von welcher die am Sitze 
der oberften Staatöbehärden vorfommenden Ausgaben beftritten 
werden; 

2) Haupt:GentralsCaffen für einzelne Zweige ber Fi: 
nangverwaltung, beren jedoch nur einige für Beduͤrfniß zu er 
achten find, z. B. Schuldentilgungds, Krieg: und Poſt-Caſſen, 
indem die Geſchaͤſte der übrigen füglich von der Hauptſtaats⸗ 
caffe beforgt werden können; 

3) Provincialcaffen, in denen bie meiften Einkünfte in; 
nerhalb eines Landestheiles gefammelt und von denen die ba= 
felbft vorfallenden Regierungsausgaben unmittelbar oder Durch 
Anweifung auf untergebene Eafjen bewirbt werben; es iſt Daher 
in der Regel nicht nöthig, für einzelne Zweige von Einkünften 
befondere Gaffen in den größeren Landesbezirken einzurichten; 

4) untere Eaffen, deren Zahl und Gefchäftöfreid nach der 
Befchaffenheit der Einnahmöquellen und Ausgabözweige in 
jevem Staate beflimmt werben muß. Sie find theild bloß dem 
Einzuge von Auflagen gewidmet, theild auch mit anderen Ber: 
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Waltungsgefchäften, 3.8. bed Domänenwefens, ber Bergwerks⸗ 
abminiftration, in Verbindung. Es ift ſchon der Koften wegen 
ratbfam, nicht mehr Caſſen anzuordnen, al& das Beduͤrfniß des 
Dienfted erfordert, fowie auch mit der Vermehrung der unteren 
Caffen die Gefahr von Veruntreuungen anwaͤchſt. Solche un: 
tere Erheber von Einkünften, denen die Bedingungenzu einer 
guten Gaffenführung abgehen, werden verpflichtet, die bei ihnen 
eingehenden Summen nach kurzen Zwifchenzeiten an die nächft: 
vorgefegten Gaffen abzuliefern, z. B. die Steuererheber, Weg: 
gelds, Zolleinnehmer ıc. 


(a) Sie trägt meiftens noch aus älterer Zeit den unfchönen Namen Ge- 
neralftaatscafle. 


g. 567. 


Bei der Anftellung bed Gaffenperfonald muß vorzüglich auf 
erprobte redliche Geſinnung, feften Character, DOrbnung und Ge: 
ſchicklichkeit geſehen werben, auch iſt eine Sicherheitsleiſtung 
(Caution) unerlaßlich, die jedoch fuͤr ſich allein keine vollſtaͤndige 
Sicherheit geben kann, weil ihr Betrag die dem Beamten an⸗ 
vertrauten Summen in der Regel nicht erreicht, $. 486. IV. 
Bei den unteren Caffen ift gewöhnlich nur ein einziger Staats: 
beamter angeftellt, der zugleich die anderen Berwaltungdgefchäfte 
beforgt und für feine Gehülfen verantwortlich iſt. Höhere und 
größere Caſſen haben ein von anderen Verrichtungen ganz ent: 
fernt gehaltenes Perfonal, bei welchem neben einer angemeffe: 
nen Bertheilung ber Gefchäfte zugleich darauf Rüdficht genom⸗ 
men wird, baß ed wegen ber großen Verfuchung zur Untreue 
an einer gegenfeitigen Ueberwachung (Controle) nicht fehle. 
Zu einer vollfländigen Beſetzung wird erfordert: 

)) ein Vorſteher (Hauptcaffier, Rendant ıc.), ber 
die fammtlichen Gaffengefchäfte leitet und beauffichtiget, 
das Tagebuch führt, jedoch nichts felbft einzunehmen 
oder auszugeben hat, 

2) ein Bahlmeifter (Eaffier), dem es obliegt, das Zaͤh⸗ 
len, Paden ıc. zu beforgen und der ein, nach den vorfoms 


menden Münzforten in Spalten abgetheiltes Gaffenbuch 
Rau, polit. Dekon. Ite Ausg. TIL. 2. Abth. 95 
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3) 


4 


— 


2) 


(Journal) für Einnahme und Ausgabe führt. Die Caſſe 
ftebt unter dem Mitverfchluffe der beiden anderen Beam: 
ten. Große Eafien haben mehrere folche Zahlmeifter nö: 
thig, 3. B. einen für die Einnahmen, einen für die Aus⸗ 
gaben; | 

eimGegenfhreiber (Controleur), der ein Segen: 
buch, öfters auch das Handbuch führt, alle Quittungen 
mit unterzeichnet und überhaupt von allen Worgängen 
Kenntniß nimmt; 

ein Unterperfonal-von Rechnungsgehuͤlfen, Ganz: 
liften und Dienern. 


$. 568. 


Regeln über die Caffengefchäfte: 


Die einer jeden Caſſe zugemwiejenen Einnahmen und Aus- 
gaben müflen mit Rüdficht auf die Zeit ihres Eintreffend 
fo berechnet fein, daß in der Regel die Mittel zur Beſtrei⸗ 
tung der Audgaben nicht fehlen. Diefe Vertheilung ber 
Summen ift dad Gefchäft der dem ganzen Eaffenwefen im 
Staate vorgefebten Behörde. Zritt in einzelnen Zeitpunc⸗ 
ten ausnahmsweiſe dennoch ein Mißverbältniß ein, fo läßt 
fich leicht helfen, indem mit höherer Genehmigung die eine 
Caſſe die bendthigte Summe von der anderen erhebt und 
diefer der geleiftete Zufchuß wie eine Ablieferung zu Gute 
gerechnet wird. 

Die Rändigen, ſo wie alle im Boranfchlage für eine gewiſſe 
Caſſe nach ihrem wirklichen Betrage aufgeführten Einnah⸗ 
men und Ausgaben bedürfen keiner befonderen Ermächti: 
gung, wohl aber diejenigen, welche entweder außerordent: 
licher Weiſe erfolgen, oder deren Größe wenigſtens noch 
nicht voraus beftimmt werben fonnte, 8.993. Solche Po: 
fien erfordern einen Auftrag zum Empfang oder zur Auss 
bezahlung (Bahlungsanmeifung, Decretur, or- 
donnancement) von einer vorgefegten Behörde. Um 
Ueberſchreitungen der VBoranfchläge leichter zu verhindern 
und eine Prüfung der Anfäge zu bewirken, ift es zweck⸗ 


\ 
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mäßig, wenn bie Anweifungen vor ber Ertheilung der Des 
cretur durch den Vorſtand einem controlirenden Beamten 
zur Einficht und Mitunterfchrift vorgelegt werden. Die 
Zahlungsanmweifungen der anderen Minifter, die über ihre 
etatömäßigen Grebite ($. 565) verfügen können, follten 
wenigftend von dem Borflande des Finanzminifteriumd 
ebenfalls eingefehen und unterzeichnet werben. 

Für feine Einnahme darf vor dem wirklichen Einzug 
des Geldes eine Befcheinigung ausgeſtellt werden (den 
Fal einer Abrechnung audgenommen), dagegen barf man 
feine Ausgabe ohne gleichzeitigen Empfang der Quittung 
vornehmen. 

Die Quittungen müffen genau nach der Worfchrift ab: 
gefaßt ($. 353) und von demjenigen ausgeſtellt fein, 
welcher zunaͤchſt zum Empfange berechtigt ifl, wenn bie- 
fer nicht einen Anderen hierzu bevollmächtiget hat. So⸗ 
genannte Snterimsquittungen eines Dritten koͤn⸗ 
nen nicht ald Belege dienen und laufen bis zum Ein: 
treffen der wahren Beſcheinigung auf die Gefahr des 
Gaffenführerd. WBorausbezahlungen vor dem Termin ber 
Schuldigkeit find unzuläffig (a). 


(a) Bel Befoldungen kann für den ſchon verfloſſenen Theil der Zeit eine 
Abſchlagszahlung geftattet werben. 


3 


— 


4 


— 


$. 569. 


9) Eigene Gelder dürfen mit benen, die dem Staate ge: 
hören, in einer Öffentlichen Gafje nicht vermengt werben; auch 
eine, wenn gleich nur temporäre Benugung der Staatögelder 
für Privatzwede ift unerlaubt. 

6) Bei jeder Zahlung iſt forgfältig darauf zu ſehen, daß fie 
nur in den vorfchriftgmäßigen guten Geldforten erfolge. Die 
Eorten werden bei Einnahmen und Ausgaben aufgezeichnet, 
legtere auch bei anfehnlichen Summen mit einem Sortenzettel 
begleitet. Rollen und Beutel brauchen nur gemogen zu werben, 
wenn fie wohl verfchloffen geblieben find und eine andere Caſſe 
auf der Auffchrift die Nichtigkeit der Abzählung bezeugt hat. 

25 * 
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7) Bei Verſendungen muß man für gute Berpadung 
forgen. 

8) Die Eaffe muß gegen Diebftahl auf alle Weiſe geſchuͤtzt 
werden, wozu die Anwendung fefter eiferner Kiften, eines wohl 
verwahrten Gemaches mit einem einzigen Zugange und feft ver: 
ſchließbaren Deffnungen, die Nähe ded Beamten bei Beineren 
Caſſen (a) und die Aufftelung einer bewaffneten Wache bei 
größeren ıc. (5) dient. 

9) Die Caſſe muß von Zeit zu Zeit nachgezählt (geſtuͤrzt) 
und der Erfund mit dem Abfchluffe der Bücher verglichen wer- 
den. Dieß gefchieht 

a) von den Caſſen-Beamten felbft in regelmäßigen Perio⸗ 
den, 3. B. alle Monate ($. 348. 11), fo wie auch über den 
Caffenbeftand öfters an die vorgefeßte Behörde Durch einen fog. 
Situationsetat, Saffenftatus, berichtet werden muß, 

b) von einer anderen zur Aufficht über eine Caffe 
(Saffencuratel) beftelten Behörde. Man unterjcheidet hie⸗ 
bei die regelmäßige, zu beflimmten Zeiten eintretende Revifion 
von derjenigen, die ganz unerwartet gefchieht, und die, ohne als 
Zeichen eined Verdachtes gelten zu können, bei jeder Caſſe we: 
nigftens einmal jährlich erfolgen follte. Mehrere an einem Orte 
fich befindende Caſſen werden gleichzeitig geftürzt (c), auch wird 
eine Unterfuchung der Rechnungsbücher, eine Vergleichung der: 
felben mit den Belegen ıc. vorgenommen und über dad ganze 
Gefchäft ein Protofol geführt, welches man der höheren Be: 
hoͤrde zuſtellt. 


(a) Er muß wo moͤglich die Caſſe in ſeinem Schlafzimmer haben und 
mit Waffen verſehen ſein. 

(6) Graaf, ©. 283. 

(c) In Preußen geſchieht die gewoͤhnliche Reviſion monatlich an einem 
unveraͤnderlichen Monatstage, z. B. in Berlin am letzten oder (wenn 
er ein Feiertag iſt) am vorletzten, bei den Provincialhauptcaſſen am 
18ten. Dieſe werden in der Regel von dem Bräftdenten mit Zur 
ziehung von atten geſtürzt. Sind für mehrere Caſſen eines Or⸗ 
tes mehrere Reviſoren vorhanden, fo müſſen ſie ſich über die aleidye 
Stunde verabreden, fonft wird die eine Caſſe unter Berfchluß ge⸗ 
nommen, während man mit ber anderen den Anfang macht. Graaf, 
S. 287 f. Ditmar, ©. 99 ff. — Ueber reifende Caſſenreviſoren 
ſ. v. Maldhus, II, 145. 
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— Anhang. 


l. Formular eines Tagebuchs, 
zu $. 547 und 548. 











Ein: Hauptbud. b 1851. 
nahme. Rubrik. Betreff. 
2 fl. fr. 


IN, 7. Mat. |49| 21 | 30H. Bühler in Ro: 


dach, für 10 Rlafter 
Brennhog . . . 324| — 


81 — [Chr. Meuiel. für 
altes Gifengerätbe 

I. Formular des Sauptbuchs für eine 
Domänenverwaltung, 

zu $ 551. 


| 
| fl. | fr. 


1 23 |40 |IIf, 6. Inv. 


Seite 97. 


Einnahme. 
VIII. Mus Zehntrechten. 


Zannenmweiber, 


Hier beyieht Das Aerar den gro: 
Ben und kleinen Jehnten und | 
es iſt fällig 


I) vom großen Zehnten 
bei Friedrich Wittmann, nad 
tem Berfteigerumge : Brotocoll 
bonn 13. Jul d. 3. und ben 
genehmigten Reluitionevpreiſen 


100 Mit. Spels 
uan.Hnke. 383: 20 E, 

25 Mit. Waizen 
wohn 84 


zuſammen Sal. 28 Ir, 











M. Hauptbuch für eine Ober: Steuereinuehmerei, 








zu $. 551. 
Rechnungsabtheilung I. . Titel I. Directe Steuern. 
Seite 19 
—— — — — TE 
| Aubrik L daben 
Grund⸗, Häuſer⸗ und Gewerbes Soll 
ſteuer. 
Mo⸗Bei⸗fl. |. | fl. I. A. Ir fl. | Er. fl. Ik. I A. ii. 
Nach General:Deeretur vom 10. Nov. nat | lage 
1845, Nr. 14,797 find pro 1846 No. ‚ 
einzubringen Ä 
31,339 1. 48 fr. | 
und zwar von den Ginnehmereien 
Aſchenbach 398 |— | 33 1201 33 201 33 | 20 3938| — I — 
Brandenflein 69|—150 1 —150 | —]| 50 | — 583 | 17 | 25 [431 
Steuertermin fällt, eine eigene Spalte erhalten. 


3 Das Formular muß für jeden Monat, in welden ein 
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Negiiter. 


Die romlijde Zahl zeigt den Band, die deutihe den $. au. 
andes (1847), II die 3. Ausgabe des zweiten Bandes (1844), 1 e 3. Aus⸗ 
erſte umd zweite Abtheilung (1850 und FE 


des erften 
gube des Dritten Bandes, 


A. 


Abkaufd. bäuerl. Laſten, IE, 54. 
Ablöfung d. bäuerl. Laſten, 11,53. 
Abnüsung, I, 68. 

Abrehnen, 1, 292. 

Abfag, bedingt bie Ausdehnung der 
Production, I, 122 — Bränzen I, 
240 a. — tes ganzen @üterers 
zeugniſſes, I, 328 ff. 337 — ter 
landwirthichaftlichen Erzeugniſſe, 
l, 364. Il, 121 — der Gewerks⸗ 
waaren, I, 393 — als Kennzei⸗ 
chen für Die Gewerbfieuer, III, 369. 

Abfapgebiet, I, 166. 

ni ch zaͤpuns der Grundſtücke, IH, 


RE bes Tagebuche, III. 548. 
Absenotees, |], 430 (a). 449 (a). 
Abfolutorium, III, 558. 
Abſtracter Werth, I, 61. 
Accife, 1 Aufihlag — Hefprumg 
des Wortes, III. 428 (a) 
Aderbau, I, 352 — deffen Be 
förderung, Ih, 151. 
Ackerland, deffen Rente I, 218. 
220 — Beranfchlagung, lii 127. 
128. 332. 

Actien der Zettelbanken, I, 304. 305. 
— Handel mit denſ. Jl, 438. 
Actiengefellipatten, ſ. Ciſen⸗ 

bahnen, II, 273 b 
Activbandel, l, 415. 416. 
Muinitation der Domänen, Il, 

0 
Admodiation, III, 36. 
Aegypten, Grundſi. II, 316 (a). 
Alfavala, IM, 428 (a). 


I bedeutet die di Ausgube 


Allodificirung der Bauerngüter, 
ll, 47 a. 

Almendegüter, II, 84. 

Almofen, II, 356 a. 

Alpen, |, 382. 

Altenburg, Größe der Landgüter, 
I, 368 (c). 

Amortifationscaffe, Ill, 508. 

Amflerdam, Umfchreibebanf, 1,285 
— Zettelbanf. Il, 317. 

Antsbedürfniffe, ll, 66. 

Angebot, I, 152. 

Angelenenheiten, auswärtige, 


Anhalt» Köthen, 
523 (ec). 

Anfergelpder, Ill, 244. 
Anlegung ber Öteuern, Hl, 282. 
299 — der Grundfteuer, 316. 

Anleihen, freiwillige, II, 490. 

Annuitäten, Ill, 500. 

Annulliren ber "Staatsobligatios 
nen, III, 520. 

Anfäffigmahung, II, 15 a. 

Anfchläye d. andgüter Il, 121. 

Anfiedblungen, Il, 16. 

Anftellungstaren, IT, 233. 

Nnticipationen, IH, 456. 489. 
491. 

Anweifungen, 1, 286. 

Apanagien, Ill, 49. 

Appenzell, I, 395 (c). 

Araber, I, 359. 

Arbeit, ald Güterquelle, I, 85. 92 
— deren verſchiedene —38 
feit, I, 110 — als Preismaaß, I 
179 — deren Lohn, I, 187 — für 
die Armen, 11, 345 ff. 


Schuld, 11, 


Arbeiten, wirtbfchaftliche, I, 95. 
Arbeiter, yroductive, I, 111 — 
deren Lebensweife, I, 191 — Wan⸗ 
derungen, I, 201 (a) — im Berg⸗ 
bau, I, 354 — Sorge für dieſ., 11, 
„11 — Achtung derf., II, 20 — Ber: 
bindungen derſ., H, 316 — Bes 
amdbiung bei der Beileuerung in 
Bergleich mit den Rentnern, HI, 
258 — leiden bei Steuern auf die 

Lebensmittel, III, 421. 
Arbeitscommiffion, Il, 344. 

— bäufer, Il, 398 — 
Zwangs⸗, II, 351. 

—  Iobn, |, 126. 138 — deſ⸗ 
fen Beltimmgrünte I, 187 ff. — 
sbrigkeiti. Beſtimmung befl., II, 
317 — des Unternehmers, II, 
359 — Beftenerun:g defl., III, 391, 
vgl. Lohnfteuer — deſſ. Crhoͤ⸗ 
jung durch Beſteuerung der Le: 

ensmittel, II, 422. 

— tbeilung, I, 114. 
Arbitragen, I, 291 (a). 437. 
Nrifteteles, I, 29. 
Arithmetik, politifche, IL, 14. 
Armenanftalten, 1, 356. 

— beigreibung., ll, 339. 

— colonieen, II, 34% 
commiffion, 1, 338. 
bäufer, Il, 356 b. 
pflege, Il, 324. 
Schulen, IL 353 - 355. 
— tare, 1, 341. 

Armuth, I, 77.11, 324 — Urſachen 

derf. II, 325. 

Arrondirung, 1, 98. 

Aerzte in Preußen, I, 111 (c). 
Affecuranzen, f. Brandvers 
fiherung, Verſicherung. 
Assessed taxes, Ill, 425 (a). 
Affignaten, in Frankreich, IH, 
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Nffignationen, I, 286. 
Athen, Banf, I, 317 — Zölle, II, 
443 


Auflagen, Ill, 84.86. vgl. Steus 
ern — Grundfäße für die Aufl., 
II, 250 — auf welche Höhe diel. 
gebracht werden fönnen, 467. 

Auffchlag, 1, 424. 428. 

Aufwanpdsfteuern, II, 361. II, 
292. 406 — unmittelbar erhobes 
ne, 111, 425. 


I 


Aufzchren des Stammvermögeng, 

‚463. 

Ausbefferungen der Domänen- 
gebäude, IH, 119. 

Ausfall, III, 465. 

Ausfuhr, ale Deckungemittel der 
Ginfuhr, I, 424 — von verfchied. 
Zänbern, 1, 430 — tes Getreides, 
MH, 123 — anderer Robftoffe, II, 
128 — Prämien für bief., 11,303. 

Aus⸗u. Cinfuhrhandel, 1,408. 

Ausfuhrzelle, IL, 302 — deren 
BWirfungen, Ill, 154. 

Ausgaben in der Privat: und Mes 

ierungswirtäfchaft, IH, 10 — |. 
taatsausgaben. 

Austommen, I, 76. 

Ausrodung, f. Robung. 

Ausftellungen von Gewerkswau⸗ 
ren, Il, 225, 

Ausfteuercaffen, H, 15. 

Ausmwanterungen, Il, 17.350 a. 


B. 


Baden, Ginführung d. Phyſiokra⸗ 
tie, I, 41 (a) — Claſſen der 
@inwohner, I, 365 (d) — Ber: 
theilung des Grundeigenthums, 
}, 368 (ce) — Holzpreis, I, 386 
— Anſaͤſſigmachung, I, 15 a 
(e) — Zehntabloſung, H, 69 ff. 
NI, 163. — umlauf. Betriebs⸗ 
fonds, HI, 89 — Etaatsforften, I, 
142 — Hüttenwerte 254 — Salz⸗ 
renal, 186 — Poſten, 205. 20%. 
216 — Sporteln 234 — Grunds 
feuer, 324 — Hausſteuerc api⸗ 
tale, 352 (c) — Gewerbſteuer, 373 
— Gapitalfteuer, 377. 380. 388 — 
Claſſenfleuer, 395 (a) — Steuer: 
erhebungsfoften, 414 66) — 
Yundefteuer, 427 — Fleifchaccife, 
430 (a). 432 — Weinacciſe, 434 
— Ohmgeld, 435 — Bieraufs 
fhlag, 437 — Keflelgelt, 439 — 
Betrag d. Eautionen, 486 (d) — 
Zilgungsurt, 522 (a) — Schulp, 
523 (c). 

Baiern, Bant, I, 317 — Anfäffig- 
madung, I, 15a. — anal, II, 
277 (d) — Bezirtsausgaben, IM, 
55 (6) — GStaatsforften, IT, 142 
— SHüttenwerfe, II, 154 — 








Grundgefaͤlle, IH, 155 — Salzs 
regal, 186 (6) — Boftwefen, 205. 
208 — Lotterie, 222 — Beileues 
rung ber verfchiedenen Kreife, 
280 (5) — Örundfleuer, 323.326. 
329. — Eapitalfteuer, 377 fi. — 
Ginfommenft. 400. — Malzaufs 
ſchlag, 436 — Amortifationscaffe, 
508 — Benflone : Amortifationes 
cafle, 518 (d) — Tilgung ber 
Staatsſchuld, 522 (a) — Größe 
der Schuld, 523 (ec). 
Bank, I, 304, ſ. Umfchreibe: 
und Zettelbanf. 
— bäufer, I, 292 a. 
— noten, TI, 304. II; 263. 
Bankerott, II, 24, vgl. Staates 
banferott. 
Bannmeile, II, 200. 
Banuredte, Il, 204 a. 
DBanyuiers, I, 292 a. 
Barmen, I, 395 (d). 398 b. 
Bauausgaben, Ill, 67 — bei 
Domänen, IH, 119. 
Bäuerlihe Laften, ſ. Laften. 
Bauerngüter, deren Grblichfeit 
I, a — deren Gebundenheit, 
76. 
Baukoſten der Häufer, III, 353. 
Baummollengarn, Einfuhrzoll, 
II, 214 (d). 
— verarbeitung, 
in Großbritannien, I, 126 (b). 
Baurente Ill, 345. 
Bedientenfteuer, III, 427. 
Bedürfniffe, I, 7. 
Beede, Il, 316 (e). 
Beförterungsfoiten, II, 245. 
Begehr, I, 152. 
Begleitichein, III, 460. 
Bedolzungsreit, II, 161 v. 
Behörden. d. Volkswirthſchafts⸗ 
pflege, II, 7. 
Belege d. Rechnungen, III, 553. 
Belgien, Geldmenge, I, 266 (a) 
— Bankweſen, 1, 317 — Schußs 
ölle, 11, 215 (a) — Eifenbahnen, 
l, 272. 273 — Armeneolon., I, 
349 — Bezirksausgaben, II, 55 
(c) — Salzregal, IT, 186 — 
Berfonalfteuer, III, 426 — Mobi: 
liarft. 427 (e) — Bieracciie, 436 
— Branntwein:M., 4383 — 
Staatsihuld, 523 (c). 


Bergbau, I, 97. 350 — Bilege 
deſſ., I, 33 — Regal, II, 172 — 
183 —deſſen Befteuerung, Ill, 362. 

Bergbeamte, Il, 40. IM, 179. 

Bergeanftalten, Il, 284. 

Bergwerke der Privaten, Beaufs 
fihtigung, I, 38 — Abgaben an 
den Staat, II, 41. II, 181. 

Bergwerfsarbeiter, IE, 43. 

Bergzebnte, I, 41. Ill, 182. 

Bern, Bertheilung bes Grundei: 
genthums, I, 368. 

Beſchickung, I, 252. 

Beſchreibung d. Armen, II, 338. 

Beſchwerden gegen die Kataſtri⸗ 
rung, Ill, 337. 

Beſoldungen, Il, 57—61. 

Beſoldungsſteuer, Ill, 393. 

Defteuerung, teren Maaßſtab, 
III. 252. 

Betriebfamfeit, I, 113. 

Betriebscapitale, IH, 88. 

— plane für die Staats 
forften, IH, 146 — für die Brannt⸗ 
meinbrenner, III, 439. 

Bettlen, 11, 327. 

Beurlaubung, IN, 75. 

Bevölkerung, 1, 11. 

Bezirfsausgaben, II, 53—58. 

— ftraßen, Il, 271. 

Bierauffchlag, III, 436. 437. 
— tare, Il, 294. 

Billon, II, 259. 

Binnencontrole, II, 462. 

— handel, 1, 408— Beför: 
derung befl., II, 285. 

— land, Binnenlie, III, 
460. 

Blafenzins, II, 439. 

Blutzehnte, I, 67. 

Bobinnet, I, 401 (a). 

Bodenertrag, in falten und wars 
men Ländern, I, 87 (d). . 

— erzeugniffe, deren Aus⸗ 
fuhr, II, 128 — beren @infuhr, 
Il, 132. 

Bonitirung, IH, 124. 127. 

Borgen, Ill, 472. 

Börſen, Il, 244. 

Ban den Boſch II, 349. 


Brachweide, Il, 72. 


Brandfhäben, II, 28 (b). 
25 verfiherungen, II, 24 — 
29. 
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Brauntmweinauffchlag, IH, 438. 
— regal, Ill, 204. 
Brennen tes Bodens, I, 362 (a). 
Brief, einfacher, IH, 216 — re: 
commandirter, III, 218. 
Briefpoft, in Bezug auf ten Han: 
def, II, 242 — Regal, 111,208 ff. 
Brotlieferung für die Soldaten, 
IH, 76. 
— tare, IH, 294. 
Brüden, I, 274 — hängende, 
ebend. (Bd). 
Brudercaffen. II 43. 
Brüfjel, Settelbant, I, 317. 
Bruttogewict, Hl, 458. 
Buchführung, IM, 546. 
— halterei, Buhbaltung, 
oberfte, II, 536. 560. 
Budget, ordentl. u. außerortentl. 
II, 41 — Wefen tefl., III, 465 
ſ. Voranſchlag. 
Bureauausgaben, III, 66. 
Bürgerrecht, f. Anfälllgmadung. 
— rettungscaffen, Il, 334. 
— ſchulen, Il, 222. 


@. 


@abinet, fürfl., III, 68. 
@alculatoren, I, 557 (a). 
Galender, deren Befteuerung, 


l, 441. 

Canaͤle, II, 276. 277 — Betreitung 
ber Koſten III, 79 — Ganalans 
leihen in Frankreich, ebend. (e). 

Ganalzölle, Ill, 244. 

&apital, 1,51 — bedingt die Ar: 
beitstheilung, I, 118 — als Guͤ⸗ 
terquelle, I, 121 — fiehendes, ums 


laufendes, I, 131. — Einfluß auf 


ben Lohn, I, 195 — Anwachs, I, 
196 (e). — in der Landwirths 
fchaft, I, 215 a — Schadloshal⸗ 
tung für defien Anwendung, 1, 
224 — Sorge für daff. II, 22 — 
Vorſchuͤſſe für Gewerksunterneh⸗ 
mer, ll, 226 — Nothwendigkeit 
der Schonung deflelben im Steuers 
weien, II, 255 — Größe des 
Capitals in Bezug auf die Ge 
werbfteuer, III, 367. 368. 
Gapitalrente, f. Zinsrente. 

— feuer, f. Binsrentens 
teuer. 


Capitatio, Hl, 316 (a) 
Gaffen, Ill, 566. 
Gaffenanleigen, Ill, 491. 
—  anmweifungen, preuß., 
IH, 489 — öter. III, 491 (d), 
— curatet, Il, 569. 
— twefen, II, 566. 
Caution der Domänenpädter, II, 
115 — der Yinan;beamten übers 
haupt, MI, 486 — der Caffenbe⸗ 
amten, Ill, 567. 
Gentralflellen, finanzielle, II, 
532. 535. 536. 
Gertificate, II, 506. 
GCharten, deren Maaßſtab, II, 
319. 
Ghatoulgüter, IN, 91. 
— Il, 270 vgl. Land: 


ftraßen. 

Ghauffeegelb, Il, 238. 

Ehina, Bapiergeld, I, 295 (a) — 
Ganäle, I, 277 (c). 

Chrematiftit, I, 3 (a). 29 (b). 

Chriſtiania, Bant, I, 317. 

Cicero, I, 30. 

Gireulation, f. Umlauf. 

Giviliifte, IM, 48. 

Glaffen d. Ländereien bei t. Ab⸗ 
fhäkung IN, 334 — d. Gewerbe, 
II, 372. 

Elaffenlotterie, IH, 225. 

— ftempel, I, 231. 

— feuer, in Kurheflen, Ill, 
388 (6) — in Deflerreih, II, 
388 (e, — Baben, Ill, 395 (a) 
— Preußen, III, 400. 

Claſſifiration der Grundftüde, 
iii, 335. 

Claſſirung, MI, 335. 

Elöfter, deren Wohlthätigfeit, II, 


335. 
Bolbert, I, 34 — teilen Fabrik⸗ 
Drönungen, II, 217. 
&ollegialverfafiung, Il, 70. 
Golonatverhältnifie, NH, 46. 
Colonialwaaren, deren Beſteue⸗ 
rung, 1, 451. 
Eolonieen, 11, 16. 304. 305 — 
für Arme, II, 349. 
Columbia, Ginfuhrzolf, Il, 215 


(e). 
Golumnen der Rechnungen, III. 
542 


Gommuniften, l, 35 a 





Gompagnien, f. Handelsge 
ſellſchaften. 

Compenſiren, I, 29. 

Gonceffionstaren, IN, 245. 

Boncreter Werth, I, 61. 

Concurrenz, j. Mitwerben. 

Gonducteur bei d. Poſt, III, 218. 

Gonfolidation, II, 98. 

Conſuln, Il, 306. 

G@onfument, I, 324. 

Gonfumtion, f. Berzebrung. 

Gonfumtionsfteuer, f. Auf: 
wandsfteuer. 

Gontirungen, Hl, 461. 

Gontribution, Ill, 316. 

@ontroleur einer Caſſe, III, 567. 

Coupons, II, 509. 

Gredit, 1, 278 — ter Zandwirtbe, 
II, 110 ff. — des Staats, I, 
482 — vgl. Staatseredit — 
Grevite im Finanzgeſetze, III, 470. 
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@reditpapiere, I, 293. 
— vereine, landw., I, 113 


— 120. 
Gulturen, forfliche, HI, 147. 
Eures, der Wechſel. I. 289.427 — 
der Staatspapiere, I, 438 — bei 
dem Boftwefen, III, 215. 


D. 
Dampfmaſchinen, I, 90 (r). 
115 (c 


(e). 

— ſchifffahrt, II, 282. 
Danagild, II, 316 (c). 
Dänemark, Bankwefen. I, 317. 

(6) — Schul, II, 523 (c). 
Darleihen, Gefahr, I, 225 — in 
Gelb, 1,230 — geiepl. Vorſchrif⸗ 
ten über dieſ., Il, 317. 
Decharge, III, 558. 
Derlaration im Sollwefen, II, 
Decretur, III, 568. 
Deficit, M, 465. 
Depoſitenbanken ſ. Umſchrei⸗ 
bebank. 
Deſſau, Bank, l, 317. 
Deutfhland, Bifenerzgeugung |], 


Devaftation der Wälter, I, 156. 
Diamantenregal, III, 168 (a). 
Diäten, II, 66. 
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Dienfte, perfönlie I, 6a — im 
Gegenſatz der wirthichaftlichen 
Arbeiten, I, 95 — ob hervor: 
bringend, I, 107. 108. 

Dienftwohnungen, Ill, 67. 

Differenzgengeichäft, 1, 430. 

Disconto, I, 235 (bh). 288. 

Dismembration d. Bauerngüs 
ter, U, 77 — d. Domänen, All, 
132. 

Diepenfationstaren, ll, 246. 

Docs, 1, 277. 

Domänen, Il, 89 — Berfauf, 
III, 94 — 100 — Befteuerung der 
D., IH, 265, — f. auch Feld⸗ 
güter, Baltungen. 

Domänenpadter, II, t11. 

Domesdayboof, IN, 316 (J). 

Dominicaliteuer, III, 308 (a) 
339. 

Doppelbudhaltung, Ill, 548. 

Drawbacks, II, 311. III, 462. 

Dreiedsneg, III, 319. 

Drefcherlohn, 1, 19. 

Drittelsgebühr, II, 48 (a). 

Durchfuhr, II, 314. 

Durhgangszoll, II, 314. 315. 
III, 457. 

Dürftigfeit d. Einzelnen, I, 77. 


@. 
Effecten, ſ. Verſchreibungen, 
I, 293. 


Gigenlöhner, I, 353. 

Ginforberung d. Steuern, IM, 
187. 

Ginfuhr, vgl. Ausfuhr — wie 
fie vergütet werden faun, I, 420 
— des Getreides, II, 129 — ans 
derer landw. Erzeugniſſe, II, 132 
— von Gewerfswaaren, II, 205 
— ob fie zu fürdten, Il, 298 — 
Prämien, HI, 303. 

Ginfuhrzoll, von Getreide, I, 
129 — von anderen Rohſtoffen, 
I, 132 — von Gcwerföwaaren, 
II, 205 — 215. — im Allgemei⸗ 
nen, II, 298 — 302, II, 446.  - 

Ginfommen, rohes, I, 70 — reis 
nes, I, 71 — des Bolfes I, 245 ff. 
— reines E. als Ausdruck der 
Steuerfähigfeit, II, 257. 

Ginftommensfteuer, unmittels 
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bare, II, 293 — allgemeine, IN, 
398 ff. 
Gintünfte, l, 70. II, 463, fiche 
Staatseinfünfte. 
Cinlöſungsſcheine, Oeſterr., 1, 
316 


Cinmaiſchung, Ill, 436. 

Ginnahbmen, I, 70 — in d. Pri⸗ 
vat.: u. Regierungswirthichaft, 
11, 9 — tes Staats, deren Er⸗ 
gänzung bei der Unzulänglichkeit 
der Ginfünfte, IH, 463 — unei- 
gentliche, III, 556. f. auhStaats- 
einfünfte. 

Ginfhäßung in die Elaflen d. 

Grundftüde, IH, 336. 

Gintrag in ten Rechnungen, II, 
542, 

Ginwanderungen, I, 16. 

Gifen. Production, I, 330 (6) — 
@infuhrzoll ven demf. IT. 209 (a) 

Gifenbahnen Al, 272—273 (c). 
ill, 79. — Regal derf. IH, 219 (c). 

Enregistrement, «Il, 236. 

Entfernung der Grundſtücke vom 
Hofe, I, 97. 

Gntrihtung der Steuern, IH, 
284 — der Aufwanbsfleuern 411. 

@ntwäfferung, MH, 103. 

Erblichkeit der bäuerlichen Bes 
fisungen, II, 47. 

Erbpacht der Domänen, Ill, 130 — 
136 — der Staatswaldungen, 111, 
144. 

Erbſchaftsabgabe, III, 237. 405. 

Erbſtollen, II, 42. 

Grdarbeit, I, 97. 

Grfindungspatente, II, 203 a. 
— Gebühr dafür, IN, 245. 

—A ber Steuern, IIl, 286. 

Erbebungsliiten, IH, 299. 

Ernten, Binfluß auf den Getrei- 
depreis, I, 182. 

Ertrag, reiner, I, 39 — roher, rei: 
ner, 1,70 71. — Befteuerung defl. 
II, 258 — als Stügpunft der 
©rundfteuer, Hi, 328 — Grfor: 
fhung, II, 332 — roher, als 
Bafis für die Grundfieuer, 1, 
326. 

Grtragsanfdhlag, III, 122. 

— berechnung, bei Do: 
mänen, III, 125. 
Erwerb der Regierung IN, S1. 


Erwerben, 1, 69. 
Erwerbefreibeit, 11, 4. 5. 
— mittel, l, 50. 
Grzeugniß, I, 50. — landwirth⸗ 
fehaftliches I, 366. 
@rzeugungswertb, I, 58. 
Gtat, II, 465 — Epecial⸗, Haupt:, 
Hauptfinangs@., 563, vgl. Bor: 
anfchlag. 
Gtatsentwurf, II, 562. 
— rechnung früherer Jahre, 
IN, 555. 
— :6ofll, II, 544. 
— weſen, Ill, 561. 
Curopa, Zonen der Fruchtbarkeit, 
I, 87 (db). — PWetallproduction, 
I, 272 a. 
Exchequer bills, HI, 49i. 
Erecution, |. &inforderung. 
Exercice im franz. Rechnungs⸗ 
wefen, III. 554. 


F. 


Fabriken, 1, 398. 399 — deren 
Errihtung, I, 202 — Betrei⸗ 
bung dur den Staat, Il, 153. 

Kabrifarbeiter, I, 398 a. 398 
b. Il, 203. 

Fabrikenordnungen, I, 219. 

Babrifzeihen, 11, 219. 

Fahrniß f. Brandverfiherung. 

Fahrpoſt, in Be ug auf den Han⸗ 
rel, II, 243 — als egal, IH, 212. 

Fährredt, II, 219 5 

Samiliengüter, fürftf., IH, 45. 


Feiertage, I, 193, H, 17 a, IM, 
362. 


Feingehalt der Münzen, IL, 253. 
Weldanzeiger, III, 336. 

— arbeiter, deren Bedarf I, 
191 — Lohn, 199,1. — Zahl, I, 
365. 

— bau, teflen Beförderung, H, 
150 


— etintheilung, I], 382. 

— fluren, deren gute Cinthei⸗ 
fung, IH, 97 a. 

— graswirthfchaft, I, 382. 
— güter, zu den Domänen ge: 
börig, III, 103. 

v. Fellenberg, landwirthſchaft⸗ 
liche Armenſchule, Il, 355. 











Kenfterfieuer, I, 126. 

Fertigkeit, |, 113. 

Beuerverfiherung, f. Brants 
verficherung. 


Binanzbeamte, 3 Claſſen derſ., 
II, 537. 
— dienfte, Abftufung derſ., IT, 
532 


— geſchäfte, II, 531. 
gefes, II, 565. 
ewalt, IN, 11. 
amınern, II, 534. 
minifterium, III, 535. 
organifation, IH, 530. 
verwaltung,“ III, 530 (a). 
wefen, I, 16. III, 1. 
wiſſenſchaft, T, 17. IH, 5. 
Geſchichte, III, 19—23. 
Fiſcherei, wilde, I, 356 — Auf 
ficht auf dief , I, 176 — Regalis 
tät derf. 111, 195. 
Flachsſpinnerei, I, 404 (c). I, 
228. 


Fleiſchaufſchlag, IN, 430 (a), 
432. 


— preis in London, I, 185. 

— tare, I, 294. 

— verbraud, 11, 432 (a). 
Fleiß, deſſen Urfachen, 1, 112. 
Flößen des Holzes, III, 219. 
Slüffe, ſchiffbare, 11, 276. 
Slußzölle, II, 224. 
Fohlenhöfe, IN, 76 (ec). 
Korderungen, inländifche, aus: 

wärtige, I, 49. 54. 420. 
Borfiberehtigungen, III, 142. 

— meifter, Il, 145. 

— regal, II, 192 (a). 

— f&hug, I, 160. II, 147. 

— fervituten, Hl, 148. 

— ſtatiſtik, II, 146. 

— wirthſchaft. I, 383 vgl. 

Waldbau. — Beichränfung d. 

Privat⸗, 11, 159 — vgl. Staats; 

forfwirthfchaft. 

Fourier, I, 45a. 
Frachtkoſten, I, 174 (a). 
Kranfreich, @ulturgrängen, I, 87 

(6) — bewegende Kräfte, I, 90 

— Ö©etreidepreis, 1, 178 (c) — 

Boltseinfommen, 1, 247. 248. 

— Beldmenge 1, 266 (a) — Zettel: 
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banten I, 314 — Bewaltung, 1, 

387 6) — Ein u. Ausfuhr, I, 

425 (a). 430 (db) — Zerſtückelung 

bes Grundeigenthumg, I, 368. II, 

81 (a) — Korngeleße, II, 131 (b) 

— @infußrzölle, II, 215 (a). IH, 

451. 452. — Straßen, II, 289 — 

Eifenbahnen, II, 273 — Banäle, 

11,277 (d) — Sparcaffen, II, 367. 

— Departementsausgaben, IH, 

54 (c). 55 (a) — Kriegscontribus 

tion, 111,77 (a) — Ganalanleihen, 

II, 79 (e) — Staatsvermögen, 

III, 89. — Staatsforften, II, 138. 

142. — Saljregal, II, 186. 187. 

Münzweien, 202 (a) — Tabaks⸗ 

regal, 204 — Poftweien, 205 — 

Lotterie, 222 — Sporteln, 231 

(a). — enregistrement, 236 — 

Steuererbebung, 289 — Bermef- 

fung, 319 (d) — Grundfleuer, 

329 f. — Batentfteuer, 374 — 

Berfonalfteuer, 397 (5) — Steus> 

ererhebungsfoften, 414 (d). — 

Mobiliar, Thuͤr⸗ u. Fenſterſteuer, 

426 (a) (db) — Weinauffchlag, 

434 — Runfelrüben:3.:Steuer, 

442 (d) — Durchgangszoll, 457 

— Bahl der Staategläubiger, 480 

(a) — Staatspapiergeld, 487 — 

Bons royaux, 491 — Renten, 495 

(c). 506 (d) — Eurs der Renten, 

494 (c) — Anleihen mit höherem 

Nominalcapitale, 496 (a) — Leibs 

renten, 500 — Amortifationss 

cafle, 508. 520 — Zinsredurtion, 

511 — Bertheilung ber Renten, 

513 — Herabfegung der Schuld, 

516, — Tilgung d. Schuld, Be: 

trag d. Renten „ 520. 523 (c). 
Berierflärung des Bergbaues, 

I, 37. 

— bäfen, II, 312. 
Freiheit, Beichränfung berf., I, 4. 
$reiquartiere, II, 312. 
Fremde, beren Befteuerung, II, 


266. 
Frohnen, I, 112. II, 62. — zum 
Straßenbau, III, 79. 
Fruchtfolgen, Fruchtwechſel, 1, 
382. 


Fuhrwerke, deren Beſteuerung, 
III, 427 (d). 
$undgrube, I, 37. 
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bare, I, 293 — allgemeine, I, 
398 ff. 
@intünfte, I, 70. II, 463, ſiehe 
Staatseinfünfte. 
Ginlöfungsiheine, Deſterr 


Ginmaifhung, IH, 43r 
Ginnahmen, |, 70 — 
vat.s u. Regierung‘ 
II, 9 — er8 Star 
änzung bei ber 
der "infünfte, ' BR 
gentliche, II,5” "on 
einkünfte. tn 
Einſchaͤtzur F 
Grundftüde DE 
Gintraa * z, 4 ganerngüter 
1 1 Oeeuerung 
—— 
Ks. 297— 
* Mu Häufigkeit, 


re 
— ee I, 225, bei 
— — 
erung, 
er © Grundgefälle — 
Pr von ben): il, 308, 339. 
if fe, I ‚69. 
HT en, Ve mas III, 368. 
en, ale Theil des Eapitales, I. 
in Maapflab des Breife, 1. 
defien Weien, I, 257 — 
4 Dedungenir der Handelss 
bilanı, 22 
Geldmenge, ob Ale auf den Din 
fuß wirfe I, 235 — &röße, I, 266 
— Umlauf I, 267. 
— preis, I, 146. 174. 
— ftrafen, HI, 237. 
Gemeinden, Aufnahme in die. 
I, 15 — Armenpflege derſ., 11, 
239 beren Birtbfoaft, III. 18 


—* 


— 


1, 


Bemeinbewalbungen, I) ‚95. 
weiden, II, 84. 
®emeinheiten, deren Gteuers 
pflicht, IN, 263. 
Bemeinheitstbeilung, I, 75 


(e) 84. 
Gemeinicaft der —2 — I, 14, 
der Grundſtuͤcke, I 
Gemeinfinn, 1, 14 { ) 
Generalverpactung, il, 112. 


Erwerk 


‚II, 71. 
Erm g 


6 I, 310 — Lotto, 


ittel, 1, 50. 51 — deren 
. „ögelbung vom Gapitale, I, 


RZ _ werth, I, 58. 
. a, II, 69 — beren os 
.'ı, en, 


I, 234. 
Geringfhäßung der Gewerbe 
treibenden, II, 20. 
®efandte, Il, 78. 
Beihäftsübung, HI, 15. 
— der Staaten, 1, 24. 
14 
Befhidiigfeit, I, 113 — deren 
Beförderung, II, 1— de Bunfts 
bandwerfer, II, 185. 
@efellen, I, 398. II, 187. 199. 
Gefhüpe, Il, 76. 
Gefellfhaften, evoperative 1, 
201 a— freundfchaftliche, II, 368 
— deren Steuerpflicht IT, 263. 
Geſetze, volfswirthichaftliche, I, 10. 
Geſetzgebung in der Volkswirth⸗ 
Ichaftspflege, II, 8. 
Befinde, Koft, I, 191. 
@eftüte, II, 168. 
Gefundheitäpflege, II, 71. 
Getränke, geiflige, deren Befteue⸗ 
rung, III, 433. 451. 
Getreide, als Breismaag, I, 182, 
verfchiedene Arten, 1, 183. 
Betreidenuffchlag, II, 431. 
handel, ii, 121—143. 
magazine, u, 136 — 
der Regierung, II, 156. 
preis, Zufammenhang 
mit ber Märme, I, 87 (c) — 
gegen Gold und Silber, I, 176 
— Beränderungen, I, 132. — 
Zufammenhang mit dem —— 
I, 184. — hoher Preis, Maaß⸗ 
regeln dabei, II, 139 — niedriger 
Preis, II, 141. 
Bewährsvermwaltun ‚II, 109. 
Gewanne, deren Meſſung, IL, 
119 (e) 


319. 
Bmäler, fließende, I 


Bewerde, productive, I, 348 — 
deren Beförderung im "Allgem., 
Il, 30 — deren Befeuerung, III, 
358. 








+ 


ewerbejreihett, 11, 179. 190. 
ewerbseinfommen, begreift 
Bewerbsgewinn und Zinsrente, 
1, 358. 359. 
. gebäude, I, 125. — 
* Befteuerung, Ill, 342. 355. 
eräthe, I, 125. 
_ hulen, II, 223. 

—  verdienf, I, 139. 237. 

reiner, 242 Hl, 359, — als 

Wirkung des Capitals und ber 

Acheit, III, 365. 

— ſteuer, II, 358. 

Bewerte, I, 98, 392 — Pflege 
derf. I, 178, — Betreibung durch 
die Regierung, Il, 227. Ill, 158. 
— melde vorzüglih zu begüns 
figen, II, 228. 

Bewerfsarbeiter, l, 191. 

Gewertfchaften, 1, 353 — deren 
Beamte, I, 39, 40. 

Gewerksregale, III, 204. 

— fdulen 1, 223. 

—  vereine, freie, 11, 198. 

— waaren, deren Preisver⸗ 

Anterung, I, 186 — Bezeichnung 
‚219. 

Gewicht der Wügen, II, 270. 

Gewinn, |. Gewerbsgewinn — im 
Taufche, 1, 151. 

Bilden, 1, 179 (ec). 

@ilten, Il, 71 

Girobanken, f. lmfchreibebanf. 

Gleihförmigfeit der Auflagen, 
II, 250. 251. 

Gleichgewicht ter Erzeugung u. 
Berzehrung, I, 327 — der Erd⸗ 
arbeit und der Gewerke, I, 394 
— der Ginfünfte und Ausgaben, 
II, 463. 465. ° 

Blüdsfpiele, Il, 362. Il, 226. 

Gobelins, II, 228 (a). 

Gold, I, 176. Grzeugung, I, 277 
a. 351. — Verh. zum Silber, 1, 
277 b. II, 250. 

Goldwaſchen, II, 195. 

®rapdationsftempel, III, 231. 

®ränzzölle, ſ. Zölle. 

— bewadhung, deren Koften, 
III, 453 (c). 

— bezirk, III, 460. 

— verkehr, Ill, 462. 

Griechen, deren Borftellungen v. 
der Bolfswirtsfchaft, I, 28. 
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Großbritannien, beweg. Kräfte, 
Il, 90 (9) — Eteinfohlen, I, 120 
(c). 350. — Baumwollenfabris 
cation, 1, 125 a (6) — Bolfsein- 
kommen, I, 247. 248. — Gelb: 
menge I, 266 (a) — Banten |, 
31113 — Urſachen des fehr 
ausgebildeten Gewerksweſens, I, 
394 (a) — Fabrikarbeiter, 1, 
398 a (g) — Süterverbraud, I, 
401 (5) - Ausfuhr, I, 425 (a). 
430 (c) — Schifffahrt, I, 43t 
(a) — Aufhebung der Sklaverei, 
It, 19 — Zehntablöfung, II, 70— 
Geſetze über ben Getreidehandel, 
1, 123. 131 — Ginfuhrzölfe, II, 
215 (a) — vflind. Compagnie, 
li, 236 (a) — Münzweien, II, 
250 (c) — Eifenbahnen, 11,273. 
— Ganäle, II, 277 (c) (d) — 
Shifffahrtögefeße, Il, 283 — 
Armenwefen. II, 341 — Werkhaͤu⸗ 
fer, II, 348 — Spareafien, II, 
367 — Bezirfsausgaben, III, 56 
(c). — Salzfleuer III, 186 -—- 
Bofiwefen II, 206. 207. 212. 
213. 216 a — Stempel Ill, 231. 
232 (a). — Grundfleuer, 315 
(a) — Binkoinmensfteuer, 400 
(a) — Nugen der Steuerer- 
mäßigung, 417 — Assessed 
taxes 425 (a) — Haus und Fens 
ferfleuer, 426 (6) — Hunde 
teuer, 427 — Bedientens, Fuhr⸗ 
werföileuer, ebend. — Trank⸗ 
fleuern, 432 (a). — Malzauſſchl., 
456 — Branntweinauffchlag, 439 
— verichiedene Aufichläge, 442 — 
Zahl der Staatsgläubiger, 480 
(a) — Schagfammericheine 491 
— Art der Anleihen, 495 (e) — 
— Beitrentn, 500 (db) — Leib⸗ 
renten, 500 (d) — Zinereduction, 
510 — Sinkivg fund, 519 — 
Tu ung und neues Borgen, 521 
— Größe der Schuld, 523 (c). 

Großhandel, I, 407. 

Grundanſchlag, Il, 122 (a). 

— auslagen, I, 40. 
— eigenthbum, großes, II, 
83. f. Landgüter. 
5* gefälle des Staats, III, 
>. 
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GÖrundrente, I, 139. 206 — bei 
Gebaͤuden, II, 345. 

— fteuer, I, 41. IH, 301. vers 
änderliche oder gleihbleibende, 
3ll. — Anleaungsarten, 316. 
— ſtock, in Baden, II, 99 (b). 
507 (b). 

— flüde, 1, 50 — als Guͤter⸗ 
quellen, I, 119. — in Bezug auf 
die Grundrente, I, 212 — Bes 
ſchraͤnkungen der Grwerbung, II, 
82 — Zerſtreute Lage, II, 97, 
f. Burundung. 

— pverbefferungen, I, 130. 

Büter, fachliche, verfönliche, geſell⸗ 
ſchaftliche, I, 1 (8) — ſachliche, 
außerhalb des Vermögens, I, 47 
— perfönliche, keine Bermögenss> 
teile, I, 46 — freie, wirthſchaft⸗ 
liche, I, 47. 

Güterquellen, I, 85 — deren 
Zuſammenwirken, I, 135 — deren 
Befteuerung, Iil, 262. 

— fendungen zwilchen ben 
Bölfern außertem Handel, I, 419. 
Gutsherrlicde Berhaltnifle, 11, 


9. 


Haarpubder, Beſteuerung befiels 
ben, IH, 426 (d). 

HagelfhadensBerfiherung, 
II, 106 


Halbpadt, I, 377 (d). 

Halbvieh, Il, 109. 

Hallſyſtem, IN, 461 (b). 

Hamburg, Umfcreibebant, I, 285. 

Sandänderungsabgabe, Ill, 
236. 


Handel, 1,99. 406 — ob er hervor: 
bringend if, I, 102 ff. — deſſen 
Capitalbeduͤrfniß, 1, 127 — Zwei: 

e, I, 407—8 — Gtlaubniß zur 
etreibung befi., II, 232. 
Sanbeiebi anz, I, 35. 418. 430, 
98 


‚298. 
— gefellfhaften, I, 434 
— 37 


— fammern, Il, 231. 
— monopole, Il, 233. 
— pflege, 229. 

— prämien, 303. 

— recht, II, 230 (a). 


Sandelsregalien, IH, 203. 
— ſyſtem, I, 33—36 — deſſen 
Literatur, I, 37. 

— verträge, I, 307-309. 
— zug, I, 433. 

Sandlohn, I, 46. 48—51. 

Handwerke, I, 398 — deren Tren⸗ 
nung. I, 184 — Zunahme ber 
H.sMeifter, 11, 191 — Betrei⸗ 
bung auf dem Sande, II, 200. 

Sandwerfögefellen, I, 398a. 
— ordbnungen, II, 201. 

— ſchulen, Il, 220. 
— zünfte, II, 179. 

Hannover, Bertheilung d. Orunds 
eigenthume, I, 368 — Bolltarif, 
1, 215 — Schuld, IH, 523 (c). 

Hat in den Rechnungen, II, 544. 

Sauptbud, II, 549 — GEinrid: 
tung, 551 u. Anhang II, II. 
— taffirer, II, 567. 

Häufer, Miethzins, 1, 229 — 
Rente, III, 345. 

Hausgüter, fürftliche, III, 90. 

Haufierbandel, II, 290—92. 

Sausfleuer, II, 342 — in Großs 
britannien, 426. 

— capital, als Zeichen bes 
Wohlſtandes, IH, 352 (c). 

Hafengelder, II, 244. 

Heberolle, Hi, 299. 

Hebräer, Armenzehnte derf., IT, 
335 (b). 


Heer, ſtehendes, III, 74. 

Heimzahlung der Staatschligas 
tionen, 11, 524. 

Heirathen, weren Erleichterung, 
II, 15 — leichtfinnige, II, 331. 

Herabfegung der Binfen, f. 
Sinsherabfehung. 

Hervorbringung, |, 69. 83 — 
Scwierigfeiten bei manchen Gü⸗ 
tern, 1, 160 — ob file im Ganzen 
zu groß fein könne, I, 330 — 
allg. Sorge f. dief. FI, 10. 

Heffen, Großh., Grundſteuer, II, 
328 ff. — Staatefchuld, III, 523 


(ce). 

Heuergefhäft, II, 503 (b). 
trten, wandernde, 1, 359. 
ochwald, 1, 390 (c). 

Höckerhandel, I, 435 (a). 

Hofftaatsausgaben, IH, 12. 
45—49, ; 


836 d. Aufwandsſteuern, III, 417. 
Höhenftufen des Landes, I, 87 

(d). 212 (d). 
Hohheitsrechte, IM, 85. 166. 
Holland, f. Niederlande. 
Holz, deſſen langfamer Wuchs, I, 

389 — Sorge für del. gute Des 

nugung, 11, 166 — Berwendbung, 

II, 149 — 151 — Ausfuhrzoll 

von demf., III, 456. 
Holzbedarf, 1, 387. 

— capital, I, 390. 

— erfparung, II, 164. 

— höfe, IH, 151. 

— magazine, Ill, 151. 

— mangel, Il, 155. 

— preis, I, 384. 390 a — 

wie weit derf. fteigen ann, II, 158. 

— tare, III, 151. 

— transport, II, 166. 

— vorrath, I, 390. 

— zuwachs, I, 389 (6). 
Sufen, II, 316 (8). 
Hülfsftoffe, 1, 124. 

— mittel, werfzeuglihe, 1, 

125 a. 

— vorrath, Ill, 39. 
QSundefteuer, Ill, 427. 
Hüttenwerfe, Il, 154. 
Sypothekenweſen, II, 24. 

— ſchulden, II, 378. 


J. 


Jacquard, I, 125 a (f). 
Jagd, wilde, I, 356 — zahme, 11, 
1 


14. 
Jagdhohheit, IM, 192. 
s regal, IH, 192. 
Jahresrehnung, III, 546. 552. 
— zeiten, in Bezug auf Ge⸗ 
treidepreife, I, 182. 
Sahrmärfte, II, 285. 
Income-tax, Ill, 398 (a). 
Snpdufttie, I, 98 (ce), f. aud 
Kunftfleiß. 
Induſtrieſchulen, I, 21. 
Snferiptionen, IH, 506. 
Snfteuetion d. Domänenverwal: 
ter, III, 107. 
Integrale in den NRieberlanden, 
I, 517 (b). 
Intelligenzanfalten für ben 
Hanbel, II, 242. 
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Intereifen, f. Bine. 
Anterimsquittungen, Il, 568. 
Snventarium b. Domänen, I, 


118. 
Jobberei, ſ. Stodsjobberei. 
Joſephinum, II, 326 (a). 
$ournal, II, 547. 548. 
Irland, Größe der Pachtguͤter, 
1, 368 (c) — Lage der PBachter, 
I, 377 (c). — Ausfuhr nad 
England, I, 425 (a). 
Judex, Ill, 104 3 
Sußizweien, deſſen Koften, III, 


8. 


Kameraldomänen, III, 102 (ce). 
— rechnungsweſen, II, 
539, f. auch Budhführung, 
Sahresrehnung, Prüfung. 
r ſtyl der Rechnungen, IH, 


548, 
— viſſenſchaft, III, 5. 

KRammercaffe, II, N. ’ 
— güter, IH, 90. 

Kanzen, Kanzbillets, II, 
517 (b). 

Karat, II, 253. 

Kartoffeln, deren Cinfluß auf 
den —J— I, 192. 

Köfegefellfhaften, I, 382. 

Katallaktik, I, 3 (a). 

Katafter, II, 299 — für bie 
®rundfteuer, 316. 337. 338 

Kaufaccife, II, 236. 

Kauf m ännil her Rechnungsfiyl, 

Kaufpreis, Anlegung d. Grund⸗ 
fteuer nach demf., III, 321 — von 
Gebäuben, III, 351. 52. 

Kennzeichen der Steuerfähigfeit 
d. Gewerböunternehmer, III, 367. 

Keſſelgeld, Ill, 439. 

Ketten, goldene, deren Preis, I], 
166 (c). 

Kinder, Arbeiteverdienft, I, 190 
— Arbeit in den Babrifen II, 
202 a — arme, Ill, 353. 

Kirche, Ausgaben für dief., III, 80. 

Kteingambel, I, 407. 435. 

Kleinkinderſchulen, Il, 342. 


Hau, polit. Delon. 3te Ausg. II. 2. Abth. 26 
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Klima, del. Einfluß auf die Frucht: 
barfeit, I, 87T — auf die Grund: 
rente, I, 212. 

Knappſchaftscaſſen, II, 43. 

nn deren Benugung, IE, 


e). 

— IH, 184 ff. 

Kopenhagen, Bant, I, 317. 

Koppelwirthichaft, I, 382 (6). 

Kopffleuer. IH, 397. 

Korn. Minen, II, 253. 

Körnerwirthfaft, I, 382. 

Kornhallen, Kornhäufer, Ik, 
135. 

— magazine, H, 136-138. 

Kofbarkfeit, 1, 168. 

Koften, I, Ir — als Beſtimm⸗ 
grumd des Preiſes, I, 148. 157. 
163. 165. 171 — der Arbeit, I, 189 
— des Roggenbaues, I, 212 — des 
Maizenbaues, I, 214 — der Capi⸗ 
talbenußung, 1, 284 — des Ges 
werbeunternehmere, I, 239 — des 
Landhaus, bei der Ausmittlung 
dee. Reinertrags abzuziehen, IH, 


333. 
KRoftenpreis, I, 156. 
Kräfte, f. Naturkräfte. 
Krambantel, Il, 289. 

— wmärfte, II, 285. 
Krieg, beflen Koften, IH, 77. 
Krunthaler, IT, 260. 
Kunftfleiß, I, 113. 

— ftraßen, f. Landfiraßen. 
Ku ! h effen, Anſaͤſſigmachung, II, 


a945, Einrichtungen für die 
Schifffahrt, Il, 275. 

Kutfhenpferde, 
denſ., Ill, 427. 

Kure, I, 353. II, 39. 


L, 
Lage ber. Grundflüde, I, 213. 


Steuer von 


Zagerhäufer, I, 313. in, 461 — 


vgl. Miederlagen. 
&and, ödes, I, 119 (b). 
Sandarbeiter, beren Verh. zur 
Bollemenge, I, 365 — vgl. Be ds 
arbeiter. 
Landescaſſe, Il, 92. 
Zandgefüte, I, 168. II, 79. 
— güter, deren Größe, I, 368 


ſ. rannenbeit, Grund: 
eigenthum. 

Fanbingen II, 71. 

nde, Ausgaben für dieſ., 

IH, Bi Eteuerbeivilligung derſ., 
IH, 249 (a). 
— ftraßen, Il, 270 — beren 
Koſten, IH, 79. 
— weht, IH, 74. 
— wirthe, Lage berf. in Be ug 
auf den Grundbe &, 5, 376-378, 
II, 46 — ob fie zur Gewerbfieuer 
zu ziehen, HI, 362 
— wirthicaft, l, 97.358. 360 
— Gapital in derjelben, 215 (a) 
— Art des Betriebes, I, 370 — 
Pflege derſelben, II, 44. 

Laften, baͤuerliche, i 52 — Be⸗ 
328 in der Srundfeuer, 


Laudemium, H, 46. 48—51. 

Law, befien Bant, I, 314. 

Lebensdauer der Krbeiter, I, 194 
— fteigt in Folge des hoben Loh⸗ 
nes, I, 201. 
— mittel, deren Breis als 
Beftimmgrund- des Arbeitslohns, 
I, 192 — beren Befteuerung, JE, 
421. 
— verfiderung, 1, 369. 

Leggen, II, 218. 

Legierung, 1, 

ee itimatfonsfcein, III, 460. 

Sehran halten, a tw., II, 145 
— —— 20 — po⸗ 
Iptehniiche, 223, 24 —f. d. 
Handel, II, 238 höhere, Il, 80. 
m HALF deren Behandlung, 
_ ei in den Handiwerfen, II, 
185. 

Leibeigenidaft, 1, 19. 
— a N— II. —8 
— renten, I], 234, Il 

eeibanfalten, — 
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— banken, I, 202. (a). 
— caffen für bie Ablöfung ber 
bäuerlichen Laſten, H, 60° — für 


Grundeigenthümer, II, 120 a 
— 98€ efhäfte, I I, 100 — find 
nicht. probuctiv, I, 106. 

— zins, I, 228. 











geinweberei, gefeßl. Borfchriften, 
I, 217 (ad — Scauanftalten 
für diefelbe, II, 218. 

Leipzig, Banf, I, 317. 

Fiquibirung ber Staatsſchuld, 
III, 507. 

Liffabon, Banf, I, 317. 

Lift, I, 37 (g). 

Lohnherr, I, 187 (ec). 

— fteuer, Ill, 391 — 396. 

Zucsbillets in den Niederlanden, 
IH, 517 (b). 

Looſe der Lotteriennleihen, II, 
503 (c). 

gofung, Ill, 402. 

Loth, Il, 253. 

Löthigfeit, II, 253. 

2otterie, II, 362. III, 220. 

Zotterieanleihen, II, 501 — 3. 

Loyalty-loan, Ml, 504 (b). 

Sufbarteiten. II, 362. 

Zurus, I, 343 — 47 — vb geſetz⸗ 
Lich zu befchränfen, II, 359 — 
2%, Geſetze, U, 359 (a) — Befteue: 
zung, II, 423. 425. 451. 


M. 


Maaßſtab, des Preiſes, I, 177 — 
ber Gemeinheitstheilung, II, 87 
— der Chatten, IH, 319. 

— fyftem, Il, 247. 

Magazine für Getreide, 1, 136 ff. 
— * bie Naturalgefaͤlle des 
Staats, IH, 156. 

Nahleinrihtung, I, 216 4 (b). 
— ſteuer, II, 431. 

Mailand, Katafter, III, 328. 

Maiſchſteuer, von Branntwein, 
III, 438. 

Majorate, II, 83. 

Miller, II, 239. 240 — :Drb: 
nung ebd. 

Makule, I, 260. 

Malthus, über die Volfsvermeh: 
rung, IT, 13. 

Malzauffchlag, II, 436. 

Mancheſter, Lohnſatz, I, 197 (e). 

Mandaten in Frankreich, II, 487. 

Manifen, IN, 244. 

Marine, deren Koften, II, 73 (c). 

Markt, Eölnifche, II, 253. 

Märkte, für Getreite, II, 135 — 
für einzelne Waaren, II, 286 — 
vgl. Jahr⸗M., Wochen: M. 


403 


Marktpreis, I, 156. 
Maſchinen, deren Erfindung, T, 

115 — Nugen, I, 125 a. 401 — 

beren Wefen, I, 125. — Zweifel 

an der Nüplichfeit, I, 400. 
Mäßigfeitsvereine, I, 347. 
Maut, III, 443. 
Medlenburg- Schwerin, 

Schuld, II, 523 (c). 

Meifter, I, 398. II, 180 — deren 

Bermebrung, II, 191. 
Meifterrecht, I, 181 — erfchwerte 

Erwerbung beff., II, 184. 

— ftüd, I, 186, 188. 
Meliorationen, I, 130, — bei 

Domänen, III, 120. 
Mercantilfyftem, I, 33. 
Meffen, deren Nugen, IL, 245. 
Meßordnungen in Bezug auf 

Zölle, II, 461. 

— tegifter, III, 319, 
Meffung, f. Bermeffung. 
Metalle, eble, als Preismang, I, 

174 — als Umlaufsmittel, I, 262 

— Preis, I, 270 — deren Borrath, 

Zu: und Abnahme in Europa, I, 

277 (a) — werden vom Papier: 

elde verdrängt, I, 297 — als 
ittel die Handelsbilanz zu def: 
fen, I, 422. 423 — deren Ginfauf 
ur Ausmünyung, III, 198. 
tethgefchäfte, I, 100 — nicht 
productiv, I, 106. 
— feuer, III, 426 (b). 
— zins, ], 223. 229 — Abzüge 
von demf. zur Beſteuerung, IT, 
340 — Benußung zur Hausfleuer, 


349. 
Nilhwirthfchaftsvereine, 1, 
382 


Militärausgaben, II, 72. 

— colonien, II, 74 (ec). 

Mineralftoffe, deren Gewin: 
nung, HI, 323. 

Minifter, II, 68. 

Mittelmerthe bei der Grunb: 
fteuer, 111, 323. 

Mitwerben, als Beftimmgrun 
des Preiſes, I, 152. — bei der 
Arbeit, I, 195. 

Mobiliarfteuer in Frankr., HI, 
426 (a) (b) — Niederlande, Bel: 
gien, 427 (e). 

Mopdellfammlungen, H, 225. 

26* 


S, 
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Montur d. Soltaten, III, 76. 
Moratorium, II, 111. 
Münzen, I, 264. II, 249 — 262. 
— Nbnügung, I, 277 a(b) — Ber: 
träge darüber, II, 262. II, 202. 
Münzfuß, I, 254. III, 199. 
— regal, Il, 106— 202 vgl. 
Schlagſchatz. 
Muſtergüter, II, 147. 
— ftüde, III, 335. 
Muthen, Bergb., Il, 37. 
Mutterrolle, III, 338. 


N. 


Nachfrage, I, 152. 
Nachlaß ter Bachter, II, 117. 
Nachſchoß, IH, 237 (d). 
Nagelihmieden, I, 115 (f). 
Nahrungsbedarf, I, 191. 
— Iofigfeit, II, 326. 
— mittel, geſetzliche 
rung derf., II, 293. 
Naſſau, Gonfolidation, II, 98 — 
Domänen, IH, 91 (h) — Tren: 
nung der beiten Caſſen, Il, 92 
— Brundfteuer 324 — Bewerb: 
fteuer, 363. 369. 372. 
Nuttvnalöfonomie, 1, 9.17(a). 
Natrum, Preis, I, 163 (d). 
Naturalabgaben, 1, 71. 
— b&efoldungen, II, 59. 
— fteusrn, III, 284. 
Naturfräfte, als Güterquellen, 
I, 85. 86 ff. 
Navigativnsdacte, II, 283. 
Menpel, Banien, I, 317. 
MNebennugungen, forfllide, IH, 
252. 


— wege, II, 459. 
Neigung d. Grundflüde, HI, 319. 
Nennpreis, 1, 177. 
Nettogewicht, III, 458. 
Neubaurente, II, 70 a. II, 344. 
Neubrucdzehnte, I, 67. 
Neufchatel, I, 395 (d). 
Niederlagen, JI, 313. II, 461. 
Niederlande, Beldmenge, I, 266 

(a) — Zwiſchenhandel, I, 433 

— NArmencolonien, I, 349 — 

Gewerbfteuer, III, 368 (d) — 

Berfonalfteuer, 426 (c) — Mus 

diliarfteuer, 427 (e) — Mahl: 

teuer, 431. — Bieraccife, 436 — 

Schuldenweſen, 517 (b). 523 (c). 


Taxi⸗ 


Niederwald, I, 390 (c). 
Nifhney:-Nomogorod, 
II, 246 (f). 
Nomaden, I, 359. 
Nominals, f. Nennpreis. 


Nortamerica, Regionen bes An: 
baus, I, 87 (6) — Banken, 1,317 
— Aus: und Einfuhr, I, 430 (6) 
— Ganäle, II, 277 — Staatsgü- 
ter, IH, 89 (c) — Schulden, IH, 
484 (c). 

Notaten, II, 558. 

Rothichulden, I, 236. Il, 322. 

Nürnberg, deſſ. Uinfchreibebanf, 
I, 285. 

Nüszlichkeit, 1, 56. 

Nupungsrecht, erblides, ter 
Landwirthe, II, 47. 


Meſſe, 


O. 


Oberbaubehörde, II, 536. 

Oberforſtbehörde, IH, 145. 

DOberrehnungsfammer, II, 
536. 597. 

Dbftbau, I, 381 — Beförderung 
deſſ., II, 148 — Beranfdilagung, 
II, 129. 

DOctroy, II, 417 (d). 

Dfficiere, IH, 75. 

Ohmgeld, II, 435. 

Defonomie. I, 2. 

Defonomiftifches Syſtem, I, 38. 

DOmnium, III, 495 (ec). . 

Drganifation ter Staatsämter, 
II. 531. , 


Defterreih, Banf, I, 316 — 
Auss und Einfuhr, I, 430 — 
Schutzzoͤlle, II, 215 — Salgregal, 
II, 186 — Tabaksregal, 204 — 
Lotterie, 222 — Dominicalfteuer 
308 (a) — Grunpfteuer, 326 
(a). 328 (g) — Hausſt. 350 — 
Sewerbft., 372 — Einfommenft. 
400 — Elaflenfteuer. 388 (e) — 
Berfonalfteur, 397 — Mahl⸗ 
feuer, 431 — Fleiſchacciſe, 432 
— Bieraccife, 437 — Brannts 
weinaccife, 438. — Zwangsan⸗ 
leihen, 486 — %otterieanleiben, 
501 — ältere Staatsfhuld, 517 
— GSchuldentilgung, 520 — 
Stand der Schuld, 523. 





P. 


Bahtanfhläge, III, 121—129. 

Pachtcontract, IH, 120. 

Pachter, der Steuern, III, 288. 
— ob fie zur Gewerbfleuer zu zies 
ben, III, 362 — vgl. Domänens 
yadıter. 

Pachtrente, I, 207. 209.- 217. 

Bachtungen, I, 377. H, 296 — 
bei Domänen, II, 110. 

Pachtzeit, TI, 185. 
— zins, I, 208 — bei Domä: 
nen, II, 114 — als Stuͤtzpunet 
für die Grundheun, III, 325. 

Paketſchluß, IH, 

Badhöfe, 1. Mieverlagen. 

Papiergeld, I, 293 — Berfahren 
der Regierung. in aunfehung des 
Privat⸗PG., II, 263, — 2698 — 
vgl. Staats: 86. 
— handel, I, 407. 437 — 
Sorge für denf., I, 316. 


PBarcellarmeffung, ill, 319. 
Bari, der Münzen, 1, 289. 
Baffivhandel, I, 415. 
Batente der Handwerfsmeifter, Il, 
196 — ſ. auch Erfindungsrechte 
Patentabgabe, IH, 369. 374. 
Bauperismus, II, 324 (a). 
Baufhfumme für die Acciſe, AI, 


Meisgeld, I, 262. 

Pendel, Anwendung auf das 
Maaßſyſtem, Il, 248. 

Penſionen, iii. 62. 518. 

Berlenbäde, IH, 195. 

Perſer, deren Wohlthätigfeit, ul, 
335 b). 


( 
Perſien, Grundfteuer, III, 316 (a). 
Berfonalftener, Il, 397. 
Petty, ilgungenlan, Il, 519. 
Pfandbriefe, 1, 
häufer, A, 332. 
giennie, gemeiner, III, 402 (c). 
ferde, ‚nern Bud, ii 168. 169 
m. Ani haffung für das Militär, 
7 . 
Bferdefräfte, I, 90 (r). 
Bhnfiofratie, 1, 38. 
Pitt, deſſ. sinking fund, 11, 519. 
Blombiren, Hl, 461. 
Pochzins, II, 182. 
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Politik, wirthſchaftliche, I, 13. 


Bell, en I, 6 — deren Koften, 
IH, 70 — Anflalten, IN, 71. 
Bolizeigebühren, IH, 237 a. 
— taren, H, 293—96. 
Pulbtehniihe Säulen, I, 


Pommern, ritterfch. Banf, I, 317. 

Bortugal, Aus und Ginfuhr, 3 ‚ 
430 (b) — Geldmenge, I, 266 
(a). — Schuld, I, 523 (ec). 

Borzellanfabrifen des Staats, 
Il, 153. 

Poſtcurſe, III, 215. 

Bohlen, d. Rechnungen, IN, 542. 

BoRgeheimuiß, ill, 219. 

— halter, , 218. 

— reform, m 216 a. 

— regal, IH, 205—219. 

Brämie bei Seeverfierun en, SI, 
284 — für Aus: oder infuhr, 
II, 303 — für volkswirthſchaft⸗ 
liche Zwede, 111, 79 — des Schleichs 
handels, I, 453 (a). 

Brämienaffecurang, ll, 25. 
—  gefhäft, I, 440 (a). 

at Berhältniß zur Theorie, 

15—17 

Vreis, l. 56. 144. 146 — nuͤtzlich⸗ 

ſter Stand, I, 170 — d. Grund⸗ 


ftüde, I, 219. 
Breisanfclag, l, 57 (ce). 
— aufgaben, für Gewerke 


leute, 1, 225. 
— fähigfeit, I, 56. 
— maaß, allgemeines, I, 260. 
Preußen, Aerzte, I, 111 (c). 
— Beyoͤllerung und Getreide⸗ 
preis, I, 178 (c) — Caſſenan⸗ 
weifun en, I, 295. 298 — Aus⸗ 
u. Gin br, 1, 430 (d). — Schiff: 
fahrt, I, 431 —_Abtöf. der bäuerl. 
Laſten, 1, 61 (ce) — Handelsge⸗ 
fellfchaften, 1, 236 (e) — Saljs 
regal, III, 186 — Steinpelgefehe, 
111, 231 (d) — Steuerbetrag der 
Brovingen, 280 (d) — Grund: 
feuer, 328 (f) — Gewerbſteuer 
360. 369 — Claſſenſteuer, 400 — 
Pahliteuer, 431 (c) — Schlacht: 
feuer, 432 — Moſtſteuer, 434 
—_ Malzfleuer, 436 — Brannt: 
weinfteuer, 435 — WBupiergeld, 
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bare, III, 293 — allgemeine, IH, 
398 ff. 

Ginfünfte, I, 70. III, 463, fiche 
Staatseinfünfte. 

@inlöfungsfheine, Defter., ], 
316. . 

Ginmaifdung, III, 436. 

Ginnahmen, I, 70 — in d. Bris 
vat.s u. Regierungswirthichaft, 
IH, 9 — des Staats, deren Er⸗ 
gaͤnzung bei der Ungulänglichkeit 
der Ginfünfte, II, 463 — unei: 
gentliche, III, 556.1. auchSta at s⸗ 
einfünfte, 

Ginfhäßung in bie Claſſen d. 

Srundftüde, III, 336. 

Gintrag in den Rechnungen, II, 
542. 

Binwanderungen, II, 16. 

Gifen, Production, I, 330 (6) — 
@infuhrzell von demf. II. 209 (a) 

Gifenbahnen It, 272-273 (c). 
11, 79. — Regal derf. IN, 219 (c). 

Enregistrement, III, 236. 

Entfeenung der Grundftüde vom 
Hofe, II, 97. 

Gnteihtung der Steuern, IH, 
284 — der Aufwanbäfteuern A411. 

Entwäfferung, II, 103. 

Erblichkeit der bäuerlichen Bes 
fitungen, I, 47. 

Erbpacht der Domänen, Ill, 130 — 
136 — der Staatswalbungen, Ill, 
144. 

Erbſchaftsabgabe, 111,237. 405. 

Erbſtollen, II, 42. 

Erdarbeit, I, 97. 

@rfindungspatente, II, 203 a. 
— Gebühr dafür, IN, 245. 

ehekurs der Steuern, Ill, 286. 

Erhebungsliſten, II, 299. 

Ernten, Einfluß auf den Getrei⸗ 
depreis, I, 182. 

&rtrag,reiner, I, 39 — roher, rei⸗ 
ner, 1,70 71. — Befteuerung defl. 
II, 258 — als Stügpunft ber 
®rundfteuer, Hi, 328 — Grfor: 
fhung, II, 332 — roher, ale 
zafe für die Grundfteuer, II, 

6 


Grtragsanfdhlag, III, 122. 
—  berehnung, bei Do 
mänen, III, 125. 

Erwerb der Megierung III, 84. 


Erwerben, I, 69. 
Grwerbsfreiheit, II, 4. 5. 
— mittel, I, 50. 
Grzeugniß, I, 50. — landwirth: 
fchaftliches I, 366. 
Crzeugungswerth, I, 58. 
@tat, III, 465 — Epecial⸗, Haupt⸗, 
Hauptfinanz⸗E., 563, vgl. Bor- 
anſchlag. 
Etatsentwurf, III, 562. 
— rechnung fruͤherer Jahre, 
III, 555. 
— ⸗Soll, IH, 544. 
— vweſen, III, 561. 
Europa, Zonen der Fruchtbarkeit, 
I, 87 (d). — Metallproduction, 
I, 272 a. 
Excbequer bills, II, 491. 
Erecution, f. Ginforderung. 
Exercice im franz. Rednungss 
weſen, III. 554. 


F. 


Fabriken, 1, 398. 399 — deren 
Errichtung, II, 202 — Betrei⸗ 
bung durch den Staat, III, 153. 

Fabrikarbeiter, I, 398 a. 398 
b. II, 203. 

Babrifenordnungen, N, 219. 

Babrifzeichen, Il, 219. 

Fahrniß f. Brandverficherung. 

Sahrpoft, in Bau auf den Hans 
del, II, 243 — a el IH, 212. 

Fährrecht, MI, 219 f. j 

Samiliengüter, fürſtl., IH, 45. 
4 


Feiertage, I, 193, I, 17 a, II, 
362. 


Feingehalt der Münzen, IL 253. 
Seldanzeiger, II, 336. 

— arbeiter, deren Bedarf I, 
191 — Lohn, 199, 1. — Zahl, 1, 
365. 

— bau, teflen Beförderung, H, 
150 


— eintheilung, 1, 382. 

— fluren, deren gute Cinthei⸗ 
fung, I, 97 a. 

— graswirtbidhaft, 1, 382. 
— güter, zu den Domänen ge: 
börig, III, 103. 

v. Bellenberg, landwirthfchaft: 
liche Armenfchule, II, 355. 





Fenſterſteuer, II, 426. 

Fertigkeit, I, 113. 

Feuerverſicherung, f. Brants 
verficherung. 


Binanzbeamte, 3 Claſſen derf., 
II, 537. 
— dienfte, Abftufung derſ., II, 
532 


32, 

— geſchäfte, HI, 531. 

— gefeg, Il, 565. 

— gewalt, UI, t1. 

— Tamınern, IH, 534. 

— minifterium, 1, 535. 

— organifation, Il, 530. 

— verwaltung,*II, 530 (a). 

— wefen, I, 16. II, 1. 

— viſſenſchaft, 1, 17. 11,5. 

Geſchichte, II, 19—23. 
Kifcherei, wilde, I, 356 — Nufs 

fiht auf dief , 11, 176 — Regalis 

tät def. II, 195. 
Flachsſpinnerei, I, 404 (ec). 1, 

228. 


Fleiſchaufſchlag, IN, 430 (a), 
432. 


— preis in London, I, 185. 

— tare, 1, 294. 

— verbrauch, IN, 432 (a). 
Kleiß, deflen Urfachen, I, 112. 
Ylößen des Holzes, III, 219. 
Slüffe, fchiffbare, II, 276. 
— III, 224. 

oblenhöfe, III, 76 (ec). 
Korderungen, inländifche, aus: 

wärtige, I, 49. 54. 420. 
Forſtberechtigungen, IM, 142. 

— meifter, Ill, 145. 

— regal, Ill, 192 (a). 

— ſchutz, II, 160. II, 147. 

— fervituten, IH, 148. 

— ſtatiſtik, I, 146. 

— wirthbfhaft,. 1, 383 vgl. 

Waldbau. — Beihränfung db. 

Privats, 1, 159 — vgl. Staates 

forſtwirthſchaft. 

Fourier, I, 45a. 
Frachtkoſten, I, 174 (a). 
Frankreich, Eulturgrängen, I, 87 

(db) — bewegende Kräfte, I, 90 

— etreidepreis, I, 178 (c) — 

Boltseintommen, 1, 247. 248. 

— Geldmenge I, 266 (a) — Zettel: 
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banten I, 314 — Bewaltung, I, 
387 (6) — Ein: u. Nusfubr, I, 
425 (a). 430 (db) — Zerſtuͤckelung 
tes Grundeigenthums, I, 368. Il, 
81 (a) — Korngeieße, II, 131 (b) 
— G@infußrzölle, II, 215 (a). II, 

451. 452. — Straßen, II, 269 — 

Eifenbahnen, 11, 273 — Canäle, 

11,277 (d) — Sparcaffen, H, 367. 

— Departementsausgaben, II, 

54 (c). 55 (a) — Kriegscontribus 

tion, 111,77 Ca) — Sanalanleihen, 

II, 79 (e) — Staatövermögen, 

III, 89. — Staatöforften, III, 138. 

142. — Saljregal, II, 186. 187. 

Münzweſen, 202 (a) — Tabaks⸗ 

regal, 204 — Poftweien, 205 — 

Xotterie, 222 — Sporteln, 231 

(a). — enregistrement, 236 — 

Steuererhebung, 289 — Bermefs 

fung, 319 (d) — Grundſteuer, 

329 ff. — Batentfleuer, 374 — 

Berfonalfteuer, 397 (d) — Steus 

ererhebungsfoften, 414 (db), — 

Mobiltar:, Thür: u. Fenſterſteuer, 

426 (a) (d) — Weinauffchlag, 

434 — Runfelrüben:3.:Steuer, 

442 (d) — Durchgangszoll, 457 

— Bahl der Staatsgläubiger, 480 

(a) — Staatspapiergeld, 487 — 

Bons royauz, 491 — Renten, 495 

(c). 506 (d) — Curs der Renten, 

494 (c) — Anleihen mit höherem 

Nominalcapitale, 496 (a) — Leibs 

renten, 500 — Amortifationss 

cafle, 508. 520 — Sintrebuction, 

511 — Bertheilung der Renten, 

513 — Herabfeßung der Schuld, 

516, — Tilgung d. Schuld, Be⸗ 

trag d. Renten, 520. 523 (c). 
Freierklärung des Bergbaues, 

II, 37. 

— bäfen, II, 312. 
Freiheit, Beichränkung derf., II, 4. 
Yreiquartiere, II, 312. 
Fremde, beren Befteuerung, III, 

266 


66. 
Frohnen, I], 112. II, 62. — zum 
Straßenbau, II, 79. 
Fruchtfolgen, Fruchtwechſel, I, 
382 


Fuh rwerke, deren Beſteuerung, 
II, 427 (d). 
Fundgrube, I, 37. 
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G. 
Gartenbau, I, 379. II, 148. 
Gartenland, beflen Preis, I, 379 

(b) — Beranfhlagung, IH, 129. 
®attungswerth, I, 61. 
a Ti deren Srandverflcher 
I, 25 — Ausgaben für 
biete In, 67 — bei Domänen, IN, 
119 — Gebaͤudecapitai, III, 357. 
(a) — vgl. Hausfteuer. 
Gebirge, I, 119 (b). 
Bebrauchsarbeiten, I, 101 — 
nicht bernorbringend, I, 106. 
— uorraih, l, 51. — 
— wertb, I ‚57. 58. - 
Rente, I, 223 (a). 
Gebunbenheit d. Bauerngüter 
II, 76, — ob bei der Befteuerung 
zu beachten, III, 322. 333. 
Gebuͤhren, Ill, 86. 227—29. 
Geburten, deren Häufigkeit, 1, 


Gefahr bei Darleihen, I, 225, bei 
Unternehinungen, 1, 239 — bei 
der Brandverficherung, H, 26. 

Befälle f. Grundgefälle — 
Steuer von denf. III, 308, 339. 

Gefängniffe, IH, 69. 

Gehülfen, deren Anzahl, III, 368. 

Geld, als Theil des Eapitales, I. 
127 — Maaßſtab des Brei, I. 
174 — defien Weſen, I, 257 — 
ale Dedungsmittel der Handels; 
bifanı, I, 422. 

Geldmenge, ob He auf den Bine 
fuß wirfe I, 235 — Größe, I, 266 
— Umlauf I, 267. 

— preis, ], 146. 174. 
— ftrafen, HI, 237. 

Gemeinden, Aufnahme in dieſ. 
I, 15 — Armenpflege derſ., II, 
230 — beren Wirthfi aft, HI, 18 


Gemeindewaldbungen, Il, 95. 
155. 


— weiden, II, 84. 
Gemeinheiten, deren Steuer⸗ 
pflicht, IH, 263. 
Bemeinheitstbeilung, II, 25 
(e 


Gemeinſchaft der Güter, 1, 14, 
der Grundſtücke, 1, 206. 

Gemeinſinn, I, 14 (ec). 

Generalverpachtung, IH, 112. 


Gensdarmerie, II, 71. 
a Bant, I, 310 — Lotto, 
222. 
Benußmittel, 1,50.51 — beren 
a vom Capitale, I, 


— vwerth, I 
Gerichte, II, * — deren Ko⸗ 
ſten, II, 234. 
Beringfhägung ber Gewerbe⸗ 
treibenden, II, 20. 
Geſandte, I, 78. 
Selgältsübung, II, 15. 
Bde be der Staaten, I, 24. 


Geſ idlichfeit, I, 113 — deren 
Beförderung, H, 21 — der Bunfts 
bandwerfer, II, 

@eiellen, I, —* ai, 187. 199. 

Geſchuͤtze, IT, 

Beielifhäften, b. hoperative l, 
201 a— freundfchaftliche, II, 368 
— deren Steuerpflicht III, 263. 

a. ede, volfswirthichaftliche, I, 10. 

etzgebung in der Volkswirth⸗ 
chaftspflege, I, 8. 

Na Koſt, I, 191. 

®eftüte, IT, 168. 

Gefunpheitspflege, HI, 71. 

Betränfe, geihige, deren Befieue⸗ 
rung, IH, 

Getreide, —— 182, 
verfchiedene Arten, I, 183. 

Getreideauffhlag, Il, 431. 

— handel, II, 121—143. 

— magazine, 1, 136 — 
der Regierung, II, 156. 

— preis, Sufammengang 
mit der Wärme, I, 87 (cd) — 
gegen Bold und Silber, I, 176 
— Beränderungen, 1, 182. — 
Zufammenhang mit dem Sanlohn, 
I, 184. — hoher Preis, Maaß⸗ 
regeln dabei, II, 139 — niedriger 
Preise, II, 141. 

Gewährsverwaltun ‚II, 109. 

Gewanne, deren Meſſung, IU, 


319. 
Bewäffer, fließende, I, 119 (e) 


Gewerbe, productive, I, 348 — 
deren Beförderung im "Allgem., 
Il, 30 — deren Befteuerung, III, 
358. 





Gewerbefreiheit, 11, 
Bewerbseinfommen, 

Gewerbsgewinn und Zinsrente, 
- 111, 358. 359. 

— gebäude, I, 125. — 

deren Beiteuerung, III, 342. 355. 

— geräthe, I, 125. 

—  tebulen, U, 223. 

— verdienſt, I, 139. 237. 

reiner, 242 Hl, 359, — ale 

irtung des Cupitald und der 

Arbeit, II, 365. 

— ſteuer, II, 358. 
Bewerte, I, 98, 392 — Pflege 

derf. II, 178, — Betreibung durch 

die Regierung, 11, 227. III, 158. 

— welde vorzüglich zu begün⸗ 

ſtigen, II, 228. 
Bewerfsarbeiter, I, 191. 
Gewertfchaften, I, 353 — deren 

Beamte, I, 39, 40. 
Gewerkoregale, II, 204. 

— ſchulen II, 223. 

—  vereine, freie, I, 198. 

— waaren, deren Preisver: 
änterung, J, 186 — Bezeichnung 
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179. 190. 


Gewicht ber Wügen, II, 270. 

Gewinn, 1. Gewerbsgewinn — im 
Taufche, 1, 151. 

Bilden, II, 179 (c). 

®ilten, 1, 71. 

Girobanken, f. limfchreibebanf. 

Bleihförmigfeit der Auflagen, 
III, 250. 251. 

Gleichgewicht ter Erzeugung u. 
Berzehrung, I, 327 — ber Erd⸗ 
arbeit und der Gewerfe, I, 394 
— ber Einkünfte und Ausgaben, 
II, 463. 465. ° 

Glücksſpiele, II, 362. UI, 226, 

Gobelins, II, 228 (a). 

Bolt, I, 176. Erzeugung, I, 277 
a. 351. — Berh. zum Silber, 1, 
277 b. 1, 250. 

Goldwaſchen, Ill, 19. 

Gradationôoſtempel, III, 231. 

GÖranzzölle, ſ. Zölle. 

— bewahung, deren Koften, 
III, 453 (c). 

— bezirk, III, 460. 

—  verfehr, III, 462. 

Griechen, deren Vorſtellungen v. 
der Bolfswirthfchaft, I, 28. 


begreift 


399 


Großbritannien, beweg. Kräfte, 
1, 90 (g) — Steinfohlen, I, 120 
(ce). 350. — Baumwollenfabris 
cation, I, 125 a (6) — Volksein⸗ 
fommen, I, 247. 248. — Gelb: 
menge I, 266 (a) — Banken I, 
311 213 — Urfachen des fehr 
ausgebildeten Gewerksweſens, I, 
394 (a) — Kabrifarbeiter, 1, 
398 a (g) — Güterverbraud, I, 
401 (5) — Ausfuhr, I, 425 (a). 
430 (c) — Schifffahrt, I, 43t 
(a) — Aufhebung der Sklaverei, 
Il, 19 — Zehntablöfung, II, 70— 
Geſetze über den Getreidehandel, 
II, 123. 131 — Ginfuhrzölle, II, 
215 (a) — oftind. Compagnie, 
II, 236 (a) — Münzweien, II, 
250 (c) — Eifenbahnen, 11,273. 
— Ganäle, II, 277 (c) (d) — 
Shifffahrtögefege, II, 283 — 
Armenweien. II, 341 — Werfhäu- 
fer, II, 348 — Spareaflen, II, 
367 — Bezirfsausgaben, III, 56 
(cd). — Salgkeuer III, 186 -— 
Poſiweſen III, 206. 207. 212. 
213. 216 a — Stempel Ill, 231. 
232 (a). — Grundfleuer, 315 
(a) — Bintommensfteuer, 400 
(a) — Nugen der Steuerer⸗ 
mäßigung, 417 — Assessed 
taxes 425 (a) — Haus: und Fen⸗ 
ſterſteuer, 426 66) — Hunde 
fteuer, 427 — Bebdientens, Fuhr⸗ 
werksſteuer, ebend. — Trank⸗ 
ſteuern, 432 (a). — Malzaufſchl., 
456 — Branntweinaufichlag, 439 
— verfchiedene Auffi läge, 442 — 
Zahl der Staatsgläubiger, 480 
(a) — Schapfammerfcheine 491 
— Art der Anleihen, 495 (e)— 
— Seitrenten, 500 (5) — Leib: 
renten, 500 (d) — Binsreduction, 
510 — Sinkivg fund, 519 — 
Eilgung und neues Borgen, 521 
— Größe der Schuld, 523 (c). 

Großhandel, I, 407. 


Grundanſchlag, II, 122 (a). 
— auslagen, I, 40. 
— eigenthbum, großes, II, 
83. f. Landgüter. 
—  gefälle des Staats, III, 
156. 


400 


Grundrente, I, 139. 206 — bei 
Gebäuden, III, 345. 

— fteuer, I, 41. II, 301. vers 
änderlidye oder gleichbleibenpe, 
311. — Anlegungsarten, 316. 
— ſtock, in Baben, III, 99 (b). 
507 (b). 

— ftüde, 1, 50 — ale Büters 
quellen, I, 119. — in Bezug auf 
die Grundrente, I, 212 — Bes 
fchränfungen der Erwerbung, II, 
82 — Serftreute Lage, Il, 97, 
f. Zurundung. 

— verbefferungen, I, 130. 

Büter, fachliche, pertönliche, gefells 
fchaftlihe, I, 1 (5) — fachliche, 
außerhalb des Vermögens, I, 47 
— perfönliche, Feine Vermoͤgens⸗ 
theife. I, 46 — freie, wirthſchaft⸗ 
liche, I, 47. 

Büterquellen, I, 85 — deren 
Zuſammenwirken, I, 135 — deren 
Befteuerung, Ill, 262. 

— fendungen zwifchen ten 
Bölfern außer tem Handel, I, 419. 

Buteherelice Berhaltniffe, I, 

46. 


H. 


Haarpuder, Beſteuerung deſſel⸗ 
ben, III, 426 (d). 

Hagelihaden:Berfiderung, 
II, 106 


Halbpacht, I, 377 (d). 

Halbvieh, I, 109. 

Hallſyſtem, Il, 461 (b). 

Hamburg, Umfchreibebanf, I, 285. 

Sanpänderungbabgabe, II, 
36 


Sandel, 1,99. 406 — ob er hervor: 
bringend if, I, 102 ff. — teflen 
Capitalbeduͤrfniß, I, 127 — Zwei: 

e, 1, 407-8 — Grlaubniß zur 
etreibung deſſ., II, 232. 
Handelsbilanz, I, 35. 418. 430. 


— gefellfdhaften, II, 
— 3 


— fammern, I], 231. 
— monopole, Il, 233. 
— pflege, 229. 

— prämien, 303. 

— recht, II, 230 (a). 
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Handelsregalien, Il, 203. 
— ſyſtem, I, 33—36 — defien 
Literatur, I, 37. 

— verträge, II, 307—309. 
— zug, I, 433. 

Sandlohn, II, 46. 48—51. 

Handwerfe, I, 398 — deren Trens 
nung, N, 184 — Zunahme der 
5. Meifker, Hi, 191 — Betreis 
bung auf dem Sande, Il, 200. 


— zünfte, II, 179. 
Hannover, Bertheilung d. Grunds 
eigenthums, I, 368 — Bolltarif, 
11, 215 — Schul, III, 523 (c). 
Hat in den Rechnungen, III, 544. 
Hauptbud, III, 549 — @inrid: 
tung, 551 u. Anhang II, III. 
— caffirer, II, 567. 
Häufer, Miethzins, I, 229 — 
Rente, III, 345. 
HSausgüter, fürftlihe, IH, 90. 
Saufierhandel, II, 290—92. 
Hausſteuer, III, 342 — in Groß⸗ 
britannien, 426. 
— capital, ale Zeichen des 
MWohlftandes, II, 352 (c). 
Hafengelder, Ill, 244. 
Heberolle, II, 299. 
Hebräer, Armenzehnte derf., IT, 
335 6). 
Heer, ſtehendes, III, 74. 
Heimzahlung der Staatsohligas 
tionen, III, 524. 
Heiratben, Weren Grleichterung, 
N, 15 — leichtfinnige, II, 331. 
Herabfesung ber Zinien, f. 
Zinsherabfeßung. 
Hervorbringung, I, 69. 3— 
Schwierigfeiten bei manchen Guͤ⸗ 
tern, 1, 160 — ob fie im Ganzen 
zu groß fein könne, I, 330 — 
allg. Sorge f. dief. I, 10. 
Helfen, Großh., Grundfleuer, II, 
328 ff. — Staatsſchuld, II, 523 


(c). 

Heuergefchäft, II, 503 (b). 
irten, wandernbe, I, 359. 
ohwald, 1, 390 (c). 

Höderhanbel, I, 435 (a). 

Houfftantsausgaben, Hl, 42. 
3549. Ä 





gt: d. Aufwandsfteuern, II, 47. 
en des Landes, 1, 87 
(5). 212 
Göhheitsrchte, II, 85. 166. 
Holland, |. Niederlande. 
Holz, deffen langſamer Wucdh, I, 
389 — Sorge für defl. gute Ber 
nugung, II, 166 — Verwendung, 
IN, 149 — 151 — Ausfuhrzoll 
von demf., I 456. 
Holzbebarf, 1, 387. 
— capital, I, 390. 
— — 38— D 164. 


— — Mi 151. 
— mangel, 


— preis, I, ya 390. — 
wie weit derf. Reigen fann, II, 158, 
— tare, III, 151. 

— transport, II, 166. 

— vorrath, 1, 390. 

zuwachs, I, 389 (b). 
Hufen, II, 316 (8). 
Hülfsfoffe, I, 124. 

— mittel, werfzeugliche, I, 

125 a. 

— vorratb, 11T, 39. 
Hundefteuer, Ill, 427. 
PATE —— in 154. 2 

othefenweſen, 4, 

vp — —R ui, 378. 


J. 


Jacquard, I, 125 a (f). 
Jagd, wilde, I, 356 — zahme, 11, 
174. 


Sagphonheit, I „192. 
— regal, 

Schrssteßnung ir, 546. 552. 
— eiten In Bezug auf Ge⸗ 
treibepeife, 1 ‚ 

Sahrmärkte, I, 285. 

Income-tax, II, 398 (a). 

Induſtrie, 1, 98 (cd), ſ. aud 
Kunffleip. 

Induftriefhulen, II, 21. 

Snferiptionen, IH, 506, 

Intrurtion d. Domänenverwals 
ter, IH, 107 

Integrale in den Nieberlanden, 
HI, 517 (d). 

Intelligenzanfalten für ben 
Handel, 42, 
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Intereifen, f. Bine. 
Interimsquittungen, III, 568. 
Inpentarium b. Domänen, IH, 
Zobberei, |. Stodsjobberei. 
Joſephinum, III, 326 (a). 
Sournal, Ill, 547. 548. 
Irland, Größe ber Bachtgüter, 
I, 368 (ec) — Lage der Bachter, 
I, 377 (2). — Ausfuhr nad 
England, I, 425 (a). 
Judex, III, "104 — 
Iußigwefen, deſſen Koften, II, 


8. 


Kameraldomänen, III, 102 (c). 
— rehnungswelen, I, 
539, ſ. aud Budhführung, 
Iaßressehmung, Prüfun 
sas ſtyl der Rechnungen, ni 


— viſſenſchaft, II, 5. 
KRammercaffe, II, 92. 
— güter, II, 90. 

Ranzen, Kanzbillete, II, 
517 (b). 

Karat, II, 253. 

Kartoffeln, deren Cinfluß auf 
den Lohn, I, 192. 

Kaͤſege HE I, 382. 

Rate laftif, I, 3 (a 
Kataiter, I, 299 — für bie 
Grundfeuer, 316. 337. 338 

— Koften, 329. 

Kaufaccife, III, 236, 

Raufmännifcer Rechnungsſtyl, 
III, 548. 

Kaufpreis, ar: Grund⸗ 
ſteuer nach demſ., II a2 — von 
Gebäuden, III, 351. 

Kennzeichen ber Steuerfähigfeit 
d. Gewerbsunternehmer, III, 367. 

Keſſelgeld, II, 439. 

Kelten, goldene, beren Breis, 1, 

Kinder, Arbeitsverdienft, I, 190 
— Arbeit in den Fabriken II, 
202a — arme, Ill, 353. 

Kirche, Ausgaben jr nie, „ul, 80. 

Kleinpanbet, I 

Klein Inderföhlen. li "sa. 


Rau, polit. Deton. Ste Ausg. III. 2. Abth. 236 


2 


Klima, teil. Einfluß auf die Frucht: 
barfeit, I, 87T — auf die Grund: 
rente, I, 212. 

Knappſchaftscaſſen, I, 43. 

Knochen, deren Benugung, 11, 


346 (c). 

Kochſalz, I, 184 ff. 

Kopenhagen, Bank, I, 317. 

Koppelwirthichaft, I, 382 (6). 

Kopffieuer, Il, 397. 

Korn d. Mimzen, II, 253. 

Körnerwirthfchaft, I, 382. 

Kornhallen, Kornhäufer, I, 
135. 

— magazine, Il, 136-138. 

Koftbarfeit, I, 168. 

Koften, I, 56 — ale Beſtimm⸗ 
grund des PBreifes, I, 148. 157. 
163. 165. 171 — der Arbeit, I, 189 
— des Roggenbaues, I, 212 — dee 
Waizenbaues, I, 214 — der Capi⸗ 
talbenußung, I, 284 — des Ge: 
werbsunternehmers, I, 239 — bes 
Lantbaus, bei der Ausmittlung 
des. Neinertrags abzuziehen, III, 
333 


Koſtenpreis, I, 156. 
Kräfte, f. Naturkräfte. 
Krambantel, Il, 289. 
— märfte, II, 285. 
Krieg, deſſen Koften, II, 77. 
Kronthaler, IT, 260. 
Kunftfleiß, I, 113. 
— ſtraßen, f. Yandflraßen. 
Kurbeffen, Anfälfkgmachung, I, 
15a 


Küften, Ginridtungen für bie 
Schifffahst, II, 275. 

Kutfhenpferde, 
denf., IH, 427. 

Rure, I, 3563. II, 39. 


d. 


Zage der Srundflüde, I, 213. 

Zagerhäufer, I, 313. Hi, 461 —. 
vgl. Niederlagen. 

Zand, öde, I, 119 (Bd). 

Landarbeiter, teren Verh. zur 
Bollsmenge, I, 365 — vgl. Feld⸗ 
arbeiter. 

Bandescaffe, IH, 92. 

Landgeſtüte, Il, 168. II, 79. 
— güter, deren Größe, I, 368 


Steuer von 


f. Gebundenheit, Grund: 
eigenthum. 
Fanbjäger, I, 71. 
— fände, Ausgaben für dief., 
III, 50 — Steuerbewilligung derf., 
IN, 249 (a). 
— ſtraßen, Il, 270 — deren 
Koften, IH, 79. 
— wehr, III, 74. 
— wirtbe, Lage berf. in Bezug 
auf den Grundbeſitz. 5, 376—378. 
Il, 46 — ob fie zur Gewerbſteuer 
zu ziehen, HI, 362 ff. 
— mwirthfchaft, I, 97. 358. 360 
— Gapital in derfelben, 215 (a) 
— Art des Betriebes, I, 370 — 
Pflege berfelben, Il, 44. 
Laſten, bäuerliche, II, 52 — Bes 
rüdfihtigung in der Grundſteuer, 
I, 308, 
Laudemium, H, 46. 48—51. 
Law, defin Banf, I, 314. 
Lebensdauer ber Arbeiter, I, 194 
— fteigt in Folge des hohen Los 


— mittel, deren Preis ale 
Beflimmgrund. des Arbeitslohns, 
1 192 — deren Befteuerung, IE, 
— verfiderung, 1, 369. 
zeggen, II, 218. 
gegierung, II, 252. 
Lkegitimationsſchein, Ill, 460. 
Lehranſtalten, lantw., II, 145 
— technologifche, I, 220 — po⸗ 
Igtechnifche, II, 223. 224 — f. d. 
Handel, II, 238 Böhere, III, 80. 
— Tinge,. deren Behandlung, 
il, 185. 199. 
3 zeit in den Handwerken, I, 
185. 


Leibeigenidaft, 1, 19. 
— gedingsguter II, 47 (e). 
— renten, I, 234, Ill, 500. 


Leibanftalten, Leihhäuſer, II, 
332 


— banten, I, 292. (a). 

— caſſen für die Abldfung ber 
bäuerlichen Laſten, HU, 69° — für 
Grundeigentbümer, II, 120 a, 

— geſchäfte, IT, 100 — find 
nicht: productiv, I, 106. 

— sine, |, 228. 














geinweberei, gefeßt. Borfchriften, 
I, 217 (a) — Scaunnftalten 
für dieſelbe, II, 218. 

Leipzig, Bank, I, 317. 

Li q uidirung der Staatsfchulp, 
IH, 507. 

Liffabon, Bank, I, 317. 

Lift, I, 37 (8). 

Lohnherr, I, 187 (ec). 
— fteuer, IH, 391 — 396. 

Zocsbillets in den Niederlanden, 
I, 517 (b). 

Zoofe der Lotterieanleihen, IU, 
53 (c). 

gofung. Ill, 402. 

Loth, II, 253. 

Löthigkeit, II, 253. 

&otterie, II, 362. III, 220. 

Zotterieanleiben, II, 501 — 3. 

Loyalty-loan, HI, 504 (b). 

Zuftbarfeiten, II, 362. 

turus, I, 343 — 47 — ob gefeßs 
lih zu befchränfen, II, 359 — 
2. Geſetze, II, 359 (a) — Befteue- 
rung, II, 423. 425. 451. 


M. 


Maaßſtab, des Preifes, I, 177 — 
ber Bemeinheitstheilung, II, 87 
— der &harten, II, 319. 

— ſyſtem, II, 247. 

Magazine für Getreide, 1I, 136 ff. 
— für die Naturalgefülle des 
Staats, IT, 156. 

Mableinrichtung, I, 216 a (6). 
—  fteuer, II, 431. 

Matland, KRatafter, II, 328. 

Naiſchſteuer, von Branntwein, 
Ill, 438. 

Majorate, II, 83. 

Mäkler, II, 239. 240 — : Orb: 
nung ebd. 

Makute, I, 260. 

Malthus, über die Volfsvermeh: 
rung, II, 13. 

Malzauffchlag, II, 436. 

Mancheſter, Lohnfaß, I, 197 (e). 

Mandaten in Frankreich, IIE, 487. 

Manifeſt, 111, 244. 

Marine, deren Roften, IH, 73 (c). 

Mark, Eölnifche, II, 253. 

Märkte, für Getreide, II, 135 — 
für einzelne Waaren, I, 286 — 
vgl. Jahr⸗M., Wochen: M. 
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Marktpreis, I, 156. 
Maſchinen, deren Erfindung, I, 

115 — Nugen, I, 125 a. 101 — 

beren Wefen, I, 125. — Zweifel 

an der Nüplichfeit, I, 400. 
Mäßigfeitsvereine, I, 347. 
Maut, III, 443. 
MedlenburgsShwerin, 

Schul, III, 523 (c). 

Meifter, I, 398. II, 180 — deren 

Bermebrung, I, 191. 
Meifterrecht, I, 181 — erfchwerte 

Erwerbung deſſ., II, 184. 

— flüd, II, 186, 188. 
Melivrationen, I, 130, — bei 

Domänen, II, 120. 
Mercantilfyftem, I, 33. 
Meifen, deren Nugen, II, 245. 
Meßordnungen in Bezug auf 

Bölfe, IN, 461. 

— tegifter, III, 319. 
Meifung, ſ. Bermeffung. 
Metalle, edle, als Preismaag, I, 

174 — als Umlaufsmittel, I, 262 

— Preis, I, 270 — deren Borrath, 

Bus: und Abnahme in Europa, I, 

277 (a) — werden vom Papier: 

elde verdrängt, 1, 297 — als 
ittel die Handelsbilanz zu def: 
fen, I, 422. 423 — deren Ginfauf 

zur Ausmüngung, II, 198. 
Mietbgefchäfte, I, 100 — nicht 

productiv, I, 106. 

— feuer, II, 426 (6). 

— zins, I, 223. 229 — Abzüge 

von demſ. zur Befteuerung, MT, 

344 — Benupung zur Hausfleuer, 


349. 
Nilhwirthfhaftsvereine, 1, 
382. 


Militärausgaben, II, 72. 

— colonien, II, 74 (ce). 

Mineralftoffe, deren Gewin: 
nung, III, 323. 

Minifter, IM, 68, 

Mittelmwerthe bei ber Grund: 
fteuer, IH, 323. 

Mitwerben, als Beftimmgrund 
des Preifes, I, 152. — bei der 
Arbeit, 1, 195. 

Mobiliarſteuer in Frankr., II, 
426 (a) (6) — Niederlande, Bel; 
gien, 427 (e). | 

Modellfammlungen, II, 235. 

26 * 
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Mountur d. Soldaten, HI, 76. 
Moratorium, I, 111. 
Münzen, I, 264. II, 249 — 262. 
— Nbnügung, I, 277 a(b) — Bers 
träge darüber, II, 262. III, 202. 
Münzfuß, Il, 254. III, 199. 
— regal, II, 106— 202 vgl. 
Schlagſchatz. 
Muſtergüter, II, 147. 
— ftüde, II, 335. 
Muthen, DBergb., II, 37. 
Mutterrolle, III, 338. 


N. 


Nadıfrage, I, 152. 
Nachlaß ter Pachter, IN, 117. 
Nachſchoß, III, 237 (d). 
Nagelihmieden, I, 115 (f). 
Nahrungsbedarf, I, 191. 
— Iofigfeit, II, 326. 
— mittel, gefeglicdhe 
rung derſ., II, 293. 
Naſſau, Gonfolidation, II, 98 — 
Domänen, II, 91 (4) — Tren: 
aung der beiten Gaflen, II, 92 
— Grundfteuer 324 — Bewerb: 
fteuer, 363. 369. 372. 
Nationalökonomie, J, 9.17 (a). 
Natrum, Preis, I, 163 (d). 
Naturalabgaben, II, 71. 
— Sefoldungen, II, 59. 
— fteusrn, Il, 284. 
Naturfräfte, als Güterquellen, 
I, 85. 86 £. 
Navigationsacte, II, 283. 
Menpel, Banfen, I, 317. 
Nebennutzungen, forftlicde, IH, 
"252 


— wege, UI, 459. 
Neigung d. Grundftüde, III, 319. 
Nennpreis, 1, 177. 
Nettogewicht, II, 458. 
Neubaurente, I, 70a. Il, 344. 
Neubrudzehnte, Il, 67. 
Neufchatel, I, 395 (d). 
Niederlagen, NH, 313. III, 461. 
Niederlande, Geldmenge, I, 266 
(a) — Zwiſchenhandel, I, 433 
— NArmencolonien, II, 349 — 
Gewerbfteuer, III, 368 (d) — 
Berfonalfteuer, 426 (c) — Mo⸗ 
diliarfteuer, 427 (e) — Mahl: 
fteuer, 431. — Bieraccife, 436 — 
Schultenweien, 517 (b). 523 (c). 


Taxi⸗ 


Niederwald, I, 390 (c). 
NifhneysNomogorod, 
II, 246 (ff. 
Nomaden, I, 359. 
Nominals, f. Nennpreis. 


Nordamerica, Regionen des Ans 
Baus, I, 87 (5) — Banten, 1,317 
— Aus: und Binfuhr, I, 430 (5) 
— Ganäle, II, 277 — Staatsgüs 
ter, II, 89 (c) — Schulden, III, 
481 (c). 

Notaten, II, 558. 

Rothichulden, I, 236. II, 322. 

Rürnberg, deſſ. Unnfchreibebanf, 
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Nüplickeit, I, 56. 
Nugungsreht, erblihee, ter 
Zantwirtbe, I, 47. 


Meile, 


O. 


Oberbaubehörde, III, 536. 

Oberforſtbehörde, II, 145. 

Oberrechnungskammer, III, 
536. 557. 

Obſtbau, J. 381 — Beförderung 
deſſ., II, 148 — Veranſchlagung, 

PR 129. a 
etroy, IN, 417 (d). 

Dfficiere, HL, 75. 

Ohmgeld, III, 435. 

Defonomie. I, 2. 

Defonomiftifches Syftem, I, 38. 

Omnium, III, 495 (c). . 

Drganifation ter Staatsämter, 
IN. 531. , 

Defterreih, Bank, I, 316 — 
Auss und Einfuhr, I, 430 — 
Schutzzölle, II, 215 — Salzregal, 
II, 186 — Tabalsregal, 204 — 
Lotterie, 222 — Dominicalfteuer 
308 (a) — Grundſteuer, 326 
(a). 328 (g) — Hausſt. 350 — 
Gewerbſt. 372 — Binkommenf. 
400 — Blafienfleuer. 388 (e) — 
Berfonalfteuer, 397 — Mahl: 
fteuer, 431 — Fleiſchacciſe, 432 
— BDieraccife, 437 — Brannt⸗ 
weinaccife, 4138. — Zwangsan⸗ 
leihen, 486 — Lotterieanleihen, 
501 — ältere Staatsfhuld, 517 
— Schuldentilgung, 520 — 
Stand der Schuld, 523. 





P. 


Pachtanſchläge, II, 121—129. 

Pachtcontract, II, 120. 

Pachter, der Steuern, IIL, 288. 
— ob fie zur Gewerbfteuer zu zies 
ben, II, 362— vgl. Domänens 
pachter. 


Pachtrente, I, 207. 209.. 217. 
Bachtungen, I, 377. II, 296 — 

bei Domänen, III, 110. 
Pachtzeit, IH, 185. 

— zins, I, 208 — bei Domä- 

nen, III, 114 — als Stüßpunct 

für die Grundfteuer, Ill, 325. 
Paketſchluß, IN, 218. 
Badhöfe, ſ. Niederlagen. 
Papiergeld, I, 293 — Berfahren 

der Megierung in Anſehung des 

Privat⸗PG., II, 263, — 263 — 

vgl. Staats⸗PG. 

— handel, I, 407. 437 — 

Sorge für denſ., I, 316. 
Barcellarmeffung, Il, 319. 
Bari, der Münzen, I, 289. 
Paſſivhandel, I, 415. 
Patente der Handwerksmeiſter, II, 

196 — ſ. au Grfindungsredhte 
Patentabgabe, II, 569. 374. 
—A II, 324 (a). 

aufchfumme für die Accife, I, 

430. 

Pelzgeld, I, 262. 
Pendel, Anwendung 

Maaßſyſtem, II, 248. 
Benfionen, III, 62. 518. 
Perlenbäche, 11, 195. 
Berfer, dern Wohlthätigkeit, 1, 

335 (b). 

Perſien, Grundfteuer, IH, 316 (a). 
Berfonalfteuer, 1, 397. 
Betty, Tilgungsplan, II, 519. 
Bfandbriefe, II, 114. 

—  bäufer, N, 332. 
Pfennig, gemeiner, II, 402 (ce). 
Pferde, deren Zucdt, II, 168. 169 

ur Anfhafung für das Militär, 

1 


auf das 


‚76. 
PBierdefräfte, I, 90 (Fr). 
Bhnfiofratie, I, 38. 

Pitt, def. sinking fund, IN, 519. 
Blombiren, II, 461. 
Pochzins, Ill, 182. 


405 
Politik, wirtbfchaftliche, I, 13. 
IH, 13 


Polizei, II, 6 — deren Koften, 
IH, 70 — Anflalten, II, 71. 
Polizeigebühren, II, 237 a. 
—  taren, Il, 293—96. 
Bolntehniiäe Schulen, II, 
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Pommern, ritterfch. Banf, I, 317. 

Portugal, Aus und Einfuhr, 1, 

- 430 (6) — Gelbmenge, I, 266 
(a). — Schul, IN, 523 (ec). 

Borzellanfabrifen des Staats, 
m, 153. 

Poſtcurſe, II, 215. 

Poſten, d. Rechnungen, Il, 542. 

Poſtgeheimniß, Il, 219. 

— Halter, 111, 218. 

— teform, Ill, 216 a. 

— regal, III, 205—219. 

Brämie bei Seeverfiherungen, HI, 
284 — für Aus; vder Sinfuhr, 
I, 303 — für volkswirthſchaft⸗ 
liche Zwecke, III, 79 — des Schleichs 
handels, II, 453 (a). 

Brämienaflecuranz, 1, 25. 
—  gefhäft, I, 440 (a). 

Braris, Berhältniß zur Theorie, 
II, 15—17. _ 

Brei, 1, 56. 144. 146 — nutzlich⸗ 
fter Stand, I, 170 — d. Brunt: 
ftüde, I, 219. 

Preisanſchlag, I, 57 (ec). 
— aufgaben, für Gewerfe- 
leute, 11, 225. 
— fähigfeit, I, 56. 
— maaß, allgemeines, I, 260. 

Preußen, Aerzte, I, 111 (ce). 
— Bevölferung und Getreites 
preis, I, 178 (ce) — Gaflenan: 
weifungen, I, 295. 298 — Aus⸗ 
u. Ginfuhr, 1, 430 (db). — Schiff: 
fahrt, I, 4131 — Ablöl. der bäuerl. 
Laften, Il, 61 (ec) — Handelsge⸗ 
jellichaften, 11, 236 (a) — Salz: 
regal, II, 156 — Stempelgelege, 
I, 231 (6) — Steuerbetrag der 
Provinzen, 280 (db) — Gıunb: 
fteuer, 328 (f) — Gewerbileuer. 
360. 369 — Glaffenfteuer, 400 — 
Mahliteuer, 431 (6) — Schlacht⸗ 
ſteuer, 442 — Moſtſteuer, 434 
— Malzſteuer, 436 — Brannt: 
weinfteuer, 435 — WBapiergeld, 
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489 — Binsrebuction. 510. 511 
— Staatsſchuld, 523 (c). 
Price, über Schuldentilgung, IH, 
519 (ec). 
PBrivatlager, 1, 313. 
Broducenten, 1, 138. 
Broduction, f. Hervorbrins 


gung. 

Benpurtienefeuern, III, 429 
a). 

Brohibitivfyftem, H, 213. I, 
446. 


Prolongation, 1, 440 (a). 
Promeſſengeſchäft, IH, 503 (Bd). 
Property tax, Ill, 400. 
PBrotectionsfyflem, II, 213. 
Provincialausgaben, II, 53. 
Prüfung der Handwerker, II, 188 
— ber Rechnungen, III, 557. 


D. 


Duatembergelbder, III, 182. 
DOuesnay, 1, 38. 

Quittungen, II, 553 568. 
Duotitätsftenern, III, 295. 


M. 


Räder, deren Breite, II, 270. 

Radicirte Gewerbe, TI, 194 (c). 

Rapp, I, 452 (ec). 

Raubbau, II, 38. 

NReädificationshetrag, II, 
344, 

Realgewerbe, Il, 194. 

Neal: |. Sahpreis. 

Nebbau, I, 379. — Beförderung 
deſſ. TI, 149. 

Neceßgelder, IH, 182. 

Rechnungen, II, 539 — Pruͤ⸗ 
fung dert 557. 

Rehnungsbehörde, oberfte, II, 
536. 557. 

— befcheid, IN, 558. 

— hrer, Vorkenntniße deſſ., III, 


— geld, I, 260 (b). 

— inftruction, III, 546. 

— ſtyl, II, 548. 549. 

Rechte, dinglihe, im Staatsvers 
mögen, II, 155. 

Rechtszuſtand, als Bedingung 
Der Produetion, II, 18. 


Reclamationen, f. Steuer: 
reclamationen. 

Regalien, I, s5. 166, ſ. Hoh⸗ 
heitsrechte. 

Regenmenge, I, 87 (c). 

Megteausgaben, 11, 66. 

Regierung, 1, 4. A, 1. 

Regierunsaugsgaben, Il, 52. 

— virthſchaft, II, 1. 

Megiftrirungsgebühr, II, 286. 

Regulirung der Steuern, I, 
282. 299. 

Reichthum, der Ginzelnen, I, 76 
— der Völker, I, 79 

Reinertragsſchätzung für die 
Grundſteuer, Il, 328. 

Reis, I, 260 (b). 

MReitpferde, Beſteuerung berfels 
ben, Ill, 427. 

Memedium, I, 254. 

Remifffonen, IH, 117. 

Rente fürbäuerlichen Laften, II, 57, 
— NR. ale Art der Stantsfchul: 
den, III, 493. 491. 

Mentenanftalten, I, 368 a. 

Reutes flottantes und elas- 
aées, III, 513 (a). 

Rentner, deren Behandlung bei 
ber Vefteuerung, II, 259. 

Reparaturen bei Domänen, II, 
119. 

Repartitionsfieuern, III, 295. 

Report, 1, 440 (a). 

Nepublifen, Staatsausgaben in 
denf., IH, 51. 

Mefervefonds, Il, 39. 

Mefte in den Rechnungen, III, 544. 

Rettungscaſſen, Il, 334. 

Revierförſter, II, 145. 

Revifion der zolipflichtigen Waa⸗ 
ten, III, 460 — der Rechnungen, 
I, 557. 

Mheinheffen, Holzpr. 1, 386 (e). 
— hen Katafter HI, 328. 
— ſchifffahrt, II, 279. 281 

b 


(b). 

Micardo, 1, 46 (c) — über den 
Arbeitslohn, I, 202 — über 
Grunprente, I, 209. 212. 216. 

Nindvichzudt, II, 170. 

Rio Janeiro, Banf, I, 317. 

Nodung der Waldungen, IE, 156. 

Rogg n, deſſen Productionskoſten, 

212. 





Rom, Bauken, 1, 317 — Grund: 
fleuer, III, 316 (a) — Bölle, II, 
443 — Anleihe unter Levinus, 
II, 504 (b). 

Hömer, deren volfswirthichaftliche 
Borftellungen, 1, 30. 

Rotterdam, Umfchreibebanf, I, 
285. 

Routine, II, 15. 

Mubriten, Spalten⸗ u. Poſten⸗, 


ni, 542. , 
Ruͤckkauf der Staatsohligationen, 
IN, 524. 


— flände der Steuern, HI, 287. 
— der Ausgaben, III, 486. 
— ftandsrehnung, II, 555. 
— zölfe, II, 311. II, 462. 
Rubgehalte, II, 62. 
Rumfords Suppe, II, 346 (b). 
Runkelrübenzucker, Steuer, II, 
442 — Zollſchutz II, 214 (d). 
Nußland, Zonen ber Wärme, l, 
87 (d) — Bankweſen, I, 317 — 
Auss und Einfuhr, I, 430 (d) — 
Schupzölle, II, 215 (a). — Zoll: 
tarif, I, 451. 452 — Schulbens 
wefen, III, 523 (c). 


S. 


Sadpreis, I, 172. 

Sachſen, Salzeegal, III, 186 — 
Grundſteuer, III, 328. 329. 332. 
335 — Hausfl. III, 357 — Ge⸗ 
werbft. III, 367. 372 — Capitalſt. 
I, 389. — Staatsſchuld, III, 
523 (c). 

SachfensAltenburg, Koburg, 
Gotha, Schuld, III, 523 (ec). 

Salpeterregal, II, 190, 191. 

Salzeonfeription, I, 185. 
— gewinnung, Ill, 

— regal, Il, 184. 

St. Ballen, Bank, I, 317. 

Gt. Betersburg, Bank, 1, 317. 

St. Simon, |, 45a. 

Sardinien, Schuld, III, 523 (ec). 

Schaafzucht, Sufammenhang mit 
den Weiderechten, Il, 72 — Be: 
förderung, II, 171. 172. 

Schatzkammerſcheine, Il, 491. 

Schabungen, Ill, 292. 297. 
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Schätzung, I, 55 — nad ben 

. Breifen, 63. 

Schauanftalten, I, 218. 

Scheidemünzen, MN, 259. 259 
11, 198. 

Schenkwirthshäuſer, 11, 362. 

Schifffahrt verſchiedener Länder, 
1, 431 — Beförderung berf I, 
278—284. 

HH Il, 283. 
hlagfhas, I, 257. II, 196. 
lahtfleuer, III, 432. 

leihhandel, 11, 453. 

leufengelder, Ill, 244. 

lußzettel, II, 240. 

neegränze, J, 87 (b). 

oß, II, 316 (d). 402. 

ottland, Banken, I, 313 — 

olapflangungen, I, 385 (ec). 

ulp, fchwebende, III, 491. 

hulden zwifchen ven Bölfern, 

J, 420° — ber Zünfte, II, 194 — 

val. Staatsfchulden, — der 
taatsbürger in Bezug auf bie 

Sinsrentenfteuer. Hl, 383. 4014. 

Skhuldentilgung bei Erebitver: 
einen, II, 118. vgl. Tilgung. 

Schuldentilgungscaffe, I, 
508 


AA 


RR MAMAAMM 
GSLESER 


Säulbzinien, Einnahme aus 

denf., III, 165. 

Schulen, Il, 21. vgl. Lchranftals 
ten, — für arme Kinder, 11, 353 
— niedere, höhere, III, 80 — für 
Handwerker, I, 222 — polytech: 
nifche, 11, 223. 

Schupflehen, Il, 47(d). 47a (e). 

Schürfen, I, 37. 

Schugfyftem, II, 213. 
— zölle, Il, 301. II, 445. 

Schweden, Lohn, I, 199 — Bank⸗ 
wefen, J, 317. 

Schweiz, Salzregal, III, 186 — 

cala der Cantone, III, 280 'c). 

Stontiren, |, 292. 

Serips, Ill, 495 (c). 

Seehandlung, preuß., Il, 236. 
— verfidherungen, Il, 284. 

Seidenzudt, Il, 173. 

Selbfiverwaltung ber Domä⸗ 
nen, if, 104— 108. 

Senfalen, Il, 239. 

Serra, I, 37 (d). 

Servisfteuer, III, 358 (ce). 
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Servituten, landwirthſch., II, 72. 
— forſtwirthſchaftl. II, 161. 163. 
Silber, deflen Preiserniedrigung, 
I, 171 — Grzeugung, I, 277. 
352 — Berh. 3. Golde, I, 277b. 
Silbermünzen, widtigfte, I, 
255 (c) 
Sinecuren, Ill, 32 (a). 
Sinking fund, II, 519—521. 
Stlaven, I, 112 (e). II, 19. 
— handel, II, 19 (b). 
Smith, R., I, 43—45. — Einfluß 
auf die Finanzwiſſenſchaft, III, 


2 
Smuggel, IH, 453. 
Socialiften, I, 45a. 
Soll der Rechnungen, III, 544. 
Sortenzettel, Ill, 569. 
Spalten der Rechnungen, II, 542. 
Spanien, Tabaferegal, III, 204 
— active und paffive Sähuld, III, 
517 (a). 5233 (c). _ 
Syarcaffen, I, 364. 368. 
Sparfamteit, I, 335 — in den 
Stanteausgaben, IN, 28. 
Sperialität der Etatsſaͤtze, II, 
565 


Spebdition, II, 314. 
Spyieldarten, II, 441. 

— bäufer, III, 226. 
Spinnerlobn, I, 190 (a). 
Spinnmafdinen, I, 125a (b) 


(c). 
Spipenflöppeln, I, 395 (a). 
405 (d 


Sporteln, II, 234. 
Staaten, fihuldenfreie, III, 484 


(c). 
Staatsanleihen, IH, 474. 

— aufwand, f. Staatsaus: 

gaben. 

— ausgaben, II. 24 — or 

dentl., außerord. III, 39 — Feſt⸗ 

feßung derf. mit Rückſ. auf die 

@infünfte, II, 469. 

— banferott, III, 516. 

— credit, Wirkung der Ga: 

pitalfteuer, III, 385. 

— Diener, deren Beſteuerung, 

II, 393 - 95. 

— einkünfte, Hl, 82 — was 

bei deren Unzulänglichfeit zu thun 

it, I, 463 — Graͤnze derſ., 


III, 467 — Feftfekung mit Rüd; 
fiht auf die Ausgaben, 469. 
Gtaatseifenbahnen, II, 219c. 

— fabrifen, II, 153. 
— forftwirtbichaft, III, 145. 
— forſtwiſſenſchaft, Il, 145 


(a). 

— frobnen, II, 65. 

— gläubiger, deren Zahl in 
Großbritanien und Frankreich, 
II, 486 (a). 

— güter, III, 90. 

— monopole, II, 203. 

— obligationen, auf Nas 
men oder auf den Inhaber, II, 
506. 

— papiere, 1,438 ff. — Sor⸗ 
ge für den Handel mit denf., II, 


316. 

— papiergelb, L 295. II, 265. 
III, 487—89 — deſſ. Ginziehung, 
III, 529. 

— rechenkunſt, II, 14. 

— rehnungsweien, fiehe Ras 
meral⸗Rechn. 

aß, I, 464. 
uldbriefe, FI, 506. 
— fhulden, als Grund für 
den Domänenverfauf II, 95 — 
Veranlaflung, II, 463 — Lehre 
von denfelken, 471. vgl. Anlei⸗ 
hen, Tilgung, Staatsban⸗ 
erott. 

— vermögen, Ill, A — Un: 
terfhied von dem Volksvermö⸗ 
en, I, 48 — Erwerb aus demf., 
11, 85 — Beſtandtheile, III, 88. 
— vertheibigung, III, 72. 
— waldungen, I, 137 — 


152. 

— virthfchaftslehre, 1,15. 
—pwiffenfhaft, I, 21. II, 
1 


et ädte, deren Verfall, II, 200. 

Stammgeflüte, II, 168. 
— güter des Fürftenhaufes, III, 
45. 90. 

Stapelrecht, II, 278. 

Statif des Landbaues, I, 212. 

Statiſtik, deren Berhältniß zur 
pol. Def., I, 25 — zur Finanz: 
wiflenfhaft, III, 14. 





Stednadeln, l, 115 (5). 
Steiermark, Bertheilftg des 

Grundbefitzes, I, 368 (c). 
Steinftohlen, 1, 120 (ec). 350 

— in Großbrit. ebd. (e). 394 (a). 

— falz, IH, 189 (c). 

— wege, Il, 270. 
Stempelgebühr, II, 231. 
Sterblichkeit. ‚196 — in ver: 

fchiedenen Ländern, I, 201. 375. 
©Gteuernglll, 84. 247 — deren 

Wirfungen, II, 267 — Gintheis 

fung, 291 — vgl. Auflagen. 
Steueranidhlag, II, 299. 

— ausfchreiben, II, 282. 

— beidreibung, Il, 299. 

— betrug, Il, 413. 

— bewilligung, III, 249. 

— capital, II, 299. 

— caffe, IN, 92. 

— einnehmer, Ill, 289. 

— erbebung, Ill, 286. 

— fäbigfeit, II, 254. — 

Kennzeichen derf. 5. verfch. Bros 

vinzen, 280. 

— freiheit, IN, 250. 315a 


— fuß, II, 282. 

— liften, Il, 299. 

— objecte, IH, 254. 282. 

— pflicht, wer ihr unterliegt, 

II, 263. 

— quellen, II, 254. 

— reclamationen, II, 337, 

376. 

— fimplum, II, 299. 

— ſyſtem, III, 276. 

— vorfhüffe, IN, 486. 

— wefen, Einrichtung deſſ., III. 

276. 

— zölle, IN, 445. 
Stiftungen, deren Steuerpflicht, 

III, 263. 

Stodholm, Banf, I, 317. 
Stods, Il, 506. 
Stodsjobberei, 1, 440. 1, 316. 
Stoffe, rohe, deren Preisveräns 
derungen, I, 186 — Zunahme 

ihrer Roften, I, 216 4. 
Stoffarbeit, I, 96. 

— gewinnung, I, 97. 
Stollenneuntel, II, 182. 
Strafanftalten, II, 69. 
Straßen, H, 569. 111, 79. 


— 
r} 
— 
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Straßenfrohnen, Il, 243. 

— geld, III, 238. 
Streuberebtigung, Il, 162. 

1634. 

Strikes, I, 201 (a). 
Stromgebiet, I, 119 (f). 
Stüdelung, II, 255. 
Stüdlohn, I, 112. 

— meffung, III, 319. 
Sturz der Gaflen, III, 569. 
Submiffion, III, 37 — bei Staate- 

anleihen, III, 505. 

Sully, I, 32. III, 561 (a). 
Sumpfe, deren Austrodtnung, IE, 
103. 


Superinventarium, JII, 178. 
— revifion, Il, 558. 
Suppe, Rumfordiche, II, 3416 (6). 


3. 


Tabaferegal, Il, 204. 

— feuer, III, 440. 

Tabellenform der Rechnungen, 
In, 541. 

Tableau Economigque, l, 40. 

Tagebud, Ill, 547. 

Taglohn, verglichen mit dem Ge⸗ 
treidepreife, I, 179 (a). 

Taglöhner, Unterhaltsbedarf, I, 
190. 191. — deren Lohn in ver: 
fchiedenen Ländern, I, 199 — auf 
proßen Zandgütern, I, 375 — was 
hnien die Derfleinerung der Guͤ⸗ 
ter nügt, 11, 78, 

Taille, ill, 316 (c). 

Tara, I, 458. 

Tarif, der Bor, IH, 216. 217. — 
ter Zölle, III, 458. 

Taration, IH, 121. 

Taratoren, bei der Grundſteuer, 
II, 336. 

Taren, geieplihe, der Nahrungs» 
mittel, H, 293 — des Lohne, II, 
317 — bes Binfes, 11,319 — T. v. 
Anftellungen sc. HI, 233 — für 
Gewerbsconceffionen, 11, 245 — 
von Dispenfationen, III, 246. 

Taxes, assessed, Ill, 425. 

Tehnifer, II, 537. 

Telegrapb, IH, 219 6). 

Theilung der Bauerngüter, II, 77. 

Theorie, Verhaͤltniß zur Braris, 


N 
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Sheuer, Theuerung, 1, 168. — 
des Getreides, 11, 139. 
Thierzucht, I, 358, IL, 167. 
Thoracceife, IN, 429. 
Thür: und Fenſterſteuer, II, 
426 (c). 
Tilgeftamm, sinking fund, IH, 
519—521. 
Tilgung der Staatsfhulden, 
In, 515—529. 
Titel, Beſteuerung, III, 425 (a). 
Zodte Hand, Il, 83. 
Zonnengeld, II, 224. 
Tontinen, 1, 368 (a). Ill, 500. 
Zranffteuern, II, 433. 
Tranfito, fibe Durdhfuhr, 
Durchgang. 
Traneportkoſten, Einfluß auf 
die Grundrente, I, 214. 
Treforfheine, Ill, 489. 
Tretmühlen, TI, 352 (b). 
Triangulirung, II. 318. 
Twift, Einfuhrzoll, I, 214 (d). 


N. 


Meberfluß, 1, 76. 
— fülle der Grzeugnifle, I], 


330. 

— ſchuß der Staatseinkünfte, 
‚II, 464. 

— ſetzung der Handwerfe, II, 

1 


— fparen. Beförderung des⸗ 
felben, II, 363. 
— völferung, II, 330. 
— wälzung ber Steuern, II, 
269 ff. — der Gapitalfteuer, IT, 
379 — ber Aufwanbsft. III, 420. 
422. — des Ausfuhrzulfes, II, 
454. 
Umgeld, III, 428 (a). 
Umlauf, ber Güter, I, 252—56. 
des Geldes, I, 256 — ber frens 
den Muͤnzen, II, 260. 
Umleiten der Briefe, IT, 219. 
uUmſchlagsrecht, III, 278. 279. 
Umfchreibebanfen, I, 283. 
— büder zur ®rundfteuer, II, 
338 


Umfpebition, IT, 218. 
Umtriebözeit, Ill. 146. 
Ungarn, Bauern, II, 19 (c). 


Ungeld, Hl, 42% (a). 

Univerfitäten, II, 50. 

Unterbredyungen ber Arbeit, 1, 
193. 

Unterbalt, ob er bei der Beſteue⸗ 
rung abzuziehen fei, III, 259. 
— sbedarf, 1, 190. 192. 
239. IH, 259. 

— mittel, I, 126. 

Unternehmer, I, 136 — ale 
Lohnarbeiter, I, 187 g- Ginfoms 
men befielben, I, 237. II, 259 — 
364. — Berbintung mehrer Ge⸗ 
werbe bei einem U., IM, 376. 
— nebmung, I, 137. 

— rihtsanflalten, landwirth⸗ 
fchaftl., N, 145 — tedhnologifche, 
II, 220. 

Unterftüßungscaffen, II, 369. 

Urbarmadung, Il, 102. 

Urmaaße, JI. 248. 

Ufo, I, 288 (b) 


V. 


Valuta, feſte, veraͤnderliche, J, 
289 


Valvation, 11. 261. 

Vanſittart, Tilgeplan, IN, 519. 

Venedig, Umfchreibebanf, I, 285. 

Verabredung ber Arbeiter, 1, 
201a. Il, 317. 

Beranihlagung der Ländereien, 
III. 127 


Berbindung ber Arbeiten, I, 116 


(c). 

Verbraud, I, 68. 319. 

Verbrauchsſteuer, ſiehe Aufs 
wandeſteuer. 

Vereine, landwirthſchaftl., II, 146 
— freie Gewerks⸗, II, 198 — für 
Sewerfsbildung, I, 222 — für 
Beförderung der Gewerke, II, 225 
— für Armenpflege, II, 339, 

Verfaffung, Ausgaben aus ders 
felben, III. 45. 

Berhältnißgmäßigfeit der Auf: 
lagen, II, 251. 

Berfauf der Domänen, IH, 94 — 
tes Holzes, III, 156. 

Verkehr, I, 8. 183. 

Verkehrsarbeiten, I, 9. 

— wertb, I, 60. 








Berkleinerung der Bauerngüter, 
1, 77. ſ. aud Gebundenheit. 
Verkoppelung, II, 75 6). 
Verloſungen, lI. 362. 
Vermeſſung, zur Grundſteuer, 
Vermögen, I, 2. 
Vermögensſtamm, 1, 70 — 
Aufzehren deſſ., II, 463. 
— fteuer, II, 293. 402 bie 
404. 

— zuftand der Einzelnen, I, 
714 ff.; — des Volles, I, 78. 
Berpachtung der Domänen, III, 

110. |. Badhtung. 
Beriammlungen, landfländifche, 
beren Koften, III, 50. 
Berihreibungen, Gifecten, 
3 


‚ . 

Berfhwender, II, 361. 

Berfiherung, ſ. Brandvers 
fiherung, Hagelfhaden — 
des Biehftandes, IT, 109 — gegen 
Seearfahr, II, 284. 

Berlorgungseaffen, II, 364. 
368 a. 


Berfteigerung des Holzes, III, 
151 


Vertheilung, I, 140; — des 
@infommens, I, 141. 
Berträge über das Münzweſen, 
II, 262 — über die Schifffahrt, UI, 
281; — über Zölle, II, 301 — 
über den Handel, II, 307—309. 
Verwalter der Domänen, IH, 
104. 
Verwaltung der Staatsfchuld, 
III, 507. 
PBerwandlungsftoffe, I, 123a. 
VBerzehrung, ], 68. 318. — pros 
ductive, I, 323 — Sorge für dief. 
I, 357 f. — wird durch hohe 
Steuern vermindert, III, 417. 
Berzinfung der Staatsfchuld, II, 
509. 


Vieh als Preismanf, I, 260. 
Biebftand, deſſen Bröße, I, 370 
(5) — Berfidserung, II, 109. 

— fleuer, 111, 363. 

— zudt, I, 359 — deren Bes 

förderung, I, 167 — Berechnung 

ihres Ertrages, III, 126. 
Billele, Zinsreduction, III,51 (a). 
Villicus, II, 104 (a). 
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Bifitation der Waaren, III, 406 
— der Perſonen, ebd. (e). 

Volk, 1,4 

Baltsbildung, deren Koſten, III, 


— claſſen, in Hinſicht auf ihr 
Einkommen, 1, 142. 

— einfommen, I, 245. 
menge, deren Zunahme, 1, 
1 


96. 
— ſchulen, 1], 80. 
vermebrung, I, 196. II, 
12. 
— vermögen, I, 6. 48. 50. 
— wirthſchaft, I, 5. 
— wirtbfchaftsiehre, I, 9. 
— wirtbichaftspflege, I, 
17. 1, 1. — Nusgaben für bie: 
felbe, II, 79. 
— wirthſchaftspolitik, 1, 
17. 
Boranfdhlag, II, 465. 
Borfaufsreht Hei Privatberg- 
werfen, III, 183 — bei ber Zoll. 
entrichtung,, III, 457. 
Borräthe, unbeftimmte, I, 52 — 
fertige, I, 127 — von Botens 
ergeugnifien deren Verwaltung, 
Ill, 156. 


Vorrichtungen, ſtehende, I, 125 
— chemifche, ebend. 


W. 


Waarenhandel, I, 407. 
— verfhluß, III, 461. 

MWaifencaffen, II, 368. 
— bäufer, II, 355. 

Waizen, defien Preis in verfchies - 
denen Zeiten, I, 176. 

Wald, deflen Rente, I, 386 — befl. 
Größe im Berhältnig zum Fläs 
henraum der Länder, I, 387 (6). 
— Gigenthumsverhältniffe, 1, 
155 — Nugen des Staatsbeflges, 
IH, 139. 141. — neue Anlagen 
IN, 140. 147 — Befteuerung, III, 
332, ſ. Staatswaldungen. 

— bau, Beförderung deſſ., II, 
153. 165. 

— boden, unbedingter, I, 386. 
—,nüter, Waldſchützen, III, 
145. 

— fervituten, II, 161. HI, 
108. 
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Waldſtreu, I, 162. 163 (a). 
— verwüftung, I, 156. 

— weide, II, 162. 163a. 
Walzende Stüde, II, 76. 
Walpole, deſſen Tilgeftamm, II, 

519. 

Wandern ber Hanbwerfer, Il, 181. 
186. 

Wappen, beren Befteuerung, IH, 
526 (a). 

Märme, Elimatifche, I, 87 — deren 
Zufammenhbang mit den Breifen, 
ebend. (c). 

Marihau, Banf, I, 317. 

Mafferbau, II, 79. 

— baubeiträge, IN, 237a. 

— regal, II, 195. 

— ftraßen, II, 275. 

— zölle, 1, 280. 
Mebemafchinen, I, 404 (d). 
Meberei durch Randleute, I 

397. 

Wechſel, 1,286 — deren Nußen, 
I, 288 — :@urs, I, 289 — in 
Deus auf die Handelsbilanz, I, 
427. 


Meggeld, IH, 238 -42. 

Bebkli, II, 355. 

Weiden, 1,359. II, 162. — Menge 
berf. I, 182 (d) — tes Staute, 
III, 164; — deren @rirag, I, 382 
— Weiderechte, IL, 72— 75. 

Me \ n ar, Winfommenfteuer, IH, 
400. 

Welnaufſchlag, IN, 433 — Er⸗ 
hebung bei den Weinbauenden, 
434 — bei den Schenfwirthen, 
ebend. 

Weinbau ſ. Rebbau. 

Weltwirthſchaft, I, 16—18. 

Werkzeuge, I, 125. 

Merth, 1,56. Gebrauchs⸗, Taufch- 
MW. 57. Genuß⸗, Grzeugungss 
W. 58, abftracter, concreter, 61. 
— als Beitinmgrund des Preis 
fes, I, 247 — der Arbeit, I, 

Biefen, deren Veranſch 
iefen, deren PBeranfchlagung, 
II, 129. sn 

Wieſenbau, I, 382 — deſſen Bes 
förterung, II, 73. 

Wildbann, IE, 175. 

Wirthfchaft, I, 2 


Wirthihaftsgebäude bei Do: 
mänen, III, 119. 
— forn, IM, 128. 
— lehre, 1, 2 — bürgerliche, 
I, 3. 23. - 
— überfhuß, J. 72. 
Wittwencaffen, Il, 36804. II, 
64. 


— gehalt, I, 65. 
Wochenmärkte, II, 287. 
Wohlfeil, Wohlfeilheit, 1, 

168 — der Bodenerzeugnifle, II, 

141 — 133. 

Mohlleben, I, 343. 
MWohlftand der Einzelnen, I, 76 

— ber Bölfer, I, 81. 1, 1 — ter 

Gewerksunternehmer, II, 376. 
Mohlthätigkfeit, I, 335. 
Mohngebäute, des Staates, III, 

154a. — beren Beiteuerung, II, 

343. 

MWohnungsfteuer, II, 426. 
MWollpreis, II, 171. 
Workhouses, Il, 348. 3484. 
Wucher, I, 319 — W.Geſetze, 

I, 319—323. 

Mürdigung fremder Münzen, II, 

261 


MWiürtemberg, Holzpreis, I, 368 
— Fin⸗ und Ausfuhr, I, 430 (b). 
Anſaſſigmachungsgeſetze, II, 15a 
(f) — Staate forſten, II, 142 
— Süttenwale, Hl, 154 — 
Grundgefälle, 155 — Saljregal, 
II, 186. — Hausfleuercapitale, 
352 (c) — Gewerbfteuer, 368. 373 
— Gapitaliteuer, 390 (a) — Bes 
foldungsfteuer, 395 (a) — Huns 
defteuer 427. — Staatsobligatio⸗ 
nen, 507 (6) — Schuld, 523 (c). 


X. 
Xenophon, 1, 29. IN, 19. 


3. 


Sahlenlotterie, Lotto, DI, 222. 

Zahl meiſter einer Caſſe, Il, 567. 

gablungeanweifung, III, 568. 

Bapfgebühr, II, 435. 

Zeche, im Bergbau, II, 37. 

Sehnte, I, 66—700. — des 
Staats, II, 158—164. 








Zeitfäufe, I. 440. 
— pacht der Domänen, III, 110. 
— renten, zur Ablöfung ber 
bäuerlihen Laften, II, 60 — 
als Staatsichulden, im weiteren 
Sinn, IH, 499 — im engeren 
Sinne, 500. 

Zeitungen, deren Befteuerung, 
II, 441. 

Zerſchlagung ber Bauerngüter, 
I, 77 — der Domänen, Ill, 132. 

Settelbanfen, 1, 304. 

Ziegen, tibetanifche, Il, 173 (a). 

Zins, Sntereflen, I, 223. 

Sinsfuß, I, 223. 230 geiehl. 
Beſtimmungen deſſ. II, 319—23. 
— reduction, ll, 510. 
— rente, 1,139. 222. II, 359 
— wovon ihre Bröße in ber Ein: 
nahme des Unternehmers ab: 
hängt, III, 364. 

— tentenfteuer, Il, 377 — 


SZollämter, III, 459. 

Zölle, volfswirthich. Gründe für 
diefelben, I, 297 ff. — als Auf: 
lagen, II, 443 — 462 |. Schußs 
und Steuerzölle, Ginfuhrs, 
auetubrs und Durdhgangss 
zölle. 

gollbauspreis in Großbritans 
nien, I, 429 (a). 
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Sollliften, in Bezug auf die Hans 

delsbilanz I, 428. 

— ftellen, II, 459. 

— Straßen, III, 459. 

— tarif, IH, 458. 

— verein, großer deutfcher, II, 

301 — Schugzölle von Gewerks⸗ 

mwaaren, I, 215 (a) 451. 452 — 

Nunfelrübenzuder, III, 442 — 

Koften, 453. — Durchgangszoll, 

457 (a) — Tarif 458. 

— wefen, deſſ. Ginrichtung, 

II, 458 — Colberté I, 34. 
Zuder, Zollfhug, II, 214 (d) — 

befien Befteuerung, III, 451 (b). 
Zudhtbäufer, II, 69. 
Zunftwefen, II, 178—201. 
Zürich, Bank, I, 317. 
Burundung d. Landgüter, IL, 98. 
Zuwachs der Bolfsmenge, I, 196. 

— bes Holzes, I, 389. 
8wangsanleihen, IH, 486. 

— sMrbeitshäufer, II, 351. 

De curs des Papiergeldes, I, 


266. 
— mittel in der Bolfswirth- 
fchaftöpflege, I, A. 5. 
— : und Bannredte, II, 
264 a. 

Zwifchenhanbdel, I, 408. 432 — 
Pflege defielben II, 310 ff. 
— zeiten für bie Arbeiter, I, 
l 





In demſelben Verlage find erichienen und durch jede Buchhandlung 
zu beziehen: 


Dael, Dr. Fr. Ueber Affociation im Gewerbwefen, naments 
lih SInduftriehallen und gemeinfame Werfftätten. (Beſonders ab> 
gedrudt aus dem Archive ter volitifchen Defonomie von Rau und 
Sanflen. Neue Folge. Bd. VII.) gr. 8. 1848. geh. 5 Near. 


Euripidas. Bon 3. I. &. Donner. 3 Bände. gr. 8. geh. 
. Thle. 4. 15 Mor. 
Häuffer, 8. (Profeffor der Geſchichte in Heidelberg.) Denkwuͤrdig⸗ 
feiten zue Gelchichte der badifhen Revolution. 1851. 49 
Bogen 8. geh. 5 Nthlr. 1. 26°/, Ngr. 
Hanſſen, Prof. ©. , flatiftifche Forfchungen über da Herzogthum 
hleswig, mit befonterer Rüdfiht auf nationelle Gigenthümlich: 
feiten, Gemeindeweſen, Stetterverhältniffe und den gegenwärtigen 
Zuftand der Bauernwirthichaften. Erſtes Heft: die Rüftenftrede von 
der Breede Aue bis zur Wid Aue. gr. 8. 1832. geh. 10 Near. 


— Ueber Öffentliche Arbeitsnahweifungs-Anftalten. (Beſonders 
abgedruft aus dem Archiv der polit. Defonomie und Polizeiw. 
Neue Folge. 4. Bd. 3. Heft.) gr. 8. 1846. geh. 4 Ngr. 

Heine, Dr. med. J., zu Germersheim. Politifche Betrachtungen 
eines Unpolitifchen über das gegenwärtige Verhältmiß Deutſch⸗ 
lands zur Revolution und zur Rarlamentsfrage über tie Beſtellung 
eined Reichsuberhauptes für Deutichland. gr. 8. 1848. F 

12 Ngr. 

Hepp, Dr. F. R. Tb.,.die Theorie von der Zurechnung: und 
von den Milderungsgründen der Strafe nach den neueren Legis- 
lationen und dem gemeinen Rechte, mit besonderer Rücksicht auf 
den Entwurf eines Strafgesetzbuchs für das Königreich Würtem- 
berg. gr. 8. 1836. geh. 10 Ngr. 


Vergleichung des ursprünglichen Hannover’schen Straf- 
entwurfs mit dem revidirten Entwurfe. gr. 8. 1832. geh. 
(Aus den Heidelb. Jahrbüchern der Literatur besonders abge- 
druckt.) 7'/a Ngr. 
Jolly, Jul., Ueber das Beweisverfahren nach dem Rechte des 
Sachſenſpiegels. Differtation unter Genehmigung der hohen Juris 
ftenfacultät zu Heidelberg, zur orbnungsmäßigen Grlangung ter 
Dortorwürbe gefchrieben. gr. 8. 1846. geh. 8 Nor. 


Lieber, F., Srinnerungen aus meinem Zufammenleben mit Georg 
Barthold Niebuhr, dem Gelchichtfchreiber Roms. Aus dem Engl. 
überfeßt von Dr. Karl Thibaut. 8. 1837. geb. 

Rthlr. 1. 5 Nor. 

Liebig, hemifche Briefe. Dritte (ums Doppelte vermehrte) Auflage. 

Thlr. 2. 24 Nor. 

Martin, Dr. C., Rechtsgutachten und Entfcheidungen des Spruch⸗ 

Eollegiums der Univerfität Heidelberg. 1. Band. gr. 8. 1808. 
Thlr. 1. 20 Nor. 


- 











Martin, Lehrbuch des deutichen gemeinen Criminalrechts. Mit 
befonderer Rüdfiht auf das bair. Strafgeſezbuch von 1813. 
Zweite vermehrte und nenbefferte Auflage. gr. 8. 1829. Thlr. 4. 

— Mnleitung zum NReferiren über Rehtsfahen. Dritte vers 
mehrte und verbeflerte Auflage. gr. 8. 1829. 25 Nor. 

— Dr ©. 9, Relationen, nah der Separationsmethode ausge: 
arbeitet. Als Anhang zu feines Vaters, Dr. C. Martins An 
Leitung zum Referiren. Zweite verbefferte und vermehrte Auflage. 
gr. 8. 1829. 20 Ngr. 

— Dr. &., Lehrbuch des deutihen gemeinen GriminalsBru- 
ceffes, mit befonderer Rücficht auf das im Jahre 1813 publicirte 
Strafgefegbuh für das Köni igreich Baiern. Bierte bedeutend vers 
mehrte und verbeflerte Ausgabe. gr. 8. 1836. Thlr. 2. 10 Nor. 

— Lehrbuch des deutſchen gemeinen geürgertihen Proceſſes. 
Zwölfte verbeſſerte Ausgabe. gr. 8. 1838. Thlr. 2. 20 Ngr. 

— Dr. G. A., Grundriß der uriſt Fiteraͤrgeſchichte zum Be⸗ 
hufe von Borlefungen. gr. 8. 20 Nor. 


Niebuhr, M., Regierungs: eher. trag m g r Feſtſtellung der Ur⸗ 
theile über die heutige Geftaltung bes ankweſens und ine 
befondere über die Mannheimer Greblk und Giro:Banf. (Befonders 
abgebrudt aus d. Archiv der polit. Defonumie u. Bolizeiwifienfchaft: 
Neue Folge. Bd. V. Heft 2.) gr. 8. 1846. geh. 20 8* 

Jean Pau! (I. P. Fr. Richter), politiſche Naqchtlaͤnge 
1832. Elegant cartonirt. BU Mar. 


Pfeufer, Chr., Pr. med. in Bamberg, Das Dbermayer’iche 
Befferungsivuftem in den Strafan alten zu KRaiferslautern und 
Münden, mit Bemerfungen über die £örperliche Süchtigung. 
1847. F ner. 

San, Dr. K. (Seh. Rath u. Profeſſor), über die Kamera. 
wit ent — Entwiclung ihres Weſens und ihrer Theile: F 8. 

gr. 

— H. (Geh. Rath u. Profeſſor), uͤber die gandwirte. 
haft der Rheinpfalz und insbefondere in ber Geiperberger 
Gegend. Mit 2 Steintafeln. 8. 1830. geh. 17 Ngr. 

— und 2 v. Babo, über die Behntablöfung. Berbandlungen 
in der Nestarkreisabtheilung des bad. landwirthichaftl. Vereins. 8. 
1831. geh. 5 Ngr. 

— de vi naturae in rempublicam, oratio ete. 4. 1832. 12'/, Ngr. 

— Geſchichte des Pfluges Mit Holzichnitten. Fl. 8. 180. eh. 

gt. 

— zur Kritif über 5. Liſt's nationales Syſtem ber — *8— 

ekonomie. Bſondere abgedruckt aus raue Arhiv der polit. 
Defonomie. V. Band, Heft 2 und 3.) gr. 8. 1843. geh. 


15 Ror. 

Sophokles. Bon 3. 3. * Sonner. Dritte verbeſſerte Auflage in 

2 Bänden. gr. 16. Thlr. 1. 26 Ngr. 

Uhland, Ludwig, — Dichtungen. ar * 1846. —8 
bir. 1. 24 


Inhalte Herzog Ernf von Schwaben. —D der Bar. 


Uhland, Ludwig, dramatiſche Dichtungen. gr. 8. 1846. geb. 
Feine Ausgabe mit breitem Rand. Thlr. 2. 20 Nor. 


— daſſelbe eleg. gebunden mit reicher Goldverzierung. 

Thlr. 1. 28 Nor. 

DE Seit dem Erſcheinen der Sefammtausgate von Uhland’s 

dramatifhen Dichtungen wird „Herzog Grnft von 
Schwaben“ nicht mehr apart gegeben. 

Welcker, Karl, der reichögräflih Bentindifche Gebfolgehneit 
rechtlich beurtheilt. gr. 8. 1847. geh. 

Tachariä, Dr. Karl Sal. Vierzig Bücher vom Staat, um 
arbeitung des früher von demselben Verfassser unter demselben 
Titel herausgegebenen Werkes. Complett in 7 Bänden. gr. 8. 
1839—43. Ermässigter Preis Thlr. 6. 20 Ngr. 

— Staatswissenschaftliche Betrachtungen über Cicero’s 
wiedergefundenes Werk vom Staate. gr. 8. 1823. 

Thir. 1. 20 Neger. 


Entwurf eines Strafgesetzbuches. gr. 8. 1826. 22'/, Ngr. 


Zachariä v. Lingenthal, Prof. Dr. & Ueber die Untericheidung 
zwiſchen servitutes rusticae und urbanae. Gine civtliftifche Abs 
handlung. gr. 8. 1844. geh. 15 Nor. 


Zöpfi, Hofr. Dr. Heior. Grundsätze des allgemeinen und 
‘des constitutionell- monarchischen Staatsrechts, 
mit besonderer Rücksicht auf das gemeingültige Recht -in Deutsch- 
land, nebst einem kurzen Abrisse dcs deutschen Bundesrechtes 
und den Grundgesetzen des deutschen Bundes als Anhang. Vierte 
vermehrte und verbesserte Ausgabe. 2 Bände. gr. 8. 1855. 
geh. Thlr. 2. 16 Ngr. 


— die peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. nebst 


der Bamberger und der Brandenburger Halsgerichtsordnung, sämmt- 
lich nach den ältesten Drucken und mit den Projecten der pein- 
lichen Gerichtsordnung Kaiser Rarls V. von den Jahren 1521 und 
1529, beide zum erstenmale vollständig nach Handschriften heraus- 
gegeben. r. 8. 1842. geh. Thir. 1. 10 Ngr. 
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